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Mar ße preuũtſche Reichotag ik geſchloſſen. Die Vertreter des 
Landes, die RG aus den verſchiedenen Provinzen — aus dem ferne 
Schleſten und us Meſtfalen, sen den Weſtaden der Oſtſee und nom 
Mhein, von der Weitchſel und der Saale, ſammt den Vewohnern dev 
Marten — in der Haupiſtadt des Reicha zuſammengefunden, Hub mm: 
in ihre Heimath zuriefgefehrt;: Die ſtichtbare Einheit der preußifchen 
Nazion, welche die Verſammlung der 600 Nazionalrepraͤſentanten im 
Weißen Saale zu Berlin darſtellte, hat für den Augenblick wieder aufs 
gehört zu exiſtiren; die gewaltige Stimme des preußiſchen Parlaments, 
das Echo einer Bevölferung von 16 Millionen, iſt wieder verſtummt, 
und die Regierung — wir meinen: die Bureaukratie — athmet. freier 
auf, fühlt ſich erlöſt von dem Alpdrud € einer, ſich an ‚jeden ihrer Schritte 
heftenden, unnachſichtigen Kontrole. Zn 

Der Landtag ift geſchloſſen —1 vwelche Refultate läßt er hinter ſich 
zuruͤck? welche Spuren hat er in dad lebendige Fleiſch des Staats 
organisnius eingebrich? welche neue Bahnen hat er den Geſchiden 


Preußens geöffnet? 


OR 
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keun. die Richtengen Mat zu bezeichnen, die ſich auf dem Landtage her⸗ 
vorgeſhan, fo wir die Perfͤnlichkeiten, welche die Träger dieſer Rich⸗ 
mngen waren, damit das Volk hlernach feine Sympathien, die Wähler 
ihr Vertrauen bemeſſen und, wo fle etwa Dieſes getäuſcht fänden, es 
bei der nächften Wahl anderowohin Ienfen möchten. Einer der wich: 
tigften. Vortheile der neuen ſtaͤndiſchen Einrichtungen iſt die ausge⸗ 
dehntere Oeffentlichkeit der Verhandlungen, welche auch die Namen 
der Einzelnen dem Urtheile der öffentlichen Meinung blosftelt. 
und dadurch den Waͤhlern einen feſten Maßſtab für die Wahlen an die 
Hand giebt, der ihnen bisher gänzlich fehlte. Dieſen Vortheil nach 
Moͤglichkeit zu benutzen, halte ich für eine Hauptaufgabe der Preſſe, 
und ich habe daher, ſelbſt auf die Gefahr hin, durch Aufzählung von 
Namen manchen Leſer zu, ermüden, es wir zur Pfiicht gemacht, bei 
allen, Berhandlyngen von nur einigem, prinziniellen Interefie die Red⸗ 
ner für und wid er wenigſtens namentlich aufzuführen, ſo weit mäg« 
lich auch den Kern ihrer Reden, die Schlagworte, welche den politi⸗ 
ſchen Standpunkt anzeigen, wenn auch nur kurz, wiederzugeben. 
Dagegen habe ich eine perſoͤnliche Karalteriſtil der einzelnen Abz⸗ 
georbneten, wobei auch ihre Befähigung und Gigenthiunlichfelt ale 
Redner u. dgl, M, hätte zur Sprache kommen unfen, gho außtchalb 
ber Grenzen dieſes Werkes liegend angeiehen, - Eine. ſolche mag gleich 
falls von großem Interefig fein und anderwärts daher wohl.ihren Platz 
finden ; hier indeß kam es mis nur darauf an, die Einzelnen als Theile 
einer Geſammtrichtung, nach - ihrer Stellung innerhalb einer Partei 
oder an der Spipe einer ſolchen, zu erfaflen und fenntlich zu machen. 
Dazu fehlen mir die Verfolgung ber ganzen parlamentarifchen Birk: 
ſamkeit eine® Jeden nad) ihrer Einordnung in die Gefammtthätigkeit 
des Landtags, unter Hervorhebung der Hauptmomente, in denen fi 
biefelbe entwidelte, beffer geeignet, als Die bloße Gruppirung einzelner 
taralteriſttender Züge um -einen individuellen Mitelpunti. Wer 
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dieſe Geſchichte der Yanptagescerhamblungen, aufmerkfam non vorn bis: 
hinten: dcchlieſt, weh. wohl üben keinen der ‚nur. ingend bebenten⸗ 
deren politiſchen Rulıen, mei deia Dean a. tn. Un⸗ 
Hasen. ſein. Ä 

Ro, —* Banftes pw ih kung hu. rn —* Dia 
Die Aufuhrungen aus der innen. oder geheimen Deſchichte bes: 
Landtages, durch welche ich am. vielen Dielen die äußere, :Bıden 
authentiſchen Merichten-ö Efen tl ic wonliogenne Geſchichte zu ergänzen 
oder zu. erläutern derſucht habe. Im. der Gidrkaug des Materials hirn: 
am ; welches min cheils bie Öffentlichen Blätter, thrils perſoͤnliche und 
brieſliche Minheilungen, theile endlich Die eigne Anſchauung während: 
eines faſt achttaäͤgigen Aufenzhalta in Berlin gerade in ber. eufen, ne 
haͤngnißvollſten Zeit. des Landtags lieferten ‚ bin ih möglichft ſorg⸗ 
fältig und gewiſſenhaft zu Werke gegangen: ‚Sollten ſich dennoch Irr⸗ 
thuͤmer eingeſchlichen haben, ſo moͤgen dieſe in der allgemeinen Un⸗ 
ſicherheii derartiger Beobachtungen und ber Schwierigkeit, hierbei 
immmer das Wahre aus dem für wahr Gegebenen oder Wahrfchein- 
lichen herauszuſondern, ihre Entſchuldigung finden. Beſonders be- 
müht bin ich geweien, in Bezug auf den wichtigſten Moment des gan- 
zen Landtags, die W ahlen, über bie nähern Umftände, welche diefen 
| vorausgegangen, insbeſondere aber über die Beweggründe, welche bie 
verfchiedenen Parteien und deren Hührer, die Einen zum Richtwählen, 
die Andern zum Wählen, mit oder ohne Vorbehalt, veranlaßt haben, 
moͤglichſt genaue und authentiſche Aufklaͤrungen mir zu verſchaffen. 
Ich glaubte, dazu keinen ſicherern Weg wählen zu fönnen, als den: 
mich geradezu an die Hauptbetheiligten felbft zu wenden und Diefe. 
offen und vertrauendvol um die gewünjchten Aufichlüffe zu bitten. 


- Und id muß mit Dank und Freude befennen, daß diefem meinem Ber- 


trauen von den meiften Seiten her mit gleichem Vertrauen und gleicher 
Offenheit entfprochen worden if. Ob es mir nun gelungen, aus dies 


val 

fen Außer werthvollen Materlal ein ſolches MD jener Vorgänge zu 
entwerſer, welches, neben den ſchuldigen Kuͤckſtchten der Diskrezion 
und. neben der Pflicht einer offenen Darlegung des eigenen Uttheils 
auch die Gerechtigkeit und Unbefangenheit in der Aufführing und 
Wärbigung ber fo verfihtenenartigen Beweggründe des «inen wie 
des. andern Theile nirgenes vermiſſen laſſe — darüber möge das 
Publilum, mögen jene Männer felbft entſcheiden. | 

Und fo übergebe ich dieſe Schrift dem preußiſchen, dem deut“: 
fen Volle mit der Hoffnung, dadurch auch ein Scherflein zu dem 
großen Nazionalwerke der Entwicklung unferes öffentligen Lebens, der 
Befeſtigung unferes Rechts⸗ und Verfaſſungszuſtanbes und ber voii 
ſchen Erehung unſerer Rayion betzutragen. 


Liprig im Ofoser 1847. 


SR. Biedermann. 


— — — — — — — — — — — — 
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Erftes Kapitel. 


Die Lage der Dinge beim Zuſammentritt bes erften Bereinigten Land: 
tages: Eindrud der Gelege vom 3. Febr.; das Volk; die Breffe; bie 
Abgeordneten; Maßregeln der Wegierung; Stimmung des Königs. 


— — 


Welches auch immer die Gedanken und Gefinnungen geweſen fein 
mögen, aus denen die Gefeggebung vom 3. Februar hervorgegangen, 


- fo. Biel ift gewiß: man hatte fich ſtark verrechnet, wenn man gehofft, 


Durch Diefelbe die öffentliche Meinung zufriedenzuftellen, das unbequeme 
Andringen von Wünfchen und Rechtsforderungen an den Thron zu bes 
ſeitigen, wohl gar einen allgemeinen Dankes- und Begeifterungsiubel 
für das freie Gefchenf Föniglicher Gnade im Volke zu erregen. Des 
Beröffentlichung des Patents und der Verordnungen folgte zuerft im 
ganzen Lande und in ber Prefie ein beängftigendes Schweigen — man 
wußte nicht recht, ob der Gleichgültigfeit, oder des ſtillen Ingrimms 


über getäufchte Hoffnungen, — fodann aber eine Entladung der Ga 


witterfchwüle in einzelnen ftarfen Schlägen: voran der gewaltige Dons 
ner des Simonfchen Buches, dem bald ein vielfaches Echo von nah 
und fern antwortete. Dazu die gewichtigen Stimmen der franzöfifchen 
und der englifchen Breffe, von denen dieſe in glimpflicheren, jene in ſchaͤr⸗ 
feren Tönen, beide aber doch darin gleichlautend ſich vernehmen lies 
Ben, daß fie den Gedanken, der offenbar bei der Gefebgebung des 
3. Febr. der leitende.gewefen, in feiner völligen Nichtigfeit und Bloͤße dar⸗ 
Rellten, den Gedanken, als laſſe fi) durch ein paar. oftrogirte Baragrafen 
ber bis zum höchften Rande gefhwollne Strom der Volkswünſche und 
der Zeitideen leicht und gefällig in kunftreiche Waflerfälfe, Springbtun⸗ 
| 1 


2. 


nen und fonftige Spiele der Fantaſte eindämmen und ableiten, als 
fönne man einer großen, geiftig reifen Nazion ein öffentliches Leben 
und parlamentarifche Formen geben, aber dabei den firengen Vorbehalt 
machen, daß es auf diefer Bahn fehlechterdings nicht weiter gehen 
dürfe, als man Allergnädigft ihm geftatten werde. 

Natürlich ward dies Alles hohen und höchften Orts fehr übel ver: 
merkt. Man. hatte auf laute Dankes- und Sreudenbezeugungen für das 
Fönigliche Geſchenk gerechnet, und jest fah man, wie daffelbe faft über- 
all mit ziemlich unzweideutiger Berftimmung oder höchftens mit einem 
fhwachen Anflug von Freude, der aber weniger der Abficht des Gebers, 
als den muthmaßlichen unfreiwilligen Folgen der Gabe galt, im Volke 
aufgenommen wurde. Die gehofften Dankesadreſſen, Illuminazionen 
und Freudenfeuer blieben aus bis auf wenige vereinzelte Berfuche dazu, 
und auch diefe waren mit Refervazionen verbunden. Sogar das, fonft 
fo leicht erregbare Publikum der Reſidenz verharrte in einem unheim⸗ 
lichen Schweigen, einem Schweigen, welches unangenehmer auffiel, 
als felbft die gewohnte Weife der Berliner es gethan haben würde, 
duch Witzesworte ihren Unmuth ausflingen und zugleid, verpuffen 
zu laffen, 

Ganz ficher fcheint man freilich gleich von vornherein über den 
Eindrud, den das Patent vom 3. Febr. machen würde, nicht gewefen 
zu fein. Schon am Tage nad) defien Veröffentlichung brachte die Allg. 
Preußifche Zeitung einen langen Erläuterungsattifel, welcher die Ab: 
fichten der Gefeßgebung des 2. Febr. ins rechte, d. h. Ins vortheilhaf: 
tefte Licht zu ftelen bemüht war. Daſſelbe minifteriele Organ gab 
fich überhaupt alle erdenfliche Mühe, die öffentliche Meinung in Betreff 
des Patents und der Verordnungen zurechtzufegen, damit auszuföhnen 
und zu befreunden. Abwechjelnd ftimmte e8 bald den rührenden Ton 
eindringlicher Ermahnungen und Warnungen , bald den hochfahrenden 
ſtrenger Berweife und fouveräner Machtſprüche an; mit fanften Wor⸗ 
ten fchien es felbft eine Polemik über die Gefege vom 3. Febr. hervor: 
rufen zu wollen; aber im gleichen Augenblide fchrieb es auch fategorifch 
die Grenzen vor, über welche diefe Polemik nicht ſollte hinausgehen 
dürfen. 

Auch von andrer Seite her zeigte fih ein ähnlicher fonderbarer 
Widerſpruch. Leichtwerftändliche Winfe wurden gegeben : man wünfche 
eine freimüthige Befprechung der Verordnungen v. 3. Febr., man 
werde. einer folchen Fein Hinderniß entgegenftelen — und doch ſtrich 
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die Zenfur Alles, was nur in etwas einfchneidender, wenn auch noch 
fo gehaltener Weife fich fiber die Berfaffungsfrage ausfprach. 

Auch Feine Liften fol man nicht verfchmäht haben. Das Gerücht 
ſpricht von Artikeln, die den Redakzionen mancher preußifcher Blätter 
von guter Hand mit der nicht wohl abzulehnenden Weifung, fie aufzus 
nehmen, zugefommen, Artikeln, worin die Gegenfchriften gegen die 
Geſetze vom 3. Febr., insbefondere das Simonfche Buch, mit loyaler 
Entrüftung befämpft wurden. Die Allg. Preuß. Zeitung nahm diefe 
Artikel fodann in ihre Spalten auf oder erwähnte fie lobend, unter Be- 
zeugung ihrer freudigen Rührung über die befonnene und Ioyale Hal- 
tung, welche die unabhängige preußifche Preſſe beobachte gegenüber 
den frivolen Angriffen einzelner Parteigänger auf die Tönigliche, 
Gabe. | 

Gegen das Simonfche Buch felbft und feinen Verfaffer verfuhr 
man mit der vollen Strenge des Geſetzes und., wo dieſe nicht aus» 
reichte, mit dem ganzen Aufgebot polizellicher Allgewalt. Den preußi⸗ 
ſchen Buchhändlern warb der Verkauf des Buches bei Androhung von 
Kriminalftrafe unterfagt, obgleich noch Fein Gericht darüber ente - 
fchieden hatte, ob der Anhalt des Buches verbrecherifch,, alfo deſſen 
Verbreitung gefeglich ftrafbar fei. Ja, fo weit ging tiefer Verfolgungs- 
eifer, dab man, um dem Bertriebe der verhaßten Schrift überallhin 
ficher nachſpuͤren zu Fönnen, bei der fächltfchen Regierung die Einfor« 
derung der Verfendungsliften von dem Leipziger Verleger beantragte. 
Die ſächſiſche Regierung war ſchwach genug, fich diefer Zumuthung 
zu fügen und Die Einreichung der Liſten zu verlangen, die natürlich ver- 
weigert und auf der dann auch nicht weiter beftanden ward — ein Be: 
weis, wie wenig man fich hierbei auf geſetzlichem Boden fühlte. 

Simon feldft wollte man mit Stedbriefen verfolgen, weil er, 
eben auf einer Reife begriffen, von Breslau abweſend war, als man 
ihn zitierte, Nur die fchleunige Dazwifchenkunft eines Freundes, der 
Simons fofortige Rüdkehr und fein freimwilliges Erfcheinen vor dem 
Gerichteverbürgte, rettete ihn vor dem Schickſale, wie ein gemeiner Verbre⸗ 
her behandelt zu werden. Simon hattefein Werk, obgleich es ale zen- 
furfreie 20:.Bogenfchrift erſchien, doch auf eigne Hand vorher der ſaͤch⸗ 
ſtſchen Zenfur unterworfen und die Druderlaubniß dafür ohne irgend 
eine Aenderung erlangt. Man wußte aus früheren Vorgängen, daß 
die preußifchen Gerichte in folchen Fällen, geftüst auf $. 7. des Bun⸗ 
desbeichluffes vom 20. Sept. 1819, die völlige Nichtverantwortlichkeit 
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ber Schriftfteller für Die non ber Zenſur iegend eines Deusfchen Bundes 
RRaated zum Drud gelaffenen Schriften ausgufgrechen pflegen. Run 
esificte ein Bundesbeſchluß vom 3. 1832, ver jene Beftimmung des 
Beichtufles von 1819 wieder aufhob. Diefer Ipätere Beſchluß Haste 
aber bisher keine Befegeökraft in Preußen gehabt; weil er nicht in der 
üblichen Weife parblizirt worden war. Schleunig half man jegt Diefem 
Mangel ab; ein Basent erſchien unterm 8. April — drei Tage vor Eröffs 
nung des Landtags — , welches den Bundesbefchluß von 1832 publi» 
zirte, ihn dadurch zum Landesgefeß erhob und ihm fomit bindende Kraft 
auch für Die Gerichtshöfe verlieh. Run konnte man ſchon weit zus 
verfictliher den Prozeß gegen. Simon fortftellen. 

Eine andere Taftif gebrachte man gegen die Schrift: Die 
Aufgabe des erften Vereinigten Kandtages in Preußen‘. Man verbot 
dieſe nicht allgemein (nur hier und da ward fie fonfiszirt); man that 
Vichts gegen ihren Verfaſſer; aber man fuchte durch kecke Entfiellungen 
ihres Inhalts in einem Artifel der Allg. Preuß. Zeitung den Verfafjer 
und feine Anfichten bei der freifinnigen Partei zu verbächtigen, und, als 
dar Verfafler in einer öffentlichen Erklärung dieſes Truggewebe aufdedte, 
nerfuchte man, mit einer neuen Unwahrheit fi) aus der Schlinge zu ziehen. 

Alles Dies verrieth auf Seiten der Regierung eine Reizbarkeit, 
eine Unficherheit, einen Mangel an Vertrauen zu der innern wirfenden 
Kraft der Geſetzgebung vom 3. Febr., welcher das Mistrauen des Vol⸗ 
kes gegen das ihm gebotene Geſchenk nur noch mehr beſtärken und 
rechtfertigen mußte. Eine oktroyirte Verfaſſung, die man durch ſolche 
Mittel der öffentlichen Meinung zu empfehlen ſuchte, hinſichtlich deren 
man gegen jede Kritif fo empfindlich war, Eonnte unmöglich Vertrauen 
erweden. Mit leichter Mühe fühlte Das Volf heraus, daß bei der 
Erlaffung der Gefege vom 3. Febr. entweder nicht nit wahrer Offen: 
heit ober nicht mit Flarem Bemußtfein von Dem, was man thue und 
thun wolle, verfahren worden fei; man glaubte, dieſſeits auf feiner Hut 
fein zu. müflen, weil man fah, wie fehr man es jenfeits war; und, wenn 
man bemerkte, wie auf. Seiten der Rathgeber der Krone die Abficht ob⸗ 
waltete, durch die Berfaffung vom 3. Zebr. das Volk abzufinden 
und ihm zugleich die Berufung auf frühere Verheißungen und geſchicht⸗ 
Hd) begründete Rechte für immer Abzuſchneiden, fo befefligte man 
ſich nur um fo mehr in dem Entfchluffe: ſich eben fo nicht abfinden zu 
laſſen, vielmehr um fo entſchiedener und beharrlicher an jenen Hiftori- 
ſchen Rechtsanfprüshen feſtzuhalten. 
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Solche Aufichten waren es, die ſich mit uͤberwiegender Sewalt in 
den oͤffentlichen Stimmen wie in den vertraulichen Urtheilen über vie 
nenen Berfafiungögefege kundgaben; fie zogen fich, wie ein other Fa⸗ 
den, durch alle Artikel der unabhängigen kiberalen Preſſe, durch alle 
die Schriften hindurch, weiche Die Geſetze vom 3. Febr. einer Kririf 
unterwarfen. Bergebens mahnte die Allg. Preuß. Zeitung mit zaͤrt⸗ 
licher Beſorgniß: man folle doch erft den Kreis der durch die Geſetze 
vom 3. Febr. verliehenen Rechte ausfüllen, che man weitere Forderun⸗ 
gen ſtelle. Vergebens erklärte fie jeve Berufung auf die Afteren ſtändi⸗ 
fehen Gehege von 1815 und 1820 für einen ‚, ungefeglichen Boden“, 
für ein „Sichverlieren in ein Reich der Träume’, welches mit dem in 
Preußen ,, Moͤglichen“ Nichts gemein habe. Vergebens ließ fie fogar 
durchblicken: man werde wohl Mandyes noch über die ſtrenge Worts 
beftimmung der Berordnumgen vom 3. Febr. hinaus nachgeben, aber nur 
aus freiem Willen, nicht als Verpflichtung. Jeder neu auftretende 
Kämpfer für die verfafungsmäßigen Volksrechte ftellte fih doch wieder 
auf den Boden jener Älteren Geſetze, verlor ſich Doch wieder in jene 
„Träume“ von Konftituzion und Nationalrepräfentazion , von wirkli⸗ 
hen Reihsftänden und ihrer jährlichen Einberufung — Träume, wie fte 
das ‚preußifche Volt nun ſchon über ein Menfchenalter hindurch 
träumt, feit jener Zeit, wo man für gut fand, es vom Throne 
ſelbſt herab mit folchen lieblichen Klängen in den Schlaf zu wiegen. 
Mochte auch der fehrofffte Ausprud diefer Stimmung, das Simonfde . 
„Ablehnen!“ nicht unbevingten Anflang finden, mochten die Ans 
fichten darüber, was man zur Ergänzung der Geſetzgebung vom 3. Febr. 
nothwendig noch fordern, und ebenfo darüber, wie man diefe Forderun⸗ 
gen durchſetzen müffe, nicht überall die gleichen fein, mochten die Einen 
die entfchievene Berufung auf ältere Gefege, Andere die mildere Form 
der Bitte vorzüglicher finden , die Allermildefteu endlich, in Hberfließen: 
dem Bertrauen, von der eignen Weisheit des Geſetzgebers allein Die 
Fortbildung der neuen fkändifchen Inftituzionen erwarten, darin fas 
men doch Alle überein, daß mit dem Exlaffe der Verordnungen vom 
3. Febr. der Kampf um die politifchen Rechte des preußtihen Volfes 
feineswegs beendigt, vielmehr erft recht begonnen und gleichſam legalis 
ſirt, in beflimmte gefeßliche Formen gebracht ſei; daß der erfte Verei⸗ 
nigte Landtag nicht blos dazu fich verfammle, um Die durch jene Ver⸗ 
ordnungen ihm übertragenen Rechte und Pflichten auszuüben, jondern 
um allererft das richtige Verhältniß jener Rechte zu diefen Pflichten 
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feftzuftellen und fich einen geſicherten Rechtsboden für feine Fünftige 
Wirkſamkeit zu erfämpfen. 

Unter den Abgeordneten felbft gewannen ſolche Anfichten einen 
breiten Boden. In der Rheinprovinz, in Sachſen und Preußen fans 
den -Befprechungen unter denfelben, namentlich im Stande der Städte 
und Landgemeinden, über das auf dem Landtage einzuhaltende Verfah⸗ 
ren ftatt. Am Stärkften war diefe Bereinigung inder Rheinprovinz; 
auch Fam man dort am Erften zu einem beftimmten Refultate über Das, 
was man thun und fordern wollte. Ein förmlidhes Programm ward 
entworfen, an welchem feftzuhalten man ſich gegenfeitig verfprach. Als 
Hauptbaſis der gegen das Patent vom 3. Febr. auf dem Landtage zu 
organifirenden Oppofizion ward darin das Staatsfchuldengefeg von 
1820 aufgeftellt. Auf ältere Hiftorifche Gerechtfame wollte man nicht 
zurüdgehen, weil man fürdhtete, daß diefe, da fie für jede ‘Provinz ans 
dere wären, die nazionale Einheit flören und dem Sondergeifte Nah⸗ 
rung geben möchten. Den Gedanfen einer Inkompetenzerflärung im 
Simonſchen Sinne wies man, ald unpraftifh und gefährlich, von 
vornherein entfchieden zurüd. Aehnliche Abfichten gaben ſich unter der, 
freilich nur kleinen, freifinnigen Fralzion der ſächſiſchen Abge⸗ 
ordnneten Fund, während die Preußen und die Schlefier fi 
theitweife mehr den Sim on ſchen Ideen zuneigten. 

Die Oppofizion, welche ſich folchergeftalt bereitö vor dem Zuſam⸗ 
mentritt Des Landtags gegen die eigne Grundlage dieſes Landtags, das 
Patent vom 3. Bebr. , zu bilden angefangen, ward noch beftärft und 
angefeuert durch vielfache Zeichen von Zuftimmung, die aus der Mitte 
der Wähler ihr zu Theil wurden. Faſt fämmtliche Hauptfläpte 
der Monarchie, auch viele andere Orte, ganze Kreife, endlich einzelne 
Wähler richteten Adreſſen an ihre Abgeordneten, worin fie denfelden 
die Wahrung der verbrieften, verheißnen Rechte des Volkes dringend 
and Herz legten. *) Die meiften Diefer Adrefien gingen gleichfalls auf Das 
Geſetz von 1820, viele auch auf das von 1815 zurück: alle,aber ver- 
langten und erwarteten von dem Landtage ein thätiges, pofitives Auf: 
treten, nicht ein blos paflives Verhalten, eine Infompetenzerflärung. 


*) ©. d. „Aktenſtücke für den erften Verein. Landtag Preußens’ (Leipzig, Er⸗ 
pebizion des Herold), welche zwei ſolche Zufchriften, die eine von dem Grafen von 
Dohna = Binfenftein, die andere von den Ständen des Neivenburger Kreiſes in Oſt⸗ 
preußen enthalten, 








7 


Das war der Stand ber Öffentlichen Meinung, ihrem überwiegen. 
genden Ausdrude nach, wie fie fi dem Patente vom 3. Febr. gegen- 
über fundgab ; Das waren die Stimmungen und Eindrüde, unter des 
nen bie Abgeordneten des preußifchen Volks zum erflen allgemeinen 
Landtage in der Refidenz zufamınentraten. | 

Der Regierung entging keineswegs, wie wenig günftig biefe 
Stimmungen ihr und ihter neuen Schöpfung waren, und, da eine Bes 


kehrung der öffentlichen Meinung durch die gute Preffe u Gunften des 


Patents nicht gelungen war, fo ſuchte man auf andern Wegen diefelbe 
wenigftend nad) Möglichkeit zu paralyfiren. Unmittelbar vor und nad 
bem Beginne des Landtages brachte die Allg. Preuß. Zeitung Tag für 
Tag neue Gefepe von umfaffender Wichtigkeit und überrafchend libera- 
ler Faͤrbung. Durch das eine diefer Geſetze ward die Bildung religiös 
fer Sekten legalifirt, die Freiheit des Austritts aus den beftehenden 
Kirchengeſellſchaften, ohne Verluſt ver bürgerlichen und politifchen 
Rechte, garantirt und zu Gunften der Ausgetretenen eine neue, vom Glau⸗ 
bensbefenntnifje unabhängige Form fürdie bisher nur unter firchlicher Au⸗ 
torität vollziehbaren bürgerlichen Akte feftgeftellt. 

Durch) ein zweites Geſetz erhob man die Deffentlichkeit der flrafge- 


| richtlichen Verhandlungen, die bis dahin nur eine theilweife gewefen 


war, zu einer allgemeinen, beinahe unbefchränften, und dehnte diefelbe 
zugleich auch auf die zivilrechtlichen Verhandlungen aus. 

Ein drittes Gefeg verfügte die Einführung von Handelsfammern 
und Handelögerichten in den Theilen der Monarchie, wo foldye nod) 
nicht beftanden, | 

Unleugbar bezeichneten dieſe Gefege insgefammt einen bedeutenden 
Fortfchritt in den Grundfägen der Gefepgebung ; unleugbar waren fie 
von einem liberalen, den Zeitforderungen Redynung tragenden Geifte 
diftirt. Allein der Umftand, daß fie fo unmittelbar vor dem Zuſam⸗ 
mentritte ded Vereinigten Landtags, gleichfam unter den Augen der 
fi verfammelnden Stände erfchienen, lenkte die Aufmerkſamkeit von 
ihrem eigentlichen Zwecke und Inhalte ab und auf die muthmaßlichen 
Adfichten hin, welche wohl ihre Veröffentlichung gerade in dieſem Mo⸗ 
mente veranlagt haben möchten. Man konnte nicht wohl anders, als 
irgend welchen Hintergedanfen dabei vorausfegen; vielleicht wollte bie 
Regierung zeigen, daß fie auch ohme die Stände gute und freifinnige 
Geſetze erlafien könne; vielleicht wollte jie den Borderungen und Anträs 
gen zuvorkommen, , die möglicherweife von den Ständen aus an fie ges 


richtet werben möchten. Am Wahrſch einlichſten biteb aber immer, daß 
die Regierung durch dieſe Gefetze die Öffentliche Meinung des Landes 
und. vorzugsweife der Reſtdenz für fich zu fiimmen und dadurch auch 
auf den Landtag eine günftige Rückwirkung hervorzubringen beabſich⸗ 
tigte. Das Mittel fchien nicht fhlecht gewählt. Das Religionspatent 
mußte wohl, bei der im den legten Jahren fo überwiegend gewordenen 
teltgiöfen Bewegung, im ganzen Lande einen günftigen Eindru mas 
ben. Die Erweiterung der Gerichtsöffentlichfeit verfprach einer Haupts 
neigung des Berliner Publifums, der Neugier und dem Interefle an 
Bfientligen Schaufpielen, mannigfache Befriedigimg und mochte zus 
gleich den NRheinländern (von denen man wohl im Boraus fidy det 
ftärkiten und gefährlichften Oppoftzion verſah), als Blirgfchaft innmer 
größerer Annäherung an ihre Gerichtsinftituzionen, ſchmeicheln. Auch 
die Kürforge für das Gedeihn des Handels und der Gewerbe, die ſtich 
in der Errichtung von Handelsforporazionen ausſprach, mußte Der 
Mehrzahl der ftäntifchen Abgeordneten erfreulich fein und konnte Diefe, 
deren Stimme gar fehr zu beachten war, wohl der Regierung vers 
pflichten. | 

Allein man hatte fi dennoch verrechnet. Statt der gehofften: 
Wirkung trat die entgegengefebte ein; das Volk fowohl wie die Abges 
ordneten merften die Abſicht, wurden Dadurch nur noch mehr verfiimmt 
und betrachteten die Gefege, die unter andern Umftänden vielleicht 
Freude erregt hätten, mit Gleichgültigfeit, ja mit Misstrauen. Dazu 
kam, daß das wichtigfte diefer Geſetze, das Religionspatent, auf der 
einen Seite nicht befriedigte, indem es zwar den Austritt aus ber 
Kirche freigab , dafür aber die Kirche felbft mit um fo engern Schran- 
fen umgab und eine Fortbildung derfelden im Ganzen (wie ſie z. B. die 
Uhlichſche Partei wünfcht) für immer abzufchneiden fehlen, auf der 
andern Seite aber durch die faft zu große und mit dem bisherigen Sy: 
fteme der Regierung nicht wohl zu vereinbarende Liberalität feiner Bes 
flimmungen den Verdacht erweckte, es möchte ſich in der Braris wohl 
Manches ganz anders ausnehmen, als auf dem Papier. 

Kurz, wenn man den Zwed gehabt hatte, die öffentliche Meinung 
durch jene Gefege zu gewinnen, fo ward diefer Zweck gänzlich verfehlt; 
batte man ihn aber nicht gehabt, fo hatte man mindeftens den Zeit 
punkt zur Erlaffung derfelben fehr übel gewählt und ſich dadurch ebenfo 
geſchadet, als wenn Dabei wirklich eine ſolche Nebenabficht im Spiele 
gewefen wäre. | 





Line andere Gorge der Negterung war die, daß nit Durch cin 
Ylanmäßlges Zufammenkalten der oppoſizionell gefinnten Abgeorbneten 
und durch deren Berkhrungen mit gleichartigen Elementen der Haupt: 
findt der Geiſt des Widerſtandes und das politifihe Selbſtbewußtſein 
Zener allzuſehr geftärkt werden möchte. Der Magiftrat und die Abge⸗ 
ordneten von Berlin hatten beſchloſſen, den fämmtlichen Abgeordneten 
nach Bor dem Beginn der Sigungen ein großes Feſt zu neben, welchem 
auch die Mitglieder der beiden ftäptifchen Kollegien beiwohnen ſollten. 
Man wußte ihnen dieſe Abſicht auszureden, unter dem Vorgeben, daß 
die Bürgerfchaft es übel aufnehmen werde, wenn manin dieſer Zeit 
der Noth fo bedeutende Summen für einen ſolchen Zwedverausgabe. Das 
gegen bereitete man von Seiten des Hofs und der Minifter Diners und 
Soupers für die Abgeordneten vor, um Diefe neben der ernften parla⸗ 
mentariſchen Thätigfeit fogleich auch die gefelligen Freuden der Haupt- 
ſtadt fchmeden zu laffen und durch die intimen Beziehungen des perfön- 
lihen Zufammenfeins das ſchroffe Sichgegenüberftehen der Volksver⸗ 
treter und der Regierungsorgane im Ständefaale nad Möglichkeit zu 
mildern. 


Ganz befondere Aufmerffamfeiten hatte 'man für die Mitglie- 
der der Herrenfurie, denen man Hofequipagen zur Verfügung ftellte, 


Für den König perfönfih mochte wohl ein nicht geringer Reiz der 
neuen Inſtituzion darin liegen, daß fie feinem romantifchen, nad 
neuen und großartigen Eindrüden verlangenden Geifte erwünfchte Ges 
legenheit bot, das in Berlin noch nie gefehene Schaufpiel einer großen 
parlamentarifchen Berfammlung ins Leben zu rufen, einen glänzenden, 
‚mit Equipagen, Livreen, fürftliden und gräflichen Wappen prunfenden 
Herrenſtand, eine in bunten Uniformen prangende Ritterfchaft und in 
der Bertreterfchaft von Stadt und Land die Repräfentanten fo verſchie⸗ 
dener Stämme und Provinzen um fidh zu verfammeln, fie zu empfan⸗ 
gen in dem vollen Glanze des Königthums, fie anzureden mit der gan- 
zen Würde der Majeftät und mit dem ganzen Selbftgefühl des überler 
genen, feiner Gewalt über die Gemüther ſich bewußten Geiftes. 


Man erzählte ſich damals in Berlin eine Anekdote. Der König, 
der fich mit großem Eifer der Einrichtung und Ausſchmückung der flän- 
diſchen Sigungslofale in ven Gemäcdhern des Schloffes annahm und 
Bieles dabei felbft angab, habe, als Alles fertig geweſen, feinen Bru⸗ 
der, den Prinzen von Preußen, darin umbergeführt und ihm die getrofe 
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fenen Anordnungen gezeigt. „Recht fehön!’’ babe der Prinz gefagt, 
„nur etwas eng !’’ worauf der König fogleich erwidert: „Nun, breit 
follen ſich auch die Herren nicht machen!’ Sehr moͤglich, daß diefe 
Anekdote erfunden iſt; jedenfalls aber bezeichnet fie treffend die Stim⸗ 
mung, mit welcher der König die von ihm gefchaffene neue Inſtituzion 
betrachten mochte. Es find die Eingangsworte des Patents, in die 
Sprache des Berliner Wiges überfept. Die erften Alte des Könige 
in Bezug auf den Landtag, die Geſchäftsordnung unddie Thron⸗ 
rede, lieferten dazu den offiziellen Kommentar. 








Bweites Kapitel. 


Die GSGeſchäftsordnung. 





Die Gefchäftsordnung einer parlamentarifchen Verfammlung ift 
der Körper, in welchem und durdy welchen ſich deren Geift bewegt. 
Iſt der Körper verfümmert oder miögeftaltet, fo wird auch der Geift da: 
duch) in feinen Bewegungen gehenmt. Ein ftarfer Geift mag zwar diefe 
Hemmungen theilweife überwinden und die Schranfen, die der unvolls 
fommene Körper feiner freien Entwidlung ſetzt, durchbrechen, aber fo 
harmonifch werden feine Bewegungen doch nie fein, als wenn fein 
äußerer Organismus volftändig zu feiner Innern Kraft und Lebens⸗ 
fähigfeit ftimmt. 

Eine wahrhaft gute und zweckmaͤßige Gefhäftsorbnung kann 
eigentlich nur aus der lebendigen Wirffamfeit, aus der Praris einer 
parlamentarifchen Verſammlung felbft hervorgehen, gleich wie die ors 
ganifche Körperform dem Geifte nicht von außen angebildet, fondern 
von innen heraus durch deflen formfchaffende Kraft felbft erzeugt wird, 
Freilih muß eine ſolche Verfammlung gleich von vornherein gewiſſe 
Formen ihres Wirkens haben, aber diefe Kormen müflen wenigftens 
fo elaftifch als möglich fein, müffen gleichſam nur Das feftftellen, was 
das eigne Bedürfniß der Berfammlung gebieten würde, und müffen 
im Zweifelsfalle allemal dem lebendigen Geifteder Berfammlung, ihrem 
Ermefien und Beichließen fich unterordnen. 

Sp ift es da, wo man in den parlamentarifchen Körperfchaften 
lebendige Organismen fieht, die fich frei und naturwüchfig aus ſich 
felbft entwideln und geftalten. 

Anders da, wo man die Stände nur wie einen fremden Körper 
betrachtet, der zwifchen die Räder ver bureaufratifhen Mafchinerie ges 
kommen ift und diefein ihrem ruhigen Gange zu hemmen droht, oder wie 
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ein ungelehriges Roß, Das man mit Rappaum und Gebiß zu maniers 
lichen Eourbaden und fhulgerechtem Gange in den abgemefjenen Bah⸗ 
nen anzuhalten für nothwendig findet. Da freilich if die Geſchäftsord⸗ 
nung felbft nichts Anderes, als diefer Kappzaum und dieſes Gebiß, 
womit der abfolute Wille. und feine Diener, die Bureaufraten, die 
Stände zu zügeln und jede aufftrebende Beivegung derfelben durch einen 
ſcharfen Rud fofort niederzubalten meinen. 

Die Geſchäftsordnung für den Vereinigten Landtag, welche am 
Tage feiner Eröffnung die A. Pr. 3. veröffentlichte, war im Wefent- 
lichen den Geſchäftsordnungen ver Provinziallandtage nachgebildet — 
ein Zeichen, daß man in dem Vereinigten. Landtage nichts Anderes 
fah und fehenwollte, als ein Agglomerat von acht Provinziallandtagen. 

Die vom Könige ernannten Marfchälle der beiden Verſammlungen 
— der Herrenfurie und der Kurie der drei Stände — ernennen ihrer 
ſeits nad) freiem Ermeffen, ohne irgend eine Mitwirkung der Berfamm: 
lung, die Sefretäre, ebenfo Die Mitglieder der vorberathenden Abthei- 
lungen oder Ausſchüſſe und in diefen wiederum die Vorfigenden. 

Die Referenten zum Vortrag in den Abtheilungen werden von. 
den Vorfigenden diefer, dagegen die Referenten zum Vortrag in der 
Hauptverfammlung wiederum vom Marfchall erwählt. 

Der Marihall beftimmt bei gleichzeitiger Anmeldung mehrerer 
Redner deren Reihefolge. 

Der Marfhall hat die Redner, wenn fie fi Abfchweifungen, 
Einmifchung fremdartiger Gegenftände oder Berfönlichkeiten erlauben, 
zur Ordnung zu rufen, ohne daß dem dadurch Betroffenen eine Beru⸗ 
fung an die Berfammlung zufteht. 

Der Marfhall kann jederzeit den Redner unterbrechen, fobald ex 
es zur Leitung der Debatte nöthig findet. - 

Der Marſchall allein fann- Anträge, die nicht zur rechten Zeit eine 
gegangen find, dennoch zulaffen, ohne die Berfammlung gu fragen. 

Der Marſchall kann den Schluß der Debatte ausfprechen, auch 
wenn noch Redner angemeldet find, und nur auf den Widerſpruch von 
24 Mitgliedern in der. zweiten, von 6 Mitgliedern in der erften Kurle 
muß er die VBerfammlung darüber, ob die Debatte gefhloflen fein foll, 
abftimmen laflen. 

Der Marſchall beftimmt Die Faſſung und die Reibefeige der Fra⸗ 
gen; die: Mitglieder tönnen zwar Erinnerungen: Dagegen machen, allein 
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dem Ermeſſen des Marſchalla bleibt es überlaffen, ob er diefe berũch 
ſichtigen will oder nicht. 

- Der Marichall kann eine Frage ohne Abſtimmung für entſchieden 
erklaͤren, wenn nach feiner Anſicht die Meinung der Verſammlung 
ſich überwiegend dafür ausgefprochen hat, und engehört dane.abermald 
der ausdrũckliche Widerſpruch von 24 Mitgliedern dazu, um eine foͤrm⸗ 
liche Abſtimmung herbeizuführen. | 

Des Marſchalls Stimme giebt bei Stimmengleihheit ohne Weis 
teres den Ausſchlag (nicht, wie es in andern parkamentarifchen Ber 
‚ Sammlungen Braud if, erft nach nochmaliger Abſtimmung in einer 
falgenden Sipung). 

Der Marſchall hat Erinnerungen, die zum Peotefoll gemacht 
werben, durch feine Erklärung zu erledigen; kann er Dies nicht ſogleich, 
fo läßt er, jedoch ohne Diskuſſion, darüber abſtimmen. 

Der Marfhall Hat die flenografifchen Niederfegriften der. Ver: 
handlungen, bevor fie zur Veröffentlichung fommen , zu genehmigen, 


Der Marſchall giebt die, nur an ihn zu richtenden, fchräftlichen. 


Anträge der Mitglieder, ohne vorherige Berlefung derfelben im der 
Verfammlung, ſofort an eine Abtheilung. 

Endlich, um die Sewweränetät nes Marſchalls vollſtaͤndig zu 
machen, verfügt 8. 29, daß bei Zweifeln über die Auslegung der Ges 
ſchaͤftsordnung die Entſcheidung des Königs eingeholt, bis zu deren 
Einzange aber nah den Beflimmungen des vorfigenpen 
Marſchalls verfahren werben folle. 

Und diefe ganze, faft unbefchränfte Gewalt, welche Die Marfchälle 
der beiden Surien und namentlich der Marfchall der Herrenfurie (der 
zugleich den Vorfig in den vereinigten Kurien führt) den Kurien 
gegenüber befigen, Hegt in den Händen von Männern, weldye nicht 
das Vertrauen der Verſammlung felbft, ſondern allein der Wille des 
Königs auf dieſe Poſten geftellt hat! 

Dazu kamen andre, die Freiheit der Verhandlungen befchrän- 
kende Vorſchriften: fo Die, daß die Föniglichen Propoſizionen allen.an« 
‘dern Segenftännen bei der Berathung vergehen müflen — man erinnent 
ſich, welchen bevenflichen Gebrauch von einer ähnlichen Beſtimmung 
die Regierung Holſteins noch unlängft gemacht hat! — fowie die Auf⸗ 
ftellung einer Praͤkluſtvfriſt von 14 Tagen. für die Ginreihung von 
Petizionen. IL 

Wieder andere. Beftimmungen ſchienen weniger aus des Abſicht, die 
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Selbfiftänpigkeit der Verſammlung zu befehränfen, als aus einer zu 
ängftlichen Beforgniß für Aufrechthaltung ftrenggeregelter Geſchaͤfts⸗ 
formen und aus gänzlicher Unkenntniß des parlamentarifchen Bedürf- 
niſſes hervorgegangen zu fein, waren aber darum nicht minder beengend 
für die Freiheit der Verhandlungen und nicht minder nachtheilig für 
den Geſchaͤftsgang, den fie, flatt ihn zu fördern, nur hemmten und 
verwirrten. 

Dahin gehörte z. B. die Vorfchrift, daß Aenderungsvorſchlaͤge zu 
Berhandlungsgegenftänden, wenn fie nicht vor der Sitzung ſchriftlich 
eingereicht worden, nur ausnahmöweife, durch die Gunft des Mar- 
ſchalls, fofort in der betreffenden Sisung zur Verhandlung fommen 
folten — eine Beftimmung, weldye, wenn fie fiteng gehandhabt ward, 
die Berhandlungen unendlich weitläufig machen und weſentlich Zuſam⸗ 
mengehöriges auf ftörende Weiſe auseinanderreißen mußte. 

Ebenfo erſchwerend war das vorgefchriebene Sprechen von der Tri: 
büne aus, eine VBorfchrift, die zum Theil freilich durch Die großen und 
‚afuftifch ungünftig gebauten Räume des weißen Saales nöthig geworden 
fein mag, ferner die Sitzordnung, welche die einzelnen Provinzen und 
in ihnen wieder die einzelnen Stände von einander abfchied. Hätten 
fi die Mitglieder ihre Sige frei wählen können, fo würde, wenigftend 
für die fpätere Zeit des Landtages, in Folge des allmäligen Zufammen- 
rüdens der Barteien die Weberficht und das Zählen bei den Abftimmun: 
gen unendlich erleichtert und mancher zeitraubende Namensaufruf ver- 
mieden worden fein. 

Allein diefer legten Beftimmung lag freilich eine wohlbewußte Ab- 
fiht zu Grunde: die Erhaltung der provinziellen und fländifchen Un- 
terfchiede felbft in der Außeren Erfcheinung. Was Hätte auch fonft aus 
den zierlichen Marfchallsftäben und bunten Wappenzeichen werben 
ſollen, mit denen die forgfältig von einander abgepferdhten Sigreihen 
der einzelnen Provinzen bezeichnet waren? 

Einen merkwürdigen Widerſpruch boten Die Beftimmungen bes 
$. 24 über die Beröffentlihung der Verhandlungen des 
Landtages dar. Auf der einen Seite kam darin die ganze Aengſt⸗ 
lichfeit und Deffentlichfeitsfcheu der Büreaufratie zu Tage, die ſich nur 
unter dem Schuge einer dreifachen Zenfur der Verhandlungen — 
durch die Sefretäre, Die Marfchälle und den föniglihen Kommiffar — 
ficher und beruhigt fühlte. Auf der andern Seite war die Geftattung der 
namentlichen Aufführung der Redner ein Zugeftänpniß, deffen man 
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ſtch, nad den fo entſchieden abweifenden Erflärungen des Königs 
anf mehrfache ftändifche Gefuche darum, kaum noch verfehen konnte, 
am Wenigſten aber gerade jegt und gerade für den Vereinigten Landtag. 
Denn wen konnte ed wohl entgehen, weldy’ gewaltiges Gewicht da- 
durch in die Wagfchale der Volfsfache, gegenüber dem abfoluten Re⸗ 
gimente, geworfen werde? Mit der Namensnennung der Redner fiel der 
Schleier, der bis dahin die Landtage noch immer vor den Blicken des 
Volkes verbarg; fie hörten auf, mythifche Subftanzen zu fein, deren 
einzelne ‘Berfönlichkeiten nur hinter dem verhülfenden Vorhang der Ano⸗ 
nymität oder im ungewiffen Helldunfel myfteriöfer Gattungsbegriffe 
und Zahlen handelten und wandelten ; fie wurden Fleifch und Bein, in 
jedem ihrer Theile fihtbar dem Auge und erreichbar dem Urtheil 
des Volks; das natürlihe Band war hergeſtellt zwifchen den Wählern 
und den Gewählten, zwifchen der Nazion und ihren Vertretern, aber 
in das ftändifche Syftem war ein tiefer Riß gemacht, durch welchen 
das fo gefürchtete Prinzip Fonftituzioneller Volfsvertretung triumfirend 
feinen Einzug hielt. 

Der König von Hannover hatte wohl Recht, wenn er feinen 
Ständen ihr Gefuh um Deffentlichfeit ihrer Sitzungen mit dem Be: 
merken abfchlug: Das paſſe fih nur für Fonftituzionele Stände, foldye 
aber wären fie nicht und follten fie nicht werben. 

Das Leptere meintenun zwar ber König von Preußen auch, aber, 
nicht ſo durch die Erfahrung gewitzigt, wie der alte engliſche Tory, 
dachte er wohl nicht daran, als er jenen 8. 24 erließ, daß er damit 
felber den Feind in die fo ängftlich gehütete Burg hereinführte. Viel⸗ 
leicht daͤuchte es ihm ritterlih, daß Jeder mit feinem Namen und 
feiner Berfon für feine Worte einftehen ſolle; vielleicht ſcheute er ſich 
auch, vor den Augen Europas das Schaufpiel eines preußifchen 

Reichstages aufzuführen, deffen Mitglieder nur nad) Zahlen, wie die 
Srtraͤflinge in Sibirien, bezeichnet würden. 

Er hätte nur zugleich bedenfen follen, daß in dem Augenblide, - 
wo er die öffentliche Meinung von ganz Europa zur Richterin über den 
Landtag und jede feiner Handlungen einfegte, er jedes Mitglied deffel- 
ben ebenfowohl unter den Einfluß wie unter ven Schu dieſer öf- 
fentlichen Meinung ſtellte, und daß die Macht, dieerdadurd, der Volks: 
flimme über den Landtag und dem Landtage über die Regierung ein- 
räumte, nothwendig auch die legten Stügen feiner geträumten unge: 
ſchwaͤchten Alfeinherrfchaft wie ein ſchwaches Rohr zerfniden mußte. 
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Gluͤcklicherweiſe bedachte er Dies nicht oder glaußte es nicht, wenn 
es ihm vieleicht von feinen Rathgebern worgeftellt ward. In feinem 
ramantiſchen Sinne hielt er es für möglich, eine Verſammlung ven 
600 Abgeordneten des Landes, berufen ala die Bertreter einer großen 
Nagzion, berashend im Lichte einer faft volldaͤndigen Deffentlichfeit, unten 
den Augen von ganz Europa, ebenfo mit dem Winke feiner fürftäichen 
Aumacht lenben und zügeln zu können, wie acht getrennte Provinzial⸗ 
landtage in ihrer vereinzelten und halbverhüllten Wirkſamkeit. 

Unbegreiflicher Widerſpruch in dem Karakter dieſes Königs! An 
demſelben Tage, wo er ſelbſt die Vertreter des Landes durch die geſtat⸗ 
tete Oeffentlichkeit ihrer Verhandlungen zu dem Bewußtſein ihrer welt⸗ 
geſchichtlichen Aufgabe aufftachelt., wo er durch “Preiögebung des 
Namens jedes Einzelnen. an das öffentliche Urtheil der Mit⸗ und Nach⸗ 
welt ſelbſt die Verzagten und Geſinnungsloſen zwingt, ſich als Männer 
zus fühlen und zu bewähren, an demſelben Tage ſpricht er som Throne 
herab zu diefen Männern wie zu unreifen Knaben, im beiehtenden, 
verweifenden,, fcheltenden, drohenden Tone eines geftrengen Lehrerd 
oder Vormundes ! | 





Drittes Kapitel. 


Die Thronrede, ihr Eindrud und ihre Folgen. 





So lauten die Worte, mit denen König Friedrich Wilhelm IV. 
am 11. April 1847 den erften Vereinigten Landtag Preußens eröffnete: 


„Durchlauchtige, Edle Fürften, Grafen und Herren! Liebe Getreue 
Stände von Ritterfchaft, Städten und Landgemeinden! Ich heiße Sie aus 
ber Tiefe Meined Herzend willlommen am Tage der Bollendung eines gro: 
Ben Werkes Meines in Gott rubenden unvergeßlichen Vaters, König Fried⸗ 
xich Wilhelm's III. glorreichen Andenkens. 

Der edle Bau ftändifcher Freiheiten, deſſen acht mächtige Pfeiler ver 
hochſelige König tief und unerfchütterlich in die Eigenthümlichkeiten feiner 
Länder gegründet hat, ift heut durch Ihre Vereinigung vollendet. Er hat 
fein ſchützendes Dach erhalten, Der König wollte fein Werk felber vollen- 
den, allein leider fcheiterte feine Abficht an der ganzlichen Unausführbarkeit 
der ihm vorgelegten Bläne. Daraus find Uebel entſtanden, die fein Flarer 
Blick mit Schmerzen erkannte, vor Allem die Ungewißheit, die manchen 
edlen Boden dem Unkraut empfänglich machte. Segnen wir aber noch heute 
dad Gewiſſen des treuen lieben Königs, ver eigene, frühe Triumphe vers 
ſchmähte, um fein Volk vor ſpätem Verderben zu bewahren, und ehren wir 
fein Andenfen auch in vem Stüd, daß wir fein endlich und eben vollenvetes 
Werk nicht gleich durch Neulingshaft in Frage flellen. Ich verfage im vor⸗ 
aud jede Mitwirkung dazu. Laffen wir die Zeit und vor Allem bie 
Erfahrung walten, und vertrauen wir dad Werk, wie ſichs gebührt, ven 
fördernden bildenden Händen der göttlichen Borfehung. Seit dem Beginn 
der provinzialftännifchen Wirffamfeit habe Ich den Mangel von Einheits⸗ 
punkten unferes ftändifchen Lebens empfunden und Mir die ernfte Frage zur 
gewiffenhaften Ldfung vorgelegt: wie dem abzuhelfen ſei? Meine Entfchlüffe 
darüber find feit langer Zeit zur Reife gediehen. Gleich nach Meinem Res 
gierungd: Antritt habe Ich den erften Schritt zu ihrer Verwirklichung ges 
than durch die Bildung der ſtändiſchen Ausfchüffe und bald darauf durch 
ihre Zufammenberufung. Sie wiffen, Meine Herren, daß Ich die Aus: 
fhußtage nunmehr periodiich gemacht und ihnen die freie Bewegung ber 
Provinzial:Landtage beigelegt habe. Für den gewöhnlichen Lauf der Dinge 
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wird ihre Wirkſamkeit den gefuchten Einheitspunkt befriedigend darſtellen. 
Aber das Staatsfchulden = Gelet vom 17. Januar 1820 giebt, in feinem 
unausgeführten Theil, den Ständen Nechte und Pflichten, die weder von 
Provinzial: Berfammlungen noch von Ausfchüffen geübt werden Fönnen. 

Als Erbe einer ungeichwächten Krone, die Ich Meinen Nachfolgern 
ungefchwächt bewahren muß und will, weiß Ih Mich zwar vollflommen 
frei von jeder Berpflichtung gegen Nichtausgeführtes, vor Allem gegen das, 
vor deſſen Ausführung Meinen erhabenen Vorgänger fein eigenes wahr: 
haft Tandesväterliches Gewiſſen bewahrt hat. Dies Gefeg iſt aber in allen 
weientlichen Theilen auögeführt, ein Pechtßgebäude iſt darauf gegründet, 
Eide find darauf gejchworen, und es hat fi, auch unvollendet wie es ift, 
durch 27 Jahre als ein weiſes Geſetz bewährt. Darum bin Ich. getroften 
Muthes, aber mit der ganzen Freiheit ver Königlichen Machtvollfommen- 
heit an feine ergänzende Vollendung gegangen. Ich bin aber unverfühn- 
licher Feind jeder Willkürlichkeit und mußte es vor Allem dem Gedanken 
fein, eine ſtändiſche Verſammlung Fünftlich> willfürlich zufammenzufegen, 
welche die enle Schöpfung bes theuern Königs, die Provinzials Landtage, 
entwerthet hätte. Es war daher feit vielen Jahren Mein fefter Entfchluß, 
dieſe gefeglich gebotene Verfammlung nur durch die Bereinigung 
ber Provinzial-Landtage ſelbſt zu bilden, 

Sie iſt gebildet. Ich Habe ihr alle aus jenem Gelege fließenden Rechte 
zuerfannt, und über dielelben hinaus, ja meit hinaus, über alle Verheis 
Bungen des hochfeligen Königs, auch dag Steuerbewilligungs⸗Recht in ge 
wiſſen nothmwenpigen Grängen; ein Recht, Meine Herren, deſſen Berant- 
wortlichkeit weit ſchwerer miegt, als die Ehre, die es giebt. Diele wichtige 
Perſammlung mird nun Fünftig wichtige Abfchnitte im Leben Unſeres 
Staates bezeichnen, welche in Meinem Patente vom 3. Februar d, I. vor: 
geſehen find. Treten diefelben ein, fo will Ich die Landtage jederzeit um 
Meinen Thron vereigigen, das Beſte Meiner Länder mit, ihnen berathen 
und ihnen zur Uehung ihrer Rechte nie Veranlaffung bieten. Ich habe Mix 
aber nie ausdrückliche Befugniß vorbehalten, auch ohne vie gefeglichen Ber- 
anlafjungen diefe großen Berfammlungen dann zufammenzuberufen, wenn 
Ich es für gut und nützlich halte, und Ich werde ed, gern und öfter thun, 
wenn dieſer Landtag Mir den Beweis giebt, vaß Ich es könne, ohne höhere 
Regentenpflichten zu verletzen. 

Mein und Meines Vaters freied und treues Volk hat alle die Geſetze, 
vie Wir Beine ihm, zum Schuge feiner hoͤchſten Intereſſen, gegeben 
haben, und namentlich, die Gelege vom 3. Februar, mit, warmer Dankbar⸗ 
feit empfangen, und Wehe dem! ver ihm feinen Dank verfümmern und ihn 
gar in Undank verfehren wollte, . 

Jeder Preuße weiß feit 24 Jahren, daß alle Gefege, nie feine Freiheit 
und fein Eigenthum betreffen, zuvor mit den Ständen beratben werben. 
Bon diefer Zeit an aber weiß Jedermann im Lande, daß Ich, mit ulleini- 

er nothwendig gebotener Ausnahme der Krieged-Drangfale, eine Staate- 
Anleihe abichliefen, Keine Steuer erhöhen, Teine neue Steuer auflegen 
werde, ohne bie freie Buflimmung Aller. Stände. 
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Eple Herren und getreue Stänbe!: Ich weiß, dab Ich mit diefen 
Mechten em koſtbares Kleinod ver Freiheit Ihren Händen anvertraue, und 
Sie werden 08 treu verwalten. Uber ich weiß: auch eben fo gewiß, daß 
Manche dies Kleinod verfennen, daß ed Bielen nicht genügt. @in Theil der 
Preffe zum Beifpiel fordert von Mir und Meiner Regierung geradezu Re⸗ 
volution m Kirche und Staat, und von Ihnen, Meine Serren, Alte zu= 
dringlicher Undankbarkeit, ver Uingeleglichfeit, ja des Ungehorfams. Es 
ſehen auch Biele, und unter ihnen fehr redliche Männer, Unfer Heil in 
der Berwandkung des natürlichen Berhältniffes zwiſchen Fürſt und Volk 
in ein conventioneles Weſen, durch Urkunden verbrieft, durch Eide beflegelt. . 

Möchte doc) das Beiipiel des Einen glücklichen Landes, deſſen Bart 
faffung die Jahrhunderte und eine Erb-Weisheit ohne gleichen, aber kein 
Stück Papier gemacht haben, für und unverloren fein und die Achtung 
finden, die es verdient. Finden andere Länder auf anderen Wege, als jenes 
Bolt und wir, nämlich auf vem Wege „gemachter und gegebener” Eonſti⸗ 
tutionen, ihr @lüd, fo müffen und wollen wir ihr Glück aufrichtig mir ihnen 
preifen. Wir wollen mit gerechtefter Bewunderung das erhabene Beifpiel‘ 
betrachten, wenn e8 einem flarfen Willen, eiferner Konſequenz und hoher 
Weisheit gelingt, Bedenkliches in diefen Zuſtänden aufzuhalten, zurücdzu: 
drängen, zu befehwichtigen, vor Wllem dann, wenn ed zum Seile Deutfch- 
lands und zur Aufrechtbaltung des europälichen Friedens gereicht Preu⸗ 
Ben aber, meine Herren, kaun dieſe Zuftünde nicht ertragen. Fragen Sie 
Mich: Warum? fo antworte Ih: Werfen Sie einen Bli auf die Karte 
von Europa, auf die Lage unferes-Landes, auf unfere Zufammenfegung, 
folgen Sie den: Linien unferer Gränzen, wägen Sie die Macht unferer 
Nachbarn, vor Allem thun fie einen geiftigen Bli in unfere Geſchichte! 
Es iſt Gottes Wohlgefallen gemeien, Preußen durch das Schwert groß zu 
machen, durch das Schwert ded Krieged nach außen, durch das Schwert 
des Geiftes nach innen. Aber wahrlich nicht de8 verneinenden Geiſtes 
der Zeit, fondern des Geiftes der Orbnung und der Zu tr ſprech 
es aus, Meine Herren: Wie im Feldlager ohne die allerdringendſte Gefahr 
und größte Thorheit nur Ein Wille gebieten darf, jo koͤnnen dieſes Landes 
Geſchicke, ſoll es nicht augenblicklich von ſeiner Hoͤhe fallen, nur von 
Einem Willen. geleitet werden, und, beginge der König von Preußen eine 
Brevel, wenn er von feinen Unterthanen die Folgſamkeit des Knechtes for: 
derte, fo würde er wahrlich einen noch viel größeren Frevel begehen, wenn 
er nicht Da 8 von ihnen fordern wollte, was die Krone des freien .Manned ; 
ift, den Gehorſam um Gottes und des Gerwiffens willen. Wen etwa die ’ 
Deutung vieler Worte beunruhigt, den verweif’ Ich nur allein auf die 
fländifchen Epikte, endlich auf dieſe Verſammlung und ihre echte. Da 
wird er Beruhigung finden, wenn er will, 

Edle Berren und getreue Stände! Es drängt Mich zu ber feierlichen 
Erklärung : daß es Feiner Macht ver Erde je gelingen joll, —* zu bewegen, 
das: natürliche, gerade bei und durch feine innere Wahrheit fo mächtig 
machende Verhaältniß zwiſchen Fürft und Bolfineinconvem 
ttomelfes, conftitutionelled® zu wandeln, und daß Ich ed nun 
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und nimmermehr zugeben werbe, daß fih zwiſchen unferen Herr 
Gott im Himmel und dieſes Land ein befchriebenes Blatt, 
gleihiam ala eine zweite Vorſehung, eindränge, um uns 
mit feinen Paragraphen zu regieren und durch fie pie alte, 
heilige Treuezuerfegen. Zwiſchen uns jei Wahrheit. Bon einer 
Schwäche weiß IH Mich gänzlich frei. Ich firebe nicht nach eitler Volks⸗ 
gunfl. (Und wer Fönnte das, ver ſich durch die Geſchichte hat belehren 
laſſen?) Ich flvebe allein danach, Meine Pflicht nach beſtem Wiffen und 
nach Meinem Gewiffen zu erfüllen und ven Dank Meines Volkes zu ver- 
dienen, follteer Mir auch nimmerzu Theilwerden. 

Es Hat Mich oft in den erſten Jahren meiner Regierung Bekümmer⸗ 
niß und Ungeduld angewandelt, daß Ich Hinderniſſe nicht befeltigen Tonnte, 
die fich einer früheren Berufung Ihrer Berfammlung, Eple Herren und 
getreue Stände! emigegenftellten. Ich habe Unrecht gehabt. Wir hätten 
und gegenfeitig um viele Erfahrungen ärmer getroffen; ärmer um Erfah: 
zungen zum Theil Eöftlicher Art, alle aber, wenn auch nicht immer gut, 
Doch für uns unſchätzbar. Iept liegen die Erfahrungen von fleben Jahren 
offen vor und und, Gott wird's geben! nit umfonft. Das Treiben der 
Parteien auf einer Seite, die Gefinnung Meines Volfed auf der andern 
find jegt Elar und unzweifelhaft. Es ift ein herrliches Vorrecht des König- 
lichen Amts, die Dinge jederzeit und unerjchroden bei ihrem rechten Namen 
zu nennen. Das werde Ich Heut als Pflihterfüllung vor Ihnen thun. 
Jetzt bitte Ich Sie, Mir einen Augenblick zu folgen, um ſcharfen Blicks vie 
Lage der Dinge bei und zu betrachten. . 

Die Noth, die ganz Europa in den lebten Jahren heimgefucht iſt 
auch zu und gedrungen, wenn auch minder ſchlimm, als in anderen Län⸗ 
dern. Sie hat und aber wohl gerüftet gefunden und Ich kann Meiner Res 
gierung das ehrende Zeugniß geben, daß jie redlich das Ihre zu ihrer 
Milderung gethan hat, aud) find Mittel vorhanden, ihr ferner entgegen 
- zutreten, wenn und Gott mit neuem Mißwachs verfchont. Hier muß Ich 
aber der Privat: Wohlthätigkeit gerenfen, die fi von neuem unter und 
fo Herrlich, herzerwärmend in diefer Zeit offenbart hat, und Ich bringe 
derjelben hier, vor Ihnen, den Zoll Meiner Bewunderung und Meiner 
Dankbarfeit dar. Doch gehen wir weiter! 

Die Tilgung der Staatsfchuld fchreitet vor. Die Abgaben find ver- 
mindert, die Finanzen geordnet. Sie bieten Mir Heut das Glück, ven 
Brovinzen zum Behufe ihrer Hülfskaffen eine Gabe von 2,000,000 Rthir. 
anzubieten. 

Verwaltung und Nechtöpflege find bei und fo lauter, wie wohl faum . 
in einen andern ande, bei den Gerichten ift Münplichfeit und Deffentlich: 
feit angebahnt; Straßen, Kanäle, Landeöverbefferungen aller Art in 
früher ungefanntem Maaße im Werk; Wiffenfchaft und Kunft in feltenfter 
Blüthez der National: Wohlftand im Zunehmen; Handel, Induſtrie, Ges 
werbe, wenn auch vor ihren europäiſchen Echwanfungen leider! nicht ges 
fhüßt, doch. für die Verhältnifie befriedigend, väterliche Fürſorge und 
beſtes Wollen gewiß nirgend zu verkennen; die Preſſe fo frei, als es die 
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Bunveögefege nur irgend geſtatten; die Bekenniniß : Freiheit unferer alten 
Glaubens⸗ und Gewifjens » Freiheit belebend gefellt, und unfer gerechter 
Stolz und flarfer Schiln, Mein Heer in Linie und Landwehr unvergleiche 
li zu nennen. 

Pit unferen Nachbarn und den Mächten dieffeit und jenfeit des Welt: 
meers ſtehen wir im beften Vernehmen und mit unferen Bundesgenoffen, 
in deren Vereinigung wir einft Deutſchland befreiten und von deren geſeg⸗ 
neter Eintracht mit uns die Aufrechthaltung des 32jährigen Frievens eines 
großen Theils von Europa abhängt, ift dad Verhältniß fefter und inniger, 
denn je. Ä 

Vieles Eönnte Ich noch hinzufügen, geeignet unfere Kniee in Dank 
gegen Bott zu beugen, aber e8 jei genug. Denn es reiht vollkommen Hin, 
diefen Dank und eine Zufriedenheit zu begründen, welche trotz mancher 
gerechten Wünfche, aber bei redlichem Vergleich als ganz natürlich er⸗ 
Scheint. Bor Allem, follte man meinen, müßte die Preſſe Dankbarkeit und 
Zufriedenheit alljeitig verbreitens denn Ich darf es wohl jagen, daß gerade 
die Preffe Mir in befonderem Maße ihren Dank ſchuldet. Edle Herren 
und getreue Stände! Ich fordere Ihre deutfchen Herzen 
auf, diefen Dank zu würdigen! Bei aller Anerkennung des ehren» 
haften Strebens, die Preſſe durch einen edlen und gewiffen Geift zu heben, 
iſt's Doch unzweifelhaft, daß in einem Theile derfelben ein finfterer Geift 
des Verderbens herrſcht, ein Geift der Aufloderung zum Umſturz und 
frechfter Lüge, ſchmach voll für die deutſche Treue und die 
preußifhe Ehre. Ich weiß, daß der reine Volksfinm feftfteht, doch 
täufchen wir und darum ja nicht über die argen Früchte des argen Baumes, 
die und unter der Geftalt der Berftimmung, des Mißtrauend und trauriger 
Einfchüchterung von Seiten des Liberalismus entgegentreten — und fogar 
an der Hand noch fehlimmerer Erfahrungen, offenen: Ungehorſams, ges 
- heimer Verſchwörung, erklärten Abfall von Allem, was guten Menfchen 
heilig ift, verfuchten Koͤnigsmords. Ja bis in unfere Landedficchen hinein 
zeigen fich dieſe Früchte neben dem zwiefachen Tode in Gleichgültigkeit und 
Fanatismus. Aber das Kirchliche gehört nicht vor die Stände. Es hat in 
beiden Konfeffionen feine rechtmäßigen Organe. Ein Belenntnig vermag 
Sch noch Heut unmöglich zu unterdrücken, eingedenk des entfeglichen Bes 
ginnens, Mein Volk um fein beiligftes Kleinod zu beirügen: um ven 
Glauben. an feinen und unferer Aller göttlichen Heiland, Herrn und König. 
Dies Bekenntniß aber lautet: — (und hierbei erhoben Sich Se. Majeftät 


und fprachen dies Befenntniß fiehenn und mit erhobener Rechten) — IH 


und mein Haus, Wirmwollendem Herrn dienen! 

Ich wende den getrühten Bli von den Verirrungen Weniger auf das 
Ganze Meines Volkes. Da verklärt er fich in Sreudenthränen, da, Meine 
Herren, ift, bei allen ſchweren Regierungs: Erfahrungen, Mein Troft, 
Mein Volt ift noch das alte, chriftliche Volk, das biedere, treue, tapfere 
Bolt, das die Schlachten Meiner Väter gefchlagen hat und deſſen ehren⸗ 
werthe Eigenfchaften mit der Größe und dem Ruhm des Vaterlanded nur 
gewachfen find, das fich einft,, wie fein anderes je, In den Tagen ber Trüb⸗ 


» 
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fal mit feinem väterlichen Könige verband und Ihn dann gleichſam uuf Trinten 
Schultern von Sieg zu Siege trug, ein Voll, Meine Herren, oft verfaßt 
durch Künfle der Berführung, aber immer bewährt gefunven. Auch aus 
der gewaltigften biefer Prüfungen wird e8 rein hervorgehen. Denn ſchon 
wird das freche Spiel mit dem Chriſtenthum, der Mißbrauch der Religion 
zu einem Mittel des Umſturzes mehr und mehr in feiner wahren Geſtakt 
als Sakrilegium erfannt und flirbt Hin. Auch ift Dein felfenfeftes Ver: 
trauen auf Volkstreue, als auf dad ſicherſte Löſchmittel des Mordbrands, 
noch immerdar herrlich belohnt worden, von den Älteren wie von der fütt- 
geren Söhnen unfered preußiichen Vaterlandes, felbft da, wo eine uinderr 
Sprache als hier geredet wird. 

Darum, hören Sie ed, edle Herren und getreue Stände, und mög’ 
ed durch Sie das ganze Land erfahren: von allen Unwürdigkeiten, denen 
SH und Mein Regiment fett fieben Jahren ausgeſetzt geweſen, appellir’ 
Ich an Mein Volk! Bon allen ſchnöden Erfahrungen, die Mir viel⸗ 
leicht noch vorbehalten find, appellir' Ih im voraus an Mein 
Bolt! Mein Volk kennt mein Herz, Meine Treue und Liche zu ihm und 
hängt in Lieb’ und Treue an Mir: Mein Bolt will nicht das Mitregieren 
von Repräfentanten, die Schwächung der Hoheit, vie Thellung der Sou⸗ 
verainetät, das Brechen der VBollgewalt feiner Könige, die ihm feine Ge⸗ 
ſchichte, feine Freiheit, feinen Wohlſtand begründet und feine thenerften 
Errungenſchaften allein ſchützen können und — fie ſchützen werben, jo Gott 

gnädig ift, wie biäher. Willen Sie aber, Meine Herren: Ich leſe die Ge⸗ 
finnungen des Volkes nicht in den grünen Pforten und im Jubelruf ded 
Feſtes, noch weniger in Lob und Tadel ver Prefle, oder gar in den bedenk⸗ 
lichen , zumeilen verbrecherifchen Forderungen gewiſſer Adrefſen, wie fie 
wohl an Thron und Stände oder fonft mohin gelangen 3 Ich habe fie aber 
mit Meinen Augen in dem rührenden Dank ver Dienfchen gelefen für faum 
verheißene, faum begonnene Wohlthaten, hier, mo breite Lanpftriche unter 
Waſſer flanden, dort, wo die Menfchen kaum vom Hunger genafen; in 
ihrer Schönen Freude, in ihren naflen Augen bab’ ich fie gelefen vor drei 
Jahren bei der Königin und Meiner wunderbaren Lebensrettung! Da iſt 
Wahrheit — und in Meinen Worten ift Wahrheit, wenn Ich fage: das 
ift ein Herrliche Bolt! und Ich fühle ganz das Glück, dieſem Volke vor 
zuftehen. Und Ihre Herzen werben Mich verfteben und Mir zuſtimmen, 
wenn Ich Sie in diefer großen Stunde auf daß eindringlichfte aufforvere: 
zeigen Sie fich diejed Volkes werth! 

Durdlauchtigfte Edle Fürften, Grafen und Herren ! Sie werden in 
der Stellung, die Ihnen mein Beleg auf dem vereinten Landtag einräumt, 
Meine Abficht erkannt Haben, daß diefelbe eine würdige, den Begriff des 
- beutichen Serrenflandes entfprechende, für das Wohl des Ganzen erfprieße 
liche fei. Ich vertraue Ihnen, daß Sie in diefer Stunde und in dieſen 
Tagen ed tief empfinden, mas es heißt und was es fordert‘, die Erften 
einer Nation zu fein. Sie werben Mein Vertrauen lohnen. 

Sie, Meine Herren von Ritterichaft, Städten und Landgemeinden ! 
find, des bin ich feft überzeugt, durchdrungen von ver Wahrheit, daß Ste 
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ih vlefet Stünde ind in biefeil Tagen die Etften Ihrir Siande find, aber 


auch darum die Wahrer Ihres alten Ruhmes. Blicken Sie auf,diefen 
Iron! Ihre und Meine Väter, Viele von Ihnen und von Meines 
Hauſes Bürften und Ich felbft haben für feine. Erhaltung, feine Meis 
tüng, feine Ehre, für das Leben des Baterlandes gefochten. Gott war 
mit und! — Jept gilt's einen neuen Kampf, um biefelßen hohen Güter, 
einen frieplichen zwar, aber feine Treffen find nicht um eines Haares Breite 
unwichtiger, als es jene im Blachfelde waren. Und Gott wird wieder mit 
und fein, denn ed gilt den Kampf gegen die böfen Gelüfte der Zeit. Ihre 
Einmüthigkeit mit Mit, Ihr tätiges Bekenntniß, Mir helfen zu wollen: 
ben Boden ded Rechts (dem wahren Ader ver Könige) immer mehr zu be: 
fefligen und zu befruchten, wird aus biefem Landtage eine gewonnene 
Haupt: Schlacht wider jenes arge, rechtloſe, Deutfchland betrübende und 
entehrende Treiben machen, zu Ihrem und des Vaterlandes Ruhm und zur 
Befrienigung des Volkes. oo 

Meine Herren von der Ritterfohaft, feien Sie, wie vor Ältere, to 
auch jet und künftig die Exften, die dem Banner von Hohenzollern folgen, 
dus in diefen Landen fett bald fünftehalbhundert Jahren aller Ehre voran: 
geht. Und Sie, Meine Herren von den Städten, legen Sie jegt vor aller 
Welt ein lebendiges Zeugnif ab, daß die Intelligenz, deren größere Maffe 
zu vertreten Sie ftolz find, bei und die rechte, die wahre ſei, die durch Re⸗ 
ligton und Sittlichfeit veredelte, durch Königs: und Vaterlands-Liebe bes 
flimmte. Und Sie, getreue Vertreter der Landgemeinden, Sie und Ihr 
Stand find niemals die legten, wenn e8 gilt: mit Gott für König und 
Paterland, feld im Kriege, ſei's im Frieden. Hören Sie die Stimme 
Ihres Känigs, die Ihnen zuruft: Jetzt gift e8 wieder ! 

In Vieiner Monarchie fleht feiner der drei Stände über dem andern 
ober unter dem andern. Sie flehen alle in gleich wichtigen Rechten und 
in gleich geltenden Ehren neben einander, ein jeder aber in feinen Schran: . 
fen, ein jeder in feiner Ordnung. Das ift mögliche und vernünftige 
Gleichheit, das ift Breibelt. | 

Edle Herren und getrene Stände! ' 

Noch ein Wort über eine Lebensfrage, ja Ich muß fagen über die 
Lebendfrage zwifhen Thron und Ständen, Der bodhfelige. 
König hat das Stänpifche Wefen nach reiferer Ueberlegung im geſchicht⸗ 
lich-deutſchen Sinne in’s Leben gerufen und Ich habe an feinem Werke 
alleininviefem Sinne fortgebaut. Durchdringen Sie fih, Ich be⸗ 
ſchwöre Sie, mit dem Geift dieſer uralten Einfegungen. Sie, Meine 
Herren, find deutſche Stände im althergebrachten Wortfinn, d. 5. vor. 
Allem und mefentlih ,‚‚VBertreter und Wahrer der eigenen 
Rechte“, der Rechte der Stände, deren Vertrauen den bei weiten 
größten Theil vieler Verfammlung entſendet. Nächftvem aber haben Sie 
die Rechte zu üben, welche Ihnen die Krone zuerkannt bat. Sie 
haben ferner der Krone den Rath gewiffenhaft zu ertheilen, 
den diefelbe von Ihnen fordert. Enplich fieht e8 Ihnen frei, Bitten 
und Beſchwerden, Ihrem Wirkfungsfreife, Ihrem Ge- 
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figtsfreife entnommen, aber nach reiflicher Prüfung, an ven Thron 
zu bringen. 

Das find die Nechte, das die Pflichten germanifcher Stände, das 
Ihr herrlicher Beruf. Das aber ift Ihr Beruf nit: „Meinungen 
zu repräfentiren”, Zeit: und Schul-Meinungen zur Geltung bringen 
zu follen. Das ift vollfommen undeutfch und obenein vollfommen unpraf- 
tifch für das Wohl des Ganzen, denn es führt nothwendig zu unlösbaren 
Verwickelungen mit der Strone, welche nach dem Geſetze Gottes und 
Des Landes und nach eigener freier Beftimmung berrichen 
ſoll, aber nicht nach dem Willen von Majoritäten regieren 
fann und darf, wenn Preußen nicht bald ein leerer Klang in‘ Europa 
werden jol! Meine Stellung und Ihren Beruf Elar erkennend und feft 
entfchlofien, unter allen Umſtänden diefer Erfenntniß treu zu han⸗ 
deln, bin Ich in Ihre Mitte getreten und habe mit Königlihem Freimuth 
zu Ihnen geredet. Mit derfelben Offenheit und als höchften Beweis Meines 
innigen Vertrauens zu Ihnen, Edle Herren und getreue Stände, gebe Ich 
Ihnen hier nun Mein Königliches Wort, daß Ich Sie nicht hierher ge= 
rufen haben würde, wenn Ich den geringften Zweifel hegte, daß Sie Ihren 
Beruf anders deuten wollten und ein Gelüft hätten nach der Rolle ſoge⸗ 
nannter Volf8:Reprüfentanten. Sch würde e8 darum nicht gethan haben, 
weil alsdann nach Meiner tiefinnerflen Ueberzeugung Thron und Staat 
gefährdetmwären, und weil Ich es als Meine erſte Pfliht er> 
kenne, unter allen Verhältniffen und Schickungen Thron und Staat 
Meiner Regierung zu bewahren, wie fie find. Ich gedenke der Worte eines 
Königlichen Freundes: ‚, Vertrauen wet Vertrauen‘. Das ift wahrlich 
heute meine fchöne Hoffnung. Daß Mein Vertrauen zu Ihnen ein fehr 
großes ift, Habe Ich Ihnen durch Meine Worte bewiefen und mit ver That 
Ihrer Berufung befiegelt. Auch von Ihnen, Meine Herren, erwarte Ich 
Zeugniffe des Vertrauens und in denfelben Antwort auf Meine Rede durch 
die That. Ich Habe Sie, Gott tft Mein Zeuge, als Ihr wahrfter, als 
Ihr befter, als Ihr treufter Freund berufen, und Ich glaube feft, daß unter 
den Hunderten vor Mir nit Einer ift, der nicht entfchloffen wäre, ſich 
in biefer Zeit al8 Meinen Freund zu bewähren. Manche unter Ihnen 
waren zu Königsberg am 10. September 1840 anmefend, und noch jegt 
höre Ich den donnergleichen Ton Ihres Eides der Treue, der Mir ermär: 
mend durch Die Serle drang. Viele von Ihnen haben Mir am Huldigungs⸗ 
tage Meiner deutichen Erblande mit Tauſenden ein in Meinem Herzen nie 
verklingendes „Ja“ zugerufen, als Ich Sie aufforderte: „Mir mit Herz, 
Geiſt, Wort und That in Treue und Liebe zu helfen und beizuftchen, 
Preußen zu erhalten wie es iſt und wie ed bleiben muß, 
wenn ed nicht untergehen foll, und im bevächtigen, aber jugend⸗ 
Fräftigen Fortſchritt Mich nicht zu Taffen, noch zu verfaumen, aber mit 
Mir auszuhalten durch böfe und durch gute Tage.’ Löſen Sie jegt Ihr 
Wort! Erfüllen Sie Alle Ihren theuer geleifteten Eid! 

Sie vermögen es ſchon bei einer Ihrer wichtigften Berufsühungen, 
indem fie echte, aufrichtige Breunde des Throns und unferer guten Sache 
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in die Ausſchüſſe wählen, Männer, vie e8 begriffen haben, daß es in dieſer 
Zeit die erfte Pflicht der Stände iſt, jede gute Gefinnung, jede Treue im 
Lande durch eigenes Beilpiel zu beleben und zu heben, dagegen jede Art der 
sielgeftalteten Untreue nieverzufchlagen,, zu entmuthbigen, Männer, Meine 
Herren, die jeder Knechtſchaft feind, vor Allem Feinde des ſchmachvollen 
Joches find, welches eine itreleitende Meinung (den Namen ver Freifinnigs 
keit brandmarkend) auf Ihre Hälfe legen will. Diefer Wahlakt ift ein ſehr 
enticheidender, ſehr folgenichwerer Akt. Erwägen Sie das mit Ihrem Her- 
zen und wählen Sie mit Ihrem Gewiffen ! 

Bedenken Sie auch, daß die Zeitder Ungewißheit über die Ge 
ſtaltung des fländifchen Wefens vorüber ift. Manches, was die Nachficht 
bisher mit dieſer Ungewißheit entichuldigen Eonnte, bat Hinfort Feine 
Entſchuldigung mehr. Der 3. Februar dieſes Jahres bat, wie der 
3. Sebruar 1813, den echten Söhnen des Vaterlandes die Bahn geöffnet, 
die fie zu wandeln haben. Aber daſſelbe unausfprechliche Glück, welches 
damals Meinem ruhmgefrönten Bater zu heil murbe, ift ja auch heut 
das Meinige, jegtin dieſem Augenblid. Ich rede ja, wie Er, zu 
preußiſchen, zu Deutfchen Maͤnnerherzen. 

MWohlan denn! Durdlauchtige, Edle Fürſten, Grafen und Herren, 
liebe und getreue Stände von Nitterfchaft, Städten und Landgemeinden! 
Gehen Sie mit Gott an Ihre Arbeit! Sie werden fich (des bin Ich in 
Hoffnung jegt gewiß) Durch diefe ganze wichtige Zeit unferes Beiſammen⸗ 
feind, während ganz Europa auf Sie blickt, als echte Preußen zeigen und 
künftig durch alle Abflufungen Unſerer Ständiſchen Berfammlungen fidh 
immerdar ald echte Preußen bewähren. Dann bleibt auch, glauben Sie Mir’s, 
das Eine, was noth thut, nicht aus, namlich „Gottes Segen, an dem allein 
Alles gelegen‘. Er wird fih aus unferer Cinmüthigfeit in einem breiten 
Strome auf dieſes und die kommenden Gefchlechter und, ich hoff’ es, auf das 
ganze herrliche deutſche Vaterland ergießen, in einem Strome, an dem fich’s 
gut und fiher wohnen läßt, wie an den wohlverwahrten Ufern der ſegen⸗ 
fpendenden, großen Wafler diefer Erde. Unpnunnodh einmalaus 
der Fülle Meines Herzens Willkommen!! 


Sp fehr es im Karafter des Königs lag und daher wohl erwartet 
werden durfte, daß er bei diefem feierlichen Eröffnungsafte aus ber 
ganzen Fülle feines jubjeftiven Gefühls und mit dem ganzen Gepränge 
fürftlicher Machtvollkommenheit zu den Ständen fprechen werde, — 
auf eine ſolche Rede war man doc nicht gefaßt. Diefer fcharfe, haftige 
Akzent, begleitet von heftigen und unfchönen Handbewegungen, ſtach 
auffallend ab von der freudigen Sicherheit und dem Selbftvertrauen, 
womit der König bei früheren ©elegenheiten feine Anfichten und Wil: 
lensmeinungen ausgefprochen hatte. Eine franfhafte Gereiztheit klang in 
der ganzen Rede durch, verhaltener Ingrimm über die. modernen Zeits 
ideen und Bewegungen, deren Berechtigung der Fönigliche Redner nicht 
anerkennen, deren Macht er gern ableugnen zu wollen und dody fich 
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feinen nicht Herbergen zu koönnen ſchlen. Dieſes Prunken ünd Prahlen 
mit dein Glaͤnze der „ungeſchwächten Krone' und det „freien fürftit: 
- hen Mahtvolfommenheit‘ verrieth, ftatt den Zuhörern zu imponiten, 
nur zu ehr, daß der Inhaber dieſer Krone und dieſer Machtvollkommen⸗ 
beit ſelbſt nicht mehr an die ungeſchwächte Kraft ſeines Talismans 
glaubte/ daß et eine Antaſtung, Eine Infrageſtellung feiner Macht fürch⸗ 
tele und von folchen Verſuchen im Voraus durch Drohungen abſchrek— 
ken wollte. Wozu ſonſt ſo viele Worte über Etwas, was man als an⸗ 
erkannt bei Allen vorausſetzt? Warum fo abfichtsvoll immer wieder 
darauf zurüdfommen, daß das ganze Verfafſungswerk nur ein freies 
Geſchenk der Gnade ſei, wenn man nicht fürchtete, daſſelbe möchte äls 
en Rech t angeſehen und mit dem Maßſtabe eines Rechts gemeſſen werden? 

Und nun gar dieſe Polemik gegen die Preſſe, eine Polemik, welche 
ihren Gegenftand, während fie ihn zu erniedrigen glaubt, zu dem Range 
einer ebenbürtigen Macht erhebt — wie wenig angemeflen einer könig⸗ 
lichen Thronrede! Diefe Appellazion an das Volk — wie übel berech— 
net und ſich ſelbſt widerfprechend — da im gleichen Augenblicke der koͤ⸗ 
nigliche Redner die Stände für die ausſchließlichen Vertreter ihrer 
Rechte, der Rechte der Stände erflärt, deren Vertrauen fie entſendet, 
alfe nicht des Volkes in feiner Gefammtheit und am Allerwenigften ber 
Schichten des Volkes, deren Gefinnungen gleichwohl in der Appellas 
sion an das Volt als die allein normalen dargeftellt werden — jenet 
Proletarier, deren gerührter Dank für die königliche Hülfe bei Waſſers⸗ 
und Hungerönoth einen Maßſtab abgeben fol für die Beurtheilung 
der politifchen Meinungen des ganzen Volks, dafür, daß das Vol 
„das Mitregieren von Repräfentanten, die Schwähung der Hoheit, 
bie Theilung der Souderänetät, das Brechen der Bollgewalt feiner 
Könige’ und was fonft noch Alles, nicht wolle. Wie übelberechnet, die 
„ſchöne Sreude’’ der Bürger bei der Lebensrettung des Königs vor det 
mörderifhen Kugel Tſchechs in eine ſolche Beziehung zu ſetzen zu den’ 
politifchen Zeitbefttebungen — ald ob Königsmörder und die Anhän⸗ 
ger verfaffungsmäßiger Volfsrechte in einer Kategorie ſtaͤnden; ale ob 
das Volk, wie ed Jene ächte, auch Diefe ächten müffe? Wieühelberech- 
net, den Danf der Ueberſchwemmten und Hungerleidenden für eine 
Hülfe, welche der König ihnen im Namen des Landes und and 
den Mitteln des Landes gewährt, als einen Freibrief zu betrach- 
ten, kraft deffen das ‘ganze Volk ihm, dem König, die Bewahrung und 
Verwaltung der unbefchränften autofratifchen Machtvollkommen⸗ 
heit anvertraut und gleichſam zur Pflicht gemacht Habe, Und Died“ 
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wirver in drmfelden Uingehbitdte, wo er glechwohl Yinen fo Wefenittt 
Ken, gerade für die Wohlfahrt des Volkes wichtigſten Theil diefft 
Machtvollkommenheit, dad Recht der Bewilligung bon Steuertt und 
Anleihen, mit den Ständen tbeilt — jenen Ständeh, die nicht dAB 
Haze Boll, die nur die Rechte ihrer Standesgenoſſen vertreten follen: 

Wo iſt denn, fd fragte man fih, jenes Volk, welches der König 
auszeichnend und bevorzugend „fein Volk, fein biederes, treues, 
chtiſtliches Voll’' nannte? jenes Volk, an deffen ‚immer bewährte, 
alten Liften der Verführung wiberftehende Treue’’ er von dem Undanke 
and den Untrieben der Preſſe, von Allem, was gegen feinen Wunſch 
uns Willen gefagt oder gethan worden fei oder werben möchte, fo feier: 
lich appellirte? Wo ifl e8 denn, wenn ed weder in den Stimmen der 
Preſſe — den Organen des denfenden und gebildeten Volksbewußtſeins 
— noch in den Adreffen der ftänsifchen und flädtifchen Körperfchaften . 
— vieſer geſetzlich berufenen und berechtigten Vertreter des Landes — 
enthalten jein fol? Sol etwa jene Heine Frakzion Buchſtabengläubi⸗ 
ger oder Gefühtsfeliget als das auoſchließend „chtiſtliche Bolf’’, oder jene 
ebenfo Heine Frakzion blinder Royaliften als das ausfchließend ‚treue 
Volk“ gelten? Dder follen einzelne zufällige oder rein menſchliche 
Gefühlsäußerungen einer unbeftimmten VBolfd menge zum Ausdrud 
des bewußten Bolfsgeiftes in feiner Totalität geftempelt und zu 
Richtern über die politifchen Befttebungen des gebildeten Theils ver 
Razion gefegt werden? Hält es der Koͤnig der Würde und Sicherheit 
einer,, ungeſchwächten Krone ’’ für angemefjener, nach folchen zufälli= 
gen und ſchwankenden Gefühlsftimmungen einzelner Theile des Volks, 
als nach den, aus der organifchen Bewegung des allgemeinen Volks⸗ 
bewußtfeins und dem geregelten Spiel politifcher Inftituzionen ſich er: 
zeugenden parlamentarifchen Maforitäten zu regieren? Iſt ed des Koͤ⸗ 
nigthums würdig, an die Maffe zuappelliren, um fi) den begründes 
ten Rechtsanfprüchen und Wünfchen der politifch vorgefchritterien Klaffen 
der Razion zu entziehen? 

Dazu nun ferner die gänzliche Ungeſchichtlichkeit diefer Berufun- 
gen auf Geſchichtliches! Diefe Anpreifung der englifchen Verfaffung, im 
Gegenfagg zu den fonftituzionellen Verfaffungen, als ob nicht gerane 
England das Mutterland und Vorbild diefer letztern wäre, als ob nicht 
in England mehr denn ſonſt wo, nach Maforitäten‘’ regiert würde! Diefed 
Berweifen der Stände auf ven „geſchichtlich-deutſchen Sinn’, ik 
welchem fie wurzeln, dies Heraufbefchiwören des „Geiſtes uralter 
Ginfegungen‘, mit dem fte ſich „durchdringen“ follen, — Worte, 
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welche der leichtefte Einblick in Die Befchichte deutfiher Stände aufs Ent- 
fehiedenfte Lügen ftrafte. Rein! diefer oftroyirte Geiſt der Gefchichte war 
fo wenig der wahre Geift der Gefhichte, als die beliebig ausgewähl- 
ten Stimmungen einzelner Volkstheile der wahre Geift des Volkes. 
Der romantifche Sinn des Königs mochte wohl gern aus der unbelies - 
bigen Gegenwart mit ihren ‚Zeit: und Schulmeinungen‘’ fi) flüchten 
wollen in eine feinen Neigungen zuſagendere, von diefer modernen Bes 
wegung noch unberührte Vergangenheit; allein dort mußte er, wenn 
er fich nicht ſelbſt täufchen wollte, einer noch weit furchtbareren Macht 
begegnen, der Tradizion jener ächtgefchichtlichen deutfchen Stände, je⸗ 
ner Stände, welche, das Schwert in der Fauft, mit ihren Fürften um 
ihre Rechte fämpften, welche mitregierten im volften Sinne des 
Worts, mitentfchieden über Krieg, Frieden und Bünpniffe, welche den 
Haushalt und felbft den Privataufiwand des Fürften unter Icharfer 
Kontrole hielten, und ihn falten, wenn er verſchwenderiſch damit 
fchaltete. 

Endlich noch diefer theologifche Beigeſchmack der Rede, der an eis 
nen Jacob I. erinnerte, dieſes emfatifche Ausfprechen eines Glaubens: 
befenntniffes, welches nur zu fehr erkennen ließ, wie unauflösfich im 
bem Geifte des Königs die kirchliche mit der politifchen Richtung ver⸗ 
ſchlungen fei, wenn ſchon er die natürliche Trennung beider den Wor⸗ 
ten nad) anzuerfennen fchien ! 

Nicht alle diefe Betrachtungen mochten beim Anhören der haftig 
geiprochenen Rede unterfchienen und deutlich den Gemüthern der Ange⸗ 
redeten vorſchweben — aber ſchon der Geſammteindruck der Rede und 
einzelne beſonders einſchneidende Stellen derſelben reichten hin, um 
eine tiefe und allgemeine Verſtimmung bei-dem größten Theile ver Ber 
jammlung hervorzubringen. Das Gefühl, ſich, die Stände des Reiche, 
wie Schulfnaben behandelt, belehrt, ermahnt, gefcholten zu fehen — 
und Das vor den Augen von ganz Europa, welches diefe Rebe lefen 
wird — Das war ein Stachel, der auch den Unempfindlichſten, polis 
tiſch Gleihgültigften, ja felbft den minder Freiſinnigen tief in die Bruft 
drang. Der Adel und namentlicy der Hertenftand erröthete über Diefe 
Erniedrigung im eignen Namen — durfte man fo zu ihm Iprechen , der 
fid) dur) Rang, Geburt, Reichthum und hiftorifhe Erinnerungen be- 
rufen fühlte, eine’ ausgezeichnete Stellung einzunehmen? — Der Bür: 
gerftand Fnirfchte in dem Gedanken, fi, den Vertreter eines intelligen« 
ten, edlen, gebildeten Volks von 16 Millionen, fo berabgewürbigt zu 
fehen, in dem Gedanken an das Mitleid oder den Hohn, mit dem nicht. 
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nur alle große und freie Nazionen, fondern ſelbſt Die ſtammverwandten 
Bölfer in den Heinen Eonftituzionellen Staaten Deutfchlands auf ihn 
herabſehen würden. Die befonnenen Royaliften felbft beflagten die 
ſchroffe Stellung, die das Königthum durch diefe Rede fo offen, fo vor 
aller Welt Augen, gegenüber den gerechten und unabweisbaren Forde⸗ 
ungen der Razion, einnehme, eine Stellung, welche ein Zuridigehen, 
ein Sewähren von Zugeftändniffen ohne Blosgebung der perfönlichen 
Autorität des Monarchen beinahe unmöglich mache, und die Freunde 
eines gefeglichen, organifchen Fortſchritis fahen mit Beſorgniß die Hoff- 
aung auf.eine friedliche und verföhnliche Löfung der ohnehin fo vers 
widelten Berhältniffe durch diefen hartnädigen und leivenfchaftlichen 
Widerftand des Königs gegen jede Prinzipänderung wiederum in uns 
gewiſſe Ferne hinauegerüdt. Die Patrioten vernahmen mit ſchmerzli⸗ 
hen Empfindungen die, wie e8 fchien, nicht abfichtslofe Hindeutung 
auf das unwandelbare Kortbeftehen der fo verhaßten ruffifchen Allianz. 
Alle logifche und politifche Köpfe waren erftaunt über die Unflarheit 
der Ideen in der Föniglichen Rede, verlebt durdy die Zumuthung , fols 
hen Fategorifchen Ausfprüchen ihre-eigne beffere Einficht unterzuorpnen, 
zum Spotte gereizt gegen die eigenmächtigen Behauptungen und man 
gelhaften Beweisführungen,, in denen ſich diefe politifche Vorleſung 
bewegte. 


Die Minifter felbft follen über die Rede des Königs betroffen ge: 
wefen fein, vor Allen der Minifter des Innern, der dazu auderfehen 
war, als Föniglicher Landtagsfommiffar die Regierung vor den Stäns 
den zu vertheidigen. Eine ſolche Rede war ein fchlechter Geleitsbrief 
für ihn zu diefem Gefchäfte. 


Wie man hörte, war die Rede entweder gar nicht vorher 
mit den Miniftern berathen oder gegen Ihren Rath jo abgefaßt worden, 
wie fie gehalten wurde. Nur der Kabinetsminifter v. Thile fol im 
Bertrauen des Königs geweſen fein; wenigftens ſah man ihn während 
des Vortrags der föniglichen Rede mit einem Manuffripte in der Nähe 
des Thrones ftehen und dem Könige von Zeit zu Zeit fouffliren, wähs 
rend ein Adjutant des Königs im Hintergrunde, in einer Benfternifche, 
die Abweichungen des freien Vortrags von dem Texte der ausgearbei- 
teten Rede notirte. 


Auch in der Etadt machte die Thronrede, als fie nody am gleichen 


Abend in der Allg. Preuß. Zeitung gedrudt eiſchien, einen allgemeinen 
und tiefen Eindrud. Die loyalften Männer, felbft bis zu den höchſten 
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Damien hinquf, waren Daher beteefien, und 548 in Die unten 
fen Püͤrgarkllaſſen pflanzte fih die Verſimmung, bie Verblte- 
zung, die ſchmerzliche Beſtürzung fort. Kur die Heine Zahl der royalt 
Rifchen Uhtrag priefen die fönigliche Rede als eine große und erhabene 
That, alg ein Meifteuftüc politiſchen Freimuihes, freuten fh, daß hier 
das Koͤnigthum dach wieder einmal In feiner ganzen Hoheit und. uns 
nahbaren Würde zum Wolle gefprochen und die frevlen Anmaßungen 
Derer, welche in einem König nux einen Menſchen wie andere Menſchou 
faben möchten, mit dem gewaltigen Schätteln feines olympifchen Haup⸗ 
tes niedergefchyettert Babe, Sie beiviefen durch diefen Jubel nur aufs 
Neue, was freilich laͤngſt fhon fein Geheimniß war, Daß die Vergoͤtte« 
rex der Könige die gefährlichften Beinde des Königthums And. 
. Ein großer Theil der Mitglieder des Landtags verfammelte fick 
oh am Abend dieſes Tags in einem öffentlichen Lofale, dem Mie 
len tz ſchen Saale, den die Stadt ihnen ausdrücklich zu ſolchen Vers 
einigungen angeboten hatte, Schon in deu Tagen. vorher hatten eins 
seine Befprechungen daſelbſt Ratigefunden; heute aber fanden ſich Ab⸗ 
gaordnete aBer Provinzen, auch Einige vom Herrenſtande, hier zuſam⸗ 
men, um ihre Gefühle, Gedanken und Entfchlüffe auszutaufchen. Sept, da 
man die Rede des Könige gebrudt vor ſich hatte, im Leſen und Durch⸗ 
fprechen des Einzelnen, ward der ganze bittere Eindrud derfelben in den 
Gemüthern Aller wieder lebendig; die Beſtürzung und Verftimmung 
war allgemein; aber, während die Einen ſich einer gewiffen dumpfen, 
Reſignazion hingaben, ſteigerte ſich bei Andern Die verlegte Empfindung, 
zur höchſten Erbitterung ‚zu ſchwerverhaltenen Ausbrücen des lauten, 
Unmuthes. Die Mehrzahl der preußifchen und ver fchlefifchen Abgeord⸗ 
neten,, die ohnehin nur halb unmwillig zum Landtag gefommen waren 
und Heber gleich von vornherein durch eine Infompetenzerflärung der Res 
gierung den Handſchuh hingeworfen hätten, — wollten jegtauf der Stelle 
Berlin verlaſſen — was follten fte bier, wenn man fie blos dazu beru⸗ 
‚fen habe, um ihnen zu jagen, daß man ihnen Nichts nachgeben, daß 
man das Werk: des 3. Febr. auf feinen Fall durch „Neulingshaſt in 
Frage ſtellen lafſen“ werde? Die Fälteren, praftifcheren Rheinländer hiel- 
ten fle zurüd und ftelften ihnen vor, daß ruhiges Ausharren und Auf- 
nehmen des Kampfes weiter führe und felbft tapferer fei, als ein Ver- 
laffen des Schlachtfeldes vor der Schacht. Man kam endlich überein, 
daß in, deu erfien Sitzung eine Adreffe als Antwort auf die Thronrede 
baontragt werben ſolle. Sin Mitglied der pommerfchen Ritterfchaft, 
aaa dan alten, iu, der Stiegägefihichte Preußens ruhmlich befannten, 
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Bamilie der Grafen v. Schwerin, der Schwiegerfohn Schleier 
machers, übernahm es, diefen Antrag zu flellen. 

So hatte die Throntebe gleih am erften Tage Das zu Stande 
gebracht, wozu fonft vielleicht Wochen nöthig gewefen wären: das ra- 
ſche Zufammenrüden der oppoftzionellen Elemente zu einer Partei, deren 
Einheitspunft der entſchiedene Entſchluß war, die Rechte des Landes 
und die Würde der Ständeverfammlung aufrecht zu erhalten — felbft 
der erklaͤrten perfönlichen Willensmeinung des Königs gegenüber, wenn 
es denn einmalfein müßte! 


Biertes Kapitel. 


Die erfte Sigung der vereinigten Kurien: der Antrag auf eine Abreffe 
und die Angriffe auf die Geſchäftsordnung. 


Sehr ernfte Gefichter fah man am Morgen des 12, April, wo 
bie Mitglieder des Landtags fich zur erften Sigung In das Schloß bes 
gaben. Die Gefinnungsvolleren und Intelligenteren unter ihnen bes 
griffen vollkommen die Schwierigfeit und den Ernſt der Lage, in der 
fich der Landtag, nad) einer foldyen Thronrede, auf der einen Seite dem 
Bolfe, auf der andern dem Könige gegenüber befand. Wenn der Land» 
tag in diefem Augenblide unmännlide Schwäche verrieth,, fo hatte er 
das Vertrauen des Volkes verfcherzt,, deſſen heiligfte Rechte preisgeges 
ben, einen großen, vielleicht unwiederbringlichen,, weltgefchichtlichen 
- Moment verfäumt und fi ein Denkmal ewiger Schande bei allen 
freien Nazionen geftiftet. Trat er dagegen flarf und entfchieden auf, 
wie das Bewußtfein feiner großen Aufgabe, wie die öffentliche Stimme, 
wie die Pflicht gegen das Vaterland, gegen ganz Deutjchland ihm 
gebot,, fo war eine ſchleunige Auflöfung faft unvermeidlich, denn der 
König konnte nach dieſer Thronrede fo ſchnell nicht zurückgehen, feine 
Rathgeber ſelbſt Fonnten ihm zu fo fchnellem Nachgeben nicht rathen ; 
mochten fie auch vieleicht die fchroffe Stellung beklagen, in die der 
König fid) dadurch, den Ständen gegenüber, verſetzt, fo war es doch 
nun einmal gefchehen, und die Würde der Föniglichen Berfon ftand auf 
dem Spiel, wenn er genöthigt warb oder fich bewegen ließ, feine eigs 

nen, fo feierlich verfündeten Worte ſchon fo bald Lügen zu ftrafen. 
| Bei vielen, zwar freifinnigen, aber zugleich ftreng royaliftifchen 
Abgeordneten traten gleihfalls Betrachtungen folcher Art, je näher 
man ber entfcheidenden Sıunde fam, mehr und mehr in den Border: 
grund und machten ihre Lage peinlich. 
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Eine andere Klaſſe von Abgeordneten, wenig felbſaſtaͤndig In ih⸗ 
rem politiichen Urtheil, ungelbt in den parlamentarifchen Formen, 
Dazu befangen gemacht durch das Neue und Ungewohnte ver Lage, fa 
jelbR Durch die Dertlichfeit der Berfammlung., durch den glänzenden 
Prunf der Schildwachen, Heiduden und Hofbebienten aller Art, zwi⸗ 
ſchen welchen hindurch fie in den weißen Saal gelangten — ſah verfört 
und mit dumpfer Erwartung den Dingen entgegen, die dba kommen 
ſollten. 

Am Ruhigſten unter Allen war die, glücklicherweiſe nicht allzu 
große Zahl der fanatiſchen Royaliſten und Ariſtokraten, Leute, die ihre 
Partei ein für allemal genommen hatten, die mit verächtlichem Lächeln, 
zum Theil auch mit fehwerverhaltener Wuth auf die Beftrebungen der 
Oppoſizion herabfahen und feft entfchloffen waren, ven Willen ihres 
gnaͤdigſten Könige und feiner Minifter unter allen Umftänden und ges _ 
gen Jedermann zu vertheidigen, Sie fühlten ſich fiher im Schatten 
des Thrones und glaubten durch das gewaltige Herrſcherwort des Mo- 
narchen alle Gefahren des verhaßten Liberalismus für immer befeltigt. 


Bon Seiten des Volks war eine befondere Theilnahme oder Auf: 
merffamfeit für die zum Schloffe fich begebenden Abgeordneten des 
Landes nicht zu bemerken. Höchſtens verfammelten die glänzenden 
Equipagen, in denen die Mitglieder des hohen Adels vor dem Schloß« 
portale vorfuhren, bier und da eine Gruppe Neugieriger um ſich, die 
ſich aber ebenfo bald wieder verlief. Sonft fündigte Nichts in Der 
Haltung der Refivenz die weltgefcdyichtliche Bedeutung der Stunde an, 
in welcher das große Drama des erfien preußiſchen Reichstags 
und damit eine neue Aera für Preußen, vielleicht für Deutfchland, für 
Europa ſich eröffnen ſollte. | 

Der Landtag begann feine Gefchäfte in vereinigker Sigung beider 
Kurien. Der Marfchall der Herrenkurie, als Vorfigender Des ganzen 
Landtags, hielt eine Rede an die Berfammlung, ernannte dann die Se- 
fretäre und die Abtheilungen. Als Dies vorüber, erbat ſich Graf 
Schwerin das Wort und ſprach: 


„Durchlauchtiger Herr Landtagsmarſchall! Ich habe mir das Wort 
erbeten, um an diefe hohe Verſammlung ded vereinigten Landtags den 
Antrag zu ftellen, in einer an Se. Majeftät den König zu richtenden Adreſſe 
den Dank audzufprechen für die aus fönigliher Machtvollfommenheit 
bernorgegangene Schöpfung eined allgemeinen ſtändiſchen Organs in dem 
vereinigten Randtage, wodurch lange gehegte Wünſche erfüllt find, fo wie 
für die Zufammenberufung deffelben ; — zugleich aber auch in dieſer Adreſſe 
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die ehrerbietigen Bedenken nicht zurückzuhalten, die ſich, von dem Ge⸗ 
fihtäpunfte des Rechts und der Garantieen aus, Die durch die frühere 
Geſetzgebung, namentlich durch das Geſetz vom 17. Januar 1820, dem 
Volk und den Staatögläubigern gewährt find, gegen mehrere Beflimmunz 
gen des Patents und der Verordnungen vom 3. Februar aufprängen müffen. 

Ich behalte mir vor, bei der Diskuffton meine Meinung in biefer Be⸗ 
ziehung näher zu motiviren; für jegt bitte ich den Herrn Landtagsmarſchall 
nur, den Antrag, inſofern er genügende Unterſtützung in der Verſamm⸗ 
lung findet, einer Kommiſſion zu überweiſen, mit der Bitte, die Ausar⸗ 
beitung der Adreſſe ſo viel wie möglich zu beſchleunigen, damit das erſte 
Wort, was von dieſer Verſammlung an Se. Majeſtät den König gerichtet 
wird, ein Wort des Dankes, nicht minder aber auch der Offenheit und 
Wahrhaftigkeit ſei, wie es einem getreuen Unterthanen und einem gewiſ⸗ 
ſenhaften Landſtande geziemt.“ 


Die Unterſtützung des Antrags erfolgte zahlreich ; Niemand ſprach 
“ Dagegen; aud) der Minifter des Innern, der ale föniglider Kom: 
miffar dem Landtage beigeorpnet war, erhob Fein Bedenfen gegen def» 
fen Inbetrachtziehung, obſchon die Gefhäftsordnung, die Nichte von 
einer Adreffe weiß und die Gegenftände, mit denen ſich die Stände 
zu befchäftigen haben, genau aufzählt, wohl allenfalls einen Grund 
Dazu an die Hand gegeben hätte. Allerdings fol man vor dem Beginn. 
des Landtags, als ſchon damals von einer Adreffe, die von der Oppo- 
fizion ausgehen würde, verlautete, damit umgegangen fein, einer fol- 
hen ſich geradezu zu widerfegen. Der Minifter des Innern hätte 
darüber mit den Marfihällen der acht Provinzen Befprechungen gepflo- 
gen, in deren Folge fei jedoch für beffer befunden worden, die Sache 
ihren Gang gehen zu laflen. Seht, unter dem frifcheften Eindrude der 
Thronrede, mochte man nod) weniger Luft haben, durch einen neuen 
Art fchroffen Machtgebrauchs die ſchon fo fehr erregten Gemüther noch 
mehr zu reizen. Man ließ alſo geſchehen, was man freilich wohl nicht 
gern ſah. 

Bei der Abſtimmung waren nur einige verneinende Stimmen ges 
gen den Antrag; felbft die Königlichen Prinzen, bis auf einen oder 
zwei, flimmten dafür. Der Marfchall ernannte daher fofort eine Abs 
theilung von 20 Mitgliedern, welche den Entwurf einer Adreſſe fo 
ſchleunig als möglich vorlegen follte. 

Segt wollte der Marfchall die Verſammlung fragen, ob fie gewillt 
ſei, von der ihr nad) $. 24 der Gefchäftsordnung zuftehenden Befug⸗ 
nißder Veröffentlihung ihrer Berhandlungen Gebraud) zu 
machen. Da erhob fich der Abgeordnete Hanfemann, griff die Ge- 
ſchaͤftsordnung wegen der großen Befchränfungen, die fie der parlamen⸗ 
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tarifchen Thätigfeit des Landtags auferlege, heftig an und beantragte: 
man möge vor allem Andern auf fchleunige Revifion derfelben hinwir⸗ 
fen und zu dem Ende fogleich eine Kommiſſion niederfegen, welche Die 
felbe einer Prüfung unterwerfen und darüber der Berfammlung Bericht 
erftatten folle. 
Zugleih ſprach Hanſemann die Erwartung aus, daß der koͤnigl. 
Kommiflar von feinem Rechte der Kontrole über die Veröffentlichung 
der Berhandlungen einen mäßigen Gebrauch machen werde, damit 
das Land vollftändig erfahre, was feine Abgeordneten hier fprächen. _ 
7 Der kön. Kommiffar gab fein Wort, daß Dies in vollſtem 
Maße geichehen werde. Es fei der Wunfc des Königs, daß von 
jener Kontrole nur in ganz ertremen Fällen Gebraudy gemacht 
werde. Nach diefem Wunfche werde er ſich um fo lieber richten , als 
er hoffe, daß ein folder ertremer Fall nicht vorkommen werde. 

Den andern Antrag Hanſemanns betreffend, erklärte der Koms 
miffar, daß zwar Petizionen auf Abänderung einzelner Beftimmungen 
der Gefhäftsordnung ftatthäft feien, daß er aber jeder andern Weiſe, 
die Geſetze feiner Majeftät einer Kritik zu unterwerfen, fich von feinem 
Standpunkte aus entfchieden widerfegen müffe. 
| Der Marſchall ſtimmte Dem bei und wies den Antrag in dieſer 

Form zurück: heut fei überhaupt nicht Zeit, auf die Sache einzugehen; 
werde ein fchriftlicher Antrag eingereicht, fo werde dieſer feinen Weg 
durch eine Abtheilung nehmen und dann zur Berathung fommen. 

Die Abgeordneten v. Beckerath und v. Auerswald fuchten 
vermitteln einzutreten und wollten den Hanfemannfcen Antrag 
wenigſtens zur Unterftügung gebracht wiffen — der Marſchall nahm 
keine Notiz davon. 

Ein Pole, v. Zakrzewski, ſprach ebenfalls gegen die beſchraͤn⸗ 
fenden Borfchriften der Gefchäftsordnung und gegen die Befugniß des 
fönigl. Kommiffars, eine Zenfur der zu veröffentlichenden Verhandlun- 
gen auszuüben. Die Form, in welcher verhandelt werde, fei von ent: 
fhiedenem Einfluß auf die Art der Verhandlungen felbft. Unter Be: 
fhränfungen , wie die hier vorgefchriebenen, werde nicht nur das Volf 
leiden, welches von den: Ständen unbefchränfte Wahrheit verlange, 
fondern auch der König, welcher fie fogar verlangen müfle. Er beantrage 
daher, daß dieſe fo wichtige Verordnung (das Gefchäftsreglement) dem 
‚ Könige nochmals vorgelegt werden dürfe. Sie ſei ihm in ihrer jegigen 
Geſtalt vorgelegt worden von Beamten, welche Die Wünfche der Stände 
und des Volfes nicht berüdfichtigt hätten, welche. die Bedürfniſſe Beis 
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der nicht Fännten. Deshalb müſſe man ben Stönig bitten, die Stände 
nicht auf eine Weife in formellee Hinficht zu befihränfen,, wodurch es 
ihm unmöglich werde, fie fo zu fehen, wie fie wirklich feien. 

Bier ertönte aus der Berfammlung Bravoruf. Der Redner fuhr 
in gefteigerter Lebhaftigkeit fort: 

‚Meine Herren, wozu diefer Zwielpalt, viefe Trennung zwiſchen Kö- 
Rig und Volk, wie fie vielfach gemacht worden? Ich kenne eine foldhe Trene 
nung nieht! Ih frage Alle: können Sie fi einen König den⸗ 
ten ohne Volk?“ 

„„Nein! unterbrach den Redner hier der Marſchall, „„ich muß 
aber bitten, beim Gegenftand zu bleiben.‘ ’' 

v. Zakrzewski fprach weiter: 

„Sobald diefe Trennung nicht ftattfindet, muß auch feine Beſchrän⸗ 
fung flattfinden, und namentlich deshalb nicht, weil, wie wir e8 fühlen und 
denken, Se. Majeftät ver König ed auch fo erfahren muß, Der Paragraf 
über die Veröffentlihung fann unmöglich fo bleiben, menn Se. Majeftät 
überhaupt eine Veröffentlichung wünſcht. Wenn diefe Beftimmung frucht⸗ 
bar werben Toll, fo trage ih varauf an „daß die Berdffentlihung 
foerfolge, wie gefprocdhen wird, damit ein Jeder ſich jo zu 
erfennengebe, wieerift, vamtt das Volk wiſſe, auf wen es 
für die Zukunft fein Vertrauen fegen kann.“ 


Auch dieſer Rede und dem darin ausgeſprochenen Antrage ward 
keine Folge gegeben; der Marſchall erklaͤrte vielmehr den Gegen⸗ 
ſtand für erfchöpft. 

Sept juchte Hanfemann feinen Antrag zu modifiziren, bat den 
Kommiffar, Diesmal von feinem Rechte abzufehen und zu geltatten, daß 
der Antrag in befchleunigter Weife zur Verhandlung gebracht, daß 
gleich heut eine Kommiffion Dafür ernannt werde. 

Vergebens! Der Marfchall verficherte: Das ſei unmöglich, und 
drängte von Neuem zum Schluß der Debatte. 


Ein Abgeoroneter der Provinz Sachen, Gier, ftimmte ihm bei, 
mahnte an den Werth der Zeit, die man durch foldde Verhandlungen 
verkümmere — wie ſolle der Landtag fonft in 8 Wochen zu Ende 
fommen? 

Glüdliche Naivetät, welche für dieſen erften allgemeinen Landtag 
feinen andern Maßftab hatte, ald den Zeiger der Uhr! 

Dazwifchen erklärte wieder ein anderer Pole, v. Kraszewski, 
daß er eine Veröffentlichung der Verhandlungen, fo lange $. 24 nicht 
geändert ei, nicht wünſche, blieb jedoch mit feiner Anficht allein, 
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Endlich erhob ſich auch An erowald nochmals, um die Aeußerung 
Hanjemanns zurückuweiſen, als ob der königl. Kommiſſar üͤhen 
die Verhandlamg von Anssägen Etwas zu beſtimmen hätte, Dies Recht 
Rche nur dem Borfigenden der Verſammlung felbft zu, 

Hiermit ſchles dies Keine Vorfpiel großer Berhandlungen. So 
fur es war, fo war es Doch uicht ohne Bedeutung. Es yeigte bereits 
den Marſchall in der ganzen fchroffen Entfchtevenheit, mit melcher 
er fich vom Anfang an bei der Handhabung feines Amtes umgab, Dem 
kön. Kommiſſar anf der einen Seite im beftechenden Scheine einer 
geroifien Offenheit und Liheralität der Gefinnung, auf der andern Seite 
aber feft und fireng in Aufrechthaltung der Föniglichen Prärogative, 
bie Verſammlung felbft noch gänzlich unvorbereitet und befangen im 
den ungewohnten größeren Berhältniffen und ben formellen Hemmniſ⸗ 
jen der Geſchaͤfis ordnung, das gegenfeitige Berftändniß erfchwert felbft 
durch die Räumlichkeit des Saales, von einem planvollen Zufammen: 
wirfen Gleichgefinnter kaum noch eine Spur, dagegen bei den Einzel: 
nen eine offenbare Unficherheit über das eigne Wollen und Dürfen, da⸗ 
her fein Fräftiges, entfchiedenes, einmüthiges Auftreten. 

Der Antrag felbft war vieleicht nicht ganz geſchickt angebracht, 
und einem minder tüchtigen und unverzagten parlamentarifchen Streiter, 
al8 Hanfemann, hätte diefer mislungene Verſuch fogleich beim erften 
Auftreten leicht gefährlich werden fünnen. Es ift um fo mehr zu ver⸗ 
wundern, daß gerade Hanfemann ficdh diefer Gefahr ausfegte, er, 
der font überall einen fo feinen und fichern Inſtinkt der Majoritäten 
zeigte. Vielleicht war es ihm blos darum zu thun, Die Stimmung für 
einen ſolchen Antrag zu fondiren , oder auch den Landtagsfommiffar zu 
einer bindenden Erklärung über $. 24 zu provoziren. War Lepteres 
feine Abficht, fo ift ihm dieſe allerdings gut gelungen, und Landtag 
und Bolf haben Urfache, ihm dafür dankbar zu fein. Die Verfiherung 
des Kommiffars, daß er „nur in ertremen Fällen“ von dem Rechte der 
Zenfur Gebrauch machen werde, hat ficherlich mancherlei Anfechtungen 
von den Verhandlungen ferngehalten, die fonft wohl ſchwerlich ausgeblie- 
ben wären, hat die Ausübung jener fommiflarifchen Befugniß gewiſſerma⸗ 
Benin die Hand der Marfchälle und der Verſammlung felbft gelegt. Denn 
‚‚exteeme Fälle’ mußten fchon in der Berfammlung felbft der Rüge des 
Marſchalls anheimfallen; war eine folche nicht erfolgt, fo konnte nicht 
wohl Binterher der Kommiffar allein das Vorhandenfein eines „extremen 
Falles“ als ausreichenden Grund zur Geheimhaltung einer Verhand⸗ 
lung geltend machen. 
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Uebrigens war der Eindruck diefer erften Sitzung, fo wenig Res 
fultate fie eigentlich gegeben, doch ſchon im großen Publikum Fein ges 
tinger. Namentlich die fühne Filippifa ded Polen gegen das Beamten: 
thum Figelte die Berliner, die, was fie längft im Gcheimen gedacht und 
gefagt, hier vor aller Welt Augen den Miniftern ins Geficht geworfen 
fahen. Man wollte wifjen: der Pole, des Deutfchen wenig mächtig, 
habe flatt: Beamte, Bediente des Königs gefagt, und Dies machte 
die Sache noch pikanter. 

So Viel iſt gewiß: die Spalten der Allg. Preuß. Zeitung hatten 
etwas Aehnliches, wie dieſe Verhandlung, noch nicht enthalten, und 
es war allerdings luſtig anzuſchauen, wie dies Blatt, in welchem ſonſt 
der bureaukratiſche Unfehlbarkeitsdünkel allein das Wort zu führen ge⸗ 
wohnt war, jetzt die härteften Ausfälle auf eben dieſe Bureaukratie, ihre 
Herrin und Meiſterin, geduldig abdruckte und aller Welt verkündigte. 

Es follte noh) ganz anders kommen! 





Fünftes Kapitel. 


Der Adreßentwurf und bie Verhandlungen darüber. 


Die Kommiffton von 20 Mitgliedern, welche unter dem Vorfige 
des Grafen Solms⸗Baruth den Adreßentwurf abfaffen follte, fhien 
in ihrer Zufammenfegung nicht eben große Bürgfchaften für eine bes 
fonders freifinnige Behandlung ihrer Aufgabe zu bieten. Bon ſchon 
befannten Ramen waren nur etwa fünf bis fechs dabei — v. Bedes 
tath, v. Auerswald, Graf Schwerin, Milde, Grabow, 
Männer, von denen man erwarten durfte, daß fie ihr Möglichftes thun 
würden, um einen entſchiedenen, der VBerfammlung würdigen Adreß⸗ 
entwurf zu Stande zu bringen. Die große Mehrzahl der Kommiſſion 
dagegen beftand aus Solchen, die theild als ſtrenge Konſervative oder 
Royaliften befannt, theils überhaupt noch unbefannt waren. 

Ein gutes Zeichen war es, daß Herr v. Bederath zum Bericht: 
erftatter der Kommiffion ernannt ward. Von ihm, der noch auf dem leßs 
ten rheinifchen Landtage durch fein Korreferat in der Frage der Reichs⸗ 
fände eben fo viel Gefinnung als parlamentarifches Talent gezeigt hatte, 
war etwas Tüchtiges zu erwarten. Auch hörte man bald, daß von den 
20 Mitgliedern nur etwa ein Viertheil für eine bloße Dankadreſſe, die 
große Majorirät dagegen für eine folche ſei, welche zugleich die verfafs 
fungsrechtlichen Bedenken gegen das Patent ausfpräche, Letztere Anficht 
ſollten die fänmtlichen drei Standesherren theilen, welche der Kommiſ⸗ 
fion angehörten. | 

Nach zweitägiger Arbeit Fam die Kommiffton mit dem Entwurf zu 
Stande. Die erfte Faffung, die Herr v. Bederarh vorgefchlagen, 
erlitt in der Berathung der Kommiffion einige Abänderungen. Die 
ausbrüdliche Wahrung des allgemeinen Betizionsrehtes und _ 
der Antrag auf unbedingtes Steuerbewilligungsredt, wel 
ches Beides er in den Eniwurf bringen wollte, konnte die Majorität 
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nicht erlangen und mußte daher wegfallen. Ebenſo ward die Stelle 
etwas gemilvdert, welche ſich auf den Eindrud, den die Thronrede ges 
macht, bezog. Nach diefen Abänverungen nahm die Kommiffion den 
Entwurf einftimmig an. 

Während die Kommiffion arbeitete, .waren Die Führer und An 
hänger ver Oppofizion nicht müßig. Zufammenfünfte und Befprechuns 
gen fanden ftatt, allgemeine in dem Milengfchen Saale, vertraulichere, - 
unter den ſich ſchon als geſtunungsverwandt Erfennenven, im ruffifhen 
Hofe, wo namentlich die cheinifchen Abgeordneten der Städte und 
Landgemeinden fi zum größten Theil regelmäßig zufammenfanden. 
Die Rheinlänvder hatten feit jenem erſten Tage, wo fie die Preußen 
und Schlefier vom vorfchnelen Fortgehen zurüdhielten, eine Art von 
Vorrang und Leitung unter der Oppofision eingenommen. Sie vers 
danften Dies ihrer unleugbar größeen Gewandtheit und praftifchen 
Sicherheit in der Behandlung politiſcher Fragen, ihrer numerifchen 
Stärke, fo wie der Einigfeit und der vollfommerneren Organtfazion, wo⸗ 
mit fe gemeinfchaftlich handelnd auftraten. Dies Vebergewicht warb 
ihnen auch von den Übrigen Provinzen ohne Widertede zuerfannt ; das 
gegen fehlte os nicht am einiger Beargwoͤhnung der Entfhiedenheit ihner 
Geſinnungen, namentlic, von Seiten der Oftpreußen, die fich ſelbſt fin 
die Entfchtenenften unter Allen hielten. Indeß biieben diefe Kleinen 
gegenfeitigen Etferfüchteleien glüdlicherweife ohne Einfluß auf das ges 
meinfame Zufammenwirfen und traten in ben Hintergrund, fobald es 
galt, mit vereinten Kräften das als nothwendig Erkannte zu ver: 
folgen. 

Wenn fomit hier die Elemente einer entfchiedenen Oppoſigion gegen 
die Geſetze vom 3. Februar zu immer feſterer Vereinigung zuſammen⸗ 
rückten, ſo ſuchte man von anderer Seite her eine Anziehungskraft im 
entgegengeſetzten Sinne zu entwickeln. Sogleich am Tage der erſten 
Sitzung fand in den Räumen des Schlofles ein großes Diner für 
faͤmmtliche Mitglieder des Landtags flatt, wobei der König dieſelben 
- prooinzenweife empfing und mit feiner gewohnten gewinnenden Weiſe 
beziehungsreiche Anreden an fie richtete. Tags darauf gab der Prinz 
von Preußen eine glänzende Soiree — kurz man ließ den Adgeorbneten 
kaum Zeit, zu fi) zu fommen und ſich gu befinnen. Der verführerifche 
Glanz eines fürklichen Lurns, die bet4ubende Atmoffäre des Hofs und 
der hoͤchſten ariftofratifchen Kreife, weiche fie hier umgab, die magifche 
Gewalt, welche der Rimbus der königlichen Perfon fo leicht ausübt, 
Die vertrauliche Anfprache hoher und Höchfter Perſenen, die auf bem neu⸗ 
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tralen Boden des gefefichaftlichen Parkets fich fo leicht und ungesmungen 
machte, alle6 Dies waren gefährlidde Klippen für die unbewachten, 
ſolcher Berhältniffe ungewohnten Gemüther fo mancher Deputirten. 

Auch gingen Gerüchte: die Regierung werde wohl Etwas nach⸗ 
geben — vielleicht eine Zuſicherung wegen Wiedereinberufung der 
Stände —, wenn man fie nur nicht ungebührlic, dränge; dagegen 
müfje fie den Landtag auflöfen, wenn derſelbe ſich in direkte Oppofizion 
mit dem ausgefprochenen Willen des Königs fege, u. dgl. m. 

So kam der Tag wichtiger Entſcheidung, Der Debatte über ben 
Adreßenhvurf heran, 

Ein kleines Zwifchenfpiel ging diefer voraus. Das Protokoll der 
vorigen Sigung fagte aus, daß der Marfchall die Frage nicht auf eine 
Adreſſe fehlehthin, fondern auf eine Dankadreſſe geftelt habe. 
Diefe Angabe erklärte ein Mitglied, der Abg. v. Bockum⸗Dolffs, 
für ungenau: es fei nur von einer Adreſſe die Rede geweien, worin 
zwar der Danf der Berfammlung gegen den König, aber zugleich deren 
Bedenken gegen das Patent niedergelegt werden follten. Eine bloße 
Dankadreſſe fei etwas’ ganz Anderes. 

Der Marfchall entichien: er habe die Frage auf eine Adreſſe 
geſtellt, und nahm weiteren Widerfpruch nicht an. 

Seht wandte fich ein anderes Mitglied, Herr v. Sauden-Tar: 
putſchen, gegen den fummarifchen Bericht, den die Allg. Preuß. 3. 
über die erſte Sisung ſogleich am Abend nach derfelben erftattet hatte. 
Auch da fei nur von einer Danfadreffe die Rede gewefen. „In meiner 
Provinz,“ fagte er, „wird es augenblidlich die Gemüther erregt haben, 
wenn man glaubt, wir hätten verfäumt, unfre Bedenken auszuſprechen.“ 

Der fönigl. Kommiffar bezog ſich auf die Erklärung des Mar» 
ſchalls, welche die Richtigkeit des gewählten Ausdrucks beftätige, 
Doch ſolle die A. Br. 3. Fünftig Feine andern, als die ſtenografirten Be⸗ 
richte von den Verhandlungen bringen. 

Aber auch damit war der Streit noch nicht geſchlichtet. Der Abg. 
Hanſemann machte bemerklich, daß die Allg. Pr. 3. nicht von der 
Fragſtellung, fondern von dem Antrage fprehe und diefen dahin 
deute, als fei er auf eine Dankadreſſe gerichtet geweſen. 

&ine weitere Verfolgung der Sache ward durch die Erflärung des 
Grafen Schwerin, daß er in dem Berichte Nichts finde, was dem 
Sinne feines Antrags wiberfpreche, und durch die peremtorifche Ent⸗ 
ſcheidung des Marſchalls: die Sache feierledigt, unmoͤglich gemacht. 

Doch war fchon die Beharrlichfeit, mit der man immer wieder 


auf diefen Punkt zurüdfam, ein erfreuliches Zeichen der Sorgfalt, 
‚womit die Oppoftzion jeden anfcheinenden Eingriff in die Selbitflän- 
digfeit der Verfammlung überwachte, fo wie der faft ängftlichen Rüde 
ſicht, die fie auf den Eindrud ihrer Verhandlungen im Lande nahm. 
Es begannen nun die Debatten über die Adrefie. Der Entwurf, 
wie ihn v. Bederath im Ramen der Kommiſſion vortrug, lautete fo: 


Allerdurchlauchtigſter, Großmächtigſter König! 
Allergnädigſter König und Herr! 

Ew. Koͤnigliche Majeſtät Haben ſeit Allerhöchſtihrem Regierungs⸗ 
Antritt auf eine edle Entfaltung des National-Lebens unabläſſig hinge⸗ 
wirkt, und dankbar erfreut fich das Land des Segend, den eine lebendigere 
Tpeilnabme des Volkes an den Öffentlichen Angelegenheit gewährt. Eine 
neue höhere Stufe hat fich diefer Theilnahme erichloffen; das Bedürfniß 
eines ſtändiſchen, der Einheit des Staates fürderlichen Geſammtorgans er⸗ 
fennend, geruhten Em. Königlihe Majeftät, die Stände aller Provinzen 
zu einem Vereinigten Landtage zu berufen. Em. Majeftät haben aus freiem, 
wahrhaft Königlichem Entſchluß einen großen Schritt getban, und wir er⸗ 
füllen eine erfte heilige Pflicht, indem wir in unwandelbarer Anhänglich- 
feit an Ew. Königlichen Majeftät Perſon und Haus den Danf eines treuen 
Volkes am Throne niederlegen. 

Dur den hohen Geift feiner Fürften und die Kraft ver Volksgeſin⸗ 
nung warb das Vaterland emporgehoben; auch fein ferneres Geveihen be⸗ 
ruht auf diefer Gemeinſamkeit. Sie hat ſich darin neu bewährt, daß Ew. 
Königl. Majeftät in dem Allerhöchften Patente vom 3. Yebruar d. 3. die 
Abjicht kundgaben, fortzubauen auf den von des Hochfeligen Königs Ma⸗ 
jeftät erlaffenen Gefegen, an welchen das Volk ald an dem mohlermorbes 
nen Erbe feiner Kampfestreue hängt, 

Nachdem Ew. Königl. Majeftät ven in dem Gelege vom 5. Juni 1823 
ausgedrückten Vorbehalt verwirklicht und der Verfammlung, welche in jenem 
Geſetze eine allgemeine fändiiche, in demjenigen vom 17. Januar 1820 
eine reichöftindifche Verfammlung genannt wird, den Namen des Pereinig- 
ten Randtags beigelegt haben, find dadurch dem leßteren die in Den ange 
führten und in früheren Gefegen begründeten Rechte ermorben. Die Ver: 
orpnung vom 17, Januar 1820 verpflichtet die Staatsichulden-Berwal- 
tungs-Behörde, der reichsfländifchen Verſammlung alljährlich Rechnung 
zu legen, und gewährt ihr hierdurch die Lebensbedingung einer geveihlichen 
Wirkfamkeit, die periodifche Einberufung. Daſſelbe Geſetz knüpft an die 
Mitgarantie der reichöftändifchen Verſammlung nicht nur Anleihen, für 
welche das gefammte Vermögen des Staates zur Sicherheit beftellt wird, 
oder welche zu Friedenszwecken dienen, fondern jedes neue Darlehn, welches 
aufzunehmen der Staat zu feiner Erhaltung oder Förderung des allgemeinen 
Beften in die Nothwenpigkeit kommen möchte. Sodann ift die Garantie 
von Staatsſchulden wefentlich bedingt durch eine genaue Kenntniß der Fi: 
manzlage des Landes und durch den Befland des Staatövermögend, aus 
welchem Tegteren Grunde auch die Mitwirkung der Stände bei Verfügungen 














43 


über vie Domainen, welche über die Beflimmungen des Geſetzes vom 17. 
Sanuar 1820 binaudgeben, einen Theil ihres Mechtögebietes bildet. Berner 
beflimmt dad Geſetz vom 5. Juni 1823, daß, fo lange keine allgemeine 
ſtändiſche Verfammlungen flattfinden, auch die Entwürfe zu allgemeinen 
Geſetzen den Provinzial: Ständen vorgelegt werden follen, welche Beſtim⸗ 
mung jedoch nunmehr durch die Errichtung des Vereinigten Landtages ihre 
Erledigung gefunden bat, jo daß ber Beirath des letzteren zu allen allge⸗ 
meinen Geſetzen, welche Veränderungen in Perſonen⸗ und Eigenthums- 
rechten und in den Steuern zum Oegenflande haben, erforberlich ift und 
durch das Gutachten der Provinzial: Landtage und der Vereinigten Aus: 
ſchüſſe nicht erjeßt werben fann. 
Allergnädigſter König und Herr ! 

Das Wort unfered Königlichen Gebieterd, auch wenn es ſchmerzlich 
berührt, als treue Unterthanen ehrend und eines Eingehens auf die Thron- 
Rede in Ehrfurcht und enthaltend, gedenfen wir nur des Ausfpruches Ew. 
Maieftät, daß dad Staatdichulden-Gefeg vom 17. Ianuar 1820 in feinem 
unausdgeführten Theile den Ständen Rechte und Pflichten giebt, die weder 
von Provinzial: Berfammlungen noch von Ausſchüſſen geübt werden kön⸗ 
nen. Auch wir vermögen nicht anzuerfennen, daß der :Bereinigte Landtag 
in den ihm ald reihöftändiicher Verſammlung zuſtehenden Bunctionen durch 
andere ſtändiſche Körperichaften rechtögültig vertreten und daß bei der Auf: 
nahme von Anleihen durch Zuziehbung folcher Körperfchaften vie Mitgas 
rantie des Vereinigten Landtags erfeßt werben kann. 

Gehorſam dem Rufe Em. Majeſtät und im Begriff, unfere Wirkſam⸗ 
feit zu beginnen, fühlen wir uns in unferem Gewiſſen gedrungen, zur 
Wahrung der fländifchen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Erklä⸗ 
rung am Throne niederzulegen. Vertrauenkevoll richtet ſich unfer Blick 
auf den hochherzigen Fürſten, der und in feiner Weisheit um fich verſam⸗ 
melte, damit die Macht der Krone mit der geveihlichen Wirkfamfeit der 
Stände auf unerichütterlichem Boden filh verbinde, Em. Königl. Majeflät 
Selbft haben dad Recht als diefen Boden bezeichnet und das fürftliche Wort 
geiprochen: zwilchen und fei Wahrheit! Wir leben der freudigen Zus 
verficht, Daß auf ſolchen Grundlagen der Bau der vaterländiſchen Zus 
funft immer fchöner fich erheben werde. Dann ift die Macht der Krone 
feft begründet, denn fie wurzelt in dem fittlichen Bewußtfein der Nation; 
dann ift dem preußiichen Volfe ein vor den fozialen Gefahren der Gegen⸗ 
mart geficherter Entwidelungsgang gewährt; unter den Eegnungen einer 
Fräftigen monarchifchen Regierung wird ed der Güter eines freien, Öffents 
lichen, alle Klaffen des Volkes erhebenden Stautölebend theilhaftig werden 
und, in Liebe und Treue gefchaart um feinen Königlichen Bührer, der 
großen Beftimmung entgegengehen, zu welcher die Borfehung ben preußi⸗ 
ſchen Staat und mit ihm das geſammte deutſche Vaterland berufen hat. 

In tieffter Ehrfurcht Ew. Königlichen Majeſtäͤt 

alleruntertbänigft treugehorſamſte 
Die zum Vereinigten Landtag verfammelten 
Stände. 
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Sogleich nach Berlefung dieſes Entwurfs erhob ſich ber fon. Rom 
miſſar und ſprach: 


„Es iſt in keiner Weiſe meine Abſicht, mich in die Debatte miſchen zu 
wollen, welche eben eröffnet werden fol, um dem Inhalt, der Form oder 
dem Ausorud der „Dankapdreffe”, oder der „Dank: und Beſchwerbeadreffe⸗ 
(wie Sie ſolche nennen wollen), welche Sie in Begriff find an Se. Maje⸗ 
ftät den Stönig zu richten, vorzugreifen. In dem Entwurf aber, welchen 
Ihre Kommiffion vorgelegt hat, finvet fich ein bedeutender Pafjus, welcher 
mie die Vflicht auferlegt, Aufklärungen zu geben, die theils vechtlicher, 
theils faktifcher Art find; ich glaube, dieſe Aufflärungen nicht allein in 
meinem , fondern auch im Namen aller Rätbe ver Krone geben zu müflen, 
welche Se. Mai. ver König berufen hatte, ihm bei Bollendung feines legis⸗ 
fatorifchen Werkes beizufteben. Ich meine denjenigen Theil des Adreßent⸗ 
wurfs, welcher eine Verwahrung gegen vermeintlich verlegte Rechte enthält. 
Sch befenne, daß die Räthe der Krone pie Frage, ob eine noch nicht ges 
fehaffene Körperichaft andere Mechte befißen Tönne, ald Diejenigen, welche 
aus den Geſetzen hervorgehen, welche fie ind Leben gerufen, nicht erwogen, 
weil fie niemals zur Sprache gefommen ift. Ich bemerfe weiter, daß die 
Näthe der Krone Die Frage: ob der Geſetzgeber verpflichtet fei, in Bezies 
bung auf den nicht ausgeführten Theil älterer Gefege bei dem neuen Werke 
fh genau und buchſtäblich an die Andeutungen ver alten Geſetze zu halten, 
gleichfalls unerwogen gelaffen haben. Wir find aber auch nicht in dem Fall 
gewefen, die ſe Frage erörtern zu müffen, weil wir der Ueberzeugung was - 
ren, daß es rathlich und nüglich fei, Die Andeutungen des frühern Geſetz⸗ 
geberd in dem neuen Werke auf das treuefte und vollftändigfte zu 
erfüllen. In dieſer Vorausficht, in dieſer Abficht Haben wir Sr. Majeſtät 
dem Könige unfern Rath ertheilt, und ald meine Kollegen und, ich die Ges 
fege Eontrafignirten, baben wir Alle, einfchließlich desjenigen unter ung, 
welcher bereits bei Abfaffung des Geſetzes vom 17. Ian. 1820 thätigen 
Antheil genommen, und einfchließlich ver drei Herren Juftizminiſter, bie 
pflichtmäßige Ueberzeugung ausfprechen können, daß feine Verlegung der 
früheren Berfprechungen irgendwie in dem neuen Geſetze enthalten fei. Diele 
Bufiherung haben wir Sr. Maj. pflichtmäßig unferem Eide gemäß gemacht. 
Die Hohe Veriammlung wird es gerecht finden, wenn wir uns überrafcht 
fühlen, jett in diefem Entwurfe mit einem Wale eine Reibe von Buntten 
aufgeftellt zu finden, wodurch die hohe Berfammlung eine Verlegung des 

beſtehenden Rechtszuſtandes in vemfelben zu finden glaubt. 
j Ich gebe auf die einzelnen Punkte über. Die Ausführung des unvol⸗ 
lendeten Theils des Gefeges vom 17. Ian. 1820 mußte ein Hauptgegens 
Rand ber neuen Geſetzgebung fein, fie ift deshalb in allen Inftanzen auf pas 
allergenauefte, reiflichſte und befle erwogen. Dabei kam natürlich zunächfl 
die Bedeutung der Worte dieſes Geſetzes in Brage, welche befagen, dag nur 
unter Zuziehung und unter Mitgarantie der fünftigen reichs⸗ 
fländifchen Verfammlung neue Darlehne aufgenommen werben fünnen. Es 
fragte ſich: was Heißt Zuziehung und Mitgarantie? ift Zuziehung gleichbes 
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deutend mit Cinwilligung? Auziehung und Einwilligung find gewiß fer 
verſchiedene Begriffe. Zuziehung involvirt nichts weiter, ald Kenntniß⸗ 
nahme und Mitwirkung, Einwilligung involvirt nothwendig ein Veto. Dan 
konunte weiter fragen: IA unter Zuziehung und Dlitgarantie eine Einwilli- 
gung verflanden? Dann würde nun aber bejahenven Falles bie meitene 
Frage aufgeftelli werden müflen: warum ift dann nicht einfach das Woet: 
Einwilligung, Zufiimmung gewählt? Zur Schlichtung biefer Zwei⸗ 
fel hätte man rathen können, in das neue Geſetz genau und pünktlich die 
Worte des älteren Geſezes aufzunehmen. Einmal märe dadurch aber bie 
Ungewißheit ver Gegenwart nur auf die künftige Praxis hinausgeſchoben, 
andererjeitö überhob und ein ausprüdlicher Befehl des Königs eines jenen 
Bedenkens, indem Se. Mai. zu befeblen geruhten, daß Das neue Gefrg deut⸗ 
ich und unummunden die Regel ausſprechen folle, daß zu neuen Darlehnen 
die Zuftimmung der Ständeverfammlung nothwendig fei, mit anderen Wor⸗ 
ten, daß feine neuen Schulden ohne Zuftimmung der Stände gemacht wer: 
ben fünnten. Aber eine Ausnahme war nöthig. Es wird feiner großen 
Ausführung bedürfen, um die hohe Verſammlung zu überzeugen, daß m 
Kriegsfällen durch feindliche Invafionen ein Zuftand herbeigeführt werden 
Tann, mo e8 unmöglich ift, daß eine reichsſtändiſche Verfammlung , fie be⸗ 
ſtehe aus 600 oder 400 Perfonen, over aus welcher größeren Zahl immer, 
vorher zufammenberufen werben fann, um die Geldmittel gu beichaffen, von 
weichen vielleicht die Eriftenz des Vaterlandes abbängt. Es ift ebenfo wenig 
zu bezweifeln, daß koſtbare Rüftungen unerläßlich nöthig werben Tünnen, 
die nicht durch Zufammenberufung einer ſolchen Verſammlung zu einem 
europäiſchen Geheimniß gemacht werden dürfen. Deshalb war es unerläß: 
lich, wenn dad Beleg nicht in einer Weile eingeführt werben follte, die dem 
Baterlande Berberben brächte, daß ein Modus aufgefunden wurde, um in 
dieſem Falle das Gefeg mit dem Wohle ded Vaterlandes in Einklang zu 
bringen. Diefen glaubt dad Sinatdminifterium gefunden zu haben in dem 
Auswege, den Sie Alle kennen, der in dem Geſetz vom 3. Febr. enthalten 
it. Es ift darin ein fehr enger Ausichuß der hohen Verſammlung konſti⸗ 
wirt; es ift beſtimmt, genau nach dem Worte bed Geſetzes, daß dieſer in 
folchen Nothfällen zugezogen werden fol, und dag auf biefe Weife die ihn 
Eonflituirende große Rändifche Verfammlung eine Mitwirkung erhalte. » &8 
tft aber keineswegs darin gefagt, daß diefer enge Ausichuß die Zufßimmung 
der großen VBerfammlung ergänzen folle; denn fonft würde das Wort Zus 
Pimmung auch in dieſem Falle gebraucht worden jeins ſondern es ift ner 
gefagt, daß diefer enge Ausjchuß (die Deputazion für dad Staatsfchulden- 
weien) zugezogen werden foll, damit er Kenniniß erhalte, fo von ber 
Nothwendigkeit des Darlehns, wie von der Öfonomifchen Beichaffung vrf- 
ſelben, und in ber großen Ständeverfammlung, die berufen werben ſoll, 
fobald die Umſtände es geftatten, damit die Regierung Rechenfchaft gebe 
über Nothwendigkeit und Verwendung des Darlehns, das Organ frei, Beug: 
nid abgulegen, wie die Megierung gehandelt. Im diefem Sinne iſt dieſer 
Inſtituzion gedacht. Es tft allerdings nur Die Iuziehung durch eine fehr 
Heine Korporagion vorgefchrieben, allein dies war noͤchig, weil mit einer 


. 46 
großen Korporazion in einem ſolchen Falle nicht zu verhandeln wäre. Auf 
biefe Weife ift dem Befehl Sr. Maj. nes Königs genügt, es iſt in dem Halle 
das Geſetz vom Jahre 1820 auf das breitefte zu Gunſten der Stände er- 
Härt, wo ed ohne Gefahr für das Baterland gefchehen fonnte; mo dies aber 
ohne Gefährdung nicht geichehen konnte, da mußte allerdings die engſte In⸗ 
terpretazion eintreten, aber auch dieſe bfieb in Mebereinftimmung mit dem 
Geſetz. Keiner, dem ein preußifches Herz im Bufen ſchlägt, kann eine Aus⸗ 
führung des Geſetzes wünfchen, die das Vaterland in Gefahr bringen möchte, 
und, wenn ich fage, Keiner, dem ein: preußifches Herz im Bufen fchlägt, fo 
heißt dad: Keiner in diefer Berfammlung. Wenn aber die hohe 
Berfammlung einen anderen, befferen Weg zu bezeichnen vermag, welcher, 
vereinbar mit unferen Inſtituzionen, das Gefeg vom 17. Januar 1820 mit 
dem Geſetze vom 3. Febr. d. I. in Uehereinftimmung bringt, ohne daß 
Baterland zu gefährden, fo kann ich im Voraus die Verficherung geben, 
daß die Regierung ihn mit Breuden betreten wird, denn dazu haben Se. 
Mai. Sie berufen, daß ihm guter Rath zu Theil werden möge; ed muß 
aber, ich wiederhole ed, ein Rath fein, der vereinbar ift mit unfern Infti- 
tuzionen und vereinbar mit der Wohlfahrt des Vaterlandes. (Bravo.) (Ich 
bitte, meine Herren, ein für alle Mal, rühmen Sie mich nicht, ich trete 
nicht auf, um Bravos zu erhalten, ſondern ich trete auf, um zu reden, was 
aus meinen innerften Herzen kommt.) u 

Die zweite Audftellung, die gemacht worden tft, ift die, daß Die Zus 
flimmung der ftändifchen Verſammlung für folche Darlehne erfolgen folle, 
für welche das gefammte Eigenthum des Staates verpfän- 
det iſt. Ich muß e8 bekennen, daß erft, nachdem das Geſetz längft voll: 
zogen war, ich aus Pamfleten und Zeitungen den boͤſen Sinn entnommen 
habe, den man biefen Worten unterlegen könnte. Ich habe auch in außer: 
preußtichen Zeitungen gefunden, daß es nichts weiter bevürfe, ald daß eine 
einzige Domäne ausgenommen fei von der Berpfändung,, um jedes Dar⸗ 
lehn ohne flänvifche Zuftimmung zu Eontrahiren. Ich glaube nicht, daß 
Jemand von Sr. Maj. dem Könige oder feiner Regierung eine fo üble Mei: 
nung haben koͤnne, daß man fich Hinter einen fo fchlechten Kunftgriff ver- 
fteden und die ftändifchen Rechte verfümmern wolle. In unferen Sinn iſt 
ed, das betheuere ich, nicht gefommen. Es find im neuen Geſetze genau die 
Worte des $. 3 des Geſetzes vom Jahre 1820 gebraucht, worin es heißt: 
„bie Darlehne, wofür fammtliche Staatseinnahmen verpfändet find“; — fie 
ſtehen aber allerdings in einem etwas anderen Zufammenhange, fo daß fie 
die neue Faſſung nicht völlig rechtfertigen, und ich gebe es zu, daß eine fo 
ſchlimme Interpretazion des neuen Geſetzes möglich feis aber noch einmal, 
fie ift nie in unferen Sinn gekommen. Die Sache ift vielmehr die: Zwi⸗ 
Then Berwaltungsfchulden und Staatsanleihen befteht ein wefentlicher Unter: 
fehlen. Unfere Finanzverwaltung ift vielleicht die einzige größerer Staaten, 
welche feine ſchwebende Schuld Hat; wir bezahlen unfere Ausgaben aus 
wirklich vorhandenem Gelde, fo ift es von der Weisheit des Hochieligen 
Königs Maj. eingerichtet und fortgeführt. Aber auch bei der vorfichtigften 
Verwaltung ift e8 möglich, daß Fälle vorfommen, mo mäßige Gelvfummen 
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zur Beſtreitung augenblidlichen Bebürfniffes für kurze Zeit angelichen wer: 
den müffen: das nennt man Berwaltungsfchulden. Wenn aljo beilpielsweife 
im Monat Februar eine Million fehlt, von der man weiß, daß fie im März : 
abgetragen werben kann, fo würde, ohne eine folche oder ähnliche Klaufel, 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes der Finanzminifter, wenn man fie 
: verbotenus oder strictissime nehmen wollte, die große Ständeverfammlung 
befragen müffen. (Sie werden mir bie Beantwortung der Frage erlaflen, ob 
dies wünfchenswerth , ob es zuläfiig fei.) Vor diefer Nothwendigkeit follte 
die Klaufel des Gefeges ſchützen können. Einen andern Sinn follte fie nicht 
haben. Möchte aber die hohe Ständeverfammlung eine beffere Garantie für 
diefe Interpretazgion verlangen, als mein Wort geben kann, jo mache ich 
mic, verbindlich, daß Se Maj. der König folche auf eine MWeife geben 
werde, die jeden Zweifel umftößt. 

Ic komme jet auf die Bemerkung über die Domänen, die in dem 
Adreßentwurf fteht, Ich befenne, daß ich fie nicht ganz verſtehe. Weder im 
Geſetz vom Jahre 1815, wenn man überhaupt dahin zurüdgehen will, noch 
in dem vom Jahre 1820 oder 1823 find einer Tünftigen reichsftänpi- 
fhen Berfammlung in Beziehung auf Domänen befondere Rechte zuges 
fihert worden, und im Geſetz vom 3. Febr. 1847 find die Verbältniffe der 
Domänen nicht im Teijeiten verändert. Alle rechtlichen Beziehungen, welche 
in Anfehung auf Verwaltung, Verwendung und Veräußerung der Domäs 
nen beftehen, find durch dieſes Geſetz nicht Durch einen Hauch berührt 5 wenn 
alfo die Gefege von 1815, 1820 und 1823 den fünftigen Ständen feine 
befonderen Rechte in Bezug auf Domänen verheißen, wenn dad neue Gefeg 
die Domänen gar nicht berührt, fo meiß ich nicht, woher ein Recht ent⸗ 
nommen werden könnte, noch wie es gefränft fein follte. Glaubt die hohe 
Ständeverfammlung, daß fie nach ihrer jegigen Stellung einen befonveren 
Einfluß auf die Domänenverwaltung haben müfje, jo würde dies einen 
Antrag, einen Wunfch, eine Bitte veranlaffen Fünnen; aber wegen eines 
folchen erft zu formirenden Antrages kann man doch feine Verwahrung ein⸗ 
legen. Es ift möglich, daß ich die Stelle des Adreßentwurfs nicht richtig 
verftanden habe, aber ich Fann ihr Feine andere Deutung geben. 

Ich erwähne jet ded vierten Derwahrungspunftes, welcher aus dem 
Geſetz vom Jahre 1823 entnommen ift. Dieſes beftimmt, daß, fo lange 
feine allgemeine Ständeverfammlungen da find, die Provinzialftände allge: 
meine Gefege berathen follen; e8 beftimmt ferner: „wann eine Zufam- 
menberufung der allgemeinen Stände erforderlich fein 
‚wird und wie fie dann aus den Provinzialftänden hervor⸗— 
gehen follen, darüber bleiben Und die weiteren Beftim: 
mungen vorbehalten,“ Nach vielen Beſtimmungen war, wenn Se, 
Maj. auch jenes Wort für fich verbindlich hielten, für Sie Feine weitere Bers 
pflihtung vorhanden , ald: die allgemeine Stänbevertretung aus den Pro- 
vinziallandtagen ‚zu berufen, ſobald Sie es für nöthig hielten. Wie fie 
daraus: hervorgehen follte, war der allerhöchſten Weisheit vorbehalten. 
Der König konnte, wie Er e8 gethan, die Provinziallandtage in ihrer Ges, 
fammtbeit berufen, Er konnte aber auch jede beliebige Brafzion. aus ihnen 
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entnehmen, ohne daß Jemand behaupten Tünnte, das Geſetz fei verlegt. Er 
bat Sie, meine Herren, in die große Berlammlung berufen und bat ihr 
ven vollen Genuß nicht nur der verheißenen Attribuzionen der künftigen 
Neichöftände, fondern auch weit darüber hinaus Rechte gegeben, welche 
niemals verheißen waren. In feiner früheren Verheißung mar von eines 
Steuerbewilligungsrechte ‚ immer nur son ſtändiſchen Beratungen Die 
Mevde. Ebenſo ift in feiner von dem Betizionsrechte gefprochenz beide wich 
tigen Rechte haben Se. Maj. der Verſammlung aus freier Entſchließung 
beigelegt. Allerhöchſtdieſelben haben aber für erforderlich gehalten, dieje⸗ 
nigen Iheile der Funkzionen ver BZentralverfammlung, welche fih nad 
ihrer Anficht und derjenigen der Räthe der Krone in einer ſo großen Ver⸗ 
ſammlung ſchwer bemältigen laffen, der Regel nach einer aus ihr hervor⸗ 
gehenden kleineren Verſammlung zu übertragen. Se. Maj. der König wären 
in ihrem vollen Rechte gemejen, wenn fie diefe Eleine Berfammlung für eine 
reichoſtaͤndiſche erflärt und fie in von Bollgenuß derjenigen Rechte einges 
fegt Hätten, melche der großen Verſammlung beigelegt find. Konnte aber der 
Eeineren Berfammlung (ven Ausfchüffen) dad Ganze gegeben werben, ſo 
Fann in der konkurrirenden Verleihung eines Theiles dieſer Rechte Teine 
Rechtöverlegung liegen, Es Handelt fi hier nur von einer Nützlichkeits⸗ 
frage, von Feiner Frage des Rechtes, Iſt aber Died anerkannt, fo erledigt ſich 
auch vie angeregte Frage über die Periodizität dahin, daß eine Bentralvers 
ſammlung vorhanden ift, welche in regelmäßig wiederkehrenden Verioden 
die durch dad Geſetz vom Jahre 1820 der Hauptverwaltung der Stautde 
ſchulden vorgefchriebene Rechnungslegung abzunehmen hat. Weiter verlangt 
das Geſetz nichts, und in Beziehung auf den Rechtspunkt ift dieſes Daher ers 
fallt. Ob diefe Art der Erfüllung die befte ſei, davon handelt es füch bier 
nicht, denn die Frage der Nüglichkeit liegt nicht wor, Ebenſo menig aber 
Tann ich eine Nechtöverlegung in der Beſtimmung zugeftehen, daß Die Pros 
vinzialſtände auch fortan in einzelnen Ausnahmefällen über allgemeine Gm 
fege follen berathen fünnen. Das Geſetz vom 5. Juni 1823 fagt: So lange 
Beine allgemeine Ständeverfammlung gebildet iſt, follen die Provinzial: 
flände das Recht haben, auch über allgemeine Landesgeſetze zu beichließen. 
Daraus folgt doch nach der gefunden Logik nur, daß, nachdem eine gemeins 
fame Ständeverfammlung gefchaffen ift, die Provinzialflände keinen Anſpruch 
mehr darauf haben. Ob aber Se, Maj. der König ihnen das Eonkurrirende 
Recht laſſen wollte oder nicht, das war ein Recht der freien Entfchliefung, 
wie es nur eined geben Tann. Hiermit ift die Reihe ver Bermahrungspunfte 
beſchloſſen. 

Ich glaube, meine und meiner Kollegen Anſicht, daß kein beſtehendes 
Geſetz irgendwie verletzt ſei, genügend nachgewieſen zu haben. Sollte aber 
die hohe Verſammlung, ſollten einzelne Glieder derſelben dadurch nicht üben 
zeugt ſein, glauben dieſelben, Rechte aus andern Geſetzen ableiten zu koͤn⸗ 
nen, als wodurch die jetzige Ständeverſammlung ins Leben gerufen iſt, ſo 
ſteht es ſelbſtredend frei, die Bedenken im geſetzmäßigen Wege, d. h. im, 
Wege der Petizion oder der Beſchwerde, an den Thron zu bringen und Se. 
Maj. um Abhülfe zu bitten. Dies wäre nach meiner Ueberzeugung der geſetz⸗ 
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einſchlagen oder ihre Wünfche doch eine Verwahrung in Der Adreſſe nie 
erlegen wollen, das muß ich Ihrem. Ermefien überlaffen, ba mir, wie ich 
Eingangs erwähnt, Feine Einmifchung zuſtand, wohl aber die Pflicht der 
Aufklärung oblag“. 

Ihm entgegnete fofort in einer trefflichen improvifttten Rede Ref. 
v. Bederath: 


„Wenn ich dem fo eben vernommenen Vortrag des Königlichen Herrn 
Kommifjarius Punkt für Punkt zu folgen fuche, fo wird mir diefes Verfah⸗ 
ren zugleich die befte Gelegenheit geben, ven Gedanken darzulegen, von mel: 
chem der Ausichuß bei Abfaffung des Entwurfs geleitet wurde, Der Herr 
Minifter hat die Frage unerörtert gelaffen, inwiefern die Krone fich gegen 
den nicht ausgeführten Theil des Gefeges vom 17. Januar 1820 verbind- 
lich erachte. Ich werde alfo auch darauf meiter nichts zu bemerken, fonvern 
nur einfach auf die von Sr. Majeftät dem hochfeligen König in dem Geſetze 
ſelbſt ausgefprochene Erklärung hinzuweiſen haben, daß die Beflimmungen 
dieſes Geſetzes unwiderruflich feien. Der Herr Minifter hat den Sinn des 
Wortes: „Mitgarantie“ in Frage geftellt, ohne übrigens aus dem Zweifel 
irgend etwas Materielles herzuleiten. Die große Wichtigkeit der Verhand⸗ 
lung, in der wir ung befinden, und die Bedeutung, die fich an dieſes eine 
Wort knüpft, macht ed mir zur Pflicht, daran zu erinnern, daß ‚, Mitgarans 
tie’’ unmöglich etwas Anderes heißen fann, ale „Zuflimmung”, denn, wenn 
die Stände aufgefordert werden, eine Anleihe zu garantiren, jo hängt es 
von ihnen ab, dieſe Garantie zu leiften oder abzulehnen, in dem erfteren 
Balle geben fie eine Zuſtimmung, in dem zweiten verweigern fie dieſelbe. 
Welche Interpretazion auch dem Wort „„Zuziehung” gegeben werden möge, 
das Wort ‚„Mitgarantie” hat Eeinen andern Sinn, ald Zuftimmung. Diefe' 
Beftimmung des Gefeßes vom 17. Ianuar 1820 mit denjenigen Rüdfich- 
ten zu vereinbaren, welche die Regierung auf die Wohlfahrt des Vaterlan- 
des in drangvollen Augenblicken des Krieged zu nehmen hat, ift eine Auf: 
gabe, deren Wichtigkeit nicht verfannt werden kann, und, wenn feitend der 
Krone ein Vorfchlag zu ihrer Löfung ven Ständen gemacht werben follte, 
jo wird derfelbe gewiß eime willige Aufnahme finden. Ich Tann nicht um⸗ 
bin, bei diefer Gelegenheit auf den großen Vortheil Hinzumeifen, den das 
BZufammenwirfen der Regierung mit den Ständen hat. Wenn wichtige 
Entſcheidungen zu treffen find, fo wird durch die vorherige Berathung mit 
den Ständen ein beflagenswerther Fall, wie er und jegt vorliegt, vermieden 
werben können. Wie erfreulich auch tie Erklärung des Herrn Landtags⸗ 
Kommiffars war, fo wird Doch dadurch, nach meiner Anficht, die Stände: 
Berfammlung ſich nicht derjenigen Pflicht entbunden fühlen können, die fle 
gegen ihre Kommittenten hat, nämlich, dad Recht des Landes fo lange zu 
wahren, bi, dem neuen Geſetze gegenüber, dieſes Recht durch die Geſetzge⸗ 
bung ſebſt wieder hergeftelft ifl. Diefelbe Bemerkung trifft auch den Punkt 
in dem Gefehe vom 3. —* 1847, nach welchem nur diejenigen Anlei⸗ 
ben an die Mitgarantie der Stände geknüpft find, für die das geſammte 
Staatövermögen zur Sicherheit geftellt wird. Auch hier ift durch den Herrn 
Zandtags- Kommiffar eine Ausficht zur Verfländigung mit der Regierung 
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rroffnet werden 3 und gewiß wird die Staͤnde⸗Verſammlung eine deafallfige 
authentifche Erklaͤrung mit Befriedigung empfangen. Was die Domainen 
betrifft, fo Bat der Ausſchuß geglaubt, durch die beireffende Stelle in der 
Adreſſe feine Anjicht Hinreichend auszudrücken. Es fei mir erlaubt; fie bier 
weiter zu entwirfeln. Bei der Mitgarantie von Anleihen, bei der Zuftim- 


- mung zu Handlungen, welche den Staat belaften, kommt es weſentlich auf 


den Beſtand des Staatsvermögens, auf die Maſſe,, auf den Ertrag der 
vorhandenen Domainen an. Die Verpflichtung, welche die Stände bei der 
Mitgarantie von Anleihen übernehmen, hängt alfo mit einem beflimmten 
Zuftande auf das innigfte zufammen. Wird dieſer Zuftand, der die Bedin⸗ 


gung ihres Handelns bildet, ohne ihre Mitwirkung alterirt, fo ift die Vor⸗ 


qusſetzung, unter welcher fie die Anleihe bewilligten, aufgehoben und ih> 
nen gleichfam der Boden unter den Füßen weggenommen. Sch will mich 
nicht in die Entwidelung der ſtaatsrechtlichen Beftimmungen vertiefen, bie 
in unferm Rande eben fo wenig wie in den anderen deutſchen Staaten fehr 
fen, Beftimmungen, nach welchen die Domainen ald Staatövermögen zu 
betrachten find und nach welchen die Verfügung darüber in verichiedener 
Weiſe an die Mitwirkung der Stände gebunden iſt. Die einzige Betrach⸗ 
tung genügt, daß eine Mitgarantie von Anleihen, die Betheiligung an der 
Vermehrung der Staatsfchuld, in dem innigften Zufanmenhange mit dem 
aktiven Staatövermögen fteht, daß mithin die Stände, wenn fie dem 
Lande eine Verpflichtung auferlegen follen, auch verfichert fein: müffen, daß 
die vorhandenen Aktiva, aus welchen theilmeife die Mittel zur Verzinfung 
und allmäligen Abldfung fließen, In demſelben Zuftand bleiben, in welchem 
fie bei der Handlung der Stände fich befanden. In dem Vortrag des Kr 
niglichen Herrn Kommiffard wurde ferner hervorgehoben, daß die Krong 
in dem Gefeß vom 5, Juni 1823 fich ausprüdlich vorbehalten habe, Dig 
allgemeine Stände: Berfammlung in der der Krone angemeffen ſcheinen⸗ 
den Weiſe aus den ProvinzialsStänvden hervorgehen zu laſſen. 

Diefes Recht ift unbeftritten. Die Krone hat e8 ausgeübt, indem fie den 


- Bereinigten Landtag errichtete. Es wurde darauf hingebeutet, daß Die nah 


ben früheren Geſetzen zu bildende reichsftändifche Verfammlung durch die 
Gelege vom 3. Februar 1847 gleichfam in drei verfchiedene Körperfchaften 
getheilt worden fei. Der Zuläffigkeit diefer Eintheilung muß ich wider- 


» Sprechen. Einmal ift der Begriff einer reichsftändiichen Verſammlung ein 


einheitlicher, untheilbarer, zum Andern aber hat e8 nicht in der Abficht des 
Geſetzgebers gelegen, eine folche Theilung zu bewirken. Es heißt in dem 
Patente vom 3, Vebruar d. J. F. 3: „Dem Vereinigten Landtag und in 
deſſen Vertretung dem vereinigten Ausfchuß übertragen Wir u. ſ. w.“ 
Alfo ift auch nach dem Ausfpruch des Gefeggebers ſelbſt der Vereinigte 
Landtag allein als die in den früheren Geſetzen vorgefehene reichsſtändiſche 
Berlammlung anzufehben. Der Landtagstommiffar deutete darauf Hin, 
daß in dem angeführten früheren Gefege ein Anfpruch auf das Petitiond: 
recht nicht begründet, aber dennoch dem Vereinigten Randtage refp. den 
vereinigten Ausſchüſſen das Petitionsrecht zuerkannt fei. Meine Herren! 
Dad Petitiondrecht ift ein Recht, ohne welches die Exiftenz einer Landes⸗ 
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Vertretung nicht gedacht werden kann. Nicht allein aber als Bernmit« 
anfpruch, ſondern auch als ein aus dem poſitiven Gefetz herzuleitender 
Rechtsanſpruch ſteht dem Landtage das Petitionsrecht zur Seite. Die 
Bundesakte ſichert allen. deutſchen Staaten eine landſtändiſche Verfafjung 
zu, von einer landſtaͤndiſchen Verfaſſung iſt dad Petitionsrecht ungertrenn- 
fich, und e8 würde nicht ſchwer werben, darzuthum, Daß es von feiner deut⸗ 
Shen Verfaſſung jemals ausgeſchloſſen war. Was nım die Borlage der 
allgemeinen Gefehentwürfe an die Provinziallandtage betrifft, fo hat es 
nicht im der Abficht des Ausſchuſſes gelegen, der Krone das Necht zu bes 
flreiten, von den Provinziallendtagen Beirath auch zu den allgemeinen 
Bejegen zu verlangen. Die Abſicht war aber dahin gerichtet, auszudrücken, 
daß, nachdem eine allgemeine Stänveverfammlung errichtet iſt, diefe Ver: 
fammlung auch der Centralpunkt der Mitwirkung des Volkes bei der Bes 
feßgebung fei. Man erkannte, daß, wenn diejenigen Entwürfe, die ben 
ganzen Staat, die allgemeinen Lanvesintereffen betreffen, nicht regelmäßig 
von dem einen. zur ‚Landesvertretung berufenen Körper berathen werben, 
wenn vielmehr diefe Entwürfe bald dem Vereinigten Landtage, balb dem 
Bereinigten Ausſchuß, bald den Provinzialftänden zur Berathung vorge: 
legt werben, alsdann nicht nur dasjenige fehlt, was der Begriff einer lands 
ſtaͤndiſchen Verfaffung erfordert, fondern auch eine geordnete Mitwirkung 
des Volkes bei der Geſetzgebung nicht fattfindet. . Auf diefer geordneten 
Mitwirkung aber beruht der Segen, ven eine landfländifche Verfaflung ges 
währt, und er tritt erft ein, menn eine regelmäßige periodifche Einberufung 
der Ständeverfammlung feftgeftellt iſt. Das Gefeh vom 17. Januar 1820 
fagt mit einfachen und ungweidentigen Worten, daß die Staatsſchulden⸗ 


verwallungsbehörde der reichsftändifchen Berfammlung alliährlih. 


Rechnung abzulegen verpflichtet ift. Das Recht des Vereinigten Landtags, 
in feiner Eigenschaft als reichaftänvifcher Verſammlung, alljährlich einbe⸗ 
rufen zu werben, gebt ungmeifelhaft aus diefer Beflimmung hervor. Eine 
andere Frage ift diejenige ver Zmedlmäßigkeit. Wenngleich die periobifche 
Einberufung unbedingt erforderlich iſt, ſo kann zugegeben werben, daß hin⸗ 
fichtlich des Zwiſchenraums abmeichenne Meinungen beftehen. Meine 
Meberzeugung von dem Rechte aber ift durch die Bemerkungen des Hetrn 
Landtagskommiſſarius nicht erfchittert worden. Zwar foll der Vereinigte 
Ausſchuß periodiſch verfammelt werden, allein, wie ich bereits andeutete, 
der Vereinigte Ausſchuß iſt nicht die reichsſtaͤndiſche Verſammlung, ſondern 
nur eine ohne ihre Zuſtimmung angeordnete Vertretung derſelben. Der 
provinzialſtändiſche Charakter des vereinigten Ausſchuſſes, wie ihn das 
Geſetz, durch welches er in das Daſein gerufen wurde, feſtgeſtellt hat, macht 
es unmöglich, ihn als eine reichsſtändiſche Verſammlung anzuſehen. Ich 
erlaube mir, aus dem Geſetz vom 21. Juni 1842, die Vereinigten Aus⸗ 
ſchüſſe betreffend, die hier in Betracht kommenden Stellen vorzutragen. 
Der 8. 2 dieſes Geſetzes lautet: | 
$. 2, Die verfaffungsmäßige Wirkfamfeit der Provinzialftände, wie ſolche 
| durch den Art. III. des allgemeinen Gefeges vom 5. Juni 1823 vor⸗ 
geſchrieben ift, erleidet durch ven Ausſchuß ($. 1) Feine Beeinträchtigung, 
. 4* 


! 
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8. 3. Die Wirkfamteit des Ausichuffes fol vielmehr eintreten, wenn bie 
Anfichten der Landtage verſchiedener Provinzen über einen von ihnen 
beratbenen Gefeg = Entwurf bedeutend von einander abweichen, oder 
wenn in der weitern Berathung der Geſetze in ven Höheren Inſtanzen 
der Legislation neue Momente hervortreten und Wir ed angemefjen 
finden, durch ftändifche. Organe eine Ausgleichung der verfchiedenen 

Anfichten herbeizuführen. 
$, A. Insbefondere aber noch foll Uns der einzuberufende Ausſchuß ein 

ſtändiſches Organ darbieten, mit dem wir auch bei Gegenftänven, 

welche biöher in der Regel an die Provinzialftände nicht gelangt find, 
fofern Wir dabei den Rath erfahrener Männer aus den Eingefeffenen 
der Provinz einzuholen für gut finden werden, die anzunehmenden 

Haupt-Grundſätze einer Befprechung wollen unterwerfen laſſen. 

Es geht hieraus hervor, daß Die Vereinigten Ausſchüſſe nur zur Er⸗ 
gänzung der provinzialſtändiſchen Wirkiamfeit geichaffen und ein provin- 
zialftändifches Inftitut find. Ich Tann für diefe Anficht noch eine Autorität 
anführen, die Niemand in ver Berfammlung beftreiten wird. Der 7te rhei⸗ 
nifche Landtag hatte darauf angetragen, Daß dem Vereinigten Ausſchuſſe 
reichäftändifche Functionen verliehen werden möchten. In dem Landtagd- 
abfchiede vom 30. December 1843 erging darauf folgender Allerhöchfter 
Beſcheid: „Den das Weſen der preußifchen Berfaffung verfennenden An- 
trägen Unferertreuen Stände, deren Sinn es iſt, die Uusfchüffe der Landtage 
in Reichöftände zu verwandeln, müfjen Wir Unfere Genehmigung verſagen.“ 

Sch glaube, wenn mein Gedächtniß mich nicht trügt, die Hauptpunfte 
aud dem DBortrage des Herrn Landtagöfommifjfarius berührt zu Haben, 
Der Adreßausſchuß, meine Herren, hielt ed nach feiner innigften Ueber: 
zeugung für nothwendig, in der Uoreffe, die gegen Se. Majeftät ven Dank 
für die Einberufung ausfpricht, die Rechte, welche dem Lande nach der 
früheren Gefeßgebung zuftehen, mit welchen aber die Geſetze vom 3. Febr. 
d. J. ſich nicht im Einklang befinden, darzulegen und in ehrfurchtsvollen 
Formen zu verwahren. Er war davon durchdrungen, daß der gegenwärtige 
Augenbli eine aufrichtige und freimüthige Darlegung der moralifchen 
Lage de8 Landes verlange, daß eine folche Darlegung nicht weniger durch 
die Pflicht gegen unfere Kommittenten, ald durch die Pflicht gegen die 
Krone geboten fei. Die Rechte, welche die früheren Gefeße dem Lande ges 
währen, find fein edelfter Befig, und, daß diefelben ungefehmälert erhalten 
bleiben, ift ein nicht nur durch das gefchriebene Geſetz begründeter, fondern 
auch von dem höheren Geſetz der Sittlichkeit getragener Anſpruch. Diefen 
Anfprucd zu erheben, im Sntereffe ver Krone ſowohl als ded Volkes, im 
Interefje des Volkes, das fich nicht weniger ald die Monarchie auf die Ge⸗ 
ſchichte, auf die glorreichften Thaten nationaler Erhebung berufen ann, 
ihn zu erheben mit dem entfchloffenen Ernfte, der in einem entſcheidenden 
Augenblid die Seele des Handelnden erfüllen muß, ihn zu erheben endlich 
mit der tiefen Ehrfurcht gegen Die Krone, mit ver loyalen Gefinnung, zu 
der wir und ja mit Kopf und Herz befennen, das iſt die Aufgabe diefer 
Derfammlung. Jeden von und durchdringt das Bewußtſein ihrer Bedeu⸗ 
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tung, Jeder von uns fühlt fich Mein vor der Größe des Werkes, an dem 
mitzuarbeiten die Vorſehung ihn berufen hat. Was mußte nicht geſchehen, 
ehe ed dahin fam, daß die enlen Stämme, die das preußiſche Königsfeepter 
regiert, in einem gemeinfamen Organ zu lebensvoller Ginheit fich verbin- 
den fonnten! Das ruhmvolle Preußen des vorigen Jahrhunderts mußte 
erliegen im Zufammenftoß mit einer fremven, von neuer Weltentwidelung 
getragenen Macht, dann mußten welthiftorifche Schlachten gefchlagen,, uns. 
ermeßliche Opfer gebracht werben, ehe die Freiheit nach außen und mit ihr 
der Raum zur inneren freien Entwidelung errungen war. Taufende treuer 
deutſcher Herzen verbluteten auf dem Felde des Sieges, viele andere rangen 
Sabre lang mit dem Schmerz getäufchter Hoffnungen, und enplich iſt es 
vergönnt, dem Ziele näher zu treten, für das jene Edlen begeiftert in ven 
Tod gingen. Der Gedanke eines verjüngten, in Breiheit und Selbſtſtändig⸗ 
feit fich entfaltenden Volfölebens in Preußen, der Gedanke einer höheren 
@inigung und nationalen Kräftigung bes gefammten deutfchen Vaterlan⸗ 
des, aufd neue hat er die Gemüther ergriffen, und dieſe Verſammlung ift 
berufen, dahin zu wirken, daß er eine Wahrheit werde. Sie kann dieſen 
Beruf nur erfüllen, wenn fie von demfelben Geift geleitet wird , der in der 
Zeit des Befreiungsfrieges fo Großes vollführte, von dem Geifte ver 
Treue, der Wahrhaftigkeit, der Einigkeit. Treue gegen das Fürs 
ftenhaus, das, unter den Dynaftien Europa’3 die herrlichfle, unferen 
Königäthron ziert, Treue gegen das Volk, das feine theuerften Rechte unfes 
rer Obhut anvertraute, daß fei der glänzende Schild dieſer Verfammlung, 
den auch nicht das leiſeſte Wölkchen trübe! Wahrhaftigkeit ziere unfer 
Thun, Wahrhaftigkeit, wie der Deutfche jie verftcht, der den Grundcha⸗ 
rakter feines Volks verleugnet, wenn er feine Ueberzeugung rüdfichtsvoll 
verhüfft, wenn er nicht vor König und Volk der ganzen vollen Wahrheit 
Zeugniß giebt. Einigkeit endlich, fie war in jener glänzenden Epoche uns 
ferer Geichichte die Mutter großer Thaten; die heilige Liebe zum Vaters 
ande, die alle Herzen burchflammte, fie verband die deutfchen Stämme 
- anfs neue zu einem einigen Brudervolfe 3 ald die Weftfalen in ihren gefege 
neten Belvern, die Rheinlander an den Ufern ihres herrlichen Stromes mit 
Jubel die Pommern, die Preußen und die tapferen Bewohner der andern 
Provinzen ald ihre Befreier begrüßten, da mob fich zwilchen ven entlegen- 
ſten Theilen des Reichs ein unzerftörbared Band, und von jenen Tagen 
an wuchs das Verlangen nach einer innigen Gemeinfchaft, nach einer 
Bahn zu einem einheitlichen politifchen Entwidelungsgang. Sie ift geöffe 
net, diefe Bahn; der erfle Schritt, mit dem wir fie betreten, fei eine Ver: 
hrüderung der Provinzen zu einem großen, von Vaterlandöliebe getrage: 
nen Ganzen; wie meine Stimme Hinüberbringt über die Scheidung, bie 
in diefem Saal die Provinzen von einander trennt, fo mögen auch innerlich 
alle provinziellen Schranken fallen, hier, wo es die große Sache des Vaters 
landes, wo e8 die Ehre und die Wohlfahrt unferes Volkes gilt! Und fo 
pulfice in dieſer Verſammlung das einheitliche Leben der Nation, Hier fei 
der Herzichlag eines neuen, verjüngten Preußens, eines Preußens, das der 
Welt aufs neue dad Beifpiel geben wird, daß die Monarchie in der Frei⸗ 
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. Ysit.und die Freiheit in der Monarchie eine Gtüge findet, eines Preußens, 
daa, umgeben von den. Sympathien ber deutſchen Brüderſtaaten, das 
Beustfche Volk zu der Stelle binanführen wird, die ihm unter den Kultur 
voͤlkern dev Erde gebührt ! a BE 
Hierauf nahın abermals der kön. Kommiffar dad Wort: 
„Es iſt für mich eine ſchmerzliche Pflicht, die vortreffliche Rede, die 
wir eben gehört, theilweiſe widerlegen zu müffen. Dem wahrhaft erheben: 
den Schluß verfelben pflichte ih Wort für Wort bei mit. um fo tieferem 
Befühle, da auch ich der Zelt angehäre, die ver Redner jo lebhaft geſchil⸗ 
dert, Da es auch mir vergdnnt gewefen, die Güter, die wir errungen, mit 
meinem Blute zu bezahlen, Schmerzlich ift mir die Pflicht (ich wiederhofe 
e8), den Eindruck diefer Rede unterbrechen zu follen durch einige nüchterne 
faktifche Berichtigungen, zu welchen mich meine Stellung zwingt. 


Es ift im Entwurf ver Dankfadreffe nicht die Rebe von alljähr 


kicher Wiederkehr der reich sſtändiſchen Verſammlungen, fondern 
nur überhaupt die Nothwendigkeit periodiſcher Wiederkehr aus dem Um⸗ 
ſtande gefolgert, daß die Hauptverwaltung der Staatsſchulden der Reichs⸗ 
verſammlung Rechnung legen ſoll. In der Rede des Herrn Berichterſtat⸗ 
ters aber iſt Bezug genommen auf den Paragrafen des Geſetzes für die 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden, worin geſagt iſt, daß alljährlich 
Rechnung gelegt werden ſoll, und daraus gefolgert, daß die ſogenannte 
reichöftändifche Verſammlung ſich nicht nur periodiſch, ſondern daß fie ſich 
alljaͤhrlich verſammeln ſolle. Wäre dies in dem Adreßentwurf beanſprucht, 
fo würde ich dieſen Punkt gleich berührt haben. Ich darf jetzt zur Wider⸗ 
legung verfichern, daß Feiner unter Allen, der in allen Inftangen dem Kö⸗ 
nige Sei ver neuen Geſetzgebung Rath zu ertheilen hatten, zu der Anflcht 
oder überhaupt nur auf ven Gedanken gefommen ift, daß aus dem zitirten 
Paragrafen zu folgern fet, daß behufs der Rechnungälegung bie reichäftäne 
difche Berfammlung altjährlich verfammelt werden müſſe. Es fleht 
allerdings darin, daß die Hauptverwaltung der Staatsfchulden der reichs⸗ 
fländtfchen Verfammlung alle Jahre Rechnung zu Iegen habe, und, daß 
das erfüllt werden folle, ift nicht zweifelhaft, daß aber die Verfammlung 
alle Jahre vie Rechnung auch abzunehmen habe, fleht nicht dartn. Wenn 
man ſich an Worte halten will, muß man ji auch durch Worte ſchlagen 
faffen. Unfer Gedanfe war, daß ed beim Definitivum genau bleiben follte, 
mie ed either bei dem durch das Gefeß vom Jahre 1820 vorgefchriebenen 
Proviforium gehalten worden ifl. Die Hauptverwaltung der Staatöfchuf: 
den legte alle Jahre Rechnung, diefe gelangte an die Ober: Rechnungs: 
Kammer, welche fie revidirte, ohne daß über den Zeitpunkt, wann viefe 
Reviſion vollendet fein muß, etwas vorgefehen wäre. Wenn die Rechnung, 
von dort zurüdfam, ging fie an einen fehr engen Ausſchuß des der fländi- 
ſchen Verſammlung einftweilen fubftituirten Staatsraths. Diefer, auf 
etwa 4 Berfonen beftehende Ausſchuß unterzog fich dem Gefchäft ver vor: 
bereitenden Abnahme, welches in einer größeren Berfammlung unmöglich 
audgeführt werden kann. Nach Beendigung derſelben erflattete der Ause 
ſchuß dem Staatsrath feinen Bericht und dieſer ertheilte die Decharge. Daifelbe 





Bertaheen iſt durch das vorliegende Weich vorgeſthen, in nem für Deu Staau⸗ 
rath ner Vereinigte Landtag oder bie Vereinigten Ausfchüffeeintreten, der Aus⸗ 
ſchaß des Stantörathö aber durch die Deputazion für das Staatsſchulden⸗ 
weien erſeht wird. Selbſt wenn aus anderen Gründen auch alle Jahre 
‚die Bentralverfammlung vereinigt würde, fo würde die eigentliche Abnahme 
immer nur durch einen fehr Eleinen Ausſchuß bewirkt werden fönnen, und 
fo glauben wir, def in diefem Punkt das Geſchz nicht allein wirklich, ſon⸗ 
bern auch dem Geifte nach erfüllt iſt. Bedenken Sie, daß die Staatsſchuld, 
mit geringen Ausnahmen, in Staatsſchuldſcheinen konſolidirt if, und er- 
wägen Sie, 05 für ein jo einfaches Geſchaͤft, wir dieſe Rechnungsabnahme, 
eine fo große oder auch nur die mittlere Verſammlung alljährlich gu ber 
rufen, irgendwie gerathen jein fünnte. Ich glaube daher, wir haben in dies 
ſem Punkt nicht allein das Wort und das Recht, fondern auch die Nütz⸗ 
lichkeit für und. Ich gehe jetzt zu einem zweiten neuen Einwand gegen bie 
Lepalität der Attribuzionen ver Vereinigten fländifchen Ausfchüffe über, wel 
her aus den älteren Geſetzen über die Ausfchüffe entnommen if. Darauf 
babe ich zu erwidern, daß der jehige Vereinigte Ausſchuß rechtlich eine 
ganz andere Korporazion ift, als die aus den Provinzialfländen hervor 
gehenden Ausfchüfle, auch wenn biefe vereinigt wären; nurdie Berfonen find 
im Wefentlichen dieſelben. So lange Der Vorbehalt des Geſetzes vom 5. Juni 
1823 nicht erfüllt und gelöft war, war es gefeplich unmöglich, nen Aus: 
ſchuͤſſen Attribugionen zu geben, melche bis dahin ven Provinzialfländen 
zuflanden, und, wenn deshalb die rheinischen und preußiichen Stände im 
Sabre 1843 baten, daß ihren Ausfchüffe gegeben werben möchten, ganz 
analog denen, welche ihnen jeßt gegeben find, fo erbaten fie etwas rechtlich 
Unmögliches; die Regierung Eonnte dies nicht zugeſtehen ohne wirkliche 
Berlegung des beflehenden Rechts. Nachdem Se. Majeflät aber das Ge 
feg vom 5. Juni 1823 durch Kreirung des Vereinigten Landtags erfüllt, - 
das Provilorium aufgehoben und demſelben vie vorbehaltenen Rechte der 
Bentralverfammlung gegeben hatte, konnte der Gefepgeber mit allem 
Buge und mit voller Konlequenz einen Theil diefer Befugniffe, fo weit er 
es für nüglich und räthlich Hiekt, auf die Vereinigten Ausfchüffe übertragen. 
Die von dem Herrn Redner verfuchte Berufung auf Geſetze, welche für 
eine rechtlich ganz andere, wenngleich den Perſonen nach ähnliche Körpers 
ſchaft gegeben find, muß ich daher ald völlig unzutreffend zurückweiſen. 
Dies habe ich dem Redner noch zum Verſtändniß meiner früheren Ange 
ben erwiedern müſſen.“ | 

Der kön. Kommiffar hattein feiner Rede, neben der Auslegung 
der früheren Geſetze in feinem Sinne, auch Gründe der Zwedmäßigfeit 
für Die Beftimmungen der Verfafjung vom 3. Februar geltend gemacht. 
Auf dieſes Feld folgte ihm ein anderer rheinifcher Abgeordneter, Here 
Gamphaufen, indem er fagte: 

„Ich gebe zu, baß bei einer Angelegenheit von To unendlicher 


politifcher Michtigkelt, wie diejenige der Verordnungen vom 3. Behr. es 
tft, ver Wortlaut ber Geſetze nicht allein beflimmend fein Fann, fondern 
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daß die Zweckmaͤßigkeit der Beſtimmungen zu berüdfichtigen ifl, daß daher 
der Königl. Herr Kommiffarius nicht mit Unrecht au) Gründe der Zweck⸗ 
mäßigfeit für ven Inhalt der Verordnungen geltend gemacht hat. Nur 
wäre dann zu verlangen, daß nicht in dem einen alle das ältere Geſetz, 
in dem andern Falle vie Zweckmäßigkeit angerufen werde, fondern in allen 
Fällen entweder das Eine oder die Andere. Don den Anführungen des 
Königl. Herrn Kommiffarius find die meiften ſchon durch meinen Kollegen 
beantwortet worden; ich komme nur noch auf Einzelnes zurück. Die Ans 
fiht, daß durch den Uebergang des Berathungsrechtes allgemeiner Geſetze 
auf dem Vereinigten Landtage'unbenommen fei, auch dem Provinzialftänden 
dieß Recht zu belaſſen, erfenne ich nicht für richtig. Das Recht der Bera⸗ 
thung allgemeiner Geſetze kann nur einer Körperichaft zuſtehen, entweder 
den Provinzialftänden, oder dem Vereinigten Landtages haben beide Körper: 
haften das Necht, fo bat es feine, Daß Hinfichtlich der jährlichen Ver⸗ 
fammlung der Reichöftände der Buchftabe entgegenftehe, ift ebenfo wenig 
zuzugeben. Man fann einer Berfammlung nur dann Rechnung legen, 
wenn fie verfammelt iſt; eine Verſammlung, , die nicht verfammelt ift, ift 
feine Berfammlung. 

Wenn zu Bunften einzelner Beflimmungen der Verordnungen vom 
3. Febr. die Zweckmäßigkeit derfelben hervorgehoben wird, fo muß auch 
zu Gunften und als Grund der Berufung auf die frühern Gefege die etwaige 
Unzwedmäßigkeit jener Verordnungen geltend gemacht werden dürfen. Es 
liegt nicht in meiner Abficht, gegenwärtig in eine ausführliche Beleuchtung 
derfelben einzugehen; indeſſen will ich doch in Kürze einiges berühren, was 
nach meiner perfönlichen Anficht für zweckmäßig nicht zu halten ift. Nicht 
für zwedimäßig halte ich die mangelnde Einheit der fländifchen Vertretung. 
Es ift diefe Vertretung eine fünffache, denn wir haben ven Vereinigten 
Landtag, die Vereinigten provinzialftändiichen Ausfchüfle, die ſtändiſche 
Deputazion, die Provinzialftände und die Trennung in Theile fomobl 
nah Ständen ald nach Provinzen. Davon iſt eine Schwächung der 
Stände und der Regierung die Folge; e8 muß und wird der Vereinigte 
Landtag mit einer gewiſſen Eiferfucht die Handlungen der Ausfchüffe über: 
wachen, Leßtere werden mit Befangenheit beratben und ſtets der im Hinter: 
grunde zu erwartenden Kritif der größeren Korporazion gedenken. Es 
wird daraus eine ſchädliche Umabgefchloffenheit unferer Stände entftehen 
und eine Schwanfung in der Gefeßgebung, weil zu befürchten, daß die 
von den Ausſchüfſen berathenen und erlaffenen Gefege in der nächflen Ver⸗ 
fammlung des Vereinigten Landtags wieder der Gegenftand neuer Anträge 
werben würden. Nicht zmedmäßig halte ich die fehlende Beſtimmung pe: 
riodifcher Berufung. Die Gründe für fie jind fchon hervorgehoben worden, 
und eine Teile Ahnung fagt mir, daß auch die Räthe ver Krone jie nicht 
für verwerflich Halten, indem ver Königl. Herr Kommiſſarius wenigftens 
vermieden bat, fi für ihre Unzweckmaͤßigkeit auszuſprechen. Nicht für 
zwedmäßig erachte ich Die Art der Zufammenfeßung des Herrenſtandes und 
unter Anderem bie gänzlich fehlende Berüdjichtigung provinzieller Verthei⸗ 
lung. Nicht für zweckmäßig die Schwierigkeit der Ausbildung der Verfafe 
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fung , indem Berfaffungsanträge nur von dem WBereinigten Landtage, ver 
vieleicht in vielen Jahren nicht zufammentreten würde, ausgehen und den 
Bereinigten Ausſchüſſen unterfagt fein follen. Nicht für zweckmaͤßig bie 
Beſchränkung der Petizionen auf innere Angelegenheiten und ihre Befchräns 
fung durch die erforderte Stimmenzahl, in Folge deren einer Fleinen Mino⸗ 
rität die Herrſchaft überwieſen wird, indem es ihr möglich gemacht if, 
zu verhindern, daß ein im Lande noch fo verbreiteter Wunfch an den Thron 
gelange. Nicht für zweckmäßig halte ich die Einforderung abgefonverter 
Gutachten und die Mittheilung der Anficht der Minorität bei der Beras 
thung von Gefegen. Sie winerfpricht dem Zwecke des Vereinigten Land: 
tags, welcher nur ‚ver fein kann, zu erfahren, was berjelbe ald Korpo⸗ 
razion, ald eine ganze, ungetheilte Körperichaft über Geſetzesvorſchläge 
urtheilt. Käme e8 blos darauf an, zu Eonftatiren, welche Anficht in jenem 
einzelnen der verfammelten 600 Köpfe ſich ausgebildet hat, fo würde es 
kaum nöthig fein, diefelben zu einer großen Berfammlung zu vereinigen, 
fondern aud) auf anderem Wege die Anficht jedes Einzelnen erfragt werben 
konnen. Nicht für zweckmäßig Halte ih, daß dem Vereinigten Landtage 
Teine Einwirkung auf feine eigene Gefchäftsorunung, noch auf die Ernens 
nung ded Landtagsmarſchalls eingeräumt ifl. 

| Wenn demnach Gründe der Zweckmäßigkeit gegen die Berufung auf 
gefeliche Beftimmungen gültig fein follen, fo finde ich mich durdy Gründe 
ver Zweckmäßigkeit zu dieſer Berufung meinerfeit3 bewogen. Daß die in 
dem Adreßentwurf aufgeführten Punkte wirklich eine fefte Grundlage in den 
beftehenden Gefegen finden, wird nach den bereits flattgehabten Eroͤrte⸗ 
zungen wohl nicht mit Erfolg beftritten werden können. Sie find aber - 
nicht nur den Gefegen entfprechend, fondern auch, ſowohl was die Pe⸗ 
riodizität der Verſammlungen, al die vollſtändige Theilnahme des Verei⸗ 
nigten Landtags an Staatsanleihen und an der Geſetzesberathung betrifft, 
aus den der Berfammlung vorgetragenen Gründen als nüglicy und nothwens 
dig zu erfennen. Indem ich daher für den Entwurf der Adreffe mich aus⸗ 
fprechen darf, babe ich dafür ein befonderes Motiv anzuführen. Wie man 
nämlich auch das, was wir hier repräfentiren, die Art der Mepräfentazion, 
welche wir ausüben, fich vorftellen möge, unter jeder Vorausſetzung bleibt 
eined unangreifbar feftftehen, daß nämlich die Meiften von und in Bolge 
einer Wahl hier erfcheinen, und daß diejenigen, welche uns wählten, nicht 
nur das Recht der Wahl Hatten, fondern auch das Mecht, zu verlangen, 
daß die von ihnen Gewählten ihre ftändifchen Befugnifle ausüben und auf 
nicht eined der ihnen zuftehenden ſtändiſchen Befugniffe verzichten. Treu 
der Monarchie, treu meinem Gewiffen und meinem Man- 
date, flimme ih für die Adreſſe.“ 


Nach Camphauſen betrat Die Rednerbühne ein Mitglied der Herren- 
kurie, Fürft Lychnowski. Luchnomstt ift befannt als abenteuern- 
der Barteigänger für die Sache der Legitimität und des Don Carlos in 
Spanien. Hier trat er auf mit der Prätenfion eines Ariftofraten nad) 
englifchem Zufchnitte, aber gleich feine erfte Rede verrieth, daß er Feiner 








fewer großen Karaltere aus einem Gtäd, jenen sterlitgenrectersfei, wie 

fie der freie Boden Englands and die Schule des dortigen purlamentari⸗ 
ſchen Lebens erzeugt. Statt der imponitenden Ruhe einer auf feften po⸗ 
fitifchen Prinzipien fußenden Denk: und Handlungsweife, geld fich Hier 
ein affektirtes, fantaftifchee Weſen, das bei allem Prunk rhetorifcher 
Gewandtheit und allem Gleißen mit liberaler Geſinnung doch kein Ver⸗ 
teauen erwecken konnte. Folgendes ſind die Worte, die Fürſt Lych⸗ 
nowski über den Adreßentwurf ſprach: 


„Eine reine Dankadreſſe,“ ſagte er, „die keinen Wunſch, keinen 
Blick in die Zukunft enthielte, koͤnnte ven König, ber und richtet, und 
das Volk, das und beobachtet, zu dem Glauben verleiten, ald wären alle 
unſere Wünfche erfüllt worden, als befinden wir uns auf jenem Stulminas 
zionbpunkte menſchlicher Glückſeligkeit, die keinem Drange und feinem Sehnen 
auch im Grunde des Herzens mehr Raum giebt. Und doch, bei Gott! 
dem ift nicht fo, während doch auf der andern Seite es Frevel wäre, nicht 
zuerſt und vor Allem jene Worte des Dankes, der Verehrung und Liebe 
auszufprechen, die wir dem Königlichen Geſetzgeder ſchulden, der durch 
feine große Gabe den erſten Stein, den Grundſtein zum feſten Gebäude 
unſerer Verfaſſung auf Jahrhunderte gelegt hat. Königliche Geſetzgeber 
find feltene Gefchenfe der Vorfebung, hellleuchtende Meteore, Morgens 
flerne ber Breiheit, Die über ven Ländern diefer Erde glänzen. Diefes iſt 
in Preußen in einem Jahrhunderte dreimal zur Wahrheit geworden. Aber 
eben, weil wir von dieſer Wahrheit durchdrungen find, müffen wir bei 
der Meberzeugung feR bebarren, daß der Königliche Geſetzgeber fein Werk 
vollenden werde. Daher find wir dem König Wahrheit fhuldig. (Beifall.) 

Es iſt in letzter Zeit der Ausdruck Dankadreſſe mit dem Ausdruck 
Loyalitätsadrefſe oft verwechſelt worden. Ich muß geſtehen, daß ich für 
diefe Zufammenftellung keinen Anknüpfungspunkt finden fann. Denn die 
böchfte Loyalität liegt in der hoͤchſten Wahrheit. Es wäre aber Lüge, dem 
Könige zu fügen, daß fein Boll nichts mehr wünfcht, und es ift Frevel, 
ed ihm auf eine Welle zu fagen, die fein großes, reiches, warmes Herz 
. verlegen, ihn fchmerzlich berühren, als Undank ausgelegt werden könnte, 

Se weiter wir vorfihreiten im parlamentarifchen Leben, deſto mehr 
ift es Pflicht, fich den gewiegten Formen altparlamentarijcher Staaten zu 
näheren, vie im gejeglicher Ausübung ihrer Rechte und Gerechtiame, 
wenngleich in althergebrachten Sormen, ihre Freiheit erhalten und befeftigt, 
die Grdße ihres Volkes gefihert haben, Ein Bli auf ein altfreies und 
flammverwandtes Volk, das feine flegreichen Banner über alle Meere ente 
faltet, wird diefen Ausfpruch beftätigen. Ich habe mit rechtem Vorbe⸗ 
dacht der Formen erwähnt, die fo leicht aus dem Auge gelaffen werben, 
und komme auf fie zurüc, Wer den ernfien Kampf der alten Parlamente 
mit reblichem Geiſte ſtudirt hat, wird ihre große Wichtigkeit nicht verken- 
nen. Dieje Wichtigkeit fleigt mit der Bedeutung des Augenblids, und ich 
Tann unmöglich glauben, daß irgend Einer unter Ihnen, meine Herren, 
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den gegmwärtigen Moment nicht für fo ernſt und wichtig Bielte, als irgemip 
einen in dei großen preußiſchen Geſchichte. 

"Darum. beiigwöre ich Sie, meine Herren, wenn auch Sie Alles 
fagen, was Ihnen das Herz beivegt, es in Bormen zu büllen, die und 
dem Zwecke einer Verſtändigung nähern, obne —* unſerer Unabhän⸗ 
gigkeit zu ſchaden. 

Ih kann nicht umhin, zu erklären, mie ich mit Freuden in dem 
Adreßentwurfe, der uns vorliegt, dieſes Maaß, diefe Formen gefunden 
und den Herren, Die jich mit der Abfaſſung deſſelben beichäftigt, dieſes 
bier gern ausbrüde; nur zwei Stellen fcheinen mir einer Mopification zu 
bevinfen, fo. redlich der Wille und die Adficht auch ficher gemefen find, 
vie ihre Redaction veranlaßt haben. Es iſt die Hinweiſung auf vie Thron⸗ 
revbe und dad Wort: „Wahrung. — Die Kommifſton hat mit Vielen von 
uns empfunden, daß einzelne Stellen in ver Tihronrede uns fchmerzlidh 
berährt haben. Warum aber dem Königlichen Herrn in unferem erften 
pastamentarifchen A Dinge fagen, die ihn verlegen müſſen, ohne zur 

arlegung, zur Verdeutlichung unferer Wünfche, unferer Bedenken etwad 
beizutragen, unumgänglich nöthtg zu fein. Berühren mir vie fehteren und 
Übergeden die erfleren. Was uns ſchmerzlich beivegt Haben mag, kann 
nach dein, was und noch zu wünichen übrig bleibt, vem König und dem 
Lande, ja ganz Europa, das auf uns fieht, ohnedies unmöglich zweifel- 
en fein. Als der König. und berief, wollte er durch feine Worte und 

reude, niht Schmerz bereiten; dafür wollen Sie den König gewifl 
nicht verfegen; — weg alſo mit dem Worte: Schmerz! (Lauter Beifall.) 

Das zweite, was I zu erinnern finde, if das Wort „Wahrung‘z 
ich geftche, daß mir feine Anwendung nicht fo pofitiv verwerflich ericheint, 
ala die eben angeführte Stelle. — Wahrung oder Verwahrung — im 
Grunde identiſch — ift ein an fich gefegliches oder gebräuchliche Wort; 
Doch Hat es durch feine Anwendung bier den Inbegriff von Mißtrauen, 
Zweifel, Oppofition in einem Sinne mit fich verbunden, den wir gewiß 
wicht hineinlegen wollen. j 

Wenm und nun eine Berfländigung ehrlich und wahrhaft am Herzen 
liegt, wenn wir die Gaben der Krone und die Wünfche des Volfs in Eins 
Fang bringen wollen, wenn andrerfeitd in dem Wortlaute dieſes Aus: 
drucks etwas gefucht wird, das ſich ſtörend zmifchen uns ftellen koͤnnte, 
warum dann, meine Herren, folften wir nicht in der fchönen, reichen 
Beutichen Sprache ein Wort finden, das unfere Meinung ausdrückt, ohne 
- durch Mißtrauen zu verlegen?! Gewiß, meine Herren, Sie werben ein 
ſolches Wort finden, und, wenn ich mir erlauben dürfte, Ihnen eine vor⸗ 
zuſchlagen, fo wäre e8 das Wort: „Vertrauen.“ = 

Mir vertrauen dem Königlichen Worte! Wir vertrauen, daß Teines 
auferer alten Rechte gefchmälert ift! Wir vertrauen, daß Se. Majeflät 
geruben werden, und — nicht neben die Krone, fondern neben feine Räthe 
in regelmäßig wiederkehrenden Perioden zu berufen, die und geflatten: 
werben, die Noth und die Bedürfniſſe des Volkes, feine Wünfche und 
Bitten. Hor die Stufen des Thrones zu bringen mit ber Sicherheit ber 


Abhuͤlfe, die nur fehle, nicht ſchwankende Zuftände geben können. Wir 
vertrauen endlich bauptfächlich und vor Allem, daß Se. Majeftät unfer 
großer König in dieſen unfern wahren und ehrfurchtönollen Worten Feine 
eitle Sucht nach Oppoflzion oder Popularität, fondern die offene Darftels 
lung eines Zuflandes fehen wird, da e8 von uns gewiſſenlos wäre, in 
diefer Halle verſchweigen oder beichönigen zu wollen, 


Ihm folgte ein anderes Mitglied des Herrenftandes, Graf von 
Arnim. Bekanntlich war Graf Arnim der Vorgänger Bodelfchwinghe 
im Minifterium des Innern. Man behauptete, daß er noch forts 
während in fehr intimen Beziehungen mit dem Hofe und dem Kabinette 
ftände und daß auch der Antrag, den er jet dem urfprünglichen Adreß⸗ 
entwurf entgegenftellte, vorher in einer außerordentlihen Minifterfon- 
ferenz mit ihm berathen worden wäre. Wie Dem fei, gewiß ift, daß 
fein Antrag und die Rede, mit der er ihn einführte, der Diskuffton 
eine für die Regierung entfchieden günftige Wendunggab. Graf Arnim 
griff Hauptfächlich den Theil des Entwurfs an, der eine Wahrung fpes 
zieller Rechte enthielt. Er ftellte diefe Wahrung ausdrüdlich als un» 
nöthig, unzeitig und ſchädlich dar: ale unnöthig, weil, wenn 
wirklich Rechte der angeführten Art für den Landtag beftänden , dieſe 
auch ohne eine befondere Wahrung nicht verloren gehen würden; als 
ungeitig, weil unmöglich über alle jene einzelnen Punkte ein allgemei⸗ 
nes Einverftändnig in der Verſammlung vorausgefept, ebenſowenig 
aber ein folches im Laufe diefer Verhandlungen über die Adreſſe erzielt 
werben könnte; aus demfelben Grunde endlich als fhäplich, weil man 
gar nicht im Stande fein würde, in diefer Adreſſe reife, wohlerwugene 
Beichlüffe über Fragen von fo Hochwichtiger Art niederzulegen. In 
dieſes erfte Aktenftüd des Landtages dürfe nichts Unveifes, nichts Halb» 
erwogenes oder Unbegründetes hinein kommen. 


„Zweifelt einer von Ihnen, meine Herren,” fuhr der Redner fort, 

„an ver Wichtigkeit dieſes Aftes, an der Wichtigkeit dieſes Dokuments? 
Die Thronrede hat gewiß die Aufmerkjamfeit von Preußen, von Deutfchs 
land, von Europa auf fich gelenkt; aber wird nicht unfere erſte Anfprache 
TR Majeftät ven König auch die Aufmerkſamkeit von Preußen, Deutfche 
land und Europa auf fich lenken? glauben Sie nicht, daß Alle jegt ſchon 
gefpannt harren, mie die Stände ſich äußern werden, und fühlen wir 
nicht, daß, wenn es fich handelt von Preußens Zortichritt, Alles, Alles 
darauf anfommt, ihn zu fihern? Glauben Sie nicht, daß diejenigen, bie 
ihn wünfchen, feine Freunde, innigft befümmert werden würden über 
Alles, was in Frage geftellt wird, und Diejenigen, die ihn nicht wünſchen, 
» fi freuen würden, wenn die Stände etwas thäten, was ihn in Brage 
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ſtellt? Ich glaube gewiß, daß dem fo ift, und ich glaube ferner, daß Sie 
durch eine Verwahrung dir Art, wie fie hier liegt, allerdings diefen Weg 
in Frage ftellen. 

Siebenundzwanzig Jahre feit dem Geſetze, das heute fo oft genannt 
wurde, find verflofien, ehe die Könige Preußens ſich darüber entfchienen, 
welches die Form der reichsſtändiſchen Verfaſſung fein fol, welches die Form 
der Vertretung. Sieben Jahre hat unfer jegt vegierender Herr gebraucht, 
um darüber mit fi) und feinen Rüthen zum Ziele zu gelangen. Um Alles 
in der Welt wollen wir nicht wünfchen, daß dieſes ſchwer und langfam 
erreichte Ziel wieder in Frage geftellt werde, Wen es aber darum Ernſt 
ift (und, weiß Gott, mir iſt es Ernft darum, obgleich ich an der Fafjung 
nicht Theil genommen babe), ver ftelle es nicht in Brage, indem er in dem⸗ 
felben Augenblide an feine Gewährung die Bedingung der Verwahrungen 
fnüpft, die mit den ausdrücklichen Worten bezeichnet find, daß zwifchen 
dem, was gewährt if, und dem, waß die Stände für nöthig halten, noch 
Lücken find. Liegt denn darin nicht eine nur bedingte Annahme? Ich Habe 
gefagt und wieverhole es: ich glaube nicht, dad die Regierung an kleine 
Nechtöbehelfe fich Flammert, ich hoffe nicht, daß die ſtäändiſche Verſamm⸗ 
lung an ſolchen Rechtsbehelfen hält, aber halten Sie e8 für nöthig, durch 
verflaufulirte, Speziell gefaßte Berwahrungen an fich zu fichern? Mit welchem 
Mechte verlangen Sie von der Krone, daß fie das beftehen laſſen foll, was 
fie gab, während fie nicht als rechtäbeftännig betrachten foll, was Sie 
nicht als rechtsverbindlich gelten lafjen wollen? 

Die Verhandlungen werden lehren, ob irgendwo die Rechte im Vers 
haltniß zu früheren Geſetzen beeinträchtigt jind; Die Verhandlungen werben 
lehren, was der Vereinigte Landtag für ndthig hält, ſobald er die Mittel 
zur Ausfüllung der Lücke, die er erkannt, reiflih erwogen hat; wir haben 
in der heutigen Sigung vernommen; daß des Königs Majeftät hierzu nicht 
abgeneigt fei. Wir haben auch ohnedied dad Vertrauen, daß Se. Majeftät 
auf geeignete Weiſe die Lücken auszufüllen bereit fein werde, wenn Ihm 
‚die VBorfchläge dazu gemarht werden. Darum wünfche ich und Bitte drin⸗ 
gend, flellen wir nicht das in Frage, was wir Wle zu erhalten münchen, 
und verfennen wir e8 nicht, daß wir e8 in Frage ftellen, indem wir und 
in diefer Weije verwahren. Aber, meine Herren, felbfi abgefehen von 
dieſem Nechtöpunfte, der in der Adreſſe nur eben die eigene Stellung, nicht 
aber die Stellung deſſen im Auge Hat, ver auch Rechte in dieſer Beziehung 
befigt und ver eben deshalb fich veranlaßt finden könnte, was Er hoch⸗ 
herzig gegeben Hat, wieder in Frage zu ftellen, — bedenken wir, daß wir 
auch Gefühle zu ehren haben, daß es in der Adreſſe fich nicht davon han⸗ 
delt, Gegenftände materieller Art zur Sprache zu bringen, fondern nue 
Gefühle der Berfammlung gegen Se. Majeſtät audzufprechen, und bieje 
Befühle werden nicht ausgelprochen in Diefem Saale von Mund zu Mund, 
von Mund zu Ohr, nein, fie werden ausgeſprochen vor Europa, und da 
behaupte ich, wenn einft die Gefchichte die ſtändiſche Verſammlung richten 
wird, fo wird fie eine Verfammlung hochftellen, vie fich ſelbſt Hochftellte 
durch weiſe Mäßigung in folchem Augenblid. Noch eins! blicken wir auf 
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Breußen ! erfaffung ‚ fe unterſcheidet ich wefentlich. von ber anderer Ras 
tionen. “Diele Haben ſich fortgebildet in Ihren Bufläinden In einzelmm 
Perioden durch Ummälzungen, Preußen aber hat ſich fortgebilnet durch 
Neformen; Preußen hat den großen Vorzug, daß es alle die traurigen 


Erfahrungen, die von jener Art des Fortſchritts begleitet find, nicht durch⸗ 
o zumachen gebraucht bat, fondern es iſt auf dem Wege der Reform zu dem 


gekommen, was ed beſttzt, und auf biefem Wege wollen wir weiter geben, 
und auch unfer Koͤniglicher Herr iſt gefinnt, anf demfelben weiter zu gehen; 
damit.er das aber könne, muß er frei geben auf dem Wege, wie es einem. 
Monarchen geziemt. Denn eine Gabe, die nicht aus freiem Herzen gegeben 
wird, fie möchte an ſich gut fein‘, aber fle trägt Feine guten Früchte. Ihm 
mit aller Lebendigkeit und Aufrichtigkeit fagen, was wir wünfchen, das 
wollen wir, aber, meine Herren, in der Adreſſe auf viefe Weiſe ausge: 
ſprochen, iſt es nicht ein Wunſch, fondern ein Fußen auf ein Net. Der 
König kann dann nur fagen, entweder: die Stände haben Recht, over: Ich, 
und wenn er die Rechte der Stände anerkennt, fo würde er nicht fo frei 
erfcheinen, wie ich glaube, daß es wünfchenswerth iſt. Alfo bleiben wir 
auf dem Bange, der Preußen groß gemacht hat, es if der Gang, der et⸗ 
was langfamer, aber um fo ficherer zum Ziele führt. Wenn ich mir num 
noch einen’ Blick erlauben darf auf diefenigen, denen wir Rechenſchaft zu 
geben haben von unferen Handlungen, fo weiß ich, daß gerade biefer 
Blick Vielen von ihnen die Frage ſtellt, ob eine ſolche Wahrung der Rechte 
nötbig ſei. Sch ehre diefe Anſicht; aber, meine Herren, werben nicht auch 
Diejenigen Kommittenten, an die Sie in diefem Augenblicke denken, von 
Ihnen erwarten, daß Ste alle die Nüdkfichten nehmen, die genommen werden 
müffen, um vem Werke, auf dem wir fortbauen wollen, vollfländige 
Sicherheit zu verfchaffen? Würden dieſelben Kommittenten uns nicht an= 


‚ Magen, wenn wir durch ein Zuweitgehen dieſe Sicherheit gefährdet Hätten? 


Blicken wir nicht. allein darauf, daß fle mit Freuden eingehen auf die erreg- 
ten Bedenken, ob dieſes oder jenes Mecht gewährt ift, ſondern blicken wir 
auch darauf, daß eine Verwahrung der Rechte in einer Weile, die Sr. 
Majeftät dem Könige fefinerzlich fein muß, von vornherein das Verhälte 
niß trübt, auf deſſen Beflehen wir unfere beften Hoffnungen und unfer 
befted Vertrauen jegen müffen! Aus viefen Gründen fehlage ich vor, zw 
ber vorliegenden Adreſſe ein Amendement in Erwägung zu ziehen, welches 
mit Genehmigung des Marſchalls Ihnen vorzutragen ich mir die Ehre 
geben were. Ä . | 
An der Stelle, wo es heißt: „nachdem Ew. Majeftät ꝛc.“ bis zu ver 
Stelle: „an dem Thron niederzulegen”, würde ich vorfchlagen, folgende 
Erklärung zu ſetzen: | — 
. Ä (Lieſt vor.) 
„Bu Ew. Königlichen Majeftät hegen wir dad Vertrauen; daß Aller- 
hoͤchſtdieſelben «8 nicht ald einen Diangel an Dankbarkeit betrachten werben, 
wenn wir im Laufe unferer Verhandlungen auf diejenigen Punkte ver Ver⸗ 
orbnungen vom 3. Bebruar d. I, näher eingehen, in welchen Viele unter 
und die volle Uebereinſtimmung mit den älteren Geſetzen vermifien. Denn, 














— 


damit Ein. Königlichen Majeſtat getreue Stinde dem Throne eine wahr: 
hafte Stütze ſein, damit wir Ew. Königlichen Majeftät wirkſam mithelfen 
können zum Heile und Gedeihen unferes theuern Vaterlandes, muß im 
denen, bie mir vertreten, bie Ueberzeugung leben, daß und, — wie Die 
Ehre und bie Kraft der Krone, — fo au die und von unſern Königen. 
verlichenen fändtichen Rechte teuer find, daß wir beine als unichäphare 
Kleinode bewahren und pflegen. 

Sollte ver Landtag durch feine Berathungen, follten Ew. Königliche 
Majeſtät durch feine ehrfurchtsvoll vorzutragennen Gründe ſich von dem 
Borhandenfein folcher Abweichungen zwifchen den älteren und den gegen⸗ 
wärtigen Geſetzen überzeugen, fo zweifeln wir nicht, daß Ew. Königlichen . 
Majeſtät Weisheit und Gerechtigkeit die Wege erwählen werbe, welche gu 


ihrer Ausgleichung in einer mit der Wohlfahrt Preußens vereinburen. 


Weile führen, ver Wohlfahrt, die auf der Stärke des monarchifchen Prim 
zips und aufeinem fiheren und geordneten ftändifchen Rechtsboden beruht.” 
Dies iſt der Vorfchlag, den ich an die Stelle jemer ausführlicheren 
Auseinanderiegung zu fegen bitte. 
Ich wage, ihn mit kurzen Worten näher zu begründen. Derfelbe en 
- fernt ein Wort, was ſchon von einem früheren geehrten Redner als ein 
ſolches angeneutet ift, welches die Gefühle wiedergeben foll, die die Thron⸗ 
rede auf ben Landtag gemacht hat; ich glaube nicht, daß es in der Be⸗ 
ſchlußnahme der Berfammlung lag, dies in die Adreſſe zu legen. Abgefehen 
von dieſem formellen Grunde, appellire ih an das, was der lepte Reiner 
fagte, der fich fo gefühlvoll Außertes ich nehme diefen Punkt als erledigt 
an. Es tritt in dem Amendement ferner an die Stelle fpezieller Auffühs 
zung ber Folgerungen aus den älteren Gefegen die allgemeine Andeutung 
an Se. Majeftät, daß unter und Männer find, welche im Patent bie 
volle Uebereinflimmung mit den Geſetzen vermiſſen, deren Anfichten ich 
ebre. Uber es ift meine Anficht, daß die allgemeine Andentung dem Zwecke 
genügt, ven die Berfammlung haben kann, und diefer Zwed Tann fein 
anderer fein, ald, Se. Majeftät vorzubereiten, daß berartige Punkte nod 
zur Erörterung fommen werden, fo daß man wicht fagen kann, wenn 
künftig Punkte in diefer Art erörtert werden, es falle auf, daß die Stände 
ihren Danf ausgeſprochen und Fein Wort erwähnt haben, daß in dem 
neuen Gejege Dinge enthalten find, die. bei einem heile der Mitglieder 
Bedenken erregen. . 
Wenn ich Hoffe, daß ein Theil der Verſammlung eine Befrievigung finden 
wird, dergleichen zu fagen, fo halte ich fchon deshalb für rathſam, es zu thun. 
Findet man einen befleren Ausweg an diefer Stelle, fo ift dad eine 
Sache der Anſicht. Aber das Wefentliche ift nur dieſe Erklärung, dieſe 
Andeutung, und ich weiß fie nicht anders zu geben. | 
Es ift Dadurch noch nicht. entfchienen über alle Folgerungen. Die An- . 
fiht der Einzelnen über diefelben kann nicht angenommen werben, ebe fie 
nicht die Stadien der reiflichen Prüfung durchlaufen hat. Wir können alfo 
nicht8 weiter fügen, als daß Mitglieder im Landtage vorhanden find, welche 
die volle Nebereinftimmung des Patents mit den älteren Geſetzen vermiflen, 
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etwas Weiteres zu fangen, weiß ich nicht, und etwas Anderes Finnen wir 
auch für jeßt noch nicht fagen. Es iſt ferner gefagt, daß uns die ſtändiſchen 
Rechte theuer find, daß wir fie bewahren und pflegen werben, und Dies Hat 
und der König felbft empfohlen, Dies können und müffen wir fagen, und 
wir werden unferen Kommittenten gerecht werden, wenn wir fagen, wie 
wir dieſe unſchätzbaren Kleinodien wahren und pflegen werden. Wir deuten 
ferner an, daß, wenn der Vereinigte Landtag durch feine Berathung zu 
der Meberzeugung kommt, daß folche Abweichungen zwiſchen den älteren 
und den gegenwärtigen Verordnungen befteben, wie fie erwähnt find, und 
wenn Se. Majeftät durch die Gründe des Landtags, von welchen in ver 
Adreſſe nicht die Rede fein kann, davon überzeugt werden und es fich darum 
handelt, dieſe Lücken auszugleichen, daß dann die Weisheit und Gerechtig- 
feit des Königs Wege finden wird, die zur Ausgleichung führen. Der Herr 
Landtagskommiſſar hat und Heute darin beftärft, und (erlauben Sie mir 
zum erflen- und legtenmale von meiner Perſon zu reden) ich habe die Ehre 
gehabt, 20 Jahre dem Staate unter dem hochleligen und dem jegt regieren- 
den Könige zu dienen und 3 Jahre zu den Räthen unferes jegt regierenden 
Könige Majeftätzugehören, und ich müßte lügen, wenn ich jagen wollte, daß 
der König nicht die aufrichtigfte und freudigſte Theilnahme an der ſtändiſchen 
Entwidelung gefunden und nicht geneigt ware, das, was auf rechtlichen 
Boden. gemünjcht worden, mit wahrhaft Königlichem Willen zu erfüllen. 
Nicht ald früherer Diener der Krone, nicht ald Bürger allein, fondern als 
unabhängiger preußifcher Landſtand, der nicht allein die Nechte des Einen, 
ſondern auch die Rechte des Andern ehrt, als folcher Habe ich es für nöthig 
gehflten, die beiden weſentlichen Grundlagen, auf welchen Preußen 
ruht, hervorzuheben. Sie find: Die Stärfe des monarchiſchen Prin- 
zip 8 und ein ficherer und georbneter fländifcher Nechtsboden, und, wenn 
diefe Erklärung niedergelegt wird, ift Alles gethan, um die Nechte der 
Stände zumwahren, und, wer dann fommen und fagen wollte: ihr Habt euch 
nichtvorgefehen, nicht genug verwahrt, der würde nicht im Rathe ves Königs 
ſitzen, weil der König ſolchen nicht hineinberufen würde, der würde nicht 
in diefer Verſammlung figen, weil er unfere Achtung nicht haben könnte.“ 

Die Rede des Grafen Arnim hatte offenbar einen großen Eins 
drud gemacht, denn bei der Unterftübungsfrage, welche der Marſchall 
auf deſſen Amendement ftellte, erhob ſich der größte Theil der Berfamm: 
lung. Der Marſchall wollte auch fogleih zur Abſtimmung fchreiten; 
nur der entfchiedenen Einfprahe Hanfemanns war es ‚zu verdan- 
fen, daß die Diskuſſion fortgefebt ward. 

Es nahm nun der Abg. v. Binde das Wort, Derfelbe, welcher 
auf dem legten weftfälifchen Landtage den Antrag auf Reichs ſtände 
geftelt und in einer fo glänzenden Rebe entwidelt hatte *). 


*) Diefe Verhandlungen, welche in den offiziellen Landtagsverhandlungen nicht er 
ſcheinen durften, find vollfländig abgedruckt im I. Bande der Schrift: „Unfre Gegen⸗ 
wart und Zufunft‘’ (Leipzig bei Mayer, 1846). 
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Ich ſchließe mich ganz dem Vortrage des vorigen Redners an und 
komme auf die drei von demfelben berührten Punkte zurüd; nämlich erſtens, 
daß Se. Majeftät der König frei fein müſſe in feinen Entfchließungen, wie 
auch wir in den unfrigen; zweitens, daß wir Sicherheit gewähren müffen 
den Rechten unferer Kommittenten, und drittens, daß wir beide Zwecke vers 
binden mit weifer Mäßigung in der Form. Diefe Trias nehme ich ebenfalls 
unbedingt an, gelange aber zu ganz anderen Schlüflen, ald der vorige Red⸗ 
‚ner. Ich erkläre mid) gegen jede Adreſſe. Zunächft erinnere ich daran, daß 
Se. Majeflät der König nach der Thronrede Feine andere Erwiderung ers 
warten, als durch die That, aljo nicht durch leere Worte, ſondern durch 
Handlungen Ihrer getreuen Stände. Ich möchte die hohe Verfammlung 
nicht gern in den Berbacht ver Zubringlichkeit bringen, wenn fie ſich dem 
Throne naht, Sei ed mit Dank, fei es mit Bitte. Auch fann ich nicht ents 
decken, daß ein Herfommen in einer Provinz exiſtirte, welches mich davon 
entbinden könnte, dieſem Allerhöchften Willen Folge zu leiften. In Wefts 
falen wenigftend haben nie Adreffen beftanven ; ob fie in anderen Provinzen 
unfered Stanted Herfommen jind, fann ich nicht wiffen; ich halte mich da⸗ 
ber nur an das, was mir befannt ift. Wir in Weftfalen haben und immer 
an den Kern gehalten, nicht an die Schale; wir haben ftet8 ganz beftimmt 
gefagt, was wir wollten. Vielleicht wird man mir Beifpiele von conftitus 
tionellen Staaten entgegenftellen ; aber ich frage Em. Durchlaucht, ob wir ung 
in einem conftitutionellen Staate befinden? Hier erblide ich feinen Schatten 
davon. Eine Adrefſe ald Antwort auf die Thronrede hat dort einen ganz 
anderen Sinn; denn dort befteht ein verantwortliches Minifterium. Durch 
eine bilfigende Adreſſe jucht man dieſes zu konſerviren, durch eine mißbillis 
gende zu flürzgen. Wir menden und aber mit unferer Adreſſe direkt an die 
Krone und würden zunächft auf die Thronrede zu antworten haben, um die 
Gefühle zu ſchildern, welche viefelbe in uns erregt bat. Ich Halte es aber 
für unerlaubt, einen Zabel over ein Lob Sr. Majeftät auszufprechen und 
die koͤniglichen Worte zu kritiſtren; muß mich vielmehr in dieſer Beziehung 
entjchieden dem Redner aus der Herrenfurie anfchließen, ver ſich dahin aus⸗ 
ſprach, daß ihm der Ausdruck des Adreßentwurfs mißfallen babe, welcher 
von dem fehr fchmerzlichen Eindruck fpricht, den die Thronrede erregt habe. 
Ich Halte daher eine folche Adreſſe für unparlamentarifch; wenn es .aber 
darauf ankommen follte, eine Dankadreffe mit hinzugefügter Verwahrung 
unferer Rechte an Se. Majeftät zu richten, fo Fönnte ich Died eben jo wenig 
billigen. Ich frage Ew. Durchlaucht felbft, ob wir und in der Lage befin- 
den, einen Dank und eine Verwahrung zugleich audzufprechen? Ich frage, 
ob dies die richtige Form ift, zwei fo verſchiedene Gegenflände zu vereinigen? 
Um hier ein naheliegendes Beilpiel zu geben, verfege ich mich in das Pri- 
vatleben. Es verfihuldet Jemand einem Anderen die Gewährung einer Zus 
fage, die er ihm dann nur zum Theil erfüllt; wird er ihm nicht vorläufig 
über die theilweife Erfüllung feiner Anfprüche quittiren mit Vorbehalt des 
Rechts auf die vollflännige Befriedigung? Ich frage, ob Died eine Form 
ift, in der wir und Sr. Majeftät nahen dürfen, wenn wir fo Danf und 
Berwahrung mit einander vereinigen? Ich kann eine Adreſſe nicht billigen, 
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bie mit dem einen Worte ven Dank, mit dem anderen eine Mobification 
veffelben ausfpricht, denn ich kann dies nicht vereinigen mit der Ehrfurcht, 
Die wir alle Sr, Majeftät ihulden. — 

Es iſt eine große That der Krone, wenn fie den Vereinigten Landtag 
zufammenberief. Mit Recht wurde er am Sonntage Quasi modo geniti era 
Mfnet. Denn wir fühlen und gleichfam wienergeboren aus dembeichränften 
Kreife ver Provinzialftände zu dem gemeinfamen Gefühle des Staatöverban« 
des und der gefammten Lanbesinterefien. Ich möchte das Gefühl dieſes 
Dankes nicht durch eine folche Adreſſe ſchwächen; gleichwohl Tann ich nicht 
perfennen, daß fich in ven Kelch der Freude ein bitterer Tropfen Wermuth 
miſcht. | j = on 
Wirhaben aus dem Munde des Vertreters der Krone die in der Adreſſe 
behaupteten Rechtöverlegungen Punkt für Punkt: befämpfen hören; doch 
erinnere ich mich zu gut der Verheißungen unferes höchftieligen Königs 
Majeftät. Zwar vermag ich mich nicht zu allen einzelnen Behauptungen der 
Adreſſe zu bekennen, namentlich bat e3 für mich ver Ausführung des Herrn 
Minifters nicht bedurft, um mich zu überzeugen, daß die angebliche Vers 
legung des Geſetzes von 1823 nicht begründet ift. Ich finde es mit der 
Logik unvereinbar, wenn aus der Beflimmung jened Geſetzes, daß, fo lange 
feine allgemeine Stände beſtänden, die betreffenden Gefege den Provinzial 
fländen vorgelegt werden follten, umgekehrt gefolgert werben foll: wenn 
alfo jet allgemeine Ständeverfammlungen- berufen werben, fo.follen ferner: 
Hin den Provinziafftänden Feine allgemeine Gefege mehr vorgelegt werben. 
Auch kann ich die Bemerkung in Betreff ver Domainen nicht begründet fin: 
ben, wenn auch vielleicht für einzelne Provinzen derartige Beflimmungen 
beftehen mögen. Andererſeits vermiffe ich die Anführung des wichtigen Gez 
ſetzes vom 22. Mai 1815, Es ift darin im $. A gefagt. worden, daß bie 
Wirkſamkeit der Landesrepräfentanten fich -auf alle Gegenſtände des Per⸗ 
ſonen⸗ und Eigenthumsrechtes mit Einfchluß der Beftenerung erſtrecken folle. 
In dem Patent vom 3, Febr. d. I. hat fih Se. Majeftät im Falle eines 
Krieges das Recht vorbehalten, außerorventlicde Steuern ohne Zuſtim⸗ 
mung des Landtags audzufchreiben, für den Fall, daß die Zufammenbe- 
rufung beffelben nicht zuläffig befunden werden möchte; es follen aber nach 
ber gefelichen Borfchrift $.A des erftermähnten Geſetzes feine Steuern aus⸗ 
geichrieben werden, ohne Die Kandeörepräfentanten wenigſtens mit ihrem 
Beirathe gehört zu haben, das ift unzweifelhaft. Mit der Ausführung ber 
Adrefſe in Betreff des Gefepes vom 17. Januar 1830 bin ih einnerftan- 
den; ich-finde Dies Geſetz völlig Elar und wünfchte, daß in unferer ganzen 
ſpaäteren Geſetzgebung diefelbe Klarheit ſich wienerfinden möchte. In dem 
Geſetze ift gefagt, Daß Fünftig fein Staatsfchulofchein ohne Zuziehung uud 
Mitgarantie ver künftigen Reichsſtaͤnde Freirt werben follte. Wenn ich num 
auch Damit einverſtanden wäre, daß man unter dem Worte: „Zuziehung“ 
nur einen Beirat verfiehen Eönne, ſo würde es doch zu rügen fein, daß 
dieſer Beirath von der ſtändiſchen Deputation für das Staatsſchuldenwefſen 
und nicht von der allgemeinen Berfammlung der Repräfentanten gegeben 
werde. Wenn aber auch unter dem Worte: „Garantie“ nur ein Beixath bes 
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griffen merben fol, fo iſt eine ſolche Auskegung mit meinem Rechtsgefühl 

nicht vereinbar, wenn auch drei Juſtizminiſter das Gegentheil behaupten, 
denn dad Wort Garantie enthält eine Flare Beſtimmung, es enthält den 

- Begriff einer Bürgfchaft, und eine Bürgfchaft iſt an eine Willenserklärung - 
gebunden, denn ich kann nicht Bürge fein, wenn ich nicht gefagt habe: ich 
will mich verbürgen. Wenn ed nun ferner in dem Geſetze vom 17. Januar 
1820 heißt, daß überhaupt Staatsfchuldendofumente nur unter Zuziehung 
und Mitgarantie ver Reichsſtände Freirt werden koͤnnen, fo Hat dieſe Be: 
ſtimmung beſchrankt werden follen auf Schulden, für welche das geſammte 
Vermögen des Staates zur Sicherheit beſtellt iſt. Der Miniſter des Innern 
hat deshalb Bezug genommen auf 6. 3. Darin ſteht woͤrtlich: „Für bie 
fämmtlichen jegt vorhandenen und in dem von uns vollzogenen Etat ange: 
gebenen Staatsſchulden garantiren Wir für Uns und Unfere Nachfolger in. 


der Krone mit dem gefammten Vermögen und Eigenthum des Staats.” 


Hierin iſt alſo nur die Rede von einer Sicherſtellung mittelſt des geſammten 
Staatsvermögens für die jetzt (1820) vorhandenen Schulden, nicht für 
diejenigen Schulden, welche künftig noch kreirt werden möchten, Auch iſt 
tm 8. 2 vorausgeſetzt, Daß neue Stautsfchuldendofumente nur, nachdem die 
Reichsſtände ihre Zuſtimmung ertheilt haben, ausgeftellt werden follen. Die 
Stcherheit mit vem gefammten Staatöyermögen iſt nur das Acceſſorium — 
die Hypothek, nachdem bereits eine rechtsverbindliche, von den Reichsſtaͤn⸗ 
Sen garantirte Schuld befteht. | 

Endlich Hin ich mit der Adreffe einverflanden, wenn barin gefagt'ift,.. 


u die periodifche Zufammenberufung der allgemeinen Stände werve ald ein 


Hecht beansprucht, weil im $. 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820. aus: 
drücklich beſtimmt worden, daß die Staatsſchuldenverwaltung verpflichtet 
fei, der künftigen reichdftaͤndiſchen Verſammlung alljaͤhrlich Rechnung ab⸗ 
zulegen; denn damit iſt zugleich das alljährliche Zufammentreten ver Reichs⸗ 


fände beflimmt ausgeſprochen, und e8 kann nicht Davon die Nede fein, ob . = 


die Beſtimmung zweckmäßig oder nothwendig fei. Ich erbficke daher in dem 
neueren Befehe eine Verlegung mohlhergebrachter Rechte. 

Der Minifter hat und-gefagt, daß im Fall eines Krieges e8-unmöglich 
werden fünne, den Landtag fo fchnell zu berufen, um die erforberlichen 
Belomittel zu befchaffen. Wir werden indeß bei dem rafchen Fortfchreiten 
der Eifenbahnanlagen bald in ver Lage fein, daß wir und aus allen Proz 
vinzen des Staats in acht Tagen Hier verfammeln koͤnnen. Ich bin der Mei⸗ 
nung, daß gerade im Falle eines Krieges die Bufanmenberufung der all: 
gemeinen Stände am nothwendigſten ſei; ich erinnere Hier an ein erhabenes 
Beiſpiel der Geſchichte. ALS unfer großer König die Öflerreichtichen Staaten 
(Böhmen und Mähren) beſetzt hatte , erſchien die jugendliche und helden⸗ 
müthige Königin Marta Thereſia in ver ungarifchen Ständeverfammlung. 
Die anweſenden Magnaten zücten ihre Eäbel und riefen: Moriamur pro 
rege nostro , Maria Theresia. Damit ward der Öfterreichiiche Staat geret- 
tet, und das Haus Deſterreich war noch ferner an Siegen und an Ehren 
reich. Sollten wir von unſerem Patriotismus eine geringere Meinung ha⸗ 
ben? Sollte ex und nicht dieſelbe Begeiſterung einflößen, als der ungari⸗ 
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fchen Nation? Sollte es aber auch wirklich unmöglich fein, den Landtag 
zu berufen, fo würde es doch ein anderes Ausfunftömittel geben, wie «8 
namentlich in dem glücklichen Lande üblich ift, deſſen Verfaflung die Jahr: 
hunderte und eine Erbweisheit ohne gleichen gemacht haben. Die Minifter 
ſcheuen ſich dort nicht, in einem folchen dringenden alle für die Rettung 
des Vaterlandes ihren Kopf aufs Spiel zu fegen, und begehren. dann nach⸗ 
träglich von den Volfövertretern eine Indemnitätöbill, die ihnen dann auch 
nicht verweigert wird; das iſt der gefegliche Weg. Eine ſolche Ausnahme 
muß man nur im Fall dringender Nothwendigfeit machen und nicht die 
Ausnahme zum Gefet erheben. 

SH kann daher weder die Zwedmäßigkeit, noch die Nothwendigkeit 
einer folchen Beftimmung anerkennen, Auch handelt e8 ſich immer zunächſt 
darum, ob fie ohne die Zuflimmung der Ständeverfammlung ind Leben 
treten kann. Ich will nur noch kurz auf die Folgen, weldhe die Ausführung 
diefer Maßregel nach fich ziehen würde, aufmerkfam machen. Es würde dies 
den Kredit des Staats gefährden. Wir lafen vor Kurzem in der Allgem. 
Pr. Ztg., in einem Artikel, welchen daß allgemeine Gerücht der Fever des 
Landtagsfommiffars zufchreibt, daß der Staat bis zum Erjcheinen der Ver- 
ordnung vom 3. Februar Ereditloß gewefen ſei; aber eben darum müflen 
wir einen anderen Zuſtand herbeiführen. Es find den Staatögläubigern 
durch frühere Geſetze Garantieen gegeben, Diefe find biöher nicht ausge⸗ 
führt worden. Ich maße mir nicht an, ein Geldmann zu fein (ich fühle 
nur etwas in mir von einem Manne des Rechts), aber ich berufe mich auf 
das Zeugniß aller Gelodmänner in der Hohen Verſammlung, daß aller Kre⸗ 
dit zwei Grundlagen habe: 1) muß der, welcher Kredit fucht, im Stande 
fein, feine Verbindlichkeit zu erfüllen, und 2) muß er auch die Abficht ha⸗ 
ben, e8 zu thun. Dies zweite Requifit fehlt aber ven Oläubigern unferes 
Staates, da die Abſchließung von Anleihen an die Zuftimmung der Stände 
gebunden ift und fie nicht willen Eönnen, ob die Reichsſtände die kontra— 
hirten Schulden fpäter anerkennen werben. Ich fpreche nicht etwa von ima⸗ 
ginairen Fällen; diefe find vorgefommen, namentlich bei den Anleihen der 
Seehandlung in den Jahren 1822 und 1832. Die Seehandlung ift nach 
dem Geſetze vom 17. Januar 1820 ein ©eldinftitut ded Staats, und der 
Staat haftet für ihre Geichäfte als Selbſtſchuldner; alfo find die Anleihen, 
die fie gemacht bat, ald Anleihen des Staats zu betrachten. Der Fall Ttegt 
gerade fo, ald ob mein Rentmeiſter für mich eine Anleihe gemacht hat, 
nachdem ich ihm Generalvollmacht ertheilt und für die von ihm einzugehen= 
den Berbindlichkeiten mich verbürgt habe, und fo ift in ven Prämienfchei- 
nen der Seehandlung nur ein Staatöfehuldendofument zu erkennen. Es 
Tann aber dieſelbe Dedglichkeit wieder eintreten, und um fo leichter, ala im 
$. 4 des Patents vom 3. Februar 1847 ausdrücklich gefagt ift, daß nur 
folche neue Darlehne, für welche das gefammte Staatönermögen haftet, 
nicht anderd, als mit Zuziehung des Vereinigten Landtagd aufgenommen 
werden follen. Es braucht alfo fünftig nur wieder das Vermögen der See 
handlung oder ein Komplerus von Domainen zum Pfande geſetzt zu wer: 
ben, um ber ftändifchen Garantie zu überheben. Die Sache liegt fogaı jegt 


noch ungünfliger, ald früher; bisher Fonnte man noch glauben, daß einft 
die Verfprechungen der früheren Befehe ind Leben treten und die Ueber: 
fehreitungen derfelben durch e'n ſpäteres Geſetz fanirt werden würden. Diefe 
Hoffnung der Staatögläubiger tft ihnen durch die neuere Gefeßgebung ents 
zogen, welche ſich als vollendet ankündigt. — Breilich bin ich nicht der 
Anfiht, daß der Staat auf diefe Art ganz Erebitlos werben ˖würde, auch 
Efpartero und feine Gegner haben Darlehne erhalten, und es hat immer 
europäifche Juden gegeben, welche ſelbſt den Nepublifen jenfeits des Mee⸗ 
res bereitwillig ihr Geld gewährt haben. Hat aber die Mitgarantie der 
Stände für den Gläubiger einen Werth, fo wird, wenn file nicht ertbeilt 
ift, der, der dad Geld hergiebt, fich eine größere Rififoprämie oder einen, 
Höheren Zinsfuß bedingen müffen, und wir alle werden vie größeren Zinfen 
aus unferem Beutel zu bezahlen Haben. Es gewährt mir in biefer Bezie- 
Hung einige Beruhigung, daß der Landtagsfommiffarius die Hoffnung auf 
eine Declaration der Verordnung vom 3. Februar d. I. nicht unbedingt 
zurücfgemwiefen hat, nur muß ich bemerken, daß die materiellen Beeinträch- 
tigungen, daß die Gefahren für den Staatöfrenit um fo größer werben 
müffen, je länger e8 verfähoben wird, den Rechtszuſtand herzuftellen. — 
Allein weit größer, als die materiellen, ſcheinen mir die immateriellen Fol 
gen zu fein, ich meine den bedenklichen Zufland, daß durch die neuen Ges 
ſetze die Exiftenz aller ſtändiſchen Rechte gewiffermaßen in Frage geftellt ift: 
ich fage: gewiffermaßen. Der Monarch if nicht befugt, die Rechte der 
Stände aufzuheben; zum Beweiſe berufe ich mich auf einen anerfannt kon⸗ 
fervatinen Gewährsmann, auf den fehr ehrenwerthen Edmund Burke, in 
feiner Geſchichte der franzöflfchen Revolution, wenn er fagt: daß freilich 
nicht rechtliche, wohl aber moralifche Schranken für die Machtvollkommen⸗ 
heit eines Monarchen zu denken wären. Wie der König nur abdanken fünne, 
nicht aber vie Königliche Würde abfchaffen, fo dürfe er aber auch die Rechte 
der Stände nicht antaften. 

Nun gehören aber jene älteren Gefege zu unferen verfafjungsmäßigen 
Grundgefegen, und in diefer Heberzeugung verlange ich unfere ausdrückliche 
Zuftimmung, nicht allein unferen Beirath zu Aenderung jener Geſetze. Es 
kommt hinzu, daß für Diejenigen Provinzen, die dem Staate erft fpäter 
Hinzugetreten find, durch die Befigergreifungspatente beflimms worden ift, 
daß der hochfelige König fie der Verfaflung anfchliefen wolle, die er feinen 
gefammten Staaten verleihen welle. Für uns iſt alfo dadurch ein vertrags- 
mäßiger Rechtszuſtand begründet. Wir Haben feither unferen Theil des 
Bertrages ald. treue Unterthanen erfüllt, und wir dürfen daher erwarten, 
daß der Vertrag auch andererfeitd erfüllt werde. Ich betrachte unfere flän- 
diſchen Breiheiten und unfere gefammte Verfaffung als ein großes Fidel 
fommiß, worin wir auch die Rechte der Nachgeborenen zu berückſichtigen 
haben. Wie ver Fivelfommißbefiger zu jeder Uenderung der Zuftimmung 
aller Agnaten bedarf, fo ift auch der Monarch an die Zuftimmung der 
Stände gebunden. Unfere Rechte bilden gleichfam ein eifernes Inventar, 
was wohl vermehrt werden wird mit manchem Stüde des Hausraths, big 
es eine vollfländige Haushaltung wird, in der der Landesherr behaglich 
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wohnt mit der großen Bamilie feiner Unterthanen, wonon aber kein Stück 
verloren gehen darf ohne die Zuſtimmung aller Miteigenthümer. In dieſem 
Sinne, glaube ich, darf unfer Mitwirkungsrecht in Anſpruch genommen 
werden. Es wird nur die Frage fein, in welcher Form wir unfere Rechte 
verwahren wollen. . Ich. berufe mich auf das Zeugniß des Mitgliedes der 
Herrenbanf, daß wir unſeren Kommittenten Sicherheit gewähren müſſen. 
Auchich fage, daß wir unferen Kommittenten Sicherbeit. ſchuldig find; Doc 
hin ich der Anſicht, daß Died weder in der Form bes Adreßentwurfs, noch 
in der des Amendements gefchehen Faun, wodurch wir uns erſt Die Erlaub⸗ 
niß zur Wahrung unjerer Rechte erbitten. Die Rechte, die wir bereitd be 
feflen haben, können wir nicht erſt erbitten auf dem Wege der Petition, 
ſondern es handelt jich bier blos um die einfache Erklärung, daß wir Diele 
ung durch die früheren Geſetze verbürgten Rechte noch haben, daß die er⸗ 
wähnten Beftimmungen der früheren Gejege durch. Die widerſprechenden 
Beflimmungen der neuen Gelege nicht aufgehoben worden find, und daß 
jene Gefeße nicht aufgehoben oder abgeändert werden können, es fei Denn 
mit ausdrücklicher Zuſtimmung der verfaflungsmäßig berufenen Stände. 
Und diefe Erklärung erlaube ich mir der hohen Verfammlung in VBorfchlag 
zu bringen. Dieje Erklärung fcheint mir alle Vortbeile zu vereinigen; fle 
ift klar, denn fie fagt beftimmt, was wir wollen; fie ift farblos, denn fie 
fteht nicht auf dem Boden der politifchen Parteien, fondern auf dem Bo⸗ 
den des Rechts; fie ift einfach ‚ denn fie hüllt fich nicht in fchöne Redens⸗ 

arten, fondern erfcheint in der nackten Geſtalt ber Wahrheit; fie wird zur 
Renntni Sr, Majeftät gelangen, denn jie wird abgegeben in Gegenwart 
des Landtagskommiſſars; fie wird Se. Majeſtät nicht drangen; wenn wir 
auf eine Adreſſe vielleicht eine unfiebfame Antwort zu erwarten hätten, ſo 
läßt eine foldde Erklärung unferem Königlichen’ Herrn feine frete Entſchlie⸗ 
ßung. Se. Majeftät werden nicht getrieben, und wir müfjen gedulvig er⸗ 
warten, daß Allerhöchſtdieſelben den geftörten Rechtszuſtand durch eine 
Erklärung wiederherftellen werden. Diefe Art ver Verwahrung: entforicht 
unſeren Verpflichtungen gegen unfere Kommittenten, denn fle beweiſt ihnen, 
daß wir ihre Mechte Fennen und fie ungeichwächt erhalten wollen; fie ent 
Ipricht den Pflichten gegen die Staatsgläubiger, denn fie fagt ihnen, daß 
wir. ohne unfere Zuftimmung kontrahirte Schulden nicht anerkennen; fie 
entipricht den Pflichten der Offenheit und Wahrheit gegen Se. Majeflät, 
und fie fchließt jede Dankadreſſe ans. Eine pure Danfadreffe neben -diefer 
Verwahrung halte ich. für unmöglich; denn ich kann nicht danken mit 
der Refervation. auf’ den Lippen. ‘Ich glaube in allen diefen Beziehungen 
feinen Anfechtungen entgegenzugehen ‚ denn diefe Erklärung fagt beſtimmt 
und Elar, was wir wollen, fie entfernt ſich nicht von den. Formen, Die wix 
der Ehrfurcht vor Sr. Majeftät ſchuldig find, Sch komme jept zum Schluß 
noch zu einem ſehr wichtigen Punkt.......“ 


Hier. ward der Redner vom Marigat mit der Benerang u unter⸗ 
brochen, daß ſein Vorſchlag, weil er auf Umſtoßung des in der vorigen 
Sitzung gefaßten Beſchluſſes über Abſaſſung einer Adreſſe gehe, unſtatt· 
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Haft ſei. Txop feines behatrlichen Widerſtrobens mußie ex bie Redner⸗ 
bühne verlaflen. 

Die Worte Bindes über die Zuziehung der Stände bei Anleihen 
Kriege riefen von Seiten des kön. Kommiffars eine Entgegnung 

ervor. 

Derſelbe erklaͤrte: es ſei weder in dem Geſetz vorgeſehen, noch von 
ihm behauptet worden, daß der Koͤnig, wenn er eine Anleihe im Kriege 
zu machen genöthigt ſein ſollte, die Staͤnde nicht berufen werde. 
Vielmehr habe er oft aus des Könige Munde gehört: „In Fallen des 
Kriege werde ich vor Allem die Stände zufammenberufen.”’ Allein es 
koͤnne Bälle, geben, wo eine ſolche Zufammenberufung unmöglich, ſei, 
und dabei müſſe er beharren: Dem von Binde angeführten Beifpiel 
Marien Thereflend fegte er die Frage entgegen: wenn nun damals Fried» 
rich d. Gr. auch Ungarn befegt gehabt hätte, würde dann bie Kaiſerin 
auch nad) Preßburg gegangen fein, um von dem ungarijchen Reiches 
tage Hülfe zu fuchen? Eodann fuhr er fort : 

„Ich babe.noch den zweiten Punkt zu berühren, nämlich den, wo 
und der Redner gerathen bat, wir Miniſter ſollten unfre Köpfe daran 
fegen, wenn wir im Kriege Anleihen zu machen hätten, und dann vor. bie 
Berfammlung Hintreten und fagen: Köpft und oder bewilligt die gemachten 
Schulden! Der Fall paßt auf und nicht. Wir preußifche Minifter können 
feine Schulden machen, fondern nur das Staatsoberhaupt; Das ift der 
Unterfchied; und es wird wohl Niemand jagen, der König folle es nur 
wagen, folche Anleihen zu kontrahiren, und dann den Ständen lagen: — 
doch, ich bitte, mir ven Schluß zu erlafſſen.“ 

Jetzt kamen zwei fächfifche Abgeordnete, Gießler und Gier, 
an die Reihe. Der erſte wollte blos Dank im der Adreffe ausgefpros 
hen wiſſen, weder Vorbehalte noch Rechtsverwahrungen : er babe das 
fette Vertrauen , daß von einem Monarchen, weldyer zu den Vertretern 
feines Volkes fprehe: „Ich und mein Haus ‚wir wollen dem Herin 
dienen,“ daß von einem foldyen Königshaufe auch für die Zukunft Alles, 
was dem Lande Glück und Segen bringen Fönne, zu erwarten fei. 

Der Zweite, Oter, erklärte fih entfchieden für die Rechtsbeſtaͤn⸗ 
digkeit der Geſetze v. 3. Febr. — „kein Unbefangener fönne daran zwei: 
feln“ — und gegen. die Angriffe Derer, welche von einer Inkompetenz 
fprächen: „Wir würden das Misvergnügen des ganzen Landes erregen, 
wenn wir Darauf eingehen wollten. ’” ‘Der König habe durch die großs 
artigen Verleihungen,, die in den Gefegen v. 3. Fbr. enthalten feien, 
dem Bolfe eine große Wohlthat befcheert ; die Ausnahmen darin jeien 
als Nebendinge zu betrachten; Bitten und Wünfche, in dieſer Hin⸗ 
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fiht vorgetragen, winden wohl auch erhört werden. Eine periodiſche 
Wiederberufung wünfche er. Das Geſetz über Darlehne finde er in der 
Ordnung; Das könne nicht anders fein; auch in den Fonftituzionellen 
deutfchen Staaten feien für folche Bälle Ausnahmen zugelaſſen. Ebenfo 
zweckmäßig und nothwendig ſei die Beſchränkung des Beftenerungstechtes 
in Betreff der Zoͤlle und indirekten Abgaben — wie ſich beim Kornmangel 
gezeigt habe. Nur wünfche er, daß bei den indirekten Steuern der Bei⸗ 
rath Sadjverftändiger gehört werde. 

Den Schluß diefer erften Sihung machte eine lange Rede Mes 
wiſſens, eines noch jungen Abgeordneten aus dem Rheinlande. Er 
verbreitete fich zuerft nochmals über die fchon vielfach diskutirten Rechts⸗ 
punkte. Gegen das Anführen des kön. Kommiſſars, daß das Gef. v. 
1820 nur eine jährliche Nechnungsablegung , aber Nichts weiter feft- 
fege, berief er fi) auf den Geift jenes Gefeged und der ganzen dama⸗ 
ligen Gefeggebung feit 1815. Ä 

„ Damals," fagte er, „im 3. 1820, war bei allen Staatsmännern 
die Anficht vorberrfchend, daß, wenn in diefem Lande Reichäftände be- 
rufen werben follten, diefe Reichsftände auch dauernd und feft begründet 
‚werden müßten. Dauernd und feft find die Reichsſtände aber nur dann bes 
gründet, wenn fie jährlich wiederkehrende Sunfzionenregelmäßigausüben, 
Das Gefe vom Jahre 1820, das aus jenem Geifte, dem ed um die Kreirung 
von Reichsſtänden Ernſt war, hervorgegangen ift, bat ſich freilich darauf 
beichränft, nur der Rehnungslegung an die Reichsſtände zu gedenken. 
Aber diefe eine Funkzion fehließt alle andern in fih. Steht die rechtliche 
Eriftenz der Reichsftände für eine ihrer Bunfzionen unvermüftbar feft, fo ftebt 
auch feft, daß fie berechtigt find, alle übrigen Rechte und Bunkzionen, bie 
ihnen durch ältere Geſetze beigelegt waren, auszuüben. Glaubt mohl Einer 
von Ihnen, m. H., die Krone hätte im I. 1820 Reichsftände zufammens 
berufen wollen, nur um ihnen jährlich Rechnung über die Verwaltung der 
Staatsſchulden ablegen zu laſſen? Die damalige allgemeine Ueberzeugung 
und auch die Ueberzeugung der Räthe der Krone war vielmehr, daß Reichs: 
fände mit allen von ihrer Eriftenz untrennbaren Rechten durch das Wohl 
und die Größe des Baterlandes gebieterifch erbeifcht würden. Kein Markten 
um die Rechte, Fein Mistrauen fand damals flatt, weil Alle einig waren, 
weil Alle das gleiche Ziel erftrebten. * 

Hinfihtlih der Kriegsanleihen meinte der Redner: die Krone 
werde Doch immer Zeit haben, wenigftend aus den noch nicht vom Teinde 
befegten Provinzen die Stände zu berufen, und, gewiß, das ganze 
Volk werde hinterher die Rechtmäßigkeit dieſer Vertretung anerkennen. 

Die Berathung allgemeiner Gefege, welche das Gefeß v. 1815 
ausbrüdlich den Fünftigen allgemeinen Ständen zuweife, müfle daher 
auch diefen in allen Fällen gefichert bleiben, was abernicht ausſchließe, 
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daß Daneben auch andere fländifche Mörperfchaften darüber gehört 
würden. 

Das Steuerbewilligungsrecht, welches in dem neuen Gefeg den 
Ständen eingeräumt werde, fei nicht, wie der Fön. Kommiffar behaupte, 
etwas ganz Neues, über die früheren Verheißungen Hinausgehendes. 
Der Rheinprovinz wenigftens ſei daſſelbe ſchon in dem Beſitzergreifungs⸗ 
patent v. 5. April 1815 zugefichert. 

Endlich das unbefchränfte PBetizionsrecht fei das Minimum flän- 
diſcher Rechte, welches, wenn man einmal ein ftändifches Organ der Eins 
beit begründen wolle, nicht in Frage geftellt, nicht durch Fleinliche Be⸗ 
fchränfungen verfümmert werben bürfe, 

Der Redner erhob ſich hieraufvon diefen einzelnen Punkten zu dem 
Allgemeinen der Frage, indem er fo fortfuhr: 

„Siebenundzwanzig Jahre hat das Volk die Erfüllung des Gefekes 
vom Jahre 1820, 32 Jahre die Erfüllung des Geſetzes vom 22. Mai 1815 
mit Zuverficht, mit Vertrauen erwartet. Se, Majeflät ver König haben 
erklärt, daß unabwendbare Hinderniffe die frühere Erfüllung diefer Vers 
heißungen verhindert haben; das Volk hat durch fein Vertrauen, durch 
feine Ruhe diefe Hindernifje gewürdigt, aber heute, heute find fie gehoben, 
beute ift eine reichsſtändiſche Verfaſſung endlich begründet, heute ftellt das 
Bolt mit Recht die Forderung an feine Vertreter, daß diefe Verfammlung 
dazu beitrage, daß eine flarfe Verfaſſung dauernd begründet werde. Eine 
ſolche kann aber nur dann begründet werben, wenn König und Bolf in der 
Anficht über die welentlichen Elemente einer folchen Verfaſſung vollfommen 
einig ſind. Diefe Berfammlung bat die Schöne Aufgabe, die getrübte Uns 
mittelbarfeit zwifchen dem Könige und feinem Volke wiederherzuftellen. Es 
wird daher zu unterjuchen fein, was nach dem Rechtsbewußtſein des Volkes 
als unentbehrlich für die reichsſtändiſche Verfaſſung diefed Landes betrach- 
tet wird, 

Wenn ich in meinem biöherigen Bortrage die Rechtsanficht, fo weit 
fie jich auf Gefeße begründet, hervorgehoben habe, fo finde ich noch einen 
anderen, noch einen flärferen Grund zur Rechtfertigung der in der Adreſſe 
niedergelegten Verwahrung darin, daß nach dem allgemeinen Volksbewußt⸗ 
fein dieſe Rechte, die und in den älteren Gelegen gegeben find, dad Mini: 
mum der Rechte bilden, die Landſtände überall haben, ohne die Reichs⸗ 
fände ald wahrhaft lebendig gar nicht gedacht werden Eönnen. Das Rechts⸗ 
bemußtfein im Volke hat fich jahrelang an diefe in den älteren Geſetzen 
begründeten Rechte angeflammert, es bat vertrauensnoll dem Augenblide 
entgegengeieben, mo dieſe Rechte verwirklicht werben würden, weil das 
Bolt wußte, daß bei ungefchwächter Rechtsbeſtändigkeit des Geſetzes vom 
17. Januar 1820 diefer Augenblick endlih, wenn auch fpät, kommen 
müßte, Ich will in den tiefen Abgrund nicht Hineinjehen, der fich erdffnet, 
wenn diefe Rechte jeßt von den Vertretern des Volkes nicht gewahrt, von 
den Räthen der Krone nicht in ihrem ganzen Umfange anerfannt werden, 
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0 Bellen Sie ſich Die Fratze, meine Herren, ob dann, wenn alle dieſe 
Rechte, die wir in Anfpruch nehmen, und eingeraumt werben, vie DVerfaf: 
fung Preußens mit der VBerfaffung anderer conftitutioneller Länder auf 
gleiher Stufe ſtehen wird? Täufchen wir uns darüber nicht, es beſtehen 
auih dann noch vie allererbeblichflen Unterichiede, bie, ich gebe ed zu, zum 
Theil durch die eigenthümliche Ange unſeres Landes gerechtfertigt fein mögen. 
Ich will für jegt nicht in Dad Gebiet der Wünſche, die durch dieſe Differeug 
begründet: werden fünnen, hinüberſchweifen, weil ich für eine Adreſſe das 
Wort genommen habe, die nicht Bitten an den Stufen bed Throned nieder: 
legen will, fondern für eine Adreſſe, die fich darauf befchräntt, beſtehendes 
Recht ehrfurchtsvoll zu wahren, | 
In der bisherigen Diskufflon iſt Hin und wieder die Anficht laut ge⸗ 
worden, als ob durch das in Anſpruch Nehmen eines Minimums fländi- 
ſcher Nechte bereitö der Macht und dem Unfehen der Krone Abbruch ge: 
ſchehen, al8 ob das monarchiſche Prinzip in Gefahr gerathen könne? ich 
glaube, Jeder von und wird gern der Verpflichtung nachkommen, feine 
Ueberzeugung dahin auszufprechen, daß er Die Monarchie, und zwar eine 
ſtarke und Eräftige Monarchie, will...... die Ueberzeugung, daß ohne ein 
mächtiged Centrum die gedeihliche Entmwidelung des Vaterlandes nicht ge 
ſichert erfcheint. Aber eine Divergenz ber Meinungen befleht darin, wie 
dieje. Einheit der Monarchie, das Königthum, für alle Zukunft ſtark und 
mächtig zu erhalten ſei. J 
Werfen Sie mit mir einen Blick auf die Geſchichte! Die Krone 
Preußen hat ſich fo lange, als Preußen hiſtoriſch exiſtirt, auf die im Staate 
vorhandene Intelligenz geſtützt. So lange, als dieſe Intelligenz hauptſäch⸗ 
lich in dem Beamtenthum fonzentrirt und repräfentirt mar, hat Die Krone. 
Teine Stände berufen, fo fange hat fie ohne alle ſtändiſche Mitwirkung nad 
befter Einfiht mit dem Beamtenthum das unumfibränfte Regiment im 
Lande geführt; aber die Zeiten find fortgefehritten, die Intelligenz, die ſich 
früher vorzugämeife in dem Beamtenthum fand, fie findet fich heute außer 
halb deſſelben, das Beamtenthum repräfentirt heute nur einen Theil dieſer 
Intelligenz, die längft nicht mehr ansfchließlich in ihm, fondern vorzugs⸗ 
weife im Volke wurzelt. Das felbftftändig gewordene Volfringt nach einem 
Organe, nach einer Arena, in welcher e8 feine Kräfte zum Wohle der Ges 
fammtheit erproben, in welcher e8 vereint mit feinem Fürften fein Ziel an⸗ 
fireben kann. In Anerkennung diejer veränderten Lage haben bed .hoch- 
- feligen und des regierenden Rönigs Majeftät, die Stände des Landes neu zu 
begründen, für. die wichtigfte Aufgabe ver Krone erachtet. Das Patent vom 
3. Februar und die Verordnungen, die in deſſen Folge erlaffen find, follen 
den längſt beabfichtigten Ausbau ſtändiſcher Freiheiten zum Abfchluß bringen. 
Wenn aber diefer Bau wahrhaft zu einem Abſchluß gebracht werben fol, 
fo muß er Alles enthalten, was das Bolf, feinem heutigen Rechtöbewußt- 
ſein nach, für unumgänglich nothwendig erachtet.. Sol die lebensvolle Ein- 
beit zwiſchen Fürft und Volk wiederhergeftelft werden, fo dürfen in dem 
Bau der fländifchen Verfaffung Feine ven heutigen Rechtsbewußtſein des 
Volkes widerſprechende Lüden bleiben. Ich glaube, daß, wie meit auch die 
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Meinungen: in dieſem Saale auseinandergehen, fie Hari ale übereinfim 
nen, daß ohne Periodizität, ohne fefte jährliche Sufammenberufung viefe 
Berfammlung nur ein Kind des. Zufalls ift, das die ihm zugedachte Stelle 
im Staatsleben nım und nimmermehr einnehmen kann. Das Volk verlangt 
für feine Stände einen geficherten, feflbegrünveten Rechtäaboden; es Faun 
nicht zugeben, daß dieſe wichtigfte aller Inſtituzionen des Staates fortan 
noch dem Bufalleanheimgegeben bleibe, Es iſt freilich in ven Berorpnungen 
vom 3. Februar d. I. die Kontrahirung von Anleihen und die Bewilligung 
son Steuern an die Zuflimmung der Reichöflände geknüpft, aber bei ver 
Lage unferes Landes dürfen wir uns Fühn der Hoffnung hingeben, daß der⸗ 
artige Fälle, die nach den Verordnungen vom 3. Februar einzig und allen 
der Krone die Verpflichtung auferlegen, die Reichöftände gu berufen, in 
geraumer Zeit gar nicht eintreten werben, 

Won dieſen beiden Fällen abgeſehen, iſt keine Beſtimmung in dem 
Geſetze enthalten, welche irgend eine Verpflichtung in ſich ſchloͤſſe, ven 
Bereinigten Landtag zu berufen. Das Fundament des Vereinigten Lands 
tages iſt ein durchaus ſchwankendes, ein gänzlich unficheres, fo lange vie 
periodifche Berufung nicht durch das Geſetz feft und beftimmt, ganz frei von 
allem Belieben, vorgefehen iſt. Es wird mir zugegeben werden müfſen, daß 
ed die hoͤchſte Aufgabe der Staatömänner Preußens fein muß, Mibtrauen 
und Schwanken aus unſeren ſtaatsrechtlichen Inſtitutionen zu entfernen, 
damit ein geſicherter Rechtszuſtand herbeigeführt werde, damit das Streben 
aller Parteien fich innerhalb geſetzlicher Schranken zum Heil des Staates 
frei entwickeln köͤnne. Ein feſter Rechtszuſtand in der Verfafſungsfrage iſt 
für die Krone eben ſo dringend, ja noch dringender geboten, wie für das 
Volk. Er kann nur herbeigeführt werden, wenn bie gerechten Forderungen 
anerkannt werden, die in dem verbrieften Rechte wie in dem Bedürfniſſe 
des Landes aufs tiefſte begründet find. . 

Was ich für den einen Punkt, vie periodifche Berufung, angeführt habe, 
laht ſich in demſelben Maße auch für die übrigen in den Adreßentwurf 
aufgenommenen Punkte anführen. Der Größe und Macht unſeres Vater 
landes droht Gefahr, wenn die Bürger mit Neid auf unfere Nachbarſtaaten 
hinſehen müfſen, es droht Gefahr, wenn es ſich für uns bei einem Ver⸗ 
gleiche mit freien Staaten nur von einem Mehr, nicht von einem Minder, 
das wir an Rechten des Volkes dort finden, handelt. Weil ich dieſe Gefahr 
von unſerem Vaterlande abwenden möchte, weil ich die in der Adreſſe auf⸗ 
geführten einzelnen Punkte durch ältere Rechte verbürgt, durch innere Zived- 
maͤßigkeit und durch das Bedürfniß des Volkes abſolut bedingt erachte, weil 
ich enblich glaube, daß das Volk ein Recht Hat, zu fordern, daß feine bie 
hergeſandten Vertreter von feinen menigen bid jegt gefeglich zur. Anerfen- 
nung gelangten Rechten’ nicht8 vergeben, fo halte ich es für meine heilige 
Gewiſſenspflicht, viefe Nechte nachdrücklich vor Beginn unferer ftändifchen 
Wirkfamfeit zu verwahren. Ich erfülle dieſe Gewiſſenspflicht, indem ich 
erkläre, daß ich der Adreſſe meine volle Zuſtimmung gebe, und nur noch 
im Namen der Rheinlander die Erklärung hinzufüge, daß nach dem Beſitz⸗ 
ergrelfungspatent vom 5. April 1815 bei allen Steuern den Ständen ein 
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Recht der Mitwirkung zuftehe. Ich erfülle diefe Pflicht um fo lieber, als 
ich glaube, daß die VBerfammlung dem Willen eines hochfinnigen Königs 
nurdann entfprechen wird, wenn fie überall ohne Rüdhalt die ganze Wahr: 
heit fagt und von diefer Wahrheit, die fie befeelt, in ihrem erften Aft ein 
feierliches Zeugniß ablegt.“ j 


Abermals wollte nad diefer Rede der Marfchall die Debatte ſchlie⸗ 
Gen; abermals ward widerfprochen ; aber erft, als Graf Arnim felbft 
den dringenden Wunfch ausſprach, daß fein Antrag gedrudt und an Die 
Mitglieder vertheilt werde, damit die Verfammlung denfelben veiflich 
prüfen Eönne, ehe fie darüber befchließe, erft dann ließ der Marſchall 
fi) bewegen, die Frage zur Abftimmung zu ftellen: ob die Debatte ver- 
tagt werden folle. Die Verfammlung entfchied fi mit Majorität für 
die Vertagung. 


So endigte der erfte Schlachttag, für Die Sache der Oppofizion und 
des Bererathfchen Entwurfs nicht eben günftig. Die Arnimfche 
Rede und fein Aenderungsantrag hatte ihr eine fehr gefährliche Diver: 
fion gemacht. Die Unflaren in der Berfammlung — ein nur zu großer 
Theil — fanden in dem Antrage ganz Daſſelbe, wohl gar noch Mehr, 
als in der urfprünglichen Faſſung der Adreſſe: dieſe legtere, meinten fie, 
enthalte eine allzu fpezielle Aufführung von Rechtsanfprücden; dabei 
könne manches wichtige Recht ausgelaflen fein, oder man fönne wohl 
dem einen beiftimmen, andern nicht; der Arnimfche Antrag dagegen 
umfaſſe Alles, behalte Alles vor, fehließe Nichts aus, vergebe Nichts. 
Andere, die Unentfchiedenen, die Aengftlihen, die wohl gern Etwas 
thun oder zu thun fcheinen wollten, aber nur nichts Ganzes, Entfchies 
denes, waren hoch erfreut über die ihnen gebotene Gelegenheit, ihren 
Muth und ihre Sreifinnigfeit unter einer fo ungefährlichen Form zeigen 
zu Fönnen, und fuchten ebenfalls fi und Andern weiß zu machen: 
fie zögen darum den Arnimfchen Antrag vor, weil er umfaffender, 
weitergehender wäre, als der Bederathfche Entwurf, Manchen 
wirklich Sreifinnigen beftach der liberale Ton der Arnimfchen Rede 
und die freimüthige Kritif, die darin einzelnen Punkten der VBerfaffung 
vom 3, Februar widerfuhr. Die Partei der minifteriel Gefinnten end« 
lic) und Die ſtrengen Anhänger des Beſtehenden, die große Maſſe der 
Männer des unbedingten Vertrauens und ber überfliegenden Hinges 
bung — alle Diefe fahen natürlich in dem Arnimſchen Antrage einen 
erwünfchten Weg, um der Adreffe, wenn man fie nun einmal nicht ganz 
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beteitigen könnte, wenigſtens die Spige abzubrechen , fle fo farblos ale 
möglich, fo wenig unbequem als möglich für Die Krone und die Ne 
gierung zu machen. 

Unter der Oppofizton herrſchte am Abend dieſes erften Tages große 
Beſtürzung. Man fah das Unterliegen des Bederathfihen Ent- 
wurfs und den Sieg ded Arnimfchen für beinahe unvermeidlich an. 
Wenn es nicht noch gelang, die Unflaren über die eigentliche Tendenz 
dieſes Antrags und deflen wefentliche Verfchiedenheit von dem erften 
Entwurf aufzuflären, die Unentjchiedenen und Aengftlichen von der 
Rothwendigfeit eines entfchtedenen Handelns und von den bevenflichen 
Folgen einer ſolchen zweideutigen Haltung des Landtags gleich bei ſei⸗ 
nem erften Akt nachdrücklich zu überzeugen, fo war Alles verloren. In 
dDiefem Sinne fuchten daher die entfchievenen Parteigänger der Oppoſt⸗ 
zion auf ihre Kollegen zu wirfen, wogegen natürlich von der andern 
Seite her auch Nichts unverfucht gelaffen wurde, um die günftige Stim- 
mung für den Arnimfchen Antrag zu erhalten und zu befeſtigen; über- 
all, wo Abgeordnete zufammentrafen, fah man ſich Gruppen bilden, 
in denen die beiden Adreßentwürfe lebhaft diskutirt, die Vorzüge des 
einen oder des andern hervorgehoben und bald für ven Arnimijchen, 
bald für ven Bederathfhen Stimmen geworben wurden. 

Die Kührer der Oppoſtzion traten noch am felben Abende zu einer Bes 
ſprechung zufammen, umden Operazionsplan für den zweiten Schlacht: 
tag zu entwerfen. Es war fchwer, zu einem gemeinfamen Beſchluſſe 
zu fommen. Don den Weftfalen fchlofjen fich die meiften der Binde: 
fchen Anſicht an, daß e8 beffer fei, gar Feine Adreſſe, fondern nur eine 
Erklärung oder Verwahrung zu Protokoll zu befchließen; die Preußen, 
entmuthigt und verftimmt durch den Verlauf diefes erften Tages, ka⸗ 
men auf ihre erſte Idee zurück, daß es befier geweſen wäre, vor allen 
Berhandlungen wieder fortzugehen. Indeß gelang es endlich Doch, zu 
einem Berftändniß und einem"feften Entfchluffe zu gelangen, der dahin 
ging, daß man unter allem Umftänden an dem urfprünglichen Entwurf 
der Adrefie fefthalten und zur Bekämpfung des Arnimſchen Antrags 
Alles aufbieten wollte. 

Unter einem Theile der preußifchen Abgeordneten fand noch am 
folgenden Morgen eine Verabredung ftatt, zufolge welcher man dem 
Aenderungsvorfchlag Arnims einen andern entgegenfegen wollte, Der 
an Entfchiedenheit ebenfo über den urfprünglichen Entwurf hinausgehen 
follte, wie der Arnimjche unter denfelben herabging. Man meinte, 
daß die Berfammlung dann um fo eher geneigt fein möchte, fid 
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fir ven urſpuͤnglichen Entwurf, als das zwiſchen beiten. Exteemen mitten 
inne Liegende zu entfcheiden. Ohnehin war ven Preußen der Becker ath⸗ 
ſche Entwurfvom Anfang an nicht weit genug gegangen, und fie wollte 
vielleicht auf dieſe Weife wenigſtens ihr polisifches Gewiſſen ſalviren, 
wenn fe and) Kinterher aus: praktifchen Rüdfichten für den Entwurf 
flimmen möchten. 

So flanden Die Sachen beim Beginn der zweiten Sigung über 
die Adrefſe. 

In der erften Sigung hatten nur Die Rheinländer für den Ent⸗ 
wurf das Wort ergriffen, und felbft von der Adreßkommiſion hatte au⸗ 
er dem Referenten Niemand gefprochen ; heut eröffnete Die Debatte ein 
fchleftfches Mitglied von der entfchiedenften Oppoftzion, der Abgeordnete 
Milde. Er hob vor Allem das Unftatthafte und Bedenkliche einer 
Uebertragung reiheftändifcher Funkzionen, insbejondere der Bewilli⸗ 

gung von Darlehen, an eine fo Feine Körperfchaft, wie eine Deputas 
zion von Mitgliedern fei, hervor. Diefe Bedenken müffe man ſogleich 
beim Beginn der Händifcgen Wirkfamfeit ausfprechen, damit der König 
Mar erkenne, welches die Üebergeugung der Majorität fei. 


„Sch Eönnte e8 nicht über mein Herz bringen 4 fagte er, „daß ich die 
ſinditg Wirkſamkeit anträte und nachher mitten in dieſer Wirkſamkeit 
ex post ſagte: Ich kann der Krone und will ihr nicht dieſes und jenes 
Verlangen mit erfüllen helfen, wozu fie volllommenes Recht hat, inden 
ih das Recht ald ein für- mich verbinnliches in nieinem Gewiffen anfebe. 
Es würde außerordentlich fchwierig für mich fein, wenn ich nachher kom⸗ 
men follte, nachdem dieſe Wirkſamkeit eingetreten tft, und ſagen: Ich werde 
mich nicht zu einer Wahl verſtehen! — ein ſolcher Akt wäre ein Akt des 
Ungehorſams, wenn ich der Patentgefehgebung vom 3. Febr. ohne aus⸗ 
drückliche Verwahrung von biefem Orte mich unterworfen hätte“, 


Sodann; zu einem allgemeinern Standpunkte übergehend, ſprach 
der Redner folgende Worte: 


„Meine Herren, ich habe mich gefragt, als ich die Geſetzgebung vom 
3. Febr. zuerſt ſah: Iſt dieſe Geſetzgebung eine folge, die eine allfeitige 
Befriedigung im Bolfe geben wird? Ich mußte mir leider nein! fagen. 
Aus welchen Gründen Eonnte fie jegt gegeben fein? Ich Habe darin bie 
“ allerhöchfte Weisheit ber Diener der Krone erblidt, Daß man in Friedens⸗ 
zeiten will ein Werk zu befeftigen verfuchen, welches ein neues in der flan= 
diſchen Entwickelung iſt, fo meit die flänpifche Entmwidelung unfer Land 
umfaßt, das Werf der flänpifchen Thätigkeit zu forporiren und In den Zei⸗ 
ten des Friedens zu beginnen. Es ift mir oft in ven Provinzialsfandtagen. 
gefagt morhen, daß die Geſetggebung von 1807 — 14 eine der Noth abge⸗ 
brungene fei, dad bat mein Gerz tief gefchmerzt. Das Löfen eines jeden: 
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SBwanges, vied Palladium bat une fo fiat gemacht als wir tm Jahre 
1813 aufgeflanden find. Ich halte es darum für eine weile Maßregel, 
daß man Stände in der Zeit des Friedens, wo die Staats⸗Einnahmen alle 
Jahre fleigen, in. einer folchen blühenden Zeit zufammenberufen bat, um 
die Baſis zu Hilden, auf welcher für die Zeit der Noth das Wolf gekräfttgt 
werden kann. Bil man durch die Gefeggebung vom 3. Febr. d. J. einen 
nationalen preußifchen Volksfinn erwecken, fo bin ich frühzeitig vazu ben 
zeit, meine Hand dazu zu geben, weil bad der Krone die größte Garantie 
geben muß, mögen die Zeiten kommen, wie fie wollen. Wenn aber gefragt 
wird: werden wir durch Die vorliegende Geſetzgebung diefen Zweck erreicht 
ſehen? — Ich fehe mich gendthigt, zu fagen: nein! Und dies „Nein“ 
müffen wir in die Adreſſe nieverlegen und ver Krone deshalb Gelegenheit 
geben, in welcher Art und Weife fie wolle, die ſtändiſche Inftituzion auf 
pie Pr zu bringen, von der wir gebeihliches Zufammenwirfen erwarten 
dürfen. * 


Die Behauptung Mildes, daß nach dem Gefege vom 3. Febr. 
der Vereinigte Landtag genöthigt fei, feine Rechte im Kriegsfall auf die 
Deputazion zu übertragen, wollte der fön. Kommiffar nicht gelien 
laſſen. Das Recht der Mitgarantie, welches der Vereinigte Landtag 
habe, folle er nicht. auf Die Deputazion übertragen; nicht einmal eine 
Zußimmmung derfelben werde in jenen Gefepen verlangt, fondern blos 
deren Zuziehung. Wohl aber fei den unter foldher Zuziehung auf 
genommenen Darlehen die gleiche Sicherheit beigelegt, wie den unter: 
Zuftimmung und Mitgarantie des Vereinigten Landtags gemachten. 

Gedrängt duch Mildes Entgegnung, mußte er indeß endlich 
zugeftehen, daß jene. Beftimmung, der Sache nach, wirklich eine Ueber⸗ 
tragung des Zuflimmungsrechts auf die Deputazion für ſolche Fälle 
in ſich fchließe, und fuchte ſich nur noch durch die Sofifterei zu helfen: 
Richt die Verfammlung folle der Deputazion dieſes Necht geben, jon- 
dern der Geſetzgeber ha be es ihr gegeben. 

Es folgten nun mehrere Redner für den Arn imfchen Antrag. 

Graf Renard wünfchte am Liebſten gar keine Adreſſe, wofern aber 
Boch, dann eine moͤglichſt einftimmige. Aus diefem Grundeſchloß er fi 
dem Arnimfchen Antrage an, weildiefer einen fo großen, allgemeinen 
Anklang gefunden, obſchon er eigentlich noch lieber im der Adreffe Nichts 
fähe, als „den Ausdrud unbedingter Treue und Vertrauens‘. Ex fei 
überzeugt, daß die Gefeggebung vom 3. Febr. fich fortbilden. müffe, 
denn ‚, alles Beftehende firebt nach Rundung , nad) Ergänzung, nad) 
Vollendung‘. Durch Uebereilung werde Nichts gefördert — was 
der Natur gemäß. fei, Das werde kommen, Das müſſe fommen zur rech⸗ 
ten Zeit und zur rechten Stunde. 


Fuüurſt v. Wien glaubt, daß, „nach den Eröffnungen, die von dem 
kön. Kommiffar gemacht worden, und nad) den Schilderungen der 
evlen Gefinnungen St, Mafeftät des Königs’, die Verſammlung fich 
„vollkommen beruhigen‘’ könne. Nur eine Bitte um periodijche Wie⸗ 
derfehr des Vereinigten Landtags wünfcht er in die Adreſſe aufge: 
nommen. 

Abg. Dittrich ift für dad Amendement „um der Einigfeit wil« 
fen’. Doc erregt ihm die Beftimmung wegen der SKriegsanleihen 
Bedenken. 

Abg. Conze ſchilt auf die „ſchlechte Preſſe““, welche Unzufrieden⸗ 
heit verbreiten wolle, welche behaupte, es ſei Aufregung im Volke da; 
ſolche finde ſich aber nur „unter den Männern, nicht des Fort⸗, ſondern 
des Sturmſchritts, unter den Meiſtern im Niederreißen“. Er iſt für 
das Amendement. 

Adg. Naumann erinnert Daran: man müſſe ſcharf jheiden zwi⸗ 
fhen Wünfchen, die man hege, und Rechten, die man verlegt 
glaube. Jene gehörten in den Kreis der Petizionen, diefe allein koͤnn⸗ 
ten zu einer Wahrung in der Adreſſe Veranlaffung geben. Er wider: 
legt die Gründe, welche gegen die Redhtsbeftändigfeit der neuen Ver⸗ 
faffungsgefehe aus der unterlafienen Berathung derſelben mit den 
Brovinzialftänden und dem Staatsrathe, aus den unterlaflenen Neus 
wahlen, aus der angeblichen Beeinträchtigung der beftehenden Rechte 
der Provinzialftände ıc. hergeleitet würden. Dagegen findet er das 
Geſetz von 1820 durch die neuen Geſetze nicht vollftändig erfüllt, allein 
er fhließt daraus nur, daß die Rechte, welche jenes Geſetz den Reichs 
fländen unbedingt zufpreche und welche dagegen das neue Geſetz dem 
Vereinigten Landtage nicht oder nur verfürzt einräume, daß dieſe 
Rechte nur gleichfam ruhen, nicht aber außer Kraft gefebt, alfo auch 
nicht verlegt fein Fönnten. Beftimme das neue Geſetz, daß im Kriegs: 
falle die bloße Zuziehung einer Deputazion genügen folle, um Anleihen 
zu Eontrahiren, fo werde gleichwohl, wegen der fortdauernd gültigen 
Borfchrift des Geſetzes von 1820, die Regierung auf diefem Wege 
feine Anleihen machen können. Sei alfo der gegenwärtigen allgemeinen 
Ständeverfammlung das Recht, in allen Fällen um ihre Zuftim- 
mung zu Sfaatsfchulden gefragt zu werden, vorenthalten, nun, fo fel 
Dies nur ein Beweis, daß die Reicheverfammlung, welche das Gefeß 
von 1820 im Auge gehabt, noch gar nicht eriftire. Was folge daraus? 
Daß die Regierung die Alte, zu denen nad jenem Gefege die Zuftim- 
mung der Reihsftände nothwendig fei, gar nicht vollziehen Eönne, 
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weil le Reiheftände nad dem Geſetze von 1820 noch nicht gefchaffen 
habe. Aber Rechte Diefer gegenwärtigen Ständeverfammlung 
feien dadurch nicht verlegt. 

Der Redner ift daher mit der Adreſſe und ihrer Wahrung von 
Rechten nicht einverſtanden, weil Diefelbe zum Theil Wünfche aus» 
fpreche, wo es fich nur um Rechte handle. Er würde am Liebſten, der 
‚Krone gegenüber, lediglich die Anſicht des Landtags ausgeſprochen fee 
ben, „daß Das, was an die Zuftimmung der Stände gebunden 
war, ohne Zuftimmung der Stände nicht ausgeübt werden darf, wenn 
auch das Recht der Zuftimmung nicht Diefer Verſammlung übertra- 
gen worden ift’‘. Er glaubt jedoch, daß das Amendement, zuſammen⸗ 
gehalten mit der Erklärung des Fön. Kommiffars, eine genügende 
Sicherheit begründe, um Die Gefeggebung, die gegenwärtig eine lüdens 
hafte fei, zu vervolftändigen. Er ſtimmt daher fürs Amendement. 

SJegt trat Hanfemann auf und dankt zuvörberft dem Miniftes 
rium dafür, daß es in parlamentarifcher Weife die Berantwortlickeit 
für alle den Ständen vorgelegten Erlafje der Krone auf fi) genommen 
und Dadurch eine freimüthige Beſprechung derfelben möglich gemacht 
habe. Das Mintfterium werde durch die bisherigen Verhandlungen 
die Ueberzeugung gewonnen haben, daß die Gejeßgebung vom 3. Febr. 
das Land nicht befriedigt habe, wie man vieleicht gehofft. Nun fei er 
zwar der Meinung, daß die Berfammlung eine Fortbildung des Geges 
benen nicht durch die Form ihrer Erklärungen erfhweren dürfe, allein 
eine folche Erfchwerung finde er auch nicht in dem Adreßentwurfe, 

Scharf und klar hob er die Unterfcheidungspunfte zwifchen dem 
urfprünglichen Entwurfe und dem Arnim chen Amendement heraus. 

Der Entwurf erkläre beftimmt, daß der Vereinigte Landtag fich, 
wenn er auch nicht fo gemeint fei, doch dem Weſen nad) al& die reiches 
ftändifche Berfammlung betrachte und alle auf diefe lautende Rechte 
als auf fi) übergegangen anfehe. Davon ftehe Nichts, wenigftens 
nichts Deutliches, im Amendement ; gerade in diefem Punkte aber müffe 
größte Deutlichkeit herrfchen. 

Der Entwurf hebe mehrere Punkte ausdrüdlich hervor, worin er 
vorhandene Rechte in Anſpruch nehme und wahre. Eine foche flare 
Wahrung von Rechten fei im Amendement nicht vorhanden, nicht ein⸗ 
mal in allgemeinen Ausdrüden; es werde darin nur Die Borausfer 
Hung ausgefprochen, daß wenn die Berfammlung zu der Heberzeugung 
von der Nichtübereinftimmung der neuen mit den älteren Gefegen kom⸗ 
men follte, dann der König diefe Unterfchiede duch neue Anordnungen 
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wegruüumen werde; das Ganze ſei alſo nur eine Bitte, wecche Aehn⸗ 
Jlächkeit mit einer Verwahrung habe, aber keine fe. 


„Machen Sie fi Das wohl Kar!’ rief er der Verſammlung zu. 
„DaB tft ver große Unterfchied zwmifchen dem Amendement and dem Ent- 
wurf der Kommifſion: der letzte ſtützt ſich klar und beſtimmt anf den vor⸗ 
Handenen Rechtsboden und ſagt: wir haben Rechte; daB Amendement 
feßt Dies noch in Zweifel. Berner ift der zweite Unterſchied, daß der Ent- 
wurf der Adreſſe fich beftimmt auf. den Grund der früheren Geſetze ſtellt, 
daß er erklärt: wir find die reichöftändifche Berfammlung und als ſolche 
gehen die früheren Rechte auf uns über. (Bravo!) Das ift ber große 
Unterfchied, und, wenn ed zur Abflimmung kommt, fo prüfen Sie wohl 
Ihr Gewiſſen! Es handelt ſich um einen wichtigen Moment, es handelt ſich 
darum, ob das lebendige Gefühl des Rechts in Ihnen lebt, 
oder ob Sienurvon Vertrauen, von Gnade leben wollen. 
(Große Bewegung.) 

Ich liebe und achte meinen König, aber als freier Mann geſtehe ich: 
Recht, Das iſt der Boden der Vaterlandsliebe!“ 


Einen weitern Vorzug des Entwurfs fand Hanſemann darin, 
dasß derſelbe freimüthig, aber ehrfurchtsvoll Wahrheit rede. 

„Gerade vor einem ſo erhabenen Herrſcher, als wir das Glück haben 
unſerm Koͤnig zu beſitzen, geziemt es ſich freimüthig die Wahrheit zu 
agen.“ 

Sodann zu den Gründen ber Zwedmäͤßigkeit, der Politik über- 
gehend, fuhr ber Redner fo fort: 


„Meine Herren! Was ift einer der großen Fehler unferer bisherigen 
Geſetzgebung über Rechte der Stände? Es iſt die Ungewißheit, die Un: 
klarheit, e8 iſt der Umſtand, daß man ändern kann nach Grund der Zweck⸗ 
mäßigfeit, ſelbſt ſchnell andern kann. Und fo haben wir denn in Preußen, 
meine Herren, eine ſehr wandelbare Verfafſung, weil die Anfichten darüber 
ſeit 1815 bis 1846 vielſeitig gewechſelt haben. Diele Wandelbarfeit der 
Verfaſſung erachte ich meines Theild für ein Unglüd, nicht nur für Die 
Nazion, vielmehr für die ‚Stärke des Throns. Gin Hauptelement 
der letzteren befteht darin, daß die Nechte Mar beftimmt find, daß ein 
Bertrauen auf das Feftftehen Öffentlicher Rechtsprincipien vorhanden fol, 
und dies kann nur flattfinden, wenn die Verfaffung nicht aus Gxänden der 
BZwedmäßigfeit blos mit dem Beirath der Räthe der Krone abgeändert wer⸗ 
"den Fann. Indem wir uns nun im vorgelegten Entwurf erklären: Wir 
find diereichsftändifche Verfammlung, wie die Geſetze fie vorgefehenhaben, fo 
folgt daraus, daß alsdann von felbft, nach unferer Ueberzeugung wenig⸗ 
ſtens, ein Berteng mit der Krone über dasjenige, mas etwa abzuändern iſt, 
kuͤnftig flattfinden werde. Wir kommen dann auf ven feſten Boden der Un- 
wandelbarkeit ver Berfaflung, und zwar einer folchen, daß die fernere Ent⸗ 
widelung nur mit gegenfeitiger Zuftimmung und Berathung zwiſchen 
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Xeon und Stanven flatifinben, mie aber auf einfeltigen Rath der Rathe 
der Krone folgen Bann. Berner wirb auf diefe Welle das Mistrauen be 
feltigt, was vielſeitig fich eingeföhlichen Hat. Wir ſind bier dem Lande, 
sem Ihrone Wahrheit ſchuldig, und ich fpreche e8 unummunden aus, es 
un höchſt bedauerlich, daß das Vertrauen, was früher fattfann, nicht mehr 
In gleichem Maße für die Regierung vorhanden if. 

Mehrere Stimmen: Das ift nicht wahr! (Aufregung.) 

Der Marſchall: Der Redner wird fortfahren. 

Übgeoron. Hanfemann: Möge Yierüber, Über diefe Thatſache, 
ich Halte fie für eine ſolche, auch eine verfchiedene Anſicht ſtattfinden, num, 
das Ändert nicht die Pflicht, die ich Habe, das, was ich ans meinen Beob⸗ 
albtungen genommen babe, bier zu jagen. Mögen Andere anders beobach⸗ 
- gen, mögen fie es auch fagen. Nun, meine Herren, das ifl gerade aus Dies 
fen Berordnungen in Verbindung mit der Gefchäftsoränung entſtanden; 
dieſe Altenfäde find, indem fie die ſtäͤndiſchen Rechte vielfeitig beſchränken, 
mit Miötranen von den Mäthen der Krone gefthrieben, mit Mistrauen 
Dagegen, Daß wir eben unfere Rechte mibbrauchen würden. Mir ſcheint ed 
beſſer, daß Klarheit daruͤber obwalte, und ich hege jegt die Hoffnung, nach 
dem, was der Herr Landtagdfommifiar geftern und gefagt, daß fowohl in 
den Erlafſen vom 3. Febr. d. J., fo wie in der Geſchaͤftsordnung, das bes 
veitwillig von den Näthen der Krone nachgelafien werde, mas ein folches 
Mißtrauen gegen und ausfpricht. Ich halte weiter die Adreſſe der Kom⸗ 
miſſion für die befte, weil ſie nur wenige Rechte pofitiv verwahrt und weil, 
wenn wir dad nicht thun, wir den Anfichten der Nazion, nach meiner Lies 
berzeugung, wenigftend in meiner Provinz — ich vermag andere nicht fo 
ga beurtheilen — nicht entfprecden würden. Bedenken Sie vo, meine 
Berren, daß «8 ſich nur von fehr wenigen Rechten handelt, von Fleinen im 
Vergleich zu denjenigen Mechten, deren fich die Stände anderer Staaten 
zu erfreuen Haben. Wohlan, wir wollen rubig abwarten, was weiter von 
der Krone beichloffen wird, aber dieſe wenigen Rechte, die wollen wie 
wahren, 

Wenn Sie zurückblicken, meine Herren, in die Geſchichte anderer Län⸗ 
der, auch in die unfrige, fo werden Sie finden, daß die Kraft ver Nation 
auf zweierlei Weife geweckt wird, befonder& da, mo, wie bei der unfrigen, 

‚nicht eine lebhafte, ſtark ausgebilnete Nazionalität Ichon befteht. Ste wird 
geweckt durch große Unbilden, die die Nazion erfährt. Das iſt der eine 
Meg, und das tft der, ven Deutichland durchgemacht hat zu Anfang dieſes 
FJahrhunderts bis 1812 und 1813. Hier, meine Herren, müfjen wir und 
felöft als Deutfche nicht fihmeicheln. Wir mögen anerkennen, welche Vor⸗ 
züge wir als Razion haben, laſſen Sie uns aber auch freimüthig unfere 
Mängel anerkennen. Das war ein großer Mangel des Nazionalcharakters, 
daß es zehnjähriger Bedruͤckung von Seiten der Fremden bedurfte, bis die 
Marion ganz auffland. Bedenken Sie, meine Herren, daß damals erft dieſe 
Bedräcdungen vorandgegangen find. Nut der zweite Weg. Es iſt derjenige, 
auf welchem die civilifirten Nazionen heutigen Tages zu wandeln haben. 
Die Kraft ver Nazionalität wird geweckt durchs Rechtsgefühl. Dies iſt es, 
6* 
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was überall beleben muß, ohne ein ſolches giebt es Feine lebendige, keine 
Fräftige Nazion. Da if nun unfere Aufgabe zuerft, die wir nach der Ber 
ordnung vom 3. Febr. d. I. nicht zu flark hingeſtellt find, fondern durch 
mancherlei Befchränfungen uns ſchwach fühlen müffen, und zu flärfen, ſelbſ 
ald Vertreter der Nazion, und deshalb Halte ich ed für zweckmäßig. Es iſt 
der erſte Grund ver Zweckmäßigkeit, daß wir in einer Verwahrung von 
Rechten fprechen, dadurch erheben wir und zum Rechtögefühl! Es wird 
uns flärfen, und diefe Stärkung halte ich für fehr nothwendig für Preus . 
en. Die Thronrede hat auf Gefahren von Seiten des Auslandes hinges 
wieſen. Ich werde hier nicht in Die auswärtige Politik eingehen, aber 
Wahrheit habe ich mir zur Pflicht gemacht, und jo fpreche ich ed unum⸗ 
wunden aus: Preußen iſt allerdings in einer unter gewiſſen Eventualitäten 
bevenflichen Lage, und laſſen Sie es und wohl begreifen, wir müffen uns 
ftärfen. Die bevenfliche Lage will ich Ihnen nur in zwei Momenten here 
vorheben. Wir können bier vollftändig die Wahrheit fagen und über Dinge 
fprecden, die in ganz Europa befannt find. Wir haben mächtige Nazionen 
zu Nachbarn. Auf der einen Seite eine Nazion, die danach ringt, mit eis 
jerner Konjequenz eine große Nazionalität von vielen Millionen zu begrün- 
den, und deren Eroberungen feit hundert Jahren ungeheuer geweſen find. 
Ich bezeichne fe nicht, dieſe Macht, Sie Alle werden mich verſtehen. 

Eine Stimme: Ich glaube nicht, daß Died zur Debatte gehört. 
(Aufregung.) 

— Abgeordn. Sanfemann: Ich weile nach, wie wir und flärfen 
müffen. 

DerMarfhalt: Ich glaube, daß in dieſem Augenblid nicht mehr 
Grund vorhanden ift, den Redner zu erinnern, daß er jich nicht von dem 
Gegenftand entferne, ald dies bei anderen Reden der Fall war, Die wir ges 
ftern und heute vernommen haben. Ich Habe mich abjihtlih und aus 
Gründen, deren Gewicht mir auch in dieſem Augenblicke noch nicht zweifel- 
haft ift, folder Erinnerungen enthalten. 

Abgeoron. Sanfemann: Ic fahre fort, meine Herren, und made 
darauf aufmerkſam, daß am entgegengefegten Ende eine eben fo große Gefahr, 
wenn auch in anderer Form, und bevorfteht. Nun, das iſt's gerade, mad 
ich hervorheben will, daß das Rechtögefühl, wenn es die ganze Nazion be: 
lebt, ſie ftark erheben, fie Eräftigen wird, und daß es fein beffered Mittel 
giebt, ald das, um die Nazion dahin auszubilden, wohin fie kommen muß, 
wenn jie in Eintracht mit den übrigen deutſchen Stämmen fih mächtig 
durch folche Gefahren erheben fol. Es Hat mich erſt ein Redner unterbros 
hen und gejagt, das gehöre nicht hierher. Wohl! meine Herren, ich jage, 
es gehört hierher. Was ift die Urfache, weshalb vom Nheinlande, von 
dem äußerften Welten, und von der andern Seite, von Often her, das Be- 
dürfniß der Entwidelung des Öffentlichen Rechts am flärfften geforbert 
wird? Mas ift der Grund, der tiefliegende Grund? Ich will es Ihnen 
fagen, und Sie werben ed ehren, wenn ich ed Ihnen angeführt. Ex beftcht 
darin, die öſtlichen wollen nicht ruffiih und die weftlichen wollen nicht 
franzöfifch werden. (Bravo.) Wir wollen Deutfche, wir wollen Preußen 
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bleiben, aber das Bffentliche Recht entwickeln. Das ift unfere tiefe Ueber⸗ 
zeugung! (Sehr gut! Bravo!) Und nun noch ein Wort zum Schluß! ' 

Ich habe feit Jahren die Ueberzeugung geäußert, daß für Preußens: 
Berfaffung eine auf alte Gefchlechter gegründete Ariftofratie einen weſent⸗ 
lichen Theil in der Berfaffung einnehmen möge. Meine Meberzeugung grün 
det fih darauf, daß auf der einen Seite die neuen Elemente unferer fozialen 
Berhältnifie vollfommen demokratiſcher Natur find, und daß ich, weil die 
Nothwendigkeit e8 erfordern wird, neue Elemente fi entwideln zu laſſen, 
auf der andern Seite ald Gegengewicht ein ſtolzes, auf fein Recht Fräftiges. 
Haus haben möge, was bie alten Gefchlechter vertrete und die Rechte vers 
wahre, die Rechte der Krone, wenn die Demokratie zu weit gehen will, vie 
Rechte des Volks, wenn die Räthe der Krone Erlaffe vorfchlagen, wodurch 
bie früheren Nechte des Volkes gekränkt werden. Alſo Konfervativfein ift- 
nad) meiner Meberzeugung bie Aufgabe. Das beftcht aber darin, zu wah⸗ 
ten, was man hat, und befonders die Rechte; und von Ihnen, meine 
Herren, erwarte ich, daß Sie fonfervativ fein werben, und wahren, was 
beſteht.“ | 


Rah Hanfemann nahm fofort ver Prinz von Preußen 
das Wort: 


„Wir haben gehört, daß gefagt worden ift, vie vorliegenden Verord⸗ 
nungen ſeien aus dem Mißtrauen ver Näthe des Königs hervorgegangen. 
Vermöge meiner Geburt bin ich der erfte Unterthan des Königs, vermöge 
ded Vertrauens des Königs fein erfter Rathgeber. Als folcher gebe ich 
die heilige Verficherung in meinem und der übrigen Rathgeber Namen 
(die Minifter erheben fi), daß Fein Mißtrauen einen von uns beichlichen 
hat, als diefe Verordnungen berathen worden jind. Aber eine Voraus⸗ 
fiht haben wir gehabt, daß die Verordnungen, die zum Beiten des Vater: 
landes gegeben wurden, Freiheiten und Rechte der Stände niemals auf 
Unkoften der Rechte und Freiheiten der Krone gewähren follten. Das ift 
der Grundſatz, nad) welchem ich an Diefem Werke Theil genommen habe, 
und einen Vorwurf des Mißtrauens laſſe ih auf die Krone und ihre 
Räthe nicht kommen.“ | 


Auch der kön. Kommiffar fprach zur Entgegnung auf Han- 
femanns Rebe: 


„Ich muß noch einmal um das Wort bitten, bitte aber nicht zu glau⸗ 
ben, daß ich das mit Sehnfucht erwartete Ende der Debatte zu ſehr hinaus⸗ 
ſchieben werde. Der verehrte Redner hat angeführt, es gehe aus den. 
MHeußerungen, die ich gemacht habe, hervor, daß das Minifterium, daß 
die Raͤthe der Krone fich für verantwortlich erklärt haben. Ich weiß nicht, 
aus welchem meiner Worte diefe Schlußfolge gezogen iſt. Ich weiß aber, 
daß wir uns allerdings für verantwortlich halten für alled dad, was wir 
thun, vor Gott, vor dem Könige und vor unferem Gewiſſen. Wir find 
aber nicht verantwortlich für das, was Se. Majeftät Allerhöchftfelbft als 
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Souverain beſchließen und befeblen. Dafür ſind wir nicht verantwortlich. 
Das ift es, mad ich zur Aufklärung habe jagen wollen und müſſen, weil 
es nöthig iſt, daß die Berfammlung dieſes Verhältniß ganz genau erkenne 
und erwaͤge.“ 


Rod) 34 Rebner waren. eingefchrieben; von den preußifchen Ab« 
georbneten hatte kein einziger gefprochen; van den 20 Mitgliedern ber 
Kommiffion waren erft zwei zur Bertheidigung des Kommiffiondent- 
wurfd aufgetreten. Der Marſchall beftand jedoch darauf, nur noch drek 
Rednern das Wort zu geben, dem Abg. v. Auerswald zur Eindrin- 
gung eines neuen Amendements, nad) ihm dem Grafen Arnim und 
Henn v. Bederath zur Bertheidigung ihrer Entwürfe. 

Die außerordentlichfte Spannung begleitete ven Abg. v. Auero⸗ 
wald auf die Tribüne — man erwartete von ihm das Signal zu einer 
neuen Wendung des Kampfes. 

v. Auerswald fprady zuerft für den urfprünglichen Adreßent- 
wurf, ſchlug aber im Berlauf feiner Rebe einen vermittelnden Weg 
zwifchen diefem und dem Arnimfchen Amendement ein. 


‚Angegriffen find bis jegt meines Ermeffens vornehmlich drei Punfte 
des Adreßentwurfs. Einmal die Aufführung fpezieller Bedenken, ſodann 
die Erwähnung einer fchmerzlichen Berührung durch die Thronrede Sr. 
Majeftät, endlich ver Ausdruck „zur Wahrung fländifcher Rechte’. Was 
nun Die Anführung fpezieller Bedenken betrifft, fo erfenne ih, was ein 
geehrtes Mitglied ver Herrenkurie dagegen angeführt Bat, in vielem 
Betracht al3 richtig an, und ift dies auch in der Abtheilung nicht über: 
ſehen. Diefe jedoch, welche fih fowohl auf Grund des von dem Abgeord- 
neten Grafen von Schwerin geftellten Antrages, als nach eigener Ueber⸗ 
zeugung verpflichtet Bielt, die obwaltenden Bedenken anzuzeigen, glaubte 
neue Undeutlichkeiten und Mißverflänoniffe am beften durch Spezialifirung 
weniger und faft allgemein getheilter Bedenken zu verhüten. Ich meiner: 
feit8 bin. bereit, mich jedem anderen Wege zur Erreichung diefes Zweckes 
anzuishließen, glaube auch, daß verfelbe zu finden ift, wenn das von dem 
Mitgliede der Herrenkurie beantragte Amendement verändert oder anders, 
als beantragt, eingefchaltet wird. Nach dem vorliegenden Antrage halte 
ich es nicht zureichend, denn es iſt nichts mehr und nichtö minder, als eine 
allervings offene Anfünvigung der zu erwartenden Petizionen, Darum 
aber handelt es fich bei mir nicht, fondern es liegt mir daran, offen und 
ehrerbietig auszufprechen,, wie ich mein Gewiſſen befchwert fühle dadurch, 
daß ich in Vorausfegung einer Uebereinftimmung von Gefegen hanbeln, 
mit bewußter Theilnahme meine Mitwirkung eintreten laſſen foll, währen» 
th jene Uebereinflimmung nicht zu erkennen vermag. Es handelt ſich Hei 
mir nicht um dad Mehr oder Minder des Gemwährten, nicht um die größere 
oder geringere Zweckmäßigkeit und Nüglichkeit der getroffenen Einrichtun⸗ 
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gen, es haudelt ſich hei mir um erufle Vedenken meinst Gewiſſens, welche 
ich nur aufgeben kann, wenn ich Die Ueberzeugung gewonnen habe, daß 
fie unbegränket ober erledigt find und dadurch Die Lebensbedingung meines 
Wirkſamkeit in gen Fällen, wo dieſe Bedenken obwalten, wiederhergeſtellt if. 

Indem ich mir vorbehalte, in niefem Sinne eine Vervollfländigung 
Dad Amendements vorzuichlagen, gehe ich zu des zweiten angegriffenen 
Stelle der Adreſſe über. 

Ein geehrter Rebner der Herrenkurie Hat in lebendigen und beredten 
Werten hervorgehoben, daß die Erwähnung einer fchmerzlichen Berüh⸗ 
zung dad Gefühl verlegt babe. Nach der ihm, wie e8 mir ſchien, zu 
heil gemorbenen Zuſtimmung der hoben Verfammlung glaube auch ich 
dieſe Erwähnung für bejeitigt halten zu vürfen. Damit aber Diejenigen, 
melche dieſen Ausdruck wählten, nicht verfannt werden, muß ich dem ges 
ehrten Redner bemerklich machen, daß die von ihm vorgeichlagene Aende⸗ 
zung wohl einen anderen, aber ficherlich feinen ſtärkeren Ausprud des 
Bertraumsd enthält, als Die Worte der Adreffe. | 

Herr Marichall! ich begebe mich hei ſolchen Verhandlungen nicht 
gern in das Neich des Gefühles, wenn ich aber Diesmal dem geehrten Red⸗ 
ner dahin folgen muß, fo appellire ich, flatt anderen Beweiſes, an das 
@efühl eines Jeden, der in feinem Leben wahren. Schmerz empfunden bat, 
und frage, ob und welches Vertrauen dazu gehört, denfelben auszufprechen ? 

Mas nun endlich das in der niederzulegenden ehrfurchtsvollen Erklä⸗ 
zung. angegriffene Wort „Wahrung“ betrifft, fo muß ich aufrichtig befen- 
nen, daß es mir bei allem Nachdenken nicht gelungen ift, irgend etwas 
Bevenkliches in nemjelben zu entveden. Ich enthalte mich jener näheren 
Erörterung und bitte nur, der Stelle der Ihronrede Sr. Majeftät zu ger 
denken, in welcher wir ausdrücklich Vertreter und Wahrer unferer Rechte 
genannt werben. Nun denn, ein Wahrer feines Rechts, ein ſolcher, ven 
fein König ſelbſt dafür erkennt, wird fich wohl unbedenklich des Wortes 
„WBahrung‘ bedienen dürfen. 

Bon den bier angeveuteten Geſichtspunkten ausgehend, trage ich nuns 
mehr auf eine Vervollftändigung des eingebrachten Amendements dahin 
an, daß daffelbe nicht eingefchaltet werde zwifchen denjenigen Stellen, 
welche dazu bezeichnet find, fondern erſt nach dem Satze des Adreßent—⸗ 
wurfs, melcher heißt: 

„Nachdem Ew. Königliche Majeftät ven in dem Gefege vom 5. Juni 
4823 ausgedrückten Vorbehalt verwirkficht und der Berfammlung, welche 
in jenem Gefege eine allgemeine fländifche, in demjenigen vom 17. Januar 
4820 eine reichöftändifche Verfammlung genannt wird, den Namen des 
Bereinigten Landtags beigelegt haben, find dadurch dem legteren die in 
den angeführten und in früheren Geſetzen begründeten Rechte erworben ’ 
und vor dem Sage, welcher lautet: 

„Gehorſam dem Rufe Ew. Majeftät und im Begriff, unfere Wirk 
famkeit zu beginnen, fühlen wir und in unſerem Geriffen gedrungen, zur 
Wahrung der ftänviichen Rechte die gegenwärtige ehrfurchtsvolle Geflärung 
am Throne niederzulegen.‘’ 


Tg. —⸗— 


Die Hinzefügung biefer beiden Stellen des Adreßentwurfes halte 
ich für eben fo nothwendig als unbedenklich. Was die erfle Stelle anbetrifft, 
fo enthält fie eigentfich erſt die Vervollſtändigung des vorher ausgeſpro⸗ 
chenen tiefen und ehrerbietigen Dankes; fie Ipricht ed aus, was wir dem 
freien föniglicden Entſchluſſe Sr. Majeflät zu danken haben und, meine 
Herren, wofür, nach den Worten des Dichters, „wir und halten im 
eigenen Herzen.” Ä 

Herr Marfchall! ich möchte fo gern deutlich bezeichnen, was mich 
bewegt und an diefem Antrage fefthalten läßt. Geftatten Ew. Durchlaucht, 
daß ich es mit den Worten eines befferen Mannes, als ih, thue, welcher 
dem mächtigften Monarchen feiner Zeit, dem Monarchen, welcher ſagte, 
„der Staat, das bin ich”’, fchrieh: „Dem Könige die Wahrheit nicht im 
ganzen Umfange fagen, heißt an ihm felber einen Verrath begehen.‘ Ich 
weiß wohl, daß das Wort, das vor dem Könige ertönt, den Eifer für 
feine Ehre, die Sanftmuth und die Ehrfurcht nicht verleugnen dürfe, aber 
ich weiß auch: man möge es machen, mie man wolle, am Ende muß 
man ihm doch die Wahrheit fagen.” 


Graf Arnim vertheidigte ſich zuerft gegen den Vorwurf eines. 
Redners (Mildes), daß er die Perfon des Königs in die Debatte 
gemifcht habe: 


„Mag die Berfaffung anderer Länder ,” fagte er, „die Minifter 
zwiſchen König und Volk ftellen. Nach unferer Verfaffung fleht Nichts 
zwilchen dem Könige und feinem Volke, aber die Mittler zwifchen Beiden 
find die Stände. Wenn mir aber diefer Vorwurf gemacht wird, fo frage 
ich, weshalb denn die Kommilfion in ihrem Adreßentwurfe die Worte der 
Thronrede zum Gegenftande ihrer Beleuchtung machte und die Gefühle fhil- 
derte, die fie hervorgerufen bat. Iſt dies nicht ein Hineinziehen des Könige 
in die Debatte? Wäre es denkbar, daß über diefen Pafſſus der Morefle de⸗ 
battirt würde, ohne die Berfon des Königs zu berühren ?’’ 


Sodann fuhr er fort: 


„Derſelbe Redner fürchtet ferner den Bormurf feined Gewiſſens, wenn 
er nicht alle Verwahrungen niederlegt, die in dem Entwurf enthalten find, 
er fürchtet fpätere Wormürfe über vergebene Rechte. Wird er aber auch 
gegen die Vorwürfe gefichert fein, wenn er, um ängfllich vie Nechte zu 
verklaufuliren, Zwieſpalt erregt Hat zwifchen König und Volk, zwifchen 
König und Ständen, wenn er im erften Augenblick unferer Wirffamfeit 
die Sarmonie, die er wünfcht, trübt? Gerade von jener Seite ift gejagt 
worden, daß es wefentlich darauf anfommt, ſtändiſche Rechte zu wahren 
und die Stärfe ihrer Entwidelung zu fördern. Ich frage Diejenigen, die 
vielleicht in dem Begehren und in dem Wunfche ihrer größtmöglichften 
Ausdehnung am weiteften gehen, ob fie ihrer Sache einen Dienft thun, 
wenn fie dei dem erften Schritt, den Preußens Stände thun, indem fie 
ihre Gefühle ihrem Könige fagen, irgendwie die Einheit und ven guten 








Einklang in Brage ſtellen. Ich citire Bier nicht gerri Schriften und 
Autoritäten außer der Berfammlung; aber ich beziehe mich doch auf einen 
Schriftſteller, der in conflituzionellen Ländern einen gewiſſen Klang bat, 
und der fagt: Ein Schritt, den Preußen als ein großer Staat auf der 
tonftituzionellen Bahn thut, der wiegt mehr, ald zehn Schritte, die Heine 
Staaten thun. Alfo dieſen einen Schritt wollen wir ja fefthalten, und 
glauben benn diejenigen, die fih Angftlih an Worte früherer Geſetze ans 
Hammern, daß fie diefen Schritt fördern, Muth und Freudigkeit bringen, 
wenn fie ihm entgegentreten mit achtungswerther, aber mit allzu peinlicher 
Bewifienhaftigkeit? Derfelbe Redner hat gefagt: er wolle um den König 
fiehen, wenn e8 gelte, durch Kriegführung das Land zu vertheidigen. 
Nun, meine Herren, das wollen wir Alle, varüber ift nur Eine Stimme. 
Die Frage ift aber: Iſt e8 verboten, iſt es in einer folchen Rüdficht nicht 
gut, den Weg zu bezeichnen, um dem König die Mittel zu geben, wenn 
er und nicht rufen fann? Ich wünfche von Herzen, daß, wenn ein Ger 
witter am politifchen Horizont beraufzieht, Se. Majeflät dann auch die 
Möglichkeit habe, alle feine Stände um fich zu berufen, und ich bin über» 
zeugt, Dies würde einen Eindruck machen, gleich einer Schlacht, vie ges 
wonnen iſt. Aber ich finde in der Vorausſicht des Falles, daß die Einbes 
rufung Aller nicht möglich, keinen Angriff auf unfere Rechte, deſſen Zu⸗ 
rücwelfung ich für nöthig Halte. Der geehrte Redner, den ich oͤfter ers 
wähnt habe, fagt, ee balte fich verpflichtet, Erklärungen zu geben, daß 
er In gewiſſen Dingen nicht mitwirken könnte. Ich achte feine Anficht, ic 
frage ihn aber: Ift diefe Erklärung bier nicht zu früh? Will fich ver 
Redner ſchon jetzt fein Votum vergeben, will er feine Anficht derjenigen 
Leitung entziehen, die durch gründliche Debatte fi} bei uns erft heraus⸗ 
ftelien fann? Ich bin der Meinung, man halte fein Botum frei bis zum 
Tage der Abftimmung. Ich wenigftend thue Dies; ich erkläre frei, mas 
meine Abficht jet ifty wenn es nöthig; aber ich werbe abwarten, ob mich 
die Berfammlung fpäter anders belehrt, und dann werbe ich mein Gewifien 
zu Rathe ziehen und meine Stimme geben nach meinem Gewiffen. Des: 
Halb fage ich, daß jene Erklärung zu früh abgegeben iſt. Wer da fagt: 
Ich kann ven Ausſchuß nicht vertreten, der mag Recht haben In feinem 
Sinne; er fol fich aber nicht der Berathung entziehen, denn durch die⸗ 
felbe wird fich erft zeigen, was die wahre Anficht iſt, indem fie durch bie 
Läuterung ded Landtags gegangen. Ob, wie der Redner es wünfcht, bie 
Berhandlungen der Regierung mit den Ständen harmonifcher fein werben 
nach dem Amendement, wie ich ed proponirt, oder nach dem Adreßentwurf, 
wie die Kommiſſion ihn vorgeichlagen, darüber mag die Verfammlung 
entfcheiden. Der Redner hat auch verlangt, dem Könige folle die Wahrs 
heit nicht verfchwiegen werben, er hat verlangt, es follen Feine ſtändiſchen 
Rechte vergeben werben ; ich glaube, hierin tritt ihm Jeder bei. Die Frage 
iſt aber: wird denn durch das Amendement die Wahrheit nicht gefagt? 
werden fländifche Mechte vergeben? Ich überlafie Dies wiederum Tebiglich 
Ihrer Entſcheidung. Auf die Berfon ift Fein Gewicht zu legen, aber bei 
der Deutung des Sinnes eined Vorſchlags kann man einigermaßen Daraus 
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ſchließen, wenn mon die Marſon anfieht, Dethalb frage ich den Redner, ab 
ex denn glaubt, daß ich nicht geſonnen hin, dem Könige die Wahrheit zu 
fagen, ab ich mich fo gezrigt habe, daß ich zu leicht umginge mit ſtändi⸗ 
ſchen Rechten? Das fei meine einzige Antwort auf Die geflellte Frage: gb. 
wir hiex Wahrheit jagen, ob wir fländifche Rechte vergeben ſollen. Gig: 
anderer Redner bat, wenn ich nicht isre, gelangt: es müſſe der Sag in bie 
Morefje aufgenommen fein, daß der Landtag. pie Rechte der älteren ſtändi⸗ 
fihen Geſetze und des Staatäfchulnengeiehed von 1820 als erworben be 
tzachtet. Gegen ven Sinn biefed Satzes an fid) kann, wenn: ich Ihn richtig, 
faße, nicht wohl eia Einwand gemacht werden. Ich habe in dom Gap 
nichts Tiefes, überhaupt nichts Weſentliches geiucht, nach gefunnenz 
ober ich habe mich and zmei Gründen gegen ben Ausiprasch doſſelben beſtim⸗ 
sen laffen, weil er mir, feiner ganzen Saflung nach, etwas zu enthalten 
ſchien, was mir nicht in Der edlen Stellung zwiſchen König und Ständen 
zu liegen fcheint, fich gewiſſermaßen zu fichern und das, was freigegeben 
it, an ſich zu ziehen und auf dieſe Weiſe feſtzuhalten. Ich bin überzeugt, 
daß Dies nicht Die Abficht der Verfafler gemeſen; aber dies Gefühl bat 
er mir gemacht. Deshalb würde ich wich and ſolchen formellen Grünen 
wit Der Ücceptazign, die für Priygtverhältnifie nöthig fein mag, nicht 
seht befreunden koͤnnen, aber ich halte auch den Sab in Der Suche nicht 
für konfequent, nicht für logiſch richtig, nicht für aus dem Rechtsſtand⸗ 
punft zu rechtfertigen. Ich glaube, gerade aus dem juriftiichen Stand⸗ 
gunfte wird jeder in dem ganzen Adreßentwurfe der Kommilfion finnen, 
fie arceptive einen Theil, den andern nicht; und e& if eine alte Rechts⸗ 
regel, daß man entweder die Sache ganz oder gar nicht aceeptiren muß, 
wenn man fich über die Acceptazion erklärt und jie Wirkung baben ſoll. 
Deshalb ſteht dieſer Sag den folgenden des Adreßentwurfs entgegen. Eben 
deshalb Habe ich auch den Punkt der Acceptazion bei meinem Vorichlag⸗ 
ausgelaſſen, weil dieſer es freiläßt, die Bedenken zu exörtern, die erhoben 
werben könnten; währenn, wenn ſie hier entſchieden aufgeflellt wären, 
Die Acceptazion des übrigen Theil eine wirkungslofe wäre. ch appellixe 
an alle diejenigen, die dem Richterfiand angehören, ob dieſe einfache 
Ausführung nicht juriſtiſch richtig iſt. 

Dad Amendement, iſt gejagt worden, erfennt nicht genug an, daß 
wir Rechte haben, die Adreſſe erfennt Dies an. Ia, wenn die Adreſſe nichts 
weiter thäte, ald zu jagen, daß wir gewiſſe Nechte haben, daß alfo Das 
und Das in dem Geſetz vom 5. Juni 41823 ſtehe, fo wäre darin nichts Un⸗ 
richtiges, nichts Vorgreifendes, fie würde dann nur etwas Unnützes fagen. 
Aber ich habe geftern ſchon ausgeführt, die Adreſſe fagt nicht bloß: ger 
wiſſe Rechte find geichrieben im Geſetz, ſondern fie folgert Rechte aus 
dem Geſetz, und das ift etwas, was für bie Adreſſe zu weit gebt. Die 
Bolgerung der Rechte wird GBegenftand der Berathung fein. Ein ax 
derer Redner hat audgeführt, daß die Aenderung der Verfaſſung höchſt 
bedenklich fei, wenn fie nur von Räthen ver Krone begutachtet wäre. Für 
unfere Zukunft fcheint mix in dieſer Behauptung Fein Grund zur Beſorg⸗ 
niß zu liegen. Denn, während dad Geſetz vom Jahre 1823 den einzigen 
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Runkt, wie die Meichtſtände aus hen Provinzialſtaͤnden hervorgehen 
follen, der Iandesväterlicden Kürforge vorbehält, fo iſt, nachdem ber König 
hierüber entſchieden hat, nad) ven Worten des Geſetzes vom 3. Februar 
eine Veränderung der ſtändiſchen Berfafjung mehr möglich, als mit dem 
Beirath der Stände. Der Fall kann alfo nicht mehr vorkommen, daß ohne 
Beixath der Stände Aenderungen besvorgeben können, und, noch mehr, 
gerade für dieſen Zweck ift unser allen Umfläuden ber Beinath des ganzen 
Bereinigten Landtags. in Anfpruch genommen und ald Bedingung geſtellt. 
Ob wir bei venjenigen Umwandlungen , die vie fändiiche Verfaflung im 
Laufe ber Zeit erfahren Eönnte, von Vertrauen hefselt fein wollen oder 
nicht, Darauf, fage ich nur, hat die Verfammlung bereitd entſchieden, als 
ein Redner dad Wort „Vertrauen“ auf Die Regierung in Zweifel zog. Ich 
balte e8 für höchft bedenklich, fein eigened Vertrauen zur Anficht des Lande 
1098 zu machen, Die Kreile, in denen fih der Binzelne bewegt, und 
wären fie noch ſo weit, ſind immer noch viel zu Elein, um hier einen 
Ausipruch darüber zu fällen, was 16 Millionen über dieſes Vertrauen 
denken, und, fo Gott will, werben diefe A6 Millionen in ungebeurer Ma 
igrität 508 Vertrauen bewahren, welches auch wir und nicht wollen ers 
ſchüttern lafien. (Bravo,) Man jagt, in dem Amendement liege nichtö ale 
eine Ankündigung von Petizionen. Es ſei mir erlaubt, einen Augenblid 
auf das Wort: Betizion, einzugehen. Heißt das: es ift im Amenpement 
nichts weiter enthalten, als die Möglichkeit von Bitten? Ich fage nein; 
denn. unjer ſtändiſches Geſetz kennt Bitten und Beichwerven. Ich zeige hier 
ganz deutlich, daß ich in meinem Amendement der Beurtheilung des Land⸗ 
1998 frei laſſe, von feinen flännifchen Rechten im vollften Umfange Ger 
brauch zu machen, und, findet der Landtag in feiner Maiorität einen Grund, 
Se. Majeſtät ven König aufmerkiam zu machen, daß hier oder dort ein 
Geſetz wirklich nicht vollſtändig erfüllt, hier oder dort ein Recht verküm⸗ 
wert ober verengt fei, jo mag man dies eine Petizion nennen, darıım vers 
Bert fie nach jener fländifchen Bedeutung des Worts, welches Bitte und 
Beſchwerde in fich Schließt, nicht an ihrem Gewicht, Ich bin überzeugt, 
daß eine folche Ausführung, wenn fie das königl. Nechtögefühl anipricht, 
ven Weg zur Abhülfe anbahnen wird, aber nöthig dazu if zweierlei, 
Man Hat nämlich eingewendet: es fei zu ſchwach, zu fagen: „ſollte der 
Landtag die Ueberzeugung gewinnen, daB Mangel an Uebereinſtimmung 
zwifchen den älteren und neueren Gefepen vorhanden fei, und follte ber 
König, dieſe Ueberzeugung theilen, fo werde er unfehlbar Die Wege zur 
Ausgleichung finden.” Sagt man: dies fei zu ſchwach und nicht deutlich 
genug, nun fo frage ih: welcher andere Weg ift denn denkbar, um 
die Abhülfe zu finden? Es muß doch zweierlei vorangehen, 1) daß der 
Landtag die Aenberung eines Punktes als wünſchenswerth erkenne und ent: 
weder Se. Majeftät darum bitte oder fich überzeuge, daß in dieſem oder 
jenem Punfte ein Recht gefränft fei und dies vorftelle, Dann 2) daß ber 
König fih davon überzeuge. Denn iſt es nicht nöthig, daß fih der 
König von dem überzeuge, mas ald Punkt ded Gravamens Kingeftellt wird, 
um von Ihm zu verlangen, daß Er auf Wege zur Abhülfe denke? Ich 
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glaube alfo, im Amendement liegt nichts weiter, als logiſche Entwidelung 
Defien, mas fih ald nöthig und richtig Jedem barftellt. Der legte Redner 
fagte, vaß feine Bedenken, die er in feinem flänvifchen Gewiſſen babe, ihn 
in die Lage een, nicht eher zu weichen, bis er die Ueberzeugung habe, 
daß den flänpifchen Rechten nicht zu nahe getreten fei. Will er denn aber 
feine Meinung als unumftößlich hinftellen und fich nicht zuvor der meiteren 
WVerhandlung hingeben, um jene Heberzeugung dadurch vielleicht zu ge⸗ 
winnen? Erkennen wir denn nicht, daß wir fonft im Voraus etwas aufs 
geben, von dem wir wünfchen, daß es möglich fei? Zum Schluß noch 
eine Bitte. Ich gebe zu, daß Ihnen ein Wort von einem Anderen beffer 
sorgefchlagen werden könnte, ald von mir, aber marften wir nicht 
in diefem Augenblid nm ein armfeligesWort! Das Wort 
hat noch nicht Großes erbaut, fondern nur der wahre Sinn, der hinter 
ihm lag; aber es hat Schon oft in der Weltgefhichte Großes zerflört. 
Meine Herren! Als am Jahrestage des neuen Patents, am 3. Februar 
4813, der hochfelige König den Aufruf an fein Volk erließ, da hat jenes 
Wort freilich Großes erbaut, und warum? Weil hinter ihm der Sinn 
Ing eines Königs und eined ganzen Volkes. Aber ift es nicht oft genug 
ein einziged Wort gewefen, dad Zwielpalt erregt bat zwifchen einzelnen 
Berfonen, zmwifchen einzelnen Schichten ver Gelellichaft, zwiſchen ganzen 
Völkern, zwifchen Königen und Völkern, und find nicht Ströme des 
Blutes darüber geflofien? Gott fet Dank! von ſolchen Verhältniſſen jund 
Worten find wir fern, aber wir find nicht fern, daß die Einigkeit getrübt 
werden fünnte 'zwifchen König und Boll, wenn wir dad erfle Wort nicht 
wägen, Ob noch ein Wort in die Adreſſe hineinkommt oder heraußdbleißt, 
darum werden unfere Nechte nicht vergeben. Ein Wort kann nichts rauben. 
Darum gebt meine dringende Bitte dahin, e8 mögen Die, welche in dieſer 
Weiſe denken, fich für das Amendement ausfprechen und, wie von einem 
Redner bereitö gefagt ift, gern und willig ihre eigenen Anfichten den allges 
meinen unteroronen. Ich bitte, beftehen Sie nicht auf dieſes oder jenes 
einzelne Wort! Laffen Sie und um Desmillen nicht eine Adreſſe an Se. 
Majeftät ven König richten, die ven Landtag in zwei Lager fpaltet ! Seien 
wir hierin einig, und diefe Einigfeit wird länger leben in den Annalen der 
Geſchichte, als jenes einzelne Wort! 


Es folgte nun endlich das Schlußwort v. Bederaths. Nach Bes 
richtigung einiger Misverftändniffe in Betreff der Stellen des Entwurfs, 
welche von dem Beirat; des Ver. Landtags bei Gefegen und von der 
Unftatthaftigfeit mehrer ftändifcher Körperfchaften nebeneinander fpres 
hen, Fam der Redner auf die Gegenüberftellung des Entwurfs und des 
Amendements und ſprach fi darüber fo aus: 

„Es iſt von dem geehrten Mitglieve des Herrenſtandes, welches das 
Amendement’geftellt bat, gefagt worben, daß der Entwurf der Kommilfion 
die Krone in die Alternative feße, eniweder fofort den Ständen Recht zu 
geben ober ihnen bafjelbe abzufprechen. Ich glaube, daß dieſes eine irrige 





Auffaffung it. Ich halte es im Gegentheil für einen ber wefentlichfien 
Vorzüge des Entwurfs, daß er Die Krone gar nicht in den Ball bringt, 
fih fofort auszufprechen, und gerade deshalb iſt dieſe Form von ver Kom 
miſſion gewählt worden, meil fie die zartefte und rüdfichtönolifte if. Es 
wurde der Weg empfohlen, durch Petizionen die Bedenken zu äußern. 
Ganz abgejehen von ben andern Gründen, aus welchen hierauf von meiner 
Seite nicht eingegangen werben konnte, erlaube ich mir zu bemerken, daß 
gerade dadurch Daß herbeigeführt werden würde, was der geehrte Antrags 
ſteller vermieden wiſſen will, nämlich, daß Die Krone In die Lage gebracht 
wird, fich fofort zu erklären. Wir würden gerade dann, wenn wir den 
Weg der Petizionen einichlügen, ver Aufforderung entgegen handeln, vie 
die Krone in der Thronrede audgelprochen hat, das neu gefchaffene Werk 
nicht durch Neulingshaft in Brage zu ftellen. Wie aber die Adreſſe gefaßt 
ift, fo if darin nur eine einfache Erwähnung und Wahrung derjeniegen 
Rechte enthalten, die dem Lande aus der früheren Gefeggebung zuftehen, 
ohne daß auf dieſe Darlegung eine fofort zu gewährende Forderung gegrün⸗ 
det wird. Daffelbe verehrte Mitglien hat mit Recht bemerkt, daß der Weg 
der Reformen derjenige fei, auf welchem wir und befinden. Ich trete Dem 
vollfommen bei, daß das der rechte Weg fei, ich füge noch Hinzu, daß ich 
felbft ven Weg der allmäligen Reform für den beflen, den gedeihlichſten 
halte. Damit aber diefer Weg und erhalten bleibe, damit auf dieſem 
Wege nicht nur die Regierung, fondern auch das Volk wandeln Eönne, 
liegt die Nothwendigkeit vor, in der Adreſſe die betreffenden Rechte zu 
wahren. Denn von ven jet geichaffenen ftändiichen Inftituzionen hat nur 
der Vereinigte Landtag das Recht, in ftänpifchen Angelegenheiten, alfo 
in Bezug auf die Fortbildung der Verfaflung, Betizionen zu flellen. Der 
Vereinigte Landtag hat aber nicht dad Necht der periodifchen Einberufung. 
Da er diefed Recht nicht hat, fo fteht Nichts entgegen, die Möglichkeit an 
zunehmen, daß er nicht mehr einberufen wird. Ich fage: die Möglichkeit. 


Der Vereinigte Ausſchuß, dem freilich periodiſche Einberufung verliehen 


ift, hat nicht das Recht, in Bezug auf die Verfaffung zu petizioniren; die 
Proyinziallandtage haben dafjelbe noch weniger. Wird alfo der Vereinigte 
Landtag nicht wieder einberufen, fo ift dem Volke jener Weg abgeichnitten, 
feine Bitten und Wünſche in Betreff der ftaatlichen Entwidelung an den 
Thron gelangen zu laffen. Wir haben nicht nur den Weg der Reform bes 
treten, wir haben auch ſchon eine Strede zurüdgelegt. Daß dies geichehen, 
Das haben. wir allerdings , wie in der Adreſſe ausgedrückt ifl, der von dem 
Zhrone herab ergangenen Anregung zu danken; wir haben ed aber auch zu 
danken der mitwirfenden Thätigkeit des Volkes, die fi) durch die geſetz⸗ 
mäßigen Organe, durch die Provinziallandtage, His dahin in fortwährens 
den Bitten und Anträgen auf Fortbildung unferes Öffentlichen Lebens fund- 
gegeben bat. Diefe mitwirkende Thätigfeit und zu erhalten und zu fichern, 
fie nicht von einem einfeitigen, wenn auch dem mohlmollennften Ermeſſen 
abhängig zu machen, das war einer der Gefichtöpunfte, die der Adreſſe 
zum Orunde liegen. Ich gebe näher auf dad von dem geehrten Mitgliebe 
per Herrenkurie geſtellte Amendement ein und muß mic im Allgemeinen 


Ya 


dahin Außern, daß eB eben dusfenige, was nach einer ziemlich allgemein 
In der Berfammlung ausgeſprochenen Meinung darin enthalten jein muß, 
nicht enthaͤlt, Inden es namlich den Rechtsboden, um deſſen deutliche 
Bezeichnung und Wahrung es ſich handelt, nicht wahrt, ſondern ſogur In 
Frage ſtellt. Ich finde, was das Einzelne bettifft, das Amendement nicht 
freimäthig, Denn es verleugnet das Bewußtſein des Volkes und dieſer 
Verſammlung; es flellt Dinge in Zweifel, die ſeit Jahrzehnden abgemachte 
Fragen find. Vergebens wird eingewendet, daß es einer genaueren Pre 
fung, einer tiefer eingehenden Erörterung bedürfe, nm jene Rechte klar 
zu ſtellen. Weine Herren! Diefe Rechte leben im Volke, fie find Jahr 
zehnde lang Gegenfland der Betrachtung und Erörterung geweſen, denn 
es find die Angelpunfte ver vaterlaͤndiſchen Hoffnungen. Freimüthig kann 
ich das Amendement nicht nennen, Ich Farm vielmehr dabei nur erinnern 
m den Ausſpruch eines der berühmteſten Meifter der Diplomatie, „daB 
man die Worte gebrauchen müſſe, um die Gedanken zu verbergen.” Ich 
finde das Amendement zweitens nicht parlamentarifch. Meine Herren! Was 
würden wir fagen, wenn wir vom engliſchen Barlamente hörten, «8 ſei 
von diefem eine Mittheilung an die Krone ergangen, worin es heiße, Daß 
manche Mitglieder diefer oder jener Deinung wären, daß das Parlament 
ſich noch nicht überzeugt habe, daß es aber fuchen molle, ſich zu Aberzen- 
gen, und daß, nachdem dieſe Meberzeugung fich gebilvet Hasen werbe, 
Petizionen am die Krone gerichtet werden würben. Ich glaube, daß fo 
etwas mit der Haltung des englifchen Parlaments nicht vereinbar ifl; warum 
follte e8 denn mit der unfrigen vereinbar jein? Wohl mag jene Verfamme 
{ung mitzuwirken haben an den Gefchiden eines mächtigen Reiches, aber 
auch wir vertreten eine Weltmacht, Hinter uns flehen nicht nur die 15 Mil⸗ 
lionen, die unfer engeres Vaterland umfaßt, fondern auch die 25 andern 
Millionen des deutichen Volks, deren Geſchicke hier auch mehr oder weni⸗ 
ger entfähleden werden. Warum foll diefe Berfammlung, vom Könige 
Serufen, vom Volt entienbet, nicht ihre Leberzeugung unverhüllt darlegen? 
Was kann entgegenftehen, wenn Babel, wie es bier geſchehen if, mit 
forgfältiger Nädjicht auf die Lage des Augenblicks verfahren wird? Ich 
finde endlich das Amendement nachthetlig, weil es vor ber Krone einen 
Schleier wirft über das Herz des Volkes, meil es dazu beitragen könnte, 
Pin Krone irre zu leiten über die innere Lage und über die Stimmung bed 
andes. 

Meine Herren! Erlauben Ste mir, daß ich zum Schluß dieſer De 
batte noch einige Worte an Sie richte. Es giebt im Leben ver Nazionen 
Augenblide, wo fih all’ ihr Kühlen und Denken, der ganze Inhalt ihres 
Geſainmtdaſeins mie in einem einzigen Bunkt zufammendrängt. Dann 
treten die Gegenfäge ſcharf einander gegenüber, eine Wahl muß getroffen 
werden, und diefe Wahl entſcheidet über die hoͤchſten Interefien des Volkes, 
In ſolchen entſcheidungsvollen Momenten weht und der Hauch der Welt 
geſchichte an, demüthig ahnt der Menfch das Walten eines höheren Geiftes, 
aber feine Seele wird fefl, wenn er fi im Einklang fühlt mit dieſem 
ewigen Geifte, und Leine Künfte, keine Combinationen, wie geſchickt fie 


auch berechget ſein moͤgen, Tönnen ihn ableiten von dem Wege, ven fein 
innerſtes Bewußtſein ihm vorzeichnet. Meine Herren! Sie haben ein mm⸗ 
haltſchweres Wort zu reden in dieſer feierlichen Stunde, Sie werden ent⸗ 
ſcheiden über den theuerſten Beſitz, über ein heiligez But des Vaterlandes. 
Es Handelt fi darum, ob alles das, woran unfer Herz hängt, was wir 
ald das Fundament unferer Zukunft betrachten, was ums bisher ein Troft 
war, wenn wie über bie Michterfüllung vaterlaͤndiſcher Hoffnungen trauer: 
ten, ob alles das ein leerer Schatten, ein zweifelhaftes Weſen war, bem 
wir auf ungewifien Wegen nachgehen müfjen, oder ob wir die edle Errun⸗ 
genſchaft unferes Volkes, wie ed unfere Pflicht iſt, unferen Kindern unges 
fchmälert erhalten wollen. Es handelt fich darum, ob mir dazu beitragen 
wollen, ver Krone eine unrichtige Meinung von ven inneren Zufländen Des 
Landes beizubringen und fo die Gefahren zu vermehren, bie früher oder 
fpäter Hieraus hervorgehen müflen; es handelt fih darum, ob wir dem 
edlen Fürften,, deſſen Seele nach Wahrheit verlangt, die Wahrheit vorent= 
halten wollen! Das Amendement entipricht nicht der Wahrheit, ich ver- 
werfe es und beſtehe auf dem Entwurf der Kommifſion, einverflanden das 
mit, daß die Stelfe, welche ven Eindruck der Thronrede ſchildert, daraus 
wegbleibt. 

Es kam nun zur Abſtimmung. Das Ar ni m ſche Amendement warb 
zuerſt zur Frage geſtellt; es fiel mit 

303 gegen 290 Stimmen, 
alſo mit einer Mehrheit von 
13 Stimmen. 

Hierauf kam man zu dem Auerswaldſchen. Graf Arnim ſelbſt 
verwandte ſich jetzt fuͤr dieſes und ſprach die Hoffnung aus, daß Die, 
welche fuͤr ſein Amendement geftimmt, ſich nun in dem Auer s wal d ſchen 
wiederfinden würden. Und ſo erlangte dieſes letztere durch eine Vereinigung 
der Konſervativen und eines Theils der Liberalen die bedeutende Majo⸗ 
rität von 

484 gegen 107 Stimmen. 

Nur die äußerfle Oppoſtzion — beftebend aus einigen 80 Rheins 
ländern, Weftfalen, Schlefiern und Bofenern — flimmie 
Dagegen, weil es ihr nicht entfchieven genug, dazu eine Heine Frakzion 
royaliſtiſcher Ultras, Denen es ſchon viel zu entſchieden war”). 

Der Rommiffionsentwurf kam hiernach gar nicht zur Abſtimmung. 


*) Eine Rorrefpondenz des belgifchen Iournals ‚‚Independance’’ giebt das Stim⸗ 
menverhältniß fo an: von der Oppoflzion 41 Rheinländer, 40 Weftfalen und Schlefler ; 
dazu 26 Ultras verfchtebener Provinzen. Die 41 Rheinländer filyet fie fogar nament⸗ 
lich auf; es wären Dies Folgende gewefen: Aldenhoven, Baum, Beckerath, Bem⸗ 
melmanns, Bruft, Eatnphaufen, Dahmen, Fasbinder, Flemming, Graech, Her⸗ 
ger, Hanfemann , Herberg, Heydt, Graf v. Hoenbbroich, Hüffer, Joeriſſen, Jungs 
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So war der erſte Akt des großen Dramas vorüber und damit bie 
Entfcheldung gegeben über den Karafter des Landtags und feine Stel- 
lung zur Geſetzgebung des 3. Fbr. Es war entfchieden, daß der Land⸗ 
tag in feiner Majorität zwar eine Fortbildung der neuen Berfafjung 
wünfchte, ja eine ſolche fogar für nothwendig zum Wohl des Landes 
und für geboten durch frühere Zuficherungen erfannte, daß er aber den 
Muth nicht hatte, fie als ein Recht von der Krone zu fordern, fon« 
dern immerfort — um mit Sanfemann zu fpreden — von Bers 
trauen und Gnade leben wolle. 

Wenn der Landtag die Adreſſe in ihrer urfprünglichen Beftalt, nad} 
dem Beckerathſchen Entwurfe, annahm, fo ftellte er ſich dadurch auf einen 
felbftftändigen Rechtsboden außerhalb der Öefepgebung des 3. Febr. 
und gegenüber der Krone. Er ſprach dann zur Krone: „Mir find 
nicht, wozu uns zu machen Dir beliebt, fondern wir find und wollen 
fein, was zu fein die Stimme des Volkes und die Mahnung der Ge- 
ſchichte uns gebietet und wozu die frühere Gefepgebung felbft ung 
berechtigt. Wir fordern für die 16 Millionen, die wir vertreten, die 
Rechte und Freiheiten, welche. zu fordern ein pofitifch gebilvetes und 
teifes Volk nach den urewigen Gefegen der Gefchichte berechtigt ift, die 
Rechte und Freiheiten, deren fihon vor mehr denn 30 Jahren dieſes 
Bolf von feinem Fürften ſelbſt für würdig und bedürftig erflärt ward, 
die Rechte und Freiheiten, ohne welche ein georbneter Verfafſungszu⸗ 
ſtand, ein gedeihliches Verhältnig zwifchen Thron und Volk, eine ftarfe 
Regierung im Innern und nach außen heutzutage nicht mehr möglich if. 
Wir fordern fie, weil wir es gut und ehrlich meinen mit dem vereinten 
Wohl des Königs und des Landes, und Du, König, wenn Du ed 
wirklich gut meinft mit dem Glüde Deines Volks, wenn dieſes Glüd, 
wenn die wahre Macht Deiner Krone, die wahre Stärke Preußens Dir 
höher fteht, al8 der wefenlofe Schein felbftherrlicher Allgewalt und 
ſchrankenloſen Beliebens, Du wirft ung, was wir fordern, nicht ver⸗ 
‚weigern.‘’ \ 
Das war der Geift, der aus der Adreffe in ihrerurfprünglichen Faf- 
fung, der ausden fehönen und erhabenen Reden der Oppoflzion — eines 
Bederath, eines Kamphaufen, eines Hanfemann, eines 


bluth, Kaspers, Kayſer, Koenig, Lang, Lenfing, Zoe, Merkens, Mewiffen, Minder- 
jahn, Mohr, Müller, Mylius, Nyvenheim, Raffauf, Rech, Reichardt, Reinharb, 
Rombai, Schöller, Schult, Stedtmann, Uellenberg, Zunderer. Wir wagen nicht, dieſe 
Aufzählung unbebingt als richtig anzunehmen, | 











7 


Milde, eines Wincke und es Mewiffen te kraͤftig, fo bo⸗ 
geiſternd herauaklangg. 

Es war dar Geiſt wahren Rechts — Zegenůber dem Belie 
ben, das fh in die Formen bed Rechts kleidet —, Der Geiſt nen 
wahren Konjervatismus, weicher das Lebens faͤhige erhält, in⸗ 
dem er das Lebensunfaͤhige abſtoͤßt — gegenüber jenem falſchen Kon⸗ 
ſervatismus, der Nichts aufgeben will und lieber Alles aufs Spiel fegt, 

— der Bein wahrer Gefhichtlichkeit, der Die ewigen Befepy 
ber Geſchichte begreift und anerlennend ehrt — gegemüber jenem Geiſte day 
Afterhiftorie, der ſich vermißt, dem Weltgeiſt in. dem Arm zu fallen und 
auf eigne Hand Geſchichte zu machen, 

Hür dieſen andern Geiſt kämpften die Gegner der  urfprünglichen 
Adreſſe, kaͤmpfte vor Allem das Minifterium, Einzelne Zugeſtaͤndniſſe, 
einzelne Abänderamgen der Geſetze v. 3. Febr. gab man nad) oder ftellte 
man in Unsflcht — nur das Prinzip follte nicht angetaftet werden, 
aus dem diefe gange Geſetzgebung hervorgegangen und zu deſſen Bere 
ewigung fie beftimmt war — bad Prinzip abjuluten Beliebens, 
unbeſchränkter Mahtvolifommenheit der Krone Die 
Stände, das Volk ſollten feine Rechte fordern oder beanipruchen 
bürfen, fondern fich mit Denen begnügen müflen, welche Die Krone ihnen 
su geben belicht hätte oder Fünftig noch belieben würde; es follte Fein 
Zweites geben. neben. dem: allein fouveränen Willen des Monaschen, 
Nichts, was man gegen dieſen anınfen, Nichts, wodurch er gebunden 
oder beſtimmt werben kboͤnnte, gas Nichts, nicht einmal Die feierliche, 
mit Geſetzeskraft befleineten Nusfprüche eines gleidy founeiänen Willeng - 
auf dem gleichen Throne. Der König follte ganz frei Handeln, ausganz 
freiem Entfchluffe thun, was etwa noch zu thun, geben, was noch zu 
neben ſei, — wann und wie es ihm gut dünfen würde; er follte nicht 
gebtängt , es follte fein Zwang, auch nicht der moralifehe einer Rechtes 
forderung feltens Der Stände, auf ihn geübt werben. Das war, was 
man als daß unveraͤußerliche Redt der Krone und als die unweiger 
liche Pflicht der Stände Darzuftellen fich bemühte, Das war Das 
Thema, welches Graf Arnim in feinen. Reden fo kunſtreich varlist 
durcchführte. Der Landtag ſollte keinen beftimmten Rechtsanſpruch, Feine 
Wahrung ‚‚erwosbener‘’ Rechte in der Adreſſe nieberlogen ; ex follte nur 
bitten — umd um was? um die Erlaubniß, fünftig vielleicht um 
weitere Rechte bitten zu Dürfen, um Die Ounſt, daß Dies ihm nidyt 
als Undank ausgelegt werden möchte! Ja, fo weit ging man in De 
ängftlichen Beforgniß, felbft das monaliſche Gewicht eines ꝓſchidenen 
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Geſammirthells der Stände Aber das Patent v. 3. Febr. abzuwenden, 
daß man lieber die parlamentarifche Monftrofität auf fih nahm, deu 
Landtag feierlich erflären zu laſſen, er wifle eigentlich felbft noch nicht, 
was er wolle, einen Ausfpruch der Gefammtheit zu provoziren, ber 
aber ausdrücklich fih nur als die Meinung Einzelner geben ſollte. 

Zwifchen diefen beiden Richtungen — der des urfprünglichen Ent« 
wurfs und der des Arnimfchen Amendements — war eine Bermittlung 
wicht wohl denkbar: fie fanden ſich direft und fchroff gegenüber. Ents 
weder Rechte fordern — oder um Vergünſtigungen bitten 
— ein Drittes zwifchen Beiden gab e8 nicht. 

Und doch ward eine ſolche Vermittlung verſucht — und nicht blos 
verfucht, fondern der Landtag ging aud) Darauf ein, ging darauf ein 
mit einer überwiegenden Majorität! Man ließ ven Landtag ausfprechen 
— und der Landtag ſprach ed aus —, daß er gewiffe Rechte ale durch 
feine Berufung für fi) erworben eradhte, daß er diefe Rechte hiermit 
feierlih wahre, daß er aber vielleicht fpäter die Krone bitten 
werde, diefe Rechte — er wiffe ſelbſt noch nicht weldye — ihm auf dem 
Wege der Gnade zuzugeftehen. Das hieß denn doch wahrlich, die 
Monftrofität der Arnimfchen Adreſſe noch überbieten! 

Die bedeutende Minorität, welche für das -Arnimjche Amendement 

ſtimmte, zeigte die Stärke des abfolut royaliftifchen Elements in der 
Verſammlung; die gewaltige Majorität aber, welche der Auerswaldfche 
Antrag erlangte, verrieth die Unklarheit und den Mangel eines feiten 
leitenden Prinzips, der unter einem großen Theile der. Liberalen herrfchte, 
eine Beobachtung, die für die Anhänger diefer legtern Richtung in 
mancher Hinficht noch ſchmerzlicher und Bedenken erregender war, als 
jene erſte. 
Auf der andern Seite lag allerdings einiger Troſt und ein gewiſſer 
Triumf für die Oppoſizion in det Verwerfung des Arnimfchen Amende⸗ 
ments , diefes Amendements, welches mit fo viel Geſchick vertheidigt, 
defien Annahme von der Regierung ſelbſt gewünfcht ward, dieſes Amen- 
dementd, worin die ultraroyaliftifche Partei bereits das Aeußerſte, ja 
eigentlich ſchon Mehr erblidte, als man billigerweife hätte nachgeben 
folen. Und dieſes Amendement ward verworfen, Dagegen das aus den 
Reihen der Oppoſizion ihm entgegengeftellie angenommen! Das gab 
wenigftend der Hoffnung Raum, daß die Oppoftzion bet fefterem Zu⸗ 
ſammenhalten, in ähnlichen Fragen beffere Erfolge erzielen koͤnne, daß 
die Partei der unbedingten Royaliften und Regierungemänner doch nicht 
die Mehrheit der Verfammlung bilde. 
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Ueherhaupt, wenn man von dem nadien Refultate der Adreßver⸗ 
Handlungen abjah und mehr dieſe ſelbſt ins Auge faßte, fo flellte fich 
die Sache günfliger für die Oppofizion. Es war ſchon ein großes Zur 
geſtaͤndniß und, vom Standpunkte der Regierung aus, fogar ein großer 
Behler, daß man ſich auf Erörterungen über die Geſetzgebung v. 3. Febr. 
einließ. Der Abfolutismus, der mit Gründen fämpfen) will, ift allemal 
in diefem Kampfe verloren. Vollends nun aber ein foldyes Zwitterbing 
von Recht und Belieben, wie die Verfaflung v. 3. Kbr. war — um 
Das mit Erfolg zu vertheidigen, dazu hätte der Minifter Mehr, ale 
Dedipus, und der Landtag Mehr, als Davus, fein müflen. Der König 
hatte in der Thronrede den allein möglichen Standpunft bezeichnet, aus 
welchem ſich die Gefebgebung v. 3. Ibr. vertreten ließ: er fei, hatte ex 
gejagt, mit der ganzen Freiheit königlicher Machtvolb 
kommenheit an die Ergänzung und Vollendung des Geſetzes von 
1820 gegangen. Diefen Standpunft gab der Minifter auf, indem er 
den Ständen zu beweifen verfuchte, daß die Geſetzgebung v. 3. Fbr. 
die wirkliche Erfüllung des Geſetzes von 1820 enthalte. Ein 
folcher Beweis mußte mislingen und mislang denn auch vollſtaͤndig. 
Man bewies vielmehr dem Minifter, daß das neue Geſetz dem alten 
nirgends entfpredhe, daß es die beftimmteften Zuficherungen deſſelben 
unerfüllt laſſe und zurüdnehme. Was follte er nun machen? 

Die natürliche Konfequenz wäre gewefen,, daß der Minifter zuge⸗ 
geben hätte: die neue Verfaſſung, da fie einmal zur Erfüllung des 
Geſetzes von 1820 gegeben fet, folle auch, infoweit fie wirklich 
demfelben nicht entfpreche , in defien Geiſt und Sinn ergänzt, vervolls 
fländigt werden. Aber Das konnte er nicht, denn Das lief wider das 
Wefen des Abfolutismus, der fouveränen Selbfiherrlichkeit des Mo⸗ 
narchen, des: Tel estnotreplaisir! Ein Recht auf folde Ergänzungen 
durfte der Minifter den Ständen nicht einräumen; er durfte fie nur auf 
den Weg der Petizion verweifen. Das heißt alfo mit andern Worten: 
als Vertheidiger des Patents mußte der Minifter in der Debatte wohl 
oder übel die logifche Nothwendigfeit von Ergänzungen und Aenderuns 
gen deffelben zugeftehn, oder, wenn er fie auch nicht förmlich zugeſtand, fo 
konnte er fie doch nicht ableugnen; gleichwohl aber durfte er, als Mis 
nifter einer ‚‚ungefchwächten Krone“, nicht zugeben, daß diefe Noth⸗ 
wendigfeit für den abfoluten Willen eriftire, vielmehr mußte er 
dieſem die völlig unbefchränfte Entſcheidung darüber vorbehalten, durfte 
die Stände nur auf den freien Entfchluß , die Gnade des Königs ver 
tröften. 7 
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Hiexrin lag wie erſte moraliſche Riederlage des alten Syſtems, der 
we. entſcheidende Sieg der Oppofizien über daſſelbe, darin naͤmlich, 
daß das ganze Land und Das fernfte Ausland aus dieſen Debatten er- 
Tanner dieſes Syſtem fe mit Gründen, fe vor der allgemeinen 
Bernunft, in Der boffentlichen, freien Debatte nicht mehr zu halten, ſeine 
einzige Stüge fel noch 2a: Btatpro ratione voluatas! Vom Throne 
herab ließ fi wohl ven Ständen zurnſen: ‚Steiner Macht ber Erbe fol 
«3 gelingen!“ und: „Ich verfage jede Mitwirkung dazu, das Berfaf 
fungswert durch Neulingshaft in Frage zu ſtellen“ — denn dort durfte 
Niemand antworten; aber in der Debatte, im Kampf der Gchanten, 
wo Gründe, nicht Machtſprüche entſcheiden, da mußte dieſes Syſtem 
tn feiner ganzen Richtigkeit und Blöße offenbar werden. Die Haltung 
des Minifters in der Adreßdebatte war ein eflatanted Dementi der 
koͤniglichen Thronrede und eine glänzende Huldigung jener, dort fo hart 
verurtheilten „Zeit⸗ und Schulmeinmungen‘’, denn eben diefe „Zeit⸗ und 
Schulmeinungen,“ die ewig fiegreichen Waffen der Vernunft und der 
Geſchichte waren es, welche ven Minifter mit feiner Vertheidigung des 
Barents ſchmaͤhlich in die Flucht fchlugen , welche ihn von Widerſpruch 
gu Widerfpruch, von Konzeſſton zu Konzeſſton trieben und endlich zwan⸗ 
gen, mit Freuden ein Amendement zu begräßen, das, bei aller fireng- 
royaliſtiſchen Tendenz, doch nicht umhin konnte, Anträge auf Abänder 
tungen der Berfaffung des 3. Fbr. ſchon für piefen erften Landtag anzu: 
- Yündigen, alfo recht eigentlich das kaum voflendete MWerf „vurch Reu⸗ 
ſingshaſt in Frage zu ſtellen.“ 

Das iſt die Konſequenz des abſolutiftiſchen Syſtems! 








Schftes Aapitel. 


Die Uintwort des Königs anf bie Adreſſe der Stände. 





Am 23. April, in vereinigter Verſammlung beider Kurien, ward 
die Antwort des Königs auf die Adreſſe den Ständen mitgetheilt. Sie 
Inutet ſo: 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. ſ. w., 
entbieten unfern zum erflen Dereinigten Landtage verfammelten Stänven 
Unfern gnädigen Gruß. Wir Haben mit Befriedigung den Ausdruck des 
Dankes vernommen, welchen unfere getreuen Stände in der Aoreffe vom 
20. d. Di, niedergelegt haben, und mit noch größerer Befriedigung daraus 
erſehen, wie diefelben ihre Hufgabe darin erfennen, in einer aufdem Rechts⸗ 
boden begründeten innigen Vereinigung der Krone mit den Ständen für 
eine fegendreiche Entfaltung der vaterländifchen Zufunft zu wirken. Darin 
erfennen auch Wir ihren fchönen Beruf. 
Wenn unfere getreuen Stände gleichzeitig wegen des Umftandes, daß 
viele Mitglieder derfelben die völlige Uebereinſtimmung ver älteren und 
neueren fländiichen Geſetzgebung zu vermiflen glauben, eine Wahrung der 
ſtändiſchen Rechte in die Adreſſe nievergelegt haben, fo wollen Wir zwar 
diefe Aeußerung nicht einem Mistrauen in Unfern föniglichen Willen bei- 
meſſen, alle wohl etworbene Rechte feldft zu wahren und zu ſchirmen; den⸗ 
Rod aber erfordert die nie zu trübende Wahrheit und Offenheit zwiſchen 
Uns, Unfern Ständen und Unſerm Volke rine unzweideutige Erwiderung⸗ 
Mir haben, als Wir das Patent und die Verordnungen vom 3. Fbr. 

d. 3. aus freiein Entſchtuß und koͤnigl. Machtvollkommenheit erließen, die 
ſtaͤndifchen Verhelßungen Unſetes in Gott ruhenden Koͤnigs und Baters 
aperbie wit aur nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erfüllt, ſondern auch 
Unſern getreuen Ständen darüber hinausſsgehende weſentliche Rechte ver 
liehen; ſo weit jene Verheißungen einer Auslegung und Ergänzung be⸗ 
durften, haben Wir dieſe in dem Sinne gegeben, wie Wir ſolche mit den 
Inſtituzionen und der Wohlfahrt des Vaterlandes allein für vereinbar 
hielten. Deshalb vetrmbgen Wir für den durch Unfere Gefrggebung vom 
3. Febr. d 3. In6 Sehen gerufenen Vereinigten Landtag Feine andern Bes 
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rechtigungen anzuerkennen, als biejenigen, welche demſelben durch viele 
Geſetzgebung beigelegt find oder Fünftig von Uns im verfafjungsmäßigen 
Wege beigelegt werden möchten. Unfere getveuen Stände bürfen bei Aus⸗ 
übung diefer Rechte fich Unſeres kräftigſten Schutzes verfichert halten, wo⸗ 
gegen Wir auch zu ihnen das fefte Vertrauen hegen, daß fle ſich nur inner- 
halb derſelben bewegen und ihre denſelben entfprechenden Pflichten erfüllen 
werden. | 

Die Gefepgebung vom 3. Febr. d. I. if in ihren Grundlagen 
unantaſtbar; Wir betrachten fie aber deshalb nicht als abgeſchloſſen, viel- 
mehr ala bildungsfähig. Darum haben wir Uinfern getreuen Ständen felbft 
den Weg eröffnet, die darauf bezüglichen Anträge Und vorzulegen, und 
Wir werden folche, wenn fie an und gelangen, genau prüfen und gern ins 
fomweit gewähren, al8 Wir dies mit den unveräußerlichen Rechten. ver Krone 
und der Wohlfahrt des Landes für vereinbar halten. Auf diefem verfafs 
fungsmäßigen Wege können zugleich alle Zweifel ihre Erledigung finden, 
die etwa über ven wahren Sinn dieſer Geſetzgebung obmalten möchten. 

Auch wollen Wir, da den von dem erften Vereinigten Landtage aus⸗ 
gehenden Anträgen und Wünfchen der vorgenachten Art die Grundlage reif: 
licher Erfahrung fehlen würde, für diefen Zweck aber, nach Borfchrift des 
$. 12 der erften Verordnung vom 3. Febr. d. J., die Thätigkeit des Ver⸗ 
einigten Landtages erforderiich iſt, Unfern getreuen Ständen hiermit gern 
die Zuficherung ertheilen, daß wir diefelben das nächfte Dal innerhalb der 
durch $. 2 der zweiten Verordnung vom 3. Febr. d. J. für die periopifche 
Zufammenberufung zentralftändifcher Verſammlungen vorgefehenen Frift 
von vier Jahren, auch wenn feine durch das Gefeg felbft gebotene Veran⸗ 
laffung dazu vorliegen follte, vollzählig um Uns verfammeln werden, da= 
mit die Früchte befferer Erfahrung nicht unbenugt bleiben. 

Uebrigend bleiben Wir Unfern getreuen Ständen in Gnaden gewogen. 

Gegeben Berlin, den 22. April 1847. 

Friedrich Wilhelm, 
Prinz von Preußen. 

v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bodel⸗ 
ſchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Frh. v. Canitz. v. Duesberg. 


Es müßte intereffant fein, die Berathungen zu kennen, die der 
Abfaffung diefer Antwort vorausgingen. Leider aber liegt, was auf. 
dem andern Flügel des Schloffes gefhah, nicht fo offenkundig vor Aller 
Augen da, wie die Verhandlungen im weißen Saale, So Biel ift in- 
deß gewiß und geht auch aus dem Karakter diefer Antwort deutlich Herz. 
vor, daß dieſes Aktenftüd nicht, wie Die Thronrede, von dem Monar⸗ 
hen felbft, nur im Geheimniß mit wenigen Bertrauten, hochſteigen 
abgefaßt, ſondern daß es mit den Räthen der Krone berathen, vielleicht 
fogar von denfelben entworfen und vom Könige nur genehmigt worden 
ift. Wäre dieſe Antwort wieder blos ein Erguß perfönlicher Gefühle 
bes Monarchen geweſen, fo hätte fie, wenn man den Karafter deſſelben 
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und Wie Worgänge feit dar Thranrede in Mechnuugzicht, wahl gan anı 
ders ausfallen muͤſſen. Wenn ſchon der bloße Gedanke an eine Aufe 
lehnung der Stände gegen das Patent v. 3. Fehr. den König zu jenen 
Augbrüchen gereizter Stimmung binriß, die man mit Erſtaunen vom 
Throne herab vernahm, was hatte man nicht jegt zu erwarten, nach⸗ 
den die zweitägige Adreßdebatte beinahe eine fortlaufende Reihe von 
Angriffen auf jenes Patent entfaltet und fo den peremtorifchen Ermah⸗ 
nungen des Königs an die Stände, nichts Andres zu erftreben, als 
wozu er fie berufen, geradezu Hohn heſprochen hatte! 

Aber, ſei es nun, daß die große Uebereinſtimmung, mit welcher 
faſt alle Redner, die in der Adreßdebatte auftraten, ſelbſt die am Wenig⸗ 
ſten liberalen, das Ungenügende der Geſetzgebung v. 3. Febr. und die 
Nothwendigkeit einer Erweiterung derſelben anerkannten, den Glauben 
des Königs an die Vollkommenheit feines Werkes doch etwas erſchüt⸗ 
tert und ihn für Widerſpruͤche empfänglicher gemacht oder daß Die Maͤßi⸗ 
gung und die ebenfo monarchiſche als patriotiſche Geſinnung, welche ſich 
auch in den ſchaͤrfften Oppoſizionsreden kundgab, feinen Haß gegen 
die liberalen Beftrebungen entwaffnet und ihm imponirt hatte — oder 
fei e8, daß feine Minifter ihm VBorftellungen machten und ihn baten, 
nicht durch allzu fchroffes Entgegentreten die ſchon wieder etwas bes 
ruhigte Aufregung von Neuem anzufachen und der Oppoflzion neur 
Stärke zu geben, während man eben durch Fluges Diplomatificen Alles 
ins befte Gleis gebracht und eine Löfung der Streitfragen eingeleitet 
habe, bei der die Krone gänzlich freie Hand behalte und wenigſtens, 
wenn fie auch Etwas nachgebe, doc, die Form, das Prinzip reiten 
fönne — genug, die Antwort des Königs fiel, wie man fieht, in eben 
dem Grade verföhnlih aus, wie die Thronrede fchroff und verletzend 
war. Freilich, im Wefentlichen gab fie ebenfo wenig von dem Prinzipe 
Etwas auf; entſchieden verneinte fie jede vorgebliche Berechtigung der 
Stände, die nicht aus der Geſetzgebung v. 3. FIbr. flöfle;- entſchieden 
erflärte fie die Grundlagen diefer Gefepgebung, d. h. das Prinzip 
des abfoluten Königthums deſſen Außerfte Spige das perfönliche 
Belieben ded Monarchen ift, für unantaftbar und machte fomit jede 
Fortbildung der Verfaſſung — die fie allerdings nicht ausſchloß — eins 
zig und allein von dem guten Willen des Königs abhängig. 

Das einzige wirkliche Zugeſtaͤndniß, welches darin den Wünfchen 
der Stände gemacht ward, war die Verheißung einer Wiederberufung 
derfelben binnen A Jahren — ein dürftiged Zugeſtaͤndniß im Vergleich 
zu den großen und gerechten Anliegen der Stände, und ein gefährliches 


obMmDtERR , deun durch dieſe Ausficht gewank man Die große Bra ver 
Hfpeitpufriidenen, Die beb jedem Meinten Förtſchrin der Regierang fo⸗ 
gi in Dank und Rührung erſtarben, erfildte unbequeme Wanſche 
Hin Keinre, indem man ſie auf die naͤchſte Sitzung des Bandkags ver⸗ 
wies, und entzog der Oppoſigion den gewichtigen Beiſtand ekner ſtar⸗ 
fen geindßigten Frahion, welche hauptfächlich nur im dkefem einen 
Perulte, der Perivdiztiät, eine Etgaͤnzung der Berfaffung vom 3. Febr. 
wunſchre. 

| So ſuchte man von Selten der Regierung das Neſultat der Abreß⸗ 
debalie nad) Mogkichkeie zum Beften zu wenden. In der Allg. Preuß. 
Jeitang belobte man gleichzeitig den Landtag wegen feiner ‚ mäntlichen 
Beſonnenheit“ bei viefen erſten Verhandlungen, freute ſich aber body, 
daß deffen Wirkſamkeit ſich nun nidyt mehr „auf dem Terrain der Prin⸗ 
zipien“ entwickle,, auf welchem die Wärme der Empfindung den Ein⸗ 
zelnen leicht weiter führe, als für das Wohl des Ganzen gut ſei“, 
ſondern an eingelnen flofflidyen ragen. Möchte fidy dabei auch bie 
Entfhiedenfte Meinung nach beiden Selten Hin geltend machen, fo 
würden bo, wie es bei ber Entſcheidung über fahtifdye, greifbate Ber- 
haltniſſe nerürlich fei, immer nur die größten Kenntntffe von 
ver Sachlage und Die beften Grün de auf die Majoritaͤt zaͤhlen 
konnen. 

Man dachte waheſcheinlich: wenn man nur er über Me Ptinzip⸗ 
fragen hinweg und zu praftifchen Fragen der Gefetzgebung gekommen 
fei, fo werde ſchon Die Intelligenz der Beamten über das leere politiſche 
Theorenſiren ber Oppoſizion glänzende Siege feiern. 

Aber auch darüber follte der ,, intelligente Beamienftaat bitter 
enttauſcht werden. 


Siebentes Kapitel. 


eh der Oppoſtzien nad den Adreßrerhaudlangen, Ure Ausſich⸗ 
d Mäne. Die„Oeklarazion der ee“ und ihr Echickſal. 





"Auf den zweitaäͤgigen Sturm der Adreßdebatte war eine mehrtaͤgige 
Dawfe im den Berhandlungen des Landtags gefolgt. Während dielet 
begannen vie Pattelen, und namentlich die Oppefizton , über ihre Lage 
nah jenem Kampfe und Aber Das, was nun zu thun ſei, ſich zu orien⸗ 
item und u verfändigen. Unter der Oppoftiion herrſchte allerdings 
anfangs nicht geringe Verwirrung, Riedergeſchlagenheit, zum Theil 
auch gegenfeitige Berfiimmung. Wefonders die Rheinlänver waren un⸗ 
muthig über Bas Verfahren Auerow alds und dee Oſtpreußen, wei 
chen fie ven ungfinftigen Ausgang der Adreßverhandlungen ſchuldgaben. 
In der That fehlen es unbegreiflich, wie gerade ans der Mitte ver 
Oftpreußen, denen doch fricher felbft der urfprüngliche Apreßentrmurf 
nicht entfchieven genug geweſen, und gerade von Seiten Auerswalds, 
welcher Mitglied der Adreßkommiffion war, ſolch ein matter, ſich ſelbſt 
tiderfprechender Antrag hatte audgehen können. Zur Rechtfertigung 
dieſes Antrags und zum Troft Aber ven Ausgang, den die Adreßdebakte 
genommen, führte man zwar an, daß ohne denfelben das Arnimfedye 
Amendement fonder Zweifel angenommen worben und daß diefes ber 
Regierung noch weit günfliger geweſen wäre. Allein die Entſchiedene⸗ 
ten wollten nicht zugeben, daß felbft die Annahme des Arnim chen 
Antrags den Landtag werler von der Rectöbafis entfernt oder meht 
mir fich in Widerſpruch verfegt haben würde, als Dies jest in Kolge 
des Huerswaldfchen Antrags der Fall ſei; fie meinten ferner: eine 
anfehnlihe Minorität gegen das Arnimfche, von der Regierung fo 
lebhaft gewünſchte Amenbeinent würde faft denſelben Eindruck gemacht 
haben, vote dieſe Verwerfung mit einer fo Heinen Majorität, eine Vers 
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werfung, die überdies jo gut wie gänzlich paralyfirt worden fei 
durch die Annahme des Auerswaldfchen Antrags, der im Weſent⸗ 
lichen die Rechte der Stände und des Volks ebenfowenig wahre, bie 
Geſetzgebung vom 3. Febr. ebenfowenig entfchieden anfechte. Endlich 
aber, fagten fie, hätte die Annahme des Arnimjchen Antrags gegen 
die vereinigten Stimmen einer kompakten Oppofizion dieſer Legtern 
wenigftens freie Hand gelaffen, um auf anderem Wege eine Wahrung 
der ftändifchen Rechte zu verfuchen; hätte man dann einen foldyen 
Schritt mit Eintracht und Entſchiedenheit gethan, fo wäre davon viel⸗ 
‚leicht ein bedeutender Erfolg zu erwarten geweſen. Jetzt fei Dies fehr 
enfehwert, wenn nicht unmöglich gemacht; denn der Theil-ven Oppoſt⸗ 
sion, welcher mit der Majorität für das Auerswald fihe Amendement 
geftimmt, habe dadurch für einen folchen entfchiedenen Schritt, wenn 
er ihn ſelbſt jegt noch thun wollte, eigentlich die Berechtigung und den 
sechten Boden verloren; die Minorität aber fei zu ſchwach, um allein 
wit Erfolg Etwas der Art wagen zu fönnen, Was bleibe nun übrig? 
Der Weg der Petizion. Aber bier befinde man ſich auf dem ungüu« 
ftigften Terrain, dem unbeichränften Ablehnungsrechte der Krone gegen- 
über, genöthigt, Das im Einzelnen zu erfämpfen, was man bei der 
Adreſſe, unter weit günftigeren Berhältnifien, im Ganzen hätte wahren 
ſollen. Die legte Hoffnung fei nun noch auf Die Wahlen der Ausſchüſſe 
und der ſtaͤndiſchen Deputazion zu ſetzen; da würden hoffentlich alle 
Die, welche die Meberzeugung hätten, daß dem Volke und den Stäns 
den aus dem Geſetz v. 1820 wirklich Rechte erworben feien, diefe Rechte 
thatfächlich durch Verweigerung jener Wahlen wahren. Freilich fe 
eine fo direfte moralifche Verpflichtung hierzu, mie folche in dem ur⸗ 
fprünglichen Entwurfe enthalten gewefen, nunmehr, nad Wegfall 
jener darauf bezüglichen Worte, nicht mehr vorhanden, und es ſei 
zweifelhaft, ob die lebendige Heberzeugung der Berfammfung von der Une 
Battbaftigfeit einer Mehrzahlzentralftändifcher Korporagionen, wie fe fich 
bei den Adreßverhandlungen allerdings kundgegeben, bis zu dem Re 
ment der Wahlen ungefchwädht fich erhalten werde. 

Die Weſtfalen waren über den Ausgang der Adreßdebatte wes 
niger beftürzt. Bei ihnen lebte alsbald die Idee wieder auf, die fie 
ſchon früher gehegt: eine Wahrung der Rechte blos im Protokoll nieder 
zulegen. Binde ſuchte für,diefe Idee Die andern Mitglieder der Oppo⸗ 
fizion zu gewinnen. Milde mit feinen Schlefiern und ein Theil dex 
Rheinländer, hauptfählich unter Stedtmanns Vorgang, ſchloſſen ſich 
zunaͤchſft an; etwas zoͤgernd folgten Hanfemann und Mewiffen, 








un; was iombeshar erſcheinen mag, auch Huerswald tzathingu ung 
zog feine Oftpreußen nad. Auerswald mochte freilih wohl wie 
Nothwendigkeit einfehen, auf irgend eine Wetfe recht entſchieden wieder 
gutzumachen, was er bei der Adreſſe durch feine ſchwankende und vers 
mittelnde Haltung der liberalen Sache gefchadet, und den Schein der 
Unentfchledenheit, wohl gar der Zweideutigkeit von ſich abzuwenden. 

Dagegen verfagten drei der bedeutendſten Parteigänger aus der 
Rheisprovinz, Beckerath, Camphauſen und v. d. Heydt, ihrem 
Beitritt zu der Deklarazion, weil fie die Form einer Verwahrung , die 
nicht direkt an Die Krone gerichtet wäre und weber Betision, noch Bes 
ſchwerde fein follte, für unzweckmaͤßig und unftatthaft hielten. Sie woll 
ten nunmehr, nachdem der Verſuch misglüdt war, eine fpezielle Wah⸗ 
rung der fländifchen Rechte in der Adreſſe, wohin fie gehörte, nieder⸗ 
aulegen, blos noch den Weg der Petizion, ale den allein oronungemd- 
Figen, in der Berfaffungsfrage betreten. 

Aus Ähnlichen Gründen hielt fi) auh Graf Schwerin von der 
Deklarazion fern. 

Faſt zwei volle Wochen vergingen mit den Berfuchen, ſich zu eini« 
gen, und den Berhandlungen über Form und Inhalt der Deklarazion. 
Endlich, am 1. Mai, ward diefelbe, mit 139 Unterſchriften bededt, *) 
dem Marſchall der Dreiftändekurie überreicht. Sie lautet fo: 


An den 
Sandtagemazfihall, Ritter 1. Herrin von Roch o w 
bier. 

In ber am 16. d. M. ftattgefundenen Plenarfigung des Ber» 
einigten Randtages hat vderfelbe eine Adreſſe an des Könige Majeftät 
beſchloſſen und in dieſer, mit Bezug auf die von vielen feiner Mitglieder 
vermißte volle Uebereinſtimmung der Verorpnungen vom 3. Februar d. J. 
mit den älteren Gefegen, zur Wahrung der ſtändiſchen Rechte eine ehr⸗ 
furchtsvolle Erklärung am Throne niedergelegt. 

Wenn e8 nicht angemeflen gehalten wurde, in der erwähnten Adreſſe, 
welche zugleich den Dank für die Zufammenberufung des Landtages ent: 
bielt, die ſpeciellen Punkte anzuführen, in welchen die erwähnte Mebereins 
flimmung vermißt wird, fo exfcheint es um fo mehr gebotene Pflicht, daß 


*). Auf dem als Manuffript gedruckten Exemplare, welches wir befiben , bes 
finden fih 142 Namen; wahrfcheinlich haben Drei ſich noch Tpäter angefchloffen. 
Bei den Verhandlungen darüber ward die Anzahl der Unterzeichneten ebenfalls. vers 
ſchieden angegeben; die Einen nannten fie die ,, Deflarazion der 137°, Andere: 
„die der 138%, noch Andere: „die der 139°, : 


% 


Ber Saubtag über vide ſich verfillitbige wid ſte zue Wetareldinng: jrdes DEM 
vreſtandniſſed naͤhrr bezeichne. | Ä = 
Z3Zu dieſem Enve beehren fich die Untergeichneten, Cuer Hochwohlgebe⸗ 
ren die anliegende Erklärung zu überreichen, mit dem Antrage: dieſelbe ei⸗ 
ner Abtheilung zur gruͤndlichen Eroͤrterung überweiſen zu wollen, damẽt 
fie demnüchſt von ver hohen Kutie der vrei Staͤnde zum Beſchluß ethoben 
und hr Protokoll nievergelegt werde. 


Honalitins. Sperber. Reimer. Henfhe v. Dohna. v. Sau— 
en. v. Schön Käſewurni. Thiel. v. Barvelsben. vw Rulk 
Aunkel. v. Auerswald. u Donimierski. Hoof. Staptmillen 
v. Koſfowski. v. Gordon. v. Kalckſteian. Wächter. Pultke, 
Dembowski. Sperling Heinrich. Dulck. Menhöfer v. 
Frantzius. Abegg. Jebens. Krauſe. Grunau. Weeſe. Weiſe. 
Bapdegaftl. Martens Dahlſtt öͤm. Meyhdfer. Brämer Sſchn⸗ 
mann. Siegfried. Suckſen. Forſtreurer. Schul, Riebols. 
Harder. Schönlein Schulz. Sein Jachmawvu. du Bot 
v. Platen. Thiel, Timm, Urra Greger. Bauaſch. v Be⸗ 
ringe. Wehr. Schlenther. Haaſenwinkel. Born. Moewes. 
Schauß. Anwandter. Offermann. Heuer, Berein. Hübler, 
Schulz. v. Hagenow. Müller Tſchokke. Milde. Werner. 
Schweider. GSayn. Kraufe. Berndt Allnoch. Wallicz«k. 
Eommerbrodt Siebigz. v. Kracyewöti Fellmann. Kyewig 
Krauſe. Urban PVendzynski. Przygodzki, Coqui. Haris 
mann. Heyer. Schmidt. Schneider. v. Vincke. v. Bockum⸗ 
Dolffs. Rombei. Delius. Barre. Schmöle Epping. 
Schulze Brüninghaus. Bergen Braadt. Bergenthal. 
Deimel. Meyer. v. Nyvenheim. Hanfemann. Kaspers. 
Mohr Baum. Dahmen. Bunt, Hüffer Blemming. Bie—⸗ 
fing Schsidt. Müller. Mewiſſen. Jungbluth. Minderjahn. 
Graacht. Kayfer Reinhardt Raffauf. Stevtmann Zum 
derer Schult. Lenſing. von der Los. Uellenberg Alden 
hoven Beemelmanns. Faßbinder. Koenig, Reichardt. Bruſt. 
v. Rynſch. Seulen. de Galhau. 


I. 


Das allgemeine Gefed wegen Anorbnung bet Provinzialſtände som 
8. Juni 1823 lautet unter IH. 2: | 
Diefer Beftimmung gemäß werden Wir ihnen, fo lange Feine allgemeine ftäns 
diſche Verſammlungen flattfinden, die Entwürfe folcher allgemeinen Ge 
ſetze, welche Veränderungen in Perfonen⸗ and Eigenthumsrechten und in 
den Steuern zum Gegenſtanve haben, Towelt fie vie Provinz betreffen, 
sur Beratbung vorlegen laffen. 
Es ſteht im unvetkennbaren Zuſammenhange mit $. 4. der Vervrh⸗ 
nung vom 22. März 1815, welchet lautet: 


4: 


he irkfents ker Ludearepraͤſentanten erſtreckt aq auf pie Vera 

abung fiber alle Begenflände ber Geſetzgebung, welche bie verföndichen 

m runder art der Staatsbürger mit Miaſchluß der Beheunung 
treffen. 

Dagrgen jagt der $. 12, Der Vererdnung vom 3. Bee. e. über Die 
Bilpung ned Vereinigten Landtags: 

Wir behalten Une vor, ven nach) dem Geſetze vom 5. Juni 1823 erfor⸗ 
verlichen flaͤnd iſchen Beirath su den Geſetzen, welche Veränderungen in 
Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten oder andere, als die im $. P. bezeich⸗ 
neten Veränderungen in den Stenern zum Gegenſtande haben, wenn 
‚diehe Geſetze Die ganze Monarchie oder mehrere Provingen betreffen, in 
dazu geeigneten Fällen von dem Vereinigten Landtag zu erforkein, weis 
cher denſelben mit voller vechtlicher Wirkung zu geben befugt if. 

Sollten wir und bewogen finden, ſtändiſchen Beirath über ſolche 
Aenderungen der ſtändiſches Verfaſſung zu erfordern, welche nicht, ale 

- Die Verfaſſung einer einzelnen Provinz betreffend, von dem Landtage bier 
ſer Provinz zu berathen find, jo werden wir ein ſolches Gutachten nur 
yon dem Bersinigten Landtage einfordern, ımd bfeiben dieſem alle auf 
dergleichen. Aenderungen bezügliche ſtändiſche Verhandlungen ausſchlie⸗ 
Bend vorbehalten. 

Und der $, 3. der Verordnung vom 3. Febr. ec. über die periodiſche 
Bulammenberufung des Bereinigten Ständeausſchufſes un» deſſen De 
fugniſſe: 

Den nach dem Allg. Geſetze wegen Pildung der Brosinzialflänne von 
&. Juni 1823 erforderlichen fland. Beirath zu den Geſetzen, welche Ver⸗ 
äuderungen in Perſonen⸗ und Eigenthumsrechten oner andere ald bie ig 
$. 9. der Verordnung vom heutigen Tage über de Bildung bes Bexs 
einigten Landtags bezeichneten Beränderungen in den Steuern zum Bee 
genſtande haben, werden Wir, wenn Diefe Gelege Die ganze Monarchie 
oder mehrere Provinzen betreffen, der Nagel nach von dein Vereinigten 
Ständeausichuffe erfordern, und ertheilen demſelben hierdurch Die Ber 
fugniß, ſolchen mit voller rechtlicher Wirkung abzugeben. Die Vorſchrift 
um Artikel UI. Nr. 2. des angeführten Geſetzes findet durch -gegentuänry 
tige Beflimmung ihre Erledigung. 

Wie Wir aber in der die Bilnung des Vereinigten Landtags betrefs 
fenden Verordnung vom heutigen Tage bereits vorbehalten haben, auch 
yon dieſem dergleichen Gutachten in. dazu geeigneten Hallen zu erfordern, 

ſo wollen Wir und gleichfalls vorbehalten, Belege der erwähnten Axt, 
welche die ganze Monarchie oder mehrere Provinzen betreffen, aud- 
nahmömeife auch den Prouinziallanptagen zur Begutachtung wnrzulegen, 
wenn dies aus befonderen Gründen, namentlich der Beſchleunigung we⸗ 
gen, raͤthlich erſcheinen möchte, 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die ermähnten Worte der Verord⸗ 
nungen vom 3. Febr. e. deshalb nicht vereinbar ſind mit den angeführten 
Beſtimmungen der äfteren Geſetze, weil nach dieſen den Brouinzialfännen 
Die Geſetze, welche Veränderungen in Perſonen⸗ und Bigenshumbien 
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ten fo wie in den Steuern zum Segenflande haben , To lange zur Bera- 
bung vorgelegt werden follen, als Teine allg. ſtaͤndiſche Verſammlung 
Rattfindet, die Wirkſamkeit ver Ieteren aber auf die Berathung über alle 
Gegenftände der Geſetzgebung, welche die perfänlichen und Eigenthumsrechte 
der Staatsbürger mit Einfchluß der Steuern betreffen, fich erftreden fol 
len; währenn nad) den Verorpnungen vom 3. Febr. c. diefer fländ. Bei⸗ 
rath dem Vereinigten Landtage nit unter allen Umftänpden zufteht, 
vielmehr auch von den Ausichüffen oder den Provinztallandtagen erforbert 
werben Tann. 
I. 

Ferner enthält der $. 10. der Verordnung vom 3. Febr. c. über die 
Bildung des Bereinigten Landtags die Worte: 

Für den Fall eined Krieges behalten Wir und vor, außerordentliche 
Steuern ohne Zuſtimmung ded Vereinigten Landtages auszufchreiben, 
wenn wir defien Zufammenberufung in Berüdfidhtigung der obmwalten- 
den politifche Verhältnifie nicht zuläfiig befinden follten; in dieſem Falle 
werben wir aber, ſobald es vie Umſtände geftatten, fpäteftend fogleich 
nach Beendigung ded Krieges, dem Vereinigten Randtage den Zweck und 
die Bermendung der erhobenen außerorventlichen Steuern nachweiſen 
lafjen. | 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß dieſe Worte ebenfall® mit ven be: 
reits angeführten Beftimmungen der älteren Geſetze unvereinbar find, infofern 
nach diefen Beflimmungen die Wirkfamfeit der Landesrepräfentanten oder 
Allg. Ständeverfammlung auf die Berathbung über alle Gegenſtände der 
Geſetzgebung fich erftreden ſoll, welche die perfönlichen und Eigenthums⸗ 
rechte der Staatähürger, mit Einſchluß der Beſteuerung, betreffen, 
während nach der Verorbnung vom 3. Febr. e. für den Fall eined Krieges - 
außerordentliche Steuern ohne Zuftimmung des Vereinigten Landtags dann 
ansgefchrieben werben können, wenn die Zufammenberufung des Vereinig⸗ 
ten Landtags in Berüdfihtigung der obmaltenden politifchen Verhältnifie 
nicht zuläffig befunden worven, alfo auch die durch die Verorbnung vom 
22. Mat 1815 vorgefähriebene Berathung der Randesrepräfentanten über 
alle Gegenſtände der Befteuerungdgefehgebung nicht flattgefunden Haben 
möchte. 

II. 

Die Verordnung vom 17. Ian. 1820 wegen ber fünftigen Behand⸗ 
lung des gefammten Staatsſchuldenweſens, Geſetzſammlung Seite 9, lautet 
im Eingange folgendermaßen: 

Wir find nunmehr von dem gefammten Schuldenzuftande des Staates 
unterrichtet und haben daher befchlofien, felbigen zur Öffentlichen Kennt: 
niß zu bringen. 

. Wir Hoffen dadurch und durch Die von Uns beabfichtigte Fünftige 
Unterordnung diefer Angelegenheit unter die Meichäftänne, dad Ders 
trauen zum Staate und zu feiner Verwaltung zu befefligen und Unferen 
aufrichtigen Willen, allen Staatögläubigern gerecht zu werben, um fo 
unzweideutiger an den Tag zu legen, ald wir zugleich wegen Sicher⸗ 
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-Rellang fo wie wegen regelmäßiger Bersitiung und allmähliger Til 

gung aller Staatsfchulden das Nöthige unwiderruflich hiermit feſtſetzen. 
Und im $, II wörtlich alfo: 

Bir erffären diefen Staatöfchuldenetat auf Immer für geſchloſſen. Leber 

Die darin angegebenen Summen hinaus darf fein Staatsſchuldſchein oder 

irgend ein andered Staatsſchuldendocument audgeftellt werden. 

Sollte der Staat künftighin zu feiner Erhaltung oder zur Foͤrde⸗ 
zung ded allgemeinen DBeften in die Nothwendigkeit kommen, zur Auf: 
nahme eines neuen Darlehns zu fehreiten, fo Tann ſolches nur mit Zus 
ziehung und unter Mitgarantie der Fünftigen reichsftändifchen Verſamm⸗ 
lung gefcheben. 

Dagegen fagt die Verordnung v. 3. Febr. c. über die Bildung bes 
Vereinigten Landtags in den $$. 4— 7: 
Dem Bereinigten Landtag übertragen Wir die im Artikel II. der Vers 
ordnung über dad Staatöfchuldenmeten v. 17. Ian. 1820 vorbehaltene 
ftändifche Mitwirkung bei Staatsanleihen, und follen vemgemäß neue 
Darlehne, für welche das gelammte Vermögen und Eigenthum des 
Staates zur Sicherheit geftellt ift (Art. III. vom 17. Ian. 1820), fort: 
an nicht anders, als mit Zuziehung und unter Mitgarantie ded Ber: 
einigten Landtags aufgenommen werden. 
8.5. 
Wenn neue Darlehne von der im $. 4 bezeichneten Art zur Dedung ded 
Staatöhedürfniffes in Friedens zeiten beftimmt ſind, fo werden wir 
folche ohne Zuſtimmung des Vereinigten Landtags nicht aufnehmen laffen. 


Wenn dagegen im Fall eines zu erwartenden oder bereitd außgebrochenen 
Krieges zur Beichaffung des nöthigen außerordentlichen Geldbedarfs die. 
in Unferem Staatsſchatze und fonft vorbandenen Refervefonds nicht aus⸗ 
reichen und deshalb Darlehne aufgenommen werden müfjen, die Einbe⸗ 
rufung ded Vereinigten Landtags aber von Uns in Berüdfichtigung der 
obwaltenden politiichen Verhältniffenicht zuläffig befunden werden follte, 
fo fol bei Aufnahme jener Darlehne die flänpiiche Mitwirkung durch 
Zuziehung der Deputazion für das Staatsſchuldenweſen erfegt werben. 
Den zu dem gedachten Zwecke unter Zuziehung diefer Deputazion aufges 
nommenen Darlehnen fteht ebenfalls diejenige Sicherheit zu, welche in 
Art. HI. der Beroron. v. 17. Ian. 1820 den Staatöfchulden beigelegt iſt. 


8.7. 

Iſt ein Darlehn in der im 8.6 bezeichneten Weife aufgenommen, jo wer: 
den wir, ſobald wir vas Hinderniß der Berufung des Vereinigten Band: 
tags für befeitigt erachten, denfelben zufammenberufen und ihm pen Zweck 
und die Verwendung des Darlehns nachweilen lafſen. 

Und e8 fagt $. 1 der Verordnung v. 3. Febr. e. über die Bildung 

einer fländ. Deputazion für das Staatsichuldenwefen: 

Zur Ausübung der in $. 6 der Verordnung vom heutigen Tage über bie 
Bildung des Vereinigten Landtags vorbehaltenen Mitwirkung bei der 
Aufnahme von Staatsanleihen für Kriegözeiten, fo wie zur fortlaufens 
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den fine. Witnirtung bei der Verziuſung und Zilgung d der Stants⸗ 
ſchulden fol 
- eine fländ. Deputazion für das Staatsſchuldenweſen gebildet werden. 
Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte der Verord⸗ 
vung vom 3. Sehr. c. mit der augeführten Beſtimmung der Verordnung 
vom 17. Ian. 1820 unvereinbar find, infofern : 
4) nad der von weiland Friedrich Wilhelms III. Maj. als unwiderrufe 
lich bezeichneten Verordnung vom 17. Jan. 1820 Fein Staatsaſchuld⸗ 
ſchein oder irgend ein anderes Gtaatöichulpdendocumsmt augsgeftellt 
werden ſoll ohne hie Zuziehung und Mitgarantie der künftigen reichs⸗ 
ſtaͤndiſchen Verſammlung; während $. 4 der Verordnung som 3, Febr. 
c. über Die Bildung des Vereinigten Landtags die Nothwendigkeit 
dDiefer Zuziehung und Mitgarentie auf Diejenigen neuen Darlehen he⸗ 
ſchränkt, für welche dad geſammte Vermögen und Eigenthum des 
Staates zur Sicherheit beftellt wird; ferner 
2) nach 8. 6 der Verordnung vom 3. Sehr. c. über die Bildung des 
Vereinigten Landtags in den dort vorgeſehenen Fällen bei Aufnahme 
jener Darlehne die ſtänd. Mitwirkung durch Zuziehung der ſtäͤndi⸗ 
ſchen Deputirten für dad Staatsſchuldenweſen erſetzt wird. 


IV. 


Enplich Iauten die $$. 8, 9, 13 und 14 der Berorbnung vom 17. Jan. 
1820 wegen der fünftigen Behandlung des gefammten Staatsſchuldenweſens 
wie folgt: 

8. 


Unſer Staatsrath hat bei Gelegenheit ſeines wegen der Verordnung über 
die rechtlichet Natur der Domainen in den neuen und wiedereroberten 
Provinzen abgegebenen Öutachtend vom 30. Junius 1818 bereits darauf 
angetragen: 
:. daß bei der farneren Ausführung. des Domainenverkaufs eine bes 
ſondere Behörde nievergefeßt werde, welcher die Verbindlichkeit 
obliege, für bie Verwendung ber Raufgelber zur Schuldentilgung 
zu forgen. | 
In Berüdfihtigung dieſes Antrages und zur Ausführung der in gegen: 
wärtiger Verordnung enthaltenen Beftimmungen fegen wir Daher «ine 
von der übrigen Staats⸗ und Finanzverwaltung ganz abseſonderte Be⸗ 
hoͤrde unter der Benennung: 
bauptverwaltung der Staeiuſchulden 
hiermit ein. 
9. 
Diele Behörde foll aus: 
„einem Präfidenten und vier Mitgliedern 
beſtehen. Wir ernennen hierzu _ 
den Wirkl. ©. Ob. Finanz, Rother zum Präflventen, 
ren Wirkt, G. Ob. Fin.⸗R. Dom⸗Dech. v. d. Säule nur 
zum 1. Mitgl. 
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den Land⸗R. u. Domberrn v. Bannwig zum 2. Mitgl., 

ven biefigen Stadt-®er.:Dir. Beelig zum 3. Mitgl., 

den Chef des Hiefigen Handl.⸗Hauſes Gebr, Shiet er, David 

Schickler, zum 4. Mitgliede. 
In Zufunft und beim Abgange des Präfidenten ober eines biefer Mit⸗ 
glieder werben und von der Fünftigen reichöftänd. Verfammlung und bis 
zu deren Errichtung von dem Staatörathe drei Individuen zur Auswahl 
eines derjelben vorgeichlagen. 

Dem Präfidenten liegt die Leitung de8 Ganzen ob, außerdem aber 
haben die Mitglieder mit ihm gleiche Befugniffe und paber auch gleiche 
Berantwortlichkeit. 

13. 


Endlich ift Die Staatsſchuldenverwaltungsbehörde verpflichtet, der fünf: 
tigen reichöftändifchen Verſammlung alljährliche Rechnung zu legen. 
Bis zur Einführung derielben tritt der Stautsrath an deren Stelle. Die 
Ertheilung der Decharge behalten wir und nach Maßgabe des uns von 
erfterer, vorläufig aber von fegterem zu erſtattenden Gutachtens vor. 


14. 


Dis die reichäftand. Verfammlung zu. fammengetreten fein wird, foll flatt 
ihrer eine Deputazion des hiefigen Magiftratd mit der Staatsfchulden- 
verwaltungsbehoͤrde die eingelöfeten Staatsichuldendofumente alljährlich 
nach erfolgtem Rechnungsichluffe in gemeinfchaftlichen Verſchluß nehmen 
und für deren abgelonderte und fichere Aufbewahrung bei den Depoft: 
torio des Kammergerichts Sorge tragen. Vor der Niederlegung werben 
jedoch jedesmal die Nummern und Lettern der eingelöfeten Documente 
zugleich mit der Rechnungsverwaltungsbehörde zur Öffentlichen Kennt- 
niß gebracht werden. - 

Dagegen fagt die Verordnung v. 3. Febr. c. über die Bildung des 
Bereinigten Landtags im $. 8: 

Außerdem bat der Vereinigte Landtag 

a. nach Urt IX. der Verordn. v. 17. Jan. 1820 Uns die Kandidaten 
für die bei der Hauptverwaltung der Staatöfchulden erledigten Stel: 

. len vorzufchlagen und 

b. nach Art. XII. derſelben Verordnung die Rechnungen der Haupt: 
verwaltung der Staatsfchulden auf Grund der durch Die Deputazion 
für das Staatöfchuldenweien zu bemirkenden vorläufigen Prüfung 
abzunehmen und und mittelft befonderen Gutachtend zur Decharge 
vorzulegen. 

Wenn der Vereinigte Landtag nicht verfammelt ift, werden dieſe Ge⸗ 

fchäfte durch den Vereinigten Ausfchuß bejorgt. 

Und es fagt die Verordnung vom 3. Febr. c. über die periodiſche 
Zuſammenberufung des Vereinigten Ausſchuſſes und deſſen Befugniſſe in 
dem $. 4: 

Der Bereinigte ftändifche Ausſchuß hat in Bertretung des Vereinigten 
Landtags die im $. 8 unferer Verorpnung vom heutigen Tage über die 
8 
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Bildung dis Vereinigten Lanvtags bezeichneten, das "Etamtichulpen- 
wefen betreffenden Gefchäfte zu beforgen. 

Envlich fagt die Verorbnung vom 3. Febr. c. über pie Bildung einer 
find. Deputazion für das Staatsſchuldenweſen im $. 4: 

Zum Wirkungstreife der Deputazion gehören, außer der ihr im 8.6 der 
Berordnung über die Bildung des Veremmigten Landtags übertragenen 
Mitwirkung bei Aufnahme von Kriegsanleihen, folgende Sefchäfte: 

1. Die Deputazion hat, nach Vorfchrift des Art. XIV. der Verorbnung 
vom 17. Januar 1820, gemeinichaftlich mit der Hauptverwaltung 
der Staatsfchulden die eingelöfeten Staatsſchuldendocumente in Ver: 
fhluß zu nehmen und deren Depofizion beim Kammtergerilhte zu 
bewirken. 

2. Sie bat die IJahresrechnungen über die Berzinfung und Tilgung der 
Staatsſchulden, nachdem dieſelben zuvor von der Oberrechnungskam⸗ 
mer revidirt worden, zu prüfen und dad darüber von dem Vereinig⸗ 
ten Zandtage oder dem verein. fländ. Ausſchuſſe bei deſſen nächſtem 
Zufammentritte nach Urt. XI. der Berorbn. v. 17. San. 1820 an 
Uns zu erjlattende Gutachten vorzubereiten. 

3. Sieiftbefugt, bei Öelegenheit ihrer Berfanmlungen außerordentliche 
Reviſionen der Staatsfchuldentilgungsfaffe und der Kontrole der 
Staatöpapiere vorzunehmen. 

Wir hegen die Ueberzeugung, daß die erwähnten Worte ver Vetotdn. 
vom Z3. Febr. c. mit den angeführten Beilimmungen der Verordnung v. 
41T. Jan. 1820 unvereinbar find, infofern : 

1. nach der Verordnung vom 17. Ian. 1820 die Mitglieder ver Haupt⸗ 
verwaltung der Staaröfchulden von der reichöftändifchen Verſamm⸗ 
fung vorgeichlagen werden follen und jene Behörpe verpflichtet fein 
fol, der reichsſtändiſchen Verſammlung alljährliche Rechnung zu 
legen, während nach den Verordnungen vom 3. Febr. c. , wenn der 
Vereinigte Landtag nicht verfanmelt iſt, durch den vereinigten flän- 
difchen Ausichuß die Kandidaten für die bei der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden erlenigten Stellen vorgeſchlagen und die Rech: 
nungen diefer Behörde abgenommen werben; 

2. Die nach der Verordnung vom 17. Ian. 1820 zum Wirkungskrkiſe 
der Reichsſtände gehörige Entgegennahme und Depofizion ver einge- 
loͤſeten Stautöfchuldendofumente durch bie fländifche Deputazion für 
dad Staatsfchuldenwefen vorgenommen wird. 

Im Hinblicken auf bie vorftehend bervorgehobenen Gegenfäge zwifchen 
den Verordnungen vom 22. Mai 1815 und 17. Ian. 1820 einerfeitö und 
den Verordnungen vom 3. Febr. c. andererfeitd hegen wir bie Ueberzeu⸗ 
gung, daß die mehrerwähnten älteren Geſetze in den hervorgehobenen Punf: 
tin noch zu Rechte befteben. 


Wir müſſen hier der Zeitfolge der Verhandlungen etwas vorgreifen, 
um ſogleich das Schickſal dieſer Deklarazion in beiden Kurien der ſtaͤn⸗ 
diſchen Verſammlung zu ſchildern. 
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Die Deklaragion erſchien zuerſi auf der Regiſtrande der Stände 
kurie, und der Marſchall bemerkte dazu, daß er dieſelbe an den Marfchall 
der Herrenfurie abgeben werde, damit fie, als Kortfegung der Adreffe- 
verhandlungen, ebenfalls in den vereinigten Kuren zur Berathung 
fomme. 

Dagegen erhoben fich die Unterzeichner der Eingabe: die Deklara⸗ 
zion fei nicht als eine Fortfebung der Adreffe anzuſehen, fie fet etwas 
Neues, Selbftftändiges, und müffe daher auch felbftftändig in der Kurie, 
bei der. fie eingereicht’ worden, verhandelt werben. Die Achtung der 
eigenen Selbfttändigfeit gebiete Dies der Kurie, ebenfo aber auch bie 
Achtung gegen die andre Kurie, der man Gelegenheit geben mrüffe, 
gleichfalls feldftftändig über diefen Gegenftand zu befchließen. Die Des 
Harazion fei feiner von den Gegenftännen, weldye das Gef. v. 3. Febr. 
ausdrüdlich ven vereinigten Kurien zuweiſe; fie fei vielmehr ganz analog 
den Betizionen, welche fid) auf Abänderımgen der Berfaffung v. 3. Febr. 
bezögen, und, wie diefe an Abtheilungen der Dreiftändefurie verwiefen 
worden fein, jo müffe es auch mit der Deklarazion gefchehen. 

Auch andre Mitglieder der Oppofizion, welche fidy der Deklarazion 
nicht angefchloffen hatten, wie Bederath, Schwerin, Camp- 
haufen, Sauden:Tarputfden *), verwandten fih dafür, daß 
diefelbe einer Abtheilung überwiefen und zur gefonderten Beratbung in 
der Dreiftändefurie geftellt würde. 

Allein der Marſchall beharrte bei feiner Anficht, daß die Deflaras 
zion eine Wiederaufnahme der Verhandlungen über die Adreſſe fei und 
als folche ver Mitberathung der Herrenkurie nicht entzogen werden dürfe, 
und mehre Mitglieder von der andern Seite gingen fogar fo weit, der 
Deklarazion jede Berechtigung , in Betracht gezogen zu werden, abju— 
ſprechen, da ſie weder eine Petizion, noch eine Beſchwerde, noch fonft 
einer der im Geſetze v. 3. Febr. vorgezeichneten Gegenftänbe ftändifcher 
Berathung fei. 

Das Refultat war, daß der Marfchall den Unterzeichnern der ‘Des 
. Harazion die Wahl freiftellte: ob fie dieſelbe zurüdnehmen oder ihm 
geftatten wollten, fie an den Marſchall der Herrenkurie abzugeben. 

Binde, als Der, welcher die Deflarazion eingereicht, proteftirte 
zwar gegen dieſes Verfahren des Marſchalls, erklärte aber Doch, unter 
Zuftimmung der andern Unterzeichner, daß er, wenn er einmal nur 
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*) Diefer Letzte war nur durch äußere Umſtaͤnde verhindert worden, fie mit zu 
unterzeichnen. 
8*+ 
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dieſe Wahl babe, das Zweite wählen und ſich Die Abgabe an den Mar- 
ſchall der Herrenkurie gefallen laſſen wolle, 

Am folgenden Tage Fam diefe Sache von Neuem in Anregung. 
Der Abg. v. Sauden:-Tarputfchen hatte am Tage vorher ges 
äußert: er finde in der Deflarazion ganz den Weg eingefchlagen , wel« 
hen der kön. Kommiffar früher felbft als den von der Krone gewählten 
bezeichnet habe, den Weg einer Ausfprache und Verftändigung über die 
Differenzen , welche wegen einzelner Beftimmungen der Gefeßgebung v. 
3. Febr. zwifchen Krone und Ständen obwalteten. 

Der kön. Kommiffar leugnete Dies entfchieden; der Weg, den er 
als den richtigen Damals bezeichnet habe und noch jetzt bezeichne, fei der 
Weg der Betizion, 

„Der Weg aber,“ fuhr er fort, „der hier eingefchlagen tft, iſt nicht der 
Weg der Petizion, der Bitte um Aufflärung , nicht der Weg der Verflän- 
digung, ſondern der Weg der Proteftazion, und ich habe ihn nie ala 
den geeigneten bezeichnet, fondern bezeichne ihn ald einen folchen, der weder 
indem Gefeg,noh indem Reglementvorgefehen ifl.” 

„Nach meiner Meinung,’ feßte er fpäter Hinzu, „iſt dies fein Weg, der 
überhaupt zu Etwas führt, venn indem Augenblide der Befhluß- 
nabmemwärejadieganze Verhandlung geſchloſſen.“ 


Dieſe Aeußerungen riefen verſchiedene Erklärungen von Seiten der 
Unterzeichner der Deklarazion hervor, Erklärungen, welche wichtig find, 
weil fie die Anſichten erfennen laffen, aus denen diefe hervorgegangen, 
und den Zweck, den die Urheber derfelben dabei im Auge gehabt. 


Abg. Milde. Er verwahre fih auf das Allerenergifchefte dagegen, 
daß dad Schriftſtück, melches er mitunterzeichnet, eine Proteftazion 
genannt werde. Daffelbe fei-vielmehr eine Deflarazion, und zwar des 
Rechtszuſtandes, wie er in den Unterzeichnern lebe und ihnen zugehöre. 
Diele Deflarazion fei nothwendig geworden durch Annahme ded Arnim: 
Then Antrags, weil diefer nicht die pofitive Gefinnung der Verſammlung 
in ihrer Totalität ausgeſprochen habe. „Ich bin der Meinung, ” fagte er, 
„daß wenn wir mit unfren Gefchäften vorangehen wollen, wir auch die Rechte 
wahren müfjen, die uns inhäriren. Ich kann nicht um Rechte bitten, die 
ieh bereits befige und die mein eigen find. Ich will mich aber auch Denen 
anichließen, die ven Weg nehmen wollen, eine Interpretagion Allerhöchften 
Orts in Bezug auf die Gefeßgebung v. 3. Febr. zu erbitten. Ich will mein 
Gewiſſen wahren, ich will dem König treu fein in Allem, was er mir be= 
fiebft, mögen auch Fälle vorfommen, wo ich gehorchen muß wider meine 
Veberzeugung ; aber nie werde ich mich dazu verftchen, meine freie Mitwirs 
fung zu irgend Etwas herzugeben, mo mein Gewiffen tangirt wird. Ich 
habe diefe Deklarazion unterfchreiben müffen, weil ich fie für ven einzigen Weg 
anfebe, auf dem wir zu einer gedeihlichen Löfung der Frage kommen fönnen, 
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die uns zumeiſt beſchaͤftigt. Gehen wir den Weg der Petizion, dann zwingen 
wir die Krone, ſich zu erklaͤren; wir aber wollen die Krone nicht zwingen, 
zumal in der nächſten Zukunft, nachdem wir die koͤnigliche Botſchaft auf 
unfre Adreſſe kaum empfangen, iſt es nicht Zeit, über organiſche Beſtimmungen 
in der Geſetzgebung v. 3. Febr. ſich ſchon jetzt auszuſprechen. Unſer Wunſch 
geht vielmehr dahin, daß man in Bezug auf dieſe uns erlaſſe, ſolche Akte 
vorzunehmen, bei denen ich und Die, welche mit mir gleich denken, nach 
meiner früher gegebenen Erklaͤrung nicht mitwirken können. Wir hoffen, ins 
dem wir in unfrer gegenwärtigen Thätigkeit als Reichöftände vorangehen, 
daß man und erlaffen wird, das Geſetz in feinem ganzen Umfange in Aus⸗ 
führung bringen zu helfen. ” 

Abg. Tſchocke: „Ich halte diefe Ausführung für nothwendig. Ich 
will nicht, daß die hohe Ständeverfammlung eine verdeckte Stellung der Regie: 
rung gegenüber einnehme. Se. Majeftätder König bat ſich gegen und fo offen 
und vertrauensvoll ausgefprochen, wie ein Fürft gegen fein Volk es nur 
thun kann; ich frage Sie, fordert nicht dieſes Vertrauen, gebietet nicht die 
Pflicht, unfrem allverehrten Könige und Herren gegenüber, gebietet es end» 
lich nicht die Pflicht, denen gegenüber, die wir vertreten: Ihm, unfrem 
Könige, die vollfommen gleiche Offenheit und Aufrichtigkeit an den Tag 
zu legen? ’' 

Abg. Binde: „Ich glaube, unfer Weg wird gerade der fein, welcher 
am leichteften eine Berfländigung herbeiführen wird. Der Weg, den eins 
zelne andere Mitglieder einfchlagen wollen, der Weg der Petizion, der 
in dem Wefen daffelbe enthält und nur in der Form von dem unfrigen ver- 
fhieden ift, infofern wir uns auf eine Erflärung befchränfen, viefer 
Weg kann meiner Ueberzeugung nach nicht fo leicht zur Verftänpigung füh- 
ven 3 denn er wird Se, Majeftät ven König in die Lage verſetzen, fich dar- 
über entfcheiden zu müflen. Ich glaube, Se, Majeftät hat die neuere Geſetz⸗ 
gebung im vollftien Bewußtſein emanirt, daß er fich im vollen Rechte befinde, 
daß erdem Lande damit eine große, eine hohe Wohlthat ermeife : ich glaube, 
daß alle Rathgeber der Krone darüber befragt worden find. Der Landtags: 
kommifſar hat uns gejagt, daß felbft die drei Juftizminifter dabei mitgewirft 
haben; Männer, die auf den Höhen der Gefeßgebung wandeln und vie 
Wage der Themis in unbefledten Händen halten. Wenn ſolche Männer 
ihren Beirath zu diefer neuen Geſetzgebung gegeben haben, wenn fie darin 
nicht die Uebereinſtimmung mit den früheren Gefegen vermißt haben, dann 
können wir der Ueberzeugung fein, daß Se. Majeftät der König gewiß nicht 
den leifeften Zweifel über eine folche volle Mebereinftimmung gehabt hat. 
Nachdem aber das Patent vom 3. Febr. einmal emanirt worden ft, glaube 
ich nicht, Daß e8 dem Könige willkommen fein fann, daß e8 unferer Stel 
fung als Stände angemefien fein fann, wenn wir fhon jegt den Wunſch 
ausfprechen, daß eine Uenderung dieſer Gefebgebung eintrete. Es möge 
wenigftend dad Gras dieſes Sommers darüber wachlen und die Aufregung 
in diefer Verfammlung ſich etwas gelegt haben; denn wir Alle wünſchen, 
und ja nur auf dem Boden des Rechts und des Geſetzes zu befinden. Wenn 
diefe Aufregung fich gelegt haben wird, dann wird es Zeit fein, einen 
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Nebergang zu fuchen umd auf dieſem Wege zu Den Beſtimmungen ber ältes 
ren Geſetze den Weg zurüczufinden, die wir in ber neueren Gefeßgebung 
sermißt haben. Aber jeyt Se. Majeftät zu erinnern an bie Nichtüberein: 
ſtimmung bed Patentes mit unferen früheren Geſetzen, das Kalte ich nicht 
fin Einflange mit der Achtung, die ich der Krone und ihrem Allerhöchſten 
Träger ſchuldig zu fein glaube, So habe ich bereits bei der erſten Debatte 
in diefem Saale, bei ner Adreßdiskuſſion, mich geäußert. Se, Majeftät haben 
bei vielen Veranlaffungen gelagt, Sie wollen nicht gedrängt und getrieben 
‚fein; aber ish frage die Verſammlung: was thun wir anderd., ald brängen 
und treiben, wenn wir.jegt und. mit Betizienen wegen Abänderung des Ge— 
fees dem Throne nahen? Aber, ünfer Gewiſſen zu rechtfertigen, unfere 
Rechte zu wahren, das balte:ich für Gewiſſenspflicht; davon kann uns 
Niemand dispenfiren. Died würden wir erreicht haben durch dieſe Erklä⸗ 
rung, die den König nicht nöthigt, ſich foforı darüber zu enticheiden, .bie 
innerhalb der Räume dieſes Saales bleibt und Feinen Weg nach außen 
findet, Wenn diefe Erklärung nur von unferer Kurie auögegangen, wenn 
“eben deswegen fie fein vollfländiger Beichluß der Stände geworden 
märe, jo würde der Riß nicht fo breit und weit gezogen fein, als er, meiner 
Ueberzeugung nach, jegt ſchon befteht, und gerade deshalb fcheint mir Diele 
Erklärung in der Art, wie wir fie vorgefchlagen haben, vollftändig zu 
genügen. | | 

Kehren wir jegt zu der Deklarazion felbft und ihren weitern Schick⸗ 
Talen zurüd ! | oo u 

Wie ſchon erwähnt, hatte der Marſchall der Ständefurie diefeibe an 
den Marfchall der Herrenfurie abgegeben, weil nach feiner. Anficht die - 
Sache nur vor den vereinigten Kurien zur Verhandlung fommen fönnte, 
Der Marichall war dabei aller Vermuthung nach im guten Glauben. 
Er mochte wohl zweifelhaft fein, ob die Eingabe überhaupt.ftch zu einer 
Berathung eigne, und glaubte, über diefe Bedenfen am Leichteiten hin⸗ 
wegzufommen, wenn er diefelbe an den Marfchall ver Herrenfurie, als 
Marichall des gefammtien Landtags verwiefe nad Diefem ſomit Die Ent⸗ 
Scheidung zufchöbe. | Ä | | 

Der Marfchall der Herrenfurie handelte fo undefangen nit. Er 
war gewiß nicht einen Augenblid in Zweifel, was mit der Eingabe zu 
thun fei, daß eine Berathung darüber weder in einer noch in beiden 
Kurien flattfinden dürfe. Hatte er aber diefe Anficht, fo fonnte und 
mußte er fofort Danach entſcheiden Fraft der fouveränen Gewalt, welche 
das Gejchäftsreglement ihm verlieh und von welcher er doch fonft immer 
einen fo unbefihränften Gebrauch zu machen pflegte. Aber er wollte 
Mehr, als die bloße Zurüdweifung der Eingabe von der Berathung in. 
den vereinigten Kurien: er. wollte überhaupt ihre Inbetrachtziehung un⸗ 
moͤglich machen, er wollte den Fehler, den der Marfchall der Stände 
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turie duch Annahme derſelben begangen, wieder gutmachen, enblich 
wollte er zugleich die Herrenfurie zu einem entfchieden verurtheilenden 
Votum gegen die Deflarazion veranlaffen, um dadurch jeden ähnlichen 
Verſuch einer einfeitigen Erflärung oder Beſchlußfaſſung der Dreiftände- 
kurie in der Verfaſſungsfrage im Voraus niederzuſchlagen. Unſtreitig 
lag der Regierung nicht wenig daran, eine ſolche förmliche Verurtheis 
lung des Proteftverfuches wenigftens in einer Kurie herbeizuführen, 
nachdem durch die Gutmüthigfeit des Marfhalls v. Roc o w der Mo⸗ 
ment einer fofortigen eflatanten Zurüdweifung der Deflaragion i in der 
Ständekurie verloren gegangen war. 


Diefed Interefie muß dem Marfchall der Herrenfurie wichtig genug 
esihienen fein, um nicht allein von feiner gewohnten Cigenmächtig: 
feit, fondern fogar von den ausdrüdlichen Vorfchriften des Gefchäfts- 
reglements auf eine fo auffallende Weife abzugehen. Genug, er ließ die 
Herrenfurie Darüber berathen und beſchließen, ob die Deflarazion fid) 
zur Verhandlung vor den vereinigten Kurien eigne, er ließ fie das Ge: 
fehäftsreglement auslegen, deffen Auslegung doch, nad) $. 29, Lediglich 
ihm zuftand; ja er ließ es darauf anfommen, daß am Ende gar die 
erlauchte Verſammlung gegen das Gefchäftsreglement und gegen das 
Beleg vom 3. Februar die Zulaffung der Deflarazion befchließen 
möchte. Der Marfchall erklärte zwar gleich im Voraus : wie er über die 
Sadye durchaus nicht in Zweifel, vielmehr ver Ueberzeugung fei, daß 
der Gegenfland von der Verſammlung der beiden Kurien nicht berathen 
werden könne, daß er überhaupt in Feiner von beiden Verſammlun⸗ 
gen zur Berathung zuläffig fei, weil er weder eine Bitte noch eine Be- 
ſchwerde enthalte. Dennoch aber hielt er es für ‚‚angemefien,’’ ja für 
„nothwendig,“ die Anficht der Berfammlung darüber zu vernehmen, 
welchen Gang fie in der Sache einſchlagen wolle. Es fei Die Mitwir⸗ 
Yung der Berfammlung in Anſpruch genommen worden; ed würde 
‚Mehr fein, als er zu thun vermöchte ,”’ wollte er erflären: die Vers 
fammlung habe diefe Mitwirkung eintreten zu laffen, oder fie habe fe 
zu verfagen. 

„Ob fie ihre Mitwirkung will eintreten laſſen,“ fagte er, „bat die 


Berfanmlung zu beurtbeilen; ob fie fie verfagen will, wird fie gleichfalls 
zu. beurtheilen haben.” 


Sonderbar! Diefer Mann, der fonft die VBerfammlung nicht über 
den Fleinften Bunft in ihren Angelegenheiten felbft entfcheiden läßt, viels 
mehr allemal fi die Entfcheidung vindizirt, legt es hier in die Hände 
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einer der beiden Kurien, darüber zu befchließen, ob eine Beftimmung des 
Geſetzes v. 3. Febr. gelten folle, oder nicht! 

Freilich, die Gefahr war nicht groß; der Marſchall wußte jehr 
wohl, wie der Befchluß der hohen Kurie ausfallen würde. Fürft Lich: 
nowsky war naiv genug, den Etand der Sache, wie er eigentlich 
war, zu verrathen: 

„Ich glaube,” fagteer, ‚wir fönnen eine Mitwirkung nur verfagen, 
nie aber gewähren. Zur gemährenden Mitwirkung gehört die gefegliche 
Zufammenberufung, die uns nicht zufteht; zum Verſagen ift fie aber 
nicht erforderlih. Wir koͤnnen alfo der zweiten Kurie nicht fagen: wir 
wollen mitwirken, fondern wir fünnen nur fagen: wir wollen nicht 
mitwirfen.’ 

Man fpielte alfo nur Komödie; aber man fpielte fie mit viel Ernft 
und Anftand. Die Hauptrolle übernahm wieder, wie bei der Adreſſe, 
Graf Arnim. Er feste in langer, kunfireicherRtede auseinander, wa⸗ 
rum die Herrenfurie auf eine gemeinjame Berathung mit der andern 
Kurie über diefe Sache fich nicht einlaffen fönne, ging aber dann noch 
einen Schritt weiter und beantragte folgende ErHlärung: 

„Die Herrenkurie ift der Anficht, daß fie gefeglich nicht an der Be- 
rathung des in Rede ftehenden Antrages Theil nehmen könne, daß fie aber 
diefes ihr Votum nicht fo gedeutet wiſſen wolle, als erfenne fie einer 
Kurie ded Landtags das Necht zu, einen Beichluß zu faflen, welcher Theile 
der Gelee für nicht zu Recht beſtehend erklärt, die dem Vereinigten Land⸗ 
tag, alfo beiden Kurien, ald einem ungertrennbaren Ganzen, zur Grunds 
lage dienen.’ 

Diefer Antrag fand fofort lebhafte Unterftügung. Der Marſchall 
machte zwar noch die gleißnerifche Bemerkung: es würde ihm eine „Be⸗ 
friedigung“ gewähren, wenn die Gefege e8 zuließen, eine Berathung 
über diefen Gegenftand in den vereinigten Kurien zu leiten, eine Bes 
friedigung deshalb, weil er das Reſultat einer folhen durchaus nicht 
für zweifelhaft halte, wie er auch nicht im Zweifel fei, welchen Aus: 
gang die Berathung in der andern Kurie, wenn fie zuläffig wäre, haben 
würde. | 

Gleichwohl beeilte.er fih, auszufprechen, daß er das Einverftänd- 
niß der Kurie über den Arnim ſchen Antrag ohne Abftimmung als vors 
handen vorausſetze. - 

Niemand erhob fi) Dagegen — der Antrag ward als einftimmig 
angenommen proflamitt. 

So fam die Sache an die andre Kurie zurück. Der Marſchall diefer, 
nunmehr befjer belehrt über Das, was er zu thun habe, gab die Deflas 
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razion den Unterzgeichnern mit dem Bemerken zurüd, ‚‚daß ihm die Be⸗ 
fugniß nicht zuftehe, in ber Kurie der drei Stände die Befchlugnahme 
über eine Art von Erklärung zuzulaſſen, zu welcher die Verordnung v. 
3. Febr. dem Vereinigten Landtage das Recht nicht beilege.“ 

Vergebens erhob fich gegen dieſe Entfcheidung in der nächften 
Sigung nochmals der Abg. v. Binde; vergebens geißelte er mit ſchar⸗ 
fen Worten das Verfahren der Herrenkurie und ihres Marfchalls ; ver: 
gebens machte er auf Die Infonfequenz in dem Verfahren des Marſchalls 
der Ständefurie aufmerffam, welcher früher darüber, ob die Deflara- 
sion überhaupt zur Berathung fommen könne, Feinen Zweifel geäußert 
habe, fundern nur darüber, wo fie zu berathen fei, jet aber fie mit 
einem Male gänzlich zurückweiſen wolle. Der Marſchall beharrte bei 
feiner Entfcheidung , erflärte, daß eine Beichlußfaffung in diefer Sache 
nicht ftattfinden Fönne, und fo ward, auf den eignen Antrag eines der 
Mitunterzeihner, die Diskuffton hierüber, als zwecklos unter folchen 
Umftänden, gefchloffen. Die Deklarazion war hiermit für immer begra- 
ben, und das Einzige, was erreicht ward, war deren vollftändiger Abs 
druck in den ftenografirten Berhandlungen. Ihre Veröffentlichung auf Pri⸗ 
vatwegen hatte bi8 dahin die Zenfur mit gewiffenhafter Strenge verhindert. 

So war denn auch der zweite Verſuch, einen felbftftändigen Rechts» 
boden für den Landtag zu gewinnen, vollftändig gefcheitert, weit volls 
fländiger noch, als der erfte, die Adreffe. Ein folches Refultat war 
übrigens vorauszufehen. Die Deflarazion hatte nicht mehr als Alles 
wider ſich: die ftrengen Formen der Gefchäftsordnung und ihre eigne 
Zormlofigkeit, die Ungunft des Moments — unmittelbar nach einer 
Niederlage der Oppofizion — endlich die Infonfequenzen und Innern 
Widerſprüche ihres Inhalts und ihrer Tendenz. Die Unterzeichner der⸗ 
felben wollten, daß übır die einzelnen Punfte, in denen fie eine Weber: 
einftimmung der neuen mit der früheren Gefeßgebung vermißten, der 
Landtag fih verftändige. Gleichwohl aber folte — nach ihrem 
Antrage — die „Erklaͤrung“ von der Kurie der drei Stände 
allein zum Befhluß erhoben und im Protofoll nieder: 
gelegt werde. Sie fohnitten alfo felbft eine Kommunifazion mit der 
Herrenfurie in Betreff diefer Erflärung ab, denn, was die eine Kurie 
blos im Protofolle niederlegt, Das ift für die andre fo gut wie nicht 
vorhanden. Wie konnte aber ſo eine Verſtändigung des Landtags, 
d. h. beider Kurien, darüber zu Stande kommen? 

Die Unterzeichner der Deklarazion bezeichneten es als einen Vor⸗ 
zug der von ihnen gewählten Form, daß dieſe nicht, wie eine Petizion, die 
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Krone zur Entfheidung dränge, nicht vorſchnell sine Abänderung der 
Geſetze vom 3. Febr. verlange; aber wag bezwecktten fie. denn dawit? 
Wenn fie die Nichtübereinftimmung der neueren Geſetze mit den älteren 
und die noch fortdauernde Gültigkeit diefer legtern darin ausſprachen, 
was konnten fie Anderes wünſchen, ald daß möglihit bald jene Gül- 
tigfeit der älteren Gelege von der Krone anerfannt und Die vermißke 
Hebereinftimmung zwifchen ihnen und der Gefeßgebung vom 3. Fehr. 
hergeftellt,, alfo Diele legtere abgeändert werde? Angenommen, ber 
Landtag, oder auch nur eine Kurie, wäre diefer Erklärung mit Stims 
menmehrheit beigetreten, hätte dann wohl die Krone noch länger mit 
den Ständen verhandeln können, ohne einen entfcheidenden Entſchluß 
zu faſſen, d. 5. entweder dem ſtändiſchen Protefte ftattzugeben, oder 
ihn für null und nichtig zu erflären? Der kön. Kommiflar ſprach es 
deutlich aus, daß mit einem folhen Befchluffe jene Verhandlung abge: 
brochen fein würde. Alfo hätte man dadurch Die Krone weit mehr zu 
einer Entfcheidung gedrängt, als durch eine Petizion, denn bei einer 
Betizion blieb der Krone unbenommen, ausweichend zu antworten, 
Diefelbe nur „in Erwägung zu ziehen.’’ Oder glaubten die Deflaranten 
ernflih, was Binde fagte: ihre Erklärung werte ‚innerhalb der 
Räume des Ständefaales bleiben und feinen Weg nad) außen finden.’‘ 
Mag fein! Aber dann war wenigftens diefer Weg, den fie wählten, 
nicht fo offen und mannhaft, wie fie behaupteten, Dann war es nichts 
- Anderes, ald was man eine „Fauſt in der Taſche“ nennt, eine pas. 


pierne Schanze, hinter der man ſich verftedte, ftatt im offenen: Felde, 


Stirn an Stirn mit der Regierung, die Rechte, die man zu haben glaubte, 
zu verfechten und ihre Anerkennung, wenn man es fonnte, zu er 
zwingen. | 
Nachdem. der Landtag nicht den Muth gehabt hatte, durch eine 
feierliche Erklärung in der Adreſſe — wo allein dafür der rechte Ort 
- war — eine Wahrung jener Rechte auszufprechen und die Krone zu 
nöthigen, entweder diefe anzunehmen, oder den Landtag aufzulöfen, 
nachdem Dies einmal gefhehen und damit der Rechtsboden von ber 
Majorität aufgegeben war, gab es für die entfchienene Minorität nur 
eine Wahl. - Entweder konnte fie den Weg der Petizion betreten (ben 
die Berfammlung fich ausdrüdlich vorbehalten hatte), in der Erwar⸗ 
tung, daß durch ein entfchiedenes, einmüthiges Bitten des Landtags 
vielleicht Daffelbe zu erreichen ftehe, was man urfprünglich — freilich 
konſequenter — durch eine Wahrung der verbrieften Rechte hatte erlan⸗ 
gen wollen. Daneben mußte fie fich der Hoffnung hingeben, daß Det 
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Landtag jene Rechte wenigftens praftifch wahren und keine der Funk⸗ 
zionen vornehmen werde, weldye nur einer auf der volftändigen Bafis 
des Geſetzes von 1820 Eonftituirten reichsſtaͤndiſchen Verſammlung zu⸗ 
ftanden, und im fchlimmften Falle fonnte fie ſich der Mitwirkung bet 
foldyen Bunkzionen enthalten. | 

Wem. aber diefer Weg nicht entſchieden genug war, wer die An⸗ 
ſicht hatte, daß der Landtag ſo lange gar keine Wirkfamteit entfalten, 
fi) gar nicht als zu Recht beftehend. und Fonftituirt anfehen dürfe, bis 
er die ihm gebührenden Rechte von der Krone erlangt haben würde, 
Der mußte entweder fofoet nach dem Ausgange der Adreßdebatte den 
Landtag verlaſſen, oder, wenn er blieb, durch eine Erflärung zu Pro⸗ 
bofell ſich ansdrücklich verwahren, daß er an den Geſchaͤften des Lande 
tags nur unter der Borausfegung Theil nehme, dadurch den Rechten 
des Volks Nichts zu vergeben. Hätten die 142 Unterzeichner der De: 
Harazion diefen Weg betreten, fo würde man ihnen wenigftens Kon⸗ 
fequienz nicht haben abfprechen fönnen. Daß fie aber einen Beſchluß 
des Landtags oder einer der beiden Kurien über den Gegenftand ihrer 
Berwahrung herbeiführen wollten, war infonfequent und machte ihre 
Stellung unhaltbar. Nach dem Ausfall der Adreſſe konnten fie auf 
eine Majorität für ihre Deklarazion, felbft in der Dreiſtändekurie, nicht 
entfernt rechnen; wenn nun.aber die Verſammlung ſich gegen fie aus— 
ſprach, wenn fie ihren Proteft für unbegründet erflärte — was dann? 
Wollten fie dann fich der Majorität unterwerfen und von ihrer Ver 
wahrung abftehen? Oder wollten ſie ſodann Mann für Mann u 
Protokoll proteftiven? Wozu aber dann erft sine Abftimmung ? Ä 

Die ganze Behandlung diefer Sache, ſowohl in den Vorbera⸗ 
thungen der Theilnehmer, als in der Verfammlung felbft, verrieth 
eine große Unficherheit und Unklarheit, die nothwendige Folge des 
falſchen Standpunftes, auf.den man fich geftellt hatte, und ein Glück 
war es, daß die Gegner diefe falſche Stellung der Oppoflzion nicht 
befier zu benugen verftanden. Denn diefen Gegnern konnte eigentlich 
gar Nichts erwünſchter kommen, als eine Verhandlung der Deklarazion 
in: der vollen Verſammlung, eine Berhanblung, deren. Ausgang, 
wie der Marſchall der Herrenkurie nur zu richtig bemerkte, durchaus 
nicht zweifelhaft war. Eine Verwerfung der Deklarazion durch die 
Staͤndekurie wäre ein großer Triumf für die Regierung geweſeen.— 
Wie ſchwach mußte Diefe fih alfo in dem Rechtspunkte fühlen, . 
daß fie ſchon die blofe Wiederaufnahme der. Diskuſſton darüber fo 
ängftlich fcheute und um jeden Preis zu vermeiden fuchte ! 


Adtes Kapitel. 


Beginn der eigentliden Berathungen bed Landtagd. Berbandlungen 

über Ausdehnung der Praͤkluſivfriſt für Petizionen, über dad Interpella- 

zionsrecht, über die Veröffentlihung der Verhandlungen der Herren⸗ 

kurie und über das gegenfeitige Hospitiren der Mitglieder beider Kurien 
bei einander. 





Der Landtag hatte inzwifchen feine vrdentliche berathende Thaͤtig⸗ 
keit begonnen. n 

Zunächſt ſtanden verſchiedene innere Angelegenheiten zur Frage; 
man mußte ſich erſt die Formen zurechtmachen, ehe man an die Sache 
kommen konnte. 

Auf Antrag Hanſemanns erbat die Dreiſtändekurie eine Ver⸗ 
laͤngerung der 14taͤgigen Friſt zur Einreichung von Petizionen; die 
Herrenkurie ſtimmte dieſem Antrage bei, und der König entſprach dem⸗ 
ſelben, indem er die Friſt bis auf den 1. Mai ausdehnte. | 

Auch day Verhältniß der ftändifchen Petizionen zu den föniglichen 
Propofizionen, wie ed die Gefchäftsordnung vorfchrieb, fam zur. 
Sprache; und von freien Stüden erklärte der kön. Kommiffar: es fet 
durchaus nicht die Anficht der Regierung, daß PBetizionen erft dann 
an die Reihe fommen follten, wenn fämmtliche Fönigliche Bropoftzionen 
alle Stadien der Berathung durchgemacht hätten; ja ınan werbe fogar, 
bei befonderer Dringlichkeit, einzelnen ftändifchen Anträgen gern den 
Borrang vor minder dringenden Föniglichen Propofizionen einräumen. 

Sp zeigte man fid in Nebenfachen den Ständen gefällig, wäh 
rend man in der Hauptfache nur um fo fefter auf feinem Sinne behatrte. 

Eines der wichtigften und nüglichften Rechte Fonftitugioneller Vers 
ſammlungen ift dad Recht, die Vertreter der Krone über einzelne Res 
gierungsmaßregeln und Vorkommniſſe des öffentlichen Lebens fofort, 
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ohne die weitlänflge Form von Anträgen ober Befchwerben, zu interpel⸗ 
liren. Der Abg. Camphauſen wollte Dies Recht auch dem Verein, 
Landtage erobern. Der fön. Kommiffar begriff fehr wohl, welche 
mächtige Waffe er den Ständen in die Hand geben würde, wenn er 
ihnen ein folches Recht zugeftände; er antwortete daher anfangs aus- 
weichend, behielt ſich eine Befprechung mit feinen Kollegen vor und 
erklärte endlich in der folgenden Sitzung: Anfragen über Dinge, die 
zur Tagesordnung gehörten oder durch förmlihe Anträge eingeleitet 
wären, würden die Minifter, fo weit fle Dies vermöchten, jedesmal 
ſogleich beantworten, Interpellazionen im eigentlichen Sinne dagegen 
müßten fe fich verbitten; Anfragen diefer Art möge man fehriftlich durch 
den Landtagsmarſchall an den kön. Kommiffar richten; die Antwort 
werde dann auf gleichem Wege erfolgen. Auch zu mündlichen Privat⸗ 
ausfünften feien die Minifter jederzeit bereit. 

Milde beftand darauf, daß die Minifter wenigftens auf vorher 
angemeldete Interpellagionen fogleich in der Berfammlung felbit Rede 
fiehen möchten, wie Dies in England Brauch ſei; allein der Minifter 
blieb dabei, daß Dies nicht angehe. 


„Wir bilden und nicht ein,’ fagte er, „ſo gewandt zu fein, wie engs 
liſche Minifter, um fogleich auf Alles antworten zu können.” 


Durch diefe liebenswuͤrdige Befcheidenheit und Raivetät milderte 
er die Härte feiner abfchlägigen Antwort und entwaffnete zugleich die 
unbequemen Dränger. 

In der Herrenfurie ward gleich in der erften Sigung die Zu⸗ 
ziehbung von Stenografen und die Beröffentlihung ber 
Berhandlungen zur Frage geftelt. Fürſt Lihnowsty erklärte 
die allervollftändigfte und unbedingtefte Veröffentlichung 
aller Verhandlungen für unumgänglich nothwendig. 


Es fei befannt, fagte er, daß gegen die abgejonderte Stellung des 
Herrenftandes eine Art von Zweifel und Mipftimmung fi) ausgebrüdt 
babe. Die Verfammlung babe nur einen Gegenſtand, wodurch fie Gr. 
Majeftät dem Könige ihren Dank für fein Geſchenk ausſprechen, wodurch 
fie fih wahrhaft auf die Höhe flellen könne, wozu fie von Sr. Majeflät 
berufen fei: indem fie fich bemwähre und ihre vollfländige Tüch— 
tigkeit bethätige. 

Die Berfammlung babe keine Tribüne, feine Zubdrer. Nach feiner 
Anficht wäre e8 im höchften Grade wünſchenswerth, daß eine der Thüren 
geöffnet und fo den Mitgliedern beider Berfammlungen gegenfeitig Gelegen⸗ 
beit gegeben würde, zu hospitiren. Es ſei ſchon früher die Rede davon 
geweien, und er fei überzeugt, daß, wenn beide Verfammlungen darum 
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baten, es noch nadbtrhgfich geſchehen würde. Jetgt bleibe ter Verſamm⸗ 
lung fein anderes Mitiel, als bie Veröffentlichung ver Verhandlunzzen, 
und es betrachte es als eine Lebenöfrage für die Werſammlung, daß diefe 
ganz vollftändig und ohne Ausnahme erfolge. Wenn hundert Debatten 
veröffentlicht und eine einzige ausgelaſſen würde, fo würde vielleicht man- 
ches Mitglied in der andern Verfammlung oder manche Stimme im Pu 
Hlifum in diefer einen Debatte etwas Hoſtiles finden. Geheimniſſe feien 
an und für fich nicht möglich; wenn nach vem Reglement vie MWerdffent 
lichung in einzelnen Fällen ausgeſchloſſen bleiben folle, fo feien dabei Fälle 
emeint, wo das jeder parlamentarifchen Berathung geſetzte Maß über⸗ 
chritten werde. Es ſei unmoͤglich, daß jemals in dieſer Verſammlung 
dieſes Maß überſchritten werde, aber es ſei nothwendig, daß dieſelbe wür- 
dig ind Öffentliche Leben trete. 


Auch der Prinz von Preußen ſprach ſich dahin aus, daß die 
vollſtaͤndige Veroͤffentlichung die Regel bilden möge; ausgefihloffen 
ſollten nur Verfönlichfeiten und ſolche Gegenftände fein, deren Geheim⸗ 
haltung die Verſammlung für nothwendig erachten werde. So gejchehe 
es felbft in konftitugionellen Ländern. | 

Graf Arnim Außerte das Bedenken, ob nidht, bei wörtlicher 
Veröffentlihung, die Verhandlungen zu lang und für das Publikum 
ermüdend werden möchten, allein Graf Igenplig meinte: geben 
müffe man Alles; das Publifum Fönne ja überfhlagen, was ihm 
zu lang fei. 

Fürft W. v. Radziwill: Es erſcheine durchaus wünſchenswerth, 


daß die Geſchäftsordnung und ihr Gebrauch in beiden Kurien ganz dieſel⸗ 
ben ſeien, um das Vertrauen zwiſchen beiden Kurien und dem Publikum 
zu befeſtigen. 

Für Lichnowsky: Die Verſammlung befinde ſich in anderer Lage, 
als ähnliche Berfammlungen in andern Ländern, welche durch die Tange 
Dauer ihres Beftehens volles Vertrauen gewonnen hätten und die Verdfr 
fentlichung ausschließen könnten, fo oft fie wollten. Diefer Verfammlung 
ftehe ein ſolches Vertrauen noch nicht zur Seite, fie fei noch neu und müfle 
e8 erſt erwerben; habe fle e8 einmal erworben, dann fünnten die huis-clos 
begehrt werden, fo oft es erforderlich fei. 


Graf York und Graf Dyrhn machten darauf aufmerffam, daß 
doch in manchen Fällen es nothwendig ſein werde, geheime Sitzung 
zu beſchließen. 

Fürſt Salm: Eine ſolche Sitzung wäre keine ordentliche Sitzung, 
ſondern eine bloße Beſprechung; ordentliche Sitzungen müßten allemal 
veröffentlicht werden. 

Kurz, man überbot ſich in Bringt und fühnem Muthe, der 
Deffentlichkeit gegenüber. 
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Die vollfiändige Veröffentlichung aller Verhandlungen 
ward einftimmig beſchloſſen. Und, als hierauf Furt W.v. Radzi— 
will nochmals auf die Geheimhaltung einzelner Sigungen zurückkam 
und äußerte: man könne die Beftimmung darüber mit vollem Vertrauen 
in die Hände des Marſchalls und des Kommiflars legen, da wies der 
Marſchall darauf bin, daß ed nad) $. 24 des Gefchäftsreglements 
lediglich in die Hand der Verfammlung gelegt fei, ob fie Ausnahmen 
von der fonft geftatteten allgemeinen Veröffentlichung bejchließen wolle 
und daß fein Grund vorhanden ſei, von diefer Beſtimmung abzuweis 
hen, Graf Arnim aber fchloß ſich diefer Bemerkung an und fügte 
hinzu: 

Bei dem vollften Vertrauen zu den Perfonen werde man doch nicht 
vom Reglement abweichen dürfen, welches die Entfcheidung der Verſamm⸗ 
lung ſelbſt beilege. 

So ſchien man wetteifernd bemüht, die Wahrheit Deſſen, was 
der Marſchall in ſeiner Einleitungsrede zur Verſammlung geſprochen, 
recht auffallend zu bekräftigen: 

„daß es eine falſche Vorausſetzung ſei, als ob in der erſten Kurie 


nur die Intereſſen des Beſtehenden, in der andern die der Bewe⸗ 
gung Ihre natürliche, nothwendige und grundſätzliche Vertretung fänden.“ 


Fürft Lichnowsky war aber au damit noch nicht zuftieden. 
In einer fpäteren Sitzung beantragte er: 


Man möge Se. Majeſtät um die Erlaubniß bitten, daß die Mitglie- 
der der einen Kurie den Sitzungen der andern beimohnen bürften, ſo 
weit ver Raum Died geftatte. 


Sein Hauptmotiv war abermals der Wunſch, daß die Herren» 
kurie fich vor ihrer Schwefterverfammlung, der Ständefurie, parlamen» 
tarifch tüchtig zeigen möge. 

Graf v. Dyrhn und Fürft Lynar unterftügten den Antrag, den 
aud) die Abtheilung mit 9 gegen 1 Stimme bevorwortet hatte. 

Graf Dyrhn Außerte: 

„Es ift den Berfammlungen Deffentlichfeit gegeben worden ; ich habt 
mich aber gerate während der Adreßdebatte überzeugt, Daß der Drud 
nur die halbe Deffentlichkeit if. Es ift fehr fchön, daß Alles 
gedruckt wird und dag die Namen genannt werden. Allein ich muß wies 
derholen: es ift nur halbe Oeffentlichkeit; denn der Einprud, 
den manche Rede macht‘, iſt ein ganz anderer, als der Eindruck, den die 
felbe Nede dann gedruckt gemacht bat. Ich halte Beides fär noth⸗ 
wendig, denn es ergänzt eine Oeffentlichkeit die andere.’ 
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Fürſt Lynar: „Bertrauen un Oeffentlichkeit find faſt ſyn⸗ 
onyme Worte geworden. Wir wünſchen Bertrauen — fo müs 
fenwiraud Deffentlichfeitmollen. Das Prinzip ift von dieſer 
hohen Kurie längft anerkannt, und es kommt gegenwärtig nur darauf an, 
es auszudehnen und in größere Anwendung zu bringen.” 


Der Marſchall fuchte den Antrag zu befeitigen, indem er Rüde 
fihten der befchränften Räumlichkeit in dem Sigungsfaale der Herren: 
furie geltend machte, Rüdfichten, welche der Kurie nicht geftatteten, 
der andern Kurie eine wirkliche Gegenfeitigfeit in diefer Beziehung ans 
zubieten. Weber das Prinzip felbft ſchien er am Liebften ganz hinweg⸗ 
ſchlüpfen zu wollen. Doch Fonnte er nicht verhindern , daß Andre, Die 
zwar nicht größere Gegner der Deffentlichkeit, als er, aber minder gute 
Diplomaten waren, mit naiver Geradheit die Debatte mitten in Die 
Prinzipfrage hineinwarfen. Domprobft v. Kroſigk war es, der’die 
Gefahr ded Weberganges von der zuerft befchloffenen ſchon wieder zu 
einer andern Art von Deffentlichfeit glücklich herauswitterte und der 
Berfammlung denunzitte. 


„Es ift ung,’ fagte er, „im Laufe der Debatte vorgetragen worden, 
welche geringfügigen Anfänge die Deffentlichfeit in andern Ländern gehabt 
bat, in Ländern, die Konitituzionen befigen, Konftituzionen, die jedoch 
auf anderer Bafis beruhen, als unfere Verfaſſung. Es ift unfchwer zu 
ermeflen, dad die für jetzt beantragte beichränfte Deffentlichkeit und auf 
gleichem Wege und mwahrfcheinlich in kürzerer Zeit zu gleichem Refultate, 
der Deffentlihfeitder Tribünen, führen werde. Ich erlaube mir, 
dem Herrn Untragfteller ind Gedächtniß zurüczurufen, daß ®%r bei der Be⸗ 
rathung über Beſchränkung oder Ausdehnung der Deffentlichkett durch ſte⸗ 
nografirte Brotofolle, alfo kaum vor 8 Tagen, die unbevingte Veroͤffent⸗ 
lihung der ftenografirten Verhandlungen fir nothwendig erachtete, wenn 
feine Deffentlichfeit der Sigungen ſtattfände. Jetzt, nachden die Kurie 
unter dieſer Boraußfegung die unbeſchränkte Veröffentlichung der Landtags⸗ 
verhandlungen durch die Stenografie votirt bat, gebt er einen Schritt 
meiter und beantragt vorerft die befchränkte Deffentlichkeit der Sigungen. 
Die unbefhräanfte Tribüne wird, wie ein Glied der Kette 
dem andern, unvermeilt nadhfolgen Deine Herren! ich laſſe 
die Würdigung der Tribüne auf fi) beruhen; fie bat ihre Vorzüge; fie 
hat ihre Nachtheile; aber fie ift Fein Element unferer ſtändi— 
hen Berfaffungz; das Patent vom 3, Fehr. kennt ſie nicht. 
Aus diefem Grunde treie ich jedem Schritt entgegen, Der ung ber Tri⸗ 
büne nähert. 

Wenden Sie mir nicht ein, daß bei Eonfequenter Durchführung diefer 
Argumentazion jede Verbefferung unferer Verfaffung ausgeſchloſſen fei, 
daß anftatt der beabfichtigten Stabilität weiterhin Stagnazion eim 
treten müſſe. Das ift meine Anficht nicht; ich halte dafür, daß auch wir 
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dem Bebürfniß der Zeit Schritt vor Schritt, aber mit Befonnenheit fol- 
gen müflen; Das aber Halte ich nicht für die Aufgabe der Landſtände, 
einem beionnenen und Eonfequenten Gouvernement gegenüber ein Geſetz — 
das mwohlermogene Mefultat jahrelanger Berathungen und angeftrengter 
Arbeiten, — dad noch nicht fein vierteliührliches Jubiläum gefeiert hat, 
foftematifch zu durchlochern und von allen Seiten anzubohren, wo e8 nicht 
von der dringenpften Nothwendigkeit geboten if. Möge man fich wenig: 
ſtens die Folgen nicht verbehlen, die bei folddem Verfahren für pas Lebens⸗ 
prinzip des ganzen Geſetzes in Ausficht ſtehen! Bis zur Stagnazion Haben 
wir noch einen weiten Weg vor und.“ 

Der kön. Kommiffar zeigte ſtch entgegenfommender gegen den 
Antrag, dem er indeß alle gefährlichen Konfequenzen dadurch zu neh⸗ 
men fuchte, daß er ausfprady: bei der innigen Vereinigung der Deiden 
Kurien zu einem allgemeinen Landtage habe derfelbe an und für fich 
fein Bedenken, und es werde wohl darauf eingegangen werden fönnen, 
fobald nur die Hinderniffe der Ortlichfeit nicht im Wege ftänden. 

Auch Graf Arnim verwandte fich für den Antrag. Die Ver: 
fammlung nahm venfelben. mit allen gegen 3 Stimmen in der Weife 
an, daß der kön. Kommiffar. gebeten werben folle, bei St. Majeftät 
anznfeagen, ob es wahl Defien Abfichten zuwider fei, den Mitglies 
dern beider Kurien das gegenfeitige Anhören ihrer Verhandlungen zu 
geſtatten. 

Der koönigliche Beſcheid auf dieſe Frage lautete bejahend, und die , 
Ständekurie ging bereitwillig auf den Vorſchlag ein. 

Seit diefer Zeit fand eine lebhafte gegenfeitige Theilnahme ber 
Mitglieder der einen Kurie an den Berhandlungen ver andern flatt. 

So weitete der Landtag felbft die Schranken, die feiner Wirkſam⸗ 
fett geftedt worden waren, allmälig eine nach) der andern aus, und es 
bethätigte fich wieder der alte Sprud, daß der Geift mächtiger 
ift, als Die Form. Was in der Ständekurie der inwohnende 
Drang freier Bewegung und das Bewußtſein einer großen, weltges 
ſchichtlichen Aufgabe, Das that bei der Mehrzahl der Herren, die jenen 
Drang wohl fchwerlich und dieſes Bewußtſein nur fehr bevingt theilten, 
die Scheu vor dem Urtheil der Welt und das unabweisbare Gefühl, 
daß fie ebenfalls, um Etwas zu fein, Etwas aus fid) machen müßten, 

Uebrigens war Dies nur der Anfang zu weiteren Beftrebungen 
des Landtags in der gleichen Richtung. Bevor wir jedoch diefen nach» 
gehen, müffen wir zuvor dem Landtage auf dad Gebiet materieller 
Fragen folgen, diejegt feine nächfte Aufmerffamfeit in Anſpruch nahmen. 
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Henntes Kapitel. 


Unruhen in Berlin. Verhandlungen des Landtags über den Rotbitand 
und über die Provinzialbülfskaflen. | 


Darin hatte die Allg. Preuß. Zeitung Recht gehabt: fehr ftoffli- 
her und greifbarer Art waren die Gegenftände, welche den Landtag 
zunächft nad) der Adreßvebatte und nach Erledigung der nöthigften 
Formfragen in Anſpruch nahmen. Mitten unter den großen Fragen der 
Zufunft ragten die dringenderen Korderungen des Augenblids gewaltig 
mahnend in die Wirkfamfeit des Landtags herein. Die materielle Noth - 
war auf einen bevdenklihen Höhepunkt geftiegen; tumultuarifche Auf: 
tritte, durch die Verzweiflung der hungernden und hülflofen Menge 
und durch einzelne wucherifche Erprefiungen beim Verfaufen der erften 
Lebensmittel veranlaßt,, hatten in mehren Städten der Monarchie be— 
teits ftattgefunden. Jetzt begannen fie auch in der Hauptftadt, unter den 
Augen des Königs und der verfammelten Stände. DreiTagelang wieder: . 
holten ſich die Exzeſſe; eine entfeflelte Menge wogte durch die Straßen 
und auf den öffentlichen Pläßen, zerftörte, plünderte, mishandelte Die, 
welche fie der wucherifchen Vertheuerung der Lebensmittel ſchuldig hielt, 
übte dabei auch frechen Muthwillen,, zog felbft bis in die Nähe des fö- 
niglihen Schloffes und zerftörte einen Theil der prachtvollen Scheiben 
am Palais des Prinzen von Preußen, deren Lurus ihre Erbitte: 
tung erregte. Die Polizei und das Militär, fonft fo raſch zur Hand 
und fo bereit zum ftrengen Einfchreiten, famen diesmal faft überall ent- 
weder zu fpät oder griffen nur ſchwach ein und beftärften dadurch den 
Muthwillen der erregten Maſſe. Die Bürger, eine allgemeine Ent: 
feflelung des Pöbels und die Zerftörung oder Plünderung ihres Eigen« 
thums fürchtend, boten ihre Hülfe zur Unterdrüdung der Rubeftörun« 
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gen an und baten um die Erlaubniß, eine Bürgerwache bilden zu dür⸗ 
fen; der Minifter des Innern wies diefen Antrag zurüd — man fand: 
es bedenklich, dem Gedanken der Selbftregierung bei den Bürgern Nah⸗ 
rung zu geben und die Illuſionen von der Allmacht und Alleinberech⸗ 
tigung der Polizei und des Militärs zu ſchwaäͤchen. Doc fing man. 
jest an, etwas ernfter gegen die Tumultuanten zu verfahren, und in. 
Kurzem war bie. Ruhe hergeflellt. 

Auswärts brachte man natürlich dieſe Vorgänge mit den politiſhen 
Ereigniffen, die ſich ſo eben in Berlin zu entwickeln begonnen, mit dem: 
lebendigen Auftreten des Landtags und dem Erfcheinen einer entfchies: 
denen Oppoſizion in Verbindung. Eine Wechfelwirfung des Einen auf‘ 
das Andere fhien unabweisbar. Entweder waren die Unruhen gerades- 
zu von politifchen Barteigängern angeftiftet, oder es hatte fi) ganz von 
felbft durch die erften Afte des Landtags, durch die Thronrede, durch 
den unglüdlichen Ausgang der Adreßdebatte ein Gefühl der Verſtim⸗ 
mung, der Verbitterung, der Erregung in der Bevölkerung der Reflvenz- 
entwidelt und war — wie Dies ja faft immer zu gefchehen pflegt — 
zuerft in den unterften Schichten zum Ausbruch gefommen. Unwill⸗ 
kuͤrlich mochten Viele an die Begebenheiten des Jahres 1789 in Paris: 
denfen, wo auch die parlamentarifchen Stürme der verfammelten Ger: 
neralftaaten mit Brodemeuten und Vollsaufläufen Hand in Hand’ 
gingen. 

Diefe Bermuthungen haben indeß in den Thatfachen, fo weit 
ſolche offenfundig geworben find, Teinerlei Beftätigung gefunden. Die öfs- 
fentlihen Gerichtsverhandlungen , in denen fofort nach beendigten Uns: 
ruhen das Urtheil über die gefangen genommenen Tumultuanten ge- 
ſprochen ward, ergaben Nichte, was auf tiefere Verzweigungen oder: 
politifche Zwecke diefer Exzeſſe fchließen ließe. Ebenfowenig famen wäh: 
rend der Exzeſſe felbft Demonftragionen von eigentlich politifchem Ka⸗ 
rafter vor.| 

Dieje Zufammenhanglofigkeit zwiſchen der politifhen Bewegung 
in den obern Regionen der Hauptftadt und der tumultuarifchen Er: 
hebung der untern Volksklaſſen — fo auffallend fie auf den erften Blick 
erfcheinen mag, da doch beide an einem Drte und zu einer Zeit ftatt- 
fanden — wird doch gar wohl erflärlih, wenn man die Zuftände. 
ins Auge faßt, wie fie wirklich waren, und nicht fremde Maßſtäbe an- 
legt, welche audy hier, wie gewöhnlich, täufchen. Bei aller äußern 
Aehnlichkeit der Ereigniffe in Berlin mit den Vorgängen des Jahres 
1789 in Baris, beftand dennoch zwifchen beiden mehr als ein wefentlicher 
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Unter ſchied. var gab es In Berlin, wie damals im Paris, eine guoße, 
leichtbewegliche und namentlich in ihren unterm Schichten auch zu eines 
kecker Schilderhebung wahl aufgelegte Benoͤllerung; ebenſowenig haͤtte es 
vielleichh an Seitenſtuͤcken zu den Rednern des Palaig rayel und Der 
Hlabbs gemangelt. Allein im Uebrigen waren die Verhältniſſe doch 
ganz andre, Namentlich fehlte Das, was allein die Maſſen zu einer 
allgemeinen Bewegung im politifchen Sinne verawlaften nun: ein di⸗ 
okies „ handgreifliches Imereſſe an der Umgeftaltung des Veſtehauden, 
ein, unmittelbax auf ihnen laftender Druck, deſſen Abſchüttelung fie von 
einen altgemeinen, Syſtemsaͤnderung zu ermarten haben. Hier war: fein 
prunkender, verfaämenderifcher, übermüthiger Hof, ber das Murk des 
Landes verzehrte und der Noth des Volkes durch frivole Vergeudung- 
ſchwer erprefiter Abgaben Hohn fprach ; hier gab es Feine feudalen Feſ⸗ 
feln des Verkehrs, der Gewerbe, des Aderbaug zu ſprengen, feine mit« 
telalterlichen Beſchraͤnkungen der pnerfönlichen. Sreibeit abzufchisteln; 
Feine unerſchwingliche Steuerlaft hedrückte das Volk; keine zu Tage lie⸗ 
gende Zerrättung der. Stautäfinanzen bedrohte ven Wohlftand der Mit: 
telfinften mit Ruin. Im Gegentheil erſchien die Bermaltung im Ganzen 
als ſorgſam und wohlgeordnet, die Steuerlaft als mäßig und wenig⸗ 
ftens nicht allzu ungleich.vertheilt, der Hof als einfach und mindeſtens 
ohne die verlegenne Oſtentazion eimer abfichtlichen Ueberhebung über 
bürgerlihe Zucht und Sitte; die feudalen Laften und Fefleln hatte ſchon 
längft die Regierung felbft auf dem Wege einer friedlichen Revoluzion 
befeitigg — fomit war Alles entfernt, was unmittelbar das Gefühl des 
Volkes reizen und erbittern Eonnte. _ 

Dazu kam, daß die Klaſſen, von welchen jegt die gewaltfame Bewe⸗ 
gung ausging, durchaus nicht das gleiche Intereſſe mit den Klaffen 
hatten, welche bei der yolitifchen. Reform zunächft betheiligt waren. See 
nes waren, bauptfächlich die arbeitenden Klaſſen, die Proletarier, Die: 
fe8 der Mittelftand , die Befigenden. Die Kegteren mußten fürchten, 
daß eine gewaltſame Erhebung der Maflen ſich eben fo leicht, ja noch 
eher gegen ihren. Befipftand richten möchte, als gegen die Regierung 
und ihr politifched Syſtem, und die ärmeren Klaffen wären wohl auch 
dazu geneigter geweſen, ald zu einer politifchen Revoluzion, deren 
Zwed und Nupen für ſich fie ſchwerlich einzufehen vermochten. 

Wenn daher überhaupt in jenen Tagen ernftere Ereigniffe zu 
befürchten waren, fo waren es gewiß weit mehr folche im fozias 
liſtiſchen, als im politifchen Sinne. Gerade diefe Furcht aber, welche 
Damals wohl Biele aus dem Mittelftande theilen mochten, war ber 
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polktifchen Oppoſizion nichtgänftig, fondern.cher hinperiih. Diefurchtfa⸗ 
meren inter den Deputirten fanden barin eine Berechtigung, fa Vor⸗ 
Pllichtung für Rh , Der Meglerung ſich enger anzufpließen , um ja nicht 
oa Durch einen ungeitigen Tadel ihrer Maßregeln der vorhumdenm 
Srregung der Gemuͤther noch mehr Nahrung zu geben. Im Altgenıeis 
won wurde Das Intereffe momentan von ben politifchen Fragen hinweg⸗ 
and auf die materiellen Benfirfniffe des Augenblicks abgelentt. Wenn 
man Gerüchten trauen darf, fo hätte-eine Partei, welche Nichts unorr⸗ 
ucht ließ, um die fänbifchen Inftitugionen im Ihrer Entfaltung zu hem⸗ 
eh, wenn nicht yar, fie wieder rüdgängig zu machen, auch jene Exzeffe 
für ihre heimtuͤckiſchen Pläne ausgebeutet. Es wäre von dieſer Sehte 
her ansgefptengt worden: Die Megierung würde gern weit Mehr zur 
Erleichterung des Volks ihn, allein fie fei gehemmt durch den zuwer 


einzuholenden Rath der Stände; die Stände würden fich aber nicht ehr 


beeilen, dem Nothſtande ein Ende zu machen, da ein großer Theil der⸗ 
felben von deſſen Fortduuer Nutzen zöge. 

Wir wirrden dieſem Gerüchte keine Beachtung ſchenken, wenn nicht 
auffallender Weiſe in einer Schrift, welche in vielen Beziehungen höchſt 
Bedeutungsvoll für die Stellung dieſer Partei zu den neuen Verfaffungo⸗ 
Formen in Preußen iſt, in den, Geſpraͤchen aus der Oegenmwart“, unter Art 
derm auch den Unbängern des Beſtehenden ber Rath gegeben wäre: 
man möge doch bie untere Klafſſe näher an fich heranziehen, um ſich ih⸗ 
zer gegen die Mittelflaffe zu bedienen. 

Wie Dem fei, die Stände bewiehen fehr bald dutch die That das 
Grundloſe ſolcher Vernäßhtigumgen. Schon dor dem Ausbruch der Er- 
geſſe in Berlin waren verſchiedene Pelizionen wegen Abhülfe des Roklys 
fandes bei der Kurte der drei Stände ‚eingereicht worden. Wenige 
Tage nach der völligen Wiederherftellung der Ruhe Tamen dieſelben zur 
Berathung. 

Die Verhandlungen darüber verriethen alterdings eine gewifle Ha⸗ 
Mgkeit, welche die Ruhe und Freiheit einer tieferen Erörterung der jo 
wichtigen Trage vermiflen ließ. Man fühlte fi ‚offenbar unter dem 
Drucke momentaner Berrängniffe, denen man fo ſchnell als moͤglich 
und um jeden Preis abhelfen wollte. Weitergehende Vorſchlaͤge oder 
ſelbſt nur Hindeutungen auf foldye, wie fie von mehreren Seiten ge- 
macht wurden , wies die Ungebuld der Berfanmlung als ungeitig ab. 
Man beſchraͤnkte ich darauf, zwei Maßregeln zu befchließen, welche - 
gtemlich übereinftimmend inden Betiziowen der Abgg. Krüger, Gieſe, 


Mehls und Bauch empfohlen waren und zu deren Ausführung bie 
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‚Regierung felbft vorzugoweiſe geneigt ſchien: das Verbot einer Aus: 
fuhr der Kartoffeln auch für die öftlichen Provinzen (für Die weftlichen 
‚beftand es fchon ) und das Verbot des Brennens von Kartoffeln für 
“eine gewifle Zeit. Ein gleiches Ausfuhrverbot auch für das Getreide 
anzuempfehlen, wie von Manchen gewünfcht ward, hielt man im In: 
tereffe des allgemeinen Handels für bedenklih. Zwar wurden aud) ger 
‚gen die Räthlichkeit und Nüslichfeit jener beiden Maßregeln viele Be: 
denken laut; auch kam der nicht unbeträchtliche Schaden in Erwägung, 
der dadurch manchem Privatintereffe zugefügt würde; dennoch nahm 
Die Kurie mit großer Majorität beide Auträge an, und auch der Bor 
fchlag einer Entfchädigung für die Befiter von Brennereien , der von 
Einzelnen gemacht wurde, fand -bei der überwiegenden Mehrheit der 
-Berfammlung und feldft beim Eon. Kommiffar entſchiednen Wider: 
ſpruch. Der Abg. Meviffen machte befonders aufmerkfam , wie die: 
Augen des Landes bei diefer Frage auf die Stände gerichtet ſeien, da 
man wife, daß ein Theil der Berfammlung aus Befigern von Brenne 
reien beftehe. Der Vorfchlag fand feine Unterſtützung. Als Hierauf ein 
ritterfchaftlicher Abgeorbneter, Herr v. Grävenig, eine „Sonderung 
in Theile” für den Ritterftand beantragte, weil deffen Intereffen durch 
den gefaßten Befchluß verlegt feien, widerfpradh der fön. Kommif 
Jar diefem Antrage, als unftatthaft, weil ein verlegtes Standes 
interefje nicht vorläge, denn die Rittergutöbefiger würden ſich doch nicht 
mit den Brennereibefiern identifiziren wollen. Bei der hierauf geftell 
ten Stage erfolgten, flatt aller Unterftügung, nur Zeichen ver Mi 
billigung, wogegen, ald Herr v. Auerswald den Antragfteler — 
im Sinne vieler Mitglieder der Ritterfchaft, wie er glaube — Dringend 
erfuchte, feinen Antrag zurückzunehmen, lebhafter Beifall fich fundgab. 
Seitdem ift auf dem ganzen Landtage fein zweiter 
Berfuch einer Sonderung in Theile von Seiten eines 
sinzelnen Standes vorgefommen. 
| In der Herrenfurie wiederholten fid) fo ziemlich diefelben Be 
denken gegen, diefelben Gründe für die beiden Borfchläge. Fürft Lid 
nowsky und Fürft Lynar erflärten es für Pflicht der Verfammlung, 
‚zu zeigen, daß ſie nicht durch Privatintereſſen geleitet werde, daß fie an 
Patriotismus und Aufopferung nicht zurüdbleibe, wo es gelte, dem 
Baterlande oder ihren ärmern Mitbürgern einen Nupen zu fchaffen. . 
„Ich glaube,” fagte Fürft Lihnomsfy (mit Beziehung auf den Vor: 
trag eines anderen Mitgliedes, der die Näthlichkeit der Maßregel erörtert 
hatte), „ich glaube, die Herrenkurie hat die Frage von einem andern Ge⸗ 
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fichtöpunkte aufzufaffen. Die Herrenkurie beſteht zum größten Theile aus 
Mitgliedern, welche weſentlich durch diefe Mafregel leiden werben, Es 
- wird wenigſtens in der zweiten Kurie und im Lande mit größerem oder ges 
zingerem Rechte behauptet werben, daß die Herrenkurie darunter leide. 
Die zweite Kurie befteht aus Vertretern aller Stände — der Ritterſchaft, vie 
auch Kartoffeln verbrennt und verkauft; ver Städte, mo die Maffe von Un⸗ 
bemittelten und Proletariern auf dad Verzehren von Kartoffeln hingewieſen 
ift, und der Landgemeinden, die zum Theil Kartoffeln zu verkaufen haben, 
zum Theil fie jet um große Summen einkaufen müfjen, um dad Leben 
nothdürftig bis zur nächften Aernte zu friften. Diefe drei verfchiedenen 
Stande finden ſich Hier gleichfam vereinigt und vertreten. Denn wir 
vertreten nit allein und, fondern auch jene Infaffen 
und armen Leute, welche auf unfern Öütern wohnen und 
darben. Ich halte es daher für ganz unmöglich, daß eine Maßregel, 
welche darauf hinausgeht, ein wohlfeiles Lebensmittel für die jegige Zeit 
zu fchaffen, nicht mit ver ungeheuerften Akklamazion in diefe Vers 
fammlung aufgenommen werde.’ 


Fürſt Lynar: 


„Meine Herren! wir alle gehören zu den größern Grundeigenthümern 
des Landes; die Meiften von uns find vielleicht auch im Beſitze von Vor⸗ 
räthen, die ausgeführt werden fünnen. Aber gerade deshalb müffen wir 
für diefe Diaßregel flimmen, denn diefe erfie Kurie wird nie zurüd 
-fteben, wo eösgilt, fthaufzuopfernzum Wohle des ®anzen. 
Ich glaube, wir babenden Beruf, ven hohen und fhönen Be 
ruf, uns als die natürlichen Befhüger derjenigen Klaffen 
binzuftellen, welhe hier aufdem Landtagenicht vertreten 
find und nichtvertreten fein fönnen.“ 


Auch Graf York, obfchon er ausfpradh: eine Verfammlung, 
wie diefe, müffe fich nicht von ihren Gefühlen, fondern von den Prin⸗ 
zipien des Rechts leiten laffen, und er fönne darum einen ſolchen Eins 
griff in Die Privatrechte eigentlich nicht bevorworten, flimmte doch, um 
der dringenden Roth willen, für den Vorſchlag der andern Kurie. Nur 
wünfchte er, daß, wenn diefe Roth noch höher fteigen follte, da Gou⸗ 
vernement Mittel finden möge, auch die Grundbeſitzer, die, wie er, 
feine Brennereien hätten, heranzuziehen und an ber Roth Theil nehmen 
zu laflen. 

Andere Mitglieder fchloffen fich mit ähnlichen Aeußerungen an. 

Rur der Graf von Weftfalen erklärte ſich entſchieden gegen den 
Borfchlag: | 


Es fei eine Härte, eine Ungerechtigkeit, ven Befigern von Kartoffeln 
die Verwendung derfelben zum Branntweinbrennen zu verfagen, und, daß 
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Solche. gerade hier in die ſe r Berſammlung vorgehe, halte er in Ham 
Gradre für bedenklich. 

„Ob vie Verſammlung fi ſcheinbur populär macht oder nicht”, ſagte 
er, „darauf kann fehr wenig ankommen, ſondern es kommt Hauptiächäkh 
wuf die Feſtigkeit des Breszipienfetpaltens an. Der Bahliprach des preu⸗ 
‚Hlfchen Staates iſt: Summ -cnique | und, wenn ich auch grrade wicht vehuup⸗ 
ten will, daß Durch die vorgefthlagene Maßregel Einem daB Gene gendom⸗ 
men werben foll, fo liegt in der Beſchrünkung der Dispofizionebefugniß 
des Eigenthums, umd zwar nicht etwa ald allgemein einen Jeden treffend, 
fondern mur den zufüllig gerude Befigenden, veffen Beſitzthum zufällig am 
Gierigſten begehrt wirn, und zwar ohne Entſchädigung, der erfte Ueber: 
gang in jene verderbliche Konfequenz, gegen Die ich jeden Umter⸗ 
rhanen des preußifchen Staatsverbandes durch dieſes unfer Grandgeft 

geſchützt glaubte.“ 

Es fam auch zur Sprache: warum nicht DieRegierung die Inizia- 
tive in dieſer Sache ergriffen habe, und zwar fofort nach dem ungün⸗ 
fligen Ausgang der Kartoffelärnte, wo die Maßregel wirkjamer gewes 
fen fein würde. Das Leptere fuchte der Finanzminifter v. Duesberg 
damit zu rechtfertigen, daß die Regierung nicht ohne die Äußerfte Roth 
zu einer ſolchen Ausnahmemaßregel habe fhreiten wollen. - 

Es habe nicht die leifefte Verankaffung vorgelegen , einen Zuftand zu 
vermuthen, der das Aeußerfte nothwendig machte. 

Der Prinz von Preußen erflärte: 

Die Regierung habe ſich des Robes , welches ihr Hätte zu Theil wer: 
den Fönnen, enthalten, um e8 ven Ständen zu überlaflen, habe vorgezo: 
gen, diefen Antrag. von ven Ständen audgehen zu Taffen. 

Die Abſtimmung ergab beinahe Einhelligfeit für die Bor: 
iſchläge der andern Kurie. 

In einer fpätern Sigung der Ständefurie famen noch verfchie⸗ 
dene andere auf den Nothſt and bezügliche Petigionen zur Berathung. 
Aber auch diesmal wollte die Berfammlung von einem tieferen Einhe⸗ 
hen anf die Urfachen der vorhandenen Noth und die weitergehenden 
Mittel ihrer Befeitigung Nichts hören, Vergebens ſuchte Diergardt 
Die Frage auf Das Gebiet der Zollgefeggebung, desfogenannten , Stu: 
Bes der nazionalen Arbeit gegen fremde Konkurrenz“, hinübergufptelen; 
— man ging nicht weiter Darauf ein; vergebens empfahl Facilides 
Die allgemeine Einführung des Liedfefchen Sparkaſſenſyſtems — fein 
Antrag blieb ohne Unterftügung; vergebens wandte fih Gruneu 
an die Arbeitgeber, denen, wie er fagte, die arbeitenden Klaffen noch 
mehr, als der Regierung felbft, am Herzen liegen müßten; vergebend 

rief er aus: 
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' „Es wird eine Zeit Boınmen, wo wir benauern werben, daß — #6 

bin Einer von derjenigen Klaffe , weldye wit dieſer arbeitenden Kaffe Mel 
zu thun hat — für diefelbe Nichts gefchehen iſt.“ 

Sein Vorſchlag: Die Arbeitgeber möchten freiwillig den Arbeiten 
einen höheren, mit den gefleigerten Preifen der Lebensmitiel im Ber 
Hältniß ſtehenden Lohn geben, werd gar übel aufgenommen ; bedeuten: 
der Lärm unterbrady den Redner, und eine Stimme rief ihm gu: 

„Das wäre eine Belehrung, deren bevürfen wir nicht, Wir willen, wie 
wir und mit unfern Arbeitern zu flelten haben.” 

Bon allen Anträgen fand nur der eine ven Beifall der Verſamm⸗ 
fung, der den gemeinfamen Inhalt der Betigionen der Abgg. v. Dos 
minierski, Wächter und Se ulen bildete, naͤmlich: 

„Die Regierung zu bitten, daß für die Dauer ver gegenwärtigen 
Theuerung durch gemeinnützige Anlagen, ſowohl unmittelbar auf Koften 
des Staates, als mittelbar durch Unterflügung von Kreide, Kommungl⸗ 
und Alzienunternehmungen diefer Art, den arbeitennen Klafien neue Er: 
werböquellen in hoͤchſtmoͤglicher Ausdehnung eröffnet werden möchten.‘ 

Die Herrenkurie ftimmte diefem Antrage faft ohne Debatte 
bei. Nur Fürft Lynar wollte in längerer Rede auf die Arbeits » und 
Lohnverhältnifie im Allgemeinen eingehen, ward jedoh vom Mars 
ſchall gebeten, feinen Vortrag, da er, wie er ſelbſt vorausgefchidt, eis 
nen beſtimmten Antrag damit nicht verbinde, für eine andere Belegen: 
heit aufzufparen. *) 


Die Berhandlungen über den Nothſtand hatten auch ihre poli⸗ 
tiſche Seite. Zwei wichtige Thatfachen wurden dadurch in ein helles 
Licht geftellt. Fürs Exfte, daß der bureaufratifche Mechanismus feines» 
wegs fo gut und ficher arbeite, um allen Berhältnifien, aud) ungewögn- 
lichen, gewachſen zu fein. Der Minifter mußte felbit eingeftehen, daß 
die Regierung das Vorhaudenfein und den Umfang des Roth erſt da 
recht erfannt habe, als es zur wirkſamen Abhuͤlfe ſchon faſt zu Paͤt wer. 
Man wies ihm aber auch nach, daß dieſe Unkenniniß zum Theil eine 
verſchuldete geweſen, indem er die Anzeigen und Warnungen von Sach⸗ 


*) Wie man hört, iſt diefer Vortrag, zu defien Haltung In der Derfammlung 
Fürft Lynar nicht gelangte, in Abfchriften verbreitet worden. Er fol fehr umfänglich 
feln umd in tiefe Eroͤrterungen der ſozialen Fragen der Gegenwart eingehen. Es waͤre zu 
twünfihen, daß ver Furſt ihn durch von Drutk veröffentlichte, 
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verkändigen zu wenig beachtet. Hier beftrafte ſich durch die öffentliche 
Beſchaͤmung der bureaukratiſche Dünfel des Allesbeſſerwiſſens. 

Das Zweite war, daß die Regierung für gut befand, die Anträge 
des Landtags abzuwarten, flatt fofort auf eigne Hand mit den Maßs 
regeln, von deren Nothwendigfeit fie für ihren Theil überzeugt war, 
vorzufchreiten. Sie erfannte damit ſtillſchweigend an, welchen großen 
Werth fie darauf lege, wichtige Maßregeln nur im Einvernehmen mit 
den Etänden auszuführen und ihre Berantwortlichfeit gegen das Land 
mit den Vertretern des Landes zu theilen. 

Diefes Eingeftändniß erfcheint um fo bedeutungsvoller, wenn man 
erwägt, wie dringend die Noth war, welche der helfenden Hand der 
Regierung harrte, und wie fehr das Minifterium felbft dieſe Dringlich- 
keit anerfannte. Sprach doch der Minifter des Innern in der Kurie 
der drei Stände die inhaltfchweren Worte aus: „Noth kennt Fein 
Gebot!“ Und dennoch zog er ed vor, zu warten und den Ständen 
die Iniziative bei dieſen Maßregeln zu überlaffen! Freilich entging 
man auf diefe Weife der unerfreulichen Nothwenpigfeit, fich unter dem 
Stande der großen Orundbefiger durch eigenmächtiges Eingreifen in 
deren Intereffe Feinde zu fchaffen, und handelte doch immer noch po⸗ 
pulaͤr, indem man ſich bei der Debatte für das Gemeinwohl und die 
Intereſſen der ärmern Klaſſen eifrig bezeigte. 


Aus den Verhandlungen über die Provinzialhülfstaffen 
(dte in vereinigter Sigung beider Kurien ftattfanden) ift nur ein einziges 
belangreiches Moment hervorzuheben. Es handelte fich bier um Ueber 
laffung einer Summe von 2%, Mil. Thlen. (aus verfchiedenen Dispo» 
nibeln Ueberſchuͤſſen) zur Begründung von Provinzialkaſſen für 
Förderung des Aderbaus und der Gewerbe, Unterftüßung von Gemein⸗ 
den, Erweiterung von Provinzialinftituten u. dgl. M. — nah dem 
Mufter der ſchon beſtehenden weftfältfchen und, wie diefe, unter ftän- 
difcher Verwaltung. 

Gegen diefe provinzielle Abgrenzung eines für den ganzen Staat 
nüglichen Inſtituts, fo wie gegen die Erweiterung der Verwaltungs⸗ 
befugnifie der Provinzialftände, äußerte der Abg. Camphaufen Bes 
denfen — doch wollte er dadurch der Idee felbft nicht entgegentreten. 

Als aber, bei der Debatte über die Bertheilung jener Summe an 
die einzelnen Provinzen, der Abg. v. Binde darauf beſtand, daß dieſe 
BVertheilung nicht nach der Kopfzahl, fondern nad dem Maßftabe der 
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direkten Beſteuerung ſtattfinde, weil fonf einzelne Provinzen, wie na⸗ 
mentlich Rheinland und Weſtfalen, benachtheiligt würden; als Dei⸗ 
ſelbe, nachdem die Verſammlung feinen Antrag abgelehnt, auf „Son⸗ 
derung in Theile‘’ für die Provinz Weftfalen antrug, da erhob ſich 
‚gegen diefen Provinzialgeift der Abg. v. Bederath und fagte: 


„Der Sinn ded Vortrags eined Mitglieds der Aheinprovinz, den mir 
beim Anfang der Debatte vernommen haben, ging dahin, daß ed nicht 
rathfam fei, den Provinzialftänden eine Wirkfamkeit einzuräumen , melche 
dahin führen fünnte, daß die Zentralgemalt des Staates, diejenige Ge: 
walt, die durch das Zufammenwirfen der Krone mit den Ständen im Mits 
telpunfte des Staates entfleht, geichwächt würde. Was gegen diefen Vors 
trag eingemendet worden ift, bat mir nicht geeignet gefchienen, ihn zu 
entkräften. Was aber jet in der Verſammlung vorgeht, bemeift mir, daß 
die Gründe dieſes Vortrags unerfchütterlich feitfiehen. Das ift gerade 
das Unglüd Deutſchlands geweſen, daß es feine Kräfte 
während einzelner Perioden feiner Gefhichte in provin 
zieller Abfonderung zeriplittert bat, und es ift eine der 
größten Aufgaben, die und vorliegen, daß wir die einheit 
liche Kraft des preußiſchen Staated immer mehr befefti- 
gen ſollen. — Wenn eine einzelne Provinz des Staates wegen ihres 
größern Wohlftandes, wegen des größern Wohlflanded der einzelner Bes 
wohner an direkten Steuern Mehr beiträgt, ald eine andere, in welcher 
fich der Wohlftand noch nicht fo entwidelt hat, fo wird dieſe Provinz — ' 
ich glaube Dies im Namen aller Provinzen, welche hier vertreten find, 
fagen zu können — fo wird diefe Provinz, fage ich, ed fih zur Ehre 
und Freude rechnen, aus ihrem Wohlſtande dazu beizutragen, daß in 
jeder andern Provinz dafjelbe gegenfeitige Verhältniß bergeftellt werde.“ 
( Bravoruf. ) 


„Meine Herren !’ fuhr Beckerath fort, „laſſen Sie ung feft an ber 
Staatdeinheit halten! auf diefer beruht unfere Kraft. Bern fei von und 
eine itio in partes, fern fei von und jede Sonderung! Lafjen Sie und bier 
gemeinfam berathen, was im materiellen wie im höhern Intereffe des 
Ganzen recht und billig ifl; und, was von der Berfammlung für recht und 
bilfig anerkannt worden if, fei allen Provinzen gemeinfam, aber niemals 
möge eine einzelne Provinz auftreten und gegen einen folchen Befchluß ſich 
erheben! (Wiederholter Bravoruf. ) 

Fürft Radziwill: „Von beiden Abgeorbneten der Rheinprovinz 
find virefte Angriffe gegen das Prinzip der Provinzialflände gemacht wor⸗ 
den. Diele Angriffe fcheinen nur von dem Eon flituzionellen Geſichts⸗ 
punkte aus betrachtet und dahin gerichtet zu fein, die Provinzialftände in 
Frage zu ftellen. Gegen Diefes will ich mich, im Interefje ver Provinz, die 
ich mitzuvertreten die Ehre habe, vermahren. Es giebt allerdings Provin⸗ 
zialinterefien, aber nicht nur materielle, fondern auch moralifche, die mir 
noch höher ſtehen, als die materiellen. Diefe moralifchen Intereffen, die 
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Ich Hier zu vertreten babe, innen nar auf ben Wege prosingklfftänbtfäger 
Freiheit gewahrt werben. Ich verwahre mich daher, im Mamen ber Pro⸗ 

die ich zu vertreten die Ehre babe, gegen bie Tendenz diefer Angriffe.” 
(Ravoruf.) 

Abg. v. Beckerath: „Ich verkenne keineswegs, daß es Provinzial⸗ 
intereſſen, moraliſche wie materielle, giebt; wo ſte aber mit dem höheren 
paterländifchen Intereffe Eolliviren, da müflen fie zurüdftehen, da muß das 
Einzelne aufgehen in dad große Ganze; dagegen, daß Died nicht gefchehen 
fol, verwahre ich mih im Namen des Baterlandsl“ 


Die Sonderung in Theile unterblieb und iſt fett. 
demebenfallönichtwiederverfuhtworden. 








Sehntes Kapitel. 


Die Bolenpetizion; eine Prinzipfrage über das Recht ded. Marfchalls 
zur Zurückweifung von: Petigionen. | 


— — — 


Eine intereſſante Epiſode bildete in der Dreiſtaͤndekurie die Polen⸗ 
petizion, intereſſant ſowohl um ihrer ſelbſt willen, als wegen der 
Prinzipfrage, die dabei zur Sprache kam. 

Es war in der Sitzung vom 5. Mat, als der Abg. Schumann 
fih erhob und Klage darüber führte, daß der Marfchall eine von feinen 
Kollegen aus der Provinz Pofen eingereichte Petizion um Aufrecht- 
haltung der deu dortigen Polen zugejicherten Nazio— 
nalität und Sprade mit der Bemerkung zurüdgewiefen babe, 
daß dieſelbe ein bloßed Provinzialinterefie betreffe, daher, nach 8. 13 
des Geſ. v. 3. Febr., nicht hierher, fondern vor den Brovinzialland» 
tag gehöre. Dagegen nun erhob er Widerfpruch : 

Ein Gegenfland, fagte er, welcher Die Lebensfrage eined ganzen 
Volksſtammes, eines ganzen Landestheild betreffe, Tönne unbedingt für 
Die ganze Monarchie nicht gleichgültig fein, intereſſire fie vielmehr weient- 
lich, fei alio gewiß eine innere Angelegenheit des ganzen. Staateß. 

Sollte Dies aber auch zweifelhaft fein, fo fiehe doch nicht dem Mare 
ſchall zu, dieſen Zweifel zu entfcheiden und die Betizion kurzweg zurüdzus 
weiſen; vielmehr fchreibe das Neglement vor, daß jede Petizion einer Ab⸗ 
theilung zur Borberathung zu übermeilen fei. Diele habe zu prüfen und 
. die VBerfammlung dann zu enticheiden, ob die Petizion zu ihrer Kompe⸗ 
tenz gehöre. 

Diefer Befchwerde ſchloſſen fich die pofenfchen Abgg. Brodomwsti, 
Kraſſewski, Niegolewski an. Kraffewsfi äußerte: 

„Die erwähnte Petizion enthält einen materiellen Grund, weshalb 
fie eine allgemeine genannt zu werben verdient, fle Ipricht bon Berbeißuns 
gen, die von bed hochſeligen Königs Maieftät gemacht worden find. Wir 
fußen auf dieſe Verheißungen, wie Sie, meine Herren, Ihrerſeits das 
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Necht haben, darauf zu fußen, wenn Sie auf eine Konftitution dringen. 
Wir vertheinigen unfere höchften Güter. Meine Herren, es giebt feine 
Konftitution ohne Volksthümlichkeit, fie ift die Baſis und jenes iſt der 
Eeiſt, alfo fprechen Sie und Das nicht ab, was Ihnen felbft jo Noth thut.“ 


Tiefer noch ging Niegolewski auf das Materielle der Petizion 
ein. In einer von innerer Bewegung zeugenden Rede fprach er fich 
über die Beichwerden und die Wünfche der polniſchen Nazionalen 
Poſens folgendermaßen aus: 


„Als vie pacificirenden Mächte auf dem Wiener Kongreſſe die chriſt⸗ 
liche Moral für die Grundlage ihrer Bolitif erflärten und den Willen aus: 
fprachen, Staaten und Völker in den vorigen, durch die Folgen der großen 
Staatdummälzungen geftürten Stand wieder einzufegen, erkannten fie, wie, 
gerecht die Anfprüche der polnischen Nation auf Vergütung de ihr 
zugefügten Unrechts waren. Weil aber übermächtige Rüdfichten und Ver: 
hältnijfe die Gewährung der vollen Gerechtigkeit durch Wiedervereinigung 
der getrennten Glieder unter einem Haupte zu neuem, felbfifländigen Leben 
binderten , jo follten wir wenigftend vor der Schmach der Vernichtung ale 
Volk bewahrt werden, jo wurde und überall der Öffentliche Gebrauch un⸗ 
ferer Sprache, unfere volfsthümliche innere Entwickelung, alfo ein Zu- 
ſtand, welcher uns ald Polen, wenn nicht zufriebenftellen,, doch mit unſe⸗ 
rem harten Schickfale verfühnen Eonnte, zugefichert. Auf Grund dieſer Zu⸗ 
fiherungen bat Se. Majeftät der jegt in Gott ruhende König Friedrich 
Wilhelm III. bei ver Beftgnahme des Großherzogthums Pofen vom 15. Mat 
1815 ein Patent erlaffen, in welchen e8 beißt: - ' 

‚Auch Ihr Habt ein Vaterland und mit ihm einen Beweid Meiner 
Achtung für Eure Anhänglichfeit an daffelbe erhalten. Ihr werdet Meiner 
Monarchie einverleibt, ohne Eure Nationalität verleugnen zu dürfen, Ihr 
werdet an der Conftitution Theil nehmen, die Ich Meinen getreuen Unter: 
thanen zu gewähren beabfichtige, und Ihr werdet, wie die übrigen Pro: 
vinzen Meined Reich8, eine provinzielle Verfaflung erhalten. 

Eure Religion foll aufrecht erhalten und zu einer flandeömäßigen 
Dotirung ihrer Diener gewirkt werden. Eure perfünlichen Rechte und Euer 
Eigentbum fehren wieder unter den Schuß der Geſetze zurüd, zu deren 
Berathung Ihr fünftig gezogen werden follt. 

Eure Sprache. foll neben der deutfchen in allen Öffentlichen Verband: 
fungen gebraucht werden, und Jedem unter Euch foll nad) Maßgabe ſei⸗ 
ner Fähigkeiten der Zutritt zu den Öffentlichen Aemtern des Großherzog: 
thums, fo wie zu allen Uemtern, Ehren und Würden Meines Reichs, 
offen ſtehen. 

Mein unter Euch geborener Statthalter wird bei Euch refiviren. Er 
wird Mich mit Euern Wünfchen und Bedürfniffen und Euch mit den Ab: 
fichten Meiner Regierung bekannt machen.“ 

Dieſe —— — Koͤniglichen Worte betrachten wir als das 
Fundament unſeres politiſchen Daſeins. Sie haben die Herzen der Ein- 
wohner der Provinz mit gebührender Dankbarkeit gegen den Monarchen 
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erfüllt, welche, um unfere Liebe auf eine Sr. Majeflät und unfer mürbb 
gen Weile zu gewinnen, und um die Wunden, die und die Trennung von 
unferen Brüdern fo tief gefchlagen, zu heilen, uns die gegründete Hoff: 
nung zu hegen berechtigten, das höchſte von den Vätern ererbte Gut, un: 
feren Namen, unfere Sprache, unjeren Nachfommen treu überliefern 
zu koͤnnen. | 

Kurz waren aber die Tage dieſes Troftess faum waren einige Jahre 
verfloffen, fo wurden unfere Beamten theilweife entfernt, und andere aus 
anderen Provinzen, welche, der Sprache unfundig, diefen, unferen Herzen 
fo theuren Verheißungen nicht entfprechen Eonnten,, traten ein. Nach dem 
unzweibeutigen Patent und den Königlichen Berheißungen, welche ven Polen 
ihre Nazionalität, ein Vaterland ald Beweis der Achtung ded Monarchen 
für ihre Anhänglichkeit an daſſelbe und ven Gebrauch der polnifchen 
Sprache neben der deutichen in allen Öffentlichen Geichäften und Verband: 
lungen zufihern, glauben wir diefes Recht beanfpruchen zu dürfen. Aber 
das Beftreben der Behörden in dem Großherzogthume Pofen bat fih ganz 
offenbart, die den polnischen Einwohnern zugeficherte Nazionalität zu bes 
feitigen und vie polniſche Sprache von allen Hffentlichen Gefchäften und 
Berhandlungen zu entfernen. 

Aber doch follten Die, welche die Königlichen Bürgichaften und Ver: 
beißungen ind Leben einzuführen und zu einer Wahrheit zu machen bie 
Verpflichtung haben, keinen Augenblick vergeffen, daß die erhabene Würde 
des Monarchen mit der Heiligfeir feines Wortes identisch iſt, und daß jene 
nur dann wahrhaft geehrt wird, wenn diefes unangetaftet bleibt. Rein 
und Elar, wie dad Licht der Sonne, darf ed niemals durch Deuteleien, und 
wären fie noch jo fcharffinnig gemodelt, verfümmert und illuforiich gemacht 
werden, und, wäre es felbft einer verſchiedenen Deutung fähig, fo darf ed 
doch eben um jener Würde und Heiligkeit willen nur diejenige Geltung er- 
halten, welche Denen die günftigere ift, die e8 als eine Bürgfchaft unan- 
taftbarer Güter empfingen. 

Diefes find, meine Herren, die tiefften Wunden, aus welchen unfere 
Herzen bluten. Um diefe vernarben zu machen, um diefe zu heilen, wen 
den wir und an dieje hohe Verſammlung mit der froben Hoffnung, daß Sie, 
meine Herren, unfere Bitte bei St. Majeftat bevorworten werden, um die 
Behörden bei uns in dem Großherzogtbum Pofen hinzumelfen auf den. 
Wahlſpruch des Konrad II. von Hohenflaufen: 

‚Was der König fagt, muß fleif und ftreng gehalten werden.’ 


Der Ein. Kommiffar erklärte, daß diefer Angriff auf die Re: 
gierung, da er nicht vorher angefündigt worden, reglementswidrig fet 
und von ihm fo betrachtet werden müſſe, als hätte er ihn nicht gehört. 

Bon den übrigen pofenfchen Abgeordneten nahm feiner an der 
Debatte Theil. 

Dagegen ergriffen andere Sprecher, namentlich die fämmtlichen 
Mortführer der Oppoſizion, entfchieden für die Petenten aus Poſen 
Bartei, theild um der Sache felbft, theils um der Prinzipfrage willen. 
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Alle beſtritten dem Marſchall das Recht, eine Petizion auf eigne Hand: 
zuruckzuweiſen; auch leugneten ſte, daß die Petizion der poſener Abge⸗ 
ordneten nicht ein Intereſſe des ganzem Staates betreffe. 

„Ich bin der Meinung,“ ſagte v. Binde, „daß, wenn es ſich hier 
auch nur um das Großherzogthum Voſen allein handelte, es für uns dach 
nicht gleichgültig iſt, wie ſtarke Motise ſie haben, ſich mit und zu vereini⸗ 
gen. Wenn wir auf die Geſchichte zurückgehen, ja werben wir und er 
flären fönnen, daß die polnifche Razion noch mauche Erinnerungen an 
ihre frühere Nazionalität bewahrt. Wenn fie uns allo nicht ſchon mit. 
vollem Herzen angehört, fo müflen wir um fo mehr wünfden, ihr den 
Meg zu bahnen, daß He ſich ganz preußifch und deutlich fühlen Fünne. 
Wenn fie ch jetzt verlegt glaubt, fo Haben wir die Pflicht, ihre Inter⸗ 
eſſen zu Ichonen und ihre Rechte, die fie aus früheren Verträgen ableites, 
wenn fie begründet find, zu wahren und zu pflegen, und ich kann nicht 
zugeben, daß eine Broving dem Staate deshalb weniger innig angebört, 
weil fie fich in ihren heiligſten Interefien verlegt glaubt. Ich halte viel 
mehr dafür, daß der gefammte Staat weientlich dabei intereflirt ift, daß 
die Provinz Pofen in ihren begründeten Anſprüchen gewahrt werde.‘ 

Binde hatte- in feiner Rede auch darauf Bezug genommen, daß 
die Frage wegen der polnifchen Sprache und Nazionalität nicht blos 
diefe eine Provinz, Pofen, betreffe, da ja auch in Schleſien ein Theil 
der Bevölkerung polnifcdyen Urfprungs fei und polnifch fpreche. 

Dies ward jedoch von einem oberfchlefifchen Abgeorpneten, Wo: 
dieza, entichieden in Abrede geftellt. 

„Als Bewohner von Oberſchlefien,“ fagte er, „behaupte ich, daß 
wir keine befondere Nazionalität befigen. Die benachbarten Polen jehen 
und nicht als ihre polnischen Brüder an. Wir Oberfchlefier wols 
fen nur al8 deutfche Brüder, ald Preußen angefehen und 
behandelt werden.” 

Auch v. d. Heydt, Graf Schwerin, GrafRenard, Hans 
femann, v. Auerswald, v. Bardeleben, v. Bederath, 
Milde, Slemming ergriffen für die Petizion Partei. Der Mar: 
ſchall behartte jedoch dabei, daß er dieſelbe nicht annehmen koͤnne 
und daß er verpflichtet fei, über Aufrechthaltung von $. 13 des Gef. 
v. 3. Febr. zu wachen. Doch erbot er ſich, die Entfcheidung des Koͤ⸗ 
nigs darüber einholen zu wollen, wenn die Berfammlung erkläre, daß 
er nicht im Recht geweſen, indem er fo gehandelt. 

Bon mehren Seiten wollte man die $rage allgemein geftellt wiſſen, 
ob dem Marſchall überhaupt die Entſcheidung über die Zuläffigkeit von 
Betizionen guftehe; Dem widerfegte fih aber der fön. Kommiffar: 


Dieſes Recht babe er unbeftritten und das koͤnne die Berfammlung 
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ihm weder zus noch abſprechen; nur darüber folle fie ſich erklären: ob fle 
glaube, daß er im vorliegenden Falle recht gehandelt habe. 


Die Frage ward alfo in diefer Weife geftellt und mit Majorität 
verneint. 

Der Marfchall erklärte hierauf, daß er nun die Allerhöchfte Ent- 
fheidung darüber einholen werde, 

Diefe Entfcheidung erfolgte fo, wie vorauszufehen war, zwar in 
mildefter Borm, aber doch die Petizion von den Berathungen des Land» 
tages zurückweiſend. Sie lautet: 


„Ich eröffne Ihnen auf die Anzeige vom 5.9. M., daß Ih Ihr Ver: 
fahren in Beziehung auf Die anliegend zurückerfolgende Petizion mehrerer 
Deputirten des Großherzogthums Poſen, die Aufrechtbaltung der polni⸗ 
ſchen Nazisnalität und Sprache betreffend, vom 29.9. M., nur vollfommen 
billigen Tann. Denn, da nach $. 13 der Verordnung vom 3. Februar d. I. 
über vie Bildung ded Vereinigten Landtags Bitten und Beſchwerden, welche 
allein das Interefle der einzelnen Provinzen betreifen, den Provinzials 
landtagen verbleiben follen,, fo durfte der bezeichnete Antrag, welcher aus: 
prüdlich dahin gerichtet ift, die den Polen im Großherzogthum Poſen zu⸗ 
geficherte Nazionalität ſchützen und pflegen zu laſſen, indem verjelbe ledig: 
Tich die Intereſſen feiner Provinz als feinen Gegenftand bezeichnet, nicht 
zur Berathung der Kurie der drei Stände gelangen, und find Sie, ale 
deren Marfchall, eben fo befugt als verpflichtet, alle Verhandlungen von 
derſelben fern zu halten, welche ihr nicht durch das Geſetz oder Reglement 
zugewiefen find. Ihren Wunfch, die bezeichnete Petizion ausnahmsweiſe 
zur Berathung zu überweifen, würde Ich um fo lieber erfüllen, als bie 
darüber anzufnüpfenden Verhandlungen nur geeignet fein Tönnten, Meine 
mwohlmeinenden Intenzionen für alle Meine Unterthanen polnifcher Nazion 
ins Klare zu ftellen; e8 würde aber diefe Ueberweiſung eine offenbare Der: 
letzung des Geſetzes enthalten, und muß Ich es Mir lediglich aus dieſem 
Grunde verfagen, darauf einzugehen. Dagegen dürfen die Unterzeichner 
der Petizion, wenn folche entweder durch Vermittelung des nächften Pros 
vinziallandtages oder jegt unmittelbar an Mich gelangt, verfichert fein, 
daß der Inhalt auf das Genauefte geprüft und jeder Beichwerbe, welche 
ih als begründet herausftellen möchte, Abhülfe gewährt werden wird.’ 

Berlin, den 9. Mai 1847. (ge3.) Friedrich Wilhelm, 


Seitdem ift die Sache der polnifchen Nazionalität auf dem Verei⸗ 
nigten Landtage nicht wieder zur Sprache gekommen. 
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Elftes Kapitel. 


Verhandlungen über die Abänderung der Geſchaͤftsordnung. 


Um die Thätigfeit des Landtags in ihrem weitern Verfolge beffer 
zu überſehen, ſcheint ed nöthig, uns nicht allzuſtreng an die chronolo- 
gtiche Reihefolge der Verhandlungen zu binden, fondern innerli Zus 
fanmengehöriges nad) Möglichkeit auch Außerlich zu verfnüpfen. Wir 
wollen daher jegt zuerft die eine Richtung des Landtags, die Berathung 
von Petizionen, eine Zeit lang verfolgen und eine Reihe folder Vers 
handlungen, die wefentlich zufammengehören , infofern fie fämmtlich 
auf Feſtſtellung und Erweiterung ftändifcher Rechte und Formen ſich bes 
ziehen , nacheinander aufführen. Die erfte diefer Verhandlungen iſt die 
über die Anträge auf Abänderungen der Gefchäftsorbnung. 

Bon drei Mitgliedern der Ständekurie waren folche Anträge ein- 
gegangen, vonden Abgg.Hanfemann, AldenhovenundMilde. 
Sie betrafen verfchiedene einzelne Punkte der Gefchäftsordnung. Die 
vorberathende Abtheilung Batte davon Veranlaſſung genommen, die 
ganze Gefchäftsordnung einer Prüfung zu unterwerfen und neue An 
träge hinzuzufügen. 

Es entftand zunächſt die Frage: ob die Abtheilung hierzu befugt 
fei. Der kön. Kommiffarbeftrittder Kurie das Recht, ein königl. Ge⸗ 
je — wie die G.⸗O. es ſei — einer allgemeinen Kritif zu unterwerfen, 
glaubte jedoch, daß die Abtheilung felbft Dies nicht beabfichtigt,, ſon⸗ 
dern nur bei Gelegenheit der ihr vorliegenden Betizionen für zweckmäßig 
befunden.habe, noch andere Bedenken zur Sprache zu bringen. 

So fam man über diefe Prinzipfrage hinweg. Der erfte Antrag, 
der zur Berathung fland, war der von Milde wegen des Inter⸗ 
pellazionsrehts. Man erinnert fich, daß diefer Punkt ſchon früher 
in der Berfammlung zur Sprache gefommen war und daß der Fön. 
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Kommiſſar damals erklärt hatte: förmliche Interpellazionen über Ge⸗ 
genftände, dienichtzur Tagesordnung gehörten, könnten von ben Mini» 
ftern nicht beachtet werben; auf fchriftlide Anfragen voneden fle durch 
den Marfchall antworten. 

Die Mehrheit der Abtheilung — 12 gegen 2 — hatte ſich gegen 
den Antrag erklärt, weil das Geſetz den Gefchäftsfreis der Stände 
auf wirkliche Petizionen und Berathung koͤnigl. Propofizionen bes 
fchränfe, weil die Interpellazion ein Fonftitugioneller Brauch, mit der 
preußischen Verfaſſung aber und der Stellung der Minifter in derfelben 
unvereinbar fet. 

Die Minderheit hielt den Antrag für unbedenklich, da ja die Mis 
nifter die Antwort, wenn fie ed für nöthig hielten, verweigern koͤnn⸗ 
ten, überdies für zwedmäßig, weil viele unnüte Petizionen Dadurch 
abgefchnitten würden. 

Mit ähnlichen Gründen vertheidigten den Antrag in der Ber: 
fammlung, außer dem Antragfteller felbft, die Abgg. Dittrich, 
Binde, Schauß, Bier; dagegen fpradhen die Abgg. v. Wedell 
und Graf Öneifenau. 

Der Antrag erlangte nur 324 Stimmen gegen 168 — e8 fehlten 
ihm alfo 4 Stimmen an der gefeglichen %: Mehrheit — er war ver- 
worfen. 

Ein Antrag des Abg. Bauer auf zeitigere Bekanntma—⸗ 
Hung der fönigl. Bropofizionen, ein anderer des Abg. Dulk 
auf Beitimmungen wegen Unverleglichkeit der Abgeordneten während 
des Landtages, endlich einer von Hanfemann auf Wahl des 
Marfhalls durch die Berfammlung felbft wurden fämmt- 
lich , als nicht hierher gehörig, ausgeſetzt. 

Der nächſte Bunt, der zu einem wirklichen Befchluffe führte, war . 
der Antrag Hanfemanns auf die Wahl der Seftretäre 
durch die Berfammlung. 

Die Mehrheit der Abtheilung hatte ſich Dagegen erflärt, weil 
der jetige Wahlmodus zwedmäßig und ausreichend fei, die Minderheit 
dafür, hauptfächlich um des Prinzipes willen. 

Diefes Prinzip, die Autonomie der Ständeverfammlung, ' 
warb auch in der Berfammlung zu Gunften des Antrags geltend ge: 
macht, namentlich von den Abgg. v. d. Heydt, v. Bederath, 
Hanfemann, Sommerbrodt. Die Gegner — v. Byla, Graf 
Zeh, v. Gaffron — fonnten Nichts dawider anführen, als: daß 
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ber jegige Modus ſic bisher nicht als nachtheilig gezeigt habe und daher 
eine Veränderung zur Zeit unnoͤthig fei. 

Intereſſant waren zwei Erklärungen vom Tifche der Sefretäre 
felbft aus. Sch. Naumann fagte: | 

So fehr er die Auszeichnung, zum Sekretär ernannt worden zu fein, 
achte, müfle er doch befennen: dieſelbe würde ihm ein niederdrückendes Ge: 
fühl erregen, wenn er nicht die Ueberzeugung hätte, daß er zugleich das 
Dertrauen der Berfammlung befüße. Er fei nicht Beamter des Marfchalls, 
fonvdern der VBerfammlung ſei er aber Dies, fo fei ed auch die Verſamm⸗ 
lung , die ihn ermählen müfle. 


Die übrigen Sekretäre ſchienen durch ihr Stillſchweigen den An- 
fihtenihres Kollegen beinupflichten ; nureinerberfelben, Herr v. Wald⸗ 
bott, äußerte: 


Er würde ſich zwar ſehr geehrt fühlen, aus der Wahl der Verſamm⸗ 
lung hervorgegangen zu fein, fei aber gegen die Wahl, fo lange die Ber 
fammlung eine ſtändiſche, nah Ständen gegliederte fei. Er fei für 
feinen Theil, ohne fich ald Beamter des Marfchalls anzufehen, ebenfo gern 
auf diefem Platz, da ihn der Marichall dazu erwählt, ald er es fein würde, 
wenn, ihn die Berfammlung dazu berufen hätte. 


Der Antrag ward mit mehr ald %s (329 gegen 159) angenommen. 

Hanfemann und Aldenhoven hatten ferner beantragt, daß 
aud) die Wahl der Abtheilungen nicht durch den Marſchall, ſon⸗ 
dern durch die einzelnen Provinzen erfolge. 


Die Mehrheit der Abtheilung war Dem entgegen, weil ſie fürchtete, 
daß dann die Zuſammenſetzung der Abtheilungen zu einſeitig, nur im 
Sinne der in der Verſammlung gerade vorherrſchenden Mehrheit aus: 
fallen möchte; die Minorität fand die Vertretung der einzelnen Provin⸗ 
zen, namentlich bei materiellen Sragen, nach dem ftändifchen Prinzipe 
felbft nothwendig. 

Auf die eigentlich prinzipielle Bedeutung diefer Frage, welche eben- 
falls in der Autonomie der Stände ruht, ging man weder im Abthet- 
Iungsgutachten noch in den Verhandlungen feldft ein. Gamphaufen 
bob nur hervor, wie wünfchenswerth es fet, daß in den Abtheilungen 
alle Hauptfchattirungen der Anfichten vertreten wären, damit der Kampf 
dieſer verfchiedenen Anftchten bereitd dort in der Hauptfache durchge: 
fümpft würde und nicht, wie bisher gefchehen, die Verfammlung 
felbft jedesmal erft wieder die Fragen im Detail von Friſchem durch— 
ſprechen müfle. Dahin koͤnne e8 aber nur bei freier Wahl der Abthei« 
lungen kommen. 
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Dem widerfprad Binde: bei freier Wahl werde nur die gerade 
herrſchende Majorität in den Abtheilungen vertreten fein. Unparteilich⸗ 
feit fei weit eher vom Marfchall zu erwarten. 

Der Antrag erlangte nur 305 Stimmen gegen 193. Auf Brün- 
neds Vorſchlag warb aber befchlofien, daß die Provinzialmar 
fälle bei den Wahlen der Abtheilungen zugezogen werden möchten. 

Eine zwedmäßigere Eintheilung der Abtheilungen wurde vom Fön. 
Rommiffar in Ausficht geftellt. 


Aldenhoven hatte beantragt, daß bie Borfigenden der Ab» 
theilungen durch freie Wahl aus diefen hervorgehen möchten. Die Abs 
theilung war einflimmig gegen den Antrag: der Marfchall Ferne beffer 
die individuellen Fähigkeiten der einzelnen Mitglieder. 

Aldenhoven weift hin auf die ganze Kette der Ernennungen 
von oben herab, durch welche die Selbſtſtändigkeit der Verſamm⸗ 
fung eingefehnürt werde; man folle ihr doch wenigftens in diefem Punkte 
einige Freiheit laffen. 

Schauß erinnert daran, daß ſämmtliche vom Marfchall er⸗ 
nannte Abtheilungsvorfigende den erſten Ständen angehörten. 

Der Fön. Kommiffar erklärt: die Gefchäftsorbnung fchreibe 
Dies nicht vor; nur für die Provinziallandtage, nicht aber flr_den Vers 
einigten Zandtag, beftehe eine folche Beftimmung. 

Vielleicht war e8 diefe Zwifchenbemerfung von Schauß, welde 
dem Antrage die uͤberraſchende Majorität von 337 gegen 150 Stimmen 
verfchaffte. 

Die, gleichfalls von Aldenhoven beantragte Wahl des Res 
ferenten durch die Abtheilung ward verworfen. Nach dem vors 
herigen Beſchluſſe fiel allerdings der Hauptgrund für den Antrag weg. 
Dagegen fand der Antrag Annahme, daß der Referent für das Plenum 
nicht vom Marfchall, fondern ebenfalls vom Vorfigenden derAbtheilung 
ernannt werden folle. 

Ein Mitglied der Abtheilung hatte vorgeſchlagen, daß die Tren⸗ 
nung der Provinzen aufgehoben und die Sitzordnung 
durchs 2008 beſtimmt werden möge. 

Abg. Mohr ging noch weiter; er wäünfchte: Jeder folle feinen 
Platz nad) freier Wahl einnehmen können. Dann würde man ſich nad) 
Parteien gruppiren, und bie Abftimmungen würden fich befler über 
ſehen laſſen. 

Beide Anträge wurden verworfen, Eine Debatte darüber fand 


Saum fett; Graf Schwerin erklärte: dieſe Aeußerlichleit fei zu uns 
wichtig, um deshalb einen Antrag zu ftellen. 

Eine lange Diskuffion erhob ſich über die Frage: ob zur gültigen 
Beſchlußfaſſung in der Berfammlung die Anweſenheit einer be: 
fimmten Zahl von Mitgliedern nöthig fein fole. Hanfe: 
mann hatte 34 beantragt, allein Binde machte darauf aufmerffam, 
daß die Beflimmung der provinzialfländifchen Geſetze, welche Die An 
wefenheit von %, der Mitglieder erfordere, auch hier fo lange Anwen⸗ 
dung finden müfle, als nicht etwas Anderes Darüber feftgefegt ſei. Der 
Antragfteller ſchloß ſich dieſer Anſicht an; auch Auerswald erklärte 
ſich dafür. Von der miniſteriellen Seite ward dieſelbe entſchieden be⸗ 
kaͤmpft, und der kön. Kommiffarerklärte im Namen ver Regierung, daß 
man jene Beftimmung als nicht anwendbar auf den Vereinigten Land» 
tag betrachte. 

Spergabfich denn der ſonderbare Ball, daß die provinzialftändiiche 
Geſetzgebung hier von ihren eifrigften Vertheidigern verleugnet, Dagegen 
von Denen in Schuß genommen ward, die fonft überall das provin- 
zialftändifche Prinzip befämpften. 

Zur Erklärung diefes Rollenwechſels muß man ſich erinnern, Daß 
während diefer Verhandlungen die Angelegenheit der „Deklarazion der 
Rechte““ noch ſchwebte. Die Theilnehmer dieſer hatten ein ftarfes In⸗ 
terefie daran, im Rothfalle ein Mittel in der Hand zu behalten, um 
durch ihre Entfernung vom Landtage oder ihre Enthaltung von der Ab: 
flimmung eine Beſchlußfaſſung des Landtags unmöglih zu machen. 
Umgefehrt mußte der Regierung und ihrer Partei ebenfo Viel daran 
Tiegen , ihren Gegnern diefes Mittel zu entreißen. 

Die Inkonſequenz war übrigens auf der einen Seite nicht größer, 
als auf der andern. Die, welche in allen Stüden fo feft daran hielten, 
Daß der Bereinigte Landtag nicht das Volf und die Monarchie im Gan⸗ 
zen, fondern nur beftimmte Intereffen abgefonderter Ständeund Brovin- 
zen vertrete, durften eine Beftimmung nicht preisgeben , welche allein Die 
gerechte und gleichmäßige Vertretung der verfchievenen Provinzialins 
terefien ficherte; andrerfeitS aber verfuhren freilich auch Die nicht ganz 
Eonfequent, welche die Anweſenheit von %, aus jeder Provinz für noth⸗ 
wendig erklärten, da fie doch fonft von einem felbftfändigen Auftreten 
ber einzelnen Provinzen auf dem Bereinigten Landtage Nichts wiffen 
wollten. Der allein Konfequente in diefer Frage war Herr v. Binde, 
deſſen oppofizionelles Intereffe hier mit feinen mehrfach ausgeſprochenen 
Grundſaͤtzen von provinzieller Sonderung zuſammentraf. 
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Die Antragfteller verlangten, daß die Berfammiung baräber Be- 
ſchluß faffe: ob jene Beſtimmung der provinzialftändifchen Gefege fo 
lange Geltung haben folle, bis etwas Andres darüber beftimmt fein 
würde, Der fön. Kommiffar widerfegte fich dieſer Fragftellung : der 
Landtag könne nicht Darüber Befchluß fafien, ob ein Geſetz gelte oder 
nicht. Man mochte wohl vorausfehen, zu welchen Konfequenzen ed 
führe, wenn man dem Landtage eine ſolche Entſcheidung einräume. 
Auf Seiten der Antragfteller war vielleicht eben Dies der Grund, wes⸗ 
halb man verfuchen wollte, das Prinzip bei Diefer Gelegenheit zur An- 
wendung zu dringen, um für Fünftige Fälle einen Vorgang zu haben. 
Der Marſchall ging jedoch auf Die gewünfchte Sragftellung nicht ein, fons 
dern ließ blos darüber abflimmen: ob der König um eine Beſtimmung 
wegen der nöthigen Zahl von Anweſenden gebeten werben folle. Diefe 
Frage ward nur mit ſchwacher Majorität bejaht. 

Es kamen jegt mehrere Vorfchläge, theils von der Abtheilung, 
theild von Herrn v. Binde, an die Reihe, welche ſich auf die Form 
der Debatte und deren Leitung bezogen. Angenommen wurden davon 
nur die zwei: 1) daß es geftattet fein fole, mit Genehmigung des Mars 
ſchalls aud) vom Plate aus zu fprechen; 2) daß der Marfchall verpflich- 
tet fein fole, Demjenigen das Wort aus der Reihe zu geben, welcher 
eine Ueberfchreitung der Gefchäftsordnung zu rügen beabfichtige; abges 
lehnt dagegen die, daß die Vertagung der Debatte fo wie die Abftim- 
mung auf den von 24 Mitgliedern unterftüigten Antrag eines Einzelnen 
durch die VBerfammlung befchloffen werden könne. 

Mit großer Bereitwilligkeit erklärte fich die Berfammlung dafür, 
daß den Mitgliedern, welche der deutſchen Sprache nicht vollkommen 
mächtig wären, das Ablejen von Reden geftattet fein möge. 

Die jehr erſchwerende Beftimmung, daß Anträge nur dann in Er⸗ 
mwägung gezogen werben follten, wenn ſie vorher fchriftlich angemeldet 
worden, ward auf Bindes und Auerswalds Antrag dahin modi⸗ 
figirt, daß der Marſchall auch andre nicht blos zulaflen Fönne (was 
ſchon bisher gefhehen),, fondern daß er fie auf den Wunfc der Ver: 
fammlung zulafien müffe. 

Der Antrag, die disfreztonäre Gewalt des Marſchalls in Unter 
brechung der Redner zu befchränfen, fand feine Beiftimmung. Hinficht- 
lich der Fragſtellung und der Art der Abftimmung konnte man zu feinem 
Beichluffe kommen und ließ daher Beides beim Alten. 

Zu den wichtigften Befchläffen gehören die über 5. 2A. 

Hier ſchlug die Abtheilung vor: 
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„Se. Maj. ven König zu bitten, vie Beſtimmung des Reglements in 
Wegfall bringen zu laſſen, daß aus den Berichten über die Landtagsver⸗ 
bandlungen etwa vorkommende verlegende Ueußerungen entfernt wer- 
den ſollten.“ " 

„Die Abtheilung findet (heißt es im Gutachten) einftimmig für 
angemeflen, daß vergleichen Aeußerungen mit den deöfallfigen unfehlbaren 
Zurerhtweifungen zur allgemeinen Publizität gebracht würben. Gerade auf 
diefe Weife beugt man dem Uebelftande einer Entftellung der, dennoch nie 
zu verheimlichenden Hebergriffe vor.’ 


Mit großer Majorität ward dieſer Antrag angenommen. | 
Cbkenſo trat die Abtheilung einftimmig den Anträgen Hanjes 
manns und Aldenhovens binfichtlich der Beftimmung wegen der 
Zenfur des Landtagsfommiffars bei und fagte: 


Es fei wünfchenswerth, diefe Beftinnmung aufgehoben und nur der 
Berfammlung felbft eine desfallſige Beichlußnahme anheimgegeben zu 
fehen, indem daſſelbe Vertrauen, welches die Berfammlung 
berufen, auch den Wegfall diefer Beftimmung zu begründen 
geeignet ericheine. 


Die Wortführer der Oppofizion flimmten diefem freifinnigen Vo⸗ 
tum der Abtheilung entfchieden bei. 


„Es ift nicht zu leugnen, ” fagte Auerswald, „daß in diefer Bes 
flimmung des $. 24 Etwas liegt, was in gewifjer Beziehung noch eine an⸗ 
dere Berfon im Staate über eine Berfammlung, wie die gegenwärtige, flellt, 
als des Königs Majeftät ſelbſt. Abgeſehen von allen Perfönlichkeiten, glaube 
ich Doch, daß es der Stellung einer foldden Verſammlung, ven höchften 
Staatöbeamten gegenüber, nicht angemeffen ift, ein folches Verhältniß hier 
begründet zu fehen. Der Vereinigte Landtag ift dad Organ des Landes, 
welches im Namen ded Landes zum Könige fpricht, und ich muß offen be⸗ 
fennen, daß ich, e8 mögen diefe Worte den Herrn Kommiflar nicht ver- 
legen, e8 ver Würde unferer Berfammlung nicht angemeffen finde, wenn fie 
in irgend einer Beziehung unter jemand anders, ald unferem föniglichen 
Herrn fteht. 

Derkön. Kommiffar fuchte die angefochtne Beſtimmung zu rechte 
fertigen: 


Es Habe dem Gouvernement vorgeſchwebt, daß Falle vorkommen 
fönnten, wo höhere Nückjichten ver außern Politik oder der Innern Sicher 
heit des Landes irgend eine Schranfe erfordern könnten; wenn dabei die 
diskrezionäre Gewalt in die Hände des Kommiffard und nicht in die Des 
Königs gelegt worden, fo babe dabei die Rückſicht geleitet, daß ein folch 
odidfes Vorrecht nur einem Beamten übertragen, nicht der allerhöchften 
Berfon Sr. Majeftät felbft vorbehalten werben koͤnne. 

Graf Schwerin: „Was der Herr fin. Kommiſſar über die Gründe 
des Gouvernements angeführt, kann ich allerdings, von dem Stanppunfte 
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Des Gouvernements aus, wohl anerfennen, von dem ſtaͤndiſchen Stand» 
punfte aus muß ich aber die Befugniß in Anfpruch nehmen, daß die Vers 
femmlung das Urtheil darüber jelbft fallen müffe, was in den Verhand⸗ 
lungen von ber Art fein würde, daß es nicht veröffentlicht werden könnte, 
indem es die Sicherheit des Staates im Innern oder nach außen gefährs 
den würde.’ 


Bederath: „Die Deffentlichkeit ift die Lebensluft der flänpifchen 
Berfammlungen; nur wo fie einen unverfürzten Zugang hat, kann fi Se 
deihliches entfalten wo derſelbe aber verfürzt wird, da entftehen krankhafte 
Zuſtände. Wir können nicht umhin, die unbeſchränkte Deffentlichkeit,, vie 
unfere Berhandlungen bisher erlangt haben, anzuerkennen, aber ſchon der 
Gedanke, daß fie von dem Standpunkte der Regierung aus bejchränft wer⸗ 
den Fönnte, wirkt nichts weniger als günftig ; ich muß Dies vielmehr einen 
Umftand nennen, deſſen Entfernung für das Vertrauen zur Regierung, für 
das Bertrauen zwijchen der Regierung und dem Volke wünſchenswerth ift, 
Menn der föniglide Kommiffar darauf Hingewiefen hat, daß es Fälle gäbe, 
wo die Berhältniffe des Staats nach außen, wo die Sicherheit nach innen 
eine Beichränfung der Veröffentlichung gebieten, fo frage ich Sie, meine 
Herren , wen liegen diefe Berhältniffe ver allgemeinen Wohlfahrt mehr am 
Herzen, als und, die wir das Land in allen feinen Intereflen vertreten? In 
folchen Fällen würde die Berfammlung ganz unzweifelhaft auf den Antrag 
der Räthe der Krone in die Beſchränkung der Veröffentlichung willigen, 
und gerade bier würde daß erfreuliche Zufammenwirfen, welches fich ſchon 
während der furzen Dauer unferer Verfammlung zwifchen diefer und den 
Räthen der Krone gebilnet hat, gewiß nicht fehlen. Ich wünfche daher, daß 
wir durch die Annahme des Antrages der Abtheilung dazu beitragen mögen, 
daß fich im Lande die Heberzeugung bilve, wie einer unbedingten Berdffente 
lichung, fofern nicht wichtige, von der Ständeverfammlung felbft als ſolche 
erfannte Rüdfichten eine Ausnahme erfordern, gar nichts im Wege fleht. 
Denn, wenn dad Volk gewiß tft, daß es Alles erfahrt, was hier in feinem 
Namen über fein Wohl und Wehe beratben wird, dann wird es viele In⸗ 
ftituzgion immer mehr liebgewinnen; dann wird fein Selbftgefühl gefräftigt 
und der Grund der Baterlandsliebe mehr und mehr befeftigt werben.” 


Bon dem Abg. v.Manteuffel ward der Einwand erhoben: der 
fön. Kommiflar werde fich dann oft nicht fo offen ausfprechen fönnen, 
als wünfchenswerth ſei, wenn er wiſſe, daß jedes feiner Worte auch 
dem Auslande befannt werde; darauf entgegnete Hanjemann: 


„Die Einwendung, die der letzte Redner gemacht hat, der koͤnigliche 
Kommiſſar könne fich nicht offen außfprechen, wenn ihm nicht das Recht 
zuftände, auch die Deffentlichkeit theilmeife verhindern zu koͤnnen, fcheint 
mir unbegründet aus der einfachen Urfache, weil in diefem Balle vie Ver: 
fammlung fehr einverflanden fein wird, daß nichts verdffentlicht werde, 
Während unferes Zuſammenſeins ift der Fall fchon vorgefommen, daß der 
“ Eönigliche Kommiſſar eine Mittheifung gemacht und gejagt hat: ich wuͤnſche, 
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daß fie nicht In das Protokoll komme, und fie iſt nicht in das Protokoll ge- 
kommen und nicht Durch die Stenografen veröffentlicht worden. Es iſt eines 
ver ſchoͤnſten Vorrechte, daß es unferein eigenen Ermeſſen überläffen bleibe, 
Wwenn wir etwas als nachtheilig durch Die Veröffentlichung halten, auch die 
Nichtverdffentlichung anordnen zu fönnen. Hierin liegt auch gar feine Gefahr. 
Wir werden flet diskret fein; wir Alle wünſchen des Landes Wohl umd 
werden alfo auch nichts fagen, wovon wir die Meinung haben, daß es 
nachtheilig fein könne, und in dieſem Falle wirb auch bie Berfammlung bes 
flimmen, daß die Verhandlung nicht verdffentlicht werde. Sehen wir bes 
fonders auf die praftifche Wirkung, auf dad Verhaͤltniß zum Auslande, jo 
iſt es gerade die Wirkung, die und durch bie Oeffentlichkeit eher nütt ale 
ſchadet. Sehen Sie die Urtheile freier Blätter über dad, mad bier verhan⸗ 
delt ift, ed drängt ſich Ihnen das Bewußtiein auf, daß die Achtung vor 
Preußens Stärke beveutend gewachſen ift, ſeitdem wir unfere Stimme haben 
erheben können. Deshalb glaube ich, daß wir wohlthun, Se. Majeftät ven 
König zu bitten, dieſe Beftimmung aufzuheben. ’ | 


Ein andres Bedenken hatte Graf Finfenftein. „Was fann die 
Regierung ‚*’ fagte er, ‚was kann Europa davon denken, wenn wir, 
nachdem wir fo raſch vorwärtägegangen find, ohne daß nur irgend eine 
praftifche Erfahrung vorliegt, daß es nicht weit genug fei, gleich dar⸗ 
um bitten, ed aufs Yeußerftezutreiben. Ich rathe darum, bis 
wirkliche Beweife vorliegen, daß diefe Deffentlichfeit auf eine ſchaͤdliche 
Art befchränkt wird, es dabei zu laffen und Se. Majeftät nicht weiter zu 
bitten.’ Auch diefer Einwand ward fchlagend widerlegt durch folgende 
Worte Meviffens: | 


„Ich ergreife gern Die Gelegenheit, von biefer Tribüne herab zu er⸗ 
Hären, daß die Veröffentlichung bisher, fo weit ed die noch nicht 
gänzlich ausgebildete Stenografir zugelaffen, genau und 
wortgetreu erfolgt fei, daß Feine Beſchrankung von Seiten des koͤniglichen 
Kommiſſars auf Grund des Reglements flattgefunden habe. Es iſt aber 
wefentlich, fuhr er fort, daß das Vertrauen ded Landes in Die unbeningte 
Deffentlichkeit diefer Verhandlungen nicht allein auf den guten Willen und 
auf die Einficht des augenblicklichen Föniglichen Kommiffars fih gründe und 
flüge, fondern daß dieſes Vertrauen im Geſetze jelbft den nöthigen Rüdhalt, 
die nöthige Baſis finde, daß jede Zufälligkeit, jede Möglichkeit einer Be 
fhränfung aus dem Geſetze wegfalle. Ich glaube, daß die Würde der hohen 
Berfammlung im höchften Grade dabei betheiligt ift, daß fie ſich den geſetz⸗ 
lichen Boden für die unbedingtefte Deffentlichkeit erringe.“ 


Trog diefer warmen Bevorwortung erlangte der Antrag die nöthis 
gen %/s nicht; nur 305 erflärten fid) dafür, 160 dagegen. 

Ein Antrag des Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen: daß die Ber- 
fammlung ſich allemal fogleich in ihren erſten Sihungen mit der Prü⸗ 








fung der Wahlen iheer Mitgliever befehäftigen möge, tief die weitere 
Frage hervor: ob nach den beftehenden Geſetzen die Wahlen der Abge 
orbneten einer Beftätigung durch den König oder in defien Auftrag unter: 
lägen. Denn, warb geäußert, eine vom König beftätigte Wahl könne 
Doch nicht von der Berfammlung einer nochmaligen Prüfung untenvorfen 
werden. Zwar proteflitte der Abg. v. Binde entfchieven gegen eim 
ſolches angebliches Beftätigungsrecht der Krone: 

„Ein Geſetz, welches dieſes feftiegte, würde miderfinnig fein, wenn 
die ſtändiſchen Berfammlungen Das leiften follen, wozu fie berufen find, 
nämlich: die Rechte des Landes dem Gouvernement gegenüber zu vers 
treten, ' 

Auch andere Abgg. ſchloſſen ſich Diefer Anficht an. Der kön. Koms 
miffar felbft ſchien ungewiß, ob ein ſolches Geſetz beftehe, oder nicht; 
allein in der nächften Sigung bewies er durch den neuften Landtagsab⸗ 
ſchied für die Provinz Weftfalen, daß allerdings der König das Recht der 
Beitätigung in Anſpruch nehme.und durch feine Beamten ausüben laffe. 

So ſchrumpfte denn der frühere Antrag auf Prüfung der Wahlen 
zu dem ziemlich bedeutungslofen Borfchlag zufammen: die Berfammlung 
folle Beſchwerden wegen etwaiger Ungehörigfeiten bei ven Wahlen alle: 
mal zuerſt vornehmen und, wenn fie diefelben für begründet erfenne, den 
König um Abftellung der Ungebührnifie bitten. 

Zwei Stagen, die bereits früher angeregt worden, kamen hier von 
Neuem zur Erörterung. Rüdfihtlih der Präflufivgeit für Ein: 
reihung von Petizionen erbat fich die Berfammlung vom Könige die 
Erlaubniß, Betizionen audy nad) Ablauf Diefer Frift ausnahmsweiſe 
annehmen zu Dürfen, und ebenfo bat fie, daß die Beurtheilung der 
Kompetenz der Berfammlung zuBerathung einer Petizion Fünfs 
tig nur der VBerfammlung felbft, nicht dem Marfchall allein zuftehen 
möge. 

Der Marfchall ſelbſt ftimmte für diefen legten Antrag und verfüns 
Digte mit ungeheuchelter Freude deſſen Annahme durch eine ftarfe Ma⸗ 
jorität. 
Dagegen fand der Antrag Aldenhovens: daß aud die Aus: 
legung des Gefchäftsreglements der Verſammlung überlaffen werde, 
feine Unterftügung. 

Andre Gejchäftsordnungen geftatten wenigftens eine Berufung an 
die Berfammlung bei zweifelhaften Faͤllen. 

Zur Erleichterung einer Einigung der beiden Kurien über Mei⸗ 
nungoverſchiedenheiten ſoll Den Abtheilungen beider geitatiet werden, zur 


156 


gemeinfamen Berathung zufammenzutreten. Werner beſchloß man, daß 
die Wahl der Kandidaten für die Staatsfchuldenverwaltung nach abſo⸗ 
luter Mehrheit erfolgen folle. 

Bei dem Paragrafen, der über die Diäten der Abgeordneten han⸗ 
delt, beantragte Graf Oneifenau deren Wegfall. Mit gleißneris 
fher Beredſamkeit appellirte er an den Patriotismus der Abgeordneten, 
der zu Opfern bereit fein müffe; erinnerte Daran, wie Die Stände viel 
unabhängiger fein würden, wenn man nicht mehr ihnen nadhrechnen 
fönnte, was jeder Tag der Verhandlungen dem Lande koſte; „ruhig 
und gemüthlich ‚’’ fagte er, „könnten wir dann unferen Debatten bier 
obliegen. ’’ Er erinnerte ferner an England und Frankreich, wo die 
Deputirten auch Feine Diäten befämen : 


„Sch rechne,’ rief er aus, ‚für mein Amendement hauptſächlich auf 
"die Unterflügung aus denjenigen Reiben der Verfammlung, aus welchen 
die meiften Anträge auf eine Entwidelung nach diefen großen Vorbildern 
hervorgegangen find. Diefem fchönen Beifpiele laſſen Sie ung folgen! Laſſen 
fie und den Deputirten Englands und Frankreich nicht nachftehen in der 
Uneigennügigfeit! Laffen Sie und nicht und dem Verdachte ausſetzen, daß 
wir dem Beilpiele nachfolgen in allen Bunften, nur nicht in dem des eig- 
nen, perfönlichen Intereffed ! Zeigen wir, daß, wenn wir vor Kurzen erfl 
und gern bereit erklärt haben, über Andrer Eigenthum zu verfügen, wir 
nicht minder bereitwillig fein wollen, unfer eignes Interefle auf dem Altar 
ded Daterlandes zu opfern !" 


Die Abſicht des Redners fcheiterte jedoch an dem gefunden Sinne 
der Berfammlung. Herr v. Sauden war der Erfte, der diefelbe in 
fhlagenden Worten enthüllte und die Verfammlung vor der Annahme 
eines fo gefährlichen Antrags warnte. 


„Es kann feines Menjchen Wille ſein,“ fagte er, „hier irgend Einem 
ein Borrecht der Begünftigung wegen Außerer Güter zuzuerfennen. Sehr 
gern gönnen wir jedem unfrer Mitbrüder die glückliche Lage; aber ich frage 
Sie, ob Sie diejenigen unfrer Mitbrüder, die nicht fo begünftigt find, aus: 
ſchließen wollen? Meine Herren, es find hier für Jeden in dieſer Beziehung 
nur Opfer zu bringen; wollen wir diejenigen, die in ihrer äußern Lage, in 
der Entziehung von ihren Geſchäften ungleich größere Opfer bringen, als 
vielleicht die, welche ihre Güter von Fremden verwalten laffen und mehr 
Zeit Haben, dem Vergnügen zu leben, wollen wir diefe aus unfrer Ver: 
ſammlung ausſchließen? Ich muß erklären: ich würde es für ein Uns 
glüd Halten, wenn uns diejenigen Talente entzogen würs 
den, die nicht ſo glücklich find, fih Im Befige Außerer Güter 
zu befinden.” 


Der Antrag warb mit fehr großer Mehrheit verworfen. Zuletzt bes 
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Schloß noch die Berfammlung mitallen gegen eine Stimme, den König 
zu bitten: 


„Daß eine Reviſton der Geſchäftsordnung nicht ohne Anhörung der 
Stände erfolge.’ 


Bliden wir noch einmal auf die Refultate diefer Verhandlungen 
im Ganzen zurüd! Worin beftanden fie? 

Einzelne Berbefierungen und Erleichterungen des Gefchäftsganges 
ausgenommen, war es bauptfächlich das Prinzip der Autonomie, 
ber Selbftitändigfeit der Berfammlung in Regelung ihrer innern Anger 
legenheiten, welchen man in diefen Verhandlungen eine feftere Bafis 
zu erfämpfen beabfichtigte. Doch gelang Dies nur zum Theil. Der 
wichtigfte Punkt in diefem Betracht, die Wahl des Marſchalls 
buch die Berfammlung, mußte leider ganz außerhalb der Verhandlun⸗ 
gen bleiben, weil es fi) dabei um Mehr, als eine bloße Abänderung 
der Gefchäftsordnung, um eine Abänderung des Geſetzes v. 3. Febr. 
felbft handelte. — Die Annahme des Antrags auf Wahl der Setre 
täre durch die Berfammlung war ein erfreuliched Zugeftändniß anjenes 
Prinzip der Autonomie. Das ungleich wichtigere freilich, die Wahl 
berAbtheilungen, war nicht durdhzufegen, und man mußte fich 
in diefer Hinficht mit dem geringern, doch immer nicht ganz bedeutungs- 
Iofen, der Wahl der Vorfigenden in den Abtheilungen Durch diefe 
ſelbſt, zufriedenftellen. Dadurch Fam zugleich wenigftens mittelbar die 
Mahl der Referenten in die eigne Hand der Abtheilungen. Die 
Beſchlüſſe: daß der Marfchall zur Aufrechthaltung des Gefchäftsregles 
ments das Wort auch außer der Reihe follen geben müſſen; daß Die 
Verſammlung zu beftimmen haben jolle, ob ein erſt während der Sigung 
geftellter Antrag fofort zur Berathung geftellt werden dürfe; daß bie 
Verſammlung aud) über die Präflufivfeift hinaus Petizionen annehmen 
und über ihre Kompetenz zur Annahme von Betizionen felbft folle ent⸗ 
ſcheiden können, alle diefe Befchlüffe erweiterten die Selbftftändigfeit 
der Berfammlung, indem fie die Machtbefugniß des Marſchalls bes 
fchränften. Dagegen ward man dem Prinzipe wieder untren, als man 
die Auslegung des Geſchäftsreglements in den Händen des Marfchalle 
ließ , ftatt der VBerfammlung die oberfte Entſcheidung darüber zu vindis 
ziren, als man ferner der Verfammlung nicht das Recht, die Berta: 
gung der Debatte und die Abftimmung zu beſchließen, ausdrücklich zu« 
ſprach, ald man endlich die diskrezionaͤre Gewalt des Marfchalld in 
Unterbrechung der Redner nicht wenigftens an feiteBeftimmungen band 
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oder eine Berufung dagegen an die Verſammlung zuließ. — Einer der 
wichtigften Punkte, die Befeitigung jeder fremden Kontrole bei der Ver⸗ 
öffentlichung der Verhandlungen, fcheiterte an der vorgefchriebenen 

2, Mehrheit ver Berfammlung, und fo blieb dieſe hierin auch Fünftig dem 
guten Willen des Fön. Kommifjars preisgegeben! Was wollte dagegen 
das, obſchon an fich nicht umerfreuliche Refultat bedeuten, daß den 
Sefretären nicht mehr geftattet fein folle, ‚‚verlegende Heußerungen”‘ 
aus den Berichten zu entfernen? Wichtig war ed, daß man fich jede 
Abänderung der Gefchäftsordnung ohne Anhörung der Stände verbat. 
Daß eine Beitimmung über die nothwendige Zahl von Mitgliedern zur 
gültigen Beichlußfaffung nicht erbeten warb, erklärt ſich lediglich aus 
den oben von und angeführten Umftänden. Abgefehen davon, ift der Mans 
gel einer ſolchen Beflimmung eine fo wefentliche Lüde in der Geſchaͤfts⸗ 
ordnung ded Vereinigten Landtags, daß man früher oder fpäter ſie wird 
nachholen müfjen. Wohl in feiner andern Geſchäftsordnung möchte eine 
folde Beftimmung gänzlich fehlen. — Daß endlich der Antrag auf eine 
veränderte Sigordnung, auf Befeitigung der provinziellen Abfonderung 
der Abgeordneten nicht einmal von Seiten der Oppoſtzion unterftügt 
ward, daß Graf Schwerin es für gleichgültig erflärte, wie man 
fige, könnte auffallen, wenn man nicht annehmen müßte, die Oppofizton 
habe diefe Frage, die fo tief in das Prinzip der Zufammenfeßung des 
Landtags eingreift, hier nicht angeregt wiffen wollen, weil fie fich 
feinen Erfolg davon verfprad. 

Sehr zu beflagen ift, daß Das Interpellazionsrecht nit 
burchging. Gewiß lag es weder im Intereffe der Regierung, noch in 
ihrem eignen, wenn Die Minifter fich Diefem Antrage widerfegten. Einen 
tedenden Beweis davon gab der Minifter des Innern noch während 
diefer Verhandlungen felbft, indem er einem ©erüchte wegen Ver⸗ 
legung des Briefgeheimniffes, das ihm zu Ohren gekommen, in der 
Kurie Öffentlich widerfprach. Diefe öffentliche und feierliche Erflärung 
des Minifters hat ficherlih den Argwohn, der hierüber vorhanden 
war, befjer niedergefchlagen, ald hundert Berichtigungen und Vers 
fiherungen in offiziellen und halboffiztellen Blättern. Warum verfürzt 
man ſich alfo felbft ein jo nügliches Mittel, um Vorurtheile, Irrthümer 
oder Verbächtigungen,, die im Lande in Betreff von Regierungsmaß⸗ 
tegeln herrſchen, zu erfahren und erfolgreich zu befeitigen ? 
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In der Herrenkurie erläten Die Befchlüffe ber Ständefurie mannig« 
fache Beſchraͤnkungen. 

Die Wahl der Sekretäre durch die Verſammlung, von der 
Abtheilung mit 10 gegen 2 Stimmen bevorwortet, ward in der Kurie 
vertheidigt vom Referenten, Fürſten Lichnowoky, vom Vorſitzenden 
der Abtheilung, Prinzen Hohenlohe, vom Fürſten Salm⸗Diyk und. 
von den Grafen v. Dyrhn, v. Arnim und v. Itzenplitz, ange⸗ 
griffen dagegen von weit mehr Rednern, am Lebhafteſten und Beharr⸗ 
lichſten vom Prinzen von Preußen. Die Gründe der Vertheidi⸗ 
ger, wie der Gegner, waren im Weſentlichen dieſelben, wie in der an⸗ 
dern Kurie. Nur ein Geſichtspunkt, den dabei Graf Arnim ſehr ſchoͤn 
und treffend hervorhob, verdient beſondre Erwaͤhnung. 


„Man möge nicht überſehen,“ ſagte er, „daß uns hier ein Antrag 
der Dreiſtaͤndeknrie vorliegt, über den wir uns zuſtimmend oder nicht zus 
ſtimmend erklären follen. Es fragt ſich, glaube ich, bei jedem Antrag, der 
von jener Kurie an und gelangt, nicht ſowohl, ob das Zwedmäßige darin 
fich vielleicht auch auf andre Art erreichen ließe, ſondern es handelt fich, 
meiner Anficht nach, darum: foll die Herrenkurie vem vorgefchlagenen Wege 
ihre Zuftimmung verfagen und dadurch hindern, daß der Antrag der Drei: 
fländefurie zum Throne gelange, over foll fle zuftimmen? Ich glaube, 
daß die Majeftäteingroßed, ein ſehr gewichtiges Recht in 
unſre Händelgelegt Hat. Wir ſollen durch unſren Beitritt oder 
Nichtbeitritt entſcheiden, ob Beſchlüſſe, die eine mehr als fünfmal zahl 
teichere Berfammlung neben und mit einer Majorität von 24 gefaßt hat, zu 
den Stufen des Thrond gelangen. Dasift ein fehr hohes, ein ſehr 
ſchwerwiegendes Recht, meine Herren! Uber ich glaube, wenn 
wir es beilfam ausüben follen, fo müflen wir e8 mit großer Mäßi—⸗ 
gung üben; wir dürfen dad Veto, das und Se. Majeftät in diefer Bezie⸗ 
hung gegeben bat, nur da einlegen, wo jeder Unbefangene fagen wird: Ihr 
habt Recht gehabt, Ihr mußtet fo handeln. Wenn es aber nur darauf ans 
tommt, daß Diefed oder Jenes in mehr oder minder zweckmäßiger Weile 
vorgefchlagen werden kann, wenn fein Nachtheil daraus weder für den 
Thron noch für das Land entſtehen Tann, da allerdings werde ich immer 
der Herrenkurie rathen: fie folle nicht hindernd in ven Weg treten, weil 
ich glaube, daß ſie gerade hierdurch in den Fallen, wo es nothwendig fein 

.follte, die Kraft haben wird, mit dem vollen Einverſtändniß des Landes 
ihren Beitritt zu verfagen. Wenn man Konfequenzen fürchtet, fo Tann man 
freilich aus jeder Brage Konfequenzen ziehen. Ich bin aber der Meinung, 
daß, wenn nachtheilige Konfequenzen wirklich folgen follten, es dann an 
der Zeitjein wird, ‚Nein !’’ zu fagen, und dazu werden wirden Muth und 
die Selbſtſtändigkeit Haben.’ 


Richtiger Eonnte in der That Die Stellung der Herrenkurie nicht 
bezeichnet werden. Leider fehienen die Herren, die dem Redner fonft, fo 


180 


oft er nach der andern Seite hin den Ausfchlag zu geben verfuchte, fo 
bereitwillig folgten, diesmal, wo er einer freieren Anficht fich zuneigte, 
fich feiner Leitung nicht ebenfo anvertrauen zu wollen — die Bedenflich- 
feit gegen jede Abänderung des einmal gegebenen Reglements, vielleicht 
auch die Autorität (weniger wohl die Gründe) des prinzlichen Redner 
teugen den Sieg davon, und der Antrag fonnte nur die einfache Ma⸗ 
jorität von 30 gegen 27 Stimmen erlangen. Acht fehlende Stimmen 
der Herrenfurie machten alfo einen Befchluß zunichte, den die andre 
Kurie mit mehr als %% gefaßt hatte — 159+27, = 186 Stimmen 
galten mehr, ald 369! 

Nun brachte Graf Affeburg eine Zugiehung der Provinzialmar- 
fhälle bei der Ernennung der Sefretäre in Vorfchlag, und der Prinz 
von Preußen fah darin eine „Vermittlung,“ mit welcher man 
der andern Kurie „entgegenkomme.“ Aber dawider erflärten ſich 
entfchieden v. Keltfch und Grafv. Arnim, als gegen eine „halbe 
Maßregel,“ die „alle Nachtheile einer ſolchen habe, ohne dafür irgend 
einen Bortheil zu gewähren.’ Der Vorfchlag fiel durch. 

Dagegen nahm man ohne Debatte. den Antrag der andern Kurie 
auf Zuziehung der Brovinzialmarfchälle bei der Wahl der Abtheilun- 
gen an. | 

- Die Wahl des Vorfigenden in den Abtheilungen durch diefe felbft 
hatte die Abtheilung mit 11 gegen 1 Stimme verworfen. Sie fand es 
infonfequent, da der Marfhall ernannt-werde, die Vorfibenden der 
einzelnen Abtheilungen wählen zu laflen. 

Niemand in der Berfammlung widerfprah. Graf Dyrhn hatte 
zwar die Annahme des Vorſchlags beantragen wollen, nahm aber 
diefen Antrag jest, nach dem Ausgang der Debatte über die Sefretäre, 
in Vorausſicht feiner Erfolglofigkeit zurüd. 

Die folgenden Anträge der Dreiftändefurie, bie zu dem wegen bet 
Präklufivfrift, wurden fänımtlich ohne Veränderungen angenommen, 
zum größten Theil mit Einftimmigfeit. Auch diefer legte fand Die 
Beiftimmung der Herrenfurie, nur mit der Modifikazion, daß e8 in das 
Ermeffen des Marſchalls geftellt fein folle, die Verſammlung zu be- 
fragen, ob fie eine nad) gefchlofiener Präftuftvfrift eingehende Petizion 
noch annehmen wolle. 

Den Antrag der andern Kurie: Die Beurtheilung, ob ein Antrag 
zu Kompetenz des Landtags gehöre, nicht dem Marfchall, fondern der 
Berfammlung zu überlaffen, hatte die Abtheilung zur Annahme empfohlen; 
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auch verwandten fi in der Debatte mehre Rebner dafür, nament⸗ 
lich Graf v. Arnim, Graf v. Dyrhn und der Referent; dennoch 
fonnte auch er nur bie einfache Majorität — 30 gegen 28 — erlangen. 
Die entfchiedene Aeußerung des Prinzen von Preußen: daß Se, 
Bajeftät, wie aus dem Eönigl. Befcheide an den Marfchall v. Rochow 
wegen der Polenpetizion hervorgehe, dieſe Anficht nicht billige, entfchieb 
Das Schidfal des Antrags. 

Die Anträge der Ständekurie wegen der Wahlen zur Etaatsfchuls 
denverwaltung und wegen der Mitwirkung der Stände bei jeder Revi⸗ 
fion der Geſchäftsordnung machte Die Herrenkurie zu den ihrigen. Ends 
ti wurden noch, auf des Fürften Lichnowsky Antrag, fefte Rormen 
für die Reihefolge der Fragen bei den Abftimmungen aufgeftellt. 

So waren denn die Anträge, die ſchon aus der Ständefurie ziems 
lich verdünnt und abgefchwächt herübergefommen , in den Berathungen 
der Herrenkurie faft zur gänzlihen Bedeutungslofigfeit zufammenges 
ſchmolzen. Die wichtigften darunter, die, weldye wirklich eine Erwei⸗ 
terung der Autonomie des Landtags enthielten — der Antrag auf Wahl 
der Sefretäre durch die Kurien, Der Abtheilungsvorfißenden durch die 
Abtheilungen,, ferner der Antrag auf Beurtheilung der Kompetenz der 
Berfammlung durch die Verſammlung felbft — fheiterten an der Vor⸗ 
Schrift der % Mehrheit, diefer wahrhaft mörderifchen Einzwängung ftäns 
difcher Freiheit, und an der Befchränftheit des Standpunftes, von 
welchem aus ein großer Theil der Mitglieder der hohen Kurie Ihre Stel- 
{ung und Aufgabe zu betrachten ſchien. Vergebens kämpften die Weni⸗ 
gen, die einen höhern Standpunft einnahmen, für ein Prinzip, welches 
jede Körperfchaft unbedingt hochachten und werthhalten ſollte, weil es 
ihr 2ebensprinzip ift, für das Prinzip der Selbftftändigfeit, des „Herrſein 
im eignen Haufe.’ Rur die Beichlüffe wegen Aufhebung der Zenfur 
der Sefretäre über die zu veröffentlichenden Verhandlungen, wegen Mit 
wirfung der Stände bei Revifionen der Gefchäftsorunung und wegen 
Einfchränfung der Macht des Marfchalls auf die Leitung der Debatte 
zeigten einige Spuren jenes Unabhängigfeitögefühls in der ganzen Vers 
fammlung. Was das Lebte betrifft, fo waren freilich auch die Folgen 
Diefer fouveränen Macht des Marſchalls in diefer Kurle ganz anders 
fühlbar geworden , als in der Ständefurie! 

Im Allgemeinen ließ das Schiefal diefer Petizion — der erften 
politifcher Natur, welche von der Ständefurie in die Herrenkurie her⸗ 
überfam — auf das Schidfal aller künftigen ähnlichen fchliegen. Wenn 
Die hohe Kurie fo wenig eiferfüchtig auf ihre eignen Rechte war, wie 
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foßite fie es mehr fein auf die Rechte des Volkes? Wenn fie in eines 

Brage, die nur die Kormen ihres eignen Handelns betraf, ſich fo ſehr 
von der Furcht vor einer Aenderung des Beſtehenden und vor einem 
möglichen Zwieſpalt ihrer Befchlüffe mit dem Willen der Krone leiten 
Heß, was durfte man von ihr erwarten, wenn es fih um ragen han- 
bein würde, die das Wehen der Berfafiung berührten und bei denen es 
darauf anfäme, Rechte von weit ernflerem Belang der Krone gegenüber 
mit Muth und Feftigfeit in Anfpruch zu nehmen? | 





Dwölftes Kapitel. 
Berbandlungen über das Petizionsreqht. 


Wegen Erweiterung des fo beſchraͤnkten Petizionsrechtes der all⸗ 
gemeinen Stände waren in der zweiten Kurie zahlreiche Anträge ein⸗ 
gegangen. 

Für Aufhebung der Beſtimmung wegender ,:Majos 
rität hatten petizionirt die Abgg. von Berlin und Königsberg, 
ferner Die Abgg. Dittrich und Abegg. Noch weiter gingen die Abgg. 
v. SaudenTarputfhen und Hanfemann;z fiewollten, daß Pes 
tizionen fohon bei einfacher Stimmenmehrheit in einer der beiden Kurien 
an den Thron gelangen follten, und der Abg. Hirſch fchloß fich dieſem 
Wunſch wenigftend rüdfichtlich. der Beichwerden an. Gegen die Be- 
fhränfung des Petizionsrechts auf Mitglieder des Land— 
tags und das Verbot einer Auftragsertheilung an die Abgeordneten 
ſeitens der Wähler waren die Antraͤge der Abgg. Thiel⸗Wan⸗ 
gotten, v. Bardeleben, Hirſch und Dittrich gerichtet. 

Dazu kam ein Antrag Hanſemanns auf unbeſchränkte Aſſo—⸗ 
ziazionsfreiheit zum Zweck der Berathung von Petizionen. 

Ferner beantragten Dittrich und Hanſemann, daß zurüds 
gewiefene PBetizionen auch ohne neue Gründe erneuert 
werden dürften. 

Endlich wolltev. Binde die Beſchränkung des Petizions— 
rechts auf innere Angelegenheiten des Staats aufgehoben 
wiſſen. 

Für den erſten Antrag, die /-Majorität betreffend, hatte ſich im 
ber Abtheilung eine Mehrheit von 11 Stimmen gegen 5 erklärt. Dies 
felbe machte geltend : - | 

11” 
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Petizionen wären ja Feine Beichlüffe, die unmittelbar in Wirkſamkeit 
übergingen 5 vielmehr unterlägen fie erft noch der koͤnigl. Entſcheidung; die 
Natur ver Sache gebiete es, die von einer Mehrheit der Vertreter des 
Volks bevorworteten Wünfche, Bitten und Beichwerden ald von der Mehr: 
heit der Bertretenen des Volks felbft ausgehend zu betrachten ; es heiße, das 
Anfehen der Stände beeinträchtigen, wenn diefelben nicht einmal im un- 
beſchränkten Befige eines Rechtes fein ſollten, welches das Allg. Landrecht 
jedem Untertban zufpreche, Die Billigfeit fordere, daß das, bei der jo wich⸗ 
tigen Steuerbemwilligung als richtig anerkannte Prinzip der einfachen Stim⸗ 
menmehrheit auch bei den Petizionen Anwendung finde. Ebenſo liege ein 
dringendes Moment für Unterftügung diefed Antrags in dem Stimmen: 
verhältniß der verfchiedenen Stände auf dem Landtage. Der Ritterftand 
verfüge beinahe über eben foviele Stimmen, als die beiden andern Stände 
zufammen, fo daß, bei der jegt erforderlichen Stimmenmehrheit von %,, 
er allein eine von jenen einftimmig votirte Petizion einleitig zu hindern 
die Macht habe. Dazu nun das ungeheure Misverhältniß, daß felbft eine 
mit ungebeurer Majorität in der Ständefurie befchloffene Petizion durch 
wenige Stimmen der Herrenfurie, ja durch eine einzige Stimme, welche 
dort an der gefeglichen Zahl ver 24 fehle, zunichte gemacht werden koͤnne! 
Habe man bei den Provinziallandtagen zur Vertheidigung jener Beftim- 
mung allenfall8 anführen fünnen, daß bei Petizionen biömweilen von einem 
zu engen Gelichtöpunfte ausgegangen werde, oder daß ein Mangel an Sach- 
fenntniß oder eine einfeitige Beurtheilung möglich fei, fo falle dieſe Beforge 
niß bei dem Vereinigten Landtage weg, da hier nicht nur eine vielfeitige 
Befprechung jeder Frage flattfinde, fondern auch durch die Unmefenheit 
fön. Kommiffarien in den Abtheilungen und den Plenarverfammmlungen 
Gelegenheit zur Berichtigung Irriger Anfichten gegeben fei. 


Endlich machte die Majorität noch darauf aufmerkſam: 


daß überall, wo auf den Provinziallandtagen bei Petizionen über 
erhebliche Tagesfragen zwar nicht die Majorität von 2/4, doch aber eine 
entichiedene Mehrheit fich herausgeftellt habe, eine gewiffe Verfiimmung 
nicht nur in der Berfammlung, fonvdern felbft in ven Provinzen jich gezeigt, 
und daß eben dieſe Verftimmung in der Regel nur ein um fo fehhaftere® 
Drängen zu einem erfolgreichen Ziele erweckt, ja auch zu wirklich erfolgreicheren 
Rejultaten auf folgenden Brovinziallandtagen geführt habe, eine Wahrneb: 
mung, welche befonders für die zentralftändiiche Verſammlung eine ernfte 
Beachtung verdiene, 


Bon Seiten der Minorität ward Dagegen geltend gemacht: 


Durch eine einfache Majorität werde die Meinung des Landes nicht 
fo fiher erkannt, al8 durch eine von %3 5 ferner werde dadurch die Anbrins 
gung von Petizionen, zum Nachtheil des Beſtehenden, zu fehr erleichtert. 
Man möge e8 bei jener Beftimmung laffen, bis die Erfahrung eine Aende⸗ 
rung als wünfchenswerth herausgeftellt haben werde. Uebrigens ſei e8 in 
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der Wirkung ein großer Unterfchien, ob ein einzelner Unterthan, oder ob 
eine ſtändiſche Verſammlung fih mit einer Bitte an den Thron wende. 

In der Verſammlung wurden die Anfichten der Minorität nur von 
den Abgg. Graf Renard, Graf Helldorf und v. Maſſow vertre 
ten, die der Majorität dagegen von einer überwiegenden Zahl von 
Rebnern : den Abgg. Dittrih, Hirſch, Möwes, Knoblaud, 
Eommerbrodt,v. Gottberg, v. Auerswald, Graf Schwes 
rin und dem Referenten v. d. Heydt. Der Abg. Hirfch äußerte: 

Man folle nicht die Interefjen des Landes, die Bemühungen des gans 
zen Landtags auf eine fo Scharf zugeſchliffene Spige ſetzen. 

Knoblauch vermißte bei diefer Beſtimmung den ‚‚hiftortfchen 
Boden’; auf den man ſich fonft fo gern ftelle: 


„Wo Stände, deutfche Stände, zufammengefommen find, da haben fie 
auch Bitten und Beſchwerden rüdhaltlo8 ausgeſprochen“. 


Auerswald meinte: 


„Man fürchtet Uebereilung. Uber, meine Herren, wir find Deuts 
ſche; ed darf unter und Keiner fein, der nicht wenigftens ein Dienfchen- 
alter ſah; es darf auch Fein Befiglofer unter uns fein. Bor 20 Jahren 
möchten ſolche Belorgnifje vorhanden gewelen fein; wir haben aber nun 
wieder die Erfahrung fait eines Lebensalters hinter und, und ich glaube, 
fie Hat uns das Recht gegeben, zu verlangen, daß man und traut und ans 
nimmt, wir werden unfere Aufgabe reiflich und ernftlich erwägen ”. 


Graf Schwerin: 


„Je enger die Schranken geftedt werden, innerhalb deren man einer 
ſtaͤndiſchen Verſammlung fih zu bemegen geftatten will, deſto ſchwerer ift 
ed für das Gouvernement, den Einfluß, die Leitung auf diefelbe zu gewins 
nen, die e8 haben muß, um eine gedeihliche Wirkfamkeit zn fichern”. 

Der Antrag ward mit mehr ald %, angenommen. 

Auch für die Provinzialandtage erbat man eine gleiche Erleichtes 
rung des Petizionsrechts. 

Den Anträgen auf Einreihung von Petizionen an den Thron von 
jeder Kurie allein hatte die Abtheilung, vom Standpunfte des Zweis 
fammerfnftems aus, ihre. Zuftimmung verfagt ; auch in der Kurie fan 
den fie feine Unterflügung. 

. Die Abtheilung hatte einftimmig bevorwortet, daß eine unge: 
hinderte Kommunikazion zwiſchen den Sandtagsabgeorbneten und ihren 
Bertretern folle ftattfinden dürfen, damit Letztere den Erfteren ihre Wüns 
ſche zu erfennen geben Fönnten, ohne jedoch ihnen bindende Aufträge 
zu ertheilen. 
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Hanfemanns Antrag dagegen wegen ber Bolfsverfamneun. 

gen hatte die Abtheilung verworfen. 
. Der Landtagskom miſſar fuhte den Antrag der Abtheilung 
als unnöthig Parzuftellen ; die Verordnung vom 3. Febr. ſchließe nicht 
aus, daß den Abgeordneten Wünfche und Anliegen von ihren Bertves 
tretern mitgetheilt würden — nur binden d e Aufträge ſollien fie nicht 
annehmen. 

Dem widerfprady ver Referent. Es feien mehrmaks Faͤlle vor⸗ 
gekommen, wo die Regierungsbehörden Berathungen von Gemeinde⸗ 
vertretern über die ihren Abgeordneten mitzutheilenden Wiünfche verbo⸗ 
ten, oder hinterherdie Bürgermeifter wegen deren Geftattung zur Rechen- 

ſchaft gezogen hätten. Auch habe der in der Abthellung anwelende 
Kommiffar erflärt: die Regierung halte ſolche Berathungen nad der 
Verordnung vom 3. Febr. für unftatthaft. 

Der Landtagsfommiffar bezeichnete eine ſolche Erklärung, 
wenn fie geſchehen, als eine irrthümliche. Als jedoch hierauf der - 
Abg. Zimmermann ihn zu der förmliden Erklärung provozirte, 
daß er diefer hier geäußerten Anficht inallen Negionen Geltung vers 
fchaffen werde, Da weigerte fih Herr v. Bodelſchwingh Deflen 
und that dabei folgende, für die Stellung eines Minifters im abfoluten 
Staate höchft bezeichnende Aeußerung : 

„Ich Tann“, fagte er, „über meine Befugniß nicht hinausgehen. Ich 
Habe vie Anſicht der Regierung ausgeſprochen, die auch die 
Anſicht meiner Kollegen iſt. Von meinem Standpunkte aus werde 
ich gern in diefer Richtung wirken. Eine feierliche Berfiderung 
aber, daß dieſe durch alle Regionen volle Geltung erhal 
ten werde, fannichnicht abgeben“. 


Kann wohl irgend Etwas ftärfer die unnatürliche Stellung, wel: 
che die Rathgeber der Krone im abfoluten Staate einnehmen, ihre Uns 
felbftftändigfeit fo wie den Mangel an der fo nothwendigen Eins 
beit und Webereinftimmung in den Regierungsmaßregeln bezeichnen, 
als diefe Erflärung des Mintfters? Kann irgend Etwas die gänzliche 
Richtigkeit jener fo viel geprebigten Strafe von der ‚ ‚arten Regierung‘’ 
deutlicher dofumentiren? Alfo der Chef eines Berwaltungsdepartements 
kann nicht einmal für Das einftehen, was in feinem Departement ges 
fhieht, was feine Unterbehörden thun und anordnen ! Er kann nicht 
einmal die Verfiherung geben, daß nach feiner und feiner Kollegen 
tibereinftimmenden Anftcht überall verfahren werben folle! Wie ernie- 
drigt müffen ſich Die Rathgeber der Krone fühlen bei diefem befchä« 
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menden Bebenntuig, Daß fie, Die zu ber Gefepgebung vom 3. Febr. 


ihren Rath und ihre Stimme mit gegeben, entweder ſo wenig im Ber 
trauen des Monarchen find, daß fie nicht einmal wiſſen, wie Diefer die 
einzelnen Beftimmungen jener Gefege ausgelegt wiffen will, over fo 
ſehr von fremden Einflüffen umgeben, daß fie befhrchten müſſen, in jes 
dem Momente ihre Befehle von ihren eigerien Unterbehörben durch 
Nichtbefolgung verfpottet zu fehen! In der That, e8 gehört eine eigene 
Berblendung oder ein großer Mangel an Willensenergie und Liebe zur 
Selbſtſtändigkeit dazu, um eine foldhe Stellung ver Stellung eines 
konſtituzionellen Minifters vorzuziehen, der durch feine Verant: 
wortlichkeit vor den Ständen gegen jeden ungehörigen Einfluß von 
anderwaͤrts gefichert und völlig felbfiftändig in den Grenzen feiner 
. Kompetenz dafteht! Für einen Dann von fräftigem Geift, der ſich ſei⸗ 
ner Tüchtigfeit und feiner guten Abfichten bewußt iſt, kann, follte man 
meinen, die Wahl nicht zweifelhaft fein. 

Wenn Jemand in diefem Augenblide in der Seele des Minifters 
des Innern hätte lefen können, wer weiß, ob er nicht Manches von 
Diefen Betrachtungen darin entdedt hätte! 


Der Antrag felbft flufte fich in der Berathung dreifach ab. 


Hanjeman wollte allen Klaffender Nazion (nicht blos 
den Wählern) das unbefchränfte Recht der Betizion an den Landtag 
eingeräumt und deshalb dem ganzen Volke völlige Freiheit der Affozias 
zion gewährt wiflen. 


„Dieſes Recht‘, fagte er, „welches ich den nicht vertretenen Klaſſen 
einräumen würde, halte ich für ein ſehr fonfervatives Prinzip. Es 
{fl Da, wo died Recht ausgeübt werden fann, die Folge davon, daß der 
Bortfchritt in der Verfaflung wie in der Gefeßgebung in ruhiger Weiſe 
vor fich geht. Sehen Sie auf England! Eine der wichtigften Maßregeln, 
eine folche, die einem großen Theile der Nazion wefentlich nachtheilig war, 
ift blos auf dieſe Weife Herbeigeführt worden, und jegt, nachdem fie durch 
ein Geſetz fankzionirt worden tft, wird fie allgemein als heilfam anerfannt. 
Ich meine die Freiheit ver Einfuhr des Getreides“. 

„Sehr oft”, Außerte er im Fortgange feiner Rebe, ‚‚iprechen wir und 
Andere davon, den Zuſtand des Volkes zu verbeflern ; e8 werben Vereine 
zu diefem Zwecke gegründet, die allerlei beſondere Hülfdmittel zur Ver⸗ 
befferung des Zuflandes der untern Volfäflaffen verfolgen. Nach meiner 
Meinung ift e8 eine der erften Bedingungen diefer Verbeflerung, daß Die 
jenigen, die nicht vertreten find, die ſchwerlich auch alle je vertreten werden 
tünnen, doch wenigftend das Recht Haben, ihre Bitten kundzugeben. Ich 


halte es daher, wie ich nochmals wiederholen muß, für äußerſt konſervativ 
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und für notwendig, daß mwenigflen® die Bitten und die Anfiien viefex 
Klaſſe zu und dringen koͤnnen. 


Auch der Abg. v. Bardeleben ſchien das Petizionsrecht in dies 
fer Unbefchränftheit im Auge zu haben, wenn er in die warmen und 
wahrhaft erhebenden Worte ausbrad) : 


„Meine Herren ! in allen ftaatlichen und politifchen Körperichaften 
ift eine gewiſſe Neigung enthalten, jich zu ifoliren, allmälig eigenfüchtige 
Zwede zu verfolgen, einfeitige Richtungen einzufchlagen. Nach meiner Ue⸗ 
berzeugung giebt es nur ein Mittel gegen ſolche verberbliche Richtungen, 
und diefes Mittel liegt in dem ewig frifchen Leben, welches aus 
der Geſammtheit des Volkes ſtrömt. Ia, meine Herren, in der 
Theilnahme des Landes, in der unausgefegten, regen Theilnahme liegt die 
ganze Kraft der Vertreter des Landes; dieſe immerwährente lebendige 
Theilnahme kann aber nur erhalten werden durch das Petizionsrecht , wels 
ches das Land jet nicht hat, welches dem Lande genommen ift in allgemeis 
nen Sachen, welches das Land indeſſen mährend eines Vierteljahrhunderts 
wenigftens faktifch ausgeübt hat. Meine Herren! e8 giebt einen fchönen 
Wahlſpruch, , der vielleicht nicht bei Allen Anklang finden wird; aber ich 
befenne mich zu dieſem Wahlſpruch. Es ift ver Wahlſpruch, der ebenfo- 
wohl im Intereffe ver Krone, ald des Landes ift — ich möchte fagen, dies 
fer Wahlfpruch beruht auf dem Ausfpruche des großen Königd Friedrich 
II., nämlich: daß die Regierung um des Volkes willen da fei, und nicht 
dad Volk um der Regierung willen (e8 wird durcheinander gezifcht und 
Bravo! gerufen ), und daß alle Interefien innig verfchmelzen. Der Wahl 
fpruch, zu dem ich mich befenne, ift: 

Alles für dad Volk und Alles durch das Volk! Daher flimme ich 
für das unbedingte Petizionsrecht ſeitens des Landes.’ 


Enger faßte die Sache der Abg. Zimmermann, welder nur 
den Wählern ein unbedingtes Petizionsrecht einräumen und darum 
den Antrag geftellt wiſſen wollte: 

Jeder Abgeoronete folle ebenfo befugt ald verpflichtet fein, 


alle ihm von feinen Kommittenten und fländifchen Korporazionen zugehen 
den Bitten und Beſchwerden dem Landtage einzureichen. 


Damit wäre für Die allgemeinen Stände daſſelbe Verhältniß her= 
geftellt, welches für die Brovinzialftände ſchon längft beftand, dort freie 
lich gefegli,ch nur für provinzielle Angelegenheiten, faftifch jedoch 
auch für allgemeine. Denn aud die Provinzialftände haben Betizionen 
nur von ihren Wählern, nicht von Jedermann aus dem Volke, anzus 
nehmen. 

Diefem Antrage ward vom Landtagsfommiffar und vom 
Adg. v. Manteuffelentgegengehalten, daß es die Selbftftändigfeit 


\ 
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der Abgeordneten allzufehr beſchraͤnken heiße, wenn fie jede Ihnen über- 
gebene Petizion beim Landtage einreihen müßten. Die Befugniß, 
ihnen zugefandte Petizionen zu den ihrigen zu machen, hätten fie 
ſchon jett. 

Trotz der warmen Bertheidigung des Antrags duch v. Auers: 
wald, Sanfemann, Graf Helldorfund den Referenten, fonnte 
doch weder er, noch der Hanfemannfche Antrag eine Majorität 
erlangen. | 

So fam man denn auf den Antrag der Abtheilung zurüd, und die 
Berfammlung befhloß einftimmig, eine Deklarazion der Verord⸗ 
nung vom 3. Febr. im Sinne diefes Antrags zu erbitten. 


Hinfihtlih des Punktes wegen Wiederholung ftändifcher Anträge 
ohne neue Gründe hatte in der Abtheilung Stimmengleichheit geherrfcht, 
indem die Einen eine Bitte deshalb zur Zeit, bei der Ungewißheit, wors 
in man über die Wiederberufung ded Vereinigten Landtags fchwebe, 
für unnöthig, die Andern dagegen fe für dringlich hielten. 


Abg. Stedtmann wies darauf hin, daß die Beftimmung hier: 
über in der Verordnung vom 3. Febr. fogar ftrenger fei, als die pros 
vinzialftändifchen Gefeße, weldhe eine Erneuerung von Anträgen fchon 
beim Borhandenfein neuer Beranlaffungen (nicht blos neuer 
Gründe) geftatteten. Er fowohl wie andre Redner führten Beis 
fpiele an, wo früher zurüdgewiefene Anträge, lediglich in Folge ihrer 
beharrlihen Wiederholung, doc zulegt einen Erfolg gehabt hätten. 

Auf der andern Seite behaupteten Graf Galen und Graf Eu: 
lenburg: der König weife feinen ftändifchen Antrag ohne triftige 
Gründe ab; es fei daher ganz in der Ordnung, daß ein folder nur 
dann wiederholt werden dürfe, wenn neue Gründe Dies rechtfertigten. 


Es war nicht eben weife von diefen Herren, die Frage auf ein 
Geld zu fpielen, wo es leicht zu Erörterungen fommen fonnte, die fie, 
von ihrem ftrengroyaliftifchen Standpunkte aus, alle Urfache hatten, 
zu vermeiden. Sie provozirten eine Kritif der legten Landtagsabſchiede, 
welche jene Behauptung leicht hätte Kügen ftrafen fönnen. 


Wenn ihre Gegner ihnen auf diefes Feld zu folgen vermieden , jo 
zeugte Dies von weit mehr wirklicher Achtung vor dem Königthum und 
einem weit ridhtigern parlamentarifchen Takte. 


Der Antrag -auf Wegfall der fraglichen Beftinmung ward mit 
großer Mehrheit — 359 gegen 99 Stimmen — angenommen. 
Man Fam jetzt zu dem Antrage des Abg. v. Binde, 
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Die-Abtkeilung hatte mit 15 gegen 3 Stimmen befchloffen , eine 
Bitte an den König vorzufchlagen, daß das Wort: innere in Wag⸗ 
fall gebracht werde. 

‚‚ Die überwiegende Majorität ver Abtheilung,“ hieß e es in dem Ab 
theilungsgutachten , „ glaubt dad Bertrauen hegen zu Dürfen, daß in ſol⸗ 
hen Fällen, in welchen der kön. Kommiffar wegen fchwebender Verhand⸗ 
lungen oder überhaupt im Intereſſe des Staatd die weitere Erörterung 
trgend einer angeregten Außeren Angelegenheit für bevenflich erklären 
möchte, ed dem Landtage nicht an der patriotiichen Gefinnung und dem 
pofitifchen Takte fehlen werde, welche bei ähnlichen Ballen in Ständever: 
fammlungen anderer Staaten zur Vermeidung e einer weiteren Erörterung 
für ausreichend erachtet werden.’ 

As man an diefen Punkt gefommen , erhob fi) der Minifter des 
Auswärtigen, v. Canitz, und fuchte einem Beſchluſſe der Berfamm: 
lung durch die Erflärung zuvorzufommen: die fragliche Beftimmung 
der Verordnung v. 3. Febr. fchließe Betizionen über äußere Angele- 
genheiten nicht aus, fobald diefe nur irgend eine Seite hätten, dur) 
welche fie mit den intern Angelegenheiten des Staates zufammenhingen. 
Zugleich hielt er der Verfammlung eine lange Vorlefung über die ver- 
ſchiedenen Arten von Petizionen, welche in Betreff auswärtiger Ange: 
legenheiten vorfommen fönnten, und darüber, welche davon fich zu 
einer Berathung auf dem Landtage eignen würden, welche nicht. Ab- 
wechfelnd berief er fidy auf die Vorfchriften der Verordnung v. 3. Febr. 
und auf den eignen Takt der Verfammlung; manche der Fragen, auf 
welche Binde hingedeutet hatte, namentlich die ſchleswig-holſteiniſche 
und die Krafauer Frage, wollte er von den ftändifchen Berathungen 
ferngehalten wiflen, während er dagegen über andere, 3. B. über bie 
Zolivereinsangelegenheiten, eine Verhandlung felbft zu wünfchen ſchien. 

Diefer Verſuch, den Beſchluß der Verfammlung abzufchneiden, 
glüdte aber dem Minifter des Auswärtigen nicht beffer, als kurz zuvor 
feinem Kollegen, dem Minifter des Innern, der feinige. Er gerieth in 
die Scylla, ohne die Charybdis zu vermeiden. Auf der einen Seite 
beharrten die Bertheidiger des Antrags darauf, daß derfelbe nad wie 
vor nothwendig fei, da eine Deflarazion ded Gejehed aus dem Munde 
eines Minifters allein Feine ausreichende Bürgſchaft gewähre; auf der 
andern Seite aber nahm. doch der Marfchall — fih, wie er fagte, 
„nicht nur als einen der Verfammlung vorgefehten Beamten , fondern 
mit freudigem Stolze ald Mitglied der Berfammlung anfehend‘’ — von 
der Erklärung des Minifters Gelegenheit, feinerfeits zu erflären, daß 
er die Anträge, bie er vorher auf Grund jener Beftimmung zurückge⸗ 
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wielen babe, nunmehr annehmen und ben Abtheilumgen uͤberweiſen 
werde. 

Die Nothwendigkeit, das Petizionsrecht der Stände auch auf 
&ußere Angelegenheiten zu erfiteden, ward am Schlagendſten von 
Bederath und Milde dargethan. Bederath äußerte in befondes 
rem Bezug auf die ſchleswig-holſteinſche Frage: 


„Es wird faun einen Theil Deutſchlands geben, von mo aus nicht 
ein Ruf der Sympathie an die in ihrer nazionalen Selbſtſtaändigkeit bes 
drängten Schleswig = Holfleiner gerichtet worden wäre. Man hat erkannt, 
daß es fich hier nicht blos um die Befahr der Beichränfung des deuiſchen 
Territoriums, um die Möglichkeit der Entfremdung desjenigen Theils un⸗ 
ſeres Baterlandes Handelt, der für feine Fünftige maritime Entwickelung 
von großer Wichtigkeit ift, fondern daß bier Größeres, daß die Errungen- 
ſchaft der neueren deutſchen Geichichte, das Gefühl der Selbfiftänpigfeit 
und nazionalen Macht, die keinen Eingriff duldet, auf dem Spiele fteht. 
Dieſes nazionale Machtgefühl ift, mie die Bedingung befriedigender Ver: 
bältniffe nach außen, fo auch die Grundlage einer geveihlichen Entwicke⸗ 
fung im Innern, und überall, wo e8 berührt wird, fei e8 fchmerzlich oder 
freudig, da Handelt e8 ſich um eine tief-innerliche Angelegenheit. Wenn 
ſchon die Bragen, die den deutſchen Bundesverein betreffen, wegen der 
vielfachen Rückwirkung, die fie auf die inneren Zuflänve der einzelnen 
Bundesftanten Außen, in feinem der leßteren ald äußere Angelegenheit 
beirathtet werden koͤnnen, fo bat Preußen zu ber ſchleswig-holſteinſchen 
Brage noch eine befonderd nahe Stellung. Preußen ift, wie dies in einer 
unvergeßlichen Stunde von erhabenen Munde außgefprochen wurde, zum 
Schilde geworden für Die Sicherheit und die Rechte Deutſchlands. Diele 
Stellung hängt mit der Lebenskraft des Staated eng zufammen, fie bevingt 
die Feſtigkeit feines fortſchreitenden Entwidelungsganges, und von dem . 
Augenblide an, wo Preußen diefe Stellung, den Ereigniſſen gegenüber, 
verfennen follte, von diefem Augenblide an wird es auch eine Schwächung | 
in feinen inneren Zuftänden erleiden. Wenn dem aber fo ift, follten dann 
die Stände des Reichs nicht berechtigt fein, in einer ſolchen Angelegenheit, 
Die den tiefften Nerv unferer ſtaatlichen Eriftenz berührt, eine Bitte an 
Se. Majeftät ven König zu richten, follte Died eine dem Kreiſe unferer 
Berathung fremde Angelegenheit ſein? Nicht nur hat jede ſolche Frage 
eine innere Seite, fie kann auch möglicherweiſe eine derartige Wendung 
nehmen, daß wir genötbigt find, Gut und Blut für ihre Löſung einzu 
fegen, und ich glaube, daß es ein natürliches Recht der Verſammlung iſt, 
in ſolchen Fragen wenigftens eine Bitte an dem Thron nieverzulegen. Der - 
Zweck des ſtaͤndiſchen Inftitutd ift das Zuſammenwirken mit der Regie⸗ 
rung in allen Angelegenheiten des Landes, warum ſoll dieſes Zuſammen⸗ 
wirken, von dem das Wohl und Wehe des Vaterlandes, feine ganze Zus. 
funft, und jegt mehr als je, abhängt, warum foll e8 in irgend einer 
Weiſe verkürzt werden | 
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Und Milde fügte Hinzu: 


„Wir haben jegt eine dynaftifche Politik mehr, ed giebt nur eine Pos 
litik der Völker, der Interefien, und diefe Intereſſen, welche fich abfpie- 
geln in allem dem, was und im Leben theuer und werth ift, diefe Interefien 
find e8 allein, welche mehr oder minder in der Zukunft maßgebend fein 
werden für die Politik, für die Beziehungen des Staatd nad) außen. Prä- 
tenfionen eben fo wenig ald Intriguen Einzelner, welcher Art fie feien, 
können fernerhin maßgebend oder leitend in den Beziehungen der Völker 
unter einander werden; allein die materiellen Interefien, die Intereflen 
der Ehre, des Glaubens, werben noch fortan die großen Bewegungen der 
Welt machen, und deshalb fich eine Verſammlung, wie die unfrige, denfen 
zu follen, welche nur mit den innern Staatdangelegenheiten fich beichäftigt 
und deren Wirkfamteit in allen äußeren Fragen verfchränft fein foll, ſcheint 
mir eine Anomalie wenigftend in fich zu ſchließen.“ 


Es ward hierauf einftimmig befchloflen : 


von dem König eine authentifche Deklarazion der betreffenden Beftimmung 
im Sinne des Antragd zu erbitten. 


Für den Minifter ded Auswärtigen waren damit die Verlegen: 
heiten, in die er fich verwidelt hatte, noch nicht zu Ende. In einer der 
naͤchſten Sigungen kamen zwei Gegenftände der auswärtigen Politik 
zur Sprache, welche ihn nöthigten, nochmals auf feine Erklärung 
zurüdzufommen. Ä 


Der Abg. Milde fchilderte die traurigen Bolgen, welche die Ein- 
verleibung Krafaus für den Handel Preußens und insbefondere Schles 
ſiens gehabt habe, und wünfchte, noch nachträglich eine Betizion deshalb 
einbringen zu dürfen, und der Abg. v. Rothkirch Außerte denfelben 
Wunſch in Betreff einer Betizion wegen Wiederanfnüpfung diplomati⸗ 
ſcher und fommerzieller Verhandlungen mit Spanien, um dem fo feht 
gefunfenen Leinenhandel Preußens durch Herftellung der alten Abzugss 
fandle dorthin wieder aufzuhelfen. Man berief fi) dabei auf die Er: 
Härung des Minifters, wodurch PBetizionen über äußere Angelegens 
heiten für zuläffig erflärt worden feien. 


Herr v. Canitz verfuchte vergeblich, diefe Erflärung zurüczuneh: 
men oder ihr einen andern Sinn unterzulegen; je mehr er fi an« 
ſtrengte, feine voreilige Rachgiebigfeit ungefchehen zu machen, defto 
mehr verwidelte er ſich und gab das klaͤgliche Schaufpiel eines Mint: 
ſters, der nicht einmal den Sinn und die Grenzen eines Gefehes kennt, 
bei welchem er ſelbſt eingeftandenermaßen mitgewirkt, welches er Durch 
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feine Unterfchrift mit befcäftigt hat, umd noch dazu eines Geſetzes von 
der Bedeutung defien v. 3. Februar. 

So fah eine einzige Sigung zwei Minifter des abfoluten Beamten- 
ſtaats vor den Ständen, dem Volke, der ganzen Welt zu dem demüthis 
genden Geftändniß ihrer Unwifjenheit über den eigentlichen Willen der 
Krone, deren Rathgeber fie fein wollen, und ihrer gänzlichen Ohn⸗ 
macht in Geltendmachung ihrer Anfichten verdammt. Und die Krone, 
gewann fie bei diefer Demüthigung ihrer Diener? Sicherlich nicht! Ein 
Reich, das fo uneins in fich ift, fteht auf fchwachen Füßen, und eine 
Macht, die nicht einmal ihre nächften Werkzeuge mit ihrem Geifte zu 
Durcchdringen und zu infpiriren vermag, wie mag die fidh rühmen,, eine 
„ſtarke Regierung‘’ zu fein? 

Der Minifter des Innern half diesmal feinem Kollegen aus 
der Noth, indem er ſich mit großer Zuvorfommenheit erbot, die beiden 
Anträge Sr. Majeftät zu überreichen und Demfelben die Bitte vorzu« 
tragen , daß darüber noch verhandelt werden dürfe. Der Befcheid, den 
der König darauf ergehen ließ, erfparte Herrn v. Canitz bie weitere 
Verlegenheit, bei einer Verhandlung über auswärtige Angelegenheiten 
in offner Ständefigung Rede und Antwort ftehen zu müflen. 

Nachdem die Anträge, hieß es in dem Beicheid, auf diefe Weile zu 
Sr. Majeftät Kenntniß gekommen, bedürfe e8 einer Berathung derjelben in 
der Berfammlung nicht, indem Se. Majeftät denfelben alle irgend zuläffige 


Berüdjichtigung in eben vem Maße angedeihen laffen werbe, als wenn Ihnen 
Solche durch die Verfammlung empfohlen worden wären. 


In der Herrenfurte kamen die Anträge über das Petizionsrecht 
ext gegen den Schluß des Landtags zur Berathung. 

Den Antrag wegen Verwandlung der %, in die einfache Majorität 
hatte die Abtheilung mit 11 gegen 2 Stimmen gutgeheißen, jedoh nur 
für den Vereinigten Landtag (nicht für die Provinzialandtage und nicht 
für die Vereinigten Ausfchüffe), und mit Ausnahme aller auf Ber 
faffungsfragen bezüglichen Petizionen, für welche fie, nad) dem 
Beifpiele faft aller konſtituzioneller deutſcher Staaten, die Beibehaltung 
der %s empfahl. \ 

Bei ver Berathung jeder Petizion in zwei getrennten Verfamms 
fungen, meinte die Abtheilung, genüge die einfache Mehrheit; auch 
mache die eigenthümliche Stellung der Herrenkurie zur Ständefurie es 
wünfchenswerth, daß nicht eine mit großer Majorität in letzterer ange: 
nomnrene Petizion durch wenige Stimmen der viel weniger zahlreichen 
Herrenfurie verworfen werden Fönne. 
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Die Verſammlung ging bet der Debatte über dieſen Gegenſtand 
nach dreiSeiten auseinander. Ein Theil der Redner hielt an dem Bor 
ſchlage der Abtheilung feſt — dahin gehörten namentlich Fürſt Xich- 
nowoky und Graf Arnim —; ein andrer Theil ging darüber hinaus 
und fchloß ich dem Antrage der Staͤndekurie an — es waren Dies die 
Strafen York und Dyrhn, dazu Graf Lynar —; einem Dritten 
endlich war feibft ver Abtheilungsvorſchlag noch zu freifinnig — fie 
wollten, daß wenigftens-in der Kurie, wo eine Petizion zuerſt einges 
bracht würde, Y, dafür fein müßten. Das war der Antrag, den Graf 
Eb. v. Stolberg ftellte und für den fich namentlich der Prinz von 
Preußen lebhaft verwandte. Zürft Bog. Radziwill fchloß ſich ihm 
an, wollte aber dagegen feinen Unterfchied zwiſchen BVerfaffungspetis 
Honen und andern gemacht wiflen. 

Bei der Abſtimmung ergab ſich das fonderbare Refultat, daß feiner 
von allen drei Anträgen die erforderliche /,-Majorität erhielt, fomit gar 
Richts befchloffen wurde. 

ine merfwürdige Anomalie war es (die übrigens auch beianderen 
©elegenbeiten fich wiederholte), daß auf den eigentlichen Antrag der 
Ständekurie, um deffen Annahme oder Verwerfung es ſich doch han⸗ 
delte, gar feine Frage geftellt ward. 

- Der zweite Antrag der Ständekurie — auf eine Deklarazion der 
Borfchrift wegen der Beziehungen der Abgeordneten zu ihren Wählern 
— ward ohne Debatte angenommen. 

Dagegen hatte die Abtheilung mit 11 gegen 2 Stimmen den Beis 
teitt zum dritten Antrag — Wiederholung einmal abgewiefener Anträge 
ohne neue Gründe — widerrathen. Für den Antrag fämpftenzwarabers - 
mals die beiden Diosfuren York und Dyrhn, allein vergebens; 
ex: fiel. 

Den vierten Antrag endlich Hatte die Abtheilung dahin abgeändert, 
daß zwar das Wort ‚innere‘ aus $. 13 der Verordnung v. 3. Febr. 
wegbleiben,, nicht aber eine ausdrüdliche Geftattung des Petirens in 
Außern Angelegenheiten des Landes ausgeſprochen werden folle. 

Auch hier fpaltete fich die Verfammlung in zwei Richtungen; der 
eine Theil wünfchte den Antrag fo gefaßt oder wenigfteng jo verftan- 
den, daß den Ständen auch in Sachen der äußern Politif ein Recht 
der Betizion zuftehe. Sehr fhön Außerte der Referent v. Duaft: 

„Ich lebe der innigften Ueberzeugung, daß, ſo verſchiedenartig auch 


die Meinungen in diefer und der andern Kurie über die inneren Verhältniffe 
des Vaterlandes fein können, fie ebenfo einig über diejenigen Punkte fein 
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werben, bie das Ausland betreffen. Und, weil ich der feſten Ueberzeugung 
Hin, daß unſer hoher theuerer König, wenn es gilt, dem Auslande entgegen⸗ 
zutreten, gerade dadurch die feſteſte Stütze bekommen wird, wenn er ſich 
auf ſeine Stände berufen kann, ſo habe ich mich der Majorita der Abthei⸗ 
lung von ganzem Herzen angeſchloſſen. Meines Erachtens würde eine ſolche 
Stütze der Regierung um ſo mehr zu wünſchen fein, weil unſer Vaterland, 
der Größe und Bevölkerung nach, gegen andere Staaten, mit denen daſſelbe 
In Konflikt gerathen möchte, fa ſehr zurückſteht.“ 


Dagegen wollten Andere ausdrücklich ausgeſprochen wiſſen, daß 
die Kurie nicht beabfichtige, die höhere, Außere Politif vor das Forum 
des Vereinigten Landtags zu ziehen. Der Prinz von Preußen fchlug 
geradezu einen folhen Zufag zum Antrage vor; Fürft Lichnowsky 
trat Dem lebhaft bei und berieffich darauf, daß ſabſti im engliſchen Par⸗ 
lamente unter SO Interpellazionen über auswaͤrtige Fragen oft Feine zur 
Debatte gelange, fobald der Minifter erkläre, er Fönne darüber, weil 
Die Frage eine noch ſchwebende fei, Feine Auskunft geben. 


„Ich glaube nicht; jegte er hinzu, „daß der ehrenwerthe Referent 
und zumuthen wird, daß wir das Feld unfre ſtändiſchen Rechte fo weit aus⸗ 
dehnen follen, daß wir. fhon jegt über die der Eonftituzionellen Bölfer 
hinausgehen mollen. “ 


Wir hätten dem ehrenwerthen Herrn, der fo gern den englifchen Beer 
fpielt, mehr Scharffinn zugetraut, als daß er nicht zu unterfcheiden vers 
möchte zwifchen dem Recht zur Behandlung auswärtiger Fragen — 
einem Recht, welches das englifche Parlament ohne allen Zweifel beſitzt 
— umd dem politifchen Taft, der in einzelnen Fällen daffelbe auf die . 
Ausübung diefes Rechtes verzichten läßt. Oder traut Fuͤrſt Lichn ow sky 
ſich und feinen Mitftänden in Preußen weniger Takt zu, als den Mits 
gliedern des englifchen Parlaments? Hoffentlich nicht! 

Die Kurie nahm den Antrag der Abtheilung mit dem Zufage des 
Prinzen von Preußen an. 

Für den gemeinfchaftlihen Antrag beider Kurien an den König 
blieb fomit Nichts übrig, ald die Bitte um eine freiere Auslegung der 
Beſtimmungen wegen Einreichung von Privatpetizionen durch die Ab⸗ 
geordneten und wegen des Petirens in auswärtigen Angelegenheiten — 
zwei wichtige Anliegen allerdings, allein im Verhältniß zu den vielen 
Befchränfungen des Petizionsrechted immer nur ein Minimum Deffen, 
was man mit Fug bitten durfte, was man im Intereſſe des Volks, der 
ftaatlihen Entwidlung, ja der Regierung felbft nothwendig hätte bitten 
follen. Das ungeheure Misverhältniß der 4:Majorität, diefer mäch⸗ 
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tige Hemmſchuh jeder freieren Kortfchrittöbewegung, follte auch ferner 
beibehalten werden. Freilich trug diefe Abnormität — die wohl in feiner 
Verfaſſung, weder einer „geſchichtlichen“, noch einer modernen, ihres 
Gleichen findet — in ſich felbft den Keim ihrer Verewigung, denn es 
war nur eine Minorität audy in der Herrenkurie, welde ſich einer Bitte 
um Wegfall diefer Beichränfung widerfegte. Aber ſchlimm genug den⸗ 
noch, daß noch ein fo großer Theil diefer Kurie feine Stellung und das 
wahre Intereſſe des Landes und der Regierung nicht beſſer erfannte! 

Auch dieBitte um Wiederholung abgewiefener Anträge hätte wohl 
eine unbefangenere Erwägung von Seiten der Herrnkurie verdient. 

Wenn der fouveräne Wille, wie viele Landtagsabfchiede bezeugen, 
ftändifche Anträge, die mit Gründen gerechtfertigt an den Thron ges 
bradyt wurden, ohne Gegengründe, blos mit Berufung auf feine An⸗ 
fiht, abwies, fo ftände es wohl audy den Ständen an, ihre Anfichten 
und die Wuͤnſche des Volks immer von Neuem zu wiederholen und durch 
diefe Wiederholung als tiefgewurzelt und berechtigt zu befräftigen. 
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Dreizehntes Kapitel. 


Berhandlungen über das Verhältniß des GTaubensbekenntniffes zu den 
politifchen Rechten. 





Der Abgeordnete v. Sauden-Julienfelde, | Mitglied der 
preußiſchen Ritterfchaft, hatte eine Petizion eingereicht, weldye folgende 
zwei Anträge enthielt: 


1) e8 möge der Grundſatz gefehlt auögefprochen werden, daß bei Aus⸗ 
übung politifcher Rechte Niemand nach feinem Glauben zu fragen ſei; 

2) es möge in Uebereinſtimmung mit dieſem Grundſatze dem $. 5, 2 
des Geſetzes vom 1. Juli 1823 wegen Anordnung ber Provinzial⸗ 
flände (welcher als Bedingung der Standſchaft vie „Gemeinſchaft 
mit einer der hriftlichen Kirchen ” aufftellt) eine veränderte Faſſung 
gegeben werden. 


Für den erſten Antrag hatten ſich in der Abtheilung nur 2 Stim⸗ 
men erklaͤrt; die Majoritaͤt von 14 Stimmen dagegen hatte ſich dahin 
ausgeſprochen, 
dag die ſtändiſchen Korporazionen des preußiſchen Staates immer nur 
rein Hriftliche VBerfammlungen bleiben müßten und die Zulaffung von 


Mitgliedern anderer, als Hriftlicher Religionsbekenntniſſe, nicht flatthaft 
erſcheine. 


. Eine kleine Minorität (2 Stimmen) wollte ſelbſt die chriſtlichen 
Diſſidenten ausgefchloffen wiſſen, 


weil man gar nicht wiſſen könne, ob manche dieſer Sekten von den 
Grundlagen des chriſtlichen Bekenntniſſes ſich nicht ſo weit entfernten, daß 
man ihnen die Bezeichnung chriſtlicher Diſſidenten gar nicht mehr beilegen 
koͤnnte, und ob ſie daher in der Wirklichkeit nicht ſchon außerhalb jedes 
chriſtlichen Bekenntniſſes ſich befaͤnden. Ueberdies würden Diſſidenten, wenn 
ihre Glaubensanſichten den chriſtlichen Glaubensartikeln nicht zuwider⸗ 
liefen, unfehlbar die Anerkennung des Staates erlangen und alſo dann 
unter $. 5, 2 des Geſetzes von 1823 fallen. 
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Die Majorität von 14 Stimmen war Dagegen der Anficht, daß 
ein tiefered Eingehen auf dieſes Bedenken fie zu weit auf das Feld 
theologiſcher Lehren führen würde; fie fand ed ungerecht, wegen einer 
ſolchen bloßen VBorausfegung alle chriftliche Diſſidenten der politifchen 
Rechte zu berauben , und endlich berief fie fi) auf das Religionspatent 
vom 30. März 1847, worin ausdrücklich angeordnet fei, daß alle 
Diffiventen , infoweit ihre Bereinigung vom Staate genehmigt fei, im 
Genuß ihrer bürgerlichen Rechte und Ehren bleiben follten. 

Einen Antrag überhaupt in Diefer Sache zu ftellen, hielt man : 
darum für nothiwendig, weil ein Abgeordneter auf Grund feines 
deutſch⸗katholiſchen Belenntniffes von der Regierung zurückgewieſen 
worden fei, ein Beweis, daß man die Worte „chriſtliche Kirche‘’ im 
8.5, 2 des Gef. v. 1823 nur auf die wirklich anerfannten Konfef- 
fionen beziehe. 

Die Abtheilung beantragte daher: ZZ | 
„eine Bitte an Se. Majeftät ven König zu richten: Allerhöchſt in Erwägung 
ziehen zu wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein möchte, dad Recht 
ber Wahlfühigkeit und Wählbarkeit zu den Landtagen auf alle im Staate 
geduldete chriſtliche Religionsgeſellſchaften auszudehnen.“ 

Schon hatten mehrere Redner — Graf Renard, Anwandter, 
Dittrich, Gier, Werner — theils für den allgemeinen Grundſatz 
der Glaubensfreiheit, theils im Beſondern für Zulaſſung der Diſſiden⸗ 
ten zu den ſtändiſchen Rechten ſich ausgeſprochen, da betrat Herr v. 
Bederath die Tribüne und hielt folgende Rede, welche einen Glanz⸗ 
punft, nicht nur in der parlamentarifchen Thätigkeit dieſes Abgeordne⸗ 
ten, fondern in der Gefchichte des ganzen Landtags bildet. 

„Der Antrag der geehrten Abtheilung,” fagte er, „ſcheint mir ſchon 
deshalb nicht annehmbar, weil er formell nicht richtig gefaßt ift, weil er 
einen Mangel enthält. Ich Halte dafür, daß es der Beruf der Stände if, 
der Krone einen-beftimmten Vorſchlag zu machen, eine beftimmte Bitte 
auszufprechen. Der Antrag der Ubtheilung geht aber dahin, eine Bitte 
un Se. Majeſtaät zu richten: „daß Allerhöchſtdieſelben in Erwägung ziehen 
wollen, ob nicht ein Ausweg zu finden fein möchte, dad Mecht der Wahl 
fähigkeit und Wählbarkeit zu den Landtagen auf alle im Staate gebildeten 
Hriftlicden Religionsgeſellſchaften auszudehnen.“ 

ch glaube, meine Herren, daß wir dieſen Weg felbſt ſuchen müſſen 

und dap wir, wenn wir ihn nicht finden follten, darauf zu verzichten 

haben, eine Bitte an Se. Majeftät zu richten. Ich für meinen Theil habe 

diefen Weg gefunden und hoffe, daß die geehrte Verfammlung ihn eins 
ſchlagen werde. Es wäre die Bitte an Se. Majeftät: 

„Allerhöchſtdieſelben möchten geruhen, ven Provinziallandtagen eine 
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Bropofizton vorlegen zu laffen, dahin gehend, daß 8. 5, 2 des provinzials 
Ränvifchen Wefetzes, welcher die Wählbarkeit an das refigidfe Bekenntniß 
Tnüpft, aufzuheben fer." 

Ich werde vie Ehre haben, biefen Untrag näher zu begründen. 

Es giebt in der menfchlichen Geſellſchaft natürliche Ungleichheiten, 
die berüdfichtigt werden müſſen, wenn es fich darum handelt, die Normen 
feftzuftellen, welche die Grundlage des Staatslebens bilden follen. Es find 
Died die Unterſchiede des Lebendalters, des Beſitzes, der fozialen Stellung. 
@3 Tann darüber gefiritten werben, es kann von ben jevedmaligen Um⸗ 
Händen in einem Staate abhängig fein, In welchem Grade fie in Betracht 
zu ziehen find; aber gewiß wird ein allgemeines Einverflanpnif darüber 
bereichen, daß fie überhaupt von Seiten des Staats bei Beftftellung ber 
politifchen Rechte feiner Bürger in Betracht gezogen werden müſſen. Ein 
Bebiet aber giebt e8, in das der Staat nicht eindringen Tann, es tft dieß 
das Gebiet der religiöfen Ueberzengung. Die Aufgabe des Staates iſt zu: 
nächft, die Idee des Rechts zu verwirklichen. Demgemäß müſſen bie 
Normen der Geſetzgebung nicht Ausfluß eines ſubjektiven Ermeſſens, ſon⸗ 
dern dad Ergebniß einer objektiven Anfchauung fein. In den Kreis diefer 
objektiven Anfchauungen fallen aber nur äußere Kriterien, vie eben ges 
nannten beſtimmten Verhältniffe oder Handlungen, niemals aber Geſin⸗ 
nungen und am allerwenigften veligiöfe Ueberzeugungen. Die religidfe 
Meberzeugung, meine Herren, das Verhältniß des Menichen zu feinem 
Schöpfer liegt ganz außerhalb der Sphäre des Staat, fie iſt em geheilig⸗ 
tes Vorrecht des Individuums, fie ift das innerfie Geheimniß der Seele, 
das Fein flerbliches Auge zu durchdringen, das fein menichlicher Maßſtab 
zu meflen vermag. Die Aufgabe des Staats ift aber nicht nur, die Idee 
des Rechts zu verwirklichen, ex foll auch die Form varftellen, in welcher 
ein Volt die allgemeine Beflimmung der Menfchheit anflrebt. Die Idee 
ver Menſchheit ift alfo auch die hochſte Staats-Idee. Wie if es aber mit 
der Idee der Menichheit vereinbar, daß die Menfihenwürve auch nur in 
einem einzigen Individuum verfannt wird, wie ift es mit ihr vereinbar, 
daß ein Theil der Staats» Angehörigen von den Rechten des Staates aus⸗ 
geſchloſſen wird, nicht weil er dem Staatszwecke entgegenhandelt, fondern 
weil er fich über Dinge, die außerhalb ver Sfäre des Staates liegen, eine 
Veberzengung gebildet hat, die der Lleberzeugung der Mehrheit ver Staats⸗ 
bürger oder der im Staate begünftigten Ueberzeugung nicht entlpricht? 

Das allgemeine Landrecht geht von dem Grundſatze der Religionds 
und Gewiffensfreiheit aus, und eine Beftimmung, die in neuefter Zeit durch 
ein weiſes Geſetz beftätigt worden iſt, befagt: „Die Begriffe der Einwoh⸗ 
ner des Staats von Bott und göttlichen Dingen, der Glaube und innere 
Gottesdienſt können fein Begenfland von Zwangsgeſetzen fein.’ Uber, 
meine Herren, pofitive Zwangsgeſetze find hier nicht möglich. Es ift Fein 
Geſetz denkbar, das im Stande wäre, den Menfchen zu zwingen, andere 
Begriffe zu faſſen, etwas Anderes zu glauben, einen andern Gottesdienſt 
zu üben, als denjenigen, den er fich vermöge der ihm als ein unveräußer⸗ 
liches Recht angeborenen Inneren Freiheit gebildet kat. Es Tann aljo Immer 
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Aur von negativen Zwangsgeſetzen bie Rede fein, und iſt nicht die Beſtim⸗ 
mung ein negative Zwangsgeſetz, die irgend einem Angehörigen bes 
Staatd wegen feiner religiöfen Veberzeugung politiiche Rechte entzieht? 
Soll alfo der gefeierte Grundſatz des Landrechts, die Religions» und Ges 
wifiensfreiheit, vollftändige Wahrheit werden, fo muß die Ausübung der 
golitifchen Rechte unabhängig fein von dem religiöfen Befenntnif. Dann 
erft ift für alle Konfeffionen, die in dem Staate vorhanden find, die Bürg- 
Schaft gegeben, daß fie des unbefchränften Yortgenufles ihrer politifchen 
Rechte verfichert fein dürfen. Das politifche Necht, meine Herren, ift ver 
edelſte Befig ded Menfchen; feine beften Kräfte bleiben unentwidelt , wenn 
er der aktiven Teilnahme am Staate entbehrt, und e8 kann nicht befrems 
den, wenn fih bittere Empfindungen Desjenigen bemächtigen, den das 
Vaterland lieblos zurückſtößt. Meine Herren! Die Woge des nationalen 
Lebens ergießt fich in viefem Augenblick belebend über unfer Land, von ihr 
gehoben blicken wir frob in die Zukunft, mit freudiger Hoffnung bliden 
wir auf unfere Kinder; denn wir vertrauen, daß fie dereinft in einem ge⸗ 
ordneten Öffentlichen Rechtözuftande vie Früchte unferer Mühen und Kämpfe 
Arnten werben. 

Was aber ift das Lebensgefühl Deflen, ver im Staate nur geduldet, 
nicht ald Bürger anerfannt ift? Im fich gekehrt, geprüdt, ven Stachel ver 
bittern Kränkung im Herzen, geht er einher, er hört ven Jubel, mit dem 
das Volk eine neue Entwidelungsftufe, den Anbruch einer befferen Zeit 
begrüßt; er hört ven Jubel, er kann aber feinen Theil daran nehmen; er 
muß fich ſchweigend hinwegwenden, für ihn bricht die beſſere Zeit nicht 
an. Er ift fich feiner fittlichen Würde bewußt, er bat alle Pflichten gegen 
die Geſammtheit erfüllt, alle Laſten des Staates revlich getragen und 
dennoch ift er ausgeichloffen, dennoch gilt er nur als Fremdling auf dem 
Boden, den doch nach Gottes heiliger Ordnung auch er feine Heimath, 
Das. Land feiner Väter zu nennen berechtigt ift. . Kummer begleitet ihn bi 
an dad Grab und wenn er feine Augen fchließt, fo tröftet ihn nicht wie 
uns der Gedanke, daß feine Kinder auch die Kinder ded Vaterlandes find, 
fondern es qualt ihn die Vorausfiht, daß auch fie unter dem Drude des 
Vorurtheils leben, daß fie einer dunkeln Zukunft entgegengehen werben. 
Und alles Dieß follte eine Folge, eine nothwendige Konfequenz des chriſt⸗ 
Sichen Staates fein? Es ift nicht möglich, meine Herren. Die chriftliche 
Religion ift die Religion ver Liebe, der Gerechtigkeit, der edelften Huma⸗ 
nität. Wie follte fie denn zur Lieblofigfeit, zu ungerechten und inhumanen 
Maßregeln führen können? (Bravo!) 

: Die chriſtliche Eigenſchaft des Staates ruht nicht auf der Konfeſſton, 
fie ruht auf dem Geifte des Chriſtenthums. Der Geift des Chriftenthums 
ift aber kein anderer, ald der Geift der reinen Menfchheit, der Geift der 
Liebe, der Geift der Freiheit. Das ift der rechte chriftliche Staat, der 
in allen feinen Anordnungen, in allen feinen Einrichtungen dieſen Geift 
bewährt, der ihm Raum giebt, daß er überall hin fich frei entfalten kann; 
den Staat aber vermag ich nicht einen chriftlichen zu nennen, der Diefen 
Geiſt in Eonfeffionelle Schranken einzuengen fucht und von diefem beſchränk⸗ 
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ten Standpunkte aus es gerechtfertigt hält, dad Recht im Staate von dem 
religiöfen Befenntniffe abhängig zu machen. Dan Fönnte fagen: das chriſt⸗ 
liche Element, der chriſtliche Geift muB gepflegt und durch Die Geſetzgebung 
geichügt werden. Uber, meine Herren, welche Geſetzgebung hat denn den 
chriſtlichen Geift geihügt, als in ven erſten Zeiten des Chriſtenthums feine 
Defenner, von den Machthabern ver Erde gedrüdt und verfolgt, umher⸗ 
irrten? Was Anderes hat ihn gefchügt, ald die ewige Kraft ver Wahrheit, 
die ihm innemohnt? 

Melde andere Kraft war ed, als diefe, die es dahin.brachte, daß 
das chriſtliche Element den Erdkreis durchdrang und die Lebensverhältnifie 
der Völker in ihrem innerften Kern fegensreich umgeftaltete? Der Geiſt der 
Wahrheit bedarf nur der Freiheit; wäre e8 möglich, daß diefer ewige Getft 
je aus der Menfchheit entwiche, fürwahr, feine Gefeßeöparagrafen würden 
ihn zu balten vermögen. 

Wir haben und bier oft mit warmem Herzen auf dem nazionalen, 
auf dem vaterländifchen Gebiete bewegt; laffen Sie uns auch heute dieſen 
Standpunkt einnehmen! Jahrhunderte lang iſt unfer Vaterland durch die 
unjelige VBermifchung des religiöfen und ftantlicden Lebens in Zwiefpalt 
und Drangfale geflürzt worden. Dreißig Jahre lang verwüftete ein mör⸗ 
derifcher Krieg unfere Fluren, Deutfche flanden als Feinde gegen Deutfche. 
Unferer Zeit erſt iſt es vergönnt, das Chriſtenthum über die Konfeffion 
hinaus in feiner geifligen, Alles durchdringenden Weſenheit zu erfaflen, 
und immer mehr befeftigt fich die flantöbürgerliche Anfchauung, die vie 
Berechtigung im Staate nicht nach dem religidfen Bekenntniß abmißt. 
Raflen Sie und auch heute diefen Standpunkt fefthalten, laſſen Sie uns in 
unferm Lande ein wahres Staatsbürgerthum gründen! Wie auch unfere 
religidfen Meinungen von einander abweichen mögen, auf dem fittlichen 
Boden der Baterlandsliebe ftehen wir feft vereinigt und von dieſem Boden 
möge Keiner im Volke ausgefchlofjen fein; aber auch über den nazionalen 
Gefichtspunkt hinaus Taffen Sie und das höhere Gebiet der Menfchheit 
betreten, laſſen Sie und ven Adel der menichlichen Natur und ihre unver: 
außerlihen Rechte in feinem Individuum verfennen! Laſſen Sie und dar⸗ 
thun, daß wir den hriftlichen Staat nicht auf die äußere Erfcheinung, auf 
das formelle Befenntniß, fondern auf ven Geift des Chriſtenthums grün: 
den, daß wir wahren chriftliden Sinn üben, daß wir, getreu unferer 
Konfeifion — ich halte die Konfeffion hoch, fie iſt mir ehrwürdig, als die 
nothiwendige Form, die das Ewige der menfchlichen Auffaffung vermittelt 
— daß wir, fage ich, getreu unferer Konfelfion, auch denen gerecht wer: 
den wollen, die Gott auf einem andern Wege zunı Ziele führt! Wiele ver 
Edelſten unferes Volkes ſehe ich hier vereinigt, ja, dieſe Berfammlung ift 
würbig, ift berufen, einen Ausipruch zu thun, der Tauſende gebrüdter 
Herzen mit unausfprechlidem Danke erfüllen, ver bei allen zivilificten 
Nazionen, die uns längft mit einem wahrhaft chriftlicden Beifpiele voran⸗ 
gegangen find, freudigen Wieverhall finden wird. Laſſen Sie uns, ih 
beſchwöre Sie, des Spruches eingedenk fein: Was Du nicht willſt, daß 
Dir gefchehe, das thue auch Anderen nicht! Laffen Sie und Keinen, ben 


182 


Gott das unvergängliche Siegel feines Ebenbildes auf die Stirn gebrückt 
hat, ansfchließen aus dem Kreife menfchlicher Berechtigung, laſſen Sie 
uns Keinem unferer Brüder darum ein Recht entziehen, weil er fefthält 
en Dem, was much Jedem von uns das Höchfte iſt, naͤmlich, Daß er G 
nach feiner Ueberzengung dient!" (Bravo!) | 

Sept erhob ſich aber auch der eiftige Vertheidiger des „chriſtlichen 
Staates,’ Minifter Eichhorn, um, wie er fagte, die Prinzipien 
der beſtehenden Geſetzgebung und Die Aıt, wie dieſe Prinzipien von der 
Regierung in Anwendung gebracht würden, der Berfammlung darzu⸗ 
legen. Diefe Prinzipien, äußerte er, wären nicht abgefchloffene oder 
abgelebte Momente in der Gefeßgebung, vielmehr alte Heberlieferungen, 
welche, durch die fittlichen Bepürfnifie des Volks angeregt, untrennbar 
fich ihnen anſchließend, immer fih geltend machten und in die Zukunft 
bifdend ſich Hineinftredten. 

Nach der beftehenden Geſetzgebung ſolle nun allerdings Niemand 
nad) feinem Glauben gefragt werden; es fel ferner durch das Patent 
vom 30. März die Möglichkeit gegeben, Handlungen, die früher ber 
Mitwirkung der Kirche bedurften, auch ohne Diefe zu vollziehen. Das 
gegen beftehe noch die Vorſchrift, daß zur Ausübung ftändifcher Rechte 
die Gemeinſchaft mit einer der hriftlichen Kirchen erforderlich fei. Diefe 
Vorſchrift wolle der Antrag aufgehoben wiſſen; ihm zufolge folle zur 
Ausübung ftändifcher Rechte das chriftliche Glaubensbefenntniß nicht 
mehr erforderlich fein. Diefe Frage wolle er nun mit Ruͤckſicht auf 
ihre innern, allgemeinen Prinzipien beleuchten. 

‚Allgemein betrachtet,’’ fuhr der Minifter fort, „findet der Antrag 
feine Berechtigung in der Auffaflung, daß das flantliche Gebiet von dem 
religidfen getrennt fei. Diele Auffaffung wird in ihrer Allgemeinheit ges 
wiß volle Anwendung finden, denn es liegt ebenfo im Intereffe des Staates, 
daß er möglichft unabhängig von der religidfen Meinung und der Einwilli: 

ung von Seiten einer religtöfen Gemeinfchaft fei, als eine gleiche Unab⸗ 
 ingigfeit von Seiten der religidfen Gemeinfchaft oder der Kirche für fich 
in Anfpruch genommen wird. 

Die ganze Gefihichte der Staaten zeigt ein Streben, daß flantliche 
Gebiet von dem religidfen Gebiete mehr und mehr zu fondern. Das ift 
eine Aufgabe, deren Kdfung fich das flaatliche Leben ſowohl, als das re 
ligioſe, beſonders in feiner neuern gefchichtlichen Entwidelung zum Ziele 
gelegt bat. In der That giebt e8 eine Menge politifcher Fragen, wo «8 
eine Thorheit wäre, nach der religiöfen Meinung zu fragen. Eine hohe 
Perfammlung hat in den legten Tagen Berathung gepflogen über ven Noth⸗ 
fand der Zeit und wie ihm abzuhelfen fei, über Abfchägung bäuerlicher 
Grundſtücke, über Rentenbanken und vergl. Wie kann Jemand bei folchen 
Dingen darnach fragen, ob einer der Berathenden ein Chriſt jei oder nicht? 


Wen man den Sagat darauf beichränft, was frührrhin sine unge Theoeke 
gerhan hat, daß er eine Binrichtung jet zur Aufrechthaltung Außerer une 
innerer Sicherheit, für Begründung gemeiunägäger Inftitute, bie nur 
Yun Aſſoziazion vereinzelter Kräfte fich herſtellen Iafien, fo erſcheint es 
natürlich, Daß von einem Einfluß religidfer Anfichten dabei gänzlich abge⸗ 
ſehen werde. Indeß, fehen wis das wirkliche Leben der Staaten an, To 
haben dieſe eine viel andere und weitere Beflimmung. Wenn die Theorie 
über den Staat in neuerer Zeit die Auffaffung verfolgt, daß er die Außere 
Organifagion des ganzen Lebens eined Volkes im allem feinen fittlichen Be» 
ziehungen fei, fo wirb ihm Dadurch eine Bebeutung und eine Auspehnung 
beigelegt, welche jene befchräntten Dinge, wenn man ihr Aggregat auch 
noch fo fehr vermehrt, weit überragt. Ich laſſe die Theorie und ziehe 
das Leben des wirklichen Stantes in Betrachtung. Gerade die Organe, 
melche mitten in dem Leben des Staates fich bewegen und dieſes Leben zu 
fordern beflimmt find, fühlen fich beſonders von der Meberzeugung durch⸗ 
drungen, daß ber Staat eine große fittlihe Aufgabe zu erfüllen habe, 
Welche Erfahrung machen nun diefe Organe in Vollziehung der ihnen ob« 
liegenden Funkzionen? Es tritt ihnen bald entgegen, daß die Angelegens 
beiten des fittlicgen Volkslebens, welche der Staat in feinen Kreis zieht, 
auch-tief das Gebiet der religiüfen Gemeinichaft berühren. Wo beide Ges 
biete zufammentseffen, wird gern daß Beftreben einer jeven Gemeinichaft 
Damauf gerichtet bleiben, ihre Wirkfamkeit gefördert gu haben. Dieſe Ten⸗ 
denz mag füch geltend machen; in jeder neuen Entwidelung und Organi⸗ 
ſazion des Volfölebend mag man darauf Bedacht nehmen, das Staatliche 
som Neligidfen zu fondern. Rimmer wird e8 aber gelingen, dieſe Sons 
derung abjolut zu vollziehen une einen Kanon oder einen Kodex für bie 
getrennten Funkzionen einer jeden Gemeinfchaft aufzuftelien. Wenn aber 
nun eine abfolute Sonderung unmdglich iſt, fo gewinnt Die Betrach⸗ 
tung für die Dusch Die Petigion berührte Frage ein beſonderes Gewicht, daß 
alfe Individuen im Staate zugleich in einer ziwiefachen Gemeinichaft ſich 
befinden, daß fie nicht bloß Bürger des Staats, ſondern zugleich Glieder 
ivgend einer religiöfen ®emeinfchaft find. Hier hört ed nun auf, eine 
gleishgültige Trage für den Staat zu fein, welchem religidfen Glauben 
diejenigen finatlichen Organe folgen, welche die Angelegenheiten des 
Staates In dem, von der Wirkſamkeit der religiöſen Gemeinſchaft äußerlich 
nöcht zu ſcheidenden Gebiete zu beratben haben. Weil nicht pie Sonderung 
aͤußerlich, objektiv zu machen if, fo Tann Friede und Breunbichaft zwi⸗ 
ſchen den Gemeinſchaften nur durch die geiftige Berfönlichkeit der Indivi⸗ 
duen, welche gleichzeitig im Staat und in Der zeligidien Gemeinfchaft ſind, 
erreicht werden. Ich erlaube mir, beifpieläweife auf einen wichtigen 
Gegenſtand aufmerkſam zu machen, mo Stans und Kische in religibfer 
Gemeinſchaft ſich innig berühren. Dies iſt das Unterrichtömelen. Der 
Stasi bat 508 größte Intereffe, fih um das Unterrichtsweſen zu beküm⸗ 
mm, meil feine ganze Zukunft von der guten und zwedmäßigen Einrich⸗ 
tung deſſelben abhängt. Wollte man das Unterrichtsweſen bloß darauf 
beichränten, daß die Jugend lerne, was zu dem gewöhnlichen, bürgerlichen 
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Beruf gebört, fo koͤnnte man fich leicht daruͤber verfländigen, daß dies 
eine Sache fei, welche allein dem Staat angehe und um bie fich keine 
religiöſe Gemeinſchaſt zu befümmern habe. So eng hat ſich aber ber wirk⸗ 
lich lebendige Staat feine Aufgabe in Abficht des Erziehungsweſens nicht 
geſteckt. Er will nicht bloß den Bürger bilden, fondern auch den Menfchen 
überhaupt. Indem von ihm dem Erziehungsweien ſchon von der unterften 
Stufe des Unterrichtd, von der Elementarfchule an, diefe Richtung geger 
ben wird, fommt er im Berfolg feiner Aufgabe zufammen mit ver Aufgabe, 
die fich die religidfen Gemeinfchaften auch machen. Diefe wollen pas 
Menfchliche in feiner Tiefe auffaffen und feiner höchften inneren Bollen- 
dung zuführen. Es treten daher ganz nahe und innige Berührungen 
zwiſchen dieſen beiden Gemeinfchaften ein. In unferem Vaterlande Hat der 
Staat die Leitung des ganzen Erziehungsweiend in die Hand genommen. 
Dieſes Geſchäft Tann aber nur dann ſegensreich von ihm vollbracht werben, 
wenn feine Leitung zugleich die Bebürfniffe der religiöfen Gemeinfchaft voll 
kommen anerkennt, richtig würdigt und dem hierdurch bebingten Einfluffe 
zeligiöfer Ueberzeugungen Raum giebt. 

Iſt es hiernach, wenn in einer ſtändiſchen Verſammlung über das 
Unterrichtsmeien verhandelt wird, gleichgültig, melche religiöfe Auffafe 
fung die Mitglieder derfelben haben? Ich habe Dies nur als ein Beifpiel 
anführen wollen, um darzuthun, daß, während bie ganze Tendenz dahin 
gerichtet ift, das flaatliche und religiöfe Gebiet mehr und mehr auseinan⸗ 
derzubalten, dennoch viele und zwar die wichtigften Angelegenheiten des 
Volkslebens übrig bleiben, bei denen eine abfolute Sonderung nicht möge 
lich ift und daher eine gegenfeitige freundliche Verſtändigung zur Nothwen⸗ 
digkeit wird. Werden ſonach Sachen von folder Wichtigkeit, welche noch 
untrennbar Staat und religiöfe Gemeinfchaft berühren, in flänpifchen 
Berfanmlungen verhandelt, fo liegt die Vorausfegung nahe, daß eine 
wefentlich übereinflimmende veligiöfe Ueberzeugung von den Mitgliedern: 
der VBerfammlung zur Berathung mitgebracht wird. Wenn ich fage: „res 
ligiöſe Ueberzeugung,“ fo bin ich weit entfernt, zu behaupten, daß ein 
beftimmtes Befenntniß mitgebracht werden foll, es foll nur mitgebracht 
werden: Kriftlicher Geift und lieberzeugung. Das Chriftenthum Hat 
die Aufgabe, alle menfchliche Verhältniffe zu durchdringen und zu verflären. 
Welche Sefahren fol es für größere politifche Verfammlungen haben, ſich 
dem vollen Einfluß des chriſtlichen Prinzipes hinzugeben? Was will das 
GHriftenthum? Die höchſte Liebe. Es predigt: fegnet eure Feinde! 
Der geehrte Redner, welcher vor mir gefprochen, indem er Huma⸗ 
nität als das Höchſte für große politifche Verfammlungen aufftellt und 
dafür auf Weglaflung des $. 5, Nr. 2 antrug, bat gerade die Vertheidi⸗ 
gung des Varagrafen geführt. Er fordert Liebe, als das höchfte Gebot, 
und Liebe iſt es gerade, die im tiefften Grunde und in ihrer ausgebehntes 
fien Aeußerung vom Chriſtenthume gewedt, gepflegt und erhalten wird. 
Wenn dieſe Beflimmung des $. 5 im Jahre 1823 in das Gefeg gekommen 
if, ſo geſchah e8, weil man es für eine ausgemachte Sache hielt, daß die 
Mitglieder einer preußiſchen Ständeverfammlung von chriftlichen Webers: 
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zeugungen durchdrungen fein müßten. Sollte dieſe Vorausſetzung, nadh: 
bem fie in diefem Geſetz ausgefprochen worden, nunmehr aus dem Gefep 
geftrichen werben, fo erlaube ich mir, die Berfammlung darauf aufmerk 
fam zu machen, welchen Cindruck eine ſolche Weglafiung nothwendig bier 
erlangen muß. Nimmermehr wird man nur Das darin finden, was der 
geehrte Redner vor mir beabfichtigt; es wird einen Eindruck machen, ven 
er gewiß felbft möglichft vermieden zu fehen wuünſcht. Aber diefer Einprud 
wird unfehlbar nicht außhleiben. Wir Alle wiſſen, daß die Zeit des Ins 
differentismus in veligiöfen Dingen aufgehört hat; überall tritt ein anges 
regteres, veligidfes Bewußtſein hervor. 

Breilich ift dieſes Hervortreten mitunter vom ſehr widermärtigen Er⸗ 
fheinungen begleitet, oft, wir wollen e8 nicht verfennen, giebt fi Haß 
und Unduldſamkeit nach einer oder der andern Seite fund. Aber würde 
die Sache dadurch beffer, daß man dem Indifferentismus würde Raum 
Saffen, daß man ihm ein Zugeflänpnig machte, wie die Wegftreihung des 
befprochenen Saged im $. 5? Statt eine Verbeflerung der Öffentlichen Zur 
fände auf den Indifferentismus zu gründen und zu fagen: nein, wir wollen 
ganz abjehen von der religidfen Meinung ! lafjen Sie uns vielmehr das 
Weſen der chriſtlichen Erkenntniffe, den rechten chriftlichen Sinn treu 
feſthalten. Dephalb hat die Kommiſſion, nicht ohne umfichtige Erwägung 
ver Verhältnifie, den Vorſchlag gemacht, ftatt ven 8. 5 wegzulafſen, eine 
Betizion in dem Sinne aufzuftellen, wie ver Schluß ihres Gutachtens an⸗ 
deutet. Sie Hat das Moment der EhHriftlichkeit feftgehalten, ihre Anficht 
weicht nur darin von dem jegt beftehenden Geſetze ab, daß die jegige geſetz⸗ 
liche Beſtimmung Gemeinfchaft mit einer der beftehenden Kirchen fordert. 
Die Kommiffion will, daß, wenn auch neue Religionsgefellichaften Dul- 
dung erhalten koͤnnten, die feinen chriftlicden Karafter erhalten hätten, 


dennoch daß politifche Recht der Stanpichaft nur gebuldeten chriftlichen: 


Religiondgefellfchaften zugeftanden werben joll. Das Patent vom 30. März 
trennt auch diejenigen neuen Religiondgefellfhaften, welche in Lehre und 
Bekenntniß dem Weſen nach mit ven durch den weſtfäliſchen Brieden aner⸗ 
fannten Religiondgemeinfchaften übereinflimmen, von anderen, bei denen 
dies nicht der Fall if. Dem Sinne nach, Ich fage dem Sinne nach, fäuft 
der Antrag der Kommiſſion, wenn Ich ihn richtig verftebe, auf eine gleiche 
Untericheivung hinaus, die Kommilfton fegt in ihrem Schlußantrage foldhe: 
gebuldete Religionsgemeinichaften voraus, die einen chriftlichen Karafter: 
haben. Nun entfleht freilich Die Frage: was macht den chriftlichen Karat; 
ter aus? und da ift mit Recht In einer hohen Verfammlung bemerkt wor⸗ 
ben, daß von Seiten des Staates felbft der chriſtliche Karakter nicht fefts 

geftellt werden Eünne. Im Schoofe der Kommiſſion hat man zwar vor’ 
einer Seite vie Anficht geäußert: es fei fchon zuläffig, eine Religionsgeſell⸗ 
ſchaft für chriftlich zu halten, welche fi nur nicht von jeder chriſtlichen 
Doftrin losgefagt habe. Ich glaube, mit weifer Umficht hat die Majorität: 
ver Abtheilung fich deßhalb gegen diefe Anficht erflärt, weil fie fich dabei 
auf das Feld theologifcher Doktrinen begeben würde. Bine riftliche 
Doktrin ift gewiß ver Glaube an den lebendigen Gott; aber diefe Doktrin 
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if Die Dektrin aller monetbeilifhen Neligionttgeſeliſchaftean. Man baum 
alſe einen neuen Veran, der bloß dieſe Doktein allein zum Gegenſtande 
felned Vekenntnifſes machen wollte, noch nicht einen chriſtlichen nennen, 
Nun aber enificht Die Frege, wie foll man es ſinden, ob eine Religion 
geſellſchaft eine chriſtliche fei? Dies kann muy beurtheilt werhen von einen 
Der großen anerkannt chriſtlichen Gemeinſchaften felbfk, nicht ven einer po⸗ 
Ktifehen Gemeinſchaft. Eine ſolche Gemeinſchaft, die eine Hrifkliche tft, mag 
ſich darüber ausoſprechen und jagen: dieſe neue Religionsgeſellſchaft erkenne 
ich, obwobl fie hier und da notoriſch abweicht, dem Weſen nach für eine 
riftliche an. Wenn e8 alſo darum zu than ift, ein Urtheil zu befommen, 
ob eine neue Religionsgeſellſchaft eine noch weſentlich chriftfiche fei, fo 
Werben ich die Organe irgenn einer der beſtehenden anerkannten chriſtlichen 
großen Religionsgemeinſchaften darüber auszuſprechen haben, 

Freilich darf der Staat nicht mit irgend einer Tendenz dieſe Organe 
ausſuchen, fonpern er muß fih wur an ſolche wenden, nur folche zur 
Hilfe nebmen, mo er ein rechtes, nicht Dusch bloß ainfeitiged Bekenntniß 
beſchraͤnktes und gebundenes Zeugniß empfängt. 

Die beſtehende Bejehgebung hält dad Prinzip feſt, daß ſtändiſche 
Verſammlungen, wo Staatsangelegenheiten nicht in enger Beſchränkung, 
ſondern in weiteſter Ausdehnung berathen werden, mo daß ganze ſittliche 
Voalksleben Gegenſtand der Berathung iſt, daß ſolche Verſammlungen im 
ihren Mitgliedern nem chriſtlichen Prinzipe huldigen müſſen. Nur von 
ſolchen iſt zu erwarten, daß das Prinzip der Liebe, welches zugleich das 
Prinzip religiöſer Duldung iſt, vorzugsweiſe ſich Geltung verſchaffe. Kous: 
flikte für den Staat ſind da am Wenigſten zu beſorgen, mo dieſes Prinzip. 
desjenigen religiöſen Bekenntniſſes vorwaltet, welches die Liebe predigt, 
welches ſelbſt vie Feinde ſegnen lehrt. Wei andern Bebennmiſfſen, bet 


andern Religionen, welche mehr oder minder exkluſiv find, ſtellt ſich die 


Sache anders, während das Chriſtenthum daxauf ausgeht, nichts auspu⸗ 
ſchließen, die ganze Welt ſich anzueignen vnd alle Berhältnifie per Men⸗ 
ſchen zu durchdringen. 

Man laſſe ſich nicht dadurch abſchrecken, daß unter dom Kamm des 
Chriſtenthum⸗ viele Graͤuel vollbracht worden find! Die Geſchichte giebt 
dapon Zaugniß, und nicht bloß die ältere Geſchichte, ſondern auch bie 
nenere: daraus folgt aber Nichts gegen das Chriſtenthum, auch bei der 
der hohen Berfammlung vorkegenden Frage. Welche Uingerechtigfeiten 
find nicht unter nem Deckmamel des Mechtö verübt, welche Ligen nicht 
unter dem Namen der Wahrheit verbreitet worden! Alſo der große Miß⸗ 
branch darf uns nicht abſchrecken, wenn die Sache an ſich fo groß ift, wie das 
Chriſtenthum in ſeinen tiefen Grunde und feinem ſegenſpendenden CEinfuß 

Noch einmal erlaube ich mix die Verfamunlung darauf aufmerkſam zu 
machen, maß fie durch ven Beſchluß einer Petigion, welche andeutet, daß 
ie dieſer Puskt indifferent ſei, bewirken wuͤrde. 

Emzelne geehrte Redner, welche früher geſpfrochen, haben bie Trage 
an die Verſammlung gerichtet; was werden unſere Karumitteuten denken? 
Ich zweifle zwar nicht, daß Viele dmußen ſein merden, nie alleydinga iu 
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Unkereinfiünmung mit einigen her voriges Mebuer venlen und fpreihen, 
Aber es wird auch eine Menge vorhanden ſein, namentlich unter Denm, 
welche wir den Kern des Volkes nennen „ die mir im Sinn haben, menu, 
wir von dem Herzen des Volkes fprechen, auf welche ein Befchluß” ver 
augeresteten Art einen gang audern Eindruck machen würke Was würs 
ben fie empfinden, wenn ſie vernehmen follten: ver erfle große Vereinigte 
Landtag Preußens hat es ausgeſprochen, daß es ihm nicht daraufanfomme, 
ob feine Mitgliever chriftlich feien oder nicht 2 


Nah dem Minifter ſprach nur noch ein Redner in dieſer Sigung, 
der cheinifche Abg. Hüffer. 


„Ich will”, fagte er, „dem Herren Minifler nicht folgen in der Rede, 
die er gehalten bat, fondern einfach darauf hinweiſen, daß die in neuerer 
Zeit gegen die Diffidenden und überhaupt gegen die religiöfen Aenderungen 
angeordneten Maßregeln in den Gemüthern Verwirrung und in den Ver: 
bältniffen Störungen herbeigeführt haben, die dem Staate Gefahr proben. 
Diefe hervorgerufene Misſtimmung macht fi durch ganz Deutichland 
fund, mit alleiniger Ausnahme ver Rheinprovinzen. Was 
iſt nie Urfache davon? Sie liegt einzig darin, daß in den Rheinprovinzen, 
nach unfern Inftitutionen, die politifchen Rechte von dem reftgidfen Bekennt⸗ 
niffen getrennt find, daß bei uns, wenn es fih um Zivil: und politifche 
Rechte Handelt, nach den refigidfen Geftnnungen ntcht gefragt wird. Das 
iſt im Abdrigen Deutfchland nicht der Fall, Dort iſt der Geiftliche zu glei⸗ 
ber Zeit Zivil- und religibſer Beamter, und, wenn Jemand aus feinem 
Nexus heraustritt, fo verweigert der Geiftliche fein Miniſterium, und ber 
Ausgetretene ſteht auf viefe Weife außer vem Rechte. Der Diffivent muß 
eine andre Stellung mit Gewalt ankämpfen, und darin liegt das große 
Hebel, es Itegt darin der Grund zu den religiöfen und politifchen Zerwürf⸗ 
niffen, die wir fo häufig ſehen. Ich halte e8 daher für Pflicht des Staates, 
jedes politifche Recht von der refigidfen Anficht durchaus zu trennen und 
in jever Beziehung die polttifchen Rechte allen feinen Unterthanen zu 
gewähren, und darum flimme ich dem Antrage bei, ver Died hervor⸗ 
rufen will.” 


In der zweiten Sitzung eröffneten die Anhänger des „chriſtlichen 
Seaates“ den Kampf. 

Graf Gneiſenau, Referent der Abtheilung, fuchte die Anſicht 
der Majorität zu entwideln. | 


- &o fange viefe Verfammlung berufen fein Anne, über E&egenfiände 
ws Kultus und des: Unterrichts zu berathſchlagen, müſſe fie vein aus Wo⸗ 
kennern ver chriſtlichen Religion zufanunengefegt fein, mit Ausgchluß aller 
der Elensente, melche, indem fie fich zu einer andern Meligion bekennen, Die 
warmen Gefühle für Die chriſtliche Religion nicht theilen. Sollten in der 
Berfammlung Mitglieder fein, weiche eine Sympashie für pie Juden fühl« 
ten, fo würben fie ſpaͤter, bei Beratung über das Geſetz, ale Berhältnifie 


186: 


der Juden betreffend, Dies ausſprechen Thnnen; es wäre nicht nöthlg, des⸗ 
wegen einen allgemeinen Beſchluß hervorzurufen, ber dahin gehen würde, 
auch, auf Zulaflung von Türken und ‚Heiden anzutragen. 


In tiefere Erörterungen über das Weſen des chriftlihen Staats 
und die Nothwendigkeit feiner Aufrechthaltung verlor fi Graf Fin⸗ 
fenftein. 


„Ich glaube’, fagte er, „daß bie verehrten Redner mit mir darin 
völlig übereinftimmen werden, daß überhaupt der Sinn, der Geift und bie 
Kraft, die einen Staat durchdringen, daß bie aus ber Intelligenz hervor: 
gehen müffen — — oder, mit befjern Worten gefagt, daß jeder Staat ein 
intelligenter und fittlicher, daß alfo Intelligenz und Sitte Dasjenige fein 
müflen, wodurch ein Staat befteben fann. Nun werben fie mit mir eben 
fo darin übereinflimmen, daß der Quell aller Sitte und aller Intelligenz 
Gott iſt. So lange alfo würde die Uebereinftimmung vorhanden fein. 
Bon nun an aber dürften wir auseinandergehen, nämlich Sie glauben, daß 
in dem Vertrauen auf eine unbeftimmte Gottesivee, wie fie fich zufällig in 
jedem Menfchen bildet, daß hieraus ſchon diefe Intelligenz und Sitte her⸗ 
vorgeben fünnen. Hingegen ich fage, und mit mir ein großer Theil unfes 
ſeres treuen, alten, deutſchen Volks — und gewiß nicht der fchlechtefte 
Theil — wir find der Ueberzeugung, daß wir und unfer ganzer preußifcher 
Staat entweder nur dem lebenvigen, und geoffenbarten Gotte dienen kön⸗ 
nen und müflen, oder einem falfchen Götzen, mag er heißen, wie er mill. 
Mit diefer unferer Ueberzeugung ift, glaube ich, auch die Frage entſchieden, 
daß unfer Staat ein chriftlicher fein muß. Ich ſpreche e8 auch weiter gang 
dreift aus, daß diefe Frage, ob wir ein chriftlicher Staat fein wollen, nicht 
allein von denen bejaht iſt, die in einer jchönen früheren Ausführung „das 
Herz des Volks“ genannt werden, jondern die Frage ift auch bejaht von ber 
deutſchen Wiflenfchaft. Von unferer jegigen Iournaliftit und Zeitungds 
Literatur rede ich freilich nicht, das find ephemere Dinge, die bald vorübers 
gehen. Uber die deutſche Wifjenfchaft Hat die Brage entfchieden, daß unfer 
Staat ein hriftlicher fein muß, daß alfo diejenigen, welche in unferm Staat 
über Sitte und Gefeß Anordnungen zu treffen und zu verfügen haben, auch 
von dem chriſtlichen Geifte durchdrungen fein müflen. Ich hoffe auch wirk- 
lich, e8 wird auf dem Landtage fein Zweifel entftehen, wie die. Abſtimmung 
ausfallen foll, e8 fiten ja bier auf ven Bänfen der Berfammlung fo Viele, 
deren Väter für ihren Glauben dad Vaterland, ihr Hab und Gut verlafs 
fen haben, um Bier in unferen preußifchen chriftlichen Staat zu fommen, 
tm diefen Staat, der von Anfang an bis jetzt das Kleinod der Gewiſſens⸗ 
freiheit immer bewahrt hat. Ueber die Gewiſſensfreiheit ift hier auch fo 
viel gefprochen worben, und auch darin habe ich einen ganz beftimmten, 
von dem Vorgebrachten abweichenden Begriff, nämlich: Gewifiensfreiheit 
iſt erſtlich die Freiheit des Ginzelnen, nach feiner beften inneren Ueberzeus 
gung feinem Gott zu dienen für fich allein, zweitens aber auch, in die dhrifls 
liche Gemeinſchaft zu treten, Die mit feinem Glauben übereinftimmend iſt 
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Diefe Gewiſſensfreiheit if im preußiſchen Stante nie angetaflet worben, 


fle wird auch jebt nicht angetaftet, denn Fein Menſch wird gefragt, in feiner 
Weiſe, nicht einmal der Geiftfiche beim Amtsantritt: was glaubt Du? Es 
wird von Jedem nur verlangt, daß er feine Pflichten treu erfülle. Das if 
alfo ein Theil ver Gewiſſensfreiheit; der andere Theil ifk der, daß Jeder in 
der Gemeinfchaft feiner Slaubendgenofjen feinem Bott dienen fünne. Wenn 
nun Einzelne oder ganze Gemeinden. aus dieſer Gemeinſchaft des Glaubens, 
die ja eben die Kirche iſt, austreten, wenn fie Öffentlich proflamiren und be⸗ 
kennen, wir verlafien dieſen Glauben der Väter und glauben an unbe⸗ 
flimmte Dinge, an Liebe, an Tugend, überhaupt an ſolche Dinge, an wel: 
Ken fein vernünftiger Menſch zweifelt, an die aber auch Niemand in ihrer 
Unbeftimmtheit glauben Tann, fo ift ed ebenfalls der Wahrheit angemeflen, 
anzuerkennen, daB dieſe Leute nicht in unferer heiftlichen Kirche fliehen, daß 
fle nicht Geſetzgeber fein und nicht theilnehmen Eönnen an den Beftins 
mungen des Geiftes der Zucht und der Ordnung, der hier in unferer chriſt⸗ 
lichen Gemginfchaft Herrfcht. Ich fimme deshalb nicht allein ganz entichies 
den dafür, daß diefer Paragraf unferer Geſetzgebung, welcher die Gemein⸗ 
ſchaft ver Hriftlichen Kirche aufrechierhält, beibehalten werde, fondern ich 
muß bier auch noch laut, nicht allein vor dem Landtage, fondern öffentlich 
vor dem ganzen beutichen Publikum meine innige Ueberzeugung ausfpres 
hen, daß, wenn diefer Baragraf gelöfcht wird, dann der Grunpftein uns 
ſeres Staatd und unferer ſtändiſchen Verfaffung weggenommen wird und 
das Ganze zulegt in einen Trümmerhaufen zerfallen muß.’ 


Graf Galen fragte: 


wohin es mit der Würde der Standſchaft kommen ſolle, wenn nicht mehr 
blos Chriſten die Rechte derſelben haben koönnten? wohin Das führen 
ſolle? Würde die Bedingung des Chriſtenthums für die Mitglieder der 
Ständeverfammlung aufgehoben, fo Eönnte fie auch für die Mitglieder der 
Verwaltung nicht bleiben. — Dann aber hörte der Staat auf, ein dhrift- 
licher zu fein, er verlöre feinen chriftlichen Karafter. Sollte Freiheit von 
Ehriftentbum das Glüd des Staats begründen, fo müfje wenigſtens umge: 
tehrt Unterricht und Erziehung frei und unabhängig vom Staate werben, 
damit der Chrift noch Chriften erzöge und der nicht mehr chriftliche Staat 
wicht hindernd zwifchen Die Generazionen ſich brängte, bie fortwährend chrift- 
lich bleiben wollten. 

„Doch“, fuhr der Redner fort, „wir find noch nicht bis zu dieſem 
Punkte gelangt. Wir haben einen hriftliden König, der neuerdings noch 
in dem Toleranzebifte ven gefchichtlichen und durch Staatöverträge bevors 
rechteten Kirchen, der römifchkatholifchen und enangeltichen,, feinen kraͤf⸗ 
tigften Schu angedeihen zu laſſen veriprochen hat, der in ver Thronrede 
den Glauben an feinen und unfer Aller göttlichen Heiland, Herrn und Kb: 
nig befannte, und freudig flimmen gewiß in dieſes Bekenntniß mit mir 
Alle ein, die da glauben und erfannt haben, daß diefer Heiland iſt Ehri« 
flus, der. Sohn des lebendigen Gottes. Welt entfernt fei es von mir, der 
Gewiſſensfreiheit des Einzelnen zu nahe zu treten, weit entfernt, bad an- 
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greifen ober baxımf zuruͤckkommen zu wollen, was von Diefer Stelle u 
deſagt worden if; aber daB Recht glaube ich in Anſpruch nehmen zu müſt 
fen, und eher, der mit in mein Bekenntniß einftimmt, muß das Recht Bas 
Ben, daß diefes unſer Bekenntniß Frei bleibe yon aller und jener Anfein⸗ 
hung. Wir find Deutfche, venen die Freiheit der anerkannten Ronfeffione 
nach vielen Schlachten anfd Neue garantirt ward; wir find Untertanen 
eines hochverehrten, eines chriſtlichen Königs, ver und feinen Schuß nicht 
entziehen wird. ” 


Auch Her v. Gaffron berief fi auf die ‚‚unerläfliche Ein 
heit des Staats und des Chriftenthums‘’; was in diefe eingreife, wie 
die Geſetzgebung, daran duͤrfe Fein Nichtchriſt Theil nehmen — in allem 
Uebrigen, felbft den bürgerlichen Rechten, möge man aud) den Anders⸗ 
glaubenden die vom Chriſtenthum gebotene Duldung und gleiche Bes 
rechtigung angedeihen laflen. . 

Gegen vieſe Anſichten rückten nun aber auch von der andern Seite 
her neue und tüchtige Streitkräfte ins Feld. | 

- Hanfemann verfegte mit feiner gewohnten Gewandtheit den 
Kampf auf das praftifche Gebiet der Erfahrung. Graf Oneifenau 
batte behauptet: feiner der zioiltfirten Staaten Europas habe diefen 
Grundſatz einer völligen Trennung der politifhen Rechte von dem 
Glaubensbekenntniſſe; jelbft Frankreich mache nur in Bezug auf die 
Suden eine Ausnahme. Hanfemann bewies, daß nicht blos im 
Frankreich, fondern auch in Belgien und Holland die politifche Geſetz⸗ 
gebung durchaus keinen Unterſchied der Konfeflionen Tenne; er bewies 
aber auch, vaß in diefen Ländern nicht der geringfte Nachtheil daraus 
entftanden fei, daß keineswegs die dortigen Ständeverfammlungen mit 
Juden oder Heiden überſchwemmt worden. Wohl aber fei die Folge 
eingetreten, daß Jedermann fi) unter der dortigen Verfafſung wohl 
fühle, daß die Kämpfe, die dort zwifchen der fogenannten katholiſchen 
und der fiberalen Partei ftattfänden, nicht wirklich religiöfe Kämpfe 
feien, fondern blos ftaatliche, wobei die Hohe Gewalt des Königs oben 
als vermittelnd ftehe, um fich dahin zu wenden, wohin die Majorität 
der Nazion die Entfcheidung lenke. Graf Finkenſtein hatte gefagt: 
man fei ed Denen, die einft für den Glauben ihrer Väter gelitten, ihr 
Baterland verlaffen und fi Hier im neuen Vaterland gefept hätten, 
ſchuldig, fie in diefem Glauben zu ſchützen. Hanfemann wandte 
dieſes Argument gegen den Redner felbft. 

Weshalb", fagte er, „find die Hugenotten ausgewandert? Wegen 
des Haubenszwanges in Ihrem Vaterlande. Deshalb kamen fie hierher 
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und find gute Preußen geworden, Was wird gefchehen, wenn Sie nicht veen 
Srandfag, den wein Freund aus der Rheinprovinz ihnen empfohlen hat, 
annehmen? Es wird Mehnliches gelchehen, was damald in Frankteich ger 
ſchah; man wird aus einem Staate wandern, in dem man nicht an politis 
ſchen Rechten Theil nehmen kann. 

(Lärm.) 

77 begreife nicht bieſe Unterbrechung, ich bin vollſtaͤndig In ber 
Frage. hr meine Behauptung find ia ſchon Beifpiele vorhanden. Sind 
nit die Altlutheraner wegen ver Beſchraͤnkung ihres Glaubens aus⸗ 
gewandert? 

(Binige Stimmen: Bravo, ſehr richtig.) 

Alfo, meine Herren, meine Beforgniß bat guten Grund. Im Inter 
fie des Staates, im Intereffe der Wohlfahrt des Landes beſchwöre ich 
ie, nehmen Sie den von meinem Freunde, dem Abgeoroneten Krefelos, 
vorgeffhlagenen allgemeinen Grundſatz an, Nicht die Konfeflion entſchelde 
bei politiichen und bürgerlichen Rechten. Dur Annahme diefes Grunds 
ſatzes werben Sie Wohlfahrt und Frieden in bad Fand, Frieden in die Ges 
wiſſen Bringen 1‘ 


Darauf ging der Redner an eine Kritik des miniferiellen Vortrags: 


Der Miniſter babe die Beſorgniß ausgefprochen, die Annahme vei 
Beckerathſchen Antrags werde die Einrichtungen wegen ded Jugend» 
unterrrichte erſchweren. Er Eönne dieſe Beforgniß nicht theilen. Wären 
doch ſchon dermalen in den landſtändiſchen Verfammlungen Männer vers 
ſchiedener Ronfeffionen zufammen, die in ihren Glaubensanſichten fehr welt 
von einander fländenz dennoch hatte dieſer Unterfchten keinen Nachtheil Für 
die Anorimungen des Schulunterrichtö, jo meit die Landftände dabei mit⸗ 
zuwirken hätten, herbeigeführt. Der Minifter fürchte ferner: jener Grund⸗ 
ſatz werde Indifferentismus erzeugen. Allein nach den bisherigen Erfah 
rungen fände gerade das Gegentheil ftatt. Seitdem man in Frankreich da8 
unter den reftaurirten Bourbond angenommene Verfahren, das Kirchliche 
tm Staate zu befördern, wieder verlaffen habe, feitdem dort (mit dem 
Fahre 1830) vollkommene Gewiſſensfreiheit eingetreten fet, habe gerade Die 
Neligiöfität dort fehr zugenommen. Daffelbe ſei in Holland und Belgien 
der Fall. 

„Und“, fuhr der Rebner fort, „Sehen Sie auf unfere Rheinprovinz! 
ich meine, ihre Bewohner wären fo religiös gefinnt, wie die Bewohner ir⸗ 
gend eines Theild ver preußifchen Monarchie, obgleich gerade bei und die 
Geſetze am wenigften in Eonfefjionelle Verhältniffe eingreifen. Inſoweit 
Dies ſtattſindet, beruht es auf der Geſetzgebung der neueren preußi⸗ 
ſchen Zeit. 

Alfo nicht allen die ſchon von meinem Freunde aus der Rheinpro⸗ 
vinz entwidelten Anfichten, fondern auch die Erfahrung fpridht für die Ans 
nahme des Ihnen vorgefehlagenen Prinzips. Wiederholt beſchwoͤre ich Sie, 
nehmen Ste an, was auch die Erfahrung als gut herausgeſtellt Bat, neh⸗ 
men Sie an den Grundſatz der gleichen Berechtigung für alle Staatöbärger, 
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ohne Rückficht auf Konfeſſion! Sie werben wohl daran thun. Dann mer 
pen Ste Preußen den Ruhm erhalten, welchen es feit Jahrhunderten bat, 
ven Ruhm, daß es an der Spibe des Fortſchritts ſtehe.“ 


Im gleichen Sinne fprachen noch mehrere Redner für ven B ede 
rath ſchen Antrag: 


Heyer: „Meine Herren! Es iſt geſtern von dem Herrn Miniſter des 
Kultus darauf hingewieſen worden, welchen Eindruck es im Lande machen 
würde, wenn unſere Verſammlung einen Beſchluß faßte, wodurch ſie den 
Grundſatz des $. 5, 2 des Geſetzes vom 1. Juli 1823 aufhöbe. Ich kann 
über ven Eindruck, der von einem ſolchen Beichluffe zu erwarten ift, nur 
aus dem Geſichtskreiſe urtheilen, den ich in meiner Provinz einnehmez aber 
das glaube ich fagen zu Fünnen, daß der Eindruck in meiner Provinz in 
größter Mehrheit ein durchaus befrienigender fein werde, Er wird e8 fein, 
nicht etwa, weil in diefer Provinz ein Indifferentismus in religiöfen Din- 
gen herrſcht; das Gegentheil beweift die lebhafte Bewegung , die ſeit Jah: 
ren auf dem religtüfen Gebiete flattfindet, fondern aus dem Grunde, weil 
man ed ald eine Forderung der Gerechtigkeit anſi ieht, daß Jeder, der feine 
flaatsbürgerlichen und bürgerlichen Pflicäten in vollem Umfange zu erfüllen 
bereit ift, auch an allen ſtaatsbürgerlichen Rechten unbefchränft Antheil 
babe. In meiner Provinz ift das Verlangen nach religidjer Freiheit allge 
mein and lebhaft; aber wir verſtehen unter Religiondfreibeit nicht blos die 
Freiheit, feinen Olauben nach innerer Ueberzeugung zu beflimmen , denn 
diefe Sreiheit Tann und feine Macht der Erde rauben, fondern wir vers 
ftehen darunter die Freiheit, unferen Glauben auch Öffentlich zu befennen 
und ihm nachzuleben, Diefe Freiheit aber, meine Herren, iſt nicht genügend 
gewahrt, wenn blos Keßergerichte und Scheiterhaufen nicht mebr flattfins 
den, fondern fie verlangt mehr, fie verlangt die völlige Freiheit des Glau⸗ 
Gendbefenntniffes ohne allen Nachtheil von Seiten des Staated. So lange 
der Staat fich herausnimmt, über den Werth religiöfer Doftrinen zu richs 
ten, fte als unchriftlich zu verwerfen und ihren Befennern bloß aus dieſem 
Grunde Rechte zu entziehen ober Nachtheile zugufügen, — fo lange, meine 
Herren, haben wir noch feine Religionsfreibeit, fo lange haben wir — 
nenne ich ed mit dem wahren Worte! — wenn auch unter glimpflicher Form, 
immer noch eine Inquifizion. Im Intereffe der Humanität, meine Hers 
ren, bitte ich Sie daher, Taffen fie diefen Zuftand aufhören und forgen Sie 
durch ihre heutige Abftimmung dafür, daß die Religionsfreiheit, die uns 
längft in Geſetzen verbürgt ift, eine Wahrheit werde!“ 

(Bravo!) _ 

Siebig: „Ein geehrter Redner vor mir hat daran erinnert, wie 
in dem fchönen preußiichen DVaterlande vor faft 150 Jahren die durch 
dad Edikt von Nantes vertriebenen Hugenvtten ein Aſyl fanden, er hat 
daran erinnert, wie die aus Salzburg Vertriebenen in Preußen ein Alyl 
fanden, mie in neuefler Zeit die in ihrer Glaubensmeinung bedrängten 
Tyroler in Schleiten Aufnahme fanden. Das find Thatfachen, die von dem 
bocherleuchteten Geiſte der preußtichen Regierung und des preußtfchen Volks 
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engen. Ste leben zum Theil noch in ihren Nachkommen unter uns, fie 
haben dem Staate viele Vortheile gebracht und find wahrhaft gediegene 
Bürger geworben. Es find auch Erfcheinungen, und zwar im achtzehnten 
Jahrhunderte, vorgekommen, mie, daß ein hochgefeierter Mann feiner Zeit, 
der Philoſoph Wolff, bei Strafe des Stranges aus dem Waterlande ge: 
wiefen ward; e8 find Erſcheinungen da, wir vie Wöllnerfihen Edikte. Diefes 
am Schluffe des achtzehnten Jahrhunderts, Aber, Trinmf ver Sache, wenn 
ed galt, ven Glanz Preußens zu trüben, ſchwang fich der Genius Preußens 
auf, und Wolff wurde im Triumf zurüdgeführt,, vie Wöllnerfchen Cdikte 
ftelen, Auch in unferer Zeit haben wir leider mit tiefer Bekimmerniß eine 
derartige Bevormundung in tefigiöfer Beziehung bitter und tief empfunden. 
Allein, gleichſam ald wenn Preußen unter ver Macht eines höheren Schutzes 
flene, exrfchien hierauf das Gefeg vom 30. Maͤrz 1847, und unfere Beſorg⸗ 
nifſe find mit ihm geſchwunden. Meine Herrn! Sie find Hier verfammelt 
ats die Mandatarien einer Nazion von 16 Millionen Menſchen. Sie fün- 
seen fortan nicht dulden, daß Menſchen, die nach göttlichen Geſetzen unter 
uns leben, fie mögen fonft einem Bekenntniſſe angehören, welchem fie 
wollen, wenn fie fonft friedliche Bürger find, die Rechte verfümmert wer: 
Yon follen, die jedem preußifihen Bürger gewährt find. Ich glaube daher, 
hochgeehrte Herren, Sie haben nichts Feierlicheres, nichts Ernſtlicheres zu 
thun, als die Hemmniſſe hinwegzuheben, die den alſo Gedrängten im 
Wege ftehen, um die höchften bürgerlichen Ehrenrechte außzuüben. Geftügt 
auf diefe Anficht, meine Herren, Tann ich Ihnen nur empfehlen, fich dem 
Amendement ded Heren Redners aus dem Rheinlande, wie er es geftern 
gefellt Hat, vwolfflännig anzuſchließen, denn es gilt, der Menſchheit Ger 
rechtigkeit zu zollen. Friedrich der Große if berühmt durch feiwen Aus: 
ſpruch, indem er fagte: In meinen Staaten Tann Jever nach feiner Mei- 
nung felig werben; ich füge noch hinzu: und im preußifchen Staate ſoll im 
19. Sahrhundert Fein Menſch wegen feiner religiöfen Ueberzeugung an 
feinen bürgerlichen Rechten verkümmert werden. 
' (Laute Bravo!) 


Tſchocke verlangte die politiiche Gleichſtellung alter veligsöfen 
Betenntniffe im Namen dee Humanität und fügte ſodann hinzu: 


„Nun, meine Herren, haben wir zwar aus dem Munde des Herrn 
Minifters zugleich gehört, als Erwiederung auf dad Anführen eines fehr 
geehrten Redners der Aheinprovinz, daß die Sumanität die Frucht des 
Chriſtenthums fei. Und ganz gewiß ift e8 fo, aber ich glaube, fie ift nicht 
die Frucht des Chriſtenthums, welches andere Meinungen zurüdgeieht 
wiſſen will, nicht die Frucht des Chriſtenthums, welches diejenigen, vie 
anderen Anſichten huldigen, nicht mehr ald Chriften betrachtet, nicht des 
Chriſtenthums der Dogmen, des blinden Glaubens, fondern des Chriſten⸗ 
thums der Vernunft, der göttlichen Vernunft, die dem Menichen ver: 
lieben ift. 

(Bon einer Seite: Gelächter.) 
Und fo glaube ich, die Sumanität auch den Männern angedeihen laffen 
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zu müflen, die bis jet in Feiner bürgerlichen Pflicht Hinter und zurüdge: 
blieben find, den Männern, die Bürgertugend üben, fo viel es in ihren 
Kräften ſteht. Wir wollen Humanität üben an den Männern, die dem Kö 
nige geben, was des Königs ift, und Gott, mas Gottes ifl. So, meine 
Herren, laſſen Sie und den Männern, gegen bie jonft nicht das Geringfte 
einzuwenden iſt, die Bruderhand reichen und ihnen gleiche Rechte mit und 
pindiziren, eingedenk des Wahlipruches : Liebet Euch unter einander !’ 

Freiherr v. Wolff- Metternich: „Wenn man den chriftlichen Sef- 
ten, welche vom chriftlichen Staate nicht anerkannt, alſo im Sinne des 
chriſtlichen Staats auch feine wirklich chriftlichen Religiondgefellichaften 
find, die politifchen Rechte unverfürzt einräumen wollte, fo würde es 
nicht zu rechtfertigen fein, die Belenner andrer Religiondgefellichaften, 
namentlich die Juden, von der Standſchaft auszufchließen. Will man 
aber von ber Idee des chriftlichen Staates ablafien und die Frage wegen 
Betheiligung an der Standichaft unter den Gefichtäpunft der Humanität 
ftellen, dann ftimme ich aus vollfter Meberzeugung mit Demjenigen überein, 
was das Mitglied aus Krefeld gefagt bat, erkläre mich aber gegen den An⸗ 
trag der Kommiſſion.“ 


Andre Redner erklärten fich für den Abtheilungsantrag, fo Graf 
Helldorff, der zwar gegen den Antrag Bederath& war, weil das 
Chriftenthum das nothmwendige Lebensprinzip in der Entwidlung aller 
europäifchen Staaten fei, dagegen den Grundfaß der Belenntnißftei- 

beit innerhalb des Chriftenthums mit Wärme verfocht und die Ans 
ſichten des Minifters von der befehränfenden Auffichtsgewalt des Kir 
henregiments einer ſcharfen Kritik unterzoy. 


„Ich will,” fagte er, „mich nicht in Erörterung darüber einlafjen , ob 
die traurigen Zerriffenheiten, welche jeßt im Schoße der evangelifchen Kirche 
entftanden find, nicht zu vermeiden geweſen wären; ich will ferner feine 
Erörterung darüber veranlaffen, ob die kirchenregimentlichen Behörden fich 
jederzeit auf dem- jever Behörde gebührenden Standpunkte — dem Stand- 
punkte über den Parteien nämlich — erhalten haben. Ich will endlich 
auch nicht erörtern, füge ich, ob die evangelifche Kirche in den vorhans 
denen und in den zu Ichaffen noch beabfichtigten Inflituzionen ihre wah: 
ren Organe und Vertreter zu erkennen vermag — wie geftern der Herr 
Minifter der geiftlichen Angelegenheiten, wenn ich ihn recht verſtanden habe, 
angedeutet zu haben ſcheint, womit ich mich aber nicht vollkommen einver: 
flanden erklären Fann. Aber, meine Herren, von dem Standpunkte der 
evangeliichen Kirche aus will ich Ste an die Grundfäge unferer großen 
. Kirchenreformatoren erinnern, Als diefe die Befenntnißfchriften des fech- 
zehnten Jahrhunderts abfaßten , glaubten fie nichts Anderes zu thun , alß, 
die Auffaffung ihrer Zeit über die Lehre Chrifti und das Verſtändniß der 
felbige darlegenven heiligen Schriften auszuſprechen; keinesweges aber woll⸗ 
ten fie durch Das, was fie in die Bekenntnißfchriften niederlegten , Die An⸗ 
ficht der Eommenden Jahrhunderte an ewig bindende Normen feffeln. 


195 


Infofern unfere Kirchenreformatoren dieſes Recht einer -anderen Auf: 
faffung, als derjenigen, welche die damals alleinherrfchende Kirche in An⸗ 
ſpruch nahm, fich vindizirten, konnten und wollten fie e8 auch nicht fpäteren 
Jahrhunderten ftreitig machen ; fie wären ja mit fich ſelbſt in den größten 
MWiverfpruch gerathen. Wenn ich für meine Perfon offen befenne, daß ich 
einer firengeren kirchlichen Richtung zugethan bin und in dieſer mein Heil 
zu finden glaube, fo fei ed doch fern von mir, über diejenigen in irgend 
einer Weiſe richten zu wollen, die in einem von dem meinigen abweichenpen 
Wege das Heil ihrer Seele zu finden überzeugt find. Noch mweniger aber 
auch liegt es in meiner Abficht, daß man diefen ihre Stellung im Staate 
irgend benachtheiligen dürfe. Ich erinnere an die erhabenen Lehren der 
Duldung und Liebe, welche unfer göttlicher Heiland und Erloͤſer felbft aus: 
geiprochen hat in Zeiten feines Wandels auf Erven, an die Lehren der 
Duldung und Liebe gegen Andersédenkende, welche er auögeiprochen und 
betbätigt hat felbft an ver Kreuzesſtätte. Ich glaube naher, diefer erhabenen 
Lehre der Liebe und Duldung nur zu huldigen, wenn ich mich für d das But: 
achten der Abtheilung erkläre.‘ 


Auch Graf Schwerin griff die Rede des Minifters ſcharf an. 
Er ſagte: 


„Der Herr Miniſter hat und in einer längeren Rede den Standpunkt 
audeinandergefeßt, den die Regierung in diefer wichtigen Frage einnimmt. 
Es hat mir nicht gelingen wollen, ich bedaure e8 aufrichtig, feiner Gedan⸗ 
fenentwidelung folgen zu fünnen. Wahrfcheinlich trägt die Entfernung mei: 
nes Sitzes die Schuld daran. Nur eine Bemerkung, in welcher ſich, wie 
ich glaube, aber auch der Kern der Entwidelung des Herrn Minifterd zu⸗ 
fammendrängt, darf ich nicht unberührt laflen. 

Der Herr Minifter hat behauptet, ed würde ald ein Akt des Indifferen⸗ 
tismus und der Gleichgültigkeit angefehen werden, wenn die Verſammlung 
den Beſchluß faflen wollte, zu bitten, daß die jegigen Beftimmungen des 
Geſetzes, wonach nur Ungebörige der drei chriftlichen anerkannten Kirchen 
ftänpifche Rechte ausüben können, geflrichen oder mopifizirt werden. Meine 
Herren! Ich beftreite nicht, daß es fo vielfach angelehen werden darf; das 
fann mich aber nicht irren in Dem, was ich für Recht und Pflicht halte. 
Ich muß ferner zugeftehen, daß es der Indifferentismus fein fann, ber 
diefe Forderung ftellt; daß ed aber der Inpdifferentismus und die Gleichgül- 
tigkeit fein muß, die fie flellt, das beftreite ich auf das allerentſchiedenſte. 
Ich würde Die Meberzeugung verleugnen müfjen, von der mein ganzes Leben 
getragen wird, wenn ich dieſe Schlußfolgerung anerkennen wollte ; ich bin 
vielmehr der Ueberzeugung, daß aus dem tiefften Innern des chriſtlichen 
Bewußtſeins heraus diefe Forderung geftellt werden Tann, ja, ich möchte 
faft jagen, geflellt werben muß. 

(Zuſtimmung von vielen Seiten.) 


Das Chriſtenthum braucht, meiner Anſchauung nad), zu feiner Ente 
widelung keine andere Unterflügung,, als die ihm inwohnende Kraft der 
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Wahrheit und der Liebe. Co muß allxin airfer Macht vertrauen und von 
fi abweiſen jede anvere Außer Stütze. Der Staat aber beruht auf anderen 
Grundlagen, die Sfäre ded Staats iſt Recht, Geſetz und Sitte, und, je 
fefter man ven der Ueberzeugung als Chriſt durchdrungen iſt, daß das 
Chriſtenthum eben alle Verhältniſſe heiligen una durchleuchten muß, je 
mehr wird man ven Grundſatz anerkennen müſſen, daß «3 auch für ven 
Staat nicht gleichgültig fein Tann, wie viel oder wie wenig Chriſenthum 
vorhanden if. Das bedingt aber purchaus nicht, daß er fich feine Sfäre fo: 
begränzen fol, daß finatöbürgerliche Mechte nur geübt werben fünnen von 
folchen, die dem Chriſtenthum zugethan find, und ich bim eben daram im. 
Grundſatze gang vollſtändig mit Dem einverflanden, was ver Abgeordnete 
un Krefeld geſagt bat, daß ſtaatsbürgerliche Rechte nicht abhängig gemacht 
werben Eönnen von dem religiöſen Glauben. Ich bin aber auch Der Mei« 
nung, meine Herren, daß es nicht zweckmäßig iſt, und in unferer heutige 
Berathung über die Bränge ver chriftlicden Religion hinaus zu begeben, 
ſchon Heute auch diejenigen Bürger des preußifchen Staated ind Auge gu 
faffen, welche eben der chriftlichen Religion nicht angehörig find, und zwar 
aus dem Grunde, weil wir auf diefen Punft noch bei einer anderen Ges 
legenheit wieder zurückzukommen haben werden. Wir würden unſerer Be: 
rathung über die Königliche Propofizion, die und vorliegt, präjubiziren, 
wenn wir fchon heute auch über dieje Frage entfcheiden wollten. Ich bin 
daher dev Heberjengung, daß man fich im Wefentlichen nur Dem, was, wie 
ich glaube, Die Abtheilung gewollt, anfıhließen kann, obgleich ich glaube, 
dad die Faſſung, wie fie die Abtheilung vorgefchlagen hat, nicht prägnant 
genug ift, um ben Zweck zu erreichen, ” 

Schwerin fihlug vor, an die Stelle verWorte in$.5, 2 des Ges 
feßes v. 1823, wonach nur Der wählbar ift, der ſich in Gemeinſchaft 
mit einer der chriſtlichen Kirchen befindet, zu fegen: wer ſich zur 
Kriftlihen Religion bekennt. Zur Begründung dieſes Antrags 
bemerkte er: | 

„Meine Seren! Man wird mir von einer Seite erwidern, man 
fühne doch nicht jenen für einen Ehriften haften, ver fich ſelbſt ſo nenne. Es 
gehöre meht dazu, ein Chriſt zu fein, als fich fo zu nennen. Meine Her- 
ven! Ich erwidere Denen: ob Jemand ein Chriſt ift, das Haben wir nicht 
zu beurtheilen, weil mir nicht die find, die Herzen und Nieren prüfen; ich 
betufe mich Aber auf das alfein giftige Zeugniß in dieſer Beziehung; Ich 
berufe mich auf das Wort aus dem Munde, der unfehlbar ift, auf das 
Wort, welches fagt: Wer nicht wider mich iſt, der iſt für mich.“ 

Koch 17 Redner wären angemeldet, allein die Berfammlung bes 
ſchloß die Abftimmung. Als num zuerft der Becker at h ſche Antrag zur 
Frage geftellt werden follte, erhob fih Graf Merveldt und rief: 

„Wenn die Frage zur Abflimmung kommt: ob Se. Majeftät gebeten 
werden foll, den Grundſatz gejehlich feſtzuſtellen, daß vie Ausübung der 
ſtandiſchen Rechte nicht mehr an nie chriftliche Religion gebunden fein fall, 
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fo beantrage ich, den Zufag zur Abſtimmung zu bringen: ob in Die Staͤnde⸗ 
verfamminng künftig auch Heiden, Muhamedaner, Unbeter von Gonne, 
Mond und Sternen oder die Anbeter der Göttin Vernunft, over, mas gleich 

Ut, alle erdenklichen, von hen anerfannten Kirchen abgefallenen Sekten 
übergehen fallen, oder gb die Stänbeverfammlung eine chriftliche Berfamms 
lung bleiben ſolle.“ 


Unter großer Aufregung ging bie. Abftimmung vor fih. Das Re: 
fultat war, daß von 
477 Anweſenden 
158 für, 
319 gegen 
den Bederathfähen Antrag fiimmten, 
Graf Merveldt wollte, daß die Namen der Abflimmenden in 
den ftenografifchen Bericht aufgenommen würden: 


„damit unfre Kommittenten, damit das Land, damit ganz Europa 
erfahre, wie Jeder geftimmt habe, wer für Beibehaltung eines chriftlichen 
Staats, einer chriſtlichen Vertretung, und mer dagegen geftimmt habe.’ 


Der Antrag fand nicht die nöthige Unterflügung *). 
Man ging nun par Abftimmung über das Amendement des Grafen 


—— — — — — — 


*) Wir koͤnnen dem Wunſche des ſo grimmigen Gegners unbeſchränkter Glau⸗ 
bensfreiheit durch die nachfolgende Veröffentlichung ber Lifte Derer, die für den Beck e⸗ 
rathfchen Antrag flimmten , einigermaßen entfprechen, eine Veröffentlichung, die, wie 
wir glauben, auch den Freunden diefes Antrags nur erwünfcht fein kann. 

Es ſtimmten fürden Antrag: Abegg, Kommerzienrath. Aldenhoven, Guts— 
befiger. Allnoch, Crbfcholtifeibefiger. Anwanpter, Apotheker. von Arnim, 
Landfchaftsrath. von Bardeleben, Landrath. Barre, Kaufmann. Baum, 
Kommerzienrath. von Bederath, Banquier. von Beringe, Rittergutsbefiger. 
Biefing, Gutsbefiger. Bleyer, Erbfcpoltifeibefiger. Graf Adolf Bninski, 
Provinziallandſchaftsrath. Boch, Sohn, Gutsbefiger, von Bodum-Dolffg, 
Landrath, du Bois, Rittergutsbefiger, Bornemann, Medizinalaffeffor und Raths⸗ 
herr. Bracht, Landwirth. Braemer, Landfchaftsrath. Braffert, geh. Bergs 
- zath. Bruft, Kaufnann. Camphauſen, Präfident ver Handelskammer. Coqui, 
Kaufmann. Dahmen, Gutsbefſitzer Dembowski, Rathmann. Diergardt, 
geh. Kommerzienrath. Dittrich, Buͤrgermeiſter Döring, Kaufmann, Douglas 
Bürgermeifter. Dulk, Profeffor. Faßbinder, Gutsbefiger. Flemming, Kaufs 
mann. Srige, Apotheker, ve Galhan, Gutsbefiter. Germershauſen, Kaufs 
mann. Gier, Bürgermeifter. von Gordon, Landſchaftsdeputirter. Gran ch, Gute: 
befiger. Grabow, Rriminalsichteru. Oberbürgermeifler, Grübnjun., Gutsbefitzer, 
Grunau, Kommerzienrath zu Elbing. Häger, Butsbefiger, Hanfemann, Kauf: 
mann. Harder, Hausleudner, Apotheker. Hayn, Kaufmann, Hein, Erbſchol⸗ 
sifeibefiger. Heinrich, Kaufmann. Henfche, Rittergutsbeftger. Gerber, Ritt 
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Schwerin über: daffelbe ward mit mehr als 4 der Stimmen ange 
nommen: der Antrag der Abtheilung Fam fomit nicht zur Abſtimmung. 


tergutsbefiger und Kaufmann. von Heiden, Rittergutsbefiker. von der Heydt, 
Handelsgerichtspräfldent. Heyer, Juſtizkommiſſarius. Holzklau, Leverfabrifant. 
Hoof, Rittergutsbefiger. Graf von Howerden, Kammerherr. Kübler, Rathes 
here. Hüffer, Kommerzienrath. von Hymmen, geh. Regierungs-u.Landrath. Ja ch⸗ 
mann, Kommerzienrath. Jädel, Poferpebient. von Jar ac zewsky, Rittergutes 
befiger. Jebens, Kaufmann. Jordan, Freigutsbefiger. Junker, Bürgermeifter, 
von Kall, Rittmeifter a. D. Kaspers, Kaufmann. Kayfer, Kommerzienrath. 
Keferftein, Kaufmann und Fabrifant. Kirberg, Handelsfammerpräftdent. von 
Kleift, Landrath auf Ofterholg: Kluge, Seifenfiever. König, Gutsbeſitzer. von 
Koſſowsky, Rittergutsbefiger. v o ns raszewsky, Rittergutsbefiger und Dr. phil. 
Krauſe, Bürgermeifter. Kraufe, Aderwirth. Krüger, Bürgermeiſter. Külls 
mann, Kaufmann. Kunfel, Landſchaftsrath. von Kurcewsky, Generallands 
ſchaftsrath. Ruß, Partifulier und unbefoldeter Rathsherr. Lang, Schuftheiß. Le h⸗ 
mann, Apothefer. Lenfing, Kanonikus und Butsbefiger. Lohfe, Apotheker und 
Stadtverordneter, Mertens, Präfivent der Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft. Mevifs 
fen, Kaufmann. Meyhöfer, aus Schafummen, Milde, Kaufmann. von Mies 
zewski, Rittergutsbefiger. Mohr, Stadtrath. Müller, Kaufmann aus Weſel. 
Grafvon Mycielski, Rittergutsbefiger. Naumann, geh. Regierungsrath und 
Oberbürgermeifter. Paternowski, Bürgermeifter. v. Platen, Lanbrath, von 
Poninski, Rittergutsbefiger. von Potworowski, Rittergutsbeſitzer. von 
Pſarski, Provinziallandfchaftsrath. Pultfe, Kaufmann. Raffauf, Gutsbes 
fiter. Ramsthal, Fabrifant und Stadtrath. von Raven, Rittergutsbrfiger. 
Rech, Steuereinnehmer. Reich ardt, Babrifant. Reimer, Landſchaftsrath. Fürft 
Heinrch der 74. von Reu ß⸗-Koͤſtriz, Rittergutsbefiger. Rheinhard, Sohn, Guts⸗ 
befigev. Röchling, Großhänpler. Freiherrvon Rinfd, Rittergutabefiger. Sads 
fen, Landfchaftsrath. von Sauden, Rittmeiſter a. D. von Sauden, Ritters 
gutebefiger. Scheidt, Kaufmann. Scheven, Gutsbeſitzer. Schlenther, Raths⸗ 
herr und Apothefer, Schleve, Bürgermeifter. Schmidt, Bürgermeifter. Schmidt, 
Oekonom und Brennereibefiger. Schneider, Bürgermeiſter. Schöller, Kommers 
zienrath. von Schön, Amtsrath. Schulz, Bürgermeifter. Schulz, aus Schwetz. 
Schulze, Gemeindevorſteher. Schulze, Ziegeleibefiger. Schumann, Regie 
rungsrath a. D. Schumann. Grafvon Schwerin. Landrath. Siebig, Holz 
händler. Siegfried, Landichaftsratf. Sommerbrodt, Apothefer. Sperber, 
Rittergutsbefiger. Sperling, Bürgermeifter. Stadtmiller, Rittergutsbefiger, 
Stevtmann, Gutsbefiker. Sternenberg, Bürgermeifter. Teurin, Kaufmann 
und Mühlenbeflker. Thiel, Amtmann, von Treskow, Rittergutsbefiger. Tſchocke, 
Maurermeifter. Uellenberg, Butsbefiger. Ungerer, Borzelanfabrifant. Urban, 
Kämmerer. Urra, Vürgermeifler. Uthbemann, Kaufmann. Wächter, Kommer⸗ 
zienrath. Weefe, Kaufmann. von Wegiersfi, Rittergutsbefiper. Wenghöfer. 
Stabtverordnetenvorfteher und Kaufmann. Werner, Apothefer, Wiggert, Raufs 
mann. Camillvon Zarkzewski, Generallandfchafterath. Zeifing, Oekonom. 
Dr. Zimmermann, Bürgermeifter. Ziotkowski, Bürgermeifter. Zunderer, 
Gutsbefitzer. 
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So war für diesmal der „ch riſtliche Staat‘ glüdlich gerettet 
und die Gefahr abgewendet, Türken und Heiden, Anbeter der Sonne 
und des Mondes oder der Göttin Vernunft im weißen Saale des 
Schloſſes zu Berlin, im Schooße der ‚‚hriftlichen Berfammlung‘‘ 
preußifcher Stände erfcheinen zu fehen. 

Rur Eines hatte man dabei überfehen: wie fehr man durch dieſes 
ängftliche Befthalten an dem Kriterium der Chriſtlichkeit mitder Föniglichen 
Thronrede in Widerfpruch gerieth. Denn entweder war das „chriſt⸗ 
liche Volk,“ an welches der König fo feierlich appellirte, nicht wirklich 
vorhanden — wozu fonft diefe Beforgniß vor dem Einbringen nichts 
Griftlicher Elemente in die Ständeverfammlung, da es ja immer von 
den Wählern abhängt, wen fie wählen wollen? — oder man geftand ein, 
daß die Wähler nicht das Volk find, und dann ſprach man wieder 
dem eignen ftändifchen Syfteme ein Berdammungsurtheil. 

Die Herrenkurie ſchloß fih dem Antrag der Ständelurie an, nur 
mit der Modififazion , Daß gebeten werde: 

Der König möge in Bezug auf die Ausübung der fländiichen Rechte 
feitend derjenigen Perfonen, welche, ohne der Gemeinichaft einer der chriſt⸗ 
lichen Kirchen anzugehören, gleichwohl erklären, daß fie ſich zur chriftlichen 
Religion bekennen, eine Propoſizion mit Rüdficht auf $. 5, 2 der Geſetze 
über Anordnung der Provinzialfände dem nächften Vereinigten Landtage 
vorlegen lafſſen.“ 


37 Stimmen gegen 19 nahmen diefen Antrag an. 

So feierte wenigftens durch dieſen gemeinfchaftlichen Antrag beider 
Kurien das Prinzip der Toleranz, eines der großen Lebensprinzipien 
des preußifchen Staats, einen glänzenden Sieg über die ausfchließen» 
den Tendenzen eines glaubensftarren Syſtems. 


Bierzehntes Kapitel. 


Die Petizionen wegen Ergänzung der Herrenkurie und wegen der 
Sonderung in Theile. 


— — 


Zwei Petizionen in Verfaffungsangelegenheiten, in der Stände⸗ 
furie eingebradyt, aber von diefer verworfen, mögen gleichwohl hier 
Erwähnung finden um der Wichtigfeit der Gegenftände willen, die fe 
beitafen. Die erfie war die des Abg. Hirfch wegen Ergänzung 
Der Herrenfurie. 

Zur Begründung diefer Betizion führte der Antragfteller an: 


baß die Herrenkurie nach ihrer derzeitigen Zufammenfegung das Eonfers 
vative, flreng flabile Prinzip repräfentire und die Intereffen ihres 
Grundeigenthbums und ihres Standes vertrete. Ein Herrenftand 
wie diefer ſtehe vom Molke iſolirt, ven Bragen ver Zeit nicht fo nahe, als 
bie übrigen Stände, und werde ſich die Sympathie des Volkes nur ſehr 
ſchwer verfchaffen können. inige vom Volke allgemein gewünfchte Beti- 
jtonen, welche in ber zweiten Kurie durchgegangen, beim Serrenftande 
aber verworfen feien, wärden ihn zum Sündenträger zwifchen Regierung 
und Volk machen, und er fünme fich, hei hen beſten Abſichten, ven Haß 
der Nation aufladen. Die Rückſicht fei um fo erforverlicher, als felbft die 
Prinzen des Königlichen Haufes Si und Stimme auf der Herrenbank 
hätten. Es vränge fich daher vie Nothwendigkeit einer ſolchen Zuſammen— 
jegung des Herrenſtandes, bei möglichſter Erhaltung des gegenwärtigen 
Prinzipes, auf, daß durch ihm beizugebende ſonſtige Elemente ſein Ab⸗ 
ſtand von dem Volke gemildert und eine Annäherung an daſſelbe, unbe: 
ſchadet der Tendenz des Geſetzgebers und ver Intereffen diefes, in der Waag⸗ 
ſchaale des Staatslebens ſo gewichtigen Standes, vermitteit werde. Das 
Oberhaus in England habe zu dem Behufe noch einige andere Höhen in 
fich aufgenommen, die Stützen der Jurisprudenz und der Kirche. In glei- 
Her Art dürften die Präfidenren des Geheimen Obertribunalß 
jowie noch einiger anderer oberften Gerichte, die Höhften Prälaten 
beider Krifllihen Landeskirchen, die Ob erbürgermeifter 
der Haupt: und Reſidenzſtädte, die Rektoren ber Univerfi- 
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täten und einige aus dem Ritterfkande ſelbſt zu wählende 
Mitgliener in die Verſammlung des Herrenſtandes aufzunehmen fein, 


Er beantragt daher bei der Kurie: 
eine ſolche Zuſammenſetzung des Herrenſtandes zu bevorworten. 


Die Abtheilung fagte über diefen Antrag : 


daß irgend eine Beranlaffung nicht vorliege, die in Beziehung auf die der⸗ 
zeitige Zufammenfegung der Herrenfurie angeveuteten Beforgniffe für be- 
gründet anzuerfennen. Vielmehr dürfe man zu den Mitgliedern der Herren: 
kurie das feſte Vertrauen hegen, daß fie, wenn auch weniger berührt von den 
Speziellen Intereffen ver einzelnen Stände, eben deßhalb um fa unbefangener 
und eingebenk ihrer hohen Stellung aus einem allgemeineren Geſichtopunkte 
die Interefjen der Gefammtheit zu wahren und zu förbern als ihre Aufgabe 
erkennen würden, baß ferner in ihrer ſelbſtſtändigen Stellung eine fihere 
Bewähr gegen alle Einwirkungen ver Büreaufratie zu erbliden fei und end⸗ 
lich gerade in den erſten Verfammlungen der Herrenfurie, namentlich in 
dem einſtimmigen Beichluß einer vollſtändigen Veröffentlichung ihrer Ber 
banplungen, der Beweis gefunden werde, wie fehr die hohe Kurie felbit «8 
Ach angelegen fein laffe, fih das Vertrauen des Landes zu erwerben. 

Aus diefen Gründen und mit Rüdfiht darauf, daß der König in der 
Verordnung über die Bildung des Vereinigten Landtags v. 3. Febr. 1847 
in Anſehung der Organiſazion und Verftärkung des Herrenſtandes ſich 
weitere Entſchließung ausdrücklich vorbehalten hat, glaube die Abtheilung, 
daß weitere Entſchließungen jedenfalls abzuwarten ſeien. 


Nach unſerer Anſicht zeigte die Abtheilung einen ſehr richtigen 
Tat, indem fie auf den Antrag nicht einging; die Kurie ſelbſt ſchien 
der gleichen Meinung zu fein; der Antrag blieb ohne Unterftügung 
und fam fomit gar nicht zur Berathung. 


Man erinnert fi), wie gleich im Anfange des Landtags bei zwei 
aufeinanderfolgenden Berhandlungen die Geltendmachung des Rechts 
der Sonderung in Theile verfucht, aber von der Kurie mit entſchiede⸗ 
nem MWiderwillen zurüdgewieten ward. Damals war es hauptfächlich 
Dederatb, welcher die provinzielle Abfonderung mit fo erhabenen 
und begeifternden Worten ſiegreich befämpfte. Derfelbe Abgeordnete 
hatte nun eine Petizion eingebracht, worin er die Aufhebung dieſes 
Rechtes felbft beantragte. In den Motiven dazu fagte er u. A.: 

‚Die verfchiedenen fozialen Intereffen finden in dem Wahlgefeße, wel: 
chem nach unferer Berfaflung eine @intheilung in Stände zu Grunde liegt, 
ihre Berückſtchtigung; das proninzielle Leben wird in feiner Gigenthüm⸗ 
lichkeit durch vie provinzialſtaändiſche Verfaflung gewahrt umd gepflegt: mo 


aber der Inbegriff des gefammten flaatlichen Lebens in einer Zentralinftis 
tuzion zufammengefaßt merben foll, da kann der einzelne Stand, bie ein- 
zelne Provinz eine abgefonderte Stellung, ein Recht, fi von dem Ganzen 
loszureißen, ja fich mit vemfelben in Konflikt zu ſetzen, nicht in Anfprud 
nehmen. Ein ſolches Recht ift unvereinbar mit der Beſtimmung einer 
Landesvertretung: der Krone den nach alljeitiger Erörterung feitgeflellten 
Wunſch des Volks, nicht einzelner Stände und Provinzen, darzulegen; «8 
ift unvereinbar mit ihrem Beruf, alle Richtungen des Nazionallebend in 
einem Mittelpunfte zu vereinigen, von welchem aus das Bewußtfein eine® 
gefammten Staatsverbandes fich durch alle Kreife der bürgerlichen Geſell⸗ 
[haft ergießt. Es ift unvereinbar mit ihrer Aufgabe, die Einbeit des 
Staated, auf welcher die Kraft des Staates beruht, moraliich immer 
fefter zu begründen. So lange die allgemeine Ständeverfammlung nicht 
als eben jo untheilbar betrachtet wird , wie dad Rand, das fie vertritt, fo 
lange der Krone einerfeit8, und jedem Stande, jeder Provinz andererfeits 
vorbehalten bleibt, eine Sonderung in Theile herbeizuführen, fo lange ift 
die Inſtituzion der Gefahr ausgelegt, flatt des Geſammtintereſſes Parti- 
fularintereffen zu vertreten, das Nazionalgefühl zu ſchwächen, ftatt zu 
flärfen, die Staatöfraft zu zerfplittern, flatt zu fammeln, und fomit die 
Zwede, zu welchen fie beftimmt iſt, nicht nur nicht zu fördern, fondern 
denſelben geradezu entgegenzumirfen.’’ 


Die Abtheilung war zwar Darüber einig, daß die Anwendung der 
geſetzlichen Beftimmung über die Sonderung in Theile, bei der einheit- 
lichen Tendenz des Vereinigten Landtags, immer als ein unerfreuliches 
Ereigniß betrachtet werden müßte; dennoch hielt die Mehrheit, mit Rüds 
ficht auf die verfchiedenen, nun einmal vorhandenen Sonderintereflen, 
für wünfchenswerth , den einzelnen Provinzen und Ständen ein Mittel 
zur Wahrung diefer Intereffen für den Rothfall zu erhalten, 

Die Minderheit dagegen vertraute darauf, daß der Vereinigte 
Landtag die befondern Intereffen der einzelnen Provinzen und Stände 
nach vorheriger gründlicher Erörterung , fo weit als zuläffig, pflicht« 
mäßig berüdfichtigen werbe; fte hielt es für ausreichend , wenn die abs 
weichenden Meinungen einzelner ‘Provinzen und Stände durch das 
Protokoll, die ftenografifchen Berichte, endlich die Anweſenheit des Fön. 
Kommifjars zur Kenntniß des Monarchen fämen, fand es dagegen bes 
denflich, daß durch die Sonderung in Theile die Wirkſamkeit des Lands 
tags, insbefondere auch defien Beichlußrecht bei Steuern und Anleihen, 
paralyfirt werden Fönnte. 

Die Abteilung befchloß mit 14 gegen 3 Stimmen, dem Antrage 
nicht beizutreten. 

Auch in der Kurie erklärte fi aus denfelben Gründen, wie bie 
Mehrheit der Abtheilung, eine ganze Reihe von Sprechern gegen den 
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Antrag. Die Abgg. Olfers, v. Werded, Graf Helldorf, 
Sch. v. Lilien, Graf zu Eulenburg, Sch. v. Manteuffell. 
— fie alle meinten: es ſei zwar zu wünfcdhen und zu hoffen, daß vie 
Sonderung in Theile felten oder nie vorfommen möge, allein, fle ganz 
aufzuheben, erſcheine denn doch bedenklich. Vertheidigt ward der An⸗ 
trag nur vom Referenten (v. d. Heydt) und vom Abg. Küpfer. 
Der Antragfteller ſelbſt berief fih in feinem Schlußwort namentlich 
darauf, daß, wenn der Antrag gefährlich für die Eigenthümlichfeiten 
und Intereffen der Provinzen wäre, derjelbe gewiß nicht gerade von 
einem Abgeorbneten der Rheinprovinz ausgehen würde. 

„Sie wiſſen,“ fagte er, „welch einen befondern Werth die Rheins 
provinz auf ihre Inftituzionen legt. Diele Inflituzionen haben feit einem 
halben Jahrhundert fegensreich bei und gewirkt, und wir rechnen fie zu 
denjenigen Gütern, von denen neulich auf diefer Stelle gefagt wurde, daß 
wir fie ungefchmälert auf unfere Kinder zu vererben hoffen. Wir halten 
unſere Inftituzionen hoch, aber wir halten auch die Einficht unferer Mits 
bürger in den andern Provinzen hoch; wir haben das Vertrauen, daß bie 
großen Prinzipien der rheinifchen Gefeßgebung in dieſem Saale nie gefährs 
det fein werden, wir haben dad Vertrauen, daß bier bei unfern Verband: 
lungen in gegenfeitigem Geben und Nehmen fein Theil verlieren, fondern 
alle nur gewinnen koͤnnen.“ 

Trotz diefer jo warmen und wahren Worte blieb der Antrag doch 
leider in der Minorität. Auffallend war, daß von Seiten der Oppo⸗ 
fiztion fein Redner weiter für ihn in die Schranken trat. Vielleicht 
theilten manche derfelben die Anficht, weldhe Graf Helldorf auss 
ſprach, indem er fagte: 

„Bitten wir Nichts, wozu nicht ein Dringendes Bedürfniß vor: 
liegt! Wir haben keine Veranlafjung, die Bitte zu erheben, die bier bes 
antragt iſt; fie ift in Feiner Beziehung durch das Ergebniß unferer feitheris 
gen Verhandlungen gerechtfertigt. Wir haben ohnehin fo manche Anträge 
zu flellen, deren Erfüllung und mehr am Herzen liegen muß; halten wir 
unfere Kräfte zuſammen für diefe ! 

Vom praftifchen Gefihtspunfte aus hat dieſe Anficht Etwas fuͤr 
fih; doch wäre um des Prinzipes willen wohl zu wünfchen geweſen, 
der Landtag hätte durch Annahme des Beckerathſchen Antrags fi 
ausdrüdlich als ein einiges und untheilbares Ganzes befannt, die ver- 
fhiedenen Stämme und Stäude hätten ihre Sonderinterefien feierlich 
auf dem Altare des einen, allgemeinen Vaterlandes niedergelegt, 
hätten felbft auf das Recht der Sonderung verzichtet, welches der Ges 
feßgeber ihnen vorbehalten zu müflen glaubte. Denn, fo lange dieſes 
Recht der Sonderung fortbefteht, tft immer noch etwas Fremdeso, 
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saber. der Inbegriff des gefammten flaatfichen Lebens In einer Zentralinſti⸗ 
tuzion zufammengefaßt werden fol, da kann der einzelne Stand, bie ein- 
zelne Provinz eine abgefonderte Stellung, ein Recht, ih von dem Ganzen 
loszureißen, ja fich mit vemfelben in Konflikt zu ſetzen, nicht in Anſpruch 
nehmen. Ein ſolches Recht ift unvereinbar mit der Beftimmung einer 
Eandeövertretung : der Krone den nach alljeitiger Erörterung feſtgeſtellten 
Wunſch des Volks, nicht einzelner Stände und Provinzen, darzulegen s «8 
ift unvereinbar mit ihrem Beruf, alle Richtungen des Nazionallebend in 
einem Mittelpunfte zu vereinigen, von welchem aus dad Bewußtfein eines 
gefammten Staatöverbanves ſich durch alle Kreife der bürgerlichen Geſell⸗ 
fhaft ergießt. Es ift unvereinbar mit ihrer Aufgabe, die Einbeit des 
Staates, auf welcher die Kraft des Staates beruht, moraliich immer 
fefter zu begründen. So lange die allgemeine Ständeverfammlung nicht 
als eben jo untheilbar betrachtet wird, mie dad Land, daß jie vertritt, fo 
fange der Krone einerſeits, und jedem Stande, jeder Provinz andererſeits 
vorbehalten bleibt, eine Sonderung in Theile herbeizuführen, fo lange ift 
die Inftituzion der Gefahr ausgeſetzt, flatt des Geſammtintereſſes Parti⸗ 
£ularintereffen zu vertreten, das Nazionalgefühl zu ſchwächen, flatt zu 
flärfen, die Staatöfraft zu zeriplittern, flatt zu fammeln, und fomit die 
Zwede, zu welchen ſie beftimmt iſt, nicht nur nicht zu fördern, fondern 
denſelben geradezu entgegenzumirfen. ’’ 


Die Abtheilung war zwar darüber einig, daß die Anwendung der 
geſetzlichen Beftimmung über die Sonderung in Theile, bei der einheit⸗ 
lichen Tendenz des Vereinigten Landtags, immer als ein unerfreuliches 
Ereigniß betrachtet werden müßte ; dennoch hielt Die Mehrheit, mit Rüds 
ficht auf die verfchiedenen, nun einmal vorhandenen Sonderintereffen, 
für wünfchenswerth,, den einzelnen Provinzen und Ständen ein Mittel 
zur Wahrung diefer Intereffen für ven Rothfall zu erhalten. 

Die Minderheit dagegen vertraute darauf, daß der Vereinigte 
Landtag die befondern Interefjen der einzelnen Provinzen und Stände 
nach) vorheriger gründlicher Erörterung, fo weit als zuläffig, pflichts 
mäßig berüdfichtigen werde; fte hielt es für ausreichend , wenn die abs 
weichenden Meinungen einzelner Provinzen und Stände durch das 
Brotofoll, die ftenografifchen Berichte, endlich die Anweſenheit des Fön. 
Kommiffars zur Kenntniß des Monarchen fämen, fand es dagegen bes 
denklich, daß durch die Sonderung in Theile die Wirkfamfeit des Lands 
tags, insbeſondere auch deſſen Befchlußrecht bei Steuern und Anleihen, 
paralyſirt werden könnte. 

Die Abtheilung befhloß mit 14 gegen 3 Stimmen, dem Antrage 
nicht beizutreten. 

Auch in der Kurie erklärte fi aus denfelben Gründen, wie bie 
Mehrheit der Abtheilung, eine ganze Reihe von Sprechern gegen den 
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Antrag. Die Abgg. Olfers, v. Werded, Graf Helldorf, 
Sch. v. Lilien, Graf zu Eulenburg, Sch. v. Manteuffel I. 
— fie alle meinten: es fei zwar zu wünſchen und zu hoffen, daß vie 
Sonderung in Theile felten oder nie vorfommen möge, allein, fie ganz 
aufzuheben , erjcheine denn Doch bedenklich. Vertheidigt ward der An⸗ 
trag nur vom Referenten (v. d. Heydt) und vom Abg. Küpfer. 
Der Antragfteller felbft berief fich in feinem Schlußwort namentlich 
darauf, daß, wenn der Antrag gefährlich für die Eigenthümlichfeiten 
und Intereffen der Provinzen wäre, derjelbe gewiß nicht gerade von 
einem Abgeordneten der Rheinprovinz ausgehen würde, 

„Ste wiſſen,“ fagte er, „welch einen befondern Werth die Rheins 
provinz auf ihre Inftituzionen legt. Diele Inftituzionen haben feit einem 
halben Jahrhundert fegensreich bei und gewirkt, und wir reinen fie zu 
denjenigen Gütern, von denen neulich auf diefer Stelle gelagt wurde, daß 
wir ſie ungefchmälert auf unfere Kinder zu vererben hoffen. Wir halten 
unjere Inftituzionen hoch, aber wir halten auch die Einficht unferer Mit: 
bürger in den andern Provinzen hoch; wir haben das Vertrauen, daß die 
großen Prinzipien der rheinifchen Gefeßgebung in diefem Saale nie gefährs 
bet fein werben, wir haben das Vertrauen, daß bier bei unfern Verband: 
fungen in gegenfeitigem Geben und Nehmen Fein Theil verlieren, fondern 
alle nur gewinnen koͤnnen.“ 

Trotz diefer fo warmen und wahren Worte blieb der Antrag doch 
leider in der Minorität. Auffallend war, daß von Seiten der Oppo⸗ 
fizion fein Redner weiter für ihn in die Schranken trat. Vielleicht 
tbeilten manche derfelben die Anficht, welche Graf Helldorf auds 
ſprach, indem er fagte: 

„Bitten wir Nichts, wozu nicht ein Dringendes Bedürfniß vor: 
liegt! Wir haben Feine Veranlafjung, die Bitte zu erheben, vie bier bes 
antragt iſt; fie ift in Feiner Beziehung durch das Ergebniß unferer feitheris 
gen Verhandlungen gerechtfertigt. Wir haben ohnehin fo manche Anträge 
zu flellen, deren Erfüllung und mehr am Herzen liegen muß 3 halten wir 
unjere Kräfte zufammen für diefe! 

Vom praftifchen Gefihtspunfte aus hat diefe Anſicht Etwae fuͤr 
fich; doch wäre um des Prinzipes willen wohl zu wünfchen geweſen, 
der Landtag hätte durch Annahme des Bederathfchen Antrags fi 
ausdrüdlich als ein einiges und untheilbared Ganzes befannt, die vers 
ſchiedenen Stämme und Stände hätten ihre Sonderinterefien feierlich 
auf dem Altare des einen, allgemeinen Baterlandes niedergelegt, 
hätten felbft auf das Recht der Sonderung verzichtet, weldyes der Ges 
feßgeber ihnen vorbehalten zu müflen glaubte. Denn, fo lange diefes 
Recht der Sonderung fortbefteht, ift immer noch etwas Fremdes, 
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Igenuennes zwiſchen den eimgelnen Slementen der Sanbedverigetung, 
zwiſchen den eingeluen Provinzen, den einzelnen Ständen, fehlt immer 
nach das gemeinſame, Alles durchdringende Vertrauen zu Der audglei- 
chenden Macht der Gerechtigleit, Billigkeit und Vaterlaͤndsliebe, zu der 
Macht des Gewmeingeiſtes und der hoch über jeglichem Sonderintereffe 
ſchwebenden vernünftigen Einficht in das für Alle gleiche, wahre Ger 
Aummuimterefi des ganzen Landes. 


In einer fpätern Sitzung fam ein Antrag der Abgg. ber Stadt 
Berlin vor, welcher eine Interpretazion der Beflimmung über die Son- 
derung in Theile betraf. Es Handelte fi) darum, ob bei Verband» 
Iungen tiber Petizionen eine ſolche Sonderung nur dann ftatthaft fein 
folle, wenn ein Stand durch eine von der Mehrheit der Verſammlung 
beichloffene Betizion feine Intereffen verlegt glaubte, oder auch bei der 
Zurückweiſung eines Antrags, deſſen Durchgehen er in feinem Interefle 
für nützlich hielte. Der Fall, welcher dazu Veranlaffung gegeben, war 
der, daß die Vertreter der Landgemeinden eine Vermehrung ihrer Zahl 
beantragt und wegen Ablehnung dieſes Antrags die Sonderung in 
Theile befchloffen hatten. Diefer Umftand, das Gefühl der Bilfigfeit 
gegen die durch ihre Zahlverhältnig benadhtheiligten Stände anf dem 
Landtagen mochte zum Theil bewirken, daß in der Ständefurie mehre 
Redner ſich der Betizion annahmen und daß diefelbe durchging. 


Ob, umgefehrt, eben diefer Umftand die veranlaffende Urfache 
ward, daß die Herrenfurie dem Antrage nicht beitrat, indem nur 
26 Stimmen dafür, 17 dagegen waren, wollen wir nicht entfcheiden. 
Die Gegner des Antrags — der Prinz von Preußen, Graf 
Burghaus, Herr v. Quaſt — führten gegen denfelben an: das 
Geſetz habe durch die geftattete Sonderung in Theile nur Schug für 
verlegte Rechte, nicht Hülfe für vereitelte Hoffnungen gewähren wollen, 
ein Grund, der allerdings Etwas für ſich hat, genauer betrachtet aber 
wieder auf die Prinzipfrage zurücdführt: ob das Recht eines Standes 
nur auf die Erhaltung feines beftehenden Zuftandes befchränft ift, oder 
eb es aud) den Anspruch auf zeitgemäße Fortbildung diefes Zuſtandes 
in fich fchließt. I ft Jenes der Kal, fo genügt freilich Die engere Aus- 
gung — allein Dann if} die Sonderung in Theile auch faft lediglich 
eine Waffe in den Händen der bevortehteten Stände zur Erhattımg 
ihrer Vorrechte; — enticheidet man ſich für Diefes, fo muß man bie 
weitere Auslegung als die richtige anerfennen, damit auch die Stände, 
deren Rechisanfprüche mehr in der Zukunft, als in der Gegenwart 
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oder der Bergangenheit fußen, Gelegenheit haben, diefelben am 
Throne geltend zu machen. 

Noch müflen wir von einer Aeußerung Akt nehmen, welche bei 
dieſer ©elegenheit der Prinz von Preußen that. 

Es hatte nämlich im 3. 1834 der vorige König eine authentifche 
Interpretazion der fraglichen Gefegesftelle im weiteren Sinne gegeben, 
der jegige dagegen diefe aufgehoben und dafür die engere Auslegung 
anbefohlen. In Bezug auf diefe entgegengefebten Anordnungen zweier 
Geſetzgeber nun fagte der Prinz: 

„Da der jedesmal regierende König der Geſetgeber ift, fo hat er 
auch wohl das Net, dad Geſetz feines Vorgängers nach feinem beften 
Wiſſen and Griffen nudzulegen.” 

Gewiß eine beveutungsvolle Erklärung im Munde des Throns 
erben, eine Erklärung, welche die Unficherheit und Wandelbarfeit 
des gefammten Rechtszuſtandes im abfoluten Staate recht ſchlagend 
manifeſtitt! 


Sunfzehntes Kapitel. 


Berhandlungen über die Prüfung und Feftftellung des Finanzetats durch 
die Stände. 


— — — 


Der Abg. Camphauſen hatte den Marſchall gebeten, den 
Hauptfinanzetat und die Ueberſicht der Finanzhauptverwaltung — wel⸗ 
ches Beides den Mitgliedern von der Regierung gedruckt mitgetheilt 
worden — an eine Abtheilung zur Prüfung und Berichterſtattung dar⸗ 
über zu verweiſen. Der Marſchall hielt ſich nicht befugt dazu, weil die 
Abtheilungen ſich nur entweder mit Fön. Propofizionen oder mit Peti⸗ 
zionen zu befchäftigen hätten, und wies deshalb den Antrag zurüd. 
Darauf reichte der Abg. v. d. Heydt einen förmlichen Antrag ein: 

‚Der Landtag möge den König bitten, die Verweifung des Finanz⸗ 


etatö und der Meberficht an eine Abtheilung, zur Prüfung und Berichterftate 
tung behuf8 der Informazion des Landtag, zu geftatten”. 


Der Antragfteller ging von der Anfiht aus, daß zwar eine Feft- 
ſtellung des Staatshaushaltpland oder eine Beflimmung über die 
Staatseinnahmen und Ueberfchüffe den Etänden nicht zuftehe, wohl 
aber ihr allgemeines Berathungs- und Petizionsrecht ſich auf Diefe Ges 
genftände mit erftredfe, und daß ſchon deshalb eine Prüfung des Fi⸗ 
nanzetats und der Ueberficht nothwendig fei, ebenfofehr aber aud) aus 
dem Grunde, weil eine wirkliche „Informazion“ des Landtags — wie 
fie $. 11 der Verordnung v. 3. Febr. vorfchreibe — nur auf diefem 
Wege, nicht durch die bloße Kenntnißnahme der einzelnen Abgeordneten 
von jenen Aktenſtücken, erreicht werden fünne. Die Mehrheit der Abs 
theilung hatte diefen Gründen und dem Antrage felbft ſich angejchlof« 
fen; die Minorität hielt eine Prüfung des Finanzetats durch die Ab⸗ 
theilung und eine Verhandlung darüber in der Verſammlung für 
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unnötbig, unzweckmaͤßig und fogar, weil eine ſolche immer auch eine 
wirkliche Kritif des Staatshaushaltes in fich fchließen würde, nach eben 
jenem $. 11 der Berorpnung v. 3. Febr. für unftatthaft. 

Bei den Verhandlungen über diefen Gegenftand zeigte ſich auf 
Seiten des Minifteriums und feiner Anhänger ein unverfennbarer Wis 
derwille gegen eine Erörterung und Beleuchtung des Finanzetats in 
der vollen Berfammlung der Kurie. Man verfidherte, privatim jebe 
Erläuterung , jede Mittheilung von Spezialetats, fo weit folche von 
einzelnen Mitgliedern oder von Abtheilungen gewünfcht würden, bereit- 
willig geben zu wollen — aber ein Mitabdruck aller diefer Spezialetats, 
eine fpezielle Prüfung derfelben in einer befondern Abtheilung, endlich 
gar eine Berichterftattung und Verhandlung darüber in der Plenar- 
verfammlung — Das fei unmöglih, Das koͤnne zu Nichts führen, 
Das würde viel zu viel Zeit foften. Das ftehe auch nicht im Geſetze, 
denn dieſes fchreibe nur Die Vorlegung des Hauptfinanzetats, nicht 
aber aller Spezialetats vor; Das erheifche ebenfowenig der Zweck der 
„Informazion“; um diefen zu erreichen, genüge es vollfommen, wenn 
die Abtheilungen, welche fih mit Bewilligungsgegenftänden befchäftig- 
ten, alfo die Abtheilung für die Einfommenfteuer und die für die preus 
Bifche Oſtbahn, diefe finanziellen Unterlagen fo weit zu Rathe zögen, 
als fie für nöthig erachteten, um über die Räthlichkeit jener Maßregeln 
ein begründetes Urtheil zu faffen. Eine allgemeine Prüfung der 
Finanzverhältniffe fei in der Verordnung v. 3. Febr. nicht vorgefchrie« 
ben; wenn dem Wunfche nach einer folchen zugleich die Idee einer 
Kontrole des Staatshaushaltes zu Grunde liege, fo ſei Dies eine 
Sache, die nicht hierher, fondern in eine jpätere Verhandlung gehöre, 

Das waren ohngefähr die Gründe, mit denen der Fön. Kommifs 
far, ver Sinanzminifter, ſodann bie Abgg. v. Dlfers,v. Wer 
ded, Manteuffel Il.,v. Schorlemer den Antrag befämpften. 

Die Freunde des Antrags — und dazu gehörten nicht blog die 
entfchiedenen Anhänger der Oppoftzion: Tſchocke, Siebig, Auers- 
wald, Buttfammer aus Stettin, Shauß, vor Men Hanfes 
mann, fondern auch. viele fehr Gemäßigte, z. B. Sattig undv. 
Brünned — Diefe erklärten eine genaue Prüfung der finanziellen Bor: 
lagen für durchaus nothwendig, wenn diefelben überhaupt einen Zwed 
haben follten, Nicht der einzelne Abgeordnete, fondern der Landtag 
folle fi ‚‚informiren’‘; ihm, ald einem Ganzen, müffe alſo, auf dem 
geordneten parlamentarifhen Wege, alles Das unterbreitet werden, 
was zur genauen Einficht in den Finanzzuftand des Landes erforderlich, 
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fl. Ueberdies ſei eine ſolche rückhaltlofe und oͤffentliche Prüfung bei 
Staais haushaltes ebenſoſehr im Intereffe ver Regierung felbft, als des 
Landtags. Die Regterung werde an Vertrauen beim Volke gewinnen, 
wenn man fich auf dieſem Wege von der Gewiſſenhaftigkelt und Tüch⸗ 
tigkeit det Finanzverwaltung überzeuge; gefährliche Vorurtheile würden 
derftreut werben, welche bald, durdy übertriebene Angaben won aufge 
Häuften Schägen, unerfuͤllbare Anfprüche an die Staatöfäffe, bald, durch 
Serüchte der entgegengelegten Art, ebenfo unbegruͤndete Beſorgniffe 
im Bolfe erzeugten. Für den Landtag abet ſei eine foldye gewiſſenhafte 
Prüfung des Finanzzuftandes nothwendig, damit er auf Grund derſel⸗ 
Ben Wünfche und Anträge auf Abänderungen in der Verwendung det 
Staatseinnahmen, wo er Dies nöthig finde, fielen koͤnne und übers 
haupt eine fefte Unterlage für etwaige Bewilligungen, die er ausfprechen 
fole, gewinne. Wie fei es fonft möglich, daß er feine Zufimmung zu 
nenen Steuern ober Anlehen gebe, wenn er fich nicht zuwot aufs Bes 
nauelte äberzeugt habe, daß auf anderm Wege, oder durch Verminde⸗ 
tung einzelner Theile des Staatdaufwandes, einer ſolchen nenen Bes 
laftung des Volks nicht vorzubeugen fei? 

Hanfemann, in Finanzfragen bei Weitem der tichtigfte Vor: 
kaͤmpfer der Dppoſizion und ber gefährlichfte Kritiker der Verwaltung, 
führte, mit feinem eindringenden Scharfiinn und feiner vielfeitigen 
. Renntniß des Finanzivefens der meiften europäifchen Staaten, den Bes 
weis der Möglichkeit wie der Rothwendigkeit einer fpeztelleren Vorlage 
ves Finanzetats und widerlegte ſchlagend alle Cinwendungen, die von 
ver Minifterbanf aus dagegen erhoben wurden. Er zeigte der Kurie 
die gedruckten Budget des daͤnifchen, des franzöfifchen und des belgi⸗ 
ſchen Staates und ließ ſie durch den Augenſchein ſich überzeugen, um 
wie vielmal ausführlicher dieſe ſeien, als dasjenige, welches man ihnen 
in die Hände gegeben habe. 

Der Fön. Kommiffar rotes die Vergleihung mit Frankreich 
snüd. Sie hätten feine Geheimniſſe, die fie zu verbergen brauchten, 
Beine geheime Bonds von 2 Millionen jährlich z ihre ganzen geheimen 
Fonds beliefen ſich nicht über 17,000 Rtbir. 

Der Antrag ward mit Aberwiegender Mehrheit von der Kurie an« 
genommen. 

Auch in der Herrenturie fand eine erfreuliche Uebereinſtim⸗ 
mung der Aufichten über die Nothwendigkeit einer genaueren Prüfung 
ded Staatshaushalts durch die Stände ftatt. Mit befonderer Schärfe 
und Grändfichkeit entwidelte Graf Arnim bie dafür ſprechenden 
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Gründe; eine große Anzahl anderer Redner ſchloß fih ihm im gleichem 
Sinne an; nur wenige — Graf B.v. Stolberg, Senfftv. Pil⸗ 
fad und v. Quaſt — erklärten ſich dagegen, zum Theil weil fie eine 
folche allgemeine Begutachtung des Staatshaushalts dem Vereinigten 
Landtage nach der Verf. v. 3. Febr. für nicht zuftehend hielten, zum 
Theil aus Furcht, daß Dies der erfte Schritt zur Beanfpruchung einer 
Feſtſtellung des Staatshaushalts fein möchte, wogegen fich na⸗ 
mentlih v. Duaft fehr entfchieden erflärte. " 

Nur darüber war man nicht einig, ob eine ſolche Prüfung durch 
eine gemeinfame Abtheilung beider Kurien oder durch getrennte Abtheis 
lungen würde gefchehen müſſen. Am Ende befchloß man aber, Dies 
der Beftimmung der Majeftät zu überlaſſen. In diefer Faſſung trat 
man dem Antrag der Ständefurie mit großer Majorität bei. 


Kurz vor dem Schluſſe des Landtages kamen zwei andre Anträge 
in der Ständefurie zur Berathung, welche jene von manchen Seiten fo 
fehr gefürchtete Konfequenz des oben gedachten Antrags wirklich ent- 
hielten. Der eine, vom Abg. ThielsWangotten, ging dahin, daß 

1) eine gewiffe Verantmortlichfeit der Vermaltungsbehörbe, den Stän⸗ 
den gegenüber, feftgeftellt und 

2) Lehteren die Mitbeflimmung über die Verwendung der Steuern 
u. f. w. überwiefen werde. 


Herner beantragte der Abg. Flemming: 


„Se. Maj. den König zu bitten, das aus dem alten fländifchen Be: 
willigungörechte der Landedabgaben fließende Recht der Kontrole des 
Staatähaushaltes mit jenem Rechte den Ständen. wieder ungelchmälert 
zu gewähren.‘ 

Die Abtheilung hatte ſich mit 9 gegen 6 Stimmen für diefe An- 
träge ausgefprochen. Sehr treffend motivirte Die Majorität ihr beiftim- 
mendes Botum in der folgenden Ausführung : 

„Den Ständen liegt die Pflicht ob, dafür zu forgen, daß durch die 

Erhaltung eines geordneten Staatöhaushaltes jeder neuen oder erhöhten 
Steuererhebung vorgebeugt wird, daß neue Steuern nur für unabweiöbare 
Bedürfniſſe des Staates bewilligt und die bemwilligten Steuern nur für bie 
beflimmten Zwecke verwendet werden. Die Staatsanleihen ftehen hierin 
den Steuern gleich, denn fie follen aus dem Vermögen der Staatsangehö⸗ 
rigen, auß den Steuern getilgt werden. 

Jene Pflicht nun haben die Stände nicht im eigenen Interefje zu er: 
füllen; fie ift ihnen Pflicht, den Steuernden gegenüber. Bei voller An⸗ 
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erkennung des redlichen Wollens und der Einficht der Verwaltungsbehötbe 
pürfen die Stände doch nicht fich einem Vertrauen, einer bloßen Voraus⸗ 
ſetzung allein bingeben da, wo fie eine Pflicht gegen Andere zu erfüllen 
haben. Sie müffen in den gefeglichen Kormen eine Sicherftellung üben, 
daß fie fich von ihrer Verantwortlichkeit befreien Fünnen — einer Berant- 
wortlichkeit, die der König ſelbſt in feiner Thronrede ausdrücklich aner⸗ 
kannt und außgeiprochen hat. Ste müflen alſo die geſetzlichen Mittel er⸗ 
ftreben, jene Pflichten erfüllen zu können. 

Diefe Mittel beftehen in der Feftftellung des Hauptfinanz— 
etatö und in derdarauß bervorgehbendenKontroleüberdie 
Binanzvermaltung, fo wie inder Berantwortlidfeit der 
Bermwaltungsbehörden, hinfihtlih der Finanzverwal: 
tung, den Ständen gegenüber. 

Nur die Feftftellung des Hauptfinanzetats kann den Ständen Die voll⸗ 
Eommene Sicherheit gewähren. daß die Finanzverwaltung fo geordnet iſt, 
daß jeder Erhebung neuer over erhöhter Steuern möglichft vorgebeugt ifl, 
zugleich aber die wahren Bedürfniſſe des Staats befriedigt find und neu , 
Hinzutretende ihre volle Berüdfichtigung erlangen, ferner, daß die bewillig- 
ten Steuern ausfchließlich für den Zweck, wofür fie bewilligt, verwendet 
und daß fie wieder aufgehoben werden, fobald der Staatshaushalt ihr 
Fortbefteben entbehrlich macht. Wenn nun $, 11 der Verordnung v. 3. 
Febr. die Feftftellung des Hauptfinanzetats als ein ausichließennes Recht 
der Krone bezeichnet, den Ständen hingegen das Steuerbewilligungdrecht 
eingeräumt iſt, To geben hieraus unvermeidliche Inkonfequenzen und 
Konflikte hervor. Tritt der Fall ein, daß die Stände Steuern 'bewilligen 

jollen,, jo müfjen fie fih aus ber ihnen zur Informazion vorzulegenden 
Uberſicht des Staatshaushalt8 und aus dem Kauptfinanzetat Überzeugen, 
ob die Steuer nöthig iſt. Gelangen fie hierbei zu der Ueberzeugung, Daß 
durch eine andere Verwendung der Staatdeinnahmen die Einführung der 
Steuern hätte bejeitigt werden fünnen, fo fiegt hierin ein Vorwurf, der, _ 
weil er auf Gefchehenes gerichtet ift, nicht mehr gehoben werden fann und 
eine ſchiefe Stellung der Stände zum Throne zur Folge hat. &8 liegt fer= 
ner aber darin eine Aufforderung für die Stände, darauf zu bringen, daß 
jene Uebelftände für die Zufunft befeitigt, daß die zuläfligen Grfparniffe 
bewirkt werden und die Verwendung der Staatdeinnahme jo geregelt wird, 
wie fie nach der Ueberzeuguug der Stände zwedmäßig und nothwendig 
if. Für eine nach ihrer Ueberzeugung unzweckmäßige Verwendung dürfen 
fie feine Steuern bewilligen. Sie werden alfo zur Steuerverweige: 
rung genöthigt fein, jo lange ver Finanzetat nicht Ihrer Anficht entfpricht. 
Sie werden hiernach faktisch zur Feftflelung des Etats gelangen, vie 
ihnen de jure nicht geftattet it. Dies ift für dad Berbältniß der Krone 
zu den Ständen, für die Würde der Krone nicht heilfam. — Eine nothwen⸗ 
dige Folge des Rechts zur Beftfiellung des Hauptfinanzetats ift aber die 
Kontrole des Staatshaushalts im der Art, daß den Ständen regel 
mäßige Nachweiſungen über die Verwendung der Staats⸗ 
einnahmen gegeben werben, und daß die Verwaltungsbehoͤrde für vie 
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Befolgung des Finanzetatd, den Ständen gegenüber, verantworts 
lich iſt.“ 

Die Minorität der Abtheilung erkannte in der Feſtſtellung des 
Finanzetats keine nothwendige Konſequenz des Steuerbewilligungs⸗ 
rechts, hielt vielmehr die angeordnete Vorlegung dieſes Etats nebſt 
den Ueberfihten zur ‚, Informazion“ für ausreichend, um auf dem 
Wege der Petizion und mit Hülfe des Steuerbewilligungsredhts 
wünfchenswerthe Abänderungen in der Binanzverwaltung herbeizufüh- 
ten und unzwedmäßigen Verwendungen der Staatseinnahme zu ſten⸗ 


ern. Sie hielt daher einen Antrag auf Erweiterung der ſtaͤndiſchen 


Rechte in diefer Beziehung, bevor deren Unzulänglichkeit durch die Er- 
fahrung erwiefen fei, für nicht gerechtfertigt und erblidte außerdem in 
der Meberfchreitung der Grenze, welche $. 11 der Verordn. v. 3. Febr. 
ausdrücklich gezogen, eine Verlegung des Geiſtes der jegigen ftändifchen 
Berfaflung und eine Antaftung wohlbegründeter Rechte der Krone. 

Der kön. Kommiffar fchien jede Diskuffion über dieſen Antrag 
abfchneiden zu wollen durch die Erflärung , die er ſogleich nach Vor⸗ 
leſung des Abtheilungsgutachtens abgab: 

daß die Regierung keineswegs gewilligt ſei, von dem im $ 11 der 
Beroron. v. 3. Febr, vorbehaltenen ausichließlichen Rechte der Feftftel: 
lung des Hauptfinanzetats irgendwie abzugeben, indem fie daſſelbe zu den⸗ 
jenigen Grundlagen ver Berfafjung zähle, welche des Königs Majeftät in 
der Allerhöchften Botſchaft v. 22. April (der Antwort auf die Adreſſe) als 
unantaftbar bezeichnet habe. 


Allein fofort erbob fih Hanfemann und erflärte: was ver 
Fön. Kommiffar geäußert, brauche für die Verſammlung feine Ber: 
anlafjung zur Zurüdweifung der Bitte zu fein. Allerdings fei die Ges 
währung einer ſolchen von der freien Entfchließung des Königs ab» 
hängig. Allein würden nicht die Entfchlüffe Sr. Majeftät, wie Die ei: 
nes jeden weifen Menfchen, durch Fortentwicklung der Dinge und Vers 
hältniffe mit beftimmt? Könne nicht, was Se. Majeftät für jet als 
unzweckmäßig erachte, in ver Folge als zwedmäßig, ja ald nothwendig 
erachtet werden? 

In der Sache felbft trat Hanfemann natürlich durchaus den 
Anfichten der Majorität der Abtheilung bei und erläuterte diefe treffend 
durch ein fehr anfchauliches Beiſpiel aus dem gewöhnlichen Leben: 

„Wenn Jemand“, fagte er, „ein gewiſſes Vermögen eines Andern 
verwaltet, und Hinfichtlih der Art und des Umfangs der Ausgaben Fein 
beſtimmtes Maaß gefegt iſtz wenn er dad Vorhandene verwenden Fann, 
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‚ohne mit dem Andren darüber einig zu fein; wenn ferner dieſer Letztere 
verpflichtet ift, infofern die vorhandenen Mittel zu diefer Verwendung nicht 
audreichen, ein Mehreres zuzufeßen, fo entfleht ganz von felbft die Folge, 
daß einzig und allein von Demjenigen, der auf diefe Weife frei über bie 
Verwaltung verfügen kann, es abhängt, daß der Andere noch mehr Geld 
beibringen muß.’ 


Auf ähnliche Weife ſprach fih Milde aus: 


„Wenn wir uns überhaupt denken fünnten, daß irgend ein Einzelner 
von und in feinem bürgerlichen Leben blos Pflichten übernehmen Sollte 
und feine Rechte aus demfelben Titel erwerben Eünnte, fo wird jeder Ein- 
zelne von und ſagen: ich werde mich einem ſolchem Bertrage nicht unter: 
werfen können. So fteben aber wir, gegenüber dem Patent v. 3. Febr., 
fo ftehen wir, gegenüber denjenigen Pflichten, die und dieſe Geſetzgebung 
auferlegt, gegenüber den Staatögläubigern, denen wir Bürgen fein follen, 
und unfere Kommittenten würden fih heute nach Lage der Sachen, in 
einer noch viel üblern Pofizion befinden, ald fie bis zur Emanazion des 
Geſetzes v. 3. Febr. geftanden Haben, menn, wir ohne Kontrole über die 
Feſtſtellung der Ausgaben und die Verwendung der Ueberfchüffe bleiben 
follien. Bis zum 3. Febr. d. 3. beftand das pofitive Gefeß, daß feine 
Staatdanleihen aufgenonmen werden fonnten. Treten nun die im Gefeß 
von 1820 vorgelehnen Reichsſtände ind Leben und werden diefe Stände 
‚aufgefordert, ihr Recht, Anleihen zu garantiren, auszuüben , fo ift von ih- 
rer Seite die erfie und natürlichfte Frage: Liegt ein Bedürfniß vor, und 
woraus ift das Bedürfniß hervorgegangen, eine von der Staatdregierung 
verlangte Staatdanleihe zu bewilligen? Wenn fie dad Bebürfniß wer: 
den erörtert haben, wenn fie werden geprüft haben, wie daſſelbe hervorge⸗ 
treten ift, fo müffen fie nothwendigerweiſe ebenfo berechtigt wie verpflichtet 
fein, zu fagen: Wir glauben, in diefem Theile der Ausgabetitel hätte müſ— 
ſen anderd verfahren werden; ja wir glauben, daß der ganze Staatshaus⸗ 
Halt nicht unfern Wünfchen und Anfprüchen genügt.’ 


Beide Redner wiefen dabei auf einzelne Theile des gegenwärtigen 
- Staatshaushalts hin, welche Die Frage: ob nicht Manches darin an- 
ders fein follte, wohl techtfertigen dürften; Milde namentlich fprach 
die Befürdtung aus, daß man einem Defizit entgegengehe, denn das 
Ausgabebudget von 1820 bis 1847 weife — ohne Krieg — ein Stei⸗ 
gen der Ausgaben von 13 Millionen nad; die Einnahmen feien feit 
einigen Jahren ftazivnär geblieben, während die Ausgaben ftetig ge: 
wachen — ein Umftand, dender kön. Kommiffar aus denmandher: 
lei Kalamitäten der legten Jahre zu erflären fuchte, indem er zugleich 
die Verficherung gab: 


Die Regierung erkenne vollkommen die Nothwendigkeit, den Staatö- 
haushalt fo einzurichten, daß Fein Defizit entftebe, und die hohe Verſamm⸗ 
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Iung möge feſt vertrauen, daß vieles Ziel ebenfo forgfältig verfolgt werde, 
als wenn die Finanzverwaltung der Kontrole der Stände unterläge. 


Ag. Stedtmann verwies auf die Wiener Konferenzen , bei 
denen das Recht der Feftftelung und Regulirung der Steuern als ein 
Minimum fändifcher Rechte anerkannt, und auf das Befigergreifungs- 
patent für die Rheinprovinz, worin daſſelbe ebenfalls garantirt fei. Er 
überreichte dem Marfchall eine Denkſchrift, worin er dieſe verbrieften 
Rechte der Rheinprovinz auseinandergefegt habe. 

Gegen den Antrag ſprach der Abg. v. Maffow. 

„Die Gewährung diefer Bitte”, rief er aus, „würde unzweifelhaft den 
Uebergang bilden zu einer Eonftituzionellen Monarchie, ja, meine Herren, 
bedenken Sie es wohl: den Uebergang zu einer fonflituzgionellen 
Monarchie! Ich zweifle nicht, daß ein Theil viefer Verſammlung diefen 
wünicht und Danach ftrebt; ich bin aber auch überzeugt, daß ein anderer 
Theil ſolchen weit von fich abweift”. 


Diefe Behauptung wies Graf Schwerin ald gänzlich,unbiftos 
riſch zurüͤck: 

„Wenn ſich der geehrte Redner etwas in die Geſchichte feiner eig- 
nen Provinz vertiefen will, jo wird er dieſes Necht dort ebenfalls finden, 
und die Provinz Brandenburg bat doch wohl noch nie eine konſtituzionelle 
Verfaſſung gehabt.“ 

Nichtsdeſtoweniger erklaͤrte ſich Schwerin gegen die Annahme 
des Antrags, ald unzeitgemäß, da man zuerſt abwarten müſſe, was 
auf den frühern Antrag wegen Prüfung des Hauptfinanzetats ges 
fchehe und inwieweit man damit den Zweck erreihe, den man hier im. 
Auge habe: ſich in den Stand zu feßen, neue Steuern oder Anleihen 

mit gutem Gewiſſen bewilligen zu können. 

„Uebrigens“, fügte er hinzu, „bin ich der Zuverficht, daß in weiterer 
Entwicklung unferer ftändifchen Verbältniffe dad Gouvernenient bald felbft 
zu der Ueberzeugung kommen wird, daß die Feſtſtellung des Finanzetats 
durch die Stände in der nothwendigen Konfequenz jeder geordneten ftän- 
difchen Wirkfamkeit liegt und durchaus nicht eine Schwächung der Macht 
der Krone involvirt, fondern daß auch in dieſem flänvifchen Recht vie 
Stärke und Macht der Regierung und der Krone einen fichern Etügpunft 
findet‘. 

Der Abg. v. Wedell machte ein anderes Momentgegen den Ans 
trag geltend. In Eonftituzionellen Staaten, fagte er, kann die Regies 
rung, wenn die Stände den Etat nicht fo bewilligen,, wie fie es für 
nothwendig hält, die Kammer auflöfen und durch neue Wahlen an das 
Bolt appelliten. Nach unſrer Berfaffung geht Dies nicht, weil wir 
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auf 6 Jahre gewählt find. Bei uns würde Daher die Macht dann nicht 
mehr in den Händen des Königs, fondern in den Händen der auf 6 
Jahre gewählten Abgeordneten fein. 

Eine richtige Bemerkung, die aber nur fu Biel beweifk, daß man- 
nicht einzelne Städe eines Syitems einführen. darf, fondem entweder 
das ganze Syſtem, oder gar Nichts davon. Denn and) [hon-jegk, 
nad der Berfaffung v. 3. Febr., kann diefelbe Schwierigkeit für Die: 
Regierung binfichtlich der Bewilligung von Anleihen oder von neuen 
Steuern eintreten. 

Die Anſicht des Grafen Schwerin fand vieljeitigen Anklang. 
Die Vertheidiger des Antrags felbft beftanden nicht mehr darauf, in- 
der richtigen Vorausſicht, daß es befier fei, den Antrag bei einem kümf⸗ 
tigen Landtage zu. erneuern, als jegt, im ungünftigften Stadium der 
Berhandkmgen, ihn und damit eine fo wichtige Prinzipfrage einer Rie- 
derlage auszufegen, und fo ward denn mit großer Mehrheit be— 
ſchlofſſen: 
in Beziehung auf die Feſtſtellung des Hauptfinanzetats und die Kontrole 
des Staatshaushalts keinen Antrag zu Relien, weil er fürjegtnidht 
zeitgemäß ſei. 

So Biel ward wenigftens durch biefe Verhandlungen erreicht — 
denn eine unmittelbare praftifche Folge hatte auch der erfte, von beiden 
Kurien angenommene Antrag nicht —, daß in der näcdhftfolgenden Siz⸗ 
zung der Ständefurie der. fön. Kommiffar, mit Bezug auf die: 
Aeußerungen Miles; ausführlide Mittheilungen über: verfchies 
dene angefochtenen Punkte des Staatshaushalts und über den Stand 
der Staatsfinanzen ſeit vem Jahre 1820 im Allgemeinen machte, daß 
hierdurdy wieder mehrere Abgeordnete Gelegenheit erhielten, Anmerkun⸗ 
gen und Einwendungen dagegen vorzubringen, und daß auf diefe 
Weiſe zum Wenigſten die Nüglichfeit einer derartigen öffentlichen Rech⸗ 
nungsablegung und Erörterung der Finanzen und Verwaltungszuſtünde 
des Landes klar vor Aller Augen dargelegt ward. 

In vier wichtigen Bunften hatte nun alfo ſchon der Landtag, den. 
Weg der Petizion betreten, um den Verfafjungsrechten des Volks und 
der Stände einen breiteren Boden zu erringen. Ducch Erweiterung der 
beengenden Formen des Gefchäftsreglements wollte er feinen Verhand⸗ 
lungen größere Freiheit verfchaffen; durch Ausdehnung des befchränfs 
ten Petizionsrechts follte diefes fo wichtige und beinahe einzige Organ, 
durch welches die Wünfche und Anliegen des Landes direkt: an den: 

Thron gebracht werden können, in feiner Macht und Bebsutfamfeit 
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verflärkt werden ; ferner wollte man die Schranfen niederreißen, welche 
einen Theil der Staatsbürger um ihrer abweichenden Fonfeffionellen 
Anfichten halber von der Vertretung ausſchloſſen; und endlich fuchte 
man, in richtiger Erfenntniß der Rechte und Pflichten der Stände in 
Bezug auf den Lebenspunft der Berfaffung, die Finanzen, dem 
Landtage diejenige Einfiht in die Verwaltung der Geldmittel des 
Landes zu verfchaffen, ohne weldye die Ausübung jener Rechte und die 
Erfüllung diefer Pflichten nicht moͤglich fchien. 

Ungleich wichtigere Betizionen waren noch im Rüdftande, Peti⸗ 
zionen, welche vie VWerfaffung v. 3. Febr. geradezu in ihren Haupt: 
punkten umzugeftalten unternahmen. Die Verhandlungen über diefe 
Betizionen müffen jedoch einem fpätern Adfchnitte vorbehalten bleiben, 
da fie ven Schluß: und Knotenpunkt des ganzen Landtags bilden und 
mitandern, dazwilchenliegenden Berathungsgegenftänden in engem Zus 
fanmenbange ftehen. Dagegen aber wollen wir, um nicht fpäter die 
Schilderung diefer Hauptmomente der ftändifcgen Thätigfeit unterbrer 
chen zu müffen, ſogleich hier Die übrigen Betisionsverbandlungen beir 
Ser Kurien, die ſich nicht direkt auf BVerfaffungsfragen beziehen und 
saher für die Gefchichte dieſes erften Landtags mur eine untergeordneie 
Wichtigkeit Haben, wenigſtens in jummarifcher Weberficht aufführen. 


Schszehntes Kapitel. 
Anderweite Petizionsverhandlungen des Landtags. 


Ungeheuer war die Zahl der PBetizionen , welche dem Landtage zur 
Berathung vorlagen. Offenbar hatten die Einbringer diefer Petizionen 
mehr die Wichtigkeit, die fie — und meift wohl mit Recht — ihren 
Anträgen beilegten, als die Möglichkeit einer Erledigung derfelben und 
die Kürze der dem Landtage zugemeffenen Frift ins Auge gefaßt. Vielen 
" Abgeordneten waren von ihren Wählern Bitten und Wünfche zur Bes 
vorwortung auf dem Landtage anvertraut worden , deren fie fich natürs 
lich, fo viel an ihnen war, entledigen wollten ; andere hielten ſich aus 
eigenem Antriebe für verpflichtet, Alles zur Sprache zu bringen, was 
fie als ein Bedürfniß und einen Wunjch ihrer Kommittenten oder des 
Volks überhaupt zu erfennen glaubten, um fo diefem Legtern das durch 
Die Berfaffung ihm vorenthaltene Betizionsrecht beim Verein. Landtage 
zu erſetzen. 

Natürlich Fonnte nur ein verhältnigmäßig Feiner Theil diefer ‘Bes 
tizionen zur Berathung gelangen, ein noch weit Hleinerer die gefeglichen 
Stadien diefer Berathung durchlaufen. Vielleicht wäre, in Vorausſicht 
dieſes unvermeidlichen Umftandes, eine andere Auswahl in der Reihes 
folge der zur Berathung zu ftellenden Gegenftände von Seiten der Ab» 
theilungsvorfigenden zu wünfdhen gewefen. Daß dies‘ nicht gefchehen, 
erklärt fich theild aus der im Allgemeinen nicht befonders glüdlichen 
Zufammenfegung der Abtheilungen , theils aus der Neuheit des ganzen 
Geſchaͤftsganges der vereinigten Stände, 

Wir fönnen hier natürlich nur auf die Petizionen Rüdficht neh» 
men, welde zur Berathung und Befchlußfafiung — ſei's in einer, 
ſei's in beiden Kurien — gelangten. Bon diefen erwähnen wir zuerft 
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die, welche die Berbefferung der materiellen Zuſtaͤnde des Landes Die 
Erleichterung von Laſten des Volfs und insbefondere der Armeren 
Klaſſen zum Zwede hatten. 

Dahin gehören: die Petizion des Abg. Stard, wegen Ermä« 
figung der Gebühren für die Geſindedienſtbücher; die 
des Abg. Brown, wegen Aufhebung der Gebühren für die 
Aufenthaltsfarten; die des Grafen Burghaus, wegen Auf: 
bebung des unentgeltlihen Schneeauswerfensauf den 
Ehauffeen;z endlich die Betizionen des Grafen Burghaus in der 
Herrenfurie, der Abgg. Grunau von Elbing, Ritter, Dolz, 
Müller und v. BPuttfammer:Rheinfeldt in der Ständefurie, 
wegen Aufhebung des Salzmonopols. 

Bon diefen Betizionen gelangte nur die wegen ber Aufenthalts: 


farten zur Berathung in beiden Kurien und warb durch übereinftimmens - 


den Beichluß zum ftändifchen Antrag erhoben. Die Betizion wegen des 
Salzmonopols fand in der Ständefurie trog der beredten und gründ⸗ 
lichen Verteidigung durch den Abg. Hanfemann feine Annahme; 
dagegen hatte ein ähnlicher Antrag in der Herrenkurie befjeren Erfolg. 

Auch die Betizion der Abgg. Diergardt und Illigenz wegen 
Aufhebung der Klaffenlotterie Eonnte leider Feine Majorität 
in der Ständefurie erlangen; der Ausfall in den Staatseinahmen, der 
dadurch entftehen würde, ließ diefen Antrag, wie den vorhergenannten, 
als unausführbar erfcheinen. 

Umfänglicher, als die eben genannten, waren die Verhandlungen 
in beiden Kurien über die großen Fragen der Induftrie und des Han- 
dels. In der Herrenfurie gab zu ſolchen eine ‘Betizion des Fürſten 
Lichnowsky Veranlaſſung, welche 

„eine baldige Reviſion des Zolltarifs unter Zuziehung von n Sach— 
verſtändigen“ 
beantragte. Der Fürſt hatte mit dieſer Petizion ein ausführliches Pro⸗ 
memoria, die Handels⸗- und Schifffahrtsverhältniſſe im Zollverein be⸗ 
treffend, der Kurie überreicht. Die Abtheilung trat dem Antrage bei 
und empfahl der Kurie die Petizion nebft Denkſchrift dem Könige zu 


überreihen, damit der Inhalt derfelben, nach fernerer Anhörung von . 


Sachverſtaͤndigen, bei der nächften Zollfonferenz berüdfichtigt werde. 
Sie gab dabei ihr Votum über die beftehende Handelögefeggebung 
dahin ab: 

„daß der Kampf der Meinungen über eine erhebliche Erhöhung ber 
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| Eingenssgöike, nameutlichh auf Baunnsoken- und Keiwengeriv, unter 
Bewilligung von Richallen für grwebte: und gefärbte Stoffe, 


und ferner 
über die Einführung von Differenziaöllen zur Hebung der Imbuftrie 
und Rhederei 
durch Die Refustate der letzten Jolllonferenyew und: die bei deren neneſter 
beſchloſſener Zollerhöhung 
“eine befriedigende und ſchließliche Etledigung noch nicht erhalten Habe 
und daß namentlich die angeorburten Zollerhöhungen den Webern, 
Druckern und Färbern ſchaden würden, ehne den Spinnern genügen? 
zu nützen.“ 

Im Berlaufe diefer Betrachtungen fprach die Abtheilung die Ans 
fiht aus: 

„Das folgerechte Durchführen eines Syſtems dürfte heilſamer fein, 
als eine verſuchte Zwiſchenmaßregel, welche vielleicht Niemand recht be⸗ 
friedigt.“ 

Es waren Dies, wie man ſieht, die Grundſätze des nazionalen 
Syſtems der politiſchen Oxfonomie, die Tendenzen der Koalizion der 
deutfchen Gewerbtreibenden, adoptirt und befürwortet von den Repraͤ⸗ 
fentanten des großen Grundbeſitzes — gewiß Fein geringer Triumf für 
diefe Ideen und für die von Lift fo vielfach gepredigte Anficht von der 
Nothwendigkeit einer innigen Verſchmelzung der gewerblichen und der 
Aderbauintereffen zur gemeinfamen Förderung und Verwerthung det 
nazionalen Arbeit. 

Auch in der Kurie feldft hatten dieſe Anfichten das entfcjledene 
Uedergewicht. Eine ganze Reihe von Rednern, an ihrer Spitze der 
Prtinz von Preußen und die königl. Bringen Friedrich und 
Adalbert, ſprach fih mit Entfchievenheit und theilweiſe in ſehr 
gründlichen und Maren Ausführungen für den nothwendigen Schuß der 
nazionalen Arbeit, für Neziprozität gegen die und beengenden Zoll: 
ſyſteme anderer Staaten, für Differenzialzölfe zur Hebung der Schiff 
fahrt und Begünftigung des direkten Verkehrs mit den überfeeifchen 
Ländern aus. Das Freihandelsfyftem fand nur fpärliche Vertheidiger; 
ter den Mitgliedern der Kurie ſelbſt eigentlich nur einen einzigen, 
den Grafen Dyrhn, der mit Wärme dafür fämpfte. Bon der Mi» 
niſterbank aus — durch den Binangminifter v. Duesberg und den 
Genetalſteuerdirektor Kühne — ward das bisherige Syſtem des Zoll⸗ 
vereind gegen Die dawider erhobenen Angriffe in Schug genommen und 
der Beweis verfucht, daß auch unter diefem Syſteme Handel, Indu⸗ 
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fitie und Schifffahrt ſich wohlbefunden und einem befriebigendew Aaf- 
ſchwung genommen huͤtten. Doch ward zugegeben: 

vaß die Induſtrie möglicherweife wohl einer noch größeren Entwickelung 
fähig und daß es wünfchenswerth ſei, Maßregeln in: Erwägung zu ziehen, 
die zu dieſem Ziele binführen Fönnten, 

& ward auch erklaͤrt: | 
vaß es für die Regierung von Höchftem Intereffe fer, in Hinficht dieſer 
Maßregel die Stimme ded ganzen Landes zu hören und daß dazu. 
der dermalen verfammelte Landtag gewiß vie befte Gelegenheit gebe, da auf: 
ihm alle Landesintereſſen ihre Vertreter hätten. 

Diefed Eingeſtaͤndniß, fo wie die freimüthige Art, mit welcher 
der Miniſter fi über die Berhandlungen und Befchlüffe der Zollkonfe⸗ 
renzen und Preußens Antheil daran ausſprach, war allein fihon ein 
höchft erfreuliches Reſultat ver Behandlung diefer Angelegenheit auf 
dem Vereinigten Landtage. 

Die Kurie nahm den Vorſchlag der Abtheilung mit allen gegen 
4 Stimmen an. | 

Die Ständefurie fand leider feine Zeit, um diefen Antrag der 
Herrenfurie ihrerfeitö in Betracht zu ziehen. Doch hatte fie Bei einer 
andern Gelegenheit Veranlaffung, ähnliche Fragen wenigftens im Vor⸗ 
übergehen zu berühren. Es gejchah Dies bei Berathung mehrer Per 
tizionen wegen Grrichtung eines Handelsminifteriums. 
Die Petenten waren die Abgg. Wächter, Ritter, Milde, 
Shauß, Abegg, Jebens und Franzius. 

Bei dieſer Verhandlung geriethen die Freihandelsmänner und die 
Schutzzollmänner in der Ständekurie aneinander, ohne ſich jedoch mehr 
als ein Borgefecht zu liefern, indem der eigentliche Kampf auf die 
Verhandlungen über den Zolltarif aufgefpart ward, die aber, wie ſchon 
bemerkt, gar nicht an die Reihe famen. Das. Freihandelsiyften vers 
fochten die beiden Abgeordneten Kölns, Merfens und Camps 
haufen, das Syftem des Schuges der nazionalen Arbeit hauptfäch- 
lih Diergardt und Milde. 

Im Uebrigen waren diefe Verhandlungen auch noch intereffant 
durch die öffentliche Beleuchtung und Kritif, welche dabei die Verwal⸗ 
ang der Gewerbe» und Handelsverhältnifie des Landes nach verſchie⸗ 
denen Beziehungen Kin erfuhr. Schon die Abtheilung hatte auf die 
ungünftigen Handelöverträge mit auswärtigen Etaaten, die eine ums 
fichtigere und einheitlichere Verwaltung der Handels- und Induſtrie⸗ 
interefien vermieden haben würde, aufmerkſam gemacht. In der Kurie 
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ſelbſt wies Diergardt auf den, für den Zollverein fo wichtigen bel⸗ 
giſch-hollaͤndiſchen Bertrag hin, deſſen Zuftandefommen wohl zu ver- 
hindern gewefen wäre; Hanfemann rügte den Mangel an guien 
Kommunikazionsmitteln in den öftlihen Provinzen, die Bernachläf: 
figung des Kanalwefens , die unvortheilhafte und bedenkliche Bankein⸗ 
tihtung, wonach der Staat fid) mit Privaten aſſoziirt Habe, u. A. m. 

Die Abtheilung befürwortete den Antrag auf Errichtung eines be⸗ 
fondern Minifteriums für Aderbau, Handel und Gewerbe mit 
folgenden fchlagenden Gründen: 


„Ein Sandeldminifterium ericheint deshalb geboten, um die Öffent- 
liche Meinung in Bezug auf die Wahrnehmung der weientlichften Interefien 
des Staates zu beruhigen; es fcheint geboten, um den in letzter Zeit fchroff 
hervorgetretenen Konflift zwifchen den finanziellen und induftriellen Inter⸗ 
eſſen des Staats zu vermitteln; geboten, um mit fefter Sand. die Handels: 
politit des Zollvereins fortzubilden und, dem Auslande gegenüber, dem 
Zollverein diejenige Achtung und Bedeutung zu verfchaffen, die der wach 
gewordene Nazionalgeift im Bunde mit der Volkswirthſchaft forvert; es 
ſcheint endlich am Dringendften geboten, um die Einheit herzuftellen und 
der Zerfplitterung von Geichäftszweigen, die ihrem Wefen nach zufammen- 
gehören, ein Ende zu machen. Die legteren Motive namentlich find es, 
die in Preußen ein Mintfterium für Ackerbau, Handel und Induſtrie wün⸗ 
fchenswerth machen. Die Wechfelmirfung dieſer Thätigkeitsformen iſt 
überall vorhanden; am Innigften aber da, wo noch Feine Vergangenheit 
einen diefer Drei Zweige auf Koften der beiden andern künſtlich und treib- 
baudartig eniporgetrieben bat. Preußen muß, die Lehren der Gefchichte 
der Nachbarländer benugend, dieſe drei Hebel des Nazionalreihthums 
gleichzeitig entwideln, und, damit Feine einfeitige Entwidlung des einen 
auf Koften des andern eintrete, erſcheint es nothwendig, daß die Vertre: 
tung derſelben einer Hand anvertraut werde,’ 


Der Referent, Meviffen, fügte dem noch auf eigene Hand eine 
eben fo wichtige als wahre Bemerkung bei. Er ſprach gegen die Ver: 
mifhung der Finanz= und der Handelsinterefien,, wie fie jeßt, durch 
die Bereinigung diefer beiden heterogenen PVerwaltungszweige in der 
Hand eines Minifters, zum Nachtheil beider ftattfinde, und fuhr 
dann fort: 

„Die Ausgleichung, meine Herren, welche in unferem Staate da⸗ 
durch herbeigeführt werben foll, daß heterogene Interefien, welche in 
andern Staaten fich einer felbfiflännigen Vertretung erfreuen, bei uns in. 
einer Hand fombinirt find, diefe Audgleihung, die ich für nothwendig 
erachte, finder in andern Staaten auch flatt, aber nicht dadurch, daß 
man Zweige, die eine felbftiftändige Verwaltung, ihrer hohen Wichtig: 
keit, ihres großen Umfanges, ihrer Spezialität wegen erfordern, in einer 
Sand vereinigt 3 nein, die Ausgleichung der Divergenzen biefer felbfiflän- 
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‚Ligen Verwaltungszweige findet dadurch flatt, daß alle dieſe Adern des 
Staatdorganidmud in dem Kopfe eined einzigen Menſchen, eined Pre- 
‚mierminiftersd, organisch zufammenlaufen. In ven Ländern, mo die 
Induftrie am Weiteſten vorgefchritten ift, hat der Minifterpräfident ſtets 
ein feſtes politisches und induſtrielles Syſtem; dieſes Syftem iſt dem Ge⸗ 
ſammtminiſterium aufgedrückt, an deſſen Spitze er ſteht. Heterogene Ele: 
mente finden ſich nicht an der Spitze von Miniſterien, heterogene Elemente, 
die dem augenblicklichen Syſtem widerſprechen, ſtehen in der Oppoſizion 
der Kammer. Meine Herren! Ich werde mit Freuden den Tag begrüßen, 
wo wir auch in unſerem Lande eine ſolche Zentraliſazion, jene Einheit, 
die ſeit dem Tode Hardenbergs fehlt, wieder in unſerer Verwaltung er⸗ 
blicken werden; den Tag, wo nicht mehr, wie es leider ſeit Jahren nur zu 
oft der Fall geweſen fein mag, heterogene Richtungen ſich ſelbſtſtändig an 
der Spiße verjchiedener Verwaltungszweige befinden.’ 

Die Kurie nahın den Antrag in der Geftalt an, daß fie beichloß, 
den König zu bitten: 

‚‚die Umwandlung des feither beftehenden Handeldamtes in ein feldft- 
fländiges Minifterium für Aderbau, Handel und Gewerbe anorpnen zu 
wollen,’ 


In der Herrenkurie fonnte diefer Antrag, der jedenfall dort ebens 
falls Sympathien gefunden hatte, nicht mehr zur Berathung gelangen, 
und fo erlangte auch er nicht die gefegliche Geltung einer ftändifchen 
Petizion. Das moralifche Gewicht defjelben und die Bedeutung der 
darüber gepflogenen Verhandlungen blieb indeffen unverloren. | 


Eine andere Reihe von Anträgen bezog fih auf Gegenftände der 
Geredhtigfeitspflege. Nur einer diefer Anträge paffirte die Bes 
rathung in beiden Kurien und ward von beiden angenommen — der 
Antrag auf Ausdehnung des öffentlihen Kriminalverfah: 
tens, wie ed vor der Hand verſuchsweiſe in Berlin eingeführt worden, 
auf alle Theile der Monarchie, welche nicht ſchon diefe Inftituzionen 
(wie dieRheinlande) befigen. In diefem Wunfche hatten fich die Abgg. 
Welter, Oppermann, Zimmermann, Ritter, Winzler, 
Wächter, Appelbaum und v. Wolff-Metternich vereinigt. 

Ein Antrag des Abg. Dittrich auf möglichit baldige Veröffent: 
lichung des neuen Strafgeſetzbuchs ward in der Ständefurie da⸗ 
hin abgeändert, daß man die Vorlegung des gedachten Gefeßbuches 
‚an den naͤchſten Ver. Landtag erbat, eine Bitte, mit der ſich aber 
‚wieder die Herrenfurie nicht einverftand, weil dadurch das Erfcheinen 
des Geſetzes allzuweit hinausgefchoben werde. 


Der Abg. Franzius beantragte die Borlegung aller Ge: 
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PHetze über Prozeß⸗ und Gerichtsvperfahren zu Ber a⸗ 
rhung an die-Stände, und die Staͤndekurie trat dieſem Antrage bei. 

Eine längere Debatte fand in der Herrenfurie über einen Antrag 
des Prinzen Biron auf Reform der Patrimonialgerichts— 
barfeit fatt. . 

Die Abtheilung hatte die Rothwendigkeit einer Reform anerkannt, 
ebenfo aber auch für Beibehaltung der Patrimonialgerichtsbarfeit, Ährem 
Mefen nach, fich erklärt, Letzteres deshalb, weil diefelbe nicht blos ein 
‚moblerworbenes Recht“, fondern auch ein wichtiges Moment ſei, 
„um den einen der beftebenden Stände in feiner jegigen politifchen 
Stellung , die er in dem gefammten Organismus der ftändifchen In⸗ 
ftituzionen einnehme, zu erhalten.‘ Die Abthetlung hatte von Dem 
fönigl. Kommiffar die Auskunft erhalten, daß bereits eine Geſetzes⸗ 
vorlage im Werke geweien, um die Patrimonialgerihtsbarkeit durch 
eine zwedmäßige Reform theils mit der neuen Beftaltung des Gerichte» 
weiens in Einflang zu bringen, theild ihr eine „fefte und geficherte 
Stellung’’ zu geben. Diefer Entwurf fet inzwifchen wieder bei Seite 
gelegt worden, indem Se. Majeftät beſchloſſen: es ſolle zunächft, 
unter Vorlegung beftimmter Rormalpläne, der Weg der Vereinigung 
mit den einzelnen Gerichtsinhabern verfucht werden. 

Die Abtheilung fprach den Wunſch aus, daß vielmehr auf dem 
Wege der Gefepgebung gleihförmige Anordnungen über Reform 
der Patrimonialgerichte getroffen werden möchten, und ſchlug daher 
vor, der Landtag möge beantragen: 

Se. Majeftät wolle verfügen, daß die Regierung geeignete Borfchläge 
zur Reform der Patrimonialgerichtöbarkeit mit einer Kommiflion 
von Betheiligten aus jeder Provinz berathe und die fo gewonnenen 
Refultate in Form eines Gefegentwurfs den Provinziallandtagen zur Bes 
gutachtung vorlege. 

Die Debatte über dieſes Gutachten der Abtheilung drehte fich zu⸗ 
nächſt um die Modalitäten der Einführung einer Reform der Patrimo⸗ 
nialgerichtsbarfeit (über die Nothwendigkeit der Reform felbft ſchienen 
Alle einig); doch flreifte fie auch einige Male auf die Prinzipfrage über 
Sein oder Nichtſein der Patrimonialgerichtsbarkeit ſelbſt hinüber. Die 
völlige Aufhebung der Patrimonialgerichte fand nur zwei Ber- 
theidiger, die Grafen von Dorf und von Dyrhn. Der Lebte hob 
hervor, wie die Patrimonialgerichtöbarkeit in engem Zufammenhange 
fiehe mit dem ‘Batrimonialftaate, alfo auch verſchwinden müfle, wie 
dieſer bereits verſchwunden ſei. Ratürlich fehlte es nicht an Entgeg⸗ 
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mungen hierauf und an warmer Yarfpradye für das Inſtitut der Batri- 
wmonialgerichtöbarfeit. Selbſt drei der Tönigl. Prinzen traten bafär 
in die Schranfen. Die angeführten Gründe waren die befannten 
und vielfach, vorgebrachten: von dem vAterlidyen Berhältniffe nes Ge: 
richtOherrn zu feinen Gerichtsunterthanen ; wie e8 doch fehr fatal für 
die Gutsherren fei, gar Nichts zu fein, als ,, fimple Gutsbefiger”’, 
da doch jeder Bauer fid auch fo nenne; daneben warb auch wohl der 
Bortheile gedacht, welche das nahe perfönliche Verhaͤltniß des Gerichts⸗ 
balters zu den Gerichtsinſaſſen für Diefe habe. Sehr emfariſch erklärte 
Graf v. Arnim: 

Man möge nur erſt die Reform der Patrimonialgerichtsbarkeit verſuchen; 
ſollte „wider Erwarten“ dieſer Weg nicht zum Ziele führen, danm fei 
der Moment da, wo eine Aufhebung eintreten müßte, dann ſollten aber 
ſie, die Herren, die Inhaber der Patrimonialgerichte, vorangehen mit 
dem Anerbieten, dann möchten ſie nicht von Aufhebung ſprechen, ſondern 
davon, „es niederzulegen auf dem Altar des Vaterlandes,“ — 


worauf ihm aber Graf York ſehr kühl und ruhig antwortete: 

Allervingd werde bald die Zeit fommen, wo die Batrimonialgerichts- 
barkeit werde aufgehoben werden, ohne daß er den Verluſt dieſes Rechtes 
für ein großes Opfer halte, dad er „auf dem Altar des Vaterlandes 
niederlege. '' 

Der Antrag der Abtheilung ward einftimmig angenommen. 

In der Ständefurie kam diefer Befchluß der Herrenfurie nicht 
mehr zur Berathung. | 

In Folge eines Antrags des Grafen v. Bürftenberg befchleß 
die Ständekurie, die Erlaffung einer Militärkirchenordnung 
zur Regulirung der Anftellungen von Geiftlichen beim Militär nad) den 
Küdfichten der Baritäs der Konfeffionen , ferner, auf den Antrag von 
Hirſch, die Aufhebung der perfönlihen Abgaben, welche 
ruffifhe Juden beim Eintritt in die preußifchen Staa- 
ten zahlen müffen, vom Könige zu erbitten. Desgleihen nahm 
fie ven Antrag Dandmanns.an: die Erlaffung gefeglider 
Beftimmungen überdie Ablösbarfeit der noch beftehen- 
den bäuerlihenXehne zu erbitten, und endlich erbat fie auch 
‚auf Grund mehrerer PBetizionen (von Buttfammer, vori den Abgg. 
der Landgemeinden aus der Neumark und aus Preußen) die Vor: 
fegung einer Landgemeindeordnung für die öftlihen 
Provinzen an die Brovinziallandtage. 

Alle diefe Anträge konnten aber in der andern Kurie nicht mehr 
zur Berathung gelangen. 
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Dagegen wurden folgende zwei Anträge von beiden Kurien bera- 
then, angenommen und fomit zu Anträgen des gefammten Landtags 
erhoben: | 

1) Der Antrag des Abg. Krohn auf Aufhebung der Ber 
(hränfung der Wählbarkeit im Stande der Landge— 
meinden zu den Kreistagen auf Gemeindebeamte; 

2) Der Antrag auf Deffentlichfeit der Stadtverordnes 
tenfigungen. 

Diefer Iehtere Antrag war in ziemlich übereinftimmender Weife . 
von einer großen Anzahl von Mitglieven der Ständekurie geſtellt 
worden, nämlich von den Abgg. Ritter, Mehls, Tichode, 
Wächter, Sperling, Dulf, Heinrid. Keine Stimme erhob 
firh dagegen in der Kurie, und ed ward daher mit ungeheurer Majoris 
tät befchloffen, den König zu bitten, daß den Städten, deren Stadt- 
verordnete und Magiftrate Died wünfchten, die Deffentlichfeit der 
Stadtverordnetenfigungen geftattet werben möge, unter der Bedingung 
jedoch, daß in diefen Situngen der Magiftrat jevedmal durch eines 
feiner Mitglieder vertreten fei, welches etwaige Angriffe auf den Mas 
giftrat oder die Regierung widerlegen und zurüdwellen könne, Diefelbe 
Vergünftigung folle auch für die rheiniſchen Gemeindeverfammlungen 
erbeten werden. 

Endlich müflen wir noch dreier Befchlüffe der Ständekurie geden⸗ 
fen, die, als politifhe Meinungsfundgebungen, durch die Einftimmig- 
feit, womit fie erfolgten, von befonderer Bedeutung find. Es find 
Dies die Beichlüffe wegen der Amneftie für die Polen, wegen 
Schleswig-Holfteins und wegen der Preßfreibeit, 

Der Adg. Flemming hatte auf Amneftie derjenigen preußifchen 
Unterthanen, welche ſich an den legten Unruhen in den ehemaligen 
polnifchen ‘Brovinzen betheiligt Haben, angetragen. 

DieAbtheilung hatte dem Antrage in folgender Baffung beigeftimmt : 

an Se. Majeftät die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten, bei ven 
nach gefchloffener Unterſuchung für ſchuldig Befundenen nach Möglichkeit 
Gnade walten zu laſſen. 

Nach dem Vortrag des Abtheilungsgutachtens ſprach der Referent 
an die Berfammlung die Bitte aus, über ven Vorfchlag der Abtheilung 
wo möglich; ohne Diskuffion abzuftimmen, damit nicht etwa durch die 
Diskuffton das Gefühl der anmwefenden polnifchen Mitglieder, deren 
Anverwandte vielleicht in jene Unterfuchung verwidelt wären, verlegt 
würde. 


Diefer Bitte ward unter allgemeinem Bravoruf flattgegeben und 
der Antrag felbft einftimmig angenommen. 


Hierauf erhob fi) der Abg. v. Potworowsky und richtete fols 
gende Worte an die Berfammlung : 


„Bmpfangen Sie, meine Herren, den Ausdruck unferes innigften 
Danfes für die. Theilnahme, welde Sie denjenigen unferer Landsleute 
ſchenken, die fich feit 16 bis 20 Monaten in Unterfuchungshaft befinnen 
und jeßt vor Gericht geftellt werben follen, wie nicht weniger für die Sym⸗ 
pathie, melche Sie im Allgemeinen und bewielen haben. Es ift ein wich: 
tiger Moment, in dem das edle deutiche Volk bei feiner nazionalen Ent: 
wickelung feinen polnifchen Brüdern diefe unzweideutige Zuneigung zu ers 
fennen giebt. Seien Sie feft überzeugt, daß auch wir Bolen die offenen, 
biedern Deutſchen immer nach ihrem ganzen Werthe geichägt und hochge- 
achtet haben, Obgleich wir in diefer hohen Verſammlung meift nur eine 
paffive Haltung angenommen haben, wie ſie und durch unfern nazionalen 
Standpunkt angewiefen war, fo hoffe ich dennoch, daß Sie, meine Herren, 
die vollfommene Ueberzeugung erlangt haben, was für einen hohen Werth 
wir auf Ihre volksthümliche Entwickelung legen, mie hoch wir viefelbe 
auch in Beziehung auf uns anfchlagen; denn ein Volk, welches die eigene 
Nazionalität zu würdigen weiß, Tann auch bie eined andern Volkes nicht 
beeinträchtigen mwollen, Deshalb münjchen wir Ihnen, meine Herren, und 
und Glück zu dem neuen politifchen Leben.“ 


Der Antrag wegen Schleswig-Holfteins hatte daſſelbe 
Schickſal, wie fo viele andere Hochwichtige Anträge: wegen Mangels 
an Zeit nicht mehr zur Berathung zu fommen, obſchon das Abthei- 
Iungsgutachten bereit gedrudt vorlag, worin die Abtheilung fi) dar 
bin ausipradh : 

„Der Bereinigte Landtag möge erklären, daß die Selbſtſtändigkeit 
der Herzogthümer und deren Verbindung mit Deutfchland ohne die Ges 
fährdung der theuerften Intereffen Preußens und Deutſchlands nicht alte- 
rirt werden Dürfe, und daß der Vereinigte Landtag zuverfichtlic, vertraue, 
die Regierung Sr. Majeftät ded Königs werde diefe auch ferner ſchützen.“ 

Als nun in einer der legten Situngen Darüber verhandelt ward, 
was aus den zurüdgebliebenen Anträgen werden folle, da nahm Graf 
Schwerin die Gelegenheit wahr, die Verſammlung aufzufordern, 
fie möge den Ausprud des Vertrauens, den die Abtheilung vorfchlage, 
und ihre Sympathien für Schleswig » Holftein fogleih ausſprechen. 
Dazu bevürfe es feiner vorgängigen Diskuffion. Ein ftürmifches Bravo 
folgte diefem Vorſchlage und verkündete deſſen einmüthige Annahme 
durch Die Verfammlung. 

Funfzehn BPetizionen wegen Preßfreiheit waren bei ber Kurie 
der drei Stände eingegangen. Die Antragfteler waren die Abgg. 
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Krüger, Bier, Ritter, Wächter, Hirfb, Baum, Winz: 
ler, Möwes, Shaußu. Knoblauch, Schneider, Tſchocke, 
Germershaufen, Meviffen, Appelbaum, Hanfemann 
und Graf Skorzewöki. 

Diefe PBetizionen enthielten zufammengefaßt folgende Anträge: 

I. auf vollflännige Aufhebung aller Zenfurs ; 

I. auf Erlaß eines Preßftrafgeieges, mit dem fpeziellen Verlangen 
einzelner Petenten, daß daſſelbe dem Landtage zur Berathung vorgelegt 
werden möge; 

II. auf Aufhebung ver Beitimmung , daß Bücher von mehr als 20 
Bogen 24 Stunden vor ihrer Audgabe der Polizeibehörve vorgelegt wer: 
den müſſen; 

IV. auf Uebermeifung der Preßvergehben an Geichmwornengerichte. 

Bon Seiten der Regierung waren der Abtheilung über die Ver: 
hältnifie Preußens zum Bunde in der Preßangelegenheit folgende Mit⸗ 
theilungen gemacht worden: 

Se. Majeftät habe längft erkannt, daß das bisher in Bezug auf die 
Preſſe beobachtete Präventivfgftem gegen die Mißbräuche ver Preffe feinen 
genügenven Schuß gewähre; es fei jedoch nicht möglich, für Preußen augen⸗ 
blicklich zu dem Repreſſtvſyſtem überzugehen, da fremde und einheimifche deut⸗ 
ſche Literatur nicht zu trennen feien und eine gewiſſe Gemeinſchaft des Bundes 
und deſſen Solidarität anerfannt werben müſſe. Es fei bei der Bundes« 
verfammlung bereits eine Revifion des Bundesgeſetzes über dad Zenjur- 
wefen und ihre Handhabung in den einzelnen Staaten im Ganges; bie 
Regierung Sr. Majeftät arbeite dabei darauf hin, Preßfreiheit unter Er⸗ 
laß eines Preßftrafgefeed gemähren zu können und die in der Bundesge⸗ 
feßgebung liegenden Hinderniffe zu befeitigen. Die Verhandlungen feien 
aber noch nicht fo weit vorgefchritten, daß ihr Refultat ſchon jetzt mitges 
theilt werden Tönnte. 

Die Abtheilung , obfchon anerfennend,, daß Preußen, als deuts 
fer Bundesftaat, fi} den aus der Bundesverfaffung hervorgehenden 
Hinderniffen nicht entziehen könne, glaubte doch, daß der Vereinigte 
Landtag die Gelegenheit nicht vorübergehen laſſen dürfe, die in Bezug 
auf die Preßgefeggebung bezüglichen Wünfche an den Stufen des 
Thrones niederzulegen, denn es handle fi darum, zu zeigen, wie 
der Landtag über diefe wichtige Angelegenheit denfe, welche Geſtnnung 
die Abgeordneten bejeele, und wie in dem Volke die Meberzeugung von 
der Nothwendigfeit der Aufhebung der Zenfur und Erlafjung eines 
Prebftrafgefeges lebe, von welcher man die Befeitigung aller vorhan⸗ 
denen Mieftände erwarte. Die Abtheilung fchlug daher vor: 
unter dankbarer Anerkennung ver bereitd von Seiten der Krone gefchehenen 
Schritte, an Se. Majeftät ven König die ehrfurchtsvollſte Bitte zu richten; 
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von dem feither befolgten Praͤventivſyſtem abgehen, in der ganzen Mons 
ardhie die Zenfur aufheben, Preßfreiheit gewähren und zu dieſem Zwede 
ein Preßftrafgeleg entwerfen zu laſſen, auch folches dem Vereinigten Lands 
tage zur Berathung Allergnädigft vorzulegen. 

Eine ziemliche Anzahl von Rednern hatte ſich ſchon gemeldet; 
allein der erfte Derfelben, v. Auerswald, fehlug vor, die Verſamm⸗ 
lung möge jede Disfuffion über den fchon fo vielfeitig und erfchöpfend 
behandelten Gegenftand vermeiden und ſich darauf beſchraͤnken, dem 
Könige gegenüber die große Thatſache auszuſprechen: 
daß das ganze Volk von dem Verlangen nady Preßfreiheit und nach einem 
Vreßgeſetz befeelt fei und daß dies Verlangen nicht erlöfchen werde, bis es 
Befriedigung gefunden habe. 

Sofort verzichteten die übrigen Redner aufs Wort; beinahe die 
ganze Verſammlung erhob ſich zur Unterftübung des Vorſchlags, und 
der Abtheilungsantrag felbft ward hierauf mit Einftimmigfeit 
angenommen. 

Als jedoch in der naͤchſten Situng der Referent v. Wedell den 
Entwurf der deshalb an den König zu richtenden Bitte vortrug, fand 
fi), daß darin ftatt des rundes, der nach Auerswalds Vorfchlag 
als der allein entfcheidende hatte geltend gemacht werden follen, Gründe 
ganz anderer Art angeführt waren. Es hieß nämlich in der Einleitung 
zu dem Petitum: „Weil die Zenfur einestheils nicht gehörigen Schuß 
gewähre, anderntheild aber der geiftigen Entwidelung hemmend ent 
gegentrete.“ 

Dagegen proteſtirten einſtimmig und energiſch v. Auerswald, 
Hanſemann, v. Beckerath, Oppermann, Dittrich, Camp— 
haufen. Auerswald beſtand entſchieden darauf, daß nur fein 
Grund, den geftern die Verfammlung durch ihren Befchluß zu dem 
ihrigen gemacht habe, nicht aber Gründe, welche erft durch eine Dis: 
kuſſion hätte feftgeftellt werden müfjen, ald Motiv der Bitte angeführt 
werde. Hanfemann erklärte es für um fo nothwendiger, daß der 
vom Referenten angeführte erfte Grund wegfalle, weil fonft gefchloffen 
werben koͤnne, die Berfammlung fei mit dem Projekte eines Bundes- 
preßgefeges einverftanden, welches in vielen Abfchriften zirkulire und 


neuerdings auch durch den Drud veröffentlicht worden feit), einem . - 


Projekte, welches fo befchaffen fei, daß, wenn es zur Ausführung 
kaͤme, die Schriftfteller wahrſcheinlich fniefällig um Wiederherftellung 


*) Im 8. Bande der Schrift: „Unſre Gegenwart und Sufunft. "(Leipzig bei 
G. Mayer.) 
15* 
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der Zenfur bitten würden. Bederath erklärte: durch den geftrigen 
Beſchluß ſei leider die Gelegenheit abgefchnitten, das Bebürfniß einer 
freien Brefie, die beengende Weile der Handhabung der Zenfur, das 
Berbot von Zeitungen anderer deutfcher Staaten u. A. m. zu beleuch⸗ 
ten; die einzige Entfchädigung dafür fei die einftimmige Anerfennung 
der Thatfache geweſen, daß das Berürfniß nach Preßfreiheit ein im 
Volke tlefgewurzeltes fei. Von diefer Thatfache dürfe man alfo um 
feinen Preis wieder ablaflen. 

Der Referent mochte ſich drehen und wenden wie er wollte, Die 
Falanx feiner Gegner blieb unerfchätterlih. Endlich kam ihm der kön, _ 
Kommiffar zu Hülfe, indem er vorfchlug, man möge jenen Auerss 
waldſchen Sat voranfhiden und dann die Worte folgen laſſen: 

„Dieſem Hat fih die ganze Verfanmlung angeichloffen, wenn ſchon 
aus verfchiedenen Gründen.’ 

Mit diefer Fafſung zeigte man ſich endlich einverftanden, 

Gleichzeitig nahm die Kurie noch einen andern Antrag an — her⸗ 
vorgerufen durch zwei Petizionen, von den Abgg. v. Binde und 
v. Thadden — wonad der Herausgeber eines Blattes verpflichtet 
fein fol, Die Erwiderung, reſp. Rechtfertigung eines in demfelben 
perſönlich Augegriffenen gegen Entrichtung der Inferzionsfoften auf: 
zunehmen. 

Alle dieſe Anträge kamen leider nicht mehr in die andere Kurie 
und jo hatte man nicht Oelegenheit, wahrzunehmen, wie der preußi« 
ſche Herrenftand über die Freiheit der Preſſe, oder über die ſchleswig⸗ 
holfteinfche Frage, oder über die Amneftie für die Meitfchulvigen des 
Pofener Aufftandes denke. 

Veberhaupt ift, wie man fieht, Deffen, was durch die vereinte 
Thätigfeit beider Kurien auf dem Petizionswege zu Stande fam, nur 
Wenig, und wir fönnen nur wiederholen, was wir im Eingange 
dieſes Kapiteld gefagt: es wäre beſſer geweſen, man hätte durch eine 
andre Gefchäftseintheilung e8 möglich gemacht, daß lieber wenig Pes 
tizionen, und zwar foldye von überwiegender Wichtigkeit, den Weg 
durch beide Kurien durchlaufen Eonnten, al8 daß eine größere Zahl 
vur in einer von beiden zur Befchlußfafiung gelangte, alfo ohne eigent- 
lichen Abfchluß blieb. 

Wir wenden ung jegt der andern Seite der ftändifchen Thätigfett, 
der Berathung verfchiedener Föniglicher Propoſizionen, zu. 


Siebzehntes Kapitel. 


Verhandlungen über die Verordnung wegen Ausfchließungibefcholtener 
Perſonen von ſtändiſchen Berfammlungen. 


Es könnte auffallend erſcheinen, daß der erſte Gefetentwurf, den 
bie Regierung den vereinigten Ständen zur Begutachtung vorlegte, ges 
wiffermaßen einen Akt des Mistrauens gegen vie Gewählten des Volks 
wie gegen die Wähler enthielt. Wozu, fo fünnte man fragen, dieſe 
„‚ zärtlihe Beforgniß ‘’ der Regierung (wie ein Abg. fich ausprüdte) 
für die Reinheit der Ständeverfammlung? woher diefe Aengftlichfeit, 
daß nicht etwa befcholtene Perfonen in derfelben Platz nehmen möch⸗ 
ten? wozu dieſe vielen peinlichen Vorfhriften, um ja den unbefleckten 
Ruf der Ständemitgliever ganz ficher zu ftelen und jeden Makel dars 
an fofort zu entdeden? Als ob man zu fürdhten hätte, daß die Wähler 
nicht genug auf die Würde des Mandate, das fie ertheilen, die Stände 
felbft nicht genug auf die Ehre und Reinheit ihrer Verfammlungen 
halten würden ! 

. Indeffen war allerdings die Vorlegung eines ſolchen Geſetzent⸗ 
wurfs durch befondre, in der bisherigen Gefeßgebung über diefen Ges 
genftand begründete Umftände wohl gerechtfertigt. | 

Bisher nämlich eriftirten in Preußen noch gar Feine gefeglichen 
Beftimmungen darüber: wer für befcholten zu achten? und: wer über 
diefe Befcholtenheit oder Unbefcholtenheit eines Gewählten zu entfcheis 
den habe? — ausgenommen hier und da für die Kreisverfammlungen, 
aber auch dort nur fehr unzureichend und ohne Uebereinftimmung un- 
tereinander. Die Gefege über die Provinzialftände führten zwar untet 
den Bedingungen der Wählbarfeit auch den „unbeſcholtnen Ruf“ auf, 
unterließen jedoch, dieſen Begriff näher zu definiren, und fo war, bei dem 
Mangel aller und jeder nähern Beftimmung hierüber, die Entfcheis 
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dung, ob Jemand bef'holten und als folder zum Abgeordneten unfähig 
fei, faktifch in Die Hand des Oberpräftventen, der ftändifchen Immebiat- 
fommiffton und, in leßter Inftanz, des Königs gelegt. Von diefem 
Rechte hatte man denn auch in mehren Fällen einen ziemlich weiten 
Gebrauch gemacht. Man erinnert fih u. A. eines Vorgangs beim leh: 
ten rheinifchen Landtage, wo der zum Abgeordneten gewählte Kauf: 
mann Bruft aus Boppard kurz vor Eröffnung des Landtages in Un: 
terfuchung gerieth und deshalb auf Anorbnung der Regierung vom 
Landtage ausgefchloffen wurde. 


Diefer Vorgang hatte Veranlafjung gegeben, daß die rheinifchen 
Stände gegen diefes Verfahren Einſpruch thaten und das Recht, über 
die Unbefcholtenheit ihrer Mitglieder zu urtheilen, für fi in Anſpruch 
nahmen. Der Landtagsabfchied fprady ihnen daffelbe zwar ab und be: 
ftätigte das Verfahren des Dberpräftventen , ftellte aber zugleich geſetz⸗ 
liche Beftimmungen darüber in Ausficht: in welchen Maaße die Ent- 
ſcheidung über die Unbefcholtenheit eines Stänvemitgliedes fünftig den 
ſtändiſchen Verſammlungen felbft überlafien werden Fönnte. 


Das Erjcheinen eines Gefeges über diefen Gegenftand war alfo, 
wie gefagt, nad) der Lage der VBerhältniffe wohl gerechtfertigt, ja es 
konnte fogar als ein Fortſchrikt in der ftändifchen Geſetzgebung Preu⸗ 
gend gelten, infofern es eines der wichtigiten Attribute ftändifcher Ver⸗ 
fammlungen, die Aufrechthaltung ihrer eigenen Korporazionsehre und 
das Urtheil über die Ehrenhaftigfeit ihrer Mitglieder, venfelben wenig: 
ſtens theilweife zuſprach und das adminiftrative Ermeffen der Regierung 
auf dieſem Gebiete befchränfte. Daß hierin ein nicht unbedeutendes 
Zugeftändniß von Seiten des büreaufratifchen Syftems an das Prins 
zip ftändifcher Autonomie lag, ift anzuerfennen und ward aud) bei den 
BDerhandlungen von mehren Rednern ausdrüdlich danfend und lobend 
anerkannt. 


Allein, wie faft immer, jo war man auch hier auf halbem Wege 
ftehen geblieben. Statt ganz einfach die Entfcheidung über Befcholten- 
heit oder Unbefcholtenheit eines Wahlfandidaten in die Hände feiner 
Wähler oder der Berfammlung, deren Mitglied er werden foll, zu legen, 
hatte man durch Aufftellung einer Menge Fleinlicher Vorfchriften und 
Durch Herbeiziehung ganz fremdartiger ‘Prinzipien den einfachen Ge: 
danken einer Autonomie der Stände in diefen Angelegenheiten wieder 
fo gut wie vernichtet. 


Die Beftimmungen des Gefepentwurfs waren in Kürze folgende: 
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J. Als beſcholten find diejenigen Perfonen zu erachten, 


1) welche durch ein Kriminalgericht zu dem Verlufte des Ehrenrechts 
rechtöfräftig verurtheilt oder zur Verwaltung dffentlicher Aemter over zur 
ans eines nothwendigen Eides rechtöfräftig für unfähig erklärt wor: 
den find; 

2) welche durch ein militairifches Ehrengericht zur Entfernung ober 
Entlaffung aus dem Dienft, zum Verluft der Armeruniform oder zur Ents 
fernung aus ihrem Wohnorte (bei Penfionären) verurtheilt worden find ; 

3) welche im gefeglichen Wege vom Bürger: und Gemeinderecht außs 
geichloflen find; 

4) welchen ihre Stanveögenofjen das Anerkenntniß unverlegter Eh⸗ 
renhaftigfeit verfagen. 

I. In den Fällen unter 1—3 tritt die Unfähigkeit zu Ausübung 
fländifcher Rechte ohne Weiteres ein und wird in folcdem Fall nur vom 
Borfigenden der Verſammlung angezeigt. “ 


II. In Bezug auf I. A. kann jedes Mitglied einen Antrag auf 
Beicholtenheitderflärung gegen ein anderes Mitglied fiellen. Der Bor: 
figende einer ſtändiſchen Verſammlung ift dazu fogar verpflichtet, ſobald 
ihm Thatfachen, welche dies zu erfordern fcheinen, befannt werden, Der 
Angeklagte wird zu einer Erklärung aufgeforvert, und fodann in feiner 
Abweſenheit über den Antrag abgeftimmt. Erklären fich nicht 2/ der Ver: 
fammlung gegen den Antrag, fo wird das weitere Verfahren eingeleitet. 
Es wird dann der Fall dem Oberpräftdenten angezeigt, welcher durch einen 
Suftitiarius den Ihatbeftand erörtern und die Akten nebft Relazion der 
Wahlverfamnlung, welche den Angeklagten gewählt hat (bei ritter- 
ſchaftlichen Mitgliedern ver Kreiß- oder Kommunallandtage der Wahlvers 
fammlung zu dem Provinziallandtage) zugehen läßt. Diefe entfcheivet dar: 
über nach Stimmenmehrheit. 

Handelt es fih um Ausſchließung von einem Provinziallandtage, 
oder wendet der Angeklagte binnen vier Wochen Berufung beim Oberprä: 
fiventen ein, oder. beruhigt fih die Berfammlung, welche die Anklage erho⸗ 
ben bat, nicht bei der Entfcheidung, fo geht diefe zur Beflätigung an den 
Stand, welcher auf vem Provinziallandtage ven Angefchuldigten vertritt. 

Für Mitglieder des Herrenftandes wird der König in jedem einzelnen 
Fall einen aus einem Vorfigenden und mindeftend 6 Mitgliedern beftehen- 
den Gerichtähof von Standesgenoffen niederfegen, deſſen Ausfpruch ber Eds 
niglichen Beftätigung unterliegt. 

IV. Der folchergeftalt durch rechtöfräftigen Ausspruch aus einer 
fändifchen Verfammlung des Inlandes audgefchloffen ift, darf überhaupt 
fländifche NMechte nicht mehr ausüben, auch an flänpifchen Wahlen als 
Wähler nicht mehr Theil nehmen. 

V. Die Wieverzulaffung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte Toll 
nur auf den Antrag der Verſammlung, welche die Anklage befchlofien 
hat, und mit Genehmigung des Königs flattfinden. Ein folcher Antrag 
darf nicht vor 5 Jahren nach der Ausſchließung gemacht und nur dann 
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zur Kenntniß des Königd gebracht werben, wenn Y ber Verfammlung ſich 
dafür erflärt haben. 


VI Die fländifchen Rechte ruhen: 
1) in allen den Füllen, wo dad Gemeinde⸗ oder Bürgerrecht ruht; 
2) wenn eine Kuratels oder Kriminalunterfuchung eingeleitet if; 


3) wenn eine fländifche Verfammlung nach III den Beſchluß gefaßt 
hat, dad Verfahren eintreten zu laflen, fo fange bis ein vechtöfräftiger Aus: 


fpruch ergangen if. 

Die vorberathende Abtheilung der Ständefurie hatte vem Entwurf 
mit wenigen unbebeutenden Aenderungsvorſchlägen ihre Zuftimmung 
gegeben. In der Kurie felbft dagegen fließ derfelbe auf den lebhafte: 
ften Widerſpruch.“* 

Bier Bunfte waren es namentlid) welche Anftoß erregten. 

Zuerft die Beftimmung wegen des Verluftes der ftändifhen Rechte 
durch ein ehrengerichtliches Urtheil ſowie beim Verluft der Gemeinde: 
rechte. 

Sodann das Ruhen der ſtaͤndiſchen Rechte ſchon beim bloßen Ein⸗ 
tritt einer Unterſuchung. 

Ferner die überſtrengen Vorſchriſten bei der Anklage auf Aus- 
ſchließung eines Mitgliedes, ſo wie bei der Rehabilitazion eines für be⸗ 
ſcholten Erklaͤrten. 

Endlich die ſchroffe Feſthaltung des Prinzips der Standeun— 
terſchiede. 

Nach dieſen vier Punkten hauptſächlich ward der Geſetzentwurf 
von den Rednern der Oppoſizion in zum Theil ſehr ausführlichen und 
glaͤnzenden Reden angegriffen. 

Meviſſen erkläͤrte ſich vor Allem gegen die Idee einer beſondern 
Standesehre, auf welcher der Entwurf baſire. In dem auf wah⸗ 
es Volksthum gegründeten Staate gebe es nur eine Ehre, die all- 
gemein fet, Feine befondere des Soldaten, des Ritters, ded Bürgers. 
Solle Jemand darum für befcholten gelten, darum feiner Theilnahme 
an den ftändifchen Rechten verluftig gehen, weil er etwa gegen die be⸗ 
fondern Ehrenbegriffe eines Standes gefehlt? Wie fönne man an ein 
jo unficheres Kriterium die Ausübung der höchften Rechte im Staate 
Inüpfen? 

Bederath befämpfte das Prinzip fländifcher Sonderung im 
Entwurfe. Die Vertretung des Volkes fei ein Ganzes und müffe 
auch bier ald ſolches auftreten; nicht der einzelne Stand auf dem 
Landtage habe feine Standesgenoffen zu richten, fondern die Stände- 
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verfammlung, ald ein Ganzes, ihre fämmtlihen Mitglieder ohne 
Unterfchied des Standes. 

Im gleichen Siune, wie Meviſſen, aͤußerten ſich Alden h oven, 
Bardeleben, Auerswald. Auch der greife Oberburggraf Brüs 
ned warf feine gewichtige Stimme gegen die Ehrengerichte in 
die Wagſchale. Er, der im Befreiungsfriege zuerft, als Befehlehaber 
einer Heeresabtheilung, das Inftitut der Ehrengerichte eingeführt, etr 
kannte an, daß diefe Berichte, in der Geſtalt, welche das Geſetz von 
1843 ihnen gegeben, durchaus nicht geeignet feien, auch über die 
bürgerliche Ehre eines Mannes rechtöfräftig zu verfügen, daß uns 
möglicdy Jemand darum für beſcholten, für der ftänpifchen Rechte uns 
würdig gelten fönne, weil er vielleicht einen Umgang gepflogen,, den 
feine militairifchen Standesgenoffen nicht für paſſend hielten, oder 
weil er fi, aus Achtung vor den Randesgefehen, geweigert, ein Duell 
einzugehen. 

Der Punkt wegen des Rubens der ftändifchen Rechte in Folge 
einer noch anhängtgen Uuterfuchung ward namentlich von Auers— 
wald, Hanfemann, Bruft und Milde heftig angegriffen. Aus 
erswald erinnerte daran, wie feit dem Geſehe von 1844 über die 
Richter das Vertrauen des Volfes zu der Unabhängigkeit des Richter« 
amtes bedeutend gefunfen fei, man daher nicht eva Jeden, der- in 
Unterfucgung gezogen , deshalb fchon für ftraffällig anfehe. Hanfe- 
mann rief das Beifpiel des englifchen Parlamentes an, um zu zeigen, 
wie falfch die Beforgniß fei, ale könne eine repräfentative Verſamm⸗ 
fung an ihrer Ehre leiden, weil in ihrer Mitte Jemand ſitze, der in 
Unterfuchung befangen fet. 

„Als O'Connel,“ ſagte er, „unter der Anklage des Hochverraths fland, 
da erſchien er im Parlament unter allgemeinem Zujauchzen des Hauſes. 
Man war ſtolz auf die Freiheit ver engliſchen Verfafſung, daß ein Mini⸗ 
ſterium nicht im Stande war, dieſen großen Mann aus der Verſammlung 
zu entfernen.” — „Und, meine Herren“, fegte Sanfemann hinzu, „wir 
find noch lange Fein engliiches Barlament. 

Milde erinnerte an den Tohanningfchen Fall; Bruft gedachte 
feiner eigenen Ausichließung und warnte vor politifchen Tendenzpros 
zeſſen, die nach den Beftimmungen Piefes Entwurfs leicht Platz greifen 
fönnten, um misliebige Abgeordnete von den Landtagen fernzuhalten. 

Bon minifterieller Seite ward das Prinzip des Geſetzes gegen 
diefe Vorwürfe in Schu genommen. Die Tendenz deflelben, ward 
gefagt, fei feine andere als die, die Ehre der Stände fo hoch als mög. 
lich zu ftellen. Wer „des Könige Rod ’’ nicht tragen bürfe, könne 
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Doch unmöglich hier figen. Die Gerichte feien bei Einleitung von Uns 
terfuchungen gänzlich unabhängig von der Verwaltung ; felbft der Ju⸗ 
ftizminifter könne, nach dem neuen Geſetz über das Kriminalverfahren, 
eine folche nicht anordnen. 

Unter den Abgeordneten fand der Entwurf feine Vertheidiger auf 
der Seite ver Berfammlung, welche theild für das Prinzip der fcharfen 
Ständefonderung und für die fpezififche Militairehre angeborne Syms 

pathien hegte, theils die Maßregeln der Regierung als ſolche verfechten 
zu möäffen glaubte. v. Manteuffel fand die Anwendung des Prin- 
zips ftändifcher Gliederung auch hierbei durchaus nothwendig. v. 
Wolff: Metternicd erklärte fih für Standesgerichte, als ein 
„germaniſches“ Inftitut: jeder Stand habe andere Begriffe und müſſe 
daher auch anders beurtheilt werden. v. Gaffron vertheidigte die 
Ehrengerichte: fie hätten die, Reinheit im Militairſtande“ zu wahren; 
desgleichen das Duell, als „mit dem deutfchen Wefen innig verſchmol⸗ 
zen. ’’ Auf diefelbe Seite ftellten fih v. Maffow, Steinbed, 
Winzler und — fonderbarer Weife — auch Graf Schwerin. Diefen 
Lebtern beftach die Idee der „Volksthümlichkeit“ der preußifchen Hee⸗ 
resverfaffung, welche, fo fagte er, eine Trennung der Militairehre von 
der bürgerlichen Ehre unmöglich mache. (Dann dürfte nur aber diefe 
militairifche Ehre ſich nicht von den allgemeinen, im Volke lebenden, 
Begriffen von Ehre fpezififch abfondern! Wie jebt die Verhältniffe find, 
ift nicht das preußifche Heer volfsthümlich, fondern das preußifche 
Bolf fol auf das Profruftesbette einer fünftlichen Spee vom „Mili⸗ 
taͤrftaate“ geſpannt werben.) 

Man kam zur ſpeziellen Berathung. 
| Bei Bunft I. 1. wollte Camp haufen die politifhen Ver— 

gehen und die Fälle, wo Begnadigung eingetreten fei, audge- 
nommen wiſſen. 

Das Erftere ward abgelehnt, das Andere angenommen. 

Meviffen beantragte, daß nur ein gerichtlidhes Erkenntniß 
und ein Ausfpruch der Stände felbft, verbunden, die Ausfchlies- 
fung eines Mitgliedes herbeiführen folten. Mohr wollte nur den 
legtern Grund der Ausfchließung gelten laffen. Beide Anträge waren 
erfolglos. 

Der Paragraf des Entwurfs ward ohne weitere Aenderung an⸗ 
genommen. 

Bei Punkt 2 erneute ſich der Streit wegen der Ehrengerichte. 
Der greife, ehrwürdige Kriegsminifter v. Boyen trat zuerft ald Ver⸗ 
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theidiger derfelben auf. Er erinnerte an die ‚‚glorreiche Zeit’’ der Res 
organifazion Preußens, an den damals von oben herab ausgefprochenen 
und in den Kriegsartifeln von 1808 fanfzlonirten Grundſatz: daß es 
nur eine Ehre geben dürfe für alle Stände des Volkes und daß da⸗ 
her der Verluſt der Nationalkokarde auch den aller bürgerlichen Ehren» 
echte nach fich ziehe. Darauf feien in den Beldzügen von 1813— 1815 
die Ehrengerichte entſtanden. Die Fälle, in denen die Ehrengerichte 
auf ſolche Strafen erfennen könnten, welche nach dem Entwurfe den 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte nach fich ziehen follten, ſeien 
allerdings verfchiedener Art; bei manchen derſelben, 3. B. Beigheit 
und groben Vergehen , verftehe es fich von felbft; bei andern Fällen 
fönne es allerdings hart ſcheinen, allein folche fcheinbar zu firenge Ur⸗ 
thetle kaͤmen auch bei den bürgerlichen ®erichten vor. Die. Ehrenge- 
richte wären ja Geſchwornengerichte; wer fich mit den ftrengeren 
Begriffen, nach denen bort gerichtet werde, nicht einverftehen könne, 
wer 3. B. das Duell in feinem Gewiffen für unrecht halte, Dem ſtehe 
e8 frei, aus dem Militairftande zu treten; wer einmal Offizier fein 
wolle, müfle fi auch den Begriffen oder felbft Vorurtheilen dieſes 
Standes fügen, müfle den Gehorfam gegen deſſen Geſetze gleichſam 
als ein Opfer anfehen,, daß er feinem Beruf, dem Vaterlande bringe. 
Diefelben Anftchten verfochten v. Gaffron und v. Wedel, 
während einige Andere, wie v.Maffow,v.Werded, v.Lavergne 
Peguilhen-Kunzheim, Milverungen des Artifeld vorfchlugen. 
Dagegen erklärte ſich vie liberale Seite entfchieden gegen das 
Prinzip der Ehrengerichte und gegen Art.2. Delius fand es durchaus 
unzuläffig, daß nach der Verordnung über die Ehrengerrichte vom 20. 
Juni 1843, Jemand für ehrlos erklärt werden fönne wegen folcher 
Handlungen, die nicht einmal Verbrechen wären. — In ähnlichem 
Sinne ſprachen v. Sauden und Raven. Bederath bezog ſich 
auf ein unlängft ergangenes ehrengerichtliches Erkenntniß (gegen den 
Lieutenant v. Annefe), worin gefagt worben fei: ſchon durch die Anz 
fiht,, welche diefer Offizier über das Duell ausgefprochen, daß naͤm⸗ 
lich das Duell nicht als eine für den Offizierftand nothwendige und zu 
achtende Inſtituzion, fondern als ein Standesvorurtheil zu betrachten 
fei, habe derfelbe fih mit einem Grundpfeiler des Offizier: 
ſtandes in Widerfpruch gefegt und die Bafis dieſes Standes verlaf- 
fen, obgleich diefe Anfiht nicht aus Feigheit oder unehrenhafter Ges 
finnung hervorgegangen, vielmehr der betreffende Offizier im Uebri> 
gen von moralifch tüchtigem Karakter fe. Durch ſolche Anſichten, fagte 
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der Redner, müffe nothwendig eine Kluft zwifchen dem Militair und 
den Bürgern entflehen, wie fie eben nad) den großen Grinnerungen ber 
Jahre 1813—15 nicht fein ſolle. 
Wenn das Duell ald ein Grundpfeiler des Dffizierfiandes er» 
Härt wird, fo frage ich Sie: Kann eine Uebereinſtimmung des Militair⸗ 
und Bürgerftandes befördert werden? Können wir das Duell auch ale 
Grundpfeiler des Bürgerftandes betrachten? Der Grunppfeiler des Bür- 
gerftanbes ift pie Uchtung gegen das Gefed; das Gefek aber fagt: 
Du ſollſt nicht tödten!“ 
Auerswald erinnerte daran, wie felbft „, der dahingefchiedene 
Heldenkönig,“ der doch gewiß die Bedeutung von: „ wehrhaft — 
ehrhaft““ fannte, den Vorfchlag unmwillig zurüdwies, auf.das Kreuz 
der Landwehr zu fegen: „wehrlos — ehrlos.“ — Aud Binde, 
obgleich er dem Duell, ald einem „altgermaniſchen“ Braudy, eine 
Standrede hielt und fich dabei auf die Beifpiele großer englifcher Bars 
lamentsmitglieder, die ihre Ehre im Zweifampfe vertheidigt, ſowie 
auf den Ausſpruch Guizots berief: daß das Duell eine Ergänzuug 
ner Zivilifazton fei, — fprach doch gegen die Einmifchung der Ehren 
gerichte in die Frage ver politifchen Rechte, weil Die Mitglieder diefer 
Berichte, die Offiziere, nicht unabhängig genug wären, weil das Ver: 
fahren dabei nicht genug Bürgfchaften böte, und weil die materiellen 
Borfchriften über Das, was ehrenhaft fei oder nicht, der größten Will 
für Raum gäben. Ein Offizier könne 3. B. wegen unpaflenden Bes 
nehmens an öffentlichen Orten von einem Ehrengerichte zur Entlaffung 
verurtheilt werden: folle er deshalb auch aller politifchen Rechte ver⸗ 
kuftig gehen? | | 
Bergebens fuchte der Fön. Kommiffar den Art. dadurch zu ret⸗ 
ten, daß er auf die fönigl. Beftätigung der Ehrengerichtserkenntniffe 
hinwies, wodurch jeder etwaige Mangel derfelben ausgetilgt werde; 
daß er ferner erklärte: es koͤnne wohl nachgegeben werden, daß.ein 
durch ehrengerichtliches Urtheil bloß aus dem Dienft ,, Entlaffener’‘ 
(nicht ,, Entfernter ’‘) die politifhen Rechte behalte; dagegen müffe 
darauf beharrt werden, daß ein förmlich Entfernter auch die politifchen 
Rechte verliere, — eine Erflärung, die er jedoch, auf eine Interpella⸗ 
zion Auerswalds, dahin modifizirte: daß Dies nur feine Privats 
anficht, nicht eine offizielle Erflärung im Ramen der Regierung fei, und 
daß er daher wohl diefe Worte befier unterdrüdt hätte. — Die Abs 
fimmung ergab 265 Stimmen für Wegfall der Beftimmung unter I. 
2., für Beibehaltung nur 205. | 
Die Beſtimmung unter I. 3. warb von den Abgg. Naumann, 
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Heydi, Gudenau angefodyten, weil fe Die. Aberkennung der poli⸗ 
tiſchen Ehrentechte in Die Hand fo weniger Perfonen lege, und, ob⸗ 
fhon dagegen die Abgg. Manteuffell. und II. uns Möwes den 
Grundſatz geltend machten: wer nicht das Recht habe, in einer Ger 
meindeverfammlung zu ſitzen, dürfe noch weniger in einer Staͤndever⸗ 
fammlung ſitzen, entfchieb fich doch die Kurie 
mit 302 gegen 203 Stimmen 

ebenfalls für deren Ablehnung. 

Punkt 4 ward ohne Debatte angenommen. Ebenfo Art. II. 

In Art. II. ward der erfte Theil mit dem von derAbtheilung vor: 
geſchlagenen Zufate angenommen, daß der Antrag aufBefcholtenheits- 
erfläzung eined Mitglieds von einem andren Mitgliede nur ‚‚unter Ans 
führung beftimmter Thatſachen“ gefchehen könne. | 

Sodann ward, auf Knoblauchs Antrag, beftimmt, daß zum 
Sallenlafien des Antrags auf Anklage einfache Majorität genügen 
folle, und, auf Welters Antrag, daß auch der Angefchuldigte auf 
Fortſtellung der Anklage beftehen Fönne, 

Auf den Vorfchlag der Abtheilung entfchied die Berfammlung, daß 
der Angeklagte vor der Verfammlung der Wähler, welche über ihn zu 
richten habe, feine Bertheidigung perfönlich folle führen dürfen. 

Bei dem Punkte wegen der Appellazion ward zuerft die Beichrän« 
fung auf Provinziallandtage nach dem Vorſchlage der Abtheilung hin- 
weggelaflen. 

Sodann beantragte Abg. Herberg, daß nur der Beklagte, nicht 
Die Berfammlung, welcheihn angeklagt, folle appelliten können. Diefer 
Antrag ward von Bederatb, Meviffen, Camphauſen, Neus 
mann fräftig unterftügt, Fonnte aber doch Die Majorität nicht gewin⸗ 
nen, ebenfowenig als der Antrag Hanfemannsg, daß zu einer fol 
chen Appellazion wenigftend % der Verſammlung nöthig fein folten. 

Dagegen nahm die Kurie mit mehr ale % den vom Abg. v. 
Saucken-Tarputſchen geflellten, von Schwerin und Barde 
leben lebhaft bevorworteten Antrag an, daß nicht ein einzelner 
Stand auf dem Prosinziallandtage, fondern der ganze Provinzial: 
londtag die Appellazionsinftanz bilden folle. Der kön. Kommiffar 
ſelbſt zeigte ſich dieſer Aenderung nicht abgeneigt: Die Beſtimmung im 
Gefegentwurf habe man der Konfequenz wegen aufnehmen zu mäſſen 
geglaubt, damit wirklich judicia parium über die Ehre der Ständemit- 
glieder urtheilten. . 
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Großen Beifall erregten die Worte, mit denen Sauden jenen 
Antrag einleitete: | 

„Deine Herrn! Ich muß darauf aufmerkſam machen, daß es nicht 
im Willen des Geſetzgebers gelegen bat, daß wir hier Stände vertreten 
follen ; denn die Gerechtigkeit waltet auf unfrem Throne, und Unrecht wäre 
e8, wenn Jeder feinen Stand vertreten, wenn die Rilterfchaft allein die 
doppelte Zahl in die Wage legen wollte. Ich glaube auch, daß dies in 
doppelter Hinficht geichehen ift im Vertrauen auf die ritterliche Gefinnung, 
daß Jeder es als feine Pflicht erkenne, für die Vedrückten und Benachtheis 
ligten überhaupt aufzutreten (Bravo !). Denn wie? Sind wir nicht in ber 
Lage, zu erklären, daß, wenn wir Stände vertreten jollen, wir ſowohl den 
Stand der Städte ald der Landgemeinden allmälig überflügeln und zu 
Boden werfen könnten? Es ift nicht gefchehen und wird niegefchehen, weil 
pie ehrenwertbe Gefinnung entgegentritt. Meine Herren! Ich ſpreche es 
aus, und Viele werden mit mir die Anficht theilen: fowie mein Fuß diefen 
Saal betritt, vergefle ich, weß Standes ich bin, welche Verhältniſſe ich 
zu vertreten habe, ja, ich gehe noch weiter, ich fühle mich nicht mehr als 
Mitglied einer Provinz, ich fühle mich berufen, die heiligften Interefien bes 
Vaterlandes allein hier zu vertreten, zu bewahren, und ich habe den innig« 
ſten Wunſch, daß mir hier niemald mehr von der Vertretung einzelner 
Stände, wozu wir verpflichtet fein follen, zur Betrübnig Vieler Etwas 
hören mögen.’’ (Lebhafter Beifall.) 

Bei Art. V. machten die Freunde einer freiern Faſſung des Ge- 
fees verjchledene Berfuche, die fo ftrengen Beflimmungen wegen der 
Rehabilitazion eines für befcholten Erflärten zu mildern. Meviffen 
beantragte zuerſt, daß jedes Urtheil diefer Art nach 10 Sahren von 
ſelbſt außer Kraft treten ſolle Dies ward abgelehnt. Sodann: daßdie 
ſtaͤndiſche Verfammlung durch ihren Befchluß allein, ohne Fönigliche 
Beftätigung, einen früher Verurtheilten wieder in feine Rechte einfegen 
könne — auch dagegen entfchied fich die Berfammlung. 

Bardeleben wollte die fünfjährige Friſt in Wegfall gebracht 
wiffen — die Berfammlung hielt diefelbe feft. 

Nur die im Art. V. vorgefchriebenen 2 wurden, auf Gubenaus 
Antrag, in einfache Majorität verwandelt. 

Bei Art. VI. war e8 namentlich der Punkt wegen des Ruhens der 
fländifchen Rechte bei eingeleiteter Unterſuchung, welcher heftige Ans 
griffe erfuhr. Hanfemann und Werded wollten ihn befchränfend 
faffen, Binde trug auf gänzlichen Wegfall an und fegte diefen auch, 
trotz der Gegenvorftellungen des fün. Kommiffars und des Juftizmi« 
nifters Uhden, glüdlich dur. Der Punft wegen des Rubens ver. 
ftändifchen Rechte zugleich mit den Gemeinderechten ward ohne Abs 
flimmung als durch den Befchluß bei I. 3 erledigt angefehen. 
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Mit diefen Abänderungen ward der Geſetzentwurf angenommen. 

So hatte die Oppofizion in allen jenen vier Bunften eine durch» 
greifende Umgeftaltung des Befegentwurfs zu Wege gebracht. Sie hatte 
den gänzlihen Wegfall der Beftimmungen über die Ehrengerichte und 
die Gemeinderechte , ebenfo der Beftlimmung wegen Rubens der ſtaͤndi⸗ 
ſchen Rechte bei eingeleiteter Unterfuchung, ferner die Uebertragung der 
Entfcheivung von dem einzelnen Stande auf den ganzen Landtag, und 
endlich verfhiedene Milderungen der Borfchriften in Bezug auf Einleis 
tung der Anklage fo wie auf Rehabilitagion glüdlicy durchgefegt. Und, 
was die Hauptfache war, fie hatte es dahin gebracht, daß die Kurie 
durch ihre Abftimmungen das Prinzip felbfl, auf dem der Entwurf rubte, 
in feinen wefentlichften Bunften zurüdwies und verurtheilte, daß fie dem 
Grundfag der befondern Standesehre in feiner Anwendung auf das flän« 
difche Leben ihre Anerkennung verfagte, daß fie jede Einwirkung von außen 
her, und namentlich von Seiten der Verwaltung, auf die Zuſammen⸗ 
fegung der ftändifchen Störperfchaften abzuwenden und die Wahrung der 
Ehrediefer Lettern dem eignen autonomen Urtheile Derfelben anzuvertrauen 
fuchte, endlich daß fle die Sonderung nach Ständen ausfchloß und die 
ftändifchen Verfammlungen in Bezug auf diefen fo wichtigen Punkt 
durchaus als einige, untheilbare Ganze aufgefaßt wiſſen wollte. 

Für DieRegierung lag in diefer durchgreifenden Umgeftaltung ihres 
Entwurfs und der Berwerfung feiner wefentlichften Brinzipien von Seiten 
der Dreiftändefurie eine empfindliche Niederlage, und man brauchte nicht 
die Verfaffungsverhältniffe andrer Staaten, wo Die Stände ein entſchei⸗ 
dendes Mitwirkungsrecht bei ver Geſetzgebung haben, herbeizuziehen, um 
die Erwartung begründet zu finden, daß die Regierung den Entwurf, 
nad) diefer fo entfchievenen Verurtheilung deſſelben durch die eigents 
lihen, gewählten Vertreter des Volks, fofort zuruͤcknehmen werde, 
Denn auch der bloße Beirath der Stände, wenn er nicht eine leere Form 
fein fol, fchließt wenigftens die moraliſche Nothwendigkeit in ſich, daft 
die Regierung dem Volfe nicht Gefete gegen den Rath der Volksver⸗ 
treter aufbringe. Und Das um fo mehr, wenn das moralifche-Gewicht 
einer Majorität von acht vereinten Landtagen gegen einen Entwurf der 
Regierung in die Wagfchale fällt. , 

Allein die Regierung dachte fo nicht. Eiferfüchtig bedacht auf firenge 
Feſthaltung des Brinzips abfoluter Selbftberrfchaft in allen den Punk⸗ 
ten, wo eine Beichränfung deffelben nicht ausdrüdlich durch die Ver⸗ 
faffung v. 3. Febr. nachgegeben war, gab ſie auch dem Rechte des 
ſtaͤndiſchen Beiraths die engere Auslegung, wonach die Stände wirklich 
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nur einen Rath zu geben haben, dem Souveruͤn aber freiſteht, ob er 
diefen Rath annehmen wolle, oder nicht. Man hatte die Anficht der 
Ständefurie vernommen; ſie lautete abfällig — was weiter? — mar 
wolite nun die Anficht der Herrenfurie hören und dann erft ſich entſchei⸗ 
den, weldjer von beiden Anfihten man nachgehen wolle, oder aber ob 
feinervon beiden. So gab man den Entwurf an die Herrenfurie hinüber. 

Auch in diefer war ed wiederum die Beftimmung wegen der Eh⸗ 
tengerichte, welche zu lebhaften Debatten Beranlaffung gab. Das 
numerifge Verhaͤltniß der Anfichten für und wider war bier freilich ein 
bem in der andern Kurie entgegengefegtes. Der Begriff der militärifchen 
Ehre, als des Ideals von Ehre überhaupt, fand hier warme und ges 
wichtige Fürfprecher und hatte von vornherein bei der großen Mehrheit 
ber Berfammlung auf zweifellofe Sympathien zu reinen. Der Brinz 
von Breußen vor Allen trat dafür entfchleden in Die Schranken: 


„Der Offizierftand, babe man gefagt, fei ein ergepzioneller Stand, 
darum pafje, was für ihn nothwendig fei, noch nicht fürs Allgemeine, 
Allerdings fei er ein erzepzioneller Stand, aber in welcher Art? Hinficht- 
lich des Ehrenpunktes nur infofern, als er die Ehrenhaftigfeit ald auf das 
höchfte Stadium getrieben darſtelle. Eine ſtändiſche Verſammlung müfle 
ganz ebenfo den höchften Grad der Ehrenhaftigfeit bei ihren Mitgliedern 
verlangen; folglih, da e8 einen Stand gehe, der bereitö durch feine 
Inftituzionen , die Ehrengerichte, zu dem höchften Stadium der Ehre hin- 
getrieben werde, fünne Jemand, der von diefen feinen Standedgenoffen nicht 
würdig befunden werde, in ihrer Mitte zu bleiben, auch nicht Mitgliev einer 
ftändifchen Berfammlung fein. Wie folle ſich Jemand benehmen, der „des 
Königs Rock“ trage, wenn er in einer ſolchen Verſammlung neben Einem 
figen folle, der den Dienft habe verlaffen müſſen?“ 


Andre Redner wiefen darauf hin, daß Preußen ein Militärftaat, 
daß in Preußen jeder Unterthan auch Soldat fei, und daß Darum Nier 
mand, welcher der militärifchen Ehre verluftig gegangen, die bürgers 
lichen Ehrenscihte ungeihmälert befigen fönne. 

So ward hier der glorreiche Grundfag aus den Befteiungöftiegen : : 
daß in Preußen der Soldat und der Bürger Eins fein folle, dahin ver: 
kehrt: daß der Soldat das Erfte, der Bürger aber nur ale Sol: 
dat Etwas ſei, daß die ſpezifiſchen Begriffe des Soldatenſtandes 
normgebend fein ſollen auch für den Bürgerftand in feinen reinbürger⸗ 
lichen, volksthümlichen Verhältniffen. 

Auch die Perfon des Könige ward bereingegogen, um die Macht 
bes Ehrengerichte zu ftügen. Wie Eönne wohl, ward gefragt, eine flän- 
diſche Verfammlung einen Urtheilsſpruch, unter dem der Name des 
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Königs ſtehe, einer z Behfung unterziehen, vieleicht gar als ungültig 
verwerfen? 

Nur eine ſehr kleine, aber tuchtige freiſinnige Minoritaͤt befämpfte 
diefe Anfichten. In der Abtheilung hatten ſich drei Mitglieder unter 
fieben gegen die Beſtimmung des Entwurfs in Betreff ver Ehrenge⸗ 
richte erklärt, unter ihnen der Referent, v. Keltfch. In der Verſamm⸗ 
lung traten Diefem noch die beiden Grafen Dyrhn und York zur Seite, 
und alle Drei griffen mit gewichtigen Gründen das Prinzip des Ents 
wurfes in diefem Punkte an. Dyrhn nahm das Recht, welches Die 
Ehrengerichte dem Offizierftande zufprächen: ſelbſt über Die Ehre ihrer 
Standesgenofien zu richten, auch für bie fländifchen Berfammlungen in 
Anfprud. Wenn eine Ständeverfammlung einen Offizier von fich aus» 
ſchlöſſe, fo würde das Dffizierforps Diefen zwar jedenfalls auch aus- 
ſchließen, allein doch erft durch feinen Ausſpruch; umgefehrt aber folle 
ein Ausfpruch des Offizierforpe ohne Weiteres für die Ständevers 
fammlung entfcheidend fein? Darin Tiege eine Ungleichheit, eine In: 
fonfequenz. 

Graf York erwiderte auf den Einwurf wegen der Föniglichen Bes 
flätigung der Ehrengerichtserfenntniffe: dieſe Beftätigung beziehe ſich 
nur auf deren Folgen für den Offizier als Offizier, und diefe Fol⸗ 
gen lafje der Ausſpruch der Ständeverfammlung unangetaftet. 

v. Keltfch endlich machte darauf aufmerffam, wie es fogar im 
Intereſſe des Inftituts der Ehrengerichte felbft liege, daſſelbe frei zu 
erhalten von allen Beziehungen auf politifche Folgen. 

Seldft von Seiten Derer, welche im Allgemeinen mit dem Prins 
zip des Entwurfs einverftanden fchienen, ward der Wunſch audges 
iprochen, daß zwifchen den verfhiedenen Arten ehrengerichtlicher Verur⸗ 
theilungen, 3. B. der Entfernung aus dem Dienfte und der bloßen 
Entlaffung, geſchieden werden möge. Namentlich fuchte Graf Arnim 
auf diefem Wege eine Vermittlung herbeizuführen. Aber auch Das wollte 
die Majorität nicht nachgeben ; der Entwurf ward, wie er war, gegen 
45 Stimmen angenommen. 

Da machte GrafArnim wieder eines jener vortrefflihen Manöver, 
in denen er fo fehr Meifter ift. Er brachte in der naͤchſtfolgenden Sigung 
ein Amenvement ein, durch welches er, wie er fagte, den früheren Be⸗ 
ſchluß keineswegs alteriren, fondern nur die Härte, Die darin gefunden 
werden könne, mildern wolle. Er ſchlug nämlich vor, das Prädifat der 
„Beſcholtenheit““ nur auf die unter I. 1. aufgeführten Berfonen anzu: 
wenden, die andern Kategorien Dagegen (unter I. 2. 3. 4.) blos als 
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folge zu bezeichnen, weiche ebenfalls von ſtaͤndiſchen Berfammlungen 
auszufchließen wären. Eine Außerft fubtile Unterfcheidung, Die freilich 
bei näherer Veſtchtigung nicht Stich Hält — denn kann wohl Jemand 
„unbetcholten‘’ fein, ven eine fändifche Berfammlung von fi aus⸗ 
fchließt? und wie verträgt ſich Dies mit 8.5 des Gefeges über die Pros 
vinzialffände, wonach nur- „beicholtener Ruf“ als Ausſchließungs⸗ 
grund gelten fol? —, die aber doch die Berfammlung, und felbft Die 
freifinnige Minorität, bergeftalt blendete, daß der Antrag einftimmig 
angenommen ward. 


Der Zweck diefes Antrags ging übrigens viel weiter, als es den 
Anſchein hatte. Nicht blos ſollte er die Antipathien gegen die gehaͤſſige 
Beftimmung wegen der Ehrengerichte befhwichtigen und die Oppoſizion 
Derer zum Schweigen bringen, welche e8 zu hart fanden, daß ſchon 
die leichtern militärifchen Vergehen, die bloßen Verftöße gegen militäs 
riſche Standesbegriffe u. dgl., auch bürgerliche Befcholtenheit zur Folge 
haben follten, fondern er diente auch den Beftimmungen unter I. 3 und 
unter VI zur Stüge, gegen welche ähnliche Bedenken obwalteten. Ueber: 
haupt aber ftellte er Die ganze Brage auf einen andern, dem Entwurfe 
und den Regierungsabfichten ungleich günftigeren Standpunft, Es gab 
in beiden Kurien eine Menge von Mitgliedern, deren Gefühl fich gegen 
bie Hätte fträubte, Jemand für befcholten zu erflären, ihm feine ganze 
bürgerliche Ehre abzufchneiden, blos weil er vielleicht gegen militärifche 
Standesbegriffe gefehlt, oder weil ein Stadtverordnetenfollegium ihn 
auögefchloffen habe, oder weil eine Unterſuchung wider ihn verhängt 
fei. Diefelben Perfonen waren aber vorausfichtlich minder bedenklich, 
einen Solchen von ftändifchen Verfammlungen auszufchließen, wenn 
damitnur nicht unmittelbar der Mafel der Befcholtenheit verknüpft war. 
Daß diefer Makel dennoch auf jedem fo Ausgefchloffenen hafte, Das 
entging diefen Leuten, die eben nur nach dem Gefühl, nicht nad) Flaren 
Begriffen urtheilten. 


Schon in der Ständekurie hatte ein Mitglied von der minifterielfen 
Seite, der Dberpräfldent von Bonin, das Amendement geftellt,, daß 
in der Veberfchrift des Geſetzes die Bezeichnung der Befcholtenheit weg» 
gelaffen und blos gefagt werden folle: Verordnung, betreffend die gaͤnz⸗ 
liche und zeitweilige Ausfchließung von fländifchen Berfammlungen‘‘, 
und ber Fön. Kommiffar hatte erflärt: Die Regierung erfenne darin 
eine weſentliche Berbefferung des Entwurfs. Die Abficht war da« 
mals, namentlich bie Schroffheit der Beftimmung unter VI zu mildern, 
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den Vegriff der Beſchollenheit von dem , Ruben der ſtandiſchen Rechte‘ 
zu trennen. 

Auch mit dem Arnim fchen Antragezeigte fich fowohl der Kriegs⸗ 
minifteralsdertön.Kommiffareinverftanden, und der Marfchall, 
fonft fo ſtreng in Beobachtung der parlamentarifchen Gefege, ließ ges 
fhehen, daß ein Antrag zur Abftimmung fam, der mit dem geftern ge⸗ 
faßten Beſchluſſe, die von einem Ehrengerichte Berurtheilten als bes 
fholten zu betrachten, unvereinbar war. Ein fichres Zeichen, daß Die 
Regierung felbft diefem Antrage nicht fremd, wenigftens nicht abholb 
war. Man wollte duch Nachgeben in der Form das Weſen des Ent: _ 
wurfs, das Prinzip der almächtigen militärifchen Standesehre und den 
Einfluß der Berwaltung auf die fändifchen Berfammlungen, der in den 
Beftimmungen I. 2 und 3 und VI eine fo ftarfe Stüße fand, aufrecht⸗ 
erhalten. 


Man erreichte dieſen Zweck, denn auch Punkt J. 3 ward nunmehr, 
trotz mancher dawider erhobenen Bedenken, angenommen. 


Bei Punkt I. 4 trat in uͤberraſchender Naivetät der kraſſeſte Vol: 
blutgeift zu Tage in dem Antrage des Grafen Sierftorpff, der für 
den Adel befondre Ehrengerichte in Betreff des Zweilampfes und außer: 
dem das Recht der Rezepzion (wie ed 3. B. in Medlenburg befteht) 
verlangte. Die Kühnheit, einen Borfchlag von fo mittelalterlicher Ten⸗ 
benz heutzutage, im vollen Lichte der Deffentlichkeit, zu machen, war 
denn Doch zu groß; felbft die vieleicht Öleichgefinnten ließen den Antragr 
fteler im Stich — der Antrag fand feine Unterftügung. 

Wir müffen gerecht fein und erwähnen, daß daſſelbe ehrenwerthe 
Mitglied gleich darauf einen freifinnigen Antrag ftellte, naͤmlich den, 
daß für das Fallenlafjen der Anklage ſchon die einfache Majorität aus: 
reichen, für die Verurtheilung dagegen /s nöthig fein follten. Diesmal 
‚war die Berfammlung minder freifinnig, ale Graf Sierſtorpf f; fie 
verfagte auch dieſem Antrage ihre Unterftügung. 

Dagegen nahm man den Antrag des Fürften Lynar an, daß auch 
auf den Wunſch des Angeſchuldigten die Unterſuchung fortgeſetzt wer⸗ 
den müfle. 

. Bei Bunft V befchloß die KEurie, auf Antrag des Grafen Arnim, 
zu erbitten, daß auch in ſolchen Fällen, wo die Ausfchließung einer Per: 
fon nicht von der fländifchen Verfammlung ausgegangen, dennoch diefer 
ebenfalls das Recht zuftehen ſolle, aufRehabilitagion des Ausgeſchloſſenen 
anzutragen. | 16° | 
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Punkt VI ward ohne Debatte augenommen, nur mit dem Iejage 
von Seiten der Abtheilung : 


„daß baldmoͤglichſt feſtere Formen für die Einleitung einer Kriminalunter⸗ 
ſuchung im Wege der Geſetzgebung geſchaffen werden möchten.“ 


So war denn alſo durch die Beſchluͤſſe der Herrentuie der Ent 
wurf der Regierung wieder beinahe in feiner ganzen Urfprünglichfeit 
hergeftellt und. Alles verworfen, was die Ständefurie zur Anpaffung 
deflelben an die vernünftigen Zeitiveen, an die wahren Begriffe von 
ftändifcher Ehreund bürgerlicher Unbefcholtenheit befchluffen hatte. Scharf 
und fohneidend trat hier der Gegenfah der Standpunkte zwifchen den 
beiden Kurien hervor — zwar nicht als ein Gegenſatz der Intereſſen des 
Beftehenden und derer der Bewegung, wie der Marfchall der 
Herrenfurie e8 auffaßte — denn in diefem Falle war das wirklich DB e- 
ftehende, der wirklich im Volfe lebende Begriff von Ehre gerade Das, 
was die Ständefurie in ihrer Majorität vertheidigte, Das dagegen, 
was die Herrenfurie vertrat, war nur ein Refler aus theils überlebten, 
theils fünftlich gemachten, in alle Wege aber unwahren Zuftänden. 
Vielmehr zeigte ſich der Gegenfaß beider Kurien eben darin, daß die 
eine das gefunde und klare Gefühl der ungeheuern Mehrheit des Volks, 
die andre die fünftlihen und unklaren Begriffe einer einzelnen Kafte ver⸗ 
trat, daß jene einen natürlichen und volfsthümlichen Zuftand zur Gel⸗ 
tung bringen wollte, diefe Dagegen einen gemachten, vom Volksbewußt⸗ 
fein und der Gefchichte längft verdammten halsftarrig fefthielt. 


Achtzehntes Kapitel. 


Verhandlungen wegen ber Ausfchliefung bed Grafen Neihenbad und 
bed Herrn v. Niemojewski vom Landtage. 





Die nachſtehenden Verhandlungen, zwei einzelne Falle der Ausfchlies 
Bung vom Landtage betreffend, Lieferten gleichfam einen Kommentar aus 
dem Leben zudem fo. eben berathenen Entwurfe. Graf Ed. Reichenbach, 
der Freund Ronges, der entſchiedene Barteigänger des politifchen Libes 
ralismus, war von der Ritterfchaft des Brieger Wahlbezirfes (Brovinz 
Schleſten) zum Vereinigten Landtage gewählt worden. Einige Zeit nach 
feiner Wahl, und ehe noch deren Beftätigung erfolgt, ward gegen den Gra⸗ 
fen eine Unterfuchung wegen Verbreitung verbotner Schriften verhängt. 
Die Anklage lautete auf Majeftätsbeletdigung: Darauf erflärte der Ober⸗ 
präfident, als Wahllommiffar, die Wahl für ungültig und ordnete eine 
neue Wahlan. Diesmal ward Grafv. Strach witz gewählt. Doch pro: 
teftirten einige Wähler gegen die zweite Wahl und die Ungültigfeitser- 
Härung der erften. GrafReichenbach felbft veranlaßte einen Konvent 
der Ritterfchaft feines Kreifes (in Gemäßheit der ſchleſiſchen Kreisord⸗ 
nung von 1827), und diefe entfchieb einftimmig, daß fie ihn, troß der 
Unterſuchung, für unbefcholten halte. Gleichwohl blieb es bei der Aus⸗ 
ſchließung, und Graf Strachwitz ward zum Landtage einberufen. 

Gegen diefes Verfahren reichten die ſchleſiſchen Abgg. Tſchocke, 
Siebig und Werner eine Befchwerde bei der Ständefurie ein und 
beantragten die Einberufung des Grafen Reihenbad. 

Die Adtheilung hatte ſich, mit 11 gegen 2 Stimmen, gegen die 
Beſchwerde erflärt. | | 

Nach den provinzialfländifchen Gefegen (ſagte fie in ihrem Gutachten) 
ſtehe die Prüfung der Vollmachten und die Beurtheilung ver gefeglich vor⸗ 
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geſchriebenen perfönlichen Bigenfchaften der Bewählten dem Tin. Wahl 
kommiſſar zu, folglich auch die Enticheidung darüber, ob ein Gewählter 
den nach $. 5, A erforderlichen „unbefcholtenen Ruf“ befige. Die Beſtim⸗ 
mung der Kreidtagdorbnung, wonach die Standeögenoffen hierüber zu ent⸗ 
ſcheiden haben follten , gelte nur für die Wahlen zu den Kreistagen, nicht 
für die zu den Provinziallandtagen. Am Wenigften aber könne bie Entichels 
dung des Kreisfonventes zu Neifje hier von Gewicht fein, da dieſer Kreis 
gar nicht zu dem provinzialftännifchen Wahlbezirke, wo der Graf gewählt 
worden, gehöre. 

Der Oberpräfivent babe aber auch nicht anders entfcheinen Tünnen, da 
biöher, beim Mangel geleglicher Beſtimmungen Bierüber, angenommen 
worden fei, daß der unbefcholtene Auf durch den Eintritt einer Kriminal⸗ 
unterfuchung unbedingt verloren gehe, eine Annahme, Die auch des Königs 
Majeſtät noch beim legten rheinifchen Landtage durch feine ausdrückliche 
Willenserklärung (in der bekannten Bruſtſchen Sache) beftätigt habe, 


Die Abtheilung ging noch weiters fie verfuchte nachzuweiſen, daß 
auch der Natur der Sache nach die Entfcheidung des Oberpräftventen 
wohlbegründet und unanfechtbar fel. 


Könne es auch gefchehen, daß völlig ehrenhafte Männer ohne ihre 
Schuld in eine Unterfuchung verwidelt würden, fo wurzle doch im Volke 
ſelbſt tief die Unficht, daß mit der Einleitung einer Unterfuchung und bis 
zu deren Austrag bie Ehrenhaftigkeit eines Mannes nicht vollflommen uns 
gefchmälert beftehe. In Bezug auf die Standesehre aber und ganz before 
derd auf die Theilnahme an einer fländifchen VBerfammlung müfje man 
hierin noch flrenger zu Werke gehen. Dazu fomme, daß die eignen Stans 
desgenoffen des Grafen, feine Wähler, durch Vornahme der zweiten Wahl 
und Ermählung eines Andren an feiner Stelle die Entſcheidung ded Ober⸗ 
präfiventen als richtig anerkannt und befrüftigt hätten. Hier habe man ein 
wirkliches, vollgültiged Standesgenoſſenurtheil, gegen welches das des 
Kreiöfonventd um fo weniger in Betracht komme. . 

Ebenſo fei e8 gerechtfertigt, daß nicht der Stellvertreter des Grafen 
(Landrath Hoffmann) einberufen, fondern eine neue Wahl angeorbnet 
worden fet. Denn die Wahl Reichenbach fel noch nicht beflätigt ges 
weſen; fein ſtändiſches Recht habe daher nicht bios ruhen müſſen, ſondern 
ſei noch gar nicht in Kraft getreten. | 


Die Minorität hielt die Zurückweiſung Reichenbachs nicht für 
gerechtfertigt, noch weniger die Anordnung einer neuen Wahl. 

Die Debatte über diefe Frage in der Plenarverfammlung war lang 
und lebhaft. Für das Abtheilungsgutachten fprachen die Abgg. Wo⸗ 
viczka, Sattig, Graf Renard, Steinbed, v. Maffow, v. 
Gilgenheimb und Graf Schwerin; für die Beſchwerde die Abgg. 
Dffermann, Alnoch, Werner, Tfhode, v. Binde, Milde, 
Hanfemann, Schneider (von Schönbed) und v. d. Heydt. 
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Die Gegner bes Abtheilungsgutachtens flellten fi}, tie Graf 
Schwerin ganz treffend bemerkte, auf den Standpunkt des grun d⸗ 
ſätzllich Nichtigen,, auf den Standpunft jener Aufichten, die fo eben 
exit bei den Verhandlungen über das Befcholtenheitögefeg in der Staͤnde⸗ 
kurie mit fo flegteicher Beredſamkeit verfochten worden waren. Aber 
leider hatten fie bier, wo es ſich nicht um Einführung eines neuen Ge⸗ 
feges, fondern um Anwendung beftehender Geſetze und. bie Beurtheilung 
eines einzelnen Falles handelte, eben dieſes beſtehende Geſetz gegen 
ih. Wenn fie zu beweiſen ſuchten, daß nicht das fubjeftive Ermeffen 
eines Berwaltungsbeamten Jemandem die Unbefcholtenheit abiprechen 
Sönne, daß dazu nur ein rechtöbeftändiges Gericht kompetent fei — fo 
antworteten ihnen Die Gegner mit der Hinweifung auf bie beftehende 
Geſetzgebung, welche die Prüfung und Beftätigung der Wahlen, fo» 
wohl nad der Form ald nach ven Eigenfhaften ver Gewähl- 
ten, uneingefchränft dem Landtagsfommifjar und in letter Inflanz dem 
Könige anheimgebe. Wenn fie fi daraufberiefen, Daß die Volkoſtimme 
feineswegs in’ jeder eingeleiteten Unterfuchung, am Allerwenigſten bet 
. Anflagen politiſcher Ratur, fofort einen Mafel für die Ehre des Anger 
Hagten erblide, daß das Verbrechen, wegen deffen GrafReihenbad 
in Unterfuchung genommen fei, von fehr Vielen täglich begangen werde, 
und daß es doch hart fei, einen im Mebrigen durchaus ehrenhaften, von 
feinen Standesgenofjen und Mitbürgern durch viele Beweife der Hochs 
ſchätzung ausgezeichneten Mann für eine ganze, ſechsjaͤhrige Wahlperiode 
feiner ftändifchen Rechte zu berauben, trogdem daß er vielleicht in Furs 
zer Zeit freigefprochen werde — fo hielt man allen diefen Berufungen 
immer wieder das beftehende Geſetz entgegen, welches das Verfahren 
des Oberpräftdenten rechtfertige und autorifire. Auf die fchärffte Spige 
ward dies Prinzip der beftehenden Gefehgebung von dem Fön. Koms 
miffar geftellt, als Derfelbe fagte: 

Das allein Entfcheivende in der ganzen Frage fei Dies, daß die Wahl 
des Grafen Reichenbach die Fönigliche Beftätigung nicht erhalten habe, 
daher unvollſtaͤndig, die Wahl de8 Grafen Strachwitz dagegen, ald vom 
Könige beftätigt, vollftändig fei. Ob Graf Reichenbach beicholten oder 
unbefcholten, darauf komme es hiernach gar nicht mehr an. 

Das hieß denn doch das fönigliche Beftätigungsrecht bei ven Wahs 
len geradezu ind Ungemefine ausdehnen, und mit Recht bemerkte dagegen 
v. Binde, daß die Regierung einen Abgeordneten nicht jo zu betätigen 
babe, wie etwa einen Bürgermeifter. 

Indeß, was halfs? Im vorliegenden Falle brauchte man fo wert 


nicht einmal zu gehen, denn dad Recht der Regierung, über das Bor- 
handenfein der geſetzlichen Wahlerfordernifie zu entſcheiden, war, wie 
gejagt, nach der beftehenden Geſetzgebung nicht wohl zu beftreiten. 

Vergebens auch hielt Hanfemann den Miniftern vor, daß ja 
baffelbe Verbrechen, defien man den Grafen Reihenbacd anflage — 
Verbreitung verbotener Schriften — mit ihrer eignen Zulaffung von der 
Allg. Preuß. Zeitung verübt worden fei, indem dieſe Die tevoluzionärften 
Stellen aus den Schriften eines Heinzen, eines Marru. A. abge 
druckt habe! Vergebens erinnerten fowohl er ald Tſchocke daran, wie 
man früher auch gegen Schlöffel eine politifche Unterfuchung einge 
leitet und Diefen viele Monate lang in Haft gehalten habe, ohne daß 
doch etwas Anderes, als deffen völlige Freiſprechung, erfolgt fei! Ver⸗ 
gebens Farakterifirte Milde die Unterfuchung gegen Reich en bach ale 
einen politifchen Tendenzprozeß und machte auf das Gefährliche eines 
Verfahrens aufmerkſam, bei deſſen Eonfequenter Verfolgung es dahin 
fommen fünne, daß man zwei, drei Wahlen vernichte, bis endlich eine 
persona grata gewählt fei! 

So bitter dieſe Wahrheiten für die Minifter waren, und jo wenig 
es ihnen gelang, diefelben zu entfräften, jo hatte Dies auf die Haupts 
frage doch feinen entfcheidenden Einfluß. Der Prozeß des Grafen ei: 
chenbach vor der Kurie mußte verloren gehen — wie nun einmal die 
Saden lagen — , und er ging verloren. Sowohl die Brage: 


„ob Se. Majeftät zu bitten fei, ven Grafen Reichenbach als geſetz⸗ 
fich gewählten Abgeordneten einberufen zu laflen 


als auch die Frage: 


„ob Se. Majeftät zu bitten fei, den Stellvertreter des Grafen einbe: 
rufen zu laſſen?“ 
wurden mit einer fehr ftarfen Majorität verneint. Graf Reichen 
bach blieb ausgefchlofien, auch noch dann, als er, etwa in der Mitte des 
Landtags, in der wider ihn verhängten Unterfuchung völlig freige- 
ſprochen war. Er ward das Opfer der beſtehenden Geſetzgebung und 
feiner misliebigen politifchen Tendenzen. 

Etwas anders lag die Sache des Herrn v. Niemojewski aus 
Pofen, über defien Nichteinberufung der an feiner Stelle einberufene 
Herr v. Wengiersti felbft Beſchwerde führte. 

Herr v. Niemojew ski war zum Abgeorbneten gewählt und von 
der Regierung beftätigt worden. Allein kurz nad) der Beftätigung warb 
dem Oberpräfidenten von der zur Erörterung der legten Verſchwoͤrung 
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in Bofen beftellten Immebiatunterfuchungefommiffion angezeigt, daß fie 
gegen Herrn v. Niemojewoki, wegen vorliegender Verdachtsgruͤnde 
der Theilnahme an jener Verſchwoͤrung, mit der Borunterfuchung vers 
fahren werde. Der Staatsanwalt beantragte audy wirklich eine folche 
beim Gerichte, und es ward hierauf die Nichteinberufung des Abgeord⸗ 
neten v. Niemojewoki und die Einberufung feines Stellvertreters 
von der ftändifchen Immediatfommiffion angeordnet. 

Die begutachtende Abtheilung erklärte auch dieſe Beſchwerde für uns 
begründet, weil nach der zur Zeit gültigen Gefeßgebung die landesherrs 
liche Behörbe die Befugniß habe, nach ihrer fubjeftiven Meberzeugung 
über das Vorhandenfein der Wahlqualififazion zu entfcheiden. 

Diesmal jedoch fand das Abtheilungsgutachten nicht einen einzigen 
Fürſprecher; wohl aber ward e8 von vielen Seiten, von den Abgg. 
Schumann, v. Binde, Schauß, v. Bardeleben, aud) vom - 
Strafen Schwerin, entfchieden befämpft. Diefer Ball, ward gefagt, 
fet ein ganz andrer, als der des Grafen Reich en bach; hier liege noch 
gar Feine wirkliche Unterfuchung vor, da eine ſolche nur nach Entfcheis 
dung des Gerichts, nicht auf bloßen Antrag des Staatsanwalts, er« 
folgen könne; es fet alfo noch weit weniger Grund, als dort, vorhan⸗ 
den gewefen, die Unbefcholtenheit des Gewählten in Zweifel zu ftellen. 

Der kön. Kommiffar hielt diefen Einwürfen wieder flarr und 
kahl die Berufung auf die Fönigliche Willenserklärung entgegen. 


Der König babe in dem Falle des Abg. Bruft entfchieden, daß auch 
Ihon nach dem Eintritt einer Vorunterſuchung der davon Betroffene nicht 
mehr für unbefcholten zu erachten fei, und Das genüge, um das Verfahren 
der Behörven auch in dieſem Falle zu rechtfertigen. 


Es genügte wenigftens, um die zur Berwerfung der Beſchwerde 
nöthige Stimmenzahl in der Verfammlung zu gewinnen. Nur 267 
ſtimmten für die Beſchwerde, 160 dagegen. | 

So groß war der Zauber der Worte: „Der König hat ge- 
fprochen !’’ | 


 Weunzehntes Kapitel, 


Berbandlung über den Geſetzentwurf wegen Abſchaͤtzung bauerlicher 
Grundſtücke. 


—— — 


Die erleuchteten Grundfäge der preußiſchen Landeskulturgeſetge⸗ 
bung aus den Jahren 1807 -1810 find bekannt und mit Recht hoch⸗ 
gepriefen; befannt find auch die glüdlichen Refultate, welche daraus 
für die Herftellung eines freien, kraͤftigen, wohlhabenden Banernftan- 
des hervorgingen. Ebenſo befannt ift aber leider, daß auch hierin, wie 
in faft allen Punkten der Gefehgebung , die freien umd aufgeflärten 
Anfichten, welche damals, in den Jahren der glorreichen Wiedergeburt. 
Preußens, die herrfchenden waren, fpäter, namentlich nad) dem Jahre 
1820, ganz entgegengefegten Anfichten almälig Plag machten, Statt, 
wie früher, blos durch Befreiung, glaubte man jetzt durch Befchrän- 
fung der natürlichen Freiheit jenes große Ziel der Landeskulturgeſetzge⸗ 
bung, die Erhaltung eines Fräftigen, wohlhabenden Bauernftandes, zu 
erreichen. Allerdings mochte diefes Borurtheil bier und da auch im 
Volke felbft Wurzel gefchlagen haben. Anträge in diefem Sinne gin« 
gen von einzelnen Provinziallandtagen aus. ALS jedoch die Regierung 
im Sahre 1830 verfchiedene Entwürfe zu Gefegen über Befchränfung 
der Dismembraziongfretheit, der VBerfchuldung der Bauerngüter und der 
Erbtheilung den Provinzialftänden zur Begutachtung vorlegte, erklärten 
fi diefe, und indbefondere der Stand der Landgemeinden, mit großer 
Uebereinftimmung gegen die darin aufgefelliten Grundſätze. Dennoch 
legte die Regierung im Jahre 1841 den Ständen abermals zwei Gefep- 
entwürfe vor, die von dem gleichen Prinzip der Beſchraͤnkung und Bes 
vormundung ausgingen, darunter einen, welcher geradezu ein Erft- 
geburtsrecht und ein Vorrecht der männlichen Erben im Bauernftande, 
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alſo eine Art baͤnerlichet Maforate, einführen wollte. Auch dieſes Ge: 
feb ftieß auf den entfchienenften Widerfpruch, wiederum namentlich von: 
Seiten der Bertreter der Landgemeinden, und warb von der Mehrheit 
der Landtage abgelehnt. Doch gab fich bei den Verhandlungen darüber 
von manchen Seiten der Wunfch fund, daß, in Bezug anf die Tax⸗ 
prinzipien und die vormundfchaftlichen Verhaͤltniſſe bei Erbtheilungen 
son Bauerngütern, Etwas zu deren befiern Regulirung gefchehen möge. 
Hierauf nun ſich ftügend, legte die Regierung jebt dem Bereinigten 
Landtage einen Gefegentwurf vor, in deffen Motiven ald Zwed des 
Geſetzes, die Erhaltung eines fräftigen Bauernſtandes“ als Mittel 
zu diefem Zwed aber ‚‚die Erhaltung der Bauerngüter in den Familien 
ihrer Befiger und die Verhütung von Erbtheilungen” ausgefprochen 
ward. Diefen Zweck nun verfolgte der Entwurf nach zwei Richtungen : 
einmal durch Aufftelung folder Tarprinzipien, bei denen, wie es im 
Entwurfe hieß, „der Gutsübernehmer im Stande ift, fih bei der 
Witthſchaft im leiftungsfählgen Zuftande zu erhalten’; das andere 
Mal dadurch, daß er den Vormundfchaftsbehörden erweiterte Befug- 
niffe bei Auseinanderfegungen über den Nachlaß eines bäuerlichen 
©rundbefigers , insbefondere zur Ueberlaffung des Guts an einen der 
Miterben unter billigen Bedingungen, einräumte.. 

In der vorberathenden Abtheilung der Dreiftändefurie, an welche 
diefer Entwurf zuerft zur Berathung gelangte, erregte das an die Spiße 
defjelben geftellte Motiv: 

Erhaltung eines fräftigen Bauernflandes 
faft allgemeinen Anftoß. 11 Stimmen unter 15, darunter fämmts 
lihe 8 Abgeordnete der Landgemeinden, verneinten Die 
Frage: ob zu dem gedachten Zwede ein ſolches Gefeg Bedürfniß fei? 


Die einzelnen Theile des Geſetzes anlangend, fo erflärte die Mas 
jorität der Abtheilung — 10 Stimmen gegen 5 — die Erlaffung von 
Beftimmungen zur Beleitigung der Unficherheit und Verſchiedenheit in 
den Verfahren bei Abſchätzung bäuerlicher Grunpftüde für wünfcheng- 
werth und empfahl deshalb die dahin abzwedenden $$. des Entwurfs, 

jedoch unter Mopdififagionen, zur Annahme. 
Dagegen verwarf eine Majorität von 8 gegen 6 (einfchließlich des 
größern Theils der bäuerlichen Abgeordneten) den $., welcher von der 
Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen handelte, obgleich eine Bes 
ſtimmung darüber im Allgemeinen, nur in anderm Sinne, al diefe, 
von I gegen 7 Stimmen für wünfchenswerth erachtet ward. 
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Die Motiven für diefe abweichenden Anfichten der Maforität 


umd der Minorität gab das Abtheilungsgutachten folgendermaßen an: 


„Diejenigeh unter uns”, bieß es darin, „welche entweder gegen das 


Geſetz im Allgemeinen oder auch gegen einen der beiden Theile deſſelben ſich 
erklärt Haben, gründen ihr Votum auf folgenve, bald der Geſammtheit, 
bald einzelnen Mitgliedern angehörende Motive: 


1) Der preußifche Bauernftand iſt Fräftig genug, und bedarf ed, um ihn: 


2) 


3) 


4) 


zu kraͤftigen oder kräftig zu erhalten, keiner beſonderen Geſetze. Seine 
Kraft hat ſich in ſchwierigen und verhängnißvollen Zeiten auf das 
Entſchiedenſte bewährt, und ein mehr als dreißigjähriger Friede hat 
ihre fernere Entwidelung eben fo glüdlich befördert, als das Frei⸗ 
machen von hemmenden Feſſeln, welche ihr früher entgegenflanben. 
Unfere jetzige einfchlagende Gefeggebung genügt vollfommen und ges 
währt in Bezug auf Abfchägung von Ruftifalgrunpdftüden und zur 
Beförderung gütlicher Auseinanderfegungen hinreichenden Anhalt. 
Gefege in vorftehender Beziehung koͤnnen überhaupt ven Stand der 
Landgemeinden nicht Eräftigen, die befte Kräftigung ift die, welche er, 
bei ganz freier Dispoftzion über fein Beſitzthum, aus fich felbft her⸗ 
aus entwidelt. 

Das vorliegende Gefeg fei partifularer Natur, und ein folches be⸗ 
dürfe der Stand der Landgemeinden nicht. 


5) Weitere, als jetzt geſetzlich beftehende Befugniffe, den Vormund⸗ 


ſchaftsbehörden zu ertheilen, ſei nicht wünſchenswerth, im Gegen⸗ 
theil für die Minderjährigen gefährlich, zumal bei einzelnſftehenden 
Richtern. Die Beftimmungen des Gefegentwurfd feien nur zum 
Vortheil des Gutannehmers, keineswegs aber im Intereffe der 
Mündel. 


6) Das beſte Mittel, die Nachtheile zu vermeiden, welche den Beſtim⸗ 


7) 


8) 


mungen des Geſetzentwurfs hinſichtlich der Vormundſchaftsbehoörden 
entgegentreten wollen, ſei Erleichterung der teſtamentariſchen Ver⸗ 
fügungen in Bezug auf Formen und Koſten. | 

Uebrigens fei es nicht einmal zweckmäßig, durch gelegliche Beſtim⸗ 
mungen auch nur mittelbar die Subhaftazion zu erſchweren, weil 
dadurch der Intelligenz die Thür verfchlofien würde, welche durch 
Einkauf Fremder oft in einem Orte einziebe, und endlich Fünnten 

in Bällen, wo viele Schulden auf dem Grundftüd haften, die Mino⸗ 
rennen nach dem Gefegentwurf leicht um ihr ganzes Erbtheil ges 
bracht werden, wenn die Bormundjchaftsbehörde nem Annehmer das 
Grundftüd für zwei Drittel der Tare oder auch darunter überläßt, 
während Letzterer das Grundſtück ſpäterhin zur vollen Tare oder noch 
darüber verkauft und allein etwas übrig behält. 

Diejenigen Mitglieder der Abtheilung aber, welche für das Beleg 


fich ausgeiprochen haben, motiviren ihr Votum durch folgende Gründe, 
welche theild ihre Geſammtheit, theils einzelne Mitglieder für fich in Ans 
ſpruch nehmen: 
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ı Wenn auch ver preußiſche Bauernſtand im Allgemeinen ein kräftiger 
genannt werden koͤnne, jo treffe Dies keineswegs für alle Provinzen 
und Kreife im Staate zu, und auch da, wo ed zutreffe, würde bie 
vorhandene Kräftigung der Mafle jedenfalls ber Erhöhung fähig 
und der Erhaltung bevürftig fein. 

2) Die jegigen geſetzlichen Beflimmungen des Allgemeinen Landrechts 
zit. 7. Thl. I und der Gerichtsordnung Tit. 6. Thl. IL über 
Prinzipien und Berfahren bei Tarazionen ruftifaler Grunpftüde 
find unzweckmäßig und unbeflimmt, deßhalb eben verfchledener Deus 
tung fähig, und die Praktik lehrt täglich, daß fie bald zu nieprige, 
bald zu hohe Taren zur Folge haben, dadurch aber bald Beeinträch- 
tigung, bald übermäßige Bevorzugung, immer aber Schwankung und 

| Unficherheit im Beil hervorbringen. 

3) So fehr wir auch das Prinzip der Selbftentwidelung durch Dispo: 
fizionsfreiheit ehren und anerfennen, fo jind wir doch der feften Ue⸗ 
berzeugung, doch diefe nur durch eine heilfame Gefeßgebung diejenige 
Unterftügung erhalten kann, welche ihr nothwendig ift. Diefen Zweck 
verfolge auch das vorliegende Geſetz, indem es die Hinderniffe befel- 
tige, welche der Diöpofiziondfreiheit entgegenflehen. 

4) Als Partikulargeleg dürfte der gegenwärtige Geſetzentwurf kaum an- 

gefehen werden können, da die inn Stande der Landgemeinden vertre⸗ 

tenen Grundftüde bei Weitem die Mehrzahl ausmachen, für Ritter: 
güter faft in allen Brovinzen Krebitvereine mit befonderen Taxazions⸗ 
grundfägen beftehen, und für ftäntifche Grundſtücke, welche meiften- 
theil8 im Annerum eined Gewerbes oder eined Haufed, daher nad) 
dem Verkehrswerth zu beurtheilen find, andere Normen beftehen 
müfjen. Uebrigens fol dag gegenwärtige Gefeg auch nur an 

Die Stelle beftehenver Partikulargefege treten, auch haben manche 

für den Stand der Landgemeinden beftehende Singulargefeße höchſt 

wohlthätig gewirkt, 

Es fei bekannt, daß nachgelaffene Ruftifalgrundftüde fehr Häufig zur 

Subhaftazion fommen, weil feiner der majorennen Erben daffelbe 

zur vollen Taxe annehmen will und fann, wodurch nicht nur Die 

Güter oder Grundftüde aus der Familie fommen, jondern auch Die 

Erben einen geringeren Kaufpreis erhalten, die Minderjährigen aber 

der andermweiten, nur von dem verwandten Annehmer zu erlans 

genden Vortheile, ald: Erziehung, Alimentazgion, Ausflattung re., 
verluftig geben, welche durch eine größere Gelvabfindung nicht zu 
erfeßen felen. Das Gefeß folle die Vormundſchaftsbehörden von den⸗ 
jenigen VBorfchriften befreien, welche fie oft gegen ven Willen der 

Bamilie und gegen das Intereffe ver Pflegebefohlenen zur Subhafta- 

zion nöthigen. Wenn die Vormundſchaft die nicht mehr lebenden 

Aeltern vertrete, fo folle fie auch mindeſtens einen Theil ihrer freien 

Befugniß bis zu einer gewiſſen zu fegenden Schranke ausüben. 

Die befürchteten Uebergriffe zum Nachtbeil der Mündel wären 
umjomweniger zu befürchten, als eines Theils das Geſetz nur fafulta= 


5 


— 


254 


tin, nicht beſtimmt maßgebend fei, und anderentheild die 88. 232 ıc. 
Tit. 18. Thl. IE des Allgemeinen Landrechts ven Bormündern bün⸗ 
dige Pflichten auflegen. | 
6) Wenn auch Erleichterung in Form und Koften der letztwilligen Ver: 
| fügungen zu wünfchen ſeien, fo frage ſichs, ob deshalb viel mehr te⸗ 
flirt werben würbe, denn weniger Die Schmwierigfeit der Teſtaments⸗ 
aufnahme, ald die Schen, ein Teflament zu machen, und Sorglofig- 
‚Leit ſei der Grund, daß felten leutwillige Dispofizionen erfolgten. 
7) Durch die Sorge: unndthigeund nachtheilige Subhaſtazionen zu ver- 
meiden, fei man keineswegs Willens, dem @inziehen fremder Intel- 
ligenz einen Damm entgegenzufegen, und glaube, daß diefelbe durch 
freiwilligen Einfauf und Einheirath fattfam einwandern werde.“ 


Die Berhandlungen über den Entwurf in der Kurie felbft eröffnete 
der fön. Kommiſſar Lette mit einer Rede, worin er das Prinzip 
des Geſetzes gegen die in der Abtheilung erhobenen Einwärfe zu vers 
theidigen,, deffen Beduͤrfniß und praktiſche Nützlichkeit zu erweiſen 
verſuchte. | 

Das Geſetz, fagte ex, ei durchaus in Mebereinftimmung mit den großen 
Prinzipien ver Landesfulturgefeggebungsz es wolle keine Beſchränkungen ein= 
führen, fondern nur, fo weitnöthig, die Berhältniffe reguliren. Ebenſowenig 
liege demſelben vie Tendenz zu Grunde, ein Singularrecht für den Bauern- 
fand zu begründen 53 wenn es finguläre Beftimmungen aufftelle, fo komme 
Dies daher, daß für die Fleinen ländlichen Beſitzungen Manches nicht pafle,. 
mas nur für die größern paſſe. Das Bevdürfniß eines folchen fei von ven 
Provinzialſtänden mehrfach anerkannt worden. Die Unficherheit der beftes 
benden Gefepgebung in Bezug auf die Tarprinzipien für bauerliche Grund⸗ 
ſtücke mache fefte und gleichmäßige Beflimmungen darüber nothwendig — 
folche habe man darin zu finden geglaubt, daß die wahre Werthstaxe, nicht, 
wie biöher, eine ermäßigte, zu Grunde gelegt und daß die Abſchätzung der⸗ 
felben einem ſachverſtändigen Urtheil der Standesgenoffen überlafien werde. 
Die Beftimmungen wegen der Bormünder enthielten nichts Befchränkennes, 
vielmehr gebe ed den Vormundſchaften einen weitern Spielraum des Hans 
delns und habe zugleich das Interefie der Unmündigen im Auge, welches 
unter der jebigen Beftimmungen oftmals leide. 


Es begann Hierauf die allgemeinen Debatte über die Bedürfniß⸗ 
frage und das Prinzip des Gefeges. Die Mehrzahl der Redner, wel 
che ſich daran betheiligten, gehörte dem Stande der Landgemeinden an; 
um fo gewichtiger iſt, was Diefe — ohne Ausnahme gegen das Ges 
fe — äußerten. Ä 

Abg. Lenfing: 

‚Meine Herren, aud der Denkſchrift einerſeit, mehr aber noch aus 
der lichtvollen Auseinanderfegung, die der Kom miſſar ſchon in der Siz⸗ 
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zung und jetzt hier in diefer Berfammlung geliefert hat, gebt hervor, daß 
nicht gar lange, nachdem Preußen durch eine weiſo Meformgefekgebung, die 
in einer bedrängnißvollen Zeit ind Leben getreten tft, wie Befieln ver Pers 
fonen, bed Eigenthums und der Gewerbe geköft hatte, ſchon die Tendenz 
von verfhiedenen Seiten fi} kundgab, hinfichtlich eines Standes, nämlich 
des Bauernflandes , feine Kräftigung, feine Erhaltung dadurch fbrbern zu 
wollm, daß man ihm feine Freiheit aufs Nene einfchränfte, mit Verken⸗ 
nung alle ber ewigen Wahrheit, daß ohne Freiheit kein Erhalten möglich 
if, Der Baum, der feine Wurzeln in der Erde nicht frei ausbrei⸗ 
ten, der feinen Wipfel nicht frei zum Simmel erheben, ver feine 
Zweige nicht frei ausdehnen kann, verfümmert in der nährenden Atmos⸗ 
färe, ſiecht und ſtirbt. Ich weiß nicht, ob man mehr flaunen muß über 
Die Macht des Vorurtheils, welches Derartige Tendenzen hervorgerufen hat, 
oder über. die Unbekanntſchaft mit den Zufländen des Vauernſtandes und 
bed Landes jenes gefegneten Theiled der Erde, wo der Bauernftand feit 
Jahrhunderten, wo-er von jeher frei und unabhängig dageflanden und 
aud eigner- Kraft fich zu erhalten gewußt hat. Ich bezeichne damit jene 
weftlichen Theile Germaniend, von denen leider ein Theil dem Bunde uns 
ferer germaniſchen Staaten entriffen if. Dort fland von jeher der Bauer 
frei, ex fteht noch frei; er bat fich erhalten nicht alfein tr o& der Freiheit, 
fondern gerade burch feine Freiheit. Er hat einen Wohlftand entwickelt, 
der ihn in den Stand gelegt hat, die Kultur feines Bodens auf eine Höhe 
zu bringen, die allerfeitS als Muſter für andere Länder anerkannt wird. 
Mit Freuden indeß haben wir erſehen, daß auf dieſe Tendenz bei unjerer 
boden Staatsregierung endlich eine andere Anficht obflegend geweſen iſt. 
- Wir haben e8 geliehen und gehört aus dem Bortrage ded Herrn Kommiſ⸗ 
fars, daß die Anficht Raum gewonnen hat, daß nicht durch Beichränfuns 
gen, nicht durch unmittelbare Einwirkung, welche die Breiheit der Dispo⸗ 
figton ſtort, auf die Kräftigung und Erhaltung des Bauernftandes einzus 
wirfen ift, fondern nur in mittelbarer Weile und hauptſächlich durch Weg⸗ 
säumung derjenigen Hinberniffe, die in der älteren Geſetzgebung noch dann 
und wann anzutreffen find. So ift der jet unferer Berathung unterlie 
gende Geſetzentwurf entflanden. Der Geſetzentwurf zerfällt Hauptfächlich in 
zwei Theile. 

Was die erſte Abrheilung anbetrifft, infofern dieſe nur die Tendenz 
bat, eine bisherige Verſchiedenheit Hinfichtlich der Taxen, die zu verfchies 
denen Zwecken aufgenommen worven , und eine Rechtöunficherheit, die in 
einigen Theilen unferes Vaterlandes in dieſer Hinficht noch beftehen mag, 
wegzuräumen, fo würbe ich für meinen Theil nichts zu erinnern haben, ich 
würde es vielmehr für fehr zweckmäßig anerkennen, daß namentlich in 8. 3 
die Beftimmung Play gegriffen hat, daß die Taratoren auch jedesmal über 
den Geſammtwerth der‘ Befibung gutachtlich zu hören find. in folches 
Berfahren hat in demjenigen Theile unfered Vaterlandes, dem ich anzus 
gehören die Ehre habe, ohnedem von jeher Statt gefunden; es hat in dem 
Theile auch Feine Nechtöunficherheit und Feine Verſchiedenheit Hinfichtlich 
der aufzuftellenden Tarprinzipien bei allen gerichtlichen Taxen Statt gefuns 
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nen. Was etwa in dem Geſetze ſelbſt Linficheres Itegen mag, bat theils bie 
Sitte, theils die gerichtliche Praxis bei und Tängft beſeitigt. Das Bedürf⸗ 
niß alfo, namentlich in dieſem Landestheile, zur Erlaffung eines Geſetzes 
waltet nicht vor. Allein, wenn das Bedürfniß follte Statt finden in ander 
ren Provinzen und nicht in anderer Weife fich heben Tiefe — allenfalls. 
durch eine einfache Erklärung — dann würde ich mich einverftanden damit 
erklären fönnen, wenn dieſe Geſetzbeſtimmungen als allge: 
meine Öefebegefaßtwerden, und daß fieniht ald fingus 
lares Geſetz für ven Bauernfland daſtänden. Meine Herren! 
Ih gehöre einem Lanveötheile an, mo man die entichiedenfte Abneigung: 
bat gegen altes Dasjenige, was irgendwo eine neue Begrüntung eines Un⸗ 
terſchiedes der verfchiedenen Stände in Bezug auf Rechte und auf dad Ge⸗ 
feß hervorrufen koͤnnte. Als allgemeined Geſetz, wenn dieſes allgemeine. 
Geſetz auch dazu dienen fol, um bisher beſtandene fingulare Geſetze weg⸗ 
zuräumen, würde e8 eben fo nüßlich fein für die andern Stände, als es für 
den Bauernftand nützlich ifl, würde e8 eben fo nüglich fein für den Stand 
der Städte; denn auch dort können bei ven Auseinanderfegungen und bei 
anderen Taxen die nämlichen Grundfäge fehr gut gelten, welche in Bezie⸗ 
bung auf bauerliche Grundftüde gelten. Als Partikulargeieg für ven Baus " 
ernftand babe ich in der Abtheilung mich gegen dieſe erfte Abtheilung er- 
klaͤrt, obgleich ich, mie ich hier erörtert. habe, im Allgemeinen dieſe Beſtim⸗ 
mungen nicht für unzwedmäßig halte. 

Sch gebe jetzt über zur zweiten Abtheilung des Geſetzes, namentlich 
zu $. 4. Nach ven bisherigen Iandrechtlichen Beſtimmungen find die Vor⸗ 
mundfchaften ſchon autorifirt, unter den großjährigen Mitbetheiligten alle 
einzelnen Uebertragungen der Grundftüde zu bemwilligen; aber es ift dort 
feftgefegt, daß jedesmal die ganze Tare muß erreicht werben, reip., wenn 
unter die Tare heruntergegangen werden foll, muß, was dann -an der Tare 
abgejegt wird, durch andere Vortheile für die Minorennen wieder erſetzt 
werden. Diefe Beſtimmungen find nach meinem Dafürhalten und nach der 
Praxis, mie fie in unferer Gegend fich gebildet hat, völlig ausreichend. 
Ich würde eine größere Befugniß ver VBormundichaften für gefährlich, ich 
würde fte für nachtbeilig halten. Ich bin alfo ver Meinung, daß in diefer 
Beziehung die bisherigen Vorfchriften des Allg. Landrechts völlig aus⸗ 
reichen. 

Es haben zwar in unferer Abtheilung einzelne Mitglieder der Land⸗ 
gemeinden aus anderen Provinzen fich dafür erklärt, daß fie ein folches 
Geſetz für nüglich hielten. Unter diefen jind zwei Provinzen, welche noch 
PBartifulargefege haben. - Ich habe nichts dagegen einzuwenden, daß fie fie 
behalten und daß, wenn fie e8 verlangen follten, fie folche Beflimmungen 
in einem PBartifulargejeß erbitten. Aber, daß dieſes Geſetz als ein Geſetz 
für den ganzen Staat gegeben werben foll, dagegen muß ich mich erklären, 
und ich werde alfo gegen das Geſetz, ſowohl gegen die erfte, als auch ges 
gen die zweite Abtheilung ſtimmen.“ 

Abg. Dorenberg: „Meine hochgeehrten Herren ! Das Geſetz, welches 
der hoben Verfammlung heute zur Berathung vorliegt, trifft lediglich und 


greift wen in: wie bẽuerlichen Verhaltniſſe ein, Ich muß wich, enaſcteun 
gegen: nad: Geis rlären, nad ich dunchaus nicht: anuehmbar: fire. Meine 
Hersen Aut vielem. Staude hin. ich. hervorgegangen, und lebe darin feit 
mehr als 40 Jahren. Nach meiner Exfahrung if feih der Zeit bis jetzt 
immer darauf bingewirkt, dad and Befitzihum ſoviel wie möglich in ven 
DAnken. ber Familie bleibt, d. b. wie es bie Väter. beſimmen, und dahin 
kehen die blaherigen Geftge: gezielt. Ginige Erhlaffen heben über. ihnen 
Machlaß nicht: beſtimmt, aden fie hatten ihre meidliche Abßcht dabei, fie 
batten: eine Harke Familie oder jonflige Gründe dazu. Dieſe Mückſicht ums 
andere Berbältniffe waren «8, daß fie nicht darüber beſtimmten; fie gaben 
dadurch kund, daß ein Kind ſoviel wie das audere erben ſolle. Hier greift 
nun dad. vorliegende Geſetz ein: und verorumet, dad Gut ſoll in Vormund⸗ 
ſchaftshaãnde gelegt: werden. Das iſt und bleibt eine bevenäliche Sacho 
dann die Tavatoren, meine Herren, haben über. den Werth ver Güter cl 
vxerſchiedene Anſichten und Meinungen. Ich will ein Beiſpiel anführen. 
Die: Erben eined Gutes find. fechs bis acht Kinder, Das But folk zu 
12,008 Ihalen taxint werden. Der Uebernehmer zahlt zwei Drittel heraud⸗ 
wen vielleicht, iſt ed dom Barmund angenehm, noch weniger, und jo tritk 
kenn, der- Annehmer für. A bis. 5000 Thaler in das Gut. Er ſoll nun: auch 
noch für unmündige Kinder forgen, Meine Herren, da kenne ich Beißptele, 
daß dieſe grade am ſchlechteſten verforgt find. Im der Regel heiratet der 
Annehmer ſogleich, und es kommst dann viel auf die Frau an. Ich muß 
bemerken, fowie das Geſetz in Kraft tritt, beginnt auch die Uneinigfeit mr 
ter. den Selhwiflern, Was der Bater beftimmt, das laflen fich Die Kinden 
gern gefallen, nicht aber die Beflimmungen des Geſetzes. In ver Regel 
wohnen die Geſchwiſter in der Nahe des Guts ihrer Väter und fehen mit 
neidiſchen Augen auf den jebigen Beſitzer, und es herrſcht ſonach daun 
Seine Einigkeit unter ihnen. Was die Erben nach dem Geſetg nicht ſollten, 
dası tbast,.nuun der Annehmer; nach. zmei Jahren beichließt er, dad Gut: zw 
uerlaufen, ex befomn dann dafür 18.— 20,000 Ihaler, und Died iſt num 
erſt die mahre Tare. Gi kommen damı bie: Hinterbliebenen und fagen: unk 
fehreien gegen. die geſetzliche Beftimmung über Die. Ungerechtigkeit und ger: 
gen: die Bormünder. Kein Bormund wird unter ſolchen Berbältnifien. ein 
ſolches Amt annehmen innen. Der jebige Butshefiger hat den Vortheil, 
und die Anberen ſtehen in großem Nachtheil. Meine Berren! Run heißt, 
ed: un Geſetzt: „um einen Fräftigen Bauernſtand zu erhalten”. Schon vor 
fech8 Iahren kam diefer Entwurf auf den Provinziallandtagen wor; auch 
zu jener Zeit habe ich eifrig und entſchieden dagegen mich ausgeſprochen 
md damals auch Die ſchlimme Seite der Sache Dargeftell. Ich muß pros 
teſtiren gegem die Behauptung, die in ver Denkichrift enthalten ik. Ei 
heißt: Dort, die Provinz Sachien babe fich einflimmig dafür ausgeiprochen:. 
Dad muß. ich miderlegewsz es muß. ein Irzthum fein. Drei haben dagegen: 
geſtimmt. Ych. bin inmer ein Feind gemeien gegen bie Cinſchräänkungen im 
Befig Meine Herren, ed: heißt, „um einen Eräfsigen Bauernſtand zu erzie⸗ 
len‘. Ich ſrage, ob. durch das Beleg ein Fräftigener Bauernfland: erzielt 
werden kann, als mie wir ihm jegt haben ?: Ich kenne ven. Baweanfland ſeit 
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40 Jahren, und ich frage die hochgeehrten Herren von der Ritterſchaft 
und den Städten, insbeſondere die älteren, die vor AO Jahren den Bauer 
ſtand kannten und jetzt noch kennen. Der Bauernfland iſt jegt jo kraftig 
und groß an Betriebſamkeit und Fleiß. 

(Bravoruf von allen Seiten.) 

Was hat dieſes Verhaltniß herbeigeführt Die weiſen, wohlwollen⸗ 
den Gefſetze unſers hochſeligen Könige. Er wollte, daß feine Unterthanen 
frei über ihr Beflsthum verfügen könnten, die Ablosbarkeit und die Sepa⸗ 
tation. Diefe drei weiſen Geſetze find mit einander verbunden, und fie 
tönnen nicht von einander getrennt werben! Diefe Beflimmungen haben 
den Werth in dem Grundbeſttz und die jegt vorhandene Regſamkeit in uns 
ferem Stande hervorgebracht. Meine Herren, wenn Sie auf die Ortſchaf⸗ 
im binbliden, jo werden Sie finden, daß auch in moraliſcher Hinficht 
Stadt und Land immer mehr mit einander verfchmelzen. Gehen Sie auf 
das Land und fehen Sie auf den Dörfern die Gebäude an, die ſeit 20 
Sahren entflanden find! Alſo, was dem Acker abgezwungen werben Fann, 
das gefchieht. Es werden Vereine gebilpet, an welchen höhere Beamte 
und Herren Untheil nehmen, die die Fortbildung des Bauernſtandes Fräfs 
tig unterftügen. Der Bauernſtand ift jegt Eräftig genug und bedarf Feiner 
ſolchen Gefege wie die vorliegenden. (Bravo von mehreren Seiten.) 

Meine Herren, ich ftehe bier für 300 Ortſchaften, aber ich glaube, 
alle 300 würden fagen: Das Geſetz ift nicht rathſam, wir brauchen e8 
nicht. Warum diefe ſcheinbaren Verbeflerungen,, die feine Berbefierungen 
find, warum an dem Bauernflande rütteln, um ihm bie Freiheit zu be 
ſchränken? (Bravo.) | 

Meine Herren, ich Eünnte in Namen meiner Kommittenten es nicht 
verantworten, wenn ich für dad Geſetz flimmtel Ich weiß nicht, ob es 
durchfallen oder ob ed angenommen werben wird; mag dem fein, wie ihm 
wolle; ich habe wenigſtens meine Pflicht getban! Auf dem Provinzial- 
Zandtage wurbe ich nicht unterftügt, aber bier, glaube ich, in dieſer hohen 
Verſammlung, werde ich Unterflügung finden. Es ift ein Gefeß, das ers 
laffen werden foll beim erfien großen Landtage, und zwar allein über bie 
bäuerlichen Verhältnifie. Meine Herren ! ich fpreche nur von meinen Kreis 
fen, nicht von der Provinz, aber ich glaube, vie Herren Kollegen aus ver 
ganzen Provinz flimmen mir bei. Wir verlaffen uns heute auf die hobe 
Berfammlung. Ich glaube, daß fie und bei der Abſtimmung über das 
Geſetz nicht im Stich lafſen wird.“ 

(Allgemeines Bravo.) 

Abg. Gießler: Meine Herren! Auch meine Anſichten ſtimmen 
nicht mit denen in der gegebenen Verordnung überein. Ich kann mich nicht 
überzeugen, daß in meiner Gegend, wo es nur wenig geſchloſſene Bauern⸗ 
güter giebt, wo nach dem Tode des Erblaſſers gewöhnlich Alles in gleiche 
Theile getheilt wird, kein Fräftiger Bauernſtand vorhanden wäre. Ich halte 
dieſes Verfahren auch für das richtigfte. Ich bin der Meinung, daß an 
der von Gott geſchaffenen Erde alle Menſchen gleiche Rechte haben müſſen. 
Da, wo der arme Mann, der ſich vielleicht in vielen Jahren mit ſaurem 


250 


Schweiß und Drühe etwas erfparte , die Freiheit nicht hat, Land dafür zu 
kaufen, wo ihm bie Möglichkeit genommen If, auf einem Stückchen eignen 
Grund und Boden Kartoffeln zu bauen, um damit feine vielleicht zahlreiche 
Bamilie eine gewiſſe Zeit hindurch zu ernähren, ba ſcheint mir die wahre 
menfchliche Freiheit nicht zu Haufe zu fein. Giebt es jenoch Gegenden, 
wo die Bauerngutöbefiger felbft der Meinung find, Daß man durch die ge 
fhlofjenen Güter, vielleicht durch die Viehzucht, auf einen Träftigen 
Bauernftand hinwirken fünne, 
(Heiterkeit) 

wo es die arbeitende Klaſſe dabei gut hat, da habe auch ich nichts vage: 
gen, diefe bei ihrer Anficht zu laſſen. Ich glaube jedoch, daß auch da die 
gegebene Verordnung nicht nöthig fein möchte. Dir jcheint ed außer allem 
Zweifel zu liegen, daß durch das in der Verorbnung vorgeichriebene Tas 
xiren nicht allein ver Werth der bäuerlichen Grundftücke vermindert wird, 
fondern daß auch die Erben, welche das Gut nicht befommen, felten mit 
der Taxe zufrieden fein werden, daß alfo dadurch nur Zwiſt und Unzufrie 
denheit in den Familien entftehen würde, Als Abgeorbneter der Landge⸗ 
meinden halte ich es daher für befier, wenn die hohe Verfammlung das 
vorliegende Gefeg nicht annimmt, fondern vielmehr dahin zu wirken fucht, 
daß allen Denjenigen, welche Bauergüter erben, auch für die Zukunft 
die Freiheit gelaffen werve, mit ihrem @igenthum zu machen, was fie für 
gut und zweckmäßig halten. Ich flimme dem Antrage des Abgeordneten 
aus der Provinz Echlefien bei.‘ 

Abg. Berndt: „Der Bauernfland wird ſich nicht nur allein in feiner 
gegenwärtigen Kraft erhalten, fondern fort und fort Eräftiger werben, wenn 
alle Servituten und Verpflichtungen vollends abgelöft fein werpen, wenn 
Die veralteten Privilegien des Grundbefißed, die Batrimonial- und Poli: 
zeigerichtöbarfeit und der erimirte Gerichtöftand aufgehoben, wenn Dos 
minien und Gemeinden zu einer gemeinfamen Kommune vereinigt, wenn 
eine zeitgemäße Landgemeindeordnung emanitt fein wird. Dann werden 
die fo Eoftipieligen Prozeffe aufbören, das hierdurch erzeugte Mistrauen 
in den Gemeinden wird verfchwinden, Ruhe, Friede und Eintracht werben 
einfehren, und nicht allein der Stand der Landgemeinden, fondern der Stand 
fänmtlicher Grundbefiger wird ſich Eräftiger und gediegener als je erhalten. 
Ich bitte daher die hohe Verſammlung, daß fie fich gegen dieſen Geſetz⸗ 
Entwurf ausſprechen möchte.“ 

Abg. Allnoch: „Wenn ich in der Verordnung im Anfange leſe, es 
ſei die landesväterliche Abſicht, für die Erhaltung eines Fräftigen Bauern⸗ 
flandes zu forgen, fo ſteht e8 feft oder ift angenommen, daß der Bauerns 
ſtand kraͤftig ſei. Es wird ihm dies Niemand beftreiten wollen, auch nicht. 
beftreiten können. Wenn man num zu feiner Erhaltung Geſetze geben will, 
fo muß in mir die Frage entſtehen: welche Geſetze? So wie die Verord⸗ 
nung ausfpricht, glaube ich fie vecht beurtheilt zu haben, wenn ich fage: 
Geſetze, wo bei Erbtheilungen die Erwachſenen vor den Minorennen ents 
ſchieden bevorzugt werben. Ich babe gerade eine andere Anficht. Der Er: 
wachſene hat jchon viel voraus vor dem Minorennen, daß er die Erziehung 
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bat won feinen Arkteın: genieen Ehingen, yan- ich hin wicht der Meinung, Daß 
ein Familſenglied fi, vialleicht im her Fülle beaden IH und Die ührigen 
danhen / müfſen. &otk gebe, daß es Yazın in: unſyoxem Stande nicht kamme! 
Dem Baysınfland: hat. fig in allen: Stäzigen, dar: Zeit, ich maine bei, Untev⸗ 
indenng, Deutichlands , exhalten und beigetragen gleich alten andarn Skänr 
dan zum Wohle des Fönigä un: Vaterlandes, und: ich: hahe wit: Fneuden 
in nen Thronxede Sr. Mojeflät: des Königs geleien, wo Gr. fagter: „Ir Han 
niemals die Letzten, wo ed gilt für König und, Vaterland.“ Der Staub 
der Landgemeinden hat fich gehoben, ja, bedeutend gehoben feit. der Ge⸗ 
feagsbung: und namentlich feit der meilen Geſetzgebung nom 9, Oft. 1807, 
ish meine. das Geſetz, wegen der Exbunterthänigkeit. Jetzt erſt bat; vieler 
Stend geichen , welrhe Feſſeln auf ihm lagen. Wenn, die. Tendenz, dex Ger 
ſetzgebung auf. Ahloöſung ſämmtlicher Servituten geht, To glaube ih, daß 
Dies ein Mittel ſei, wodurch der Stand. Fräftig: gedeihen wird. Wir, hahen 
die Hoffnung , eine Landrentenbank zur Ablöfung. der. Reallaſten, welche 
und noch immer an. das alte Feudalſyſtem erinnern, zu bekommen, wiz 
haben die Hoffnung, ein Ruftikalinfitut zu, erhalten, man gebe und: noch 
*7 zeitgemaͤße Kommunalordnung, und der Stand wird ſich entſchieden 
hehen. 

Se. Majeſtät der König haben im der Thronrebe, geſagt: „Die Stände 
find fich gleich.“ Meine Herren, wir wollen ein gemeinichaftliched Ganzes 
bilden, wir wollen nirht Hinter einander, wir molfen neben einander geben 
und dadurch den Willen unſeres Königs erfüllen ;_ wozu folche Partikulas- 
geſetze? Wenn auch der Gaſetzentwurf, dieſer und gegenwärtig vorgelegte, 
nicht dexſelbe iſt, wie der von 1844, fo ift doc bie Tendenz Diefelbe, und 
fon aus. Diefem Grunde flimme, ich, Dagegen. In Bezug’ auf die Taxen 
muß: ich zugeben,. daß es am Ende nothmwendig iſt, darin etwaß zu. thum 
In Schleſten haben wir: wenigftand Tau Örundprinzipieen für die Ruftikalien 
sichk,. ſondern bloß, für die Dominien. Diefe find wegen ihres Mangelhaft 
tigkeit auf die Ruftifalgüter gar nicht anwennbar, Man gebe: und Tar⸗ 
grundprinzipien ungefähr fo, wie dag. Kreditinſtitut Solche bat, Dann. wer 
den ſich gleichmäßige. Taxen herausbilden; denn ich muf dem Redner vor 
mir. heiſtimmen, wenn er ingtı: To viel Taratoren., fo, viel Taxen. 

Wenn ich auch zugebe, wie. es ſchon gegenwärtig Uſus iſt, daß im 
Wege frrimilligen Ueberlaſſens der Stammgüter der Uebernehmer: das 
Gut für ein Billige annimmt, fo Tann ich doch niemals zugeben, vieles 
zum Geſetz zu erheben, Der Wille eines Vaters ift den Kindern ein Hei⸗ 
ligthum; das, was ein Vater, fo lange er noch lebt oder in. feinem legten 
Willen verordnet, dad: mird felten ein Find antaflen. Man erkeichtere dem 
gemeinen. Manne: die, letztwilligen Verordnungen auf eine weniger koſm 
ſnielige, Weife, man heſchränke die Koſten auf, die reinen Auslagen, Dann 
wird, jeder Vater teſüren, und,dieſes Geſetz rein erübrigt werben. Ich ap⸗ 
pellire nun an Sie, meine. Kollegen aus dem Bauernſtande, und ich hin 
überzeugt, daß, wenn Sie, ſich damit, vertraut: gemacht haben, werben, ich der 
Abflimmung ganz ruhig entgegenſehen kann. Ich hoffe auch non den Herren 
Daputisien ver Ritterfchafk und der Städte, daß; fie und: beiftehen werben, 
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uns ki werimue den Meibgebech der Rrome und habe das te Ben - 
Bauen. gu Br. Bönjeät, bar das Mefatz, wie xs hier iſt, nicht Fe 
ren werde.“ 

Auch Abg. Protz en erlbaͤrte, daß Fein Veduͤrfniß zu einem Ges 
ſetze wie das vorliegende vorhauden ſei, daß ein ſolches von dem. 
Stande der Landgemeinden nicht gewünfcht werde. 

„Erlangte das Geſetz Kraft," „ſagte ex, fo würde ber. Grundwerth fals 
fen, die Familienbande geloſt und Haß und Verfolgung verbreitet werben. 
Nach meinem Dafürhalten reihen die landrechtlichen Beſtimmumgen voll: 
faudig aus vie Verlafſetiſchaft zur Zufriedenheit der Erben zu vrdnen, 
und daß auch Das Et ver Famiſie erhalten werde, und koͤrmt es ſelten 
por, daß ein, But sub hasta geſtellt werde. Mein Amtrug gebt dahin, Se 
Majeſtät zu bitten, Die Verordnungaufſſich beruhen zu laffen. 
Ih Habe das Meinige gefhan und fubmittire mich, ob mein Antrag Un- 
terftügung findet.” 

Mit ähnlichen Gründen fchloflen fich diefen Rednern mehrere Abs 
geordnete aus dem Stande der Städte an — Welter, Winzler, 
Bier, Schumann. Nachdem alle Redner, die auftraten, gegen ven 
Geſetzentwurf, nicht ein einziger dafür gefprochen, nachdem insbe: 
fondere die Vertreter des Standes, für welchen das Geſetz fpeziell be 
rechnet war, daſſelbe fo entſchieden im Namen ihrer Kommittenten 
zurüdgewiefen hatten, fonnte das Schidfal des Entwurfs nicht zweis 
felhaft fein. Zwar verfuchte der Vorfigende der Abtheilung, Abg. v. 
Brünned, den Entwurf in einem günftigeren Lichte Darzuftellen und 
mandhes der dawider erhobenen Bedenfen als aus Misverftänpniß her: 
vorgegangeh zu widerlegen, fchloß aber doch auch feine Rede mit den 
Worten: M 

„Wenn veffenungeachtet die Landgemeinden fich entfchieven gegen 
das Bepürfniß eines derartigen Gefepes erklären und auch nachher bei der 
Berathung über die jpeziellen Theile dabei bleiben follten, fo vertraue ich [os 
wohl der hohen Berfammlung als auch dem Gouvernement, daß der Ge⸗ 
feßentwurf von ihnen aufgegeben werden wird. ” 

Der Landtagsfommiffar felbft ſchien den Entwurf preis» 
zugeben und nur die Abfichten der Regierung von den Vorwürfen reis 
nigen zu wollen, die ihr gemacht worden waren, namentlih von 
dem, daß das Geſetz die Freiheit des Bauernftandes in Bezug auf 
Beſitzverhaͤltniſſe und Dispofizionsbefugniffe beſchraͤnken wolle. 

„Wenn aber, ’’ fügte er hinzu, „einer der geehrten Redner fih auf 
die Räthe der Krone beruft und die Hoffnung ausfpricht, daß das Geſetz 
dem Stande, zu deffen Nutzen es gereichen follte, nicht aufgebrängt werde, 
fo glaube ich mit größter Beftimmtheit die Verficherung 'niederlegen zu 
bürfen, daß, wenn vie Berfammlung, die Tendenz des Entwurfs nicht billis 


gend, ſich dagegen ausfprechen follte, ſolcher nicht zum Befep erhoben 
werben wird, ſchon aus dem einfachen Grundfatze, daß Wohlthaten nie 
aufgebrängt werben follen.‘’ 

Die Kurle ging nad) dem Schluffe diefer allgemeinen Debatte 
zwar noch auf die Berathung der einzelnen Paragrafen ein, allein nad) 
furzer Disfuffion wurden diefe einer nach dem andern mit großer Mas 
jorität verworfen und fomit das ganze Gefeg abgelehnt. 

Die Regierung zog hierauf den Entwurf zuräd, ohne das Guts 
achten der Herrenfurie darüber einzuholen. Sie mochte ed Doch bedenk⸗ 
lich finden, ein fo einmüthiges Votum der Ständefurie gegen ein gan« 
zes Geſetz auf ähnliche Weife zu ignoriren, wie bie Erflärungen ders 
felben gegen Die einzelnen Beftimmungen des Befcholtenheitögefebes. 


Zwanzigſtes Kapitel. 


Berhandlungen wegen Hebernabme einer Staatsgarantie behufs der 
Erriätung von Landrentenbanten. 





Die Regierung hatte dem Landtage eine Vorlage gemacht wegen 
Errichtung von Landrentenbanfen zur Erleichterung ber Ablöfung bäuers 
licher Reallaften; e8 handelte fich dabei um eine Garantie des Staats 
für die von den Randrentenbanfen auszugebenden Pfandfcheine, um 
Diefen einen fichern Werth und dadurch einen günftigen Kurs auf dem 
Geldmarkte zu verfchaffen. 

Die Berathungen darüber — in vereinigter Situng beider Kurien 
vorgenommen — bewegten fich zuerft um Die Frage der Nuͤtzlichkeit des 
beabfichtigten Inflituts. Eine große Anzahl Redner ſprach ſich ent- 
ſchieden dafür aus; nur von wenigen ward deffen Ruben in Zweifel 
gezogen. Die Abtheilung hatte ebenfalls den Plan günftig begutachtet. 

Als man nun aber zu dem zweiten Punfte, der zu leiftenden Ga⸗ 
tantie, fam, erhoben ſich Zweifel darüber: ob eine foldhe Garantie fo 
ins Ungewifje hinein geleiftet werben fönne, da man durchaus nicht 
überfehe, wie groß die Summe der Pfandbriefe, für die der Staat 
haften jolle, und wie groß oder gering die Gefahr diefer Haftung fel. 
Die Abgg. v. Gottberg und v. Sauden-Tarputfchen waren 
die Erften, welche auf diefes Bedenken aufmerffam machten. “Der 
Letztere hob auch noch einen andern Punkt hervor: was folle, fragte 
er, mit den Geldern werden, welche auf diefe Weife der Staat durch 
Kapitalifirung der Reallaften bei ven Domänen einbefommen würde? 

Der fön. Kommiffar erwiderte: dieſe würden auf dem geſetz⸗ 
lichen Wege zu Tilgung der Staatsfchulden verwendet werden. 

Dadurch beugte er weiteren Erörterungen vor, die diefer Punkt 
fonft leicht wegen ber Mitwirkung der Stände bei der Verwaltung der 
Domaͤnen hätte herbeifüͤhren konnen. 
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Nicht fo leicht war über den andern Zweifelspunkt, die Unſicher⸗ 
heit der zu leiftenden Garantie, binwegzufommen. Der Abg. Hanfe: 
mann hatte in Bezug darauf eine Petizion eingereiht, worin er bes 
antragte: 


Der Landtag möge ſich, ebe er eine folche Garantie ausfpreche, zuvor 
beftimmte gefegliche Unterlagen erbitten 1) über das Marimum des Ge⸗ 
fammtfapitals, wofür garantirt werden folle, 2) über die Leiflungen der 
Belafteten für VBerzinfung und Abtragung der Landrentenſchuld, 3) über 
das Marimum der Zeitwaner der Garurifie, A) ben die Bedingungen ber 
von den einzelnen Provinzen zu übernehmenden antheiligen Garantie; er 
möge ferner verlangen, daß der Ständenerfammlung bei ihrem jedesmali⸗ 
gen Zufammentritt der Nachweis über die Größe der wirklich geleifteten 
Garantie fo wie über deren allmäliges Erlöſchen gegeben werde. 

Die Abtheilung hielt die erften vier Punkte theils für unnöthig — 
bei übrigens ‚umfichtiger Einrichtung der Landrentenbanken — theils 
für imausführbar, weil die Verhältniffe der einzelnen Banfen in den 
verſchiedenen Provinzen ſich nach ‚nicht überfehen ließen, Vieles auch 
yon der Entſchließung der Provinziallandtage über ihre Betheiligung 
dabei abhinge. Den legten Bunft dagegen empfahl ſie zur Annahme. 

- Auf ein viel weiteres Feld ward jedoch Die Debatte verfegt und 
wah einen höchft bedeutfamen Karakter an, alö der Abg. v.Bimde, 
nachdem ar ms verichiedenen andern Gefihispunften die Vorlage der 
Regierung bekämpft, eine Pringipfrage der ernſteſten Aıt daran laupfte, 
Indem er ſo fortfuhr: 


„ZIch glaube mich aber auch aus allgemeinen Gründen, im fpezielten 
Suterefje der hohen Verſammlung, gegen Die Garantie erklären zu müſſen. 
Ich muß zurüdkonmen auf dad, was ich vorhin fagte: Jeder Gaudpater, 
ber irgend eine Schuld Fontrahiren oder eine Bürgichaft übernehmen will, 
was ziemlich einerlei ift (denn, wenn der, für den er bürgt, nicht bezahft, 
fo tritt feine Verpflichtung ein), wird fich Fragen, wie groß Al ver Umſang 
meiner Mörtel?.umd, zweitens, welche Berpflicitungen und welche Balfiva 
habe ich etwa fonft noch, und welche Paſſiva fünnen im Bereiche menſch⸗ 
[iger Vorausſicht, fo weit meine Augen. es überfehen können, mir noch 
bevorſtehen? In allen vielen Situazionen befinden wir und nit. Zundrs 
derſt Tiegeh und zwar allgemeine Ueberfichten über den Staatshaushalt 
wor, aber nicht fo detaillirt, nicht fo ſpeziell belegt, wie es fir wine folche 
wichtige Angelegenheit erforderkich if, um irgend eine Baranzie Name 
des Landes übernehmen zu können. Wir befinden und aber auch ganz 
außer Stande, das Maß ünferer Verpflichtungen überfehen zu können. 
Wir fönnen zwar aus der Meberficht ver Staatsſchulven, welche wir dem 
verehrten Chef ver Staatsichuldenvertvaltung verdanken, etfehen, wie 
groß die Schuldenmaſſe jetzt iſt, aber wir Knnen nicht vorausſehen, auf 
wie hoch fie ſich vielleicht in ver nächſten Zeit helfen wird. Much we 








Veſetz vom 17. Januar 4820, walched Er. Hochielige Majeſtet für ums 
wöbesruflich erklärt Hatte, benften Teine Staatäichuleenichrine audgeñtellt 
werden Ahne Mitgarantie ver künftigen reichsſtündiſchen Verſammlung. 
Dieſe find mir. Wir haben nach der Sr. Majeſtät eingereich ten Abreſſe 
die Rechte erworben, welche ber reichsſtändiſchen Verſammlung beigelegt 
find. Dad Patent vom 3. Februard. I. gewährt aber nem Staate vie 
Möglichkeit, unter zwei Bedingungen Schulden gu Fontenhiven ohne die 
Auſtinmung zer Verjammlang, einmal, inſofern eine Deputazion ven 
8 Berfomen dur, ihre bloße Zuziehung, keineswegs Buflimmung, Ihe 
autoriſirt, Schuiven ind Leben treten zu laſſen, nicht nur für seinen einiges 
tretenen, ſondern ſogar im Falle eines bevorfichenden Krieges — und I 
frage, ob ed möglich iſt, ob felbſt ver Proſetenblick des weiſcſten Monkirs 
chen für den Zeitraum nur eines Viertelinhres vorauszuſehen vermag, vb 
ein Krieg mifichen wird und, im Fall ein Krieg beforgt werden möchte, 09 
dieſe Betorgniffe ſich nicht wieder verziehen werden, wie wir wies ja ſchon 
mehrmals erlebten. Wir würden alfo Schulden ind Leben treten frben 
Können, die nur für die entfernte Möglichkeit eines Krieged gemadgt wären, 
und diefe Möglichkeit hätten wir gelegt in die Zuziehung einer Minberheit 
von acht Berfonen, die aus dieſer Berfammlung vielleicht hervorgehen Fönnite. 

Ueber die Nothwendigkeit diefer Ausnahmemaßregel Tönnen noch allens 
falls verſchiedene Anfichten obwalten (ich theile dieſe Anſicht nicht, aber eb 
kBnnten Doch verſchiedene Anſichten darüber herrſchen), aber rin weit 
dringenderer Fall kann eintreten -— daß nämlih nur ein Theil nd 
Staatönermögend zum Pfande gejett zu werden braucht, um eine Verpflichs 
tung für den ganzen Staat zu begründen, denn, wenn dieſe Spezialhypo⸗ 
thek nicht ausreicht, fo hört damit die perfönliche Haftbarkeit des Staated 
nicht auf. Wir haben den Fall im Jahre 1822 und 1832 erlebt und ich fehe 
feinen Grund ein, warum die Seehandlung fich nicht wieder in der Tage bes 
finden fünmte, unter Berpfandung ihrer Bonds Schulden zu Eontrahiren, für 
die nachher der Stuat mit feinem Vermögen ald Garant eintreten müßte auf 
Grund des Geſetzes von demfelben Datum (17. Januar 1820), wonach ex die 
Garantie für alle Befchäfte der Seehandlung zu leiften hat. So lange e% 
alio möglich ift, daß der Staat mit Millionen vonSchulden 
beilnftet werden kann, zu welchen vie Berfammlung ihre Zus 
ſtimmung nicht gegeben bat, jo lange befinde ich mich nach meiner 
entichiendenen Iteberzeugumg nicht in ver Rage, irgend seine Sarantie für einz 
Staatsſchuld einzugehen. Es kommt noch der weientliche Punkt Hinzu, 
daß wir Beine genügende Sicherheit dafür befigen, daß ſelbſt vie beſchränkte 
Buſtimmung gu Schulbden, ‚vie und In dem Patente verlichen iſt, und Dev 
bleiben wird; denn, ob das Patent geanvert werben foll, haben Se. Ma« 
jeftät Ihrer Allerhoͤchſten Entichließung vorbehalten, und es ift eine Aens 
derung in feiner Dispofizion des Geſetzes von einer Zuflimmung, ja nicht 
"einmal von einem Beirath der flänpifchen Verſammlung abhängig gemacht; 
es iſt nur geſagt, ſoſern Se. Majeflät fich bewagen finden sollten, ſtändi⸗ 
ſchen Beirath über eine ſolche Nenderung zu vernehmen, fo würden Ste ben 
Beirath des Vereinigten Laudtages darüber einholen. Wir haben In une 
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feger Gefeggebung erlebt, daß ein Befeh, das von einem Könige für un« 
widerruflich erklärt war, in feinen weſentlichſten Beflimmungen durch Die 
neue Gefeßgebung alterirt wurde, und wir fünnen und alfo in Bezug auf 
das Patent vom 3. Februar c. vermöge Anwendung der Machtvollkommen⸗ 
beit Sr. Majeflät des Königs wieder in derielben Lage befinden. Der König 
flirbt nicht, das ift der Grundfag, worauf die Monarchie, wie auf uner- 
ſchütterlichem Fundament, ruht. So lange ed aber möglich it, daß ein 
Nachfolger aus Allerhöchfter Machtvollkommenheit ein Geſetz aufhebt, 
welches fein in Bott ruhender Vorfahr ald unwiderruflich bezeichnet bat, 
fo lange vermiffe ich die nothwendigſte Grundlage für unfere Verfaffung. 
Ich fehe mir gegenüber viele ehrenwerthe Mitglieder, die nach dem ger 
wöhnlichen Sprachgebrauche Konfervative genannt werden. Ich habe die 
fefte Ueberzeugung, daß fie unfere Verfaſſung Eonferviren werben, wie ihr 
Privatrecht. Ich zähle mich ven Konlervativen bei. Ich bin feft entichlofs 
fen, mein gutes Recht und mein gutes Gewiſſen ungeſchmälert und unge: 
trübt auf meine Nachfommen zu vererben, mie ich fie von meinen Vor⸗ 
fahren überfommen habe. Deshalb flimme ich gegen die und angefonnene 
Garantie.“ 

Der Abg. Tſchocke erklärte ebenfalls, nicht für die Garantie 
ſtimmen zu koͤnnen, weil eine ſolche, vom Staate übernommen, gleich⸗ 
bedeutend ſei mit einer Staatsanleihe oder mit der Uebernahme einer 
Staatsſchuld. 

„Sollte dennoch,“ fuhr er fort, „von der hohen Verſammlung ein 
ſolcher Beſchluß gefaßt werden, ſo würde ich mich gedrungen ſehen, im 
Namen meiner Kommittenten mich gegen einen ſolchen 
Beſchluß, wie gegen deſſen Folgen, zu verwahren.“ 


Der Referent, v. Gaffron, verſuchte, v. Vincke zu widerlegen. 
Er appellirte an das „Vertrauen auf die koͤniglichen Worte,“ in denen 
er Sicherheit und Buͤrgſchaft für die Zukunft der ftändifchen Verhälts 
niſſe erblide. 


„Indem uns,” fagte er, „die in den früheren Befehen den Reiches 
fländen vorbehaltenen Befugniffe durch das neue Geſetz zuerkannt worden 
find, find wir auch befugt, über die Staatögarantie zu beſchließen.“ 

Abg. v. Binde: „Ich babe nicht gefagt, daß ich den Vereinigten 
Landtag nicht für befugt halte. Ich halte ven Landtag für Eompetent, feine 
Zuſtimmung zu ertheilen. Ich babe aber gelagt: wir befinden uns nicht in 
der Rage, daß wir Died fönnen, aus den von mir angeführten Gründen.” 


Auf denſelbe Punkt führte Abg. Hanfemann die Frage von 
einer andern Seite her zurüd. 


„Entweder ,” fagte er, „wir werden bald wieder einberufen werben, 
in längftend 2 Jahren — fo gebt in ver Zeit gar Nichts verloren; ober 
wir werden nicht einberufen, nun dann geftehe ich, daß, fo lange man 
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ſich auf fo unfihrem Boden befindet, ich fehr ſchwer daran gehe würkeı: 
eime Barantie Diefer Art zu leiſten.“ 


Jetzt trat abermals ein neuer Zwifchenfall ein, welcher der Debatte 
eine entjcheidende und für die Regierung gewiß ebenfo unerwartete als 
unenwünfchte Wendung gab. Der Landtagstommiffar, um die 
Einmwürfe der vorhergegangnen Redner, namentlich Bindes, zu ent 
fräften, fuchtezubeweifen, vaßeine Staatsgarantie keineſStaats⸗ 
anleihe fei und daß darum eine eigentliche Juſtimmung feitens 
der Stände von der Regierung gar nicht verlangt werde. 


„Wenn e8 fi darum handelte,” fagte er, „ein Staatövarlehen aufzus 
nehmen, fo würde nach ven klaren Beflimmungen des Geſetzes v. 3. Fbr. d. J. 
dazu die Genehmigung der hohen Verfammlung erforderlich fein. Es han⸗ 
delt fi aber nicht darum, ein Staatsanlehen aufzunehmen, fondern e8 han⸗ 
delt ih darum, eine Garantie zu übernehmen, und zwifchen Garantie und 
Staatödarlehen befteht ein fehr wefentlicher Unterfchied. Es war nicht in 
dem Geſetz von 1820 vorgeichrieben, daß zur Uebernahme von Garantieen 
die Zuflimmung von Reichäftänden erforderlich fe, und ebenfo wenig ift in _ 
dem Gelege vom 3. Februar d. J. eine ſolche Vorfchrift enthalten. Der 
Staat ift ſehr häufig in dem Ball, Garantieen übernehmen zu müſſen; er 
bat feit 1820 vielfältige Garantieen von größerem und geringerem Um: 
fange übernommen, ohne fich deshalb den Vorwurf machen zu dürfen, dad 
Staatsſchuldengeſetz von 1820 überfchritten zu haben. Er hat die Garantie 
übernommen , gerade in der gegenwärtigen Vorlage analogen Fällen, 
namentlich für die Rentenbanken von Baderborn, Wittgenftein und für das 
Eichsfeld, ohne es für nöthig zu Halten, deshalb die Form des Geſetzes von 
1820 zu erfüllen. Er bat wegen der großen Dieliorazionen in der Provinz 
Preußen für die Landrentendriefe ganz ähnliche Kreisobligazionen eben: 
fall8 die Garantie übernommen. Alfo nicht, weil in dem Geſetze vom 
3. Februar d. J. die Nothwendigkeit begrünnet war, die Zuftimmung 
der hoben Berfammlung zur Oarantie für die fchlefifchen oder andere Lands 
rentenbriefe zu erhalten, ift pie Vorlage gemacht. 

Es ift aber nicht zu leugnen, daß aus einer Garantie die Nothwens 
digkeit hervorgehen Ffann, Darlehne aufzunehmen. Wenn der Staat Ga⸗ 
rantieen übernimmt, die er nicht erfüllen kann, ohne fpäter Darlehne auf: 
zunehmen, fo würden viefe felbftredend an die Zuftimmung der hohen Vers 
fammlung gebunden fein, und aus dieſem Grunde ſchien es bei einem fo 
bedeutenden Gegenſtande, wie der vorliegende, räthlich, fich der Zuftim- 
mung der hohen Verfammlung im voraus zu verfichern.”’ " 


Das war nun aber das Allerunglüdlichfte, was der fün. Kom⸗ 
miffar vom Standpunkt der Regierung aus nur thun fonnte. Denn 
Das hieß, den kaum befänftigten Sturm ber Nechtsforberungen gerade 
auf dem für die Regierung gefährlichften Punkt wieder heraufbefchwören. 
Alle Betrachtungen, alle Rüdfichten traten jetzkzurück vor der Brinzipfrage, 





weiche durch vie Acußerungen von der Miniſterbattk aus ſo Fharfıin Diaz 
Vordergrund geruckt war. Auf dieſen Puntt wurf fi vie Oppoſtzion met 
ihrer ganzen Macht, und es konnte ihr nicht ſchwer fallen, den Miniſter 
aus der unhaltbaren Stellung, in Die er ſich verfetzt hatte, zu vertreiben 
und ihn gläugend aufd Haupt zu ſchlagen. 
Bederath war der Sefte, der Den vom koͤn. Kommilfar fo 
muthwillig hingeworfenen Handſchuh aufnahm. | 


„Mir, als dem Erſten,“ fagte er, „ber nach dem kön. Kommiſſar 
das Wort erhielt, Tiegt die ernſte Bewpflichtung ob, anf biefe Erklärung 
fofort zu erwidern, daß zwiſchen Anleihe und Garantie, zwilchen unmittels 
barer und mittelbarer Schuldverpflichtung ein Unterfchied, der bier ih Bes 
tracht Eommen kann, nicht vorhanden fft, daß ein Bürgichaftsfchein des. 
Staated für Kapital und Zinfen ein Staatsichuldendofument ift, welches 
nach $. 2 des Geſetzes vom 17. Januar 1820 nicht ohne Zuftimmung der 
Stände audgeftellt werben darf. Es ift wahr, daß mehrere Staatsgarantieen 
ohne diefe Zuftimmung vollgogen worden find; aber es ift auch wahr, daß 
dadurch ebenfo viel Wunden dem Vertrauen in die Regierung gefchlagen 
worden find, Wunden, die von jet an heilen, nicht ſich vermehren Tolkten. 
Meine Herren, ich ftehe bier nur ein einzelner Mann, aber auch dke Stimme 
des Einzelnen hat Kraft, wenn fie aus der MWahrbeit ift, wenn fie Wider: 
ball im Lande findet, und Widerhall im Lande wird e8 finden, wenn ich 
fage,, daß das Rechtögefühl des Volfed jene Interpretazion verwirft! und 
ebenfo bin ich gewiß, daß die Zuftimmung in der Berfammlung mir nidt 
fehlen wird, menn ich hinzufüge, daß die Stände niemals eine Garantie, 

u der fie ihre Zuftimmung nicht gegeben, ald gültig anerkennen twerben ! 

ch gebe jegt über zu der Föniglichen Botfchaft, und ich geftehe, daß ich zur 
Berathung derfelben in ven beiden vereinigten Kurien feinen gefeglichen 
Anhaltepunft zu finden vermag, wenn es fich nicht um die Zuflimmung ju 
einer Binanzoperagion handelt, die einer Anleihe gleich zu achten ift. 

Der Herr Landtagskommiſſar Hat felbft erklärt, daß dieſe Fönigliche 
Botſchaft fein Gefegentwurf ſeiz müre fie ein folcher, fo müßte die Bera⸗ 
thung in jeder einzelnen Kurie befonderd erfolgen. In beiden vereinigten 
Kurien dürfen nah $. 14 des Geſetzes über die Bildung des Vereinigten 
Landtags nur Propofizionen wegen Aufnahme neuer Staatsanleihen, Ein- 
führung neuer oder Erhöhung der beſtehenden Steuern berathen werden. 
Menn alfo nicht einer-ver beiden Fälle vorhanden ift, wenn es fih nit - 
um die Aufnahme neuer Staatsanleihen oder neuer Steuern handelt, To 
würde die heutige Berathung ganz außer dem Gefet fein.” 


Der Kommiffar fuchte zwar feine Anficht nochmals zu vertheis 
digen, indem er fagte: | 

„Bine Sarantie ift allerdings eine Schuldverpflichtung, aber nicht 
jede Schulpverpflichtung ift ein Darlehen. Darum habe ich behauptet, daß 
eine Garantie Fein Darlehen, fei. Lediglich aber von Darlehen fpricht das 


Bela vom: 7: Januar 2920, Desbalfı hat ih: die Negiecung in: ihrer: Age 
fnaniß, in ihrem Rechte zu befinden geglaubt, indem fie zwildien dem 
17. Januar 1820 und dem 3. Februar 1847. eine ganze Reihe non: Karamı 
tieen, größeren und geringeren Umfanged, übernahm, ohne daß dadurch 
der Ein der Mitgkiever der Hauptverwaltung der Staatöfchulden verlegt 
wäre, ohne daß fie. ich deshalb einen Berligung des. Staatsſchuuldongeſetzes 
yam 37. Januar 1820: ſchuldig gemacht biste. Dieſes beſagt nur: Daßımeug 
Staats darlehen nicht anders, ald unter Mitgarantie und Zuziehung der 
künftigen Reichsſtände aufgenommen werden können. Daffelbe fchreibt dag - 
Geſetz vom 3. Februar 1847 vor, und darum glaubt die Verwaltung, auf 
Beute in ihrem Rechte zu fein, wenn fie nicht für jede Garantie, vie fie 
‚ Übernehmen. wit, die Zuſtimmung des Bereinigten Landtags in Anſpruch 
uigunt. Die Bälle ver Garantieubernahme find in der Verwaltung ſehn 
häufig. Wenn heute, wie nad) ia dieſen Tagen, der Fall geweſen, ein Kaufs 
mann fich erbietet, 1000 Laft Roggen zur Verproviantirung, einer Gegend 
da⸗ oder dorthin zu fchaffen, unter der Beringung, daß der Stagt die Ga⸗ 
rantie für den Ausfall übernehme, fo ift das eine Garantie. Wir haben die 
Garantie übernommen für die Eifenbabnen, welche die Sauptrichtungen 
des Staatd durchziehen. Diejelbe Frage, welche heute ventilirt wird, ift 
damals von den vereinigten Ausichüffen ventilirt worden, und e8 bat die 
Meinung, daß Garantie und Staatsanleihe ſynonym feien, damals feinen 
überwiegenden Anklang gefunden. Hätte fie dieſen gefunden, fo hätte die 
Meinung der dumaligen Ausfchüffe, welche die Reichäftände in Feiner Weile 
repräfentirten, in Beziehung, auf Die Uebernahme der Garantie für pie Eifen- 
bahnen von feinem Einfluß fein Eönnen. Ich habe aber gelagt, daß Garans 
tieen allerdings mittelbar von der Zuflimmung der hohen, Ständeverfamm: 
lung abhängig werden fünnen, und dad widerhole ih; ich widerhole es in 
Beziehung auf die Propofizion, welche der hoben Verfammlung jegt vor: 
liegt. Wenn nämlich die Garantieen der Art find, daß der Staat ſolche 
mit Sicherheit aus feinen laufenden Revenüen leiften kann, fo bevarf er 
dazu der Zufliimmung der hohen Verſammlung nicht; wenn aber der Staat 
fih die Vorhaltung machen muß, daß aus einer Garantie die Nothwendig⸗ 
feit eined Darlehens oder einer erhöhten Steuer. folgen kann, dann gebietet 
ihm die Borficht, mit einer folchen Garantie nicht voranzugehen, ohne die 
Meinung der Stände darüber vernommen zu haben, weil allerdings in dem 
Augenblide, mo diefe Nothmendigfeit eintreten und er vor die Stände tre⸗ 
ten müßte, um von ihnen die Zuflimmung zu einem Darlehen oder einer 
neuen Steuer zu verlangen, ihn mit Recht vorgeworfen werden fünnte:, 
Du Hätteft rechtzeitig unfere Meinung vernehmen, unfere Zuflimmung er= 
fordern follen und nicht in dem Augenblid, wo die Nothwendigkeit wirflich 
eintritt... Das if} die Urfache, weshalb; die Verwaltung bei der großen 
Frage der Garantieen über die Landrentenhriefe — bei der großen Frage, 
fage ich, weil fie ſich möglichermeife über die ganze Monarchie ausdehnen 
Bönnte — ih der Zuftimmung der hohen Verſammlung im vovaud ver 
fichern zu möüffen heglaubt hat. Sie wird, wenn biefe Zuftimmung nich 
eefolgt, von. der: Sache abflehen, damit fie nicht in dem unglücklichſten, 
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freilich ſehr unwahrſcheinlichen Fall, daß daraus ein Darlehen hervor: 
sehen Fönnte, in die Lage verſetzt werbe, gerechte Bormwürfe von ben Erin: 
ben zu vernehmen. “ 


Allein diefe Vertheidigung verwidelte ihn nur in eine neue, noch 
fchlimmere Berlegenheit und half feine Niederlage vollenden. Durch die 
Behauptung, daß die Staatsfchuldenverwaltung niemals Einſprache 
gegen die von der Regierung übernommenen Garantieen gethan habe, 
forderte er einen Gegner heraus, der ihm wie fein andrer gefährlich 
werden mußte. Es faß in der Berfammlung ein Mann, der bis zum 
Zahre 1846 Mitglied der Staatsfchuldenverwaltung geweſen war, der, 
als die Regierung die Garantie für die Noten der Berliner Bank über: 
nahm, nebft einem andern feiner Kollegen Einfpradye Dagegen ges 
than und, weil dieſe unbeachtet blieb, fein Amt niedergelegt hatte. 
Diefer Mann, der Geh. Finanzrath Knoblauch, erhob ſich jegt, um 
jene Fühne Behauptung des Minifters Lügen zu ftrafen. 


„Auf die Bemerkung des kön. Herrn Kommiſſars,“ fagte er, „daß 
die Hauptverwaltung der Staatöfchulden bei den bisher ertheilten Garans 
tieen nicht dad geringfte Bedenken gehabt habe, erlaube ich mir meinerfeits 
zu erflären, daß die Hauptverwaltung nie in den Fall gefommen ift, des⸗ 
halb befragt zu werden und fich Darüber zu äußern, auögenommen in einem 
einzigen Salle, wo ihre Mitwirkung wirklich in Anfpruch genommen wor: 
den iſt. Bei dieſer Gelegenheit hat fich jedoch gezeigt, daß verſchiedene Mei- 
nungen in ihrer Mitte obwalteten, Welche Verfchiedenheit der Meinungen _ 
außerdem hervorgetreten wäre, wenn jene Verwaltung auch noch bei an: 
deren Beranlaflungen befragt worden, darüber gebührt mir fein Urtheil. 
Ich meines geringen Theild muß aber erklären, daß ich in meinem Gemüthe 
tief bewegt worden bin, ſeitdem ich durch Die Erklärung des Föniglichen. 
Herrn Kommifſſars am Schluß der geftrigen Sigung gehört habe, daß auch 
jeßt, nachdem Se. Majeflät der König den Vereinigten Landtag berufen 
und ihm die Befugniffe der Reichsflände in diefer Beziehung beigelegt haben, 
daß alfo auch Fünftig noch ein Unterfchied gemacht werden foll zwifchen 
Staatögarantien und Staatöfchulden. Darlehne find nur eine Unterabthei⸗ 
lung von Staatöfchulden, welche überhaupt ohne Mitwirkung von Reichs⸗ 
fländen nicht gemacht werden Dürfen. Garantieen gehören aber meinem 
Nechtögefühle nach und nach dem Urtheil vieler Rechtskundigen unzweifel- 
‚haft in die Kategorie der Schulden.” 


Sept trat auch Graf Schwerin gegen die Erklärung des Mini- 
ſters mit folgenden Achtmännlichen Worten auf: 
„Ich bin ver Ueberzeugung, daß man fich hauptfächlich um deswillen 


gegen dad Votum ber Abtheilung erklären muß, weil ich. unſere Verfaſſung 
noch nicht in der Weiſe für Fonfolidirt erachten fan, um ein Bertrauendvotum 
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Dem Gouvernement abzugeben. Für ein Vertrauendvotum muß ich es aber 
erachten, wenn ich Garantie übernehme, ohne irgendwie den Betrag der 
Summe zu Eennen, für welche ih Garantie leiften foll. Ich enthalte mich, 
in Bezug auf die Erörterung, welche dad Mitglied von Weftfalen gemacht 
bat, eine8 weiteren Eingehens darauf und bemerfe nur noch, der Meinung 
des Herrn Marſchalls entgegen, daß er mir damit vollſtändig bei der Sache 
zu fein fchien, indem er mich der Mühe überhoben hat, die Gründe auszu⸗ 
führen, die mein Votum weſentlich beſtimmen. Nur noch mit einem Wort 
fei mir erlaubt auf vie Erklärung zurüdzufommen, die wir von dem Herrn 
Kommifjar geftern am Schluß der Sigung vernommen haben. Ich muß 
gefteben, e8 hat mich die Auffaſſung des Herrn Kommifjarius mit dem tief: 
ften Schmerz erfüllt, denn ich glaube, es ift in diefem Saale noch Fein 
- Wort geiprochen, was und von dem Ziele, dad wir Alle anftreben, dem 
Ziele gedeihlicher Entwidelung der ſtändiſchen Verhältniffe, weiter abge: 
führt Hätte, als dieſes Wort denn geveihliche Entwidelung Fann nur da 
flattfinden, wo über die Grundprinzipien eine Uebereinftimmung zwifchen 
den Ständen und den Räthen der Krone flattfindet, und ich glaube nicht 
zu irren, wenn ich annehme, daß bei eimer ſolchen Auslegung unferes 
Staatöfchuldengefepes die erwähnte Uebereinſtimmung in fehr ferner Zu« 
kunft liegt. Der Herr Kommiffarius Hat anerfannt, daß Garantie eine 
Bürgſchaft und, weil ed eine Bürgfchaft, auch eine Schuld fei. Er Hataber 
die Meinung audgefprochen, es fei um deöwillen noch Fein Darlehen, und 
es könne daher die Negierung felbftfländig ſolche Schulden übernehmen, 
ohne die Stände darüber zu befragen. Ich erlaube mir, den $.2 des Staats⸗ 
fchuldengefeßes ihrer Erwägung anheimzugeben. In dem erften Sage wird 
der Staatöfchuldenetat für alle Zeiten für gefchloffen erklärt, und es darf 
Fein Staatsfchuldendofument darüber hinaus außgefertigt werden, Der zmeite 
Sat fagt: nur in dem Falle, wenn die Stände ihre Zuftimmung geben, 
kann von diefem Punkt abgemichen und über ven jegigen Etat hinaus Schul- 
den gemacht werden. Es fcheint mir hiernach ganz unzweifelhaft, daß bie 
Regierung oder dad Gouvernement aus eigener Machtvollkommenheit durch: 
aus nicht berechtigt ift, ohne Zuflimmung der Stände eine Garantie zu 
übernehmen. Meine Herren! Ic kann e8 fehr wohl verftehen, wenn man 
fagt: in früherer Zeit, bei Gelegenheit der Prämienanleihen der Seehand⸗ 
fung und Uebernahme der Garantie für die Bankgefchäfte, war es nothwen⸗ 
dig, ſolche Barantieen zu übernehmen ; weil Feine Stände da waren und 
das Staatsintereffe ed erforderte, mußte man ed thun; ich bin vom ſtaͤndi⸗ 
ſchen Standpunkte aus der Meinung, daß man ruhen lafle, was da Hinten 
liegt, und ſich ftrede nach dem, was vor ung liegt. Uber keine Macht der 
Erde wird mich bewegen und ed vermögen, meine Zuftimmung zu der Mei: 
nung zu erhalten, jene Operazionen feien innerhalb der-Gränzen des Ges 
feße3 vom 17. Januar 1820 geichehen. Ich werde Dagegen proteftiren, fo 
lange ich meine Stimme bier in dieſem Saale erheben kann, daß, nachdem 
der Bereinigte Landtag ind Leben gerufen ift, ver Staat Garantieen zu übers 
nehmen befugt fei ohne Zuftimmung der Stände.” 
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Deeſelber Enktärung. gaben: die Abgeorbucten Lenfing un Dies 
niffen ab; obſchon bedauernd, ein fo wohlthaͤtiges Inſtitut dadurch 
dem Lande vorzuenthalten, hielten ſte es doch für ihre Grwiffenspflicht, 
gegen bie Garantie zu ſtimmen. 

Zwar verſuchte der allzeit fertige, vielgewandte Ulyſſes der mini⸗ 
ſteriellen Pariei, Graf Aun im, auch. diesmal der Regierung zu Hüͤlfe 
zu kommen und die ſchon faſt verlorne Sache noch zu retten, indem er 
einen Plan entwickelte, wonach der Staat nur ſubſidiariſch, nach den 
einzelnen Brovinzen, und auch nur für Die Zinfen des Rentenkapitals, 
nicht für das Kapital feld, Garantie übernehmen follte. Durch diefe 
fcheinbare Berringeruug der Summe und. des. Nififos hoffte er. Die er⸗ 
hobenen Bedenken zu befchwichtigen und die Berfammlung willfaͤhiger 
zu machen. Weber die Prinzipfrage fchlüpfte er leicht hinweg, indem er 
ein Mort, welches Schwerin in ganz andrer Beziehung gebraucht 
hatte, geltend zu. machen ſuchte: 

„Laſſen Sie ung,” riefer auß, „nicht immer blos rückwärts bfiden, ſon⸗ 
dern auch vorwärts! Lafſen Sie uns, wenn wir Bedenken in ver Bergangene 


heit finden, deshalb nicht muthlos werden, laffen wir ung dadurch nicht 


bei jedem Schritt und Tritt aufhalten im Vorwärtsgehen!“ 


Auch ward ihm von einigen Rednern der minifteriellen Seite ſekun⸗ 
dirt. Der Abg. Steinhed führte in feiner fhönrennerifchen Weiſe 
das von Arnim Geſagte weiter aus; der Abg. Sattig erflärte es 
für heiligſte Pflicht, da, wo die materiellen Berhältniffe es verlangten, 
die Wünfche und Bedenken wegen der ftändifchen Rechte hintanzus 
ftellen, und ein Mitglied. der Herrenfurie, Herr v. Quaſt, fuchte die 
Gegner ver Regierungdvorfage einzufchüchtern, indem er von dem großen 
und frendigen Eindrud ſprach, den dieſe kön. Botfchaft auf Das ganze 
Land gemacht habe, und zu bevenfen gab, welchen Eindruck das Land 
erhalten werde, „wenn die Sache felbft durch das Votum der Stände 
vernichtet werde, und die Fön. Botichaft im Glanze daftehe gegen den, 
Beſchluß der. Stände. “ 

Allein, fo fein die Wendung war, die man der Sache dadurch 
geben wollte, fo hatte fie doch diesmal, feinen Erfolg. Mit fchlichten, 
aber treffenden Worten zerhieb Abg. Aldenhoven das feine Gewebe 
des fo diplomatifchen Antrags, indem er nachwies, daß eins jährlich 
wiederlehremde Zinfengarantie durchaus der Sache nach nichts 
Anderes jei, als eine Garantie für das: Kapital ein für alle Male. 

Im gleichen Sinne erklaͤrte ſich v. Auerswald. Einen tiefen 
Eindruck machte der Schluß ſeiner Rede, worin er ſagte: 
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„Ich Hufe Für vie Micht, es audzuſprechen, daß Ich arben ven 
Grunden in materieller Beziehung, neben der Beſorgniß, vie ich habe, 
meinem Vaterlande eine Laſt aufzubürden, bie ih zu überfehen außen 
Stande bin, daß neben dieſen Bründen und über ihnen mich allerdings dies 
jenigen Bedenken zurückhalten, welche in Beziehung auf den allgemeinen 
Stand ver ganzen fländifchen Gefepgebung von mehreren Mitgkiedern auf 
ver Provinz Weſtfalen, Pommern un von Betlin ausgefprochen wurben 
find. Ich folge aber gern dem Beifpisle und der Aufforderung des Gersk 
Landtagskommiſſars, mich nach diefer Erklärung einer weiteren Erörterung 
für jet darüber zu enthalten. Meine Herren, ich folge viefer Aufforberun 
um fo lieber, Mi ich ganz aufrichtig — ich rufe Sie Alle zu Zeugen auf 
— verfichern kann, vaß jener Schritt, den Ich in dieſer Beziehung bis jeßt 
gadan Habe und welcher durch das kiefempfundene Bebürfniß veranlaßt 
worden iſt, meine Ueberzeugung auszuſprechen, daß jeder Schritt — mag 
es anderwaͤrts gedeutet fein, wie ex wolle — keinen anderen Zweck gehabt 
bat, als eben eine Verſtändigung herbeizuführen. und zu dieſem Ende auf 
freie und zugleich ebrerbietige Weife meine Wünfche und Ueberzeugungen 
auszufprechen. Als Ich viefen Saal zuerft betrat, meine Seiten, bat mir 
als hohes Ziel vorgefchmwebt, daß wir, zufemmenberufen aus fo vielen 
Stämmen des edelſten Volkes der Erde, ein Beiſpiel binzuftellen berufen 
find, welches die Welt noch nit gekannt, ein Beilpiel einer fo großen 
Verſammlung, vie mit inniger Ueberzeugung von dem, was ihre Aufgabe 
iſt, einig und feſt, demnach Hand in Hand mit den Räthen der Krone zu 
einem Biele geht. Das ift das Ziel, welches mir vorſchwebt, nach welchem 
ich täglich ſtrebe, nad) welchen unablälfig zu fireben ich auch Sie auffors 
Bere, meine Herten, und wozu auch Sie, hochgeflellte und getreue Näthe 
ber Krone ,_wie ich vertrauend hoffe umd wozu ich Sie angelegentlich aufs 
fordere, Ihre Mitwirkung, Ihre erfolgreiche Unterfiügung nicht verfagen 
woHen. Das ift ein Ziel, welches wir aber nur erreichen fönnen, wenn 
wir ohne Rückhalt unfere Ueberzeugung außfprechen, die Ueberzeugung von 
Den, was und Noth thut, eime Ueberzeugung, welche wir in einem fo wich⸗ 
tigen, ſo bedeutenden Moment zu verſchweigen nicht berechtigt find“. 


Das Refultat ver Abftimmung war, daß der Vorfchlag der Abthei⸗ 
fung: dem Wunfche der Regierung gemäß die Garantie zu überhehs 
men, mit 

448 gegen 101 Stimmen 
abgelehnt ward, ebenfo das Arnimſche Amendement mit 
366 gegen 179 Stimme. 

Auch zwei andere Amendements, vom Grafen von Helldorf und 
vom Fuͤrſten Lichnow sky, welche dahin gingen, daß die Sache erſt vor 
die Provinziallandtage gebracht und dort über die fpeziellen Bedingun⸗ 
gen der Garantie berathen werden möge, wurden mit ſchwacher Majo⸗ 
rität verworfen. 5 
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Graf Arnim fuchte jet noch einmal fein Amendement in- ver- 
änderter Form zur Abſtimmung zu bringen, indem er vorfchlug: der 
Landtag möge nurim Allgemeinen vie Geneigtheit ausfprechen, eine 
Garantie zu übernehmen, fobald die Angelegenheit, gründlicher vorbes 
reitet, bei feiner nächften Zuſammenkunft ihm wieder vorgelegt werde. 
Allein man erwiderte ihm, daß Dies im Weſen Daffelbe fei, was die 
Berfammlung ſchon abgelehnt habe, 

Endlich, um doch einen Beſchluß zu faffen und zu zeigen, daß der 
Landtag gern Etwas für die Sache thun möchte, befchloß man, auf 
Vinckes Antrag, ganz allgemein die Bitte auszuſprechen: 

„Se. Majeftät möge über die Errichtung von Rentenbanken den nädhs 
ſten Provinziallandtagen weitere Vorlagen machen und die darüber von 


diefen gefaßten Beſchlüſſe dem nächften Vereinigten Landtage zu Beſchluß⸗ 
nahme über die Garantie des Staates vorlegen lafſen“. 


Am Schluffe der Sitzung erhob fi) nochmals der fön. Kom⸗ 
miffar und fprady folgende Worte: 


Mur mit wenigen Worten darf ich die bereits ermüdete hohe Ver⸗ 
fammlung noch behelligen. Ich bin einem geehrten Mitglieve aus ver Pro- 
vinz Preußen die Antwort auf eine Art Interpellgzion ſchuldig geblieben. 
Daß geehrte Mitglied bat mit beredten Worten feine Bereitwilligfeit und 
feine Hoffnung auf eine VBerftändigung mit dem Gouvernement gefäilbert; 
es hat ſich dabei an die Räthe der Krone gewendet und voraudgefeht, daß 
auch von unferer Seite mit derſelben Bereitwilligkeit entgegengefommen 
werben wird. Ich nehme hiervon Veranlafiung, zu antworten, daß Diefe 
Bereitwilligkeit nicht allein bei den Raͤthen der Krone, fondern bei der 
Krone felbft auf das Vollſtändigſte vorhanden ift, wie Se. Majeftät dies 
bereitö in unummundenen Worten in der Allerhöchſten Botſchaft auf vie 
Aoreffe ausgefprochen haben, und daß nanrentlich Die NRäthe der Krone 
dem Augenblick entgegenfehen, wo ihnen geftattet fein wird, dieſe Bereits 
willigkeit innerhalb der Gränzen, welche die Allerhöchfte Botſchaft bezeich- 
net hat, durch die That zu beweifen. Daher richte ich die Bitte an bie 
Herren Marfchälle und befonders an den Herrn Marſchall der Ständefurie, 
daß alle der hohen Verfammlung vorliegenden Bragen, welche zu diefer 
Verſtändigung führen können, alfo, um mich kurz auszufprechen, die po: 
fitifchen Fragen fo bald wie möglich zur Diskuffi ion in der hoben Vers 
fammlung gebracht werben mögen“. 

( Bielftiimmiges Bravo. ) 


Die Verhandlungen über die Landrentenbanfen bezeichnen einen 
wichtigen Wendepunkt in der Gefchichte des Landtags. Bis dahin war 
der Widerfpruch gegen das Patent v. 3. Febr. und die Berufung auf 
die früheren Gefege immer nur theoretifch, prinzipiell zur Geltung ge- 
fommen; jegt zum erften Mal fah fi die Berfammlung unmittelbar 
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den praktifchen Folgen dieſes Prinzips gegenüber und tn die Nothwen⸗ 
digkeit verfegt, Durch die That fich für oder wider das Batent, für 
oder wider bie fortdauernde Gültigkeit der früheren Gefege, naments 
lich jene® vom vorigen Könige ausdrüdlich für unwiderruflich er 
Härten Geſetzes von 1820, zu entfcheiden. Und diefelbe Berfammlung, 
welche nicht den Muth hatte, fich prinzipiell in einen entfchienenen Wis 
derſpruch zur Verfaſſung v. 3. Febr. zu fegen, welche nicht den Muth _ 
hatte, eine Anerkennung der nach dem Gefehe von 1820 ihr zuftehenden 
Rechte von der Krone ausdrüdlich und beftimmt in der Adreſſe zu for 
dern, diefe Verfammlung erklärte jetzt Durch die That, daß fie fi 
felbft jene Rechte zufpreche und dieſelben als ihr unveräußerliches Eis 
genthum betrachte. Denn, mochte auch die Heine Frakzion der Ultra» 
toyaliften, Heren v. Bismarf-Schönhaufen an der Spige, wie. 
derholt ſich Dagegen verwahren, daß fie nicht etwa aus einem foldhen 
politifchen Grunde gegen die Vorlage der Regierung geftimmt habe, 
fondern lediglich, weil fie durch dieſelbe die Rechte ihres Standes ger 
fährdet halte, die überwiegende Majorität — Das ging aus der DIS» 
kuſſion felhft wie aus der Haltung der Berfammlung nach der Abftim- 
mung, aus der ernften und doch befriedigten Stimmung, womit felbft 
nicht unmittelbar zu einer politifchen Richtung gehörende Mitglieder 
ſich gegenfeitig über das Refultat der Abſtimmung beglückwünſchten, 
deutlich hervor — die überwiegende Majorität hatte Nein! gefagt, weil 
fie in der Art, wie ihre Zuftimmung zu der Garantie erfordert ward, 
insbefondere in der Erklärung des fön. Kommiffars über die An« 
ſichten der Regierung Hinfichtlih des Zuftimmungsrechts der Stände 
zu ſolchen Garantien im Allgemeinen, eine Nichtanerfennung jenes 
Rechts erblidten, welches fie aus dem Gefege von 1820 fi zu⸗ 
fpradyen. 

Diefelbe Berfammlung , welche bei den Aoreßverhandlungen bie 
Geftaltung der gefammten Verfafungszuftände vertrauensvoll dem gu- 
ten Willen der Krone und einer Fünftigen Verftändigung zwifchen ihr 
und den Ständen anheimgab, erklärte jet, daß, fo lange die Verfaſ⸗ 
fungszuftände und insbejondere die Rechte der Stände in Bezug auf 
ihre Mitwirkung bei der Binanzlage ded Landes nicht feftgeftellt wären, 
fie fi) außer Stande befände, durch Leiftung einer Garantie der Regies 
rung ein Bertrauensvotum zu gewähren. 

In diefer verfhiedenartigen Haltung der Kurie dort und hier lag 
freilich ein Widerſpruch, aber ein Widerſpruch, der nicht zu fehr auf 
fallen fann, den man auch fonft nicht felten bei Einzelnen wie_bei gan⸗ 
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zen Kbrperſchaften untriſfſt und der malkentlir in dem Kewalter wre 
Dentfchen fehne Erktätung findet. Der Dentfihe IR zu gutmuͤthig, gu 
ruchſichtsvoll, um einem Andern im Peingipe ſchtoff entgegemzutreten, 
zumal wien dieſer Andebe ein gebröntes Hanpt aiſt; aber er But auch 
wieder ean zu ſtarles Pflicht⸗ und Nechtsgefühl, um da, wo es aufs 
Handein ankommt, Eiwas zu thun, ſich zu Ctwas zu verſtehen, wien 
or glaubt, duß es wicht volkommen vodhtlich begründet, daß es gegen 
feine Pflicht over ſein Recht verſtoße. 

Die Niederlage der Regierung war übrigens vouſtaͤndig. 

Erwaͤgt man, daß für die Regierungẽevorlage der größte Theil des 
Herrenſtandes ſtinuute, der es für jene Pflicht hielt, in allen entſchei⸗ 
denden Prinzipfragen ſich auf die Seite der Krone zu Rellen, bringt 
man ferner Die vielen Beamten, Sie in der Verſammlung faßen, und 
die Frakzion der Regierungsmänner um jeden Preis in Rechnung, fo 
wird man zugeben müſſen, daß ein Nefultat wie viefed, wo eine mehr 
WB vierfache Moagorität gegen den Vorſchlag der Regierung, eine 
mehr als gweifache gegen das vermittelnde Arnim he Amendement 
ſtimmte, ein fo entcheidender Sieg der verfaffungsmäßigen Oppoſizivn 
tar, wie biefe ihn gar nicht beſſer wünſchen und nad) ven Vorgängen 
der Adrefſe und der Deklutazion Saum Hätte träumen können. 

Wenn Etwas Biefen Sieg noch vollſtaͤndiger machen konnte, fo 
war es die Erklärung deafön. Kommiffars: daß vie Räthe der 
Krone und die Krone felbft eine Verftändigung Aber die Verfaſſungs⸗ 
ftagen herbeiwänfhten. Denn darin lag das ſtillſchweigende Einges 
fländniß enthalten: daß man die Nothwendigkeit einer ſolchen Verſtaͤn⸗ 
bigung fühle, daß man einfehe, wie ein blos diktatoriſches Verfahren 
dieſem Landtage gegenäder nicht durchzuführen ſei, vaß man den Land⸗ 
tag als eine berechtigte, ebenbürtige Macht betrachte , mit der man uns 
terhandeln müffe, dem man nicht fihlechtweg Befehle zuhestichen 
koönne. 

Schwer zu etklaͤren bleibt, wie man ſich ſeitens Der Regierung fo 
unbefonnen im eine Lage verfeßen konnte, weiche nicht blos für den Au⸗ 
genblick eine empfindliche Niederlage zur Folge Hatte, jondern welche 
die ganze Stellung der Regierung zum Landtage, in Betracht der Ver⸗ 
faſſungsftage, aus der ziemlich günftigen, bie fle Bis dahin war, in 
eine höchft ungünftige umwandeln mußte. Wie derfte man wohl hof 
fen, den Landtag bei den bevorſtehenden Berhandlungen übet feine ver⸗ 
faffungamäßigen Rechte willfährig zu finden, nachdem man ihm zu⸗ 
vor Gelegenheit gegeben, durch die praftifche Ausübung eines der wichs 
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tigen dieſex Rechte feine Macht fühlen una hie ganze Nedeutung einen 
gehkerten Berfafftungsanftandes begreifen au lernen 
Geaäwiq mar es unllug, dan Ständen an dieſem thatſaͤchtichen 
Beiſpiele glaichſam ainen Vorgeſchmadck zu gehen. man der Wichtigleit 
Deſſen, was. bei nen Priuzigienfreite über Die Verfafſungerechte in 
Fage ſiehen ſollte. | | 
Mir wenig auch der Mangel an Vorauaſicht, der auf Seiten ber 
Minifter hierin zu liegen fcheint, nach den bereits erwähnten mandgeriet 
Borgängen ähnlicher Art unglaubli oder unwahrfcheinlich fein 
dürfte, fo ift doch kaum anzunehmen, daß Dieſelben ſich diesmal fo ganz 
ohne Bewußtfein Defien, was fie thaten, und ohne befondere veranlafs 
fende Gründe in eine fo ſchwierige Stellung begeben haben follten. 
Der bloße Wunſch, den Anträgen des fchlefifhen und pofenfchen 
PBrovinziallandtages zu entfprechen , fcheint Fein ausreichender Erklaͤ⸗ 
rungsgrund für eine fo wenig vorbereitete und dabei in ihren nothwen⸗ 
digen Folgen fo bedenkliche Borlage. Dazu kommt, daß nad) der eig⸗ 
nen Erklärung der Minifter die ganze Garantie materiell von nur ges 
tingem Belang gewefen fein würde, da, bei zweckmaͤßiger Einrichtung, 
der zu übertragende Ausfall der Landrentenbanken erfahrungsmäßig 
faft gleich Null ift. Hierdurch fiel auch der Grund weg, aus. weldhem 
die Minifter angeblich bie Erflärung der Stände einholten, der Grund 
einer möglichen bedeutenden Belaftung des Staates durch Uebernahme 
jener Garantie. Wenn man daher wirklich der Anficht war, daß an 
fich diefe Garantie ohne Zuftimmung der Stände übernommen werden 
fönnte, warum befragte man Diefe? Zaft bleibt nichts Anderes übrig, 
als die Bermuthung, man habe den Berfuch machen wollen: was wohl 
in diefem Punkte die Stände fich bieten laſſen möchten, und man habe 
diefen Berfuch gerade im vorliegenden Halle für ungefährlich, ja fogar 
für erfolgverheißend gehalten, weil man hoffte, der in die Augen fals 
lende Nugen der Landrentenbanfen werde Die Stände nicht dazu kom⸗ 
men laflen, die aus der Brinzipfrage hervorgehenden Bedenken ernſtlich 
ins Auge zu faflen, oder, follte Dies auch der Hall fein, fo werde es 
doch leicht fein, dieſe politifchen Bedenken durch die Rüdfichten auf ei⸗ 
nen materiellen Vortheil des Landes und insbeſondere des Bauerns 
flandes, den man dadurch aufs Spiel feße, aus dem Felde zu 
ſchlagen. 
Sei Dem indeß, wie ihm wolle, die Regierung machte hier zuerſt 
die unerwartete Erfahrung, daß die Staͤnde in ihrer uͤberwiegenden 
Majoritaͤt das verfaſſungsmaͤßige Recht des Landes höher anſchlugen, 
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als einzelne materielle Vortheile, und, im Berwußtfein ihrer pflichtmä- 
Bigen Vertretung jener Rechte, felbft dem Vorwurſe Trog boten, durch 
ihre Oppoftzion die Intereffen des Landes oder eines einzelnen Theils 
der Bevölferung gefährbet zu haben. Die bäuerlichen Abgeordneten, 
welche felbft mit gegen die Vorlage der Regierung flimmten, rechtfertig- 
ten und befräftigten, dem Lande und den Wählern gegenüber, 
aufs Glaͤnzendſte diefe im evelften Sinne patriotifhe Haltung des 
Landtags. 





 Einundzwanzigftes Kapitel. 


Berhandlungen der Dreiftändekurie über die Anträge auf Abände⸗ 
zungen der Geſetze vom 3. Februar, mit Rückfſicht auf die frühere 
Geſetzgebung. 


Der entſcheidende Tag war gekommen, welchen nach des Fön. 
KRommiffars Verfiherung, die Raͤthe der Krone und die Krone felbft 
mit Sehnfucht erwarteten, der Tag, wo endlich der Kampf um die Vers 
fafjung des 3. Febr. durchgefämpft werben follte, nachdem man in den 
Adreßverhandlungen ſich nur Borpoftengefechte geliefert hatte und nachdem 
der von den Deklaranten der Rechte der Regierung neuerdings hinge⸗ 
worfene Handfhuh von Diefer nicht war aufgenommen worden. 

Zwar waren auch ſchon die früher von uns geſchilderten Verhand⸗ 
lungen über das Petizionsrecht, über die Sonderung in Theile, über 
den Finanzetat auf Abänderungen oder Erweiterungen der Geſetzge⸗ 
bung v. 3. Febr. in einzelnen ihrer Theile gerichtet. Allein gegenmwärs 
tig handelte es fi um den Kern und Lebenspunft der neuen Verfaſ⸗ 
fung felbft, der angegriffen, der in Frage geftellt werden follte, um bie 
Wiederaufnahme jener Punkte, welche die Oppoflzion zuerft in dem 
Adreßentwurfe,, dann in der Deklaragion — beide Male vergebens — 
hatte zur Geltung bringen wollen. Es handelte fich ferner darum, daß 
man auch jegt wieder, wie damals, eine Abänderung der Gefege vom 
3. Febr. nicht als ein bloßes Gnadengeſchenk von der Krone er⸗ 
bitten, fondern daß man einen förmlichen Rechts an ſpruch darauf aus 
den früheren Gefegen erheben wollte, wenn ſchon unter der Form der 
Betizion, als der allein noch nachgelaffenen. 
3wölf verfchledene Petizionen waren eingegangen, welche in 
dem einen oder dem andern jener erwähnten Punkte auf Abänderungen 
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der Verordnungen v. 3. Febr. drangen. Biele derſelben waren von 
ausführlichen Denkfchriften begleitet. Die bedeutendften Darunter, die, 
welche die Frage am Tiefſten faßten und namentlich den Rechtspunkt 
am Schärfften in den Vordergrund rüdten, waren die des Abg. Grafen 
Schwerin, des Abg. Grabow und der beiden Abgg. Gräg und 
Naumann. 

Graf Schwerin beantragte: 


„Se. Majeftät ven König zu bitten 
a) dag Recht ver Stände auf 
a) periontfhe Einberufung des Vereinigten Landtags; 
P) das Recht der Zuffimmung deffelben zu aklen vom Staate 
zu machenden Anleihen; 

y) das Recht defſelden, ven Beirats geakken afleemainan 
GSaſßetzeen, melde die perfdnlihen una GSügtenthums— 
rechte der Untertbamen hetreffen, allein rechtögültig ertheis 
Ien zu dürfen; 

anzuerfennen, und 

b) hinfichtlich des $. 9 der Verordn. v. 3. Febr. über die Bildung des 
Bereinigten Pandtags eine authentiſche Deklarazion zu erthoilen, die 
Ian Sweifal über dad Verhältniß nr Domänen unmglich 
macht; 

e) die Wahlen zu ven ſtändiſchen Ausſchüſſen und ber ſtän⸗ 
diſchen Deputazion für das Staatsſchuldenwefen für 
dieſen Landtag auszuſetzen.“ 


In gleicher Weiſe wollte Grabow an den König die Bitte ges 
richtet wifjen: 


„Da unverſehrte Fortbeſtehen ſeitheriger Rechte Aller⸗ 
gnädigſt anzuerkennen und fie der neuen Geſetzgebung einzuverleiben, 
wodurch außer Zweifel gefeßt würde, daß 
a) der Bereinigte Landtag diejenige reich õ ſt an diſche Verſammlkung 
ſei, deren die Verordn. v. 17. Jan. 1820 gedenkt; 
h daf ex perignifch jährlich wiederkehren werde; 
ec), daß nyr er allein die dem ſtändiſchen Ausichuf und ver flüns 
diſchen Deputation für das Staatsſchuldenweſen übertragenen 
Rechte auszuüben habe, und dieſe Legtern daher fortfallen 
Tönnten; 
d) daß der Vereinigte Landtag alle nenen Staatsanleihen 
ohneglle Ausnahme zu konſentiren und zu. allen Steyeryg 
feine Zuftimmung zu geben. habe”. 


: Die Betigton der Ahgg. Gräbum Ra win a nn endtüh ging bafln: 
‚cs möge Sr. Majeftät vorgetragen werben, daß 


a) jo lange hem Vereinigten Landtage nicht Dad durch des Geſetz vom 
17. Sa 1820 der reichsſtaͤndiſchen Verſammlung vorbehaltene 
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Recht in entſprechendem Umfenge übertragen werben, Darlehen, 

für welche nicht das geſammte Vermögen und Gigenthum des Sıags 

tes zur Sicherheit beſtellt wird, überhaupt niht aufgeneun 
„. men werben können; | | 

bh} bei Darlehen für oder in Kriegszeiten die bloße Zuziehung der 
ſtaͤndiſchen Deputszion für das Staatsſchuldenweſen nicht au8s 
reichenn iſt, hie nach nem Geſetz v. 1820 bei Aufnahme von 
Darlehen, obne Unterſchied, enfarberfiche Zuzichung und Mits 
geraniie des Vertinigten Landtags zu erſetzen; 

e) auch außerordentliche Steuern in Kriegäzeiten nur dann 
ausgeſchrieben werden können, wenn die Stände vorher 
hie betreffenden Geſetzentwürfe barathen haben; 

d) Se, Majeſtät zu bitten, die Geſetze v, 3. Fehr. 1847 mit den älter 
ven Belegen, nach erfolgter Bereinbarung mit dem Beneinigten Lada 
tage, in Einklang zu bringen,” 


Außerdem hattenum periopifhe Wiederberufung des Ber 
einigten Landtags die Abgg. Schier, Kerken, Hirſch, Kür 
pfer, Urra, Camphauſen gebeten, und zwar theilg in. zweijähri⸗ 
gen, theils in vierjährigen Kriften, theild ganz allgemein ; 
unm Wegfall der Ausſchüſſe der Abg. Hirſch; 

um Beſchränkung der der ſtändiſchen Deputazion beige—⸗ 
legten Befugniffe, insbeſondere um Aufhebung des Befugnifles zur 
Mitwirkung, bei Staatsanleihen, Derfelbe, jo mie die Abgg. Schier 
und Kerſten. on | 

Endlich Beantragte Hirfch audy eine Bitte an den König: 

„bie Verfaſſungegeſetze nicht ohne Zuftimmung der Stände zu. ändern.“ 

Die Petiztonen der Abgg. v. Puttfammer, M. Flemming 
und Heyn. waren nur im Allgemeinen auf Abänderung der Berfafs 
ſungsgeſetze und Erweiterung der ſtaͤndiſchen Rechte gerichtet, 

Die Abtheilung flellte zunächk zwei Hauptpunfte zur Berhand« 
lung: ven: wegen der pertodiſchen Wiederkehr des Bereinigs 
ten Landtags und den wegen des Wegfall der Ausfchüffe 

She diefe beiden MWünfche waren in den eingereichten Petizionen 
und in ven Abtheilungaberathungen ſelbſt theils Rechtsgründe, 
theils Gründe der Nüplichfeit und inneren Nothwendigkeit 
geltend gemacht worden. ' 

In erfter Beziehung ward angeführt: 

Saͤmmtlicha frühere Geſetze, insbeſondere bie v. 22, Mei 1815, 


47. Jan, 1820. und 5, Juni 1823, ſprechen von zu ſchaffenden Zentral 
verfanmlungen, wenn auch unter. verſchiedenen Bezeichnungen, unh legen 
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denſelben beſtimmte Rechte und Berrichtungen bei, welche, ihrem Weſen 
nach, nur an eine ſolche Berlammlung gewielen werben koͤnnen, die in 
beftimmten Zeitabfchnitten wiederkehrt. In Bezug auf eine dieſer 
Berrichtungen, die jährliche Rechnungsablegung wegen ber Schulden, ift 
diefer Zeitabfchnitt durch da® Gele v. 1820 ganz beſtimmt ausge: 
fprochen. Es Tommt bier auch nicht auf die bloße Rechnungs ableg⸗ 
ung an, fondern darauf, daß der Gefehgeber, indem er ſich die alljähr- 
liche Berfammlung der Reichsſtände als fih von felbft verſtehend dachte, 
derſelben auch diejenige Verrichtung, die alljährlich ſtattfinden ſollte, naͤm⸗ 
lich die Rechnungsabnahme, übertrug. 

In allen jenen Geſetzen iſt aber ferner immer nur von einer Ver⸗ 
ſammlung der Landesrepräſentanten oder der Reichsſtände die Rede, wor⸗ 
aus folgt, daß auch nur eine ſolche Verſammlung exiſtiren kann, daß 
daher nur dieſe, nicht aber andere, welche nicht gleicher Natur und gleichen 
Urſprungs find, wie fie, die geſetzlich ihr beigelegten Pflichten erfüllen muß. 
Der Vorbehalt im Gef. v. 1823 bezog fich nur auf das Wie? und Wann? 
der Einführung allgemeiner Stände; ſobald aber einmal folche eingeführt 
waren, mußten nothwendig alle für file ſchon früher angeordnete Nechte 
und Pflichten auf dieſe allgemeinen Stände und auf ſie allein. 
übergeben. 

Der König ſelbſt hat in dem rheinifchen Landtagsabſchiede vom 
30. Dez. 1843 den Antrag des rheiniſchen Landtags: 

die allgemeinen Ausichüffe in Reichsſtände zu verwandeln, 
als „mit dem Weſen deutſcher Verfaſſung unvereinbar” zurückgewieſen. 

Auch können jene andern beiden Korporazionen, der Ausſchuß und 
die Deputazion, ſchon darum nicht die allgemeinen Stände vertreten, weil 
fie, gegen die Vorfchrift des Gefeged vom 5. Juni 1823, nicht aus dem 
Provinzialftänden hervorgegangen find. 

Nun nimmt der König in den Verorpnungen v. 3. Febr. ausdrücklich 
auf die Gefege von 1820 und 1823 Bezug und erklärt jene Verordnungen 
für einen Fortb au der früheren Befehgebung. Berner hat ver König in 
der Antwort auf die Adreſſe ausprüdlich gefagt, daß die Verorbnungen 
vom 3. Febr. die Erfüllung früherer Verheißungen wären und außers 
dem weſentliche neue Rechte hinzufügten. Hieraus geht deutlich hervor, 
daß der König die früheren Gelege als vollkommen zu Recht beſtehend an- 
fieht und eine Abänderung derſelben durch die fraglichen Verordnungen 
nicht beabfichtigt und gewollt Hat. Wenn alfo gleichwohl, nach der obigen 
Ausführung, jene Gefege inſoweit nicht erfüllt find, als die früher vers 
beißenen Rechte ver Reich sſtände nicht ausfchließlich dem Ver. Lands 
tage eingeräumt find, vieler aber doch allein als die verheißene. reichäflän- 
difche Verſammlung anzufehen iſt, fo folgt daraus: 

daß die Stände die Anerkennung, daß der Ber. Landtag bie 

reihöftändifche Verſammlung jet, erwarten dürfen, und daß, als eine 

weitere Folge hieraus, dieſe Berfammlung au alljährlich zu Er⸗ 
füllung ihrer Pftichten berufen werden muß, daß ferner die Ausfchüffe 
in ihrer jegigen Einrichtung gänzlich in Wegfall kommen müffen. 
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Dieſe Rechtögründe wollten jedoch viele Mitglieder der Abtheilung 
nicht als durchſchlagend gelten laſſen. Ste behaupteten dagegen: 


Eine ganz beftimmte Zuficherung wegen alljährlicger Wiederkehr 
der allgemeinen Stänbeverfammlung liege in den früheren Geſetzen nirgends 
vor, und, wenn auch zugegeben werden möge, daß der Geſetzgeber fich eine 
regelmäßige, auch wohl alljährlihe Wiederkehr bei feinen Verheißungen 
gedacht habe, nicht minder, daß eine folche zur innern Nothwendigkeit 
des Beftebens folcher Berfammlungen gehöre, fo könne man doch eine 
wirkliche Rechtsforderung nicht auf eine bloße rechtliche Dedukzion, 
fondern einzig und allein auf einen beflimmten,, Elaren Ausipruch des Ge 
ſetzgebers gründen. 

Uebrigens laffe fi eine Ausübung der in den früheren Geſetzen ven 
Reichsſtänden zuertheilten Verrichtungen, insbeſondere die jährliche Rech⸗ 
nungsabnahme, recht wohl, nad dem Beifpiel der Provinziallandtage, 
auch ohne jährlide Zufammenberufung diefer Allgemeinen Stände denken. 
Es ſei fogar eine Lebertragung mancher dieſer Verrichtungen an bloße 
Theile der großen Berfammlung nothwendig und daher das Recht der Res 
gierung hierzu wohlbegründer. Der Ausſchuß und die Deputazion gingen 
allerdings aus den Provinzialftänven hervor, wenn nicht direft, doch in⸗ 
bireft, da ja der Ver. Landtag nichts Anderes fei, als die Vereinigung 
ſaͤmmtlicher Provinzialſtände — venn das Wie? ver Bildung allgemeiner 
Stände habe fi ja der Gefeßgeber im Gef, v. 1823 vorbehalten. Da nun 
den Ausichüffen eine periodiſche Wiederkehr ausprüdlich zugefichert ſei, die 
Gefege v. 1815, 1820 und 1823 aber überhaupt nur von einer „Landes⸗ 
zepräfentazion‘’ fprächen, als welche die Ausfchüffe — die nur eine befon- 
bere Form für die Wirkfamkfeit des Ver. Landtags wären — recht mohl bes 
trachtet werden Fönnten, fo fei damit Alles erfüllt, mas der Geſetzgeber 
verheißen. 


Bei der Abſtimmung ward daher die Frage: | 
ob aus dem Gef. v. 1820 und den früheren ein Rechtsanſpruch auf 


eine jährliche Zufammenberufung der reichsſtaändiſchen Verſammlung 
geltend zu machen wäre? 


von der Majorität der Abtheilung verneint, dagegen die Stage: 


ob ein Rechtsanſpruch auf eine periodifche Zufammenberufung der reich8= 
fländifchen Berfammlung in fo kurzen regelmäßigen Friſten, die fie in den 
Stand fegen, den Beſtimmungen der Art. XII. und XIV. des Gel. v. 
1820 zu genügen, geltend gemacht werben koͤnne? 
fonderbarer Weife mit allen gegen eine Stimme bejaht. 
Das Borhandenfein eines Rechtsanſpruchs auf Wegfall 
der Ausfchüffe ward von zehn Stimmen bejaht, von adt 
Stimmen verneint. | 

Einffimmig war dagegen die Abtheilung darüber, daß aus 
den von den Betenten angeführten Gründen der Rütlichkeit und Innern 
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Mothwendigkeit ner Wegfall der Musichäfie und bie periodiſche Wicber- 
kehr einer einzigen Zentralverſammlaing dringend wünſchenawerth ſei. 
Die Abtheilung hatte daher ſchlüßlich folgende zwei Anträge 
geſtellt: 
„Se. Majeſtät ven König zu bitten: 
mit Bezug aufdie frühere Goſetzgebung, indbefon= 
dere auch aus Nätzlichkeits- und innern Nothwen⸗ 
digfeitögründen 
1) die Einberufung des Verein. Landtags alle 
zmei Sabre, 
2) den Wegfall ver Ausſchüſſe in der ihnen dur ch 
die Berordm v. 3. Febr. gegebenen Einrichtung 
allergnädigſt auszuſprechen.“ = 


Sobald die Debatte über diefe beiden Vorfchläge der Abtheilung 
eröffnet war, erhob fi ver Juſtiz miniſter v. Savigny und gab 
fn einem längeren Bortrage eine Beleuchtung der Gründe, die fi) auf 
das Verhaͤltniß der früheren Geſetze zu dem Geſetz v. 3. Febr. bezogen. 
Er fandte dabei ausdrüdlicd, voraus , daß, nach dem Inhalt ner Fönige 
lichen Antwort auf die Adreffe, die Rede nicht davon fein Fönne, durch 
einen Befchluß den Umfang der dem Landtage zuſtehenden Rechte 
feftzufegen; vielmehr handle e6 fi lediglich um eine Bitte wegen 
Abänderung einzelner Stüde des Gef. v. 3. Febr., allein hierbei koͤnne 
gar wohl für die einzelnen Mitglieder ein Motiv au einer folden, 
Bitte u. N. auch darin liegen, daß fie Die volftändige Uebereinſtim⸗ 
mung des Gef. v. 3. Febr. mit den früheren Gefegen nicht anzuerken⸗ 
nen vermöchten. Bon dieſem Gefichtöpunfte aus wolle ex. die Frage 
einer Prüfung unterwerfen. 

Zuerſt,“ fagte er, „wird ein Grund hergenommen aus einer einzel 
nen Gefegeöftelle, nämlich aus dem $. 13 des Gefetzes vom 17. Jannar 
1820. Diefer 8. 13 Tautet fo: „Endlich iſt die Staatsſchuldenverwal⸗ 
tungsbehörde verpflichtet, ver Fünftigen reichöftändifchen Verſammlung alle 
jährlich Rechnung zu legen. Bis zur Einberufung berfelben tritt ver 
Staatsrath am deren Stelle.‘ Aus diefer Stelle wird eine vom Geſetz⸗ 
geber Üübernommene Verpflichtung abgeleitet, die Fünftige reichsſtändifche 
Verſammlung jährlich einzuberufen. Eine Verpflichtung iſt Hier wirklich 
übernommen, es fragt ſich nur: welche Verpflichtung und gegen wen.“ 
Allerdings hatte der Geſetzgeber die Abſicht gehabt, gegen bie Krebitoren. 
in diefer Stelle eine Verpflichtung zu Übernehmen, dafür zu forgen, daß 
alljaͤhrlich Über Die Staatsſchulden und deren Verwaltung Rechnung ges 
- Iegt werde, und zwar in einer ficheren, mit gewiffer Feierlichkeit —* 
wen Wolfe. Dieſe Rechnung, iſt geſagt, ſoll alljährlich der reichoſtaͤndi⸗ 
ſchen Perſammlung gelegt werden, zunächfl aber, und bis ſolche ſtauſindet 


285 


ven Staatorathe. Go fragt ſich nun, 06 diejenige Einrichtung, die Taf 
Gefeh vom 8. Februat d. J. ver brabfichtigten RMechnungslegang von eh 
am giebt, irgend im Widerſptuch Medt mit ber früheren Ankündigung, ob 
vieſe irgend einen begründeten Auſpruch der Arebitoren aus dem Art, 13 
des Seſetzes von 1820 unerfuͤllt lägt. Ich muß dies durchaus bereiten, 


indem das Befeg vom 8. Februar votſchreibt, daß bie Deputafion, welche 


zu dev Rechnungslegung mitwirken Toll, gebildet werde aus Mitgliedern 
ber Gtömbe, vafß fie gemihft werde von den Ständen. Davurch iſt dieſe 
Deputazion gerade die ſtaͤndiſche Behörde geworben, an welche nad ver 
Ankündigung ded Urt, 13 die Rechnungslegung erfolgen foll, and fie er⸗ 
Halt dazu ihren Auftrag keineswegs burch Die wählende Behörde, ſondern 
unmittelbar aus dem Geſetz. Man könnte gegen die Rechtsgültigkeit eins 
Eimmendung eva daher entnehmen, vaß man behauptete, es jei biefer 
At zu wichtig und fiche deshalb außer Verhältniß mit einer fo wenig 
zuhlreichen Behoͤrde. Diele Behauptung würde einigen Schein Haben, 
mern in der fländifchen Mitwirkung zu ver Rechnungslegung ein gefährs 
licher bindenvet Aft enthalten wäre. Der einzige bindenbe Uft if in ber 
Decharge enthalten, und ber Geſetzgeber Hat ſich, neben ver Mitwirkung 
des Staatsraths, fo wie der reichoſtaändiſchen VBerfammlung, vie Dechurge 
ſelbſt vorbehalten. Es iſt ausdrücklich hinzugefügt, daß der Staatorath 
wie bie reichsſtaͤndiſche Verſammlung ſich beſchraͤnken ſolle auf Erftattung 
eines prüfenden Gutachtens. Zu dieſem Gutachten aber iſt ganz gewiß vie 
Im Gefeh vom 3. Februar angeordnete Depntation eben fo geeignet, je 
noch mehr, als eine fo zahlteiche Berfammlung, wie ber Vereinigte Land⸗ 
tag. Infofern muß behauptet werden, daß durch diefe Einrichtung bad 
wicht unerfüllt gelafien if, was das frühere Gefeh ungefünvigt hatte. Es 
fol Dabei nicht befiritten werden, daß aus dem Ausdrucke des Gefehes von 
1820 Artikel 13 die Meinung entfleben konnte, als werbe künftig alljähr⸗ 
fih eine größere Verfammlung Berufen werden. Zwiſchen einer ſolchen 
Erwartung nnd einen verlicehenen Rest iſt ein großer Unterſchied. Es ſoll 
feener nicht behauptet werben, daß dem Gefehgeber von 1820 biefenige 
befondere fländifche Gliederung vor Augen geſtanden habe, meldhe jept 
durch das Gefek vom 3. Februar eingeführt iſt. Dies gehörte damals zu 
den unbeſtimmt gelaffenen Punkten, worliber, eben weil fie unbeſtimmt 
Helafien waren, der Geſetzgeber fich die freie Verfügung vorbehalten hatte, 
welchen Vorbehalt er in dem Geſetze von 1823 ausbrücklich wiederholt hat, 
Es muß aber behauptet werben, daß der Geſetzgeber durchaus nicht bie 
Abſicht gehabt bat, Fich für Bie Fünftige Art der Einrichtung auf irgend 
eine Welle vie Hände zu binden. Die Abficht des Geſedes wire für jeben 
unbefangenen Leſer des Artikels 13 gewiß nur darin geſucht werden Time 
nen, die möglichfte Sicherheit den Krevitoren zu gewähren; ann es iſt 
ſtets und allgemein anerkannt worben, daß jedes Geſetz nur aus dem Ge⸗ 
danken erklärt werden müſſe, welchen der Geſetzgeber hat hineinlegen 
wollen. | 

Im Wefentfichen ſcheint mir bie Abtheilung mit den hier gewonnenen 
Refultaten übereinzuftimmen, venn fie bat Seite 7 erklärt, daß aus 
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Artikel 13 ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung der reichäflän- 
pifchen Verfammlung nicht abgeleitet werben Tönne. Kann aber daraus 
ein Rechtsanſpruch auf alljährliche Einberufung nicht abgeleitet werden, 
fo Tann überhaupt Fein ähnlicher Anſpruch Darauf gegründet werben, da 
augenfcheinlich Artikel 13 nur von alljährlicden Verfammlungen fpricht. 
Was die allgemeineren Gründe betrifft, die nicht entnommen find aus 

einer einzelnen Gefegeöftelle, fondern aud der Kombinazion mehre⸗ 
ter Aeußerungen der früheren Geſetze, alſo aus einem Tootaleindrud ders 
felben , ‘fo hängen biefe grofientheild zufammen mit dem zweiten Punkte, 
der Einberufung der Ausichüffe. Es ift nämlich behauptet worven, daß 
durch die früheren Geſetze reichsſtändiſche Verfammlungen angefündigt 
worden feien mit folchen Atiribuzionen, deren Erledigung nur gefunden 
werden könne unter der Vorausſetzung einer periobifchen Wiederkehr fols 
ber Verſammlungen. Daraus wird aljo die Nothwendigkeit einer reichs⸗ 
fländifhen Verſammlung überhaupt abgeleitet. Nun ift allerdings in dem 
Gelege vom 3. Bebruar d. I. ausprüdlich vorgefchrieben, daß die Au = 
ſchüſſe periodiſch wiederfehren follen. Es wirb aber ferner die Behaup⸗ 
tung aufgeftellt, daß in jedem Falle nur der Vereinigte Landtag Tönne bes 
trachtet werden ald wahre reichsſtändiſche Verſammlung im Sinne der 
früheren Geſetze, daß alio die Nothwenpigfeit periodiſcher Einberufung 
einer reichsſtändiſchen Verſammlung, die durch die frühere Geſetzgebung 
begründet und in Ausficht geftellt wurde, identiſch fei mit der periodifchen 
Einberufung des Vereinigten Landtages, Indem den Ausfchüffen 
der Name und die Eigenfchaft einer reichsſtändiſchen VBerfammlung nicht 
beigelegt werden könne. 

Diefed ganze Argument hängt alfo zufammen mit der Beweisführung, 
daß Name und Eigenfchaft einer reichsftännifchen Verfammlung im Sinne 
der früheren Gefeggebung nur allein dem Bereinigten Landtage zukommen 
und in feinem Falle gebunden werben können an eine andere Art der Ver⸗ 
fammlungen,, die durch das Geſetz vom 3. Februar c. eingeführt werden. 
Auf dieſe Beweisführung kommt Alles an, und diefe ift auch in der That 
durch mehrere Gründe verfucht worden. 

Der erſte Grund wird darin geſetzt: das Geſetz vom Jahre 1823 vers 
orone ausdrücklich, daß die künftige reichsftändifche Verfammlung aus ven 
Provinzialfländen hervorgehen ſolle. Nun aber gehe nur allein der Ver⸗ 
einigte Landtag wirfli aus den Provinzialftänden hervor, Die anderen, 
durch das Geſetz vom 3. Februar eingeführten Verſammlungen nicht, alfo 
Tönne nur jener, nicht diefe Anfprudy darauf machen, als reichsſtändiſche 
Verſammlung angefehen zu werden. Es fragt fich aber, wie follen venn 
bie anderen Verſammlungen, die Ausfchüffe und die Deputazton, nach ver 
Verordnung vom 3. Februar entftehben? Sie follen gebildet werben ledig⸗ 
lich aus Mitgliedern der Stände Wenn diefe Bildung verfelben, viele 
Auswahl derſelben aus Mitgliedern der Stände auf irgend eine ganz wills 
führliche Weife, 3. B. durch das Loos, angeordnet wäre, fo würbe felbft 
dann nicht bezweifelt werben köͤnnen, daß fie aus den Provinzialftänden 
hervorgingen. Aber eine folche Anordnung ift nicht geſchehen. Das Ger 
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ſetz vom 3. Februax jagt vielmehr ausdrücklich, fie follen nicht nur aus 
Mitgliedern der Provinzialftände beſtehen, fondern fie follen auch, wie «# 
bei ven Ausſchüſſen heißt, durch die Vertreter der einzelnen Provinzen 
gewählt werben, oder, wie bei der Deputazion gefagt wird, von den 
Ständen diefer Provinz. Indem fie alfo ausfchließent beſtehen aus 
Mitgliedern der Provinzialflände und zugleich durch diefelben gebildet und 
gewählt werben follen, ift es in ver That ſchwer zu begreifen, wie folchen 
Berfammlungen, die auf dieſe ausſchließend ſtaͤndiſche Weiſe enifichen, 
die Eigenfchaft verfagt werben könne, aud den Provinzialftänden 
hervorgegangen zu fein, wie alfo hierin eine Abweichung gefunden 
werben möge, fei ed vom Geift und Sinn, ſei ed vom Wortlaut des Ger 
ſetzes von 1823, nad) welchem allerdings die künftige reichsſtändiſche Vers 
fammlung hervorgehen foll aus den Provinzialftänden. | 
Der zmeite Grund ift daraus hergenommen, daß in mehfteren Stellen 
ber früheren Gefege nur von Einer reichäftändifchen Verſammlung bie 
Rede fei, nicht von mehreren, daß aljo die reichsſtändiſche Verſamm⸗ 
lung, die in Ausficht geftellt und angekündigt wurde, ſtets im Singular 
erwähnt werde, daher alfo diefer Ausdruck und die damit verbundene 
Eigenichaft nicht bezogen werden fönne auf mehrere und verſchiedenartige 
Berfammlungen, wie fie begründet jind durch die Gefehe vorm 3. Februar 
d. J. Es wird noch hinzugefügt, die Fortdauer ber früheren Geſetze werde 
in den Gefegen vom 3. Februar ansdrücklich anerfannt, indem dieſe Geſetze 
vom 3. Februar fih nur als Fortbau der früheren Gefege anfündigten. 
Gerade aber in diefem legten Ausdruck Tiegt nicht fowohl eine Widerlegung, 
als vielmehr eine Berichtigung der erften Behauptung. Indem namlich 
das Geſetz vom 3. Februar fich als einen Fortbau der früheren ſtändiſchen 
Geſetzgebung ankündigt, hat ed eben damit nicht anerkennen wollen, daß 
die früheren Geſetze in ihrer eigenthümlichen Form und Begränzung fort. 
beftehen und nebenher fortwirfen follen. Jene Gelee vom 3. Februar er: 
Hären ſich vielmehr al8 eine Fortſetzung und Kortentwidelung verfelben. 
Nun ift nicht zu leugnen und ſchon früher bei einer andern Gelegen- 
heit eingeräumt worden, daß zu der Zeit, als die Gefehe von 1820 und 
41823 erfchienen, noch nicht beſtimmt daran gedacht war, die beſondere 
Form und Gliederung der fländifchen Organe einzuführen, wie fie jebt auß 
den Geſetzen vom 3. Februar d. 3. hervorgegangen find; allein es iſt eben 
fo wenig eine folche Form und Gliederung dort verneint, und ich muß 
wiederholen, es geht aus dem Klaren Inhalte der früheren Gefege, unzwei⸗ 
felhaft hervor, daß dies Alles abſichtlich damals unbeftimmt gelaffen und 
dem ferneren Ermeflen und Gutfinden vorbehalten worden if. Daher 
fonnten auch die früheren Gefege von mehreren reichöftännifchen Vers 
fammlungen, an die fie nicht dachten, nicht fprechen. Sie haben aber 
eben fo wenig ein Hinderniß in den Weg gelegt, daß bei der ferneren Er⸗ 
wägung beöjenigen, was für zwedimäßig befunden würde, mehrere für die 
Zukunft eingeführt würden. Infofern alfo fann man zwar zugeben, daß 
durch die Art des Auspruds der früheren Geſetze die Erwartung erregt 
fein mag, es werde künftig nur eine einzige reichäftändifche Verfammlung 
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erſchetnen ze aber es kann nicht zugrgeben werben, daß daburch für trgered 
Vemand ein Recht hleraus entſtanden wäre; ober, mit andern Worten, 8 
kann nicht zugegeben werden, daß durch ven In Den früheren Belehen ges 
brauchten Singularis irgend eine Beſchränkung des freien, ausdrücklich 
vorbehaltenen Etmeffens begründet werde, die ſtaͤndiſche Gliederung fo ein⸗ 
zuführen, wie fie jeßt burch das Geſed vom 3. Februar d. I, eingeführt 
Werben tft. ' 

Ein Hritter Grund, and welchem es unmbglich fein ſoll, mehrere 
folche ſtaͤndiſche Organe neben einander anzuerkennen, welchen allen dee 
Name und bie Eigenichaft einer reichsſtändiſchen Verſammlung mehr sort 
weniger zugeſchtieben werben fönne, ein britter Gtundd dieſer Art, fage ich, 
‚Wird hergenommen aus dem abſtrakten Begriffe ver Korporazion. Es wir 
nämlich behauptet, es liege in der Natur einer jeden Korporazion, daß 
khre Funkzioͤnen nur einheitlich ausgeübt werden Ehnnen. Da nun bie 
veichsſtaändiſche Verſammlung, welche angekündigt worden, eine Korper 
ruzion fein ſollte, ſo könne nur eine reichoſtändiſche Verſammlung nach 
dem abſtrakten Begriffe der Korporazion überhaupt gedacht werben. Diefes 
Argument wird ſchon dadurch entkräftet, daß bekanntlich die meiften und 
und wichtigſten Korporazionen In Ihren verſchiedenen Funkzionen mannige 
faltig gegliedert ſinb, nicht blos In unſerer Städteordnung, ſondern auch 
in den ſtädtiſchen Verfaſſungen, die in Deutſchland ſeit vielen Jahrhun⸗ 
derten ſich augebildet und erhalten haben. Die politiſchen Funkzionen det 
ftädtiſchen Gemeinden find an ſehr verſchiedene Organe und Kollegien vere 
theili, und es ergiebt alfo der abftrakte Begriff ver Korporazion kein Hin⸗ 
berniß für eine ſolche Vertheilung. 

Endlich wird noch ein Tegter Grund daher genommen, daß gefagt 
wird, die Krone babe in den früheren Belegen nur den Vorbehalt gemacht, 
das Wie? Hinfichtlich der Einführung einer allgemeinen Lanvesrepris 
fentazton zu beſtimmen. &o wie fie einmal, was durch die Gelege vom 
3. Februar d. I. gefchehen fei, irgend etwas, was ven Namen ver Landes⸗ 
vepräfentazion führen fönne, eingeführt babe, babe jenes fernere Recht 
aufgehört, und es fei kein anderer Vorbehalt des freien Ermeſſens in ven 
früheren Geſetzen gemacht worden, als Iebiglich in Beziehung auf den AR 
der Einführung. Nun fagt aber das Geſetz von 1823 ganz ausvdrücklich: 
„Bann eine allgemeine Zufammenberufung der allgemeinen Landflände ers 
forberlich fein nird und wie fie dann aus den PBroviggialftländen herdors 
gehen follen, darüber bleiben die weiteren Beflimmungen vorbehalten.“ 
Hieraus geht num Elar hervor, daß das frei vorbehaltene Wie? fich nicht 
6108 auf den Alt der Einführung, fondern gerade vorzugsweiſe auf ven 
At der Bildung, der Bufammenfegung, der Organifazion der verheiße 
nem NReichöftände beziehen follte, alfo gerade auf dasjenige, maß in dm 
Geſehen vom 3. Bebruar d. 3. in der That vollzogen worden if. 68 
kann alfo nicht zugegeben werden, daß ber Vorbehalt auf den Akt ver Ein⸗ 
führung beſchränkt geweſen fei, denn ber freie Vorbehalt bezog fich viels 
medr auf bie ganze Einrichtung. J 

Es etgiebt ſich nun, wie ich glaube, aus allen dieſen Betrachtungen, 


daß feiner ver Begriffe zutrifft, wodurch man verſucht hat darzuthun, daß 
ber Name und die Eigenfihaft ber reichsſtändiſchen Verſammlungen auss 
ſchließlich auf den Vereinigten Landtag bezogen werben dürfe, nicht auf 
die anderen daneben beftehenden ſtändiſchen Organe, welche durch die Ges 
frbe vom 3. Februar d. I. eingeführt worden find. Ermägt man unbe 
fangen die Art, wie von reichsſtändiſchen Verſammlungen in den früheren 
Geſehen die Rede iſt, jo kann, glaube ich, Een Zweifel fein, daß der damalige 
Ausdruck: „Reichsſtändiſche Verfammlung”. durchaus Feine 
andere Bedeutung hat, ald den Gegenſatz gegen provinzialftändifche Vers 
fammlungen zu bezeichnen. Es ift ver Ausdruck: „reichsſtändiſch“ 
gleichbedeutend mit: „zentralftänvdtfch”, und ſonach glaube ich, daß 
die Eigenichaft und der Name ſolcher reichöftimbiicher Verſammlungen 
nad dem wahren Sinne und Inhalte der frühexen Gehege eben fo wohl 
der einen, ald der anderen derjenigen Organifazionen zugelchrieben werben 
muß, wie fie die Geſetze vom 3. Februar d. J. eingeführt haben.” . 

Sofort nach dem Schluffe diefer Rede beantragte Graf Schwes 
tin die Bertagung der Debatte bis dahin, wo die Mitglieder der Kurie 
die Rede des Minifterd gedrudt vor füh Haben würden, um deſſen Gründe 
aufs Gründlichfte prüfen zu können, wie man Dies nicht nur dem Or⸗ 
gane der Regierung, fondern auch dem Juriften von eutopäifhem Rufe, 
der fich hier zum Organe der Regierung gemacht habe, ſchuldig fet. 

Der Antrag ward angenommen und die Debatte vertagt. 

Um zweiten Tage darauf ward fie wieder aufgenommen. Die fons 
fervative Partei eröffnete diesmal den Kampf, indem fie durch ein ges 
ſchicktes Manöver eine Blöße des Gegners zu benugen und Berwirrung 
in feine Reihen zu bringen verfuchte. | 

Graf Renard, hier die Rolle übernehmend , die bei den Adreß⸗ 
verhandlungen fo geſchickt Graf Arnim gefpielt hatte, trat fofort beim 
Beginn der Debatte mit einem Amendement hervor, durch welches, wie 
er fagte, er nur das Eine bezwedte: daß die Verſammlung zu möglich⸗ 
fter Einftimmigfeit gelangen möchte. Er jchlug vor: | 

„diejenigen Petiziondanträge, welche zum Zweck ber Abänderung - 
des Gef. v. 3. Febr. befchlofjen werden möchten, fo zu formulitn, daß 
Se. Majeftät ver König alleruntertbänigft gebeten werde, veöfallfige Pros 
pofizionen dem nächften, Durch die Allerhöchfte Botſchaft vom 22. Apr. 
innerhalb vier Jahren zugeficherten Landtage vorlegen zu laffen.‘ 

Diefes Amendement, erklärte Graf Nenard, fei ganz im Eins 
Hange mit der Zuſicherung des Königs, daß Abänderungen in dem 
Gef. v. 3. Febr. nur nach) eingeholtem Beirat} der Stände eintreten 
follten , ferner mit dem Antrag des Abg. Hirſch, der eben Died 
wünfche, endlich mit den ausbrüdlich erflärten Anfichten der 138 Des 
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Haranten. Diefe hätten erklärt, daß es ihnen mit der Shrfurcht gegen 
den Thron unvereinbar erfeheine, den König ſchon jest mit Petizionen 
zu drängen. Wollten fle daher nicht alle gefunde Logik gänzlich beſeiti⸗ 
gen, fo müßten fie ſich in der fchwierigften Lage befinden, wenn fie 
den in Frage ftehenden Anträgen jegt beitreten follten. Er glaube, Daß 
fie es nur dann fönnten, wenn fie feinem Amendement fi) anfchlöffen. 

Richt zu leugnen war, daß der Redner mit diefen lebten Worten - 
einen ſchwachen Punkt der Oppoflzion traf, infoweit diefe nämlich, an 
der Deflarazion der Rechte Theil genommen hatte. Auch fand ſich der 
Urheber jener Deklarazion, Herr v. Binde, durch dieſe Provofazion 
veranlaßt, wegen feiner Stellung, als Einer der 138, zu den jegt 
vorliegenden Bettzionsanträgen fich ausführlich zu erklären. Er that 
Dies mit feiner gewohnten Gewandtheit und blendenden Beredfamteit. 


Cr babe es früher für ungeeignet erklärt, fagte er, um ein Recht 
zu bitten; der Meinung fei er noch; allein die Anträge Grabows 
und Schwerin zeigten ihm hier einen Ausweg, Indem fie vorichlügen, 
den König um Anerkennung ded Rechts zu bitten, alfo nit um Ver: 
leihung — wodurch dad Recht zur Gnade werden würde. 

Er fei ferner noch immer der AUnficht, mie ed nicht an der Zeit fei, 
die Krone jest mit Bitten um Verleihung neuer Rechte zu drängen, er 
wolle aber auch nur die Erhaltung fchon beftehender früherer Rechte, und 
fomit etwas ganz Konfervatived. Sollte er aber jelbft bei niefer Tendenz nicht 
im Einklange fein mit gewiffen Erklärungen der Krone, fo fühle er doch 
auch Darüber jich beruhigt durch zwei Thatfachen: zuerft durch eine 
Aeußerung ded Ein. Kommiflard, wonach der Regierung jeder Weg zur 
Berfländigung genehm fei; ſodann noch durch einen andern Umfland. Er 
habe nämlich vernommen, daß eine Zahl ehrenwerther Mitglieder, welche 
durch ihre Stellung im 2eben und durch vie Familientradizionen, die gewiſ—⸗ 
fermaßen in ihnen fich Fonzentrirten, dazu vorzugsweiſe geeignet wären, 
fi berufen fühlten, den Eonfervativen' Stanvpunft, die Erhaltung bed 
alten Rechts beſonders zu erfireben, daß ſie fich zu einer engen Vereini⸗ 
gung zufammengefunvden hätten und fchon durch die Wahl des Orts ihrer 
Zufammenkunft an das Land erinnern zu wollen ſchienen, das feit Jahr⸗ 
hunderten feine alten Rechte zu erhalten ſucht. Er habe ferner gehört, daß 
ein erwählter Ausfhuß aus diefer Verſammlung des englifchen Haufe ſich 
in Berbindung mit dem Eön. Kommiſſar gejegt hätte, und, wenn er auch 
diefen Weg etwas ertraorbinär finde, fo glaube er doch daraus fchliehen 
zu bürfen, daß eine größere Uebereinflimmung des Gouvernement3 mit 
diefen Eonfervativen Mitgliedern beflehe, und daß deshalb die Erhaltung 
der beſtehenden Rechte nicht blos das Ziel biefer Verſammlung, jondern 
auch des Gouvernements fein werde. 


Das hieß freilich den Vorwurf der Inkonſequenz mehr durch wigige 
Anfpielungen. und beißende Ausfälle vergefien machen, als wirklich 
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widerlegen. Auch ließen die Gegner den gefürckteten Feind, den fie 
bier einmal im Netze zu haben meinten, fo leichten Kaufs nicht los; 
neue Angriffe und Nedereien erfolgten von vefichievenen Seiten, bits 
endlih Herr v. Binde durch folgendes Dentnbnie ſich Ruhe ver⸗ 


ſchaffte: 


„Wenn es noch eines Grundes bedürfte,“ ſagte er, „ſo würde er 
darin zu finden fein, daß der Weg, ven ich einſchlagen wollte, von dem 
Herrn Marfchall nicht zuläfflg gefunden worden ifl. Wenn überhaupt Et 
was geichehen muß, fo glaube ich, daß fich für alle Mitgliever, vie ſich 
mit mir vereinigt haben, das Refultat ergiebt, daß, wenn unfer Weg 
miteiner Hecke verſchloſſen if, wir dann einenandern ein 
ſchlagen.“ 


Das war ein beſſerer und ehrlicherer Grund, als alle früheren. 

Die Thatſache, auf welche Vincke angeſpielt, war übrigens ganz 
richtig. Es beſtand ſeit einiger Zeit eine Vereinigung von ſtrengkonſer⸗ 
vativen Mitgliedern — etwa 130 an der Zahl — im engliſchen Hofe, 
welche durch feſtes Zuſammenhalten und planmäßiges Handeln die 
Bortheile, welche bisher Die Oppofizion auf dieſem Wege erlangt hatte, 
nunmehr ebenfalls für fih und ihre Sache zu erringen hofften. . Sie 
betrachteten fich als die natürlichen Vertheidiger des Throns gegen die 
Angriffe jener andern Partei, in denen fie ein verderbliches Attentat . 
auf die „ungeſchwächte Krone“ und die ‚‚ftarfe Regierung“ erblidten. 
Auch fanden, dem Gerüchte nach, allerdings zwifchen diefer Partei des 
englifchen Haufes und dem Minifterium engere Beziehungen ftatt. 

Dies Letzte ftellte der En, Kommiffar in Abrede; das Bor- 
handenfein der Vereinigung felbft und ihre Abficht, als Partei han⸗ 
deind aufzutreten, ward von dem Grafen Oneifenau, einem Haupt: 
wortführer derfelben, offen zugeſtanden, ja derjelbe erklärte e8 für eine 
innere Rothwendigfeit und ein Gluͤck jeder großen politifchen Verſamm⸗ 
lung, daß fi) aus ihr Parteien bildeten und fi) gegenfeitig befämpfs 
ten, da aus diefer Reibung gegemüberfiehenber Parteien endlich das 
Gute hervorgehe. 

Diefe Wahrheit, wie trivial fie auch an fich ift, gewinnt Doc) eine 
befondere Bedeutung in folhem Munde, wenn man bevenft, wie ängfl- 
lich fonft von diefer Seite her gewoͤhnlich dem Entftehen yon Par: 
teien entgegengearbeitet oder das Beftehen derfelben vertufcht zu wers 
den pflegt. Und allerdings ift die Parteienbildung im Volke und 
in ben fländifchen Körperfchaften das erfte Zeichen eines entſchiede⸗ 
nen Kortfchritts zum politifchen Selbſtdenken, fomit aber auch der 
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erfte Schritt über den Kveis jener Unbeſangenheit und Kindlichkeit hin⸗ 
aus, weiche das Element des patriarchaliſchen Staates iſt, der erfie 
Schritt nad) jener verßotenen Frucht der „, Zeit- und Schulmeinun⸗ 
gen,“ vor welchen die Thronrede fo Angftlich warnte. So lange Die 
- Stände ſich nur als die Wahrer ihrer, der einzelnen Stände, Rechte 
und Sntereffen betrachten, giebt e8 feinen ©egenfag der Parteien, ſon⸗ 
Dern nur einen der Stände; wo dagegen politifche Parteiung ſich zeigt, 
da ift den Stänven das Bewußtfein der großen politifchen Prinzi⸗ 
pien aufgegangen, um welche die Gefchichte des modernen Ständes 
weſens, wie mm zwei gewaltige Angeln, fih dreht, der Prinzipien des 
Beftehenden und des Fortſchritts, der Erhaltung und der Fortbildung. 


Eine Eonfervative Partei, welche ſich als ſolche förmlich Fonftituirt 
und darftelt, welche die Bildung von Parteien und deren Reibung 
. als ein nothwendiges und heilfames Element im parlamentarifchen Les 
ben anerfennt, räumt Dadurch aud) der Gegenpartei, der Oppoftzion, 
das gleiche Recht der Eriftenz, die gleiche Ebenbürtigfeit ein, und, in- 
dem fie auf gleiche Waffen mit ihre den Kampf im offnen Felde der 
Debatte, diefer großen Geifterfchlacht, annimmt, unterwirft fie fid) den 
allgemeinen Kampfgefegen, nad) denen der im ehrlichen Kampfe Un 
terliegende feinen. Ueberwinder als Sieger anexrfennen muß. * Sie muß 
dann felbft wünſchen, daß die Staatögewalt, die Regierung auf die 
Seite fi) hinneige, für welche diefer Kampf mit ven Waffen des Gei⸗ 
ftes entſchieden hat; fie darf nicht, gleich den trojanifchen Helden, in 
bem Augenblide, wo der Gegner fie bedrängt, hinter das Schild oder 
in die verhüllende Umarmung einer fehügenden Gottheit — der „une 
nahbaren Majeftät’‘ oder der „ſtarken Regierung‘ — fi flüchten — 
Das wäre feig und unehrlich zugleich. 


Graf Schwerin hatte daher ganz Recht, wenn er bei diefer Ge: 
legenheit fi) tadelnd Darüber ausſprach: 


„daß man in dieſer Verfammlung und außerhalb verfelben von ei⸗ 
ner Meinungsrichtung geiprochen habe, als derjenigen, welche die Macht 
der Krone ſchützen und die Ehrerbietung vor derſelben bewahren wolle, 
von einer andern Richtung Dagegen ald von einer ſolchen, die Das 
nicht wolle, ” 

„Meine Herren!’ rief er aus, „Das ſind feine ehrlichen Waffen ! 
Es ſtehen fich zwei Parteien gegenüber oder zwei politifche Syſteme, bie 
Heide gleich berechtigt find, beide einen ehrlichen Kampf führen mögen 
und beide es der Krone überlaffen wollen, für welches von beiden fie fich 
entſcheiden will. Aber von der einen derſelben zu fagen, ‚fie wolle bie 
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Macht der Krone, eine ſtarke Regierung, während bie andere jie nicht 
molle, das find, ich wiederhole es, Leine ehrlichen Waffen.“ 

Bergebens verfuchte Graf Gneifenan, diefen Vorwurf von fets 
ner Partei abzuwenden; er vermochte die Thatſache nicht zu leugnen, 
fondern berief fi) nur darauf, daß, was außerhalb der Berfammlung 
gefcheben, hier nicht zum Sprache kommen bürfe. 

Kehren wir jegt von diefer Heinen, aber für das Parteienverhäfte 
niß auf dem Landiage karakteriſtiſchen Epiſode zurüd zu den Verhand⸗ 
hingen ſelbſt und bezeichnen mir zumächft Die Stellung der verſchiedenen 
Barteten zu’ver verbandelten Frage! 

Auf der einen Seite ftanden Die, welche entfchienen Darauf bes 
fanden, daß, wenn man au, der Sachlage nad), die Verfaſſungo⸗ 
anliegen nırr unter der Yorm der Bitte geltend machen könne, Dies: 
Doch jedenfalls nur unter Anführung von Rechtsgründen, unter 
Berufung auf die pofitiven Verheißungen früherer Oefege, nicht aus 
bloßen Gründen der Zwedmäßigfeit oder der Nothwendigkeit geſchehen 
bürfe. Dieſe Partei fehaarte ih um das Banier, welches Binde aufs 
pflanzte, indem er, die Anträge Scywerins und Grabows in etwas 
veränderter Faſſung wieder aufnehmend, vorſchlug: 

„den König zu bitten, daß er das beſtehende Recht des Verein. 
Landtags auf jährliche Zuſammenberufung, nach Art. XIII. des Gef. 
von 1830, anertenne, fall jedoch einer fo häufigen Berufung erheßs 
liche Bedenken entgegenfländen ,. dem Ber. Landtage eine Propoſizion 
deswegen vorlege.’’ 

Recht beſehen, ging alfo eigentlich die Meinung diefer Partei da⸗ 
bin, der Landtag follte aus ſprechen (was man ihn fchon in der 
Mreſſe Hatte ausfprechen laffen wollen) : er befiße bereits jene Bere 
faffungsrechte, als aus früheren Gefegen ihm erworben, der König 
aber follte diefen Ausfpruch nur durch feine Anerfennung beftätigen. 

Zunähft an dieſe Frakzion ſchloß fic) eine andere an, welche aus 
Rechts⸗ und Nützlichkeitsgründen um Erweiterung der Rechte des 
Landtags bitten wollte, wobei bald die Redhtsgründe, bald die Gründe 
der Nuͤtzlichkeit mehr in den Vordergrund traten. 

Hier vermiſchten ſich zwei voͤllig heterogene Ideen: die eine, daß 
der Landtag ein Recht, welches er eigentlich ſchon beſitze, nur zur An⸗ 
erkennung bringen ſolle, und die andere, daß er ſich ein ſolches 
Recht erſt folle verleihen laſſen. 

Dieſe Mittelſtellung nahm die Abtheilung mit ihrem Bor: 
ſchlage ein. 
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*”  Konfequenter war eine dritte Partei, welche jede Berufung auf 
Rechtsgründe fireng abwied und nur aus Gründen der Zweckmaßig⸗ 
feit die Periopizität, den Wegfall der Ausfchüffe u. f. w. als ein 
freies Geſchenk der Gnade vom Könige erbitten wollte, 
Endlich gab es eine Kleine Frakzion Fonfervativer und royaliftiicher 
Ultras, weldye überhaupt gegen jede Bitte um eine Abänderung der 
Berfaffung vom 3. Febr. waren, theils weil ihnen eine fo fchnelle In⸗ 
frageftellung eines kaum erft erlaffenen Gefepes bedenklich fchien, theils 
weil fie e8 für undankbar, unehrerbietig, undelifat hielten, den König 
jegt mit folchen Bitten anzugehen, nachdem er in der Antwort fich An⸗ 
träge auf Berfaffungsänderungen bei dem gegenwärtigen Landtage aus: 
drücklich verbeten hätte, oder auch wohl, weil fie, im unbegrenzten Ver⸗ 
trauen auf die fönigliche Weisheit, dieſer allein Die Entwidelung der. 
Berfaffung überlafjen zu müfjen glaubten. 
Das war im Allgemeinen der Stand der Meinungen und Par 


teien bei dieſer Verhandlung, aus deren unendlidy veichem Detail (man 


debattirte vier Sigungen lang nur über die beiden erften Punkte [die 
Periodizität und die Ausfchüfle], und über den erften allein ward einige 
70 mal das Wort ergriffen) wir nur einzelne Hauptzüge hervorheben 
fönnen. 4 

Bei Weitem die ſchwächſte an Zahl wie an Gründen war die 
Partei Derer, die gar keinen Antrag in der vorliegenden Frage zugeben 
wollten. Sie beſtand meiſt aus Solchen, welche durch ihre Stellung 
im Staatsdienſte — zum Theil auf ſehr hohen Poſten — als im eng⸗ 
ſten Vertrauen und Intereſſe der Regierung ſtehend angeſehen werden 
konnten, ſodann aus ariſtokratiſchen Ultras. Die beiden Abgg. von 
Manteuffel, ferner v. Maſſow, v. Zychlinski, v. Bismark« 
Schönhauſen, v. Lilien-Echtenhauſen, v. Puttkammer— 
Rheinfelden traten für dieſe Anſicht als Redner auf. 

Manteuffel J. fand es unpaſſend, jetzt zu bitten, nachdem der 
König in der Antwort ſich die freie Erwägung über die Fortbildung 
der Verfaſſung vorbehalten. Man habe es hierbei direkt mit der koͤnig⸗ 
lichen Perſon zu thun, nicht mit dem Miniſterium. Was den vielbe⸗ 
tretenen Rechtsboden betreffe, fo gebe es dafür eine ganz einfache For» 
mel; fie heiße: Was mit des Königs Unterfchrift in der Gefepfamm« 
fung fteht, iſt Geſetz. Die Verordnungen vom 3. Febr. fänden in der 
Geſetzſammlung; als neuered Gefeg derogirten fie den früheren; folgs 
lich Fönnte von einer Berufung auf diefe feine Rede mehr fein. 

Aehnlich äußerte ih Manteuffel II., obgleich er gegen bie 


Ausichüfle war, weil fie periobifch wären und weil fie vom Brinzip 
des Zweilurienſyſtems abwichen, 

Maffow empfahl: man folle bis zur nächſten, vom Könige 
verheißenen Wienerberufung des Landtags warten, um erft gehörige 
Erfahrungen zu machen, ob überhaupt eine Periodizität nützlich und 
wuͤnſchenswerth fei. 

Lilien und Bismark perfifflirten Bindes Worte bei Einführ 
sung der „Deklarazion“, indem fie Die Oppoflzion ermabnten: fie Tolle 
ven König doch nicht jegt fhon mit Wünfchen um Abänderungen der 
Berfaffung drängen; fie folle doch wenigftens „da © raß dieſes Som» 
mers darüber wachfen laſſen“ u. f.w. v. Bismarf machte dabei 
beißende Ausfälle gegen die Bürgerverfammlungen, die Prefle, die 
Adrefien der großen Städte — in dem Allen Fönne er die wahre Volfs: 
meinung nicht erfennen; wohl aber glaube er fie erfannt zu haben an 
einigen Orten der mittleren Provinzen, und dort fpreche fie ſich fo aus, 
daß ihr ein Königewort Mehr werth jei, als alles Deuteln am Buchs 
ftaben der Geſetze. 

Bon gleicher Ueberſchwenglichkeit royaliftifcher Hingebung ftrog- 
ten die Reden der Herren v. Buttfammer: Rheinfelden und 
v. Zychlinski. Herr v. Buttlammer wollte Alles „in die fönig« 
liche Machtvollfommenheit und die freie Ueberzeugung des Töniglichen 
Gewiſſens“ geftellt fehen, und Herr v. Zychlinski rief am Schluffe 
feiner Rede aus: 

„Angenommen, meine Herren, Ste hätten von Ihren Rechten irgend 
Etwas verloren (was ich Ihnen nicht zugegeben habe), jo fage ich Ihnen: 
es giebt eine gewifje zarte Rüdficht, eine Konvenienz, eine Pietät „gegen 
den König, denn des Baterlandes theuerftes Palladium bleibt doch immer 
fein König.‘ 

Ungleich ftärfer und gewichtiger trat die Partei auf, welche zwar 
einer Bitte um Periodizitäͤt und Wegfall der Ausfchüffe auch ſchon jebt 
ſich anfchliegen zu wollen erklärte, aber nur nicht als Rechtsfor— 
derung. Zu diefer Anficht befannte ſich ein anderer Theil der Be 
amten — v. Meding, v. Wedell, v. Werded,v. Wodiczfa, 
v. Patow, v. Frieſen, fodann die Partei des englifchen Haufes, 
wie in deren Namen Graf Gneifenau erklärte, nebft andern arifto> 
fratifchen Elementen, die, ohne direkt zu diefer Partei ſich zu halten, 
doch im Ganzen deren Anfichten theilten, wie 3. V. Graf Finken— 
ftein, endlich eine Heine Frakzion bürgerlicher Abgeoroneter von fehr 
befcheidenem Liberalismus — die Abgg. Heyer, Rafh u. 9. 
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Meding erklärte ganz offen das Beſtehen wem zwei großen fläns 
diſchen VBerfammlungen, die in ihren Verrichtungen abwechſeln ſallten, 
für unzwedmaͤßig und unſtatthaft, Daher eine. Bitte um Abänderung für 
gerechtfertigt. Rur auf ein Rech t ſolle man nicht pochen. Der Koͤuig habe 
dem Landiage großes Vertrauen bewiefer, einmal durch Die freiwillige 
Ertheilung des Steuerbewilligungsrechts an die Stänte, ſodann durch 
die gefattete Deffentlichfeit diefer Verhandlungen. Damit aber der Baum 
Der Freiheit gedeihe, Dazu gehöre, daß Die Krone mächtig und ftark ſei 
und das volle Vertrauen des Landes genieße. Eine Trübung ber Autos 
rität des Königs fei aber zu befürchten, wenn er, nachdem er mit fol 
cher Freifinnigfeit dem Lande Konzeſſionen gemacht habe, iu. den näch- 
ften Wochen wieberuin Wenderungen und nee Konzeſſionen machen 
ſolle. Pflicht der Stände fei es alſo, dem Könige volftändig Das vor 
zutragen, was fie für die Wünfche und die Rechte des Landes hielten, 
aber auf folche Weile, daß fie dadurch ihre Dankbarkeit gegen bie bes 
reits ergeigten Wohlthaten nicht verleugneten, ibs und des Lande Ber 
trauen zum Könige bewiefen und feine Autorität unterftügten. 

« Werded machte darauf aufmwerffam, daß. es-nicht pakitisch fei, zu 
lehr am Buchſtaben der Geſetze feſtzuhalten; ſonſt Fönnte z. B. ver 
König erklaͤren: die Ausſchüſſe allein ſollten Die Reichsſtaͤnde fein, her 
Bereinigte Landtag ganz wegfallen. Vor Allem komme ed auf ein ein⸗ 
traͤchtiges Wirfen der Krone und der Stände an; Eintracht gebe Macht. 
Nach der Föniglichen Antwort noch auf dem Rechtsboden Yyoranzur 
gehen, halte er fire undankbar, unehrerbietig , unpolitifch, wenn man 
auch fage: wir wollen blos petizioniven! Denn, wenn man petizionire 
unter Berweifung auf beftimmte Rechte, fo liege die Sache anders, als 
auf dem Boden einer bloßen Bitte. 


„Wir können e8 und nicht verhehlen“, fuhr der Redner fort, „wir 
find eine Macht, und, wenn eine Macht, der andern gegenüber, auf 
den Rechtsboden verweift, fo fehlt ein Richter, und ich -darf bier nicht die 
Konfequenzen ausſprechen, zu welchen ein ſolches Gegenüberſtellen zweier 
Mächte führen müßte”, 


Wedell fuchte Die Einwände gegen die Richtperiodizität des 
Vereinigten Landtags zu entfräften, indem er fagte: die Ausſchüſſe, 
welche periodifch wären, erfüllten vollfommen die Berheißingen der Ge⸗ 
fege von 1815 und 1820, denn fie wären ‚ ‚allgemeine Stände, aus den 
Provinzialftänden hervorgegangen”. Den Vereinigte Landtag habe 
der König nur aus freiem Willen, über das Berheißene hinaus, hinzu⸗ 
gefügt. Eine Gliederung der ſtaͤndiſchen Vertretung habe ſchon 1811 ff. 
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in der Zuziehung ſtaͤndiſcher SeprBentanten bei iverſchiedenen QZweigen 
der Verwaltung ſtattgefunden. 

Die übrigen Mitglieder dieſer Frakzion waren theila deshalb gegen 
die Geltendmachung von Rechtsgründen, weil ſie dieſelben wirklich 
nicht in den früheren Geſetzen fanden, theils aus Rüdfichten der Ein 
müthigfeit bei Diefer großen Frage. 

Diefen legten Grund führten ebenfo die Anhänger der dritten Ans 
fücht für fich an, welche die Rechtsgründe und Gründe der Nüglichkeit. ver- 
bunden geltend machen wollten. Es war Dies das eigentliche Juftemilien, 
Leute von theilmeife recht guten Gefinnungen und Abflchten, aber ohne 
den Muth einer entfcheidenden Thathandlung, duch falfche Gemüth⸗ 
lichkeit befangen gemacht oder auch wohl ſich felbft nicht ganz Flar über 
ihr Wollen und Thun. Sie waren zum Theil von dem Vorhandenſein 
eines -Rechtsanfpruchs, von den Widerfprüchen zwifchen den neuen und 
älteren Gefegen vollkommen überzeugt und leifteten duch ſcharfſtnnige 
Aufdeckung diefer Widerſprüche der eigentlichen Rechtspartei wefent« 
lichen Beiſtand; allein fie wagten es doch nicht oder hielten es für be: 
denflich , blos mit der ſcharfen Rechtöforderung vor den Throm zu tres 
ten und zu fagen: Das gebührt uns! Sie betracdhteten daher den 
Rechtsgrund nur als ein ſubjektives Motiv für die Stände, um damit 
ihre Bitte am Throne zu rechtfertigen, nicht als ein moraliſches Zwangs⸗ 
moment, als einen Fategorifchen Imperativ für den fouveränen Willen, 
die Bitte zu gewähren. 

Außer der Abtheilung ſelbſt erklaͤrten ſich in der Debatte für diefe 
Anſicht die Abgg. v. Brünneck, Gier, Dittrich, Zimmer— 
mann, Winzler, Prüfer, e attig, v. Gudenau, v. Gaf⸗ 
fron u. A. 

Allen dieſen Frakzionen gegenüber ſtand nun die eigentliche Rechte- 
partei, welche in der Bitte um Periodizitaͤt und Wegfall der Ausfchüffe 
nichts Anderes fehen wollte, als eine Wiederaufnahme jener Rechtes 
verwahrung, die einft in der Beckerathſchen Adreſſe, fpäter in ber 
Deklarazion der Rechte niedergelegt worden, beide Mal aber ohne Grfolg 
gebliebenwar. Ihr Ziel bei dieſer Verhandlung war daher bietiefere und 
altfeitige Begründung der Anficht von der mangelnden Rechtsbeſtaͤndig⸗ 
feit der Verordnungen v. 3. Febr., der fortdauernden Gültigkeit der 
davon abweichenden Beflimmungen früberer Befege und ber rechtlichen 
Nothwendigkeit, jene mit dieſen in Einflang zu bringen. Als gemein- 
famer Angriffspunkt bot ſich hierbei ganz natürlich die Rede des Fur 
ffiaminifters dar, und auf fie richteten daher auch faft ſaͤmmtliche 
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Medner diefer Bartei die fcharfen Waffen ihrer Dialektik und Bered⸗ 
ſamkeit. 


Außer dem Kern der Oppofizion, der hier, wie überall, in erſter 
Reihe kämpfte, ſchloſſen fich diefer Partei auch noch manche andere 
Redner an, die fonft nicht gerade dorthin gezählt zu werben pflegte, 
fo Graf Helldorf,v. Gottberg, Grabow, v. Wuellenweber, 
v. Mylius u. A. Auch hatte fie, wie ſchon erwähnt, bei der Bekaͤm⸗ 
pfung des Miniſters Viele von Denen zu Bundesgenoſſen, die zwar nicht 
blos, aber doch auch aus Rechtsgründen für die Bitte waren. 


Den Kampf eroͤffnete von dieſer Seite her der Abg. Sperling. 
Er beſtritt die Anſicht des Juſtiz miniſters, daß das Geſetz v. 1820 
zwar eine jährliche Rechnungsablegung vorſchreibe, aber nicht eine jähr« 
liche Rechnungsabnahme durch die Reichsftände felbit ; ebenfo die, daß 
jenes Geſetz nur Verpflichtungen gegen die Staatsgläubiger enthalte. 
Es ſei ein Geſetz, fagte er, ftehe in der Gefegfammlung, babe alſo 
allgemeine Geſetzeskraft. — Das Geſetz v. 1823 fpreche zwar nur uns 
beftimmt von ‚, allgemeinen Ständen’, allein dieſes Geſetz müſſe mit 
fteter Rüdficht auf die Gefeße v. 1820 und 1815 ausgelegt werden, 
und dort fei ausdrüdlich von nur einer reichsftändifchen Verfammlung 
die Rede. Das Beifpiel von der ftädtifchen Vertretung, welches Sa⸗ 
vigny angeführt, wandte er gegen ihn: alle ftädtifche Deputazionen, 
Kommifjionen u. f. w. ftänden unter dem Magiftrat oder dem Stadts 
verordnetenfollegium und handelten in deren Auftrage. 


Graf Helldorf begann feine. Rebe mit der Erklärung, wie er 
durch Betretung des Wegs der Petizion — ale des nad) den Geſetzen 
und der koͤnigl. Antwort allein zuläffigen — keineswegs auf das Recht 
des Landes verzichten wolle, aud) nicht der Meinung fet, als ob durch 
die Nachſuchung eines Rechts diefes felbft verloren gehen oder Daraus 
eine Aufgabe deſſelben gefolgert werden könne. Er tadelte die Abthei⸗ 
lung, daß fie die Rechtsgründe zu fehr in den Hintergrund geftellt, 
nicht fcharf genug hervorgehoben habe und dadurch mit fi felbft in 
Widerſpruch gerathen ſei. Sie hätte aus der Geſetzgebung feit 1810 
beweifen fönnen und müflen, daß die Abficht des Geſetzgebers fchon von 
da an gewefen fei, Reichsftände zu verfammeln, daß deshalb das Ge: 
feb v. 1820 ſich diefe ohne Weiteres als alljährlich zufammentretend 
gedacht und ihnen fontit die jährliche Rechnungsabnahme übertragen 
habe. Er erflärte es für eine heilige Pflicht der Stände gegen den Kö» 
uig, daß Land und ihre Wähler: die Rechte, welche nach ihrer Mei- 


nung dad Land habe, offen und frei auszufprechen und ihre Einver- 
leibung in die neue Geſetzgebung zu beantragen. 

Dittrich machte darauf aufmerffam , daß durch ein Fön. Detret 
v. 1841 eine regelmaͤßige zweijährige Berufung der Provinzial⸗ 
landtage angeordnet ſei. Inſofern nun manche Funkzionen dieſer jetzt 
auf den Vereinigten Landtag übergegangen ſeien (z. B. das Recht der 
Petizivn in allgemeinen Landesangelegenheiten), inſofern ſei mindeſtens 
eine zweijährige Periodizitaͤt für Letzteren rechtlich geboten. 

v. d. Heydt berief fih auf den Geift, ven Sinn der frühern Ge 
feßgebung , den ja auch der Juftizminifter als entſcheidend für Die 
Auslegung der Geſetze gelten laſſe; er berief fi) auf den Eingang, des 
Geſetzes v. 1820, worin ausdrüdlid, als deſſen Zwed das Wohl ver 
Untertbanen und dad Vertrauen zur Staatsverwaltung, 
alfo nicht blos die Sicherung der Gläubiger, angegeben werde ; endlich 
beftritt er die Behauptung des Juftizminifters: daß durch die Ges 
feße v. 3. Febr. die früheren ſtillſchweigend aufgehoben feien, da Dies 
nach dem Allg. Landrecht nur durch ausprüdliche Erklärung bes 
Geſetzgebers geſchehen könne. 

Binde wies auf die Unzutraͤglichkeit hin, daß eine Deputazion 
den Landtag erfegen folle, die nicht von ihm, fondern vom Gefege be« 
ftellt und autorifirt fei, da doch überall fonft (auch bei den Provinzial: 
ſtaͤnden, auf die ſich der Minifter berufe) derlei Kommiffionen nur im 
Auftrage der größern Berfammlungen bandelten. Er entwidelte fo» 
dann fein Amendement, deſſen wir oben gebadhten, und führte aus, daß 
man fich hier fireng auf den Rechtsboden ſtellen, nicht durch bloße Rück: 
fichten der Nuͤtzlichkeit leiten laſſen dürfe. Ä 

„So hoch der Himmel über der Erde’, rief er aus, „ſo hoch ſteht 
das Recht über den Nüslichkeitägründen, die nimmermehr an das Recht in 
feiner Höhe hinanreichen fünnen. Das Recht will ich, ungemifcht mit 
Nüglichkeitögründen, Sr. Majeftät vorgetragen haben‘. 


Er berief fich hier auf das Beifpiel der Gefchichte, namentlich auf 
jenes englifche Parlament, weldes in der Bit der Rechte fi) von der 
Krone eine feierliche Anerfennung feiner Rechte habe ertheilen laffen. 
Selbſt in der Thronrede fand er mehrfache Aufforderungen zur Geltend⸗ 
machung des Rechtsftandpunftes, namentlich in jener Stelle, wo ber 
König ausdruͤcklich ſagt: 


„Ihre Einmüthigkeit mit Mir, Ihr thätiges Bekenntniß, Mir helfen 
zu wollen, den Boden des Rechts, ven wahren Acker der Kö⸗ 


380 
nige, immer mehr gu befefligen und zu befruchten, wird aus 
diefem Landtage eine gewonnene Hauptſchlacht machen”. 

Mit erhabener Begeifterung tief er fodann am Schluffe feiner Rebe 
der Berfammlung au: 

„Es wird eine Zeit fommen, wo kemner der ehrenwerthen Mitglieder 
dieſer Verſammlung mehr auf Erden wandelt. Dann wird die unpartei⸗ 
iſche Gefchichte über den erflen Vereinigten Landtag zu Gerichte figen. 
Möge je dann fagen: ver erfle Landtag der Krone Preußens, indbefondere 
die Mitglieder der Kurie der Ritterfchaft, der Städte und Landgemeinden, 
fie wurden als treue und fleißige Aderer erfunden auf dem Boden bed 
Rechts, fie find von diefem Boden nicht einen Buß breit abgewichen 5 nicht 
um eines Nageld Dicke haben fie nachgegeben von ihrem guten Rechtes fie 
haben ſtets unabänderlich beharrt bei dem alten deutichen Grundſatze un- 


ferer Bäter: 
Recht muß doch Recht bleiben! 


(Stürmiſcher Applaus.) 

Beckerath Fam ebenfalls auf das Geſetz v. 1820 zurück und 
zeigte, wie deſſen F. 1 die ſämmtlichen Unterthanen zur Ab» 
tragung der Staatsfchulden verpflichte. Diefer Verpflichtung gegen⸗ 
über ftehe das Recht, welches dafjelbe Geſetz dem Volke in der anges 
ordneten Mitwirfung von Repräfentanten deffelben beim Schulden 
weien, in der alljährlichen Rechnungsablegung vor den Reichsftänden 
einraͤume. Es ſei völlig unftatihaft, die Verpflichtung gelten zu laſſen, 
ohne zugleich das ensfprechende Recht anzuerkennen. Der Minifter habe 
ferner zugegeben, daß der Geſetzgeber bei den Geſetzen von 1815 und 
1820 nur an eine reichsſtaͤndiſche Berfammlung gedacht habe, allein 
gleichwohl folgere er die Zuläffigkeit mehrerer Berfammlungen dan 
aus, daß die früheren Gefebe Dies nicht ausdrücklich ausfchlöflem. 
Aber wohin follte ed führen, wenn man fidy berechtigt halten wollte, in 
ein Geſetz alles Mögliche Hineinzulegen, ſobald es nur niht ausdrüds 
kich darin verneint ſei? Es widerſpreche aber auch die Bildung meh⸗ 
rer Repräfentazionen dem Geifte jenes Geſetzes, denn eine reichsſtän⸗ 
diſche Vertretung fei fein Mechanismus, den man in Theile zerlegen 
könne, fondern ein Organisns, deſſen Geift erlöfche, fobald er in 
mehrere Theile zerriffen werde. Nur in einem Organe Fönne der 
Schwerpunkt des Lebens ruhen. Diefes aber fei der Vereinigte Landtag, 
denn es heiße in dem Patente: „dem Vereinigten Landtage und in 
beffen Bertretung dem Vereinigten Ausfchuffe” u. f. w. Dar: 
um fei es unzuläffig, daß Die eigentliche Verſammlung der Landesre⸗ 
präfentanten ihre wichtigften Funkzionen, ja ihre weſentlichſtes Recht, 
das der Periopizität an einen bloßen Stellvertreter abgeben folle. 
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Denſelben Grund machte v. Gottb erg geltend: der Subftisus 
koͤnne doch nicht mehr Rechte haben, als Der, dem er ſubſtituirt werde; 
nun follten aber die Ausfchüfle Pertopizisät erhalten, der Ber. Laud⸗ 


Meviffen: Wenn die Deutung des Juſtizminiſters: es Habe 
der Kıone freigeſtanden, mehrere reichskändifche Berfammlungen zu 
ſchaffen, richtig wäre, fo müſſe es ja auch moͤglich fein, Daß bie Krone 
diefe verfchtedenen Berfammlungen einmal gleichzeitig beriefe und. alfo 
zwei, wieleicht ganz verſchiedene Bota eines und deſſelben Volkes zu 
gleicher Zeit erhielte. Wenn ferner der Beift des Geſetzes v. 1820 zu 
beffen Auslegung heraufbeſchworen werben folle, fo mäfle es auch wirk⸗ 
lich der Geift fein, der das Gefeg v. 1820 und alle die früheren glor- 
reichen Geſetze diktirt habe, in denen 10 Jahre hindurch dem pueußtichen 
Volke fortdauernd regelmäßige Zentralverfammlungen verheißen wor⸗ 
den feien. SHieranf gu dem eigentlichen Kern der Frage vordringend, 
fagte der Redner: 


„Meine Herren ! Ich glaube, daß wir an dem Tage ftehen, mo es 
fich definitiv entfcheiden muß, ob Rechtögefühl und welches Rechtsgefühl 
im Volke Tebt. Das Rechtsbewußtſein, das in der langen Zeit, die feit 
jenem Gef. v. 1815 vergangen, im Volke mehr und mehr und zulekt in 
faft allen Mitgliedern des Volkes fich ausgebildet hat, es muß heut bier zu 
Tage kommen; ich glaube, daß e8 heut vor Allem darauf anlommt, das 
Nechtögefühl, das im Volke lebt, auszufprechen, es Elar und unummunden 
zu fagen, daß das preußische Volk ein Rechtsſubjekt iſt und fich als folches 
weiß und betrachtet. Dieſes Bemußtfein des Volkes kann ihm durch Feine 
Macht der Erde genommen werben ; einmal erworben, wird ed baflelbe be: 
wahren und heilig halten. und in Inftitugionen auszuprägen juchen. Dem 
Rechtöbewußtfein im Volke würde es nicht entiprechen, wenn durch irgend 
eine Bitte, ohne Hare Hinweiſung auf dad Recht, dieſes Recht in Frage 
geftellt würde. Jede Bitte um Berleihung dieſes Rechts, ohne beſtimmt 
formulirten Rechtsanſpruch, würde fagen,, daß diefe Rechte dem Volke 
gewährt, aber auch dem Volke abgeiprochen werben könnten.“ 


Sodann führte Meviffen aus, daß durch Ertheilung von Rech⸗ 
ten an das Bolf keineswegs das Königthum gefhmächt werde, wie 
Dies ja der Gefandte des mächtigften Monarchen, der englifhe, im 
Namen feines Herren auf dem Wiener Kongreffe ausdrücklich anerkannt 
babe. Im Gegentheil werde es geflärkt, indem es unabhängiger von 
dem Beamtenthum werde, nicht mehr genoͤthigt fei, Die Perfonen zur 
Ausführung feines Willens immer wieder nur aus den engen Kreifen 
dieſes Beamtenthums, alfo unter Leuten zu fuchen, die fämmtlich von 
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demſelben ſtazionaͤren Geiſte befeelt wären. Ebenſo wenig erfahre durch 
Verſtaͤrkung der ſtaͤndiſchen Macht die Macht des Staats nach außen 
eine Schwächung ; vielmehr werde fie geſtaͤrkt durch die Einheit zwiſchen 
König und Volk, durch die Feſtigkeit der Innern Inftitugionen und das 
Aufhören der Schwankungen, die jegt dem Auslande das Bild Innerer 
Schwäche böten, endlich durch Die engere Verſchmelzung Preußens mit 
dem konſtituzionellen Deutfchland, welches auf gleichen Rechtöbes 
griffen ruhe. 

Gleich Meviffen, beriefen fihh au Aldenhoven, Lenfing, 
Riebold, Kraufe (ſaͤmmtlich Abgg. des 4. Standes) auf die Volks: 
ſtimme, welche in der Geſetzgebung v. 3. Fbr. eine Kränfung und Ges 
fährdung der Volfsrechte erkenne. 

v. Blaten: Man fpreche fo viel von „Vertrauen,“ allein nicht 
Gefühle könnten die Baſis zu Beichlüffen der Berfammlung geben; nur 
das Rechtsbewußtſein, das eigne wie das der Wähler, dürfe den 
Ständen hier als Richtfchnur dienen. 

Tſchocke entwidelte aus den gefchichtlichen Vorgängen feit 1807 
die Beweggründe, welche den vorigen König zu der Erklärung am Bun⸗ 
destage fo wie zu den Geſetzen von 1815 und 1820 beftimmt hätten 
und aus denen hervorgehe, daß derjelbe wirklich eine Verfaſſung habe 
geben wollen, durch die. dem Volke eine regelmäßige Theilnahme an 
feinen Angelegenheiten der Krone eine regelmäßige Kenntniß von den 
Beduͤrfniſſen des Volkes gefichert fei. 

Stebig erinnerte gleichfalls an die große Geſetzgebung v. 1807 
bis 1818, welche Wunder herbeigeführt habe. 

„Möge man," rief er, „fich in den Geiſt jener Geſetzgebung zurüds 
verfegen, möge man die Geſetze einfach, Elar, auf Vertrauen ge 
gründet rebigiren, fo daß fie das VBolf ohne Auslegung vers 
eben und nad ihnen Handeln kann! Dann wird das Volt bes 
greifen, daß man feine wahre Wohlfahrt will.” 

Werner: Man habe die Verfaſſung v. 3. Fbr. als einen „Fort⸗ 
bau der frühern Geſetze““ bezeichnet. Allein unter Fortbau verftche er, 
daß ein Örundgebäude fortgefegt werde und zu feinem Ende, feiner Voll⸗ 
fommenbeit gelange. Wenn aber eine reichsftändifche Berfammlung in 
drei Theile getheilt werden folle, jo nenne er Das Spaltung. 

Auch Dominiers ki zeigte durch gefchichtliche Ausführungen, zu 
‚welchen Konflikten Das Ausfchußwefen Veranlaffung gebe. Brünned, 
obſchon nicht der reinen Rechtöpartei angehörend,, kam ihr doch mit 
einem fchlagenden Argumente zu Hülfe, indem er fragte, wie man fich 


benn mehr ald ein Zentrum für einen Kreis zu denfen vermöge, 
mehr als eine zentrale Bereinigung für bie acht periferifchen Brovin- 
ziallandtage? 

Saucken: Der Rechtsboden ſei der Moͤ ttel zu dem Bau, den 
der Koͤnig in der Verfaſſung v. 3. Fbr, begonnen; vor Allem müſſe in 
einem Volke das Vertrauen auf Die Geſetze feftgegründet fein. 

Mylius entwidelte den Gegenfag der Richtungen in ben zwei 
großen Hauptperioben der preußifchen Geſetzgebung, der früheren, 
Stein: Hardenbergifchen, und der fpäteren. Das Patent vom 
3. Fbr. fei zwar über die Richtung v. 1823 Hinausgegangen, allein bie 
Rechtsanſprüche, welche die frühere Geſetßgebung dem Volle gewaͤhrt, 
babe es unerfüllt gelaſſen. 

Tiefer noch ging Grabow auf dieſes Thema ein und fuchte na⸗ 
mentlich zu beweifen, daß der Geſetzgeber bei Erlaffung des Gef. v. 
1820 den Entwurf einer Verfaffung im Auge gehabt habe, mit deſſen 
Abfafſung die 1815 niedergefegte Verfaffungstommiffion beauftragt ge 
wefen und deſſen Grundzüge fchon in dem preußtfchen Entwurfe einer 
Bundesverfaffung beim Wiener Kongreß niedergelegt worben fei. 

Dies gab dem Minifter Eichhorn BVeranlaffung, zu erflären, Daß 
jene Kommiffion, deren Mitglied er felbft geweſen, bis zu einem fer- 
tigen, gemeinfamen Plane einer Berfaffung es nie gebracht Habe, 
da in ihr die mannigfachften Anfichten zu Tage gefommen und eine Ber: 
einigung derfelben nicht möglich gewefen wäre. 

Zugleich nahm Eichhorn Gelegenheit, in Bezug auf die Erwäh- 
nung Steins und Hardenbergs zu bemerken, daß diefe Männer 
zwar für den Fortſchritt, aber nicht „für das Weberftürzgen, 
daß fie durch und durch Eonfervativ gewefen wären — eine Bemerkung, 
worauf ihm Graf Schwerin erwiderte: 

„Ich babe die fonfervative Gefinnung diefer Männer in vollem Maße 
anerkannt, als ich mich auf Stein und Hardenberg berief. Man 
braucht deswegen nicht den Fortſchritt überflürzen zu wollen, wie dervHerr 
Minifter angenommen zu haben fiheint, fondern ich achte eben jene großen 


Staatsmänner veöhalb, weil fie ven richtigen Zeitpunkt Des 
Fortſchritts immer zu erkennen wußten.” 


Camphaufen nahm die Bemerkung des Kultusminifterd eben- 


falls nochmals auf und äußerte: 

„Ich wünfche, daß alle unfre Minifter ebenjo durch und durch kon⸗ 
fervativ feien, wie die Minifter Stein und Hardenberg. Wäre e8 
immer ber Ball geweſen, fo möchte die heutige Erörterung vielleicht nicht 
ſtattgefunden haben,” 





&amphanfen hatte im feiner Petizion für Periobigität ſich zwar 
vorzugsweiſe auf ben Boden der Gründe innerer politiſcher Nothwen⸗ 
digkeit geftellt ; er erklärte jedoch jept, Dem Amendement Bindes voll⸗ 
Wändig beizutreten. Indem er fi fodann zur Auslegung des Gef. v. 
1820 wandte, hob er hervor, wie der ganze Sinn dieſes Geſetzes Deut 
lich darauf hinweiſe, daß der Geſetzgeber ſich bereits eine reichsſtaͤndiſche 
Berſammlung als vorhanden und alljährlich zufammenfommend gedacht 
babe, ber er nun die Funkzionen bein Schuldenweſen übertrug. Nas 
mentlich gehe Dies daraus hervor, daß er felbft einen fo wenig weſent⸗ 
lichen, blos formellen Akt, wie die Entgegennahme der Staatsſchulden⸗ 
dotumente, niht etwa einer bloßen Deputazton, fondern den Reichs⸗ 
ſtaͤn den felbft übertragen habe. Was der Minifter über die Zuläffige _ 
keit mehrerer reichöftändifcher Berfammiungen gefagt habe, beweiſe zu 
Biel, denn danad) hätte man am Ende der Deputazion von 8 Mit⸗ 
gliedern Das Recht der Bitte, des Beiraths zu Geſetzen, der Anleihebe⸗ 
. willigung ertheilen und der großen Berfammlung etwa nur das Recht 
der Schuldenrechnungsabnahme lafjen können. Sehr ſcharf beleuchtete 
er fodann ven eigentlichen Standpunkt in der vorliegenden Frage: 
„Der erfte Punkt,“ fagte er, „iſt der, daß nach Erlaſſung eines 
Geſetzes der Geſetzgeber an dad Geſetz gebunden fei, daß alfo jedes erlafjene, 
nicht abgeänderte, nicht aufgehobene Geſetz den Geſetzgeber felbft, wie jenen 
Bürger im Staate, verpflichte. Daß diefe Schranke der höchften Gewalt, 
diefe Grenzlinie, welche die Macht von der Willfür ſcheidet, anerkannt 
werde, daß jede nicht erledigte, beftimmte oder ſchwankende Zufage auf ges 
feglihem Wege zur Erledigung gelange,, das ift der er ſte Punkt, um ven 
wir kaͤmpfen. Der zweite Punft ift der, daß die Theilnahme an der Mer 
gierungsgewalt, welche dem Volk durch feine gewählten Vertreter in Bes 
. ziehung auf die Angelegenheiten der Geſammtheit eingeräumt werben folL, 
(das Maß dieſer Theilnahme fei Hein oder groß, ſie beſtehe in Rath oder 
Zuftimmung) innerhalb der vom Gelege gezogenen Grenzen ein einheit- 
liches, untheilbares und ſelbſtſtändiges Recht fei. Einheit 
lich, alſo nicht auszuüben von Provinzialfländen, jondern von Reich 
Känden; untheilbar, alſo nicht zum Theil einer Heinen, zum Theil 
einer größern Berfammlung zuſtehend; ſelbſtſtändig, alfo in Beziehung 
auf den Zeitpunkt nicht abhängig vom Belieben der Regierung, fondern 
vorausbeftimmt durch das Gefeg. In diefem Kampfe werben wir Sieger 
bleiben, das ift meine feſte Ueberzeugungz wie lange er aber dauern werde, 
Das unternehme ich nicht vorauszufagen. Möge ed nicht ergehen, wie mit 
den fibyllinifchen Büchern, deren Zahl immer mehr abnahm, je länger ihre 
Ermwerbung verzögert wurde !’' | M 


Hanfemann: Man habe von mehrern Seiten gefagt: man 
wolle nur aus Rüplichkeitögründen bitten, Aber Nichts fei nüplicher 


und nothwendiger, als daß die Zweifel gehoben werben, Die 
über pen gegenwärtigen Rechtsezußand befteben. 


„Seitvem unſre Berfammlung vereinigt iſt,“ fuhr er fort, „haben 
die Verhaͤltniſſe ſich weientlich geändert. Derkennen wir ed nicht: ein andrer 
Geiſt, ein neuer Geiſt iſt in das Volk geireten, es ift fich bewußt geworben 
Desjenigen, was es früher wohl gefühlt, aber nicht in dem Maße, mie jept, 
als Bedürfniß erkannt. Von jegt an wird jeded Geſetz, welches erlaflen wird, 
geprüft werben, nicht nur wegen feiner Nüglichkeit, die Gebildeten des 
Volks werden noch einen andern Maßſtab daran legen, den: ob es ver- 
faſſungsmäßig, ob ed mit dem Beirathe der Stände erlaffen worden 
iſt. Aus dieſem Umſtande allein geht ſchon hervor, wie geſetzlich nothwen⸗ 
Big eine Periodizität des Ber. Landtags. ifl. Es iſt nicht mehr die Zeit, wo⸗ 
von ein Abg. aus ˖ Sachſen geiprochen hat: die Zeit des 3Ojährigen Schlas. 
fens ift vorüber, bewußt ift fih das Volk geworben, daß es weiterfchreiten 
muß. Aber diefes Schlafen ift auch ein Unglüd, und dieſer 30jährige Schlaf 
tft einer der Haupturſachen, meshalb eine fo große Zahl Petizionen jegt 
ven Landtage vorliegt, welche befunden, daß weſentliche Bevürfniffe im 
Volke zu befriedigen ind. Nicht 30 Jahre, auch nicht A Jahre darf man 
ſchlafen, und nach meiner Ueberzeugung find. 2 Jahre ſchon zu Viel. Aber, 
menn die reichsſtändiſche Verſammlung nicht beifammen ift, wenn die Vers 
waltung weiß, daß fie nicht in kurzem Zeitraume wiederkehrt, fo liegt es in 
der menfchlichen Natur, daß wenn auch nicht vollitändiger Schlaf, doch ein 
. &infchläfern bei der Vermaltung eintritt. Wir, die parlamentarifche Ver- 
fammlung, find nun berufen, die Regierungdorgane mach zuerhalten. Das ift 
der wahre Nutzen unſres Zuſammenkommens; dadurch wird der Fortichritt 
der materiellen und geiftigen Intereffen nicht nur geförbert, ſondern noth- 
wendig gemacht.’ 


en Möwes, Wuellenweber, Bodum: Doffs, Mohr 
A. ſprachen in gleichem Sinne. 

Auerswald wies die Bedenken zurück, die man gegen eine 
ſolche Petizion aus Rüdfichten der Ehrerbietung gegen ‚den König 
zu erheben. fische. Der König wünfche Wahrheit und werde ſolche gnäs 
dig aufnehmen, Webrigens habe er Nichts gegen eine Verbindung der 
Nuͤtzlichkeitsgründe mit den Rechtsgründen, nur nrüfle ſich die Ver⸗ 
fammlung beiver in ihrer felbftftändigen Bedeutung Elar bewußt fein. 

Bis dahin ſchien es, als ob die Rechtöpartei wirklich von der Ans 
fiht ausginge, daß der Landtag aus den früheren Befegen wohlerwors 
bene Rechte befige und nur deren Anerfennung vom Könige. erbitten 
wolle. 

Freilich war es damit fhon eine eigne Sache. Bat man um An- 
erfennung der Rechte, fo mußte man auch Darauf gefaßt fein, dieſe 
Bitte abgeſchlagen, alfo die vermeintlich beftehenden Rechte nicht aner⸗ 
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Ianmt zu ſehen. Legte man dagegen den Alzent auf das Anerfennen 
und die beftebenden Rechte, fo hatten die Gegner nicht ganz Un- 
zecht, wenn fie darauf hinwieſen, daß fi bier Macht gegen Macht 
gegenüberftehe und e8 Feinen Richter über Beiden gebe, um zu entſcheiden: 
ob wirklich beftehende Rechte vorhanden feien und anerfannt werden 
müßten. 

Die Rechtspartei war auf diefen Punkt nicht tiefer eingegangen 5 
es ſchien, daß fie ſich entweder wirklich felbft Darüber täufchte oder ihn 
gefliffentlich nicht zur nähern Erörterung bringen wollte; fie hatte ges 

antwortet: ebendarum bitte man ja und lege das Richteramt in des 
Königs Hände. Aber damit fiel fle in die erfte Schwierigkeit zurück 
— fie erklärte ſich felbft für rechtlos, vom Belieben des Königs abhän- 
gig. Der Landtagsfommiffar überfah diefe Blöße der Rechtspar⸗ 
tei nicht und war daher gleich vonvornherein bemüht, dem Bindefchen 
Antrage die Wendung zu geben, daß dad Moment der Bitte darin in 
den Vordergrund träte. Ex erklärte: eine Bitte um Anerkennung von 
Rechten halte er für loyal; nur, wenn der Landtag ausfprechen wollte: 
er habe gewiffe Rechte, fo würde er ſich einem ſolchen Befchluffe, und 
zwar auf Allerhöchſten Befehl, widerfegen müffen. | 

Diefe Erklärung und die zuftimmende, faft freudige Entgegen- 
nahme derfelben von Seiten mehrerer Oppofizionsredner hatte eigentlich 
fhon dem ganzen Antrage die Spite abgebrochen. 

Vollends aber war Dies der Hall, als jetzt Graf Schwerin plöß- 
lid) mit einem Amendement hervortrat, welches die urfprüngliche Ab» 
ficht der Rechtspartei, das moralifche Gewicht einer entfchiedenen Rechts⸗ 
forderung, gänzlich in den Hintergrund drängte. Er beantragte: 

„Se. Majeftät zu bitten, er möge, in Anerkennung des in der frühern 
Gefetgebung begründeten Rechtsanſpruchs, ſowie aus Gründen der 
Nüglichfeit, die regelmäßige jährliche Einberufung des Ver. Landtags huld⸗ 
reichſt ausſprechen.“ | 

Noch ſchwankender, als diefer Antrag, war die Erflärung, mit 
weldher Graf Schwerin denſelben begleitete. Wenn er von einem 
Rechtsanſpruche ſpreche, fagte er, fo gefchehe Dies keineswegs in der 
Auffaffung, als glaube er, der Ver. Landtag, als folher, koͤnne ein 
Recht in Anſpruch nehmen, das ihm nicht durch das Patent v. 3. Fbr. 
gewährt fei. Allein, weil dieſer Rechtskreis fo begrenzt fet und den Stän- 
ben nicht geftatte, ſich frei Darin zu bewegen, ohnewohlerworbene Rechte 
des Volks zu lädiren, deshalb, glaube er, fei e8 deren Schuldigfeit, den 
König zu bitten, daß Diefer den Rechtöfreis dahin erweitere, daß fie 
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ſich innerhalb deffelben frei bewegen könnten, ohne dem Volke nadjiheilig 
zu fein. Mit diefer Erklaͤrung zog Schwerin feiner ganzen Bartei den 
Boden unter den Füßen weg; denn, wenn er das Patent als die einzige 
Duelle aller Rechte und Rechtsanfprüche des Ver. Landtags anerkannte, 
fo entging Diefem jede Berechtigung zu Forderungen über das Batent 
hinaus, und unbegreiflih war es nur, wie dann noch Schwerin felbft 
von einem „in der frühen Gefeßgebung begründeten Rechtsanſpruch,“ 
den der König anerkennen follte, oder von „wohlerworbenen Rechten 
des Volks“ fprechen konnte. 

So groß war aber Die Unficherheit, in welcher Die Rechtspartei ſchon 
von vornherein bei dieſer Verhandlung fich bewegte, indem fieum Rechte, 
bie fie zu beſitzen glaubte, bitten mußte, daß die neue Verwirrung, 
welhe Schwerin jest hinein brachte, kaum bemerkt zu werben ſchien. 
Riemand erhob Einwendungen gegen den Antrag , oder die ihn begleis 
tende Erklärung; Binde felbft ließ es fich gefallen, daß derfelbe dem 
feinen untergefchoben würde. 

Am Schluß der Verhandlungen nahmen die beiden Yuftizminifter 
v. Savigny und Uhden dad Wort, um nody einmal die Rechtsbe- 
ftändigfeit der Berfaffung v. 3. Bebr. zu beweifen, und derX andtages 
kommiſſar, um diefelbe aus dem Standpunkte der Zwedmäßigfeit zu 
vertheidigen. Savigny führte Das, was erin feiner Rede am Anfange 
Diefer Verhandlungen gejagt Hatte, nochmals, mit Bezug auf die da⸗ 
gegen gemachten Einwürfe, aus. Uhden machte fi die Sache leichter: 
ein Streit um den Rechtspunft fönne zu Nichts führen, da es fih um 
Interpretazionen von Geſetzen handle, über deren Richtigfeit oder Unrich⸗ 
tigkeit nicht Die Berfammlung, fondern nur der Koͤnig zu entſcheiden habe; 
Diefer habe aber ſchon entfchieden; der Nechtspunft fei fomit befeitigt. 

Merfwürdig waren die Schlußworte des Landtagsfommifs 
fars: 

„Es tft bier geäußert worden,“ fagte er, „die Berfammlung beab⸗ 
fichtige, von dem fchlechtberathenen an den befierberathenen König zu 
appelliven; es ift und vorgemorfen worden, daß wir nicht, wie unfre be⸗ 
rühmten Vorgänger Stein und Hardenberg, bei dem Nathe, ven 
wir dem König bei der vorliegenden Veranlafjung gegeben, Tonfervativ 
geweſen ſeien; es ift und endlich vorgeworfen worden, daß mir fchläfrig 
feien und deshalb häufiger Verſammlungen der Zentralflände bebürften, um 
aufgeweckt zu werben, Es kann nicht meine Aufgabe fein, und wegen dieſer 
Vorwürfe zu vertheidigen. Wir unterwerfen und bieferhalb gern Ihrem 
Urtheile, dem Urtheile der Nazion und dem Urtheile unfred Königs. Aber 
auf zweierlei machen wir Anfpruch: einmal auf den Glauben, daß mir, fo 
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weit in. dieſer Angelehenheit der König unſern Rath erforbert Sat, ihn 
nach unſerer beſten Ueberzeugung, ohne Furcht und Rückhalt, mit voller 
Offenheit gegeben haben. Und zweitens machen wir auf den Glauben An; 
ſpruch, daß wir nicht an unfern Pläben kleben, daß, wenn ber König 
beſſern Rath zu finden weiß, wir ven beffern Rüthen mit Freudigkeit 
unjese Stellen einräumen , fie auch dann gern einrkumen werben, wenn 
nah dem Rathe, ven ein geehrtes Mitglien gegeben Bat, der König ſich 
bewogen finden ſollte, diefe Räthe nicht aus. der gefürchteten Büreaukra⸗ 
- tie, fondern aus den beredten Rednern diefer Verſammlung zu nehmen. ” 
(Xebhafter und dauernder Bravoruf.) 

ALS ed nun zur Abflimmung kommen follte, ward denn doch, auf 
Sperlings Anregung, das urfprüngliche Bin defche Amendement 
Buch d zur Stage geftelt. Beim namentlichen Aufruf erklärten fih von ° 

.507 Anwefenden | 
268 dafür, 
ZAT Dagegen. 

Es war fomit nur einfache Majorität vorhanden. Unter den 
Berneinenden befand fih Graf Schwerin nebft feinem: ger 
getreuen Anhänger Buttfammer aus Stettin. 

Straf Schwerin fagte ſich alfo im Momente diefer wichtigen 
Entfcheidung von feinen pofitifchen Freunden los; noch mehr! er ver- 
leugnete feine eigne Petizion, in. welcher er mit Flaren Worten bean⸗ 
tragt hatte: der Landtag folle den König um Anerkennung feines 
Rechts auf Periodizität u. f. w. bitten. Man fah hieraus, daß er 
fein Amendement nicht Darum geftelt hatte, um von dem Vinckeſchen 
wenigftens fo Viel ald möglich zu retten (denn fonft hätte er zuerſt für 
biefes ftimmen müften und erſt, wenn dieſes gefallen war, für das fet« 
nige), fondern daß ihm daffelbe zu entfchienen war. 

Das Schwerinſche Anendement Fam nun an die Reihe. 
ftimmten ven 

498 Anwefenden 
327 dafür, 
171 dagegen. 

Alfo fehlten fünf Stimmen an der 3 Mehrheit; Das Amendes 
ment war gleichfalls niht angenommen. 

Man verfchritt fomit zur dritten Abftimmung — über das Ab⸗ 
theilungsgutadten. Zuvor ſchlug Hanfemann noch ein 
Amendement Dazu vor, beftebend in der Bertaufchung des Wortes: in o⸗ 
befondere mit dem Worte: und, ein Vorſchlag, den ſchon früher 
Puttfammer.a. St. gemacht Hatte. 
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De Abthellungdautrag in feiner urſprünglichen Faſſung: 

„den König zu bitten, mit Bezug auf die frühere Geſetzgebung, ins⸗ 
befondere au aus Rützlichkeits- und Innern Nothwenvigkeitd: 
grimden, bie Einberufung bes Vereinigten Landtags alle zwei. Jahre 


auszufprechen‘‘ 
ward, bei 
492 Anwesenden, 
von 287 bejaht, 
von 2085 verneint, 


alſo ebenfalls nicht mit 2, angenommen, Die beiden äußerſten Sei⸗ 
ten hatten dagegen geſtimmt, einerſeits die ſtreng miniſterielle und 
royaliſtiſche Frakzion — die beiden Manteuffel, Maſſow, Res 
nard, Bismark, Lilien, Zychlinski u. ſ. w., andererſeits der 
größere Theil der Rechtspartei. Da für ſtimmten von der Oppoſizion: 
Beckerath, Camphauſen, Heydt, Lenſing, Meviſſen, 
Sperling, ſodann Graf Helldorf, Schwerin, Puttkammer. 

Sp kam man denn zuletzt auf das Hanfemann- Puttfam» 
merfche Amendement zurüd, welches fi) von dem Antrage der Ab: 
theilung nut dadurch unterfchied, daß es die Rechtlichkeitögründe der 
Bezugnahme auf die frühere Gefeggebung nicht über-, fondern blos 
beiordnete. Es ward mit überwiegender Mehrheit angenommen, 
indem nun die ganze Oppoftzion dafür flimmte. 

Bei der Frage der Ausfchüffe verfuchte Binde abermals, die 
Anerkennung eines Rechts auf Wegfall derfelben durchzuſetzen. 
Die Regierungspartei widerfegte fid, diefem Antrag, als unzuläfftg 
nad) dem über den 1. Punkt gefaßten Beſchluſſe; auch Schwertn 
ſprach fid) in gleichem Sinne aus. Dennoch erlangte der Antrag 

285 Stimmen 
anter 505, alfo eine ziemliche Maforttät, freilich nicht 24. 

Hierauf befchloß die Kurie mit Stimmeneinhelligfeit: 

„Se. Maf. mit Beziehung auf die frühere Gefeßgebung und aus 

Gründen der Nüglichfeit und Innern Nothwendigkeit zu Bitten, den 

MWegfallver Ausſchüſſe auözufprechen. ’ 

Man kam nun zum 3. Punkt, nämlich der Frage: 

ob nach der Errichtung des Verein. Landtags der Beirath zu allges 
meinen Geſetzen noch von einer andern fländifchen Verfammlung als von 
Diefem, erfordert werben dürfe oder nicht? 
| Die Mehrheit der Abtheilung verneinte diefe Frage auf Grund 
des Gef. von 1815, $. 4, und des Gef. v. 1823, Art. III., 2, wos 
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nach ausdrücklich alle das Perſonen⸗ und Eigenthumsrecht ſowie die 
Beſteuerung betreffenden Gefege den allgemeinen Ständen vorge⸗ 
legt werden follen. Die Regierung könne hiernach zwar auch den Rath 
der Provinzialftände über ſolche Gefege einholen, allein dieſer Rath 
fönne den des Verein. Landtags nicht rechtögültig erfegen. 

Die Minorität hielt dafür, daß ein Rechtsanſpruch hierauf 
aus den früheren ©efegen, dem Verein. Landtage nicht zuftehe, da Se. 
Majeftät das Recht Haben müffe, frühere Verheißungen nur nad) und 
nach ing Leben einzuführen. 


Bei der Abftimmung ward die Frage: 


ob aus den früheren Geſetzen ein Rechtsanſpruch zu begründen 
fei, daß bei allgemeinen Gefeßen der Beirath des Verein. Landtagd durch 
eine Berhandlung mit ven Provinzialftänden nicht erfeßt werden koͤnne? 


von 10 Stimmen bejaht, von Sverneint. 
Dagegen ward mit 17 gegen 1 Stimme vorgefchlagen:: 


„mit Beziehung auf die frühere Geſetzgebung und aus Gründen der 
Nüglichkeit und innern Nothwendigkeit den König zu bitten, daß er an⸗ 
zuerfennen gerube, es Eönne ber Beirath des Verein. Landtags bei allge: 


meinen Geſetzen durch Verhandlungen mit den Proingialfländen nicht ers 
fegt werden.’ — 

Die Berhandlung hierüber war turz. Der Landtagskommiſ— 
ſar verſicherte, daß der angegriffenen Beſtimmung der Geſetzgebung 
vom 3: Febr. keineswegs eine beſondere Abſicht zu Grunde liege, viel⸗ 
mehr nur die Rückſicht auf Vereinſachung des Gefchäftsganges. Man 
habe an die Fälle gedacht, wo gerade Provinziallandtage verfammelt 
wären, mit denen man ein Geſetz berathen könnte, ohne erft dazu den 
Verein. Landtag berufen zu müffen. 


Manteuffell. erflärte Die Sache für zu unwichtig, um eine 
befondere Bitte darauf zu richten. Ihm enigegnete aber Auerswald: 
Der Berein. Landtag müfje auch hier zeigen, daß er auf feine Wirk: 
famteit einen Werth lege, wie er Dies bei den erften zwei Bunften be: 
reits gezeigt habe. 

Der Antrag der Abtheilung ward mit großer Mehrheit ange» 
nommen. 

Der 4. Puntt betraf die Staatsfhuldendeputazion. Die 
Abtheilung war einftimmig der Anficht, daß diefe Deputazion ben 
Berein. Landtag bei der Konfentirung von Staatsfchulden nicht ers 
fepen könne; Dagegen hielt fie in ihrer Majorität (12 Stimmen gegen 
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‚Ss deren Veſtehen überhaupt in ihrer jetzigen Einrichtung mit dem Gef. 
v. 1820 nicht für unvereinbar. Sie fhlug vor: 

„mit Beziehung auf die aus dem Gef. v.1820 ſich ergebenven Rechts» 
‚gründe Se. Majeftät zu bitten, die Verordnung v. 3. Febr. dahin abs 
ändern zu wollen, daß unzweifelhaft aus ihnen hervorgebe: die ftändis 
ſche Deputazion für dad Staatsſchuldenweſen fei nicht beflimmt, den 
Verein. Landtag in feinen Befugniffen binfichtlich der Konfentirung von 
Staatsſchulden zu erfehen. ” 


Zugleich aber empfahl fie der Kurie, auszufprechen : 


„daB Se. Majeftät das unbeftreitbare Recht der Krone behalten 
möge, in allen Fällen, in welchen die Einberufung des Verein. Lande 
tags unausführbar ift, ohne Suziehung fändifher Organe Ans 
leihen zu kontrahiren.“ 

Mit dem erften Antrag fehlen die Verſammlung allgemein einver- 
fanden. Nur Winzler fand ihn nicht weit genug gehend, er wollte, 
daß der Landtag — für den Fall, daß jener Bitte bis zu feinem Aus: 
einandergehen nicht Folge gegeben fein follte — gleich im Voraus eine 
Berwahrung ausfpreche: daß er der Deputazion eine folche Befug- 
niß weder übertragen noch, wenn fie ausgefprochen werben follte, ale 
rechtsbeſtehend anerkennen werde. 

Defto mehr Widerſpruch fand der zweite Antrag. Nur Dittrid 
und v. Gaffron wagten, ihn zu empfehlen. Dittrich meinte: hier 
fei das Vertrauen am rechten Orte! Gaffron erklärte den Vorſchlag 
für gefahrlos, 

weil, abgefehen von ver NRegierungdweisheit, die im Haufe der Ho⸗ 
benzollern erblich fei, e8 auch in einer einfachen Politif liege, fih für 
ſolche Fälle des Beiraths der Stände zu verfichern 3 
für zweckmäßig aber, 


weil e8 keinen Beweis größeren Vertrauend giebt zwifchen König 
und Bolt, als folch’ eine Erklärung der Stunde: 

„Ich bin überzeugt, rief er aus, ‚‚daß ein folcher Ausipruch in’ allen 
Bauen unfred Baterlandes die größte Freude erwecken wird; ebenfo wird 
er auch im Auslande einen Einprud machen, der für Preußen nur ers 
fprießlich fein Fann , der das Vertrauen auf unfere Einheit und Kraft fürs 
dern wird. 


Dagegen erhoben fi) zur Befämpfung des Antrags zahlreiche und 
gewichtige Stimmen. analun) ar, 


Graf Her Aufegtn ‚ihn Ku ah eh 


Aber RT {6 „Het, Meminlänge 
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‚etats nicht anerkannt fei, fo lange man noch nicht verantwortliche Mi⸗ 
nifter habe, dürfe der Landtag auf feines feiner Gerechtſame, ſelbſt 
nicht für gewiſſe Eventualitaͤten, verzichten. | 

Winzler, Tfhode, Sperling erfläiten: es ſei gegen ihr 
Gewiſſen, auf ein folches Recht im Namen ihrer Kommittenten zu ver⸗ 
zichten ; der König ſelbſt könne Dies nicht wünſchen, da er ja die Stände 
ausdrüdlich auf die Erfüllung ihrer Pflichten gegen die von ihnen Ver⸗ 
tretenen bingewiefen habe. 

v.d. Heydt, Mitglied der Abtheilung, fand die Fafjung des Abs 
theilungsvorſchlags dem gefaßten Beichluffe nicht entfprechend. Die 
Anficht fei nicht Die gewefen, dem Könige ausdrüdlich ein ſolches Recht 
zuzufprechen,, fondern man habe nur anerfannt, daß in Fällen, wo 
die Einberufung der Stände wirklich abfolut unmöglidy fei, die Krone 
fo handeln werde, wie die Umftände es erheifchten. Es fei aber auch 
ausprüdlich erwähnt worden: daß die Stände dann zu prüfen 
hätten, ob die Unmöglichkeit wirflid vorhanden gewes 
fen fei, oder nicht. 

Binde rügte in ſcharfen Worten, daß die Abtheilung dem Land- 
tage auch das Wenige nehmen wolle, was in dem Patente noch von 
den älteren Beftimmungen zu entdeden fei. Ein unbejtreitbares 
Recht der Krone in diefer Hinficht gebe es nicht; im Gef. von 1820 
habe die Krone ausdrüdlich darauf Verzicht geleiftet. Die Abtheilung 
fei fogar über das Geſetz v. 3. Febr. hinausgegangen, denn diefes ver⸗ 
ordne Die Zuziehung der ftändifhen Deputazion ftatt des 
Berein. Landtags blos in Kriegsfällen — die Abtheilung wolle 
der Krone das Recht geben, in allen Fällen, wo fie die Einberufung 
der Stände für unthunlich halte, alfo au in Sriedenszeiten, 
Anleihen ohne Zuziehung irgend eines ftändifchen Or— 
gans zu machen. Das gehe über alles ‚, gefchichtliche Recht,“ am 
das der König fie erinnert, über den „ureignen Geiſt deutfcher Saz⸗ 
zung“ weit hinaus. Bon der ‚gerühmten Exbweisheit der Hohenzol- 
lern felen denn doch in diefem Punkte einzelne Ausnahmen — Berfchlen- 
derungen von Geldern — vorgefommen, fo im 30jährigen Kriege, 
fo nach Friedrichs II. Tode. Mebrigens würde eine folche Beſtimmung 
dem Kredit des Staats unendlich ſchaden, denn die Gläubiger, das 
Riſiko laufend, daß am Ende die Stände fpäterhin erklären möchten: 
die Einberufung wäre möglich gewefen und die Anleihe daher nicht 
techtöbeftändig, würden nur gegen eine hohe Rififoprämie Geld her: 
geben. Für ertraordinäre Fälle müßten ſich Mittel finden laſſen, ohne 
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die Beſtimmungen der ftänbifchen Rechte gerabezu zu verkegen. Man 
Tonnte z. B. für ſolche Fälle die Kontrahirung von Anleihen von der 
Veran wortlichkeit der jeweiligen Rathgeber ver Krone abhaͤngig machen, 
ohne daß man ſich deswegen überhaupt auf den Standpunkt fonftitn- 
stoneller Staaten mit BRinifterverantwortlichfeit zu ftellen brauchte. 
Binde ſchlug daher an die Stelle des Abthellungsantrags vor: 


„den König zu bitten, anerkennen zu wollen, daß nur mit Zuftimmung 
bed Ber. Landtags Landesſchulden kontrahirt werden koͤnnten; falls jedoch 
ber unbedingten Anwendung dieſes Grundſatzes erhebliche Bedenken ent⸗ 
gegenſtehen möchten, dem Ber. Landtage eine darauf bezügliche Propoſi⸗ 
zion vorlegen zu laſſen.“ 


Einen ähnlichen Antrag hatte ſchon Naumann in feiner Petizion 
niedergelegt ; er kam jeßt ebenfalls auf dieſen zurück. 

Hanfemann führte einen fchlagenden Grund gegen den Bor- 
ſchlag der Aötheilung und gegen bie Beftimmung des Patents wegen 
der Deputazion an: 


„Im 3. 1820 ' fagte er, „war man der Zeit, wo man Kriege, große 
Kriege für die Nazionalexiſtenz gekämpft hatte, noch jehr nahe, auch neh 
‚nahe der Zeit, wo der Staat fafl ganz vom Beinde befegt war, und doch 
bat man, als das Gef. v. 17. Ian. 1820 erlaffen wurde, nicht daran ges 
dacht, Beſtimmungen diefer Urt für ven Fall des Krieges zu treffen. Sind 
denn die Staatömänner von damals jo viel weniger vorfichtig.gewefen, als 
diejenigen, die jeßt die Patente v. 3. Febr. Sr. Majeftät geratben haben? 
Sch glaube, dab die Staatsmänner der damaligen Zeit, gerade ven Ereig- 
niffen naheſtehend, wo der bier vorgefehene Hall wirklich vorhanden ger 
weien ift, am Allererften hätten auf ven Gedanfen fommen müflen, folche 
vorkehrende Beftimmungen zu treffen, wenn es überhaupt vernünftig und 
zweckmäßig wäre. Sie haben e8 aber nicht gethan, und ich bin ver Mei⸗ 
aung, daß fle volllommen Mecht gehabt haben. Ih kenne keinen großen 
Staat, wo Beftimmungen viefer Art vorhanden wären, wohl aber Eleinexe, 
die ihre Quadratmeilen nur nach Hunderten zählen, doch feinen, der fie 
nad Tauſenden zählt. Es giebt gewiffe Dinge, meine Herren, die man In 
der Geſetzgebung gar nicht einmal vorausfegen muß, und dazu gehört gerade 
die Vorausſetzung, daß ein Land mie Preußen jemals fo unglücklich fein 
koͤnnte, nicht einen ſtaͤndiſchen Beirath beifammen zu haben, um Anleihen 
zu Eontrabiren. Sollte ein fo großes Unglück dennoch über mein Vaters 
land fommen, fo tbue man, was die Noth gebietet, aber nicht jege man 
voraus, daß ein folches Unglüd geſchehe. Wer eine Schwäche von ſich 
felbft vorausfegt, wird für mehr oder weniger ſchwach gehalten.’ 


Bederath machte darauf aufmerffam, daß es hierbei fich keines— 
wege um einen Alt des Vertrauens oder Mistrauend gegen einzelne 
Berfönlichkeiten — den jegigen König oder die jegigen Rathgeber der 
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‚Krone — vielmehr um die Begrundung eines allgemeinen, dauernden 
ſtaatsrechtlichen Verhältnifies handle. Die Stände würden ihre Pflicht 
verfennen, wenn fie blos im Hinblick auf foldye Eventualitäten ein fo 
wichtiges Recht aufgeben wollten. 

Der Landtagskommiſſar hatte glei im Anfange der Der 

batte erklärt: es fei nie die Abficht der Regierung gemwefen, daß der 
Ber. Landtag durch die Deputazion hinfichtlih der Konfentirung von 
Staatsfhulden in Kriegefällen erfegt werden folle — man wolle 
dieſe vielmehr nur zuziehen, ohne daß fie dad Recht der Zuftim> 
mung habe. Wünfche es die Verſammlung, fo werde die Krone gern 
eine Deklarazion der Verordnung in diefem Sinne erlafien. Wolle der 
Landtag indeß der Krone das Recht zuerkennen, in ſolchen Fällen ganz 
aufeigne Hand Anleihen zu machen, fo werde Die Krone eine folche 
Freiheit recht gern annehmen. | 

Später jedoch, auf eine Provofazion Saudens, fügte er dieſer 
Erklärung eine andere hinzu. 

„Er Babe,” fagte er, „ven von der Abtheilung vorgefchlagenen Antrag 
im Namen der Krone akzeptirt, aber nur unter der Boraußfegung, 
daß die Schulden, welheindervonder Abtheilung ange» 
deuteten Weife gemacht würden, vdiefelben Rechte hätten, 
wie dieunter Zugiehung und Mitgarantie des Der. Lanp-: 
tagd gemachten. Denn wollte man ihnen ein geringeres Recht ein- 
räumen, oder ihre Anerkennung von Fünftigen Eventualitäten abhängig 
machen, fo würde man dad Land in den Beiten ver Noth, wo folches des 
Kredit am Meiften bepürfe, deſſelben berauben.“ 

Der Antrag Vinckes ward mitgroßer Majorität angenommen. 

Beim 9. Punkte — wegen der Staatsſchulden — fchlug die 
Abtheilung vor, den König um Befeitigung des fcheinbaren Wider: 
ſpruchs zu bitten, der zwifchen dem Gef. v. 1820, welches für alle 
Staatsſchulden ohneUnterfchied Die Mitgarantie der Stände vorfchreibt, 
und der Berordn. v. 3. Febr. ftattfinde, welche letztere dieſe Mitgas 
tantie, dem Wortlaute nach , auf diejenigen Schulden befchränft, für 
welche das gefammte Eigenthum und Vermögen des Staates haftet. 

' Der Landtagsfommiffar gab darüber folgende Erklärung 
Im Namen der Regierung ab: 

Die Intenzion ded betr. $. der Verordn. v. 3. Febr. fei dahin zu vers 
ftehen : daß alle zu Deckung der Staatöbenürfniffe in Friedenszeiten zu 
kontrahirenden Staatsdarlehne, für deren Verzinfung und Amortifazion das 
unbemwegliche Staatdeigenthum oder die Staatörevenuen ald Sicherheit be⸗ 
ftellt werben follen, mit andern Worten jog. fundirte Schulden, nicht 
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ohne Zuftimmung des Ber. Landtags aufgenommen werben bürfen, Jenen 
gegenüber ſtehen nun die fog. Verwaltungss (ſchwebenden) Schulden, 
d. h. Antizipazionen der Staatörevenuen auf Eurze Zeit, welche daß Land 
mit keinen neuen Laften beichweren. 

Sogleich beim Beginn der Debatte brachte Hanfemann folgen: 
des Amendenent ein: 

„Der Landtag möge den König bitten: 

a) anerkennen zu wollen, daß nah der Verordn. v. 17. Ian. 1820 
überhaupt Teine Staatsſchuldendokumente irgend einer Art, alſo 
auch Eeine Erklärungen über Schuldgarantien, ohne Zuziehuug und 
Mitgarantie des Ber. Landtags rechtsgültig auögeflellt werben dürfen; 

b) infofern aber die unbevingte Anwendung diefes Grundſatzes bedenk⸗ 
lich erachtet würde, dem Der. Landtage dieferhalb eine Propofizion 
vorlegen zu laflen; 

ce) dem Ber. Landtage einen Gefegentwurf vorlegen zu laſſen, durch 
welchen diejenigen Binanzoperazionen, welche feit der Verord. von 
1820, im Widerſpruch mit dem unter a ausgelprochenen Grund» 
fage, etwa gemacht worden find, regularifirt und, in Gemäßheit 
diefer Verordnung, dem Ber. Landtage untergeordnet werben.‘ 


Zur Motivirung feines Antrags führte Hanfemann eine 
Menge folder Operazionen an, welche der Mitwirkung der Stände 
entzogen wären, obgleich fie durchaus den Karakter von Staatsfchulden 
trügen — fo die Amtsfauzionen der Beamten, für deren Verzinſuug 
im YAusgabebudget 227,000 Thlr. figuricten, die Seehandlungs- 
fhulden mit 600,000 Thlr. jährlichen Zinfen, die Eifenbahngarantien, 
mit 1,200,000 Thle. aufgeführt, endlih die Bankzettel. Die 
Berordn. v. 1820 fpreche aber nicht blos von Darlehen im engeren 
Sinne, fondern von jeder Art von Staatsfchuldendofumenten; fte 
beziehe ſich auch nicht blos auf die verzinslich fundirte Schuld, denn 
in den der Verordnung beigefügten Schulvenetat fei ebenfowohl auch 
die unverzinslihe Schuld mit aufgeführt, und die Mitglieder der 
Staatsfchuldenverwaltung feien , feines Wiſſens, auch darauf, Daß 
die unverzinslihe Schuld ebenfalls nicht vermehrt werde, vereidet. 
Dies fei der Grund gewefen, weshalb zwei ehrenwerthe Mitglieder 
diefer Behörde es mit ihrem Gewiſſen nicht für vereinbar gehalten 
hätten, eine Mitwirkung bei Ausgabe der neuen Bankzettel zu über: 
nehmen. In der That hätte der Staat durch die Erklärung, die Bank⸗ 
gettel bei allen Staatskaſſen als Zahlungsmittel nehmen zu wollen, 
diefelben fo gut wie garantirt und folglich eine neue Schuld auf fid) 
geladen. Es fei nun von der dringendften Wichtigkeit für den Staatd- 
kredit, daß alle dieſe Operazionen tegulirt und dem Ver. Landtage, 
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steil den. wirklichen Schulden, untergeordnet wirden. Auch habe Das 
keine Schwierigkeit. In Bezug auf das Geſchehene würden die Stände 
fein Bedenken haben, Dies nachträglich gutzuheißen, und es kaͤme nur 
darauf an, daß in gehöriger Form die Verwaltung diefer Schulden 
und die Mitroickung des Landtags dabei geordnetwürde. Was die fog. 
Berwaltungsfchulden betreffe, fo könne die Regierung fi), wie Dies 
in andern Staaten gefchehe, zur Aufnahme ſolcher bis zu einer gewiſſen 
Höhe ermächtigen laffen. 

Der Landtagsfommiffar erklärte, daß er ein Recht des 
Zandtags zur Sontrole oder Zenfur über die der Bergangenheit angehös 
renden Finanzoperazionen in den Berordnungen vom 3. Febr. nicht be= 
gründet finde und die Regierung dagegen verwahren müfle, ließ ſich 
aber doch herbei, über einzelne jener Operazionen beruhigende Erlaͤu⸗ 
terungen zu geben, und verfuchte nachzuweifen, daß dadurch der Staat 
feine neue Belaftung erfahren habe. Und jept gefhah Etwas, was 
alle früher fchon vom Miniftertifche unsgegangenen Webereilungen 
weit hinter fich zurüdließ. Als nämlich der Kommiffar aufdie Banf- 
ſcheine zu fprechen kam, äußerte er fih darüber folgendermaßen : 

„Was die Bankfcheine betrifft, fo find dieſe nach dem Statute der 
preußifchen Bank vom Staate nicht garantirt worden, und, daß durch 
deren Annahme in den Fönigl. Kaſſen eine folche Garantie begründet fei, 
Das kann ich nicht anerkennen, denn, wenn die Banf jemals infolvent wer- 
den follte, fo würde der Staat höchſtens den Werth derjenigen Papiere 
verlieren, die ſich augenblicklich in ſeiner Kaſſe befänden z für alle andern 
aber fiele ihm keine Garantie zur Laſt.“ 

Der Finanzminiſter v. Düesberg ſchloß fi diefer Erklaͤ⸗ 
rung an, indem er ſagte: 

„Ich meine, daß mit dem Moment, wo die Bank zu zahlen aufhört, 
auch ihre Noten außer Umlauf treten müflen und die Inhaber bei dent als 
dann eintretenden Liquidazionsverfahren ihre Befrievigung zu fuchen haben, - 
eine unbedingte Verpflichtung der Staatöfaffen aber zur ferneren Annahme 
der Banknoten für dieſen Hall nicht beſteht.“ 


Endlich äußerte auch der Suftizminifter Uhden, daß er einem 
Gericht, welches angefragt, ob es Banfnoten als Depofitum nehmen 
dürfe, abfällig geantwortet habe, weil diefe nicht garantirt wären. 

Diefe Erflärungen von der Minifterbanf erregten einen wahren 
Sturm der Aufregung in der Verfammlung. Hanfemann war der 
Erfte, der diefelben als durchaus unrichtig zurückwies und darauf bee 
harrte, daß der Staat verpflichtet fei, zu jeder Zeit die Banfzettel 
einzulöfen. Ihm ward beigeflimmt von Knoblaud, einem jener 
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beiden von Hanfemann erwähnten Mitgheder der Staatsſchulden⸗ 
behörde, weiche aus. Pflichtgefühl ihr Amt niedergelegt hatten, weil 
fie. in der Ausgabe der Banknoten eine Verlegung des Staatoſchulden⸗ 
geſetzes erblickten. 

„Ich erlaube mir die Frage“, rief Diefer jeßt, „wie die Befimmung 
fortgefchafft werden kann, daß diefer Zettel hier (eine Banknote vorzeigend) 
in alten. Stantäfafjen. zu jeder Zeit ftatt Kaaven Geldes und ftatt 
der KRaffenanweifungen in Zahlung genommen werden fol? Wie 
eine folche Behauptung möglich ift, geftehe ich, liegt außer meiner Faſſungs⸗ 
fraft, und ich befenne, daß eine folche Erklärung leicht dazu beitragen Fönnte, 
‚den Staatöfrebit zu erſchüttern“. 


Die Abgg. Auerswald, Sperling, Schauß, Milde ſchloſ⸗ 
fen ſich dieſer Erklaͤrung an und druͤckten ihr Bedauern aus, daß ſolche 
Anſichten vom Miniſtertiſche aus geäußert worden wären, welche der 
Bank, dem Staatskredit, dem Volke höchſt gefährlich werden könnten. 

Jetzt erſt ſchienen die Miniſter einzuſehen, was ſie angerichtet, 
welche ungeheure Taltloſigkeit ſie begangen. Der Landtagokom— 
miſſar und der Finanz minifter verfuchten einzulenfen, jene früs 
beren Erklärungen zu widerrufen; der Landtagsfommiffar deu: 
tete nebenbei Darauf hin: ob es nicht befier fei, diefen ganzen Theil der 
Verhandlung aus dem zu veröffentlichenben Berichte wegzulaffen. Allein 
Milde entgegnete ihm: 

„Ein Geheimniß von. 500 Berfonen ift fein Geheimniß mehr.“ j 


Der Minifter überließ hierauf die Entfcheidung darüber der Vers 
fammlung, und diefe befchloß, daß die Debatte nicht geheim gehalten 
werden folle. 
| Man fam jet auf den Hanf emann chen Antrag zurück, dem 

ſich während der Debatte mehrere Abgg. — Naumann, Binde, 
Milde, Knoblauch, (lebtere Beide namentlich mit Bezug auf die 
ſchwebende Schuld) — angefchloffen hatien. Den lebten Theil defiel- 
ben ließ Hanfemann, auf Vinckes Anregung — aus Pietät gegen 
den verftorbenen König, unter defjen Regierung die meiften jener gerüg⸗ 
ten Sinanzoperazionen flattgefunden — fallen; die erften zwei Punkte 
wurden mit großer Majorität angenommen. | 

In einer der nächſten Sigungen verlag der Fön. Kommil far 
eine koͤnigl. Deflarazion folgenden Inhalts: 

„Es iſt durch das Sfaatsminifterium zu Meiner Kenntniß gefommen, | 


Daß über die Auslegung des $. 33 der Bankordnung, wegen Annahme ber 
Noten der preußiichen Bank bei Öffentlichen Kaſſen, neuerlich Zweifel ſich 
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fundgegeben haben. Zur Befeitigung diefer Zweifel will Ich, nach dem 
Antrage des Staatsminiſteriums, hierdurch erklären, daß ſämmtliche 
Kaffen, zu denen in diefer Beziehung auch die gerichtlichen Depofitale 
faffen gerechnet werden follen, unter allen Umſtänden verpflichtet 
find, die Noten der preußischen Banf für den vollen Betrag, auf welchen 
diefelben lauten, in Zahlung anzunehmen.“ 


Diesmal waren drei Minifter mit einem Schlage fompromiitirt. 
Man muß geftehen, in diefem Punkte wenigftens ließen die Mitglieder 
des Kabinets es nicht an Einheit und Solidarität fehlen. 

Kommen wir zu den Verhandlungen der Kurie zurüd! 


6) Mehrere Petenten hatten in 8. 9 der Verordn. v. 3. Febr., 
welche gewifle Steuern von dem Zuftimmungsredht der Stände aus—⸗ 
nimmt , einen Widerſpruch mit den Geſetzen v. 1815 und 1823 gefun- 
den, da in diefen den Ständen das Recht des Beiraths zu allen Steu⸗ 
ern ertheilt fei. Die Abtheilung empfahl der Kurie: 

„vom Könige eine Deklarazion zu erbitten, melche außer Zweifel feße, daß 
dad Recht des fländifchen Beiraths über alle Steuergefege dem Vereinigten 
Landtage zuftehe.” 

Der kön. Kommiffar erflärte: diefes Recht habe den Ständen 
durch die neue Gefepgebung auf Feine Weife gefehmälert werden follen ; 
nur das Recht der Zuftimmung — ein völlig neues Recht — fei 
durch $. 9 in gewiſſe Grenzen eingefchloffen. 

Die Kurie nahm den Vorfchlag der Abtheilung an. 

Der Abg. Flemming wollte fogar ein Steuerbemilli: 
gungsrecht aus früheren Gefegen, aus den Rechten mehrerer einzel- 
ner Theile der Monarchie, aus den Befipergreifungspatenten für ans 
dere, endli aus dem preußifchen Entwurfe einer deutfchen Bundes: 
verfaſſung beim Wiener Kongreffe ableiten. In der Abtheilung hatten 
gleich viele Stimmen ſich für und gegen diefen angeblichen Rechtsan⸗ 
ſpruch erklärt. Auf Heydts und Hanfemanns Vorſchlag ließ auch 
die Kurie die Frage ohne förmlichen Beichluß zur Zeit auf ſich beruhen. 

7) In Bezug auf den Punkt wegen der Domänen und Rega- 
lien ftellte die Abtheilung — in Solge einer Betizion Schwerins — 
den Antrag: 


„Den König um eine Deklarazion zu bitten, durch welche außer Zweis 
fel geftellt werve, daß, mit Rückſicht auf die frühere Gefeßgebung, in den 
rechtlichen Verhältnifen ver Domänen und Regalien Nichts geändert, fo- 
mit die Mitwirfung der Stände, welche aus der Die Domänen befteffenden 
frühern Gefeßgebung zu begründen, ungefchmälert ſei“. 
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Die Kurie trat diefem Antrag ohne Debatte ſaſt einſtimmig bei. 

8) Ebenſo dem Antrage: 

„Den Koͤnig zu bitten, mit Rückficht auf die bereits formirten Anträge 
und namentlich auf die zugeficherte Wiederberufung des Vereinigten Land⸗ 
tag8 binnen 4 Jahren, die Wahlen zu den Vereinigten Ausfchüffen und 
ee Deputazion für dad Staatöfchuldenweien für jebt ausfegen 
zu laſſen“ 

9) Enplich fam noch die Brage zur Verhandlung: ob das Recht 
des Beiraths der Stände bei allen Verfaffungsänderungen in Anfpruch 
genommen werben folle. Der Abg. Hirfch, der einen foldhen Antrag 
geftellt, hatte bei der Abtheilungsberathung diefen felbft zurüdgenommen, 
weil er in der Verordn. v. 3. Febr. dies Recht ſchon ausgefprochen zu 
finden glaubte. Die Abtheilung hatte demzufolge die Frage für erledigt 
genommen. Allein mehrere Redner, zuerft der greife Brünned, wie: 
fen nach, daß die Verordnung feineswegs Dies enthalte, und fo kam 
man darauf zurüd, eine folhe Bitte, und zwar nicht blos um das Recht 
des Beiraths, fondern um das Recht der Zuftimmung der Stände 
bei allen Berfaffungsänderungen, zu befchließen. Sehr ſchoͤn begründete 
Auerswald diefe Bitte in den folgenden Worten: 

„Es ift oft und nachdrücklich in- und außerhalb dieſer Verſammlung 
von dem wahrhaft Föniglicyen Entichluffe, eine allgemeine ſtaͤndiſche Vers 
fammlung zu berufen, gefprochen worden. Aber, meine Herren, worin bes 
fteht die wahre Größe dieſes Entichluffes? Nicht in der Bewilligung ein- 
zelner fänvifcher Berechtigungen, nicht in der Zufage, einzelne Vetizio⸗ 
nen annehmen zu wollen, nicht überhaupt in dem Mehr oder Minver fo 
vieler Einzelheiten, fondern einfach darin, daß ein Monarch auf dem Stand» 
punfte feiner Machtvollkommenheit, feine Zeit, fein Volk und jein eigned 
. ‚Herz erfennend , diefe Machtvollkommenheit felbft Beichränfungen unter: 
wirft und erklärt: Ich will fortan nicht ohne Stände regieren. Dazu ges 
hört aber naturgemäß und ſelbſtredend, daß er Diejenigen Beflimmungen, nach. 
denener nicht ohne Stände ferner regieren will, auch ohne diefe Stände 
nicht andern wolle, nach feinem eignen Entichluß nicht mehr Andern 
dürfe”. 

So hatte die Kurie in den meiften und wichtiggten Punkten fich 
für die Nothwendigfeit einer Abänderung der Verfaſſung v. 3. Febr. 
mit großer Stimmenmehrheit, zum Theil mit Einftimmigfeit ausgeſpro⸗ 
hen. Sie hatte Periodizität des Vereinigten Landtags, Weg 
fall der Ausſchüſſe, Feſt ſtellung des Rechts des Vereinigten Land⸗ 
tags, bei allen die Eigenthums- und Perſonenrechte fo wie die Be- 
fteuerung betreffenden Gefegen mit feinem Beirath gehört zu werden, 
ferner de8 ausschließlichen Rechts deflelben zur Konfentirung 
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von Staatsfchulden, und zwar aller und jeder Steatsfchufden, 
welchen Namen fie audy haben möchten, besgleichen des Rechts der 
Mitwirkung bei der VBermaltung der Domänen und Rega- 
Iten, die Ausfegung ver Wahlenzuden Bereinigten Aus 
fhüffen und zur Staatsſchuldendeputazion, endlich das Zu⸗ 
ſtimmungsrecht der Stände bei Verfaffungsänderungen 
beantragt. 

Rechnet man hierzu nod) Die frůher erwähnten Anträge wegen Er⸗ 
weiterung des Petizionsredhts fowie wegen Prüfung der 
Speztalfinanzetats durch Abtheilungen der Kurien, fo war faft 
fein wichtiger Punkt der Gefeßgebung v. 3. Febr. unberührt geblieben. 
Auch konnte die große Uebereinftimmung, welche fich bei faft allen die⸗ 
fen Berfaffungsanträgen in der Kurie Fundgegeben hatte, und bie 
gründliche Entwidlung und. Motivirung derfelben Durch die Debatten 
der Berfammlung wohl der Hoffnung Raum geben, daß ſchon das mo- 
raliſche Gewicht diefer Anträge — wenn fe auch nur unter der befchels 
denen Form von Bitten aufträten — auf die andere Kurie fowie auf 
den fouveränen Willen felbft von entfcheidendem Einfluß fein würde. 

Inſoweit alfo hatte man wohl Grund, mit dem Reſultate diefer 
Berhandlungen zufrieden zu fein. 

Wenn man freilich davon ausging, was die Rechtspartei bei die⸗ 
fen Anträgen und Verhandlungen als Ziel im Auge gehabt hatte, fo 
ftellte die Sache fih ganz anders. Man muß fich erinnern, daß fie 
datin nur eine Wiederaufnahme der Adreßverhandlungen und, theil⸗ 
weiſe, der Deklarazion der 138 erblickte, daß ſie die Form der Bitte 
als das Unweſentliche, als das Weſentliche dagegen Das anſah, daß 
der Landtag unter dieſer Form beſtimmte Rechte als ſolche geltend 
machen und zur Anerkennung bringen ſollte, und daß ihr ganzes Stre⸗ 
ben darauf gerichtet war, die Kurie zu dieſem Ausſpruch einer Selb ſt⸗ 
berechtigung, zu dieſe Deflaragionvon Rechten, der Krone 
gegenüber, zu bewegen. 

Diefer Zwetk mislang fo gut wie gänzlich, die darauf gerichteten 
(Bindefcden) Anträge wurden bei den erften beiden Punkten verwors 
fen (d. 5. fie erlangten nur die einfache, nicht die 3-Majorität), 
und, wenn bei einigen fpätern Bunften ausdrücklich um „Anerkennung 
von Rechten“ gebeten ward, fo war doch durch das vorausgefchidte: 
„mit Bezug auf die frühere Gefeßgebung und aus Nüglichkeitsgrün: 
den“, fo wie durch jene erften abfälligen Befchfüffe jeder ſolchen Rechte 
forderung von vornherein der Nerv durchgeſchnitten. 
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Wie man es auch faffen und ausdrüden mochte — man bat und 
unterwarf fi fomit dem Willen, der Entfcheidung Defien, den man 
bat. Der Standpunft, den die Oppoftzion bei den Adreßverhandlungen 
feftzubalten, den fie, als er dort nicht zu behaupten war, fpäterin der Des 
Elarazion , aber ebenfo erfolglos , wiederzuerobern ſuchte, der Stand» 
punkt vr Wahrung und Geltendmahung vonRedten, ber 
Standpunftdes felbftberechtigten Auftretens des Landtags gegen⸗ 
über der Krone — diefer Standpunft war nun vollends verloren und 
aufgegeben. Jetzt blieb der Oppoflzion nur noch ein letzter Anker übrig: 
die Bermweigerung der Wahlen zu den Ausfchäflen und der Des 
putazion. Aber hatte fie nicht auch dafür ſchon fich gewiffermaßen die 
Hände gebunden, indem fie um Ausfeßung dieſer Wahlen“ bat? Wenn 
nun diefe Bitte abgefchlagen wurde, konnte fie dann wohl mit gutem 
Zug plößlich aus einem Bittenden ein Trogender werden? 
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Diveiundzwanzigftes Kapitel. 


Berhandlungen über die Auleihr zum Bau ber Ofibahn. 


In Folge der Verhandlungen mit den allgemeinen fländifchen 
Ausichüflen im Jahre 1842 hatte die Regierung zur Yörderung des 
Eifenbahnneges einen befonderen Eifenbahnfonds gebildet, deſſen lau« 
fende Einnahmen (neben einem Kapitalfonds von 6 Mill. Thlr., der 
aber bis auf etwa 3 Mil. abforbirt ift) bis zur Höhe von jährlidy 
2 Mil. Thlr. gebracht und theils zur direkten Betheiligung bei einzel: 
nen Eifenbahnunternehmungen mittelft Alzienzeichnung, theild zur 
Unterftügung anderer duch, Zinfengarantien verwendet werden follten. 
Auf dieſe Weife ift nun der größte Theil der damals ins Auge gefaßten 
Eifenbahnlinien durch PBrivatgefelfchaften, mit Hülfe des Staats, aus⸗ 
geführt worden oder doch in der Ausführung begriffen. Nur eine Linie, 
die große Oftbahn, welche die Provinz Preußen mit dem Zentrum der 
Monarchie verbinden fol, konnte auf diefem Wege nicht zu Stande ges 
bracht werden da fich Feine Privatgefelifchaft zu ihrer Mebernahme ver- 
ftehben wollte. Diefelbe aus den laufenden Einnahmen des Eifenbahn- 
fonds zu bauen, erfchien aber ald unthunlich, da, bei einem Voran⸗ 
fhlage von mindeftens 26',, Mi. Thlr. und bei den fonftigen An⸗ 
fprüchen,, welche außerdem an jenen Fonds gemacht werben, dazu 18 
bis 19 Jahre nöthig fein würden. Die Regierung hatte daher befchlofs 
fen, eine Anleihe zu Eontrahiren, deren VBerzinfung und Amortifazion 
aus eben jenem Fonds bewirkt werden follte. Sie erforderte dazu die 
nad) $. 5 der Verordn. v. 3. Febr. nöthige Zuftimmung des Vereinig- 
ten Landtags und legte demjelben zu dem Ende in einer Denffchrift 
ihre Anfichten über die Ausführung des Unternehmens fo wie über die 
Höhe der dazu erforderlichen Summe vor. 
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Die vorberathende Abtheilung der vereinigten Kurlen trug ihr 
Guutachten über die Sache in folgenden Befchlüffen der Kurie vor: 


1) Die hohe Wichtigkeit der oͤſtlichen Eifenbahn und die daraus fol 
gende Nothwendigkeit einer befchleunigteren Herſtellung derſelben, 
als vie laufenden Mittel des Eiſenbahnfonds Dies erfauben, warb 
von der Abeheiling einftimmig anerkannt. 

2) Ebenſo einftimmig ward annimmt, daß die Ausführung dieſer 
dftlichen Eiſenbahn wo möglich direkt von Königsberg 68 Ber 
lin Schon jegt erfolgen ſoll (nicht Hlo8 bi8 Driefen over Küftrin, 
zum Anſchluß an die Stettiner oder die Frankfurter Bahn). 

- 3) Durch Stimmenmehrheit ward die Ausführung viefer Bahn 
dur den Staat für zmertmäßig erachtet. 

4) In Bolge der Beichlüffe unter 1 und 3 ward, ebenfalld Durch Stim⸗ 
menmehrheit, beichlofien, dem Staate die Mittel zur Hefchleunigten 
Ausführung durch Zuſtimmung zu einer Anleihe zu ge 
währen. | | 

5) Dagegen ward dur Stimmenmehrheit der Antrag zurückgewieſen, 
daß Die Anleihe die Höhe erreithe, welche erforderlich fein würde, 

um die Herſtellung der Bahn in ihrer ganzen Länge von Königsberg 

bi8 Berlin, alſo zur direkten Verbindung zwilchen diefen beiden 

Orten zu fichern, und den Kurien nur die Zuflimmung zu einer An⸗ 

leihe empfohlen behufs Herftellung ver Bahn von Königsberg nad 
- Driefen, mit einer Zweigbahn von Dirſchau nah Danzig. 


Es follte nämlich, nach den Voranſchlaͤgen, eine Bahn von Könige 
berg bis Driefen etwa 26%, Mil. Thlr., eine von Königsberg bis 
Küftrin gegen 33 Mill., und eine bireft bis Berlin gegen 34 Mill. 
Thlr. koſten. Dagegen berechnete die Regierung die Höhe einer, auf 
- den noch verfügbaren Theil des Eifenbahnfonds zu negozirenden Ans 
leihe, wenn diefelbe zu 3%, pE&t. fontrahirt werben könne, auf 29% 
Mill., wenn zu 4 p&t., auf wenig über 22 Mil, Ein Theil der Ab- 
iheilung war nun der Anficht, daß man die ganze Summe, welche zur 
Herfiellung einer Direften Verbindung zwifchen Königsberg und 
Berlin erforderlich fei, aufbringen und alfo die zu bewilligende Anteihe 
nöthigenfalls auch über den Betrag hinaus fteigern müfje, welcher aus 
den laufenden Einnahmen des Eifenbahnfonds verzinft und amortifirt 
werden könnte. Allein, wie bemerkt, blieb diefe Anficht in der Mi⸗ 
norität. 

Die bei Gelegenheit versägnbrentenbanfen fo entſcheidend gewor⸗ 

dene Frage: ob überhaupt der Vereinigte Landtag, bei der jetzigen Lage 

ſeines Rechtszuſtandes, zur Bewilligung von Anleihen befähigt ſei, 

war auch bei dieſer Berathung wieder angeregt worden; die Abtheilung 
| 21* 
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hatte ſich jedoch eines Eingehens darauf und eines Beſchluſſes darüber 
enthalten. 

In der Verſammlung ſprach ſich eine ganz überwiegende Meinung 
für dieNüglichkeit und Nothwendigfeit derBahn aus, fowohl aus kom⸗ 
merziellem als aus militairifchem und politifchem Gefihtspunfte. Man 
erkannte an, daß es ſich darum handle, eine Provinz, die durch ihre 
abgeſonderte Lage und die gefährliche Nachbarſchaft Rußlands in ihren 
wichtigften Intereffen bedroht fei, die beim erften Kriegsfalle von Often 
her hülflos daſtehe, fefter an das Herz der Monarchie zu letten, ihr 
‚eine ftetS bereite Hülfe von dort aus zu fichern und fie zugleich an den 
MWohlthaten des allgemeinen deutſchen Verkehrs mehr als bisher Theil 
nehmen zu laflen. Zwar ward die hingemworfene Befürchtung: als 
fönnte der Sinn der Bewohner diefer Provinz durch Ihre örtliche Tren⸗ 
nung vom Mutterlande und die Nähe eines fremden Staatd von jenem 
ab» und diefem zugewendet werden, aus der Mitte der preußifchen 
Abgeordneten entſchieden zurückgewieſen; dennoch aber wünfchten und 
baten diefelben, man möge ihnen den eifernen Arm reichen, um 
fte feft an die Monarchie und an Deutfchland zu Fetten. 

Daß durd die Bewilligung fo großer Summen für eine einzelne 
Provinz dDiefer ein bedeutendes Opfer von der Gefammtheit gebracht 
. werde, ward anerfannt, am Meiften von den preußifchen Abgeordneten 
ſelbſt; aber von allen Seiten erklärte man dieſes Opfer für ebenfo 
nothwendig als gerecht, da die Provinz Preußen durch ihre unglüde 
liche Lage, durch die Opfer, die der Befreiungsfrieg und deffen Folgen 
vorzugsweife ihr auferlegt, durch die Geftaltung der politifchen Vers 
hältniffe an ihren Grenzen, endlich durch viele Naturfalamitäten vor 
andern Provinzen gelitten habe und in die traurige Nothwendigkeit ver⸗ 
fest fei, der Hülfe des Staats zu bedürfen. 
Mrur wenige Stimmen äußerten Bedenken gegen die Bewilligung 
wegen der zweifelhaften Rentabilität der Bahn und des blos provin: 
zielen Zweds, und nur ein Redner, Graf Gneifenau, ließ fid 
von dem Geifte provinzieller Eiferfucht fo weit fortreißen, Daß er mit 
dem Ausdrude Heinliher Misgunft ale die Hüffleiftungen und Begün- 
fligungen aufjählte, welche die Provinz Preußen feit einer Reihe von 
Jahren aus den Gefammtmitteln des Staates bezogen habe, eine Aufs 
faſſung, die von feiner Seite her unterſtützt, Dagegen von mehreren 
Rednern — aus der Provinz Preußen wie aus den andern Provinzen — 
nachdrücklich und mit verdienter Misbilligung zurückgewieſen ward. 
Alfo von Diefer Seite zeigte fih die Stimmung der Verſammlung 
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überwiegend günftig für die Vorlage der Regierung. Dagegen tauchten: 
von andern Seiten her Bedenken auf, welche ſchwerer ins Gewicht 
fielen. Das erfte diefer Bedenken war in der augenblidlichen Lage des 
Geldmarktes begründet, die das Zuftandefommen einer Anleihe unficher 
erfcheinen, zugleich aber eine ungünftige Rüdwirfung derfelben auf die 
Kurfe der Bapiere, und namentlich der Akzien, befürchten ließ, worin 
man wieder eine Unbilligfeit gegen die Privatunternehmer der andern 
Bahnen erblidte. Aus dieſem Grunde fohlugen einzelne Redner vor: _ 
man möge die Anleihe noch auffchieben und unterdeffen aus den laufen« 

den Einnahmen und aus dem Kapital des Eifenbahnfonds den Bau 
fortfegen — andere meinten: die Berfammlung folle zwar bewilligen, 
aber nur einen Theil der Anleihe, etwa fo Biel, als zum Bau für die 
nächften 2 — 3 Jahre nöthig ſei; der Folgende Landtag koͤnne dann das 
Weitere beichließen. Biele fehrafen überhaupt zurück vor der Größe der 
Summe, mit weldyer das Land belaftet werden follte, und die Ungewiß⸗ 
heit der VBoranfchläge, der Mangel fpezieller Vorlagen darüber fo wie 
über die verfchiedenen möglichen Richtungen der Bahn, endlid über 
die Höhe der Anleihe jelbft, über die Größe und die Zuflußquellen des 
Etfenbahnfonds, fo wie über die Anſprüche, die noch von andern 
Seiten her an diefen gemacht werden möchten — alles Dies ließ eine 
Verwilligung auf fo unfichere Grundlagen hin bedenklich erfcheinen. 

Aus ſolchen und Ähnlichen Gefihtspunften ward die Regierungs- 
vorlage von den Abgg. v. Binde, Sperling, Graf Helldorf, 
Graf Frankenberg, Röfeler, v. Byla, Siebig, Naus 
mann, Mehlg kritiſirt und theilweife angegriffen. 

Manche von dieſen, ſo wie mehrere andere Redner gingen noch 
tiefer auf die ganze Finanzlage des Staates ein und folgerten aus der 
Unzulaͤnglichkeit der gegenwärtigen Finanzverwaltung und aus der 
mangelhaften Einſicht und Einwirkung der Stände auf dieſelbe die Uns 
möglichkeit einer Bewilligung, zumal von folhem Belange. 

Zwar ward das erfte Bedenken diefer Art, welches der Abg. 
v. Heyden erhob: daß die Stände eine Summe verwilligen follten, 
über deren Berwendung ihnen fein Nachweis gegeben würde, vom 
Kinanzminifter durch die Verficherung entfräftet, daß ein folcher 
Nachweis allerdings gegeben werben folle. Allein andere, gewichtigere 
Bedenken traten alsbald hervor. Die Abgg. v. Binde, Sperling, 
Siebig erklärten: fo lange nicht durch eine fpeziele Prüfung des 
Finanzetats — auf welche die Abtheilung nicht eingegangen war — die 
Nothwendigkeit einer folchen außerordentlichen Belaftung des Staates 
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und bie Uumöglichfeit nachgewieſen fei, anf anderem Wege, etwa 
durch Verringerung gewifler Ausgaben (namentlich für Das Kriegs⸗ 
weten und für Prachtbauten) und Verwendung des dadurch Erſparten 
für viefen Zweck, Daffelbe zu erreichen, jo ange Fönnten fie mit gutem 
Gewiſſen nicht für eime Anleihe ſtimmen. So lange ferner (fo äußerte 


ſich insbefondere Binde) mit dem Krebit des Staats fo wenig ſcho⸗ 


nend umgegangen werde, wie Dies bei den. Verhandlungen der legten 
Tage von der Minifterbant aus in der Sache der Banknoten geſchehen 
fei, fo lange man ferner noch in völliger Ungewißheit ſich befinde über 
das Vorhandenjem und. den Belang einer ‚‚Ichwebenden Schuld‘ — 
fo lange wolle er fein Votum abgeben, welches Dazu mitwirken fönnte, 
biefen Kredit noch weiter anzufpannen und den Zußand noch bedenfs 
licher zu maden: 

Aber auch Dies war noch nicht das letzte Wort der Oppoſizion. 


Vielmehr lag der eigentliche, entſcheidende Grund ihres Widerſtandes 


gegen die Bewilligung abermals, wie bei Den Landrentenbanten, im Bes 
zeiche der Verfaſſungsfragen. Auch diesmal war e8 Binde, 
der zuerfi Die Frage auf diefen Punkt hinführte. 

‚Der allgemeine Standpunkt,“ fagte er, „auf den ich jetzt übergeben 
will, ift die unflchere Lage, in der wir und in Beziehung auf den Rech tö- 
zuftand befinden. Wir haben und die ganze vorige Woche damit befrhäf- 
tigt und Petizionen darauf gebaut an Se. Mäajeftät, deren Schidfal uns 
nod ganz unbekannt tft; wir wiffen nicht, in welcher Form fie aus der 
Herrenkurie hervorgehen merden und ob fie überhaupt zur Entſcheidung 
Sr. Majeftät gelangen werden. Wenn bdiefer bedenkliche Fall eintritt, fo 
würde, bei der NRechtöunficherheit, in der ich mich, und mit mir viele andere 
Mitglieder, zu befinden glaube, die Löfung in eine ganz ungewiſſe Zukunft 
verfchoben werben, und bei einer folchen Sachlage glaube ich nıich nicht 
im Stande zu ‚befinden, für irgend einen Schuldtitel meinerfeitS mein 
Votum abzugeben. Es giebt Lagen in dem Öffentlichen Leben der Staaten, 
wo der Patriot fein Haupt verhüllt, in fein Inneres zurüdgeht und den 
feften Entichluß faßt, nur der innern Stimme zu folgen, welche ihm zu- 
ruft: Thue Necht und ſcheue Niemand! In einem ſolchen Momente be: 
finden wir uns jetz; wir wiffen nicht, was die Zukunft ung bringen wird, 
und haben daher nur den gegenwärtigen Moment ind Auge zu faflen. So 
fange nicht die Uebereinflimmung ver Gefeßgebung v. 3. Febr. mit ven 


Geſetzen v. 17. San. 1820, die in derfelben Geſetzſammlung abgedruckt 


find, hergeftellt if, fo Iange ferner die Stände der nothwendigften Grund 
lage entbehren für die Erhaltung ihrer Rechte, der Grundlage, daß, wie 
eö ſtets in Deutichland Rechtens geweſen, ihre Rechte nicht alterirt werben 
können ohne ihre ausdrückliche Zuftimmung, fo lange werde ich mein 
Votum nicht abgeben für die Bewilligung irgend eines Darlehns zu Bunfien 
des Staats.“ 
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Andre Mitglieder der Oppoſizion — wien. d. Heyd4, Offer⸗ 
mann — ſchloſſen ſich mit gleichen Menßerungen ihm an. Einen 
tiefen Eindrud machte e8 aber, als nun auch die Wortführer der Provinz 
Preußen, obſchon die Größe und Wichtigkeit ver Wohlthat, bie ihrer Pros 
vinz geboten werde, und bie Nothwendigkeit eines Eifenbahnverbindung 
. für dieſelbe vollſtaͤndig anerkennend, dennoch aus den höhern Rückſichten 
der Pflicht und des Gewiſſens dagegen ftimmen zu müſſen erklärten, 

Saucken⸗Tarputſchen war ber Erſte, der eine folche Exflä- 
tung abgab, indem er am Schluffe derfelben ausrief: Ä 

„Bern ich auch alle Hütten meines Landes Durch die Bewilligung 
des Anlehens zu Schlöffern verwandeln fünnte, fo würde ich in dem 
Glauben, daß mit leichtem und ruhigem Gewiffen es fich glüclicher und -. 
Behaglicher in einer Hütte, als mit einem beichwerten im Palafte ſelbſt 
wohnen läßt, dagegen ſtimmen.“ 

Ihm folgte der Bürgermeifter von Königsberg, er rling, mit 
einer gleichen Erklärung. 

„Wir aus der Provinz Preußen,“ fagt er, „Sefinden uns in ber. 
aferübelften Lage. Ich befenne namentlich für mich, daß die Rüdficht af 
das Intereffe der Provinz in Konflift geräth mit meinem Gewtifen. 
vo! Ich ſtehe Hier nicht als Vertreter provingieller Intereffen, —* 
im Namen des Vaterlandes. Dies erleichtert mir die Entſcheidung. Ich 
folge meinem Gewiſſen und antworte auf die Frage, ob zur Beſchleunigung 
des Baues der Eiſenbahn nach Königähberg ein Staatsdarlehn aufzunehmen 
" fei, mit Nein! weil ich gewiffenhaft nicht anders flimmen kann.” 

Auch Auerswald, nachdem er das Anerbieten, welches der 
Staat mit diefer Bahn der Provinz Preußen mache, mit größter Danf« 
barfeit anerkannt und verfichert hatte, er Fenne Fein Opfer, welches er 
nicht zu diefem Zwed bringen möchte, ſprach doch zugleich aus: daß 

es für den feiner Ueberzeugung getreuen Menfchen Opfer gebe, die zu 
bringen er nicht berechtigt fei. Er glaube, eine Verantwortlichkeit, 
Laften und Pflichten für Andre nur dann übernehmen zu fönnen, went 
ihm die Mittel zu Gebote ftänden, der Verpflichtung, die er im Namen 
Anderer übernommen, gewiflenhaft und vollftändig nachzukommen. 


„So lange aber,’ fuhr er fort, „dem Landtage die regelmäßige 
Wiederkehr nicht zugeſichert iſt, ſo lange ihm nicht bei jeder Wiederkehr 
die Kenntniß und zwar die genaue Kenntniß des Staatshaushalts zuge 
fihert ift, fo lange fühle ich mich nicht fähig, im Namen Andrer, im 
Namen ded Landes eine folche Befugniß auszuüben. Wenn ich bei meiner 
Ueberzeugung, von meinem Standpunfte aus in die Anleihe willigen follte, 
würde ich nichts mehr und nichts minder thun, als, ein nicht gerechtfertig⸗ 
tes Mittel zu einem guten Zwed gebrauchen. Das ift ein, Grundſatz, zu 
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dem ich mich nicht befennen kann, unverändert getreu einem ber ſchoͤnen 
Wahlſprüche unſeres Königshauſes: 
Sincere et constanter |’ 

Auh Grunau aus Elbing und Wächter aus Tilfit fchloffen 
fich diefen Erklärungen an. Grunau wollte zwar bewilligen, aber 
erft nach einer beifälligen Entſcheidung des Königs auf die Verfaſſungs⸗ 
anträge, nach Anerkennung der verfaffungsmäßigen Rechte der Stände. 

Die Gegenpartei ließ Nichts unverfucht, um diefen Entſchluß der 
Oppoſizion wanfend zu machen oder ihn doch als unberedhtigt, ja als 
pflichtwidrig darzuftellen und dem ganzen Lande zu denunziren. 

„Ein Theil von und,” rief der Abg. v. Bis mart-Schönhaufen 
aus, „will gleichjam ein Retenzionsrecht an dem Rechte der Anleihebewil- 
ligung ausüben, bis die Regierung gewiffe Konzeflionen ertheilt hat; 
durch dieſe Konzeffionen ſoll fich die Regierung gewiffermaßen die Bewillis 
gung der Anleihe erfaufen. Ich frage: welchen Sturm würde e8 erregen, 
wenn dad Gouvernement ſeinerſeits ſagen wollte, daß, es gewiſſe admini⸗ 
ſtrative Wohlthaten, die es einer Provinz zuwenden oder entziehen Tann, 
davon abhängig mache, wie die Vertreter diefer Provinz bei politifchen 
Bragen votiren würden. (Aufregung) Es fcheint mir Died vollkommen 
analog zu fein, und die Mishilligung, die von jener Seite fich kundgiebt, 
beweift mir, daß ich die Wahrheit gejagt habe, wenn ich behaupte, daß 
von einer Partei eine analoge Taktik geübt wird, die man der Negierung 
gewiß nicht verzeihen und nicht anftehen würde, ed mit dem Namen: Er. 
prefiung zu brandmarfen, wenn jie ſich Diefelbe geſtattete.“ 


Lilien-Ehtenhbaufen und Wolff-Metternich meinten: 
ed werde im Lande feinen guten Eindrud machen, ed werde vielmehr 
das. Vertrauen zu den ftändifchen Inſtituzionen ſchwächen, wenn die 
Stände lediglich des Prinzipienfampfes wegen einen Vorſchlag der 
Staatöregierung nicht annähmen, der nur die Beförderung der Wohls 
fahrt, der wahren, der materiellen ntereffen des Vaterlandes 
bezwecke. 

Fürſt Radziwill mahnte: man ſolle nicht dem Spruche folgen: 
Fiat justitia, pereat mundus, ſolle nicht unſichern Rechtsbedenken oder 
Parteizwecken die materiellen Intereſſen des Landes opfern. Er erinnerte 
daran, wie bei großen Nazionalunternehmungen in England und 
Frankreich die Parteien immer einig wären, wie in Frankreich alle 
Stimmen ſich vereinigt haͤtten, als es die Befeſtigung von Paris galt. 

Ein Abgeordneter der Provinz Preußen, Graf Eulenburg, 
machte ſeine oppoſizionellen Landsleute im Namen ihrer Provinz für 
iht diſſentirendes Votum verantwortlich. 
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‚‚Mein Gewiſſen,“ fagte ex, „legt mir ohne Rückhalt die Pflicht auf, 
unbedingt für die Bewilligung des Anlehens zu flimmen und nicht rad Ges 
deihen und Wohl einer Provinz zu opfern einem prinzipiellen, von mir 
nicht anerfannten Bedenken. Zu opfern, fage ich, weil ich ed nicht anders 
bezeichnen Fann, wenn wir Preußen felbft das einzige Mittel von der Hand 
weiſen, welches uns von unferm Föniglichen Herrn und von 7 Provinzen 
mit einer großen brüberlichen Bereitwilligkeit geboten wird, um enplich 
einmal und die Ausficht in eine befiere Zufunft zu öffnen, und Died Alles 
um eines PBrinzipes willen, deſſen Richtigkeit am Ende noch erft bewiefen 
werden muß. Wir befinden und augenblidlich immitten einer. Angelegen- 
heit, welche es uns recht Elar vor Augen führt, wie falſch wir die Mah⸗ 
nungen unferd Gewiffend verſtehen, wenn wir und dadurch berechtigt 
glauben, das Intereffe derer, die wir vertreten, unferem Ich nachzufegen. 
Unferem Ich, fage ich, meil ich darin die Bedenken erkenne, die unfer 
Gewiſſen und auferlegen kann.“ 


Andre wieder, wie v. Meding und Graf Itzzenplitz, ſprachen 
die Anſicht aus: man werde ſelbſt die Verfaſſungsfrage mehr fördern, 
wenn man der Regierung jet die geforderte Unterftügung innerhalb der 
beftehenden Geſetzgebung leifte, als wenn man fie ihr verweigere; das 
Bertrauen, weldes man durch die Bewilligung dem Könige und 
der Regierung beweife, werde bewirken, daß auch von der andern 
Seite ein erhöhtes Vertrauen dem Lande und den Ständen gefchenft 
werde. 

Allein die Oppofizion blieb unerfchütterlih. Auerswald und 
v. d. Heydt wiefen Die Anfchuldigungen Bis marks energifch zurüd; 
nicht, um einen Zwang auf die Regierung zu üben, fondern weil ihr 
Gewiflen ihnen verböte, für die Anleihe zu flimmen, hätten fie ſich da⸗ 
gegen erklärt; wer ihnen eine andere, als diefe ausgefprochene Abficht, 
unterlege, mache fich einer Verdächtigung fchuldig. 

Seht trat Hanfemann auf und entwidelte einen Antrag, den 
er ſchon früher fchriftlich eingereicht hatte, der aber von der Abtheilung 
nicht bevorwortet worden war. In einer jener meifterhaften Reden, 
in denen die Schärfe des praftifchen Verftandes mit dem weiten Blide 
des PBolitiferd und mit der Gefinnung des Achten Patrivten um den 
Vorrang ftreitet, fprach er fich zuerft über die Nothwendigfeit der pro⸗ 
jeftirten Bahn, ihre muthmaßliche Rentabilität, fo wie über das 
Brinzip des Staatsbaues aus und erklärte fi) aus allen diefen Ger 
fihtspunften mit dem Plane vollfommen einverftanden. Er. erinnerte 
daran, wie die Provinz Preußen durch den Untergang eines felbft- 
fländigen polnifchen Zwiſchenreichs politifch und fommerziel von Ruß: 
land umflammert fei, und wie ed darum doppelt noth thue, die Kräfte 
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des edlen, tapfern Vollsſtammes, ver dieſe Provinz bewohne, zu flär- 
fen, da auf ihm allein, auf feinen Muthe und Batriotiemne die Hoffe 
nımg des ganzen Landes bei dieſen unglücklichen Verhättnifien beruhe. 
Es ſei alfo durchaus nicht von einem prowinziellen, nein, von einen 
fehr wichtigen nazionalen Intereſſe die Rebe. 

Und hier nahm der Redner Gelegenheit, auf die edle Selbftven 
leugnung der preußtichen Abgeorbneten hinzuweiſen, welche ein für fie 
fo dringend nothwendiges Geſchenk aus Gewiffensdrange zurückwieſen. 

„Giebt es ein erhabenered Schauſpiel“, rief er aus, „als das, Des 
ſes Zeugen wir jet find? Ein Land, das der Kommunifazionsmittel ber 
dürftig ift, ein Land, welches fühlt, daß feine materielle Entwicklung durch 
den Mangel derfelben leidet, will nicht Diefen Mangel erfeßen durch das 
Dpfer von Rechtöprinzipien, will nicht die Eiſenbahn um den Preis des 
Rechts erfaufen. Eine fo große Gefinnung belebt in mir das Vertrauen, 
daß der preußiſche Stanteine große Zufunft habe. Glücklich 
die Dynaſtie, welche über ein Volk herrſcht, das foldde Befinmung, gepaart 
mit der treuſten Anhänglichkeit und Ergebenheit für ven Thron, hegt! 
Mit einem ſolchen Volke kann man in der Freiheit weit gehen! mit einem 
ſolchen Volke kann man Großes ſchaffen!“ 


Hierauf erklärte der Medner aber, ans ähnlichen Gründen, wie 
die eignen Vertreter der Provinz Preußen, auf die Bewilligung nicht 
. eingehen zu fönnen. Zuerft vermiffe er bei einem fo wichtigen Gegen« 
ftande, wie die Bewilligung von 20--30 Mill. fei, ein beftimmtes Ge⸗ 
feß, wodurch diefe Angelegenheit geregelt, worin der Umfang des Ka⸗ 
pitald, Die Art der Aufbringung, der Antheil, den die Stände bei Ver⸗ 
wendung des Geldes und der Fünftigen Verwaltung der Bahn haben 
folkten, genau beftinamt fei. Die erfte Regel einer ftändifchen Berfamm- 
lung müffe aber fein, wenn e8 fi) um Geldfragen handle, ed damit 
fehr genau zu nehmen. „Denn“, fagte Hanfemann, „bei Geld⸗ 
fragen hört die Gemüthlichfeit auf’. 

. Kin andrer Grund der Ablehnung, fuhr der Redner fort, fei fie 
ihu Die mangelhafte Finanzverwaltung des Staats, eine Folge der Zer« 
fplitterung derfelben in drei, vier verfchiedenen Händen. Berner fehle 
ed an einer vorgängigen genauen Prüfung des Staatshaushalts, um 
zu ermeſſen, ob eine Anleihe wirklich nothwendig fei. Auch die Un⸗ 
fiherheit der Grundfäge darüber, was eigentlih als Anleihe, als 
Staatsſchuld zu betrachten fei und der Zuftimmung der Stände Jebürfe, 
beftimme ihn, gegen die Bewilligung zu flimmen. Der Hauptgrund 
für ihn fei jedoch) der, daß-er glaube, die ganze Summe könne weit 
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befier und zweimäßiger anderswoher genommen werden, und muar — 
aus dem Staatsſchatze. 
Hanjemann ging hier auf ſehr ſpezielle finanzwirthichaftlihe 
Betrachtungen ein, um nachzuweiſen, daß das Syſtem eines Kriegs⸗ 
ſchatzes, welches bei den früheren Berhältniffen wohl gerechtfertigt ge⸗ 
wejen fein möge, jebt nicht mehr zweckmaͤßig fei, daß durch das todte 
Daliegen einer fo großen Summe — Hanfemann jchlug den Staates 
ſchatz nad) feinen Muthmaßungen auf mehr als 30 Min. The, an — 
ungeheuer Viel an Zinfen und merbendem Kapital für die Volfswirths 
ſchaft verloren gehe, und daß derfelbe Zweck weit befjer, mit weit gerins 
gern Opfern und eben fo ficher erreicht werde durch eine gute Nazio⸗ 
nalbanf, die in Zeiten der Bedraͤngniß dem Staate zu Hülfe komme, 
übrigens aber in Privathänden fei. Im weitern Fortgange modifizirte 
Hanfemann indeß feinen Antrag dahin, Daß der König gebeten 
werden jolle, vorläufig wenigftens 10 Mil. aus dem Staatsſchatz zu 
diefer Eifenbahn zu verwenden. 


Am Schluffe feiner Rede wandte er ſich ebenfalls ber Reiter 
frage au. 

„Ein edler Fürſt aus dem Herrenſtande⸗ ‚ fagte er, „hat uns auf die 
Berantwortlichfeit aufmerffam gemacht, die eine Verweigerung der Anleihe 
für uns mit fich führen würde. Ich glaube, das edle Mitglied kann fich 
vollftändig beruhigen, denn, wenn irgend Etwas, fo wird die Nothwendig⸗ 
keit diefer Bahn feitens ver Staatöregierung vollſtändig anerkannt werben, 
und fie wird Die geeigneten Mittel zu ihrer Herftellung treffen, Mittel, die 
mancherlei Art fein fönnen, Mittel, die ich angedeutet habe, und Mittel, 
die die Regierung felbft in ihrer Hand hat. Nimmer wird ihr die Zuftim- 
mung eines preußijchen Reichstags zu großen und nothwendigen Staat: 
anleihen fehlen, fobald nur der preußifche Reichstag in denjenigen Befug- 
niffen fich befindet, ohne welche es unmöglich ift, die ihm obliegenden Pflich⸗ 
ten auözuüben. Das edle Mitglied kann fi) beruhigen, weil die innere 
Nothwendigkeit ver Dinge dazu hinführt, diefen Beitpunft in nicht langer 
Zeit eintreten zu laſſen. Wäre e8 denn möglich, nach Allem, was hier ges 
fprochen und votirt worden ift, wäre es möglich, meine Herren, daß man, 
ich ſage nicht, zurückkehren könne auf vem Wege, von dem, man aufgegans 
gen, aber ich fage, wie wäre ed möglich, in Diefem ungemiffen, halben Zus 
ftande lange Zeit zu verharren? Ich halte es nicht für möglich, denn es 
würde nicht der Nazion, nicht der Stärke des Throns fürberlich fein. In 
diefer Beziehung vertraue ich feſt auf die Weisheit unſeres Töniglichen 
- Seren, der die politifche Entwicklung der Nazion bereitd auf den erfreut: 
lichen Punkt geführt hat, auf dem wir fte jeßt ſehen“. 


Der Miniſter des Schatzes, v. Thile, befämpfte den An⸗ 
trag und erflärte, daß. auf eine Verwendung ber im Staatsſchatze lie: 
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genden Gelder zu andern, als den Zweden, wofür fie beftimmt wären, 
durchaus nicht eingegangen werden koͤnne. Preußens eigenthümliche 
politifche und geografifche Lage, feine Stellung ald Großmacht und als 
natürliche Vorhut Deutfchlands, bedinge nothwendig das Vorhanden- 
fein ftet8 bereiter und großer Geldmittel, um fo fort gerüftet dazuſtehen 
und losfchlagen zu können, wenn politifche Verwicklungen es erheifch- 
ten. Nur durch dieſe Schnelligfeit der Rüftungen und den Nachdrud, 
welchen der vorhandene und fogleich verfügbare Kriegsſchatz denfelben 
verliehen, fei 1756 Friedrich der Große im Stande gewefen, feinen Feinden 
zuvorzufommen und Preußen vom Untergange zu retten; nur das 
durch fei man 1830 und 1840 im Stande gewefen, die impofante Hal⸗ 
tung einnehmen zu fönnen, welche ohne Schwertfchlag_ben Frieden 
erhalten und die drohenden Kriegswolfen verfcheucht habe. 

Ueber die Höhe des Kriegsſchatzes, erklärte der Minifter, durch 
Amtspflicht gebunden, Feine Auffchlüffe geben, alfo auch die Muthma⸗ 
fungen Hanfemanns weder beftätigen noch widerlegen zu können. 

Einen andern Antrag ftellte v. Brünned. Er wollte, daß vor 
der Hand aus dem Eifenbahnfonds weiter gebaut, daß die ganze 
"Bahn, direft von Königsberg bis Berlin, vom Staate übernommen, 
daß aber die Entfcheidung über eine Anleihe, in Betracht der dabei ob⸗ 
waltenden Bedenken, fowie auch wegen der jebigen ungünftigen Ber: 
hältnifje des Geldmarftes, bis zum nächſten Vereinigten Landtage 
aufgefhoben würde. 

Der Landtagsfommiffar befchränfte fich darauf, Die gegen 
die Regierungsvorlage erhobenen Bedenken, nebft den darauf ſchon in- 
der Debatte geltend gemachten Gegengründen, zu refapituliren und die 
legteren zu vervollftändigen. Auf die Berfaffungsbedenfen ging 
er nicht tiefer ein, um fich nicht, wie er fagte, von Reuem auf ein Feld 
zu verlieren , welches die Verſammlung länger als eine Woche befchäf- 
tigt habe. Nur Außerte er am Schluffe feiner Rebe: 

„Ich ehre jede Ueberzeugung, wenn ich mich gleich nicht in dieſelbe 
bineinfinden kann; aber für die Regierung muß ich, diefen Zweifeln gegen- 
über, die Freiheit in Anfpruch nehmen, au ihrerſeits fo zu hans 
deln, wiefieesglaubtverantwortenzufönnen. Es kann mir 
nicht in den Sinn fommen, auf Ihre Ueberzeugung weiter influiren zu 
wollen; aber das Vertrauen, den Glauben darf ich der Regierung vindi⸗ 
ziren, daß fle in der Ueberzeugung gehandelt hat, dem Vaterlande durch 
ihre Propofizion eine große Wohlthat zuzuwenden. Daß die Nazion Dies 


anerkennen werde, hoffe ich zunerfichtlich. Ich ſchließe mit den Worten: 
in magnis et voluisse sat est.’ — | 


—⸗ 
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Die Abſtimmung ergab von 
539 Stimmen 
179 für 
360 gegen 
die Bewilligung der Anleihe. 

Unter den Bejahenden befanden ſich: 7 Prinzen des koͤnig⸗ 
lihen Haufes, 38 andere Stimmen des Herrenftandes (der bis 
auf 1 Stimme, Die des Grafen Zieten, einhellig für die Regies 
zungsvorlage ftiinmte) , einige 60 königl. Beamte und Titulirte. Aus 
der Provinz Preußen ſtimmten 

mit Ja 18 
4 mit Nein 65 
und zwar: aus dem II. Stande mit Ja 11, mit Nein 26, aus dem 
IN. Stande mit Ja 3, mit Nein 23, aus dem IV. Stande mit Ya 
4, mit Rein 16, 

Hanjemann zog nad) diefer Abftimmung feinen Antrag zurüd; 
dagegen ward der Brünnedfche in folgender Faſſung zur trage 
geftellt: 

> „Beichließt die Berfammlung , Se. Majeftät zu bitten, behufs der 
Ausführung der großen Öftlihen Bahn nach Preußen dem nächſten Ver: 
einigten Zandtage eine Propofizion vorlegen und bis dahin die an derfelben 
begonnenen Arbeiten in geeigneter Weife fortjegen zu laſſen“? 


Diefer Antrag ward mit 320 Stimmen gegen 193 anges 
nommen. J 

Das Reſultat dieſer Verhandlungen in Betreff der Verfaſſungs⸗ 
frage — jenes ewigen Celerum censeo der Oppoſizion — war materiell, 
numerifch nicht beträchtlicher , ja vielleicht kaum fo beträchtlich, ale bei 
den Zandrentenbanfen, indem diedmal muthmaßlih ein noch grös 
Berer Theil der Verneinenden, ald damals, aus andern Urfachen mit 
ber Oppofizion ſtimmten. Allein moralifch war e8 ganz gewiß ungleich 
größer und belangreiher. Damals handelte es fi zwar aud) um ein 
nüpliches Inftitut, welches dem Lande zu gewähren oder vorzuenthalten 
man die ſchwere Wahl hatte; allein man konnte fi) doch dort damit 
tröften, daß, wo das Bepürfniß ſolcher Banken lebhaft empfunden 
würde, auch die Provinzen felbft die Mittel Haben würden, demjelben 
wenigftend vorläufig zu begegnen und eine Garantie zu übernehmen, 
welche ja, allen Berechnungen nach, von feinem allzu großen wirklichen 
Belange fein konnte, 

Hier dagegen ftand ein Unternehmen in Brage, auf deffen Voll⸗ 
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endung eine ganze Provinz mit Sehnſucht harrte, von welchen fie für 
die Wiederbelebung ihres gefunfenen Handels die größten Hoffnungen 
hegte — vielleicht fogar übertriebene, aber gleichviel! — deſſen unger 
fäumte Durchführung fie ald einen Abt der Gerechtigkeit gegen ſich, als 
den ihr gebührenden Antheil an der allgemeinen Fürſorge des Staats 
für diefe Art von Berfehrserleichterungen betrachtete. Diefes Unterneh» 
men aufs Ungewiffe zu vertagen, die Brovinz, den gangen Verkeht des 
Landes, die arbeitende Klaſſe der Wohkthaten, die daraus für fie ent 
fpringen ſollten, gu berauben, ja vielleicht fogar große nazionale Zwecke 
der Landesvertheidigung, der Verftärfung gegen den gefürchteten Feind 
Deutihlands im Dften dadurch aufs Spiel zu fepen, endlich den Lands 
tag und fi dem Vorwurfe bloozuſtellen, daß man wegen eines auf Die 
Spitze getriebenen Prinzipien - und Parteienſtreites die großen mates 
tiellen Anliegen des Landes, der Razion preisgegeben habe — dazu ger 
hörte ein ſtarker Muth, eine große Sicherheit ver innern Ueberzeugung 
und ein feftes Vertrauen auf den Geiſt und die politiſche Reife des 
Volkes. 

Glücklicherweiſe hatte die Oppofizion dieſen Muth und dieſes Ver⸗ 
trauen; fie beſaß jenes höhere, edlere Gefühl von Patriotismus, wel⸗ 
ches dad Glück des Landes nicht in einem augenblicklichen materiellen 
Bortheile, fondern in der Bewahrung oder Erringung der ungleid) 
werthvolleren und nachhaltigeren Güter eines geordneten Rechtszuftans 
des und einer geficherten Freiheit findet, Güter, deren Befig allein auch 
im Materiellen einen wahren und dauernden Razionalwohlftand vers 
bürgt. Indem fie, von dieſem Gefühl getrieben, fich weigerte, eine 
Wohlthat fir das Land oder einen Theil veffelben um den Preis von 
Rechten einzutauſchen, die fie dem Lande ungefchmälert zu erhalten ſich 
für verpflichtet hielt, bewies fie durch dieſe aufopfernde That nicht allein 
eine hohe Selbftachtung und ein lebendiges Bewußtſein ihrer Pflicht, 
ſondern auch eine ebenjo hohe Adytung vor dem politifchen Bewußtfein - 
des Volkes, dem fie fprach Damit die fefte und gewiffe Ueberzeugung 
aus, daß der ganze gebildete und denkende Theil des Volkes dieſes ihr 
Verfahren gutheißen und, wie fie, lieber auf einen augenblicklichen Bor» 
theil verzichten, als wohlerworbene und hochgehaltene Rechte aufs 
geben werbe. 

Was von der Oppoflzion im Allgemeinen, Daß galt in verdoppel- 
tem Maße von den Abgeordneten aus der Provinz Preußen , welche in 
diefer Frage mit Nein! flimmten, und Diefe verdienen daher voll 
fommen das fihöne Lob, welches ihrem Patriotismus in fo berebten 
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und erhabenen Worten Hanfemann zollte. Wenn bei manchen Ges 
legenheiten Einzelne aus den Reihen diefer Abgeordneten, oder audy deren 
Geſammtheit, den rechten Takt und die Reife politifchen Handelns ver⸗ 
miflen ließen und dadurch fogar hier und da den Schein mangelnder 
Entſchiedenheit auf ſich luden, fo haben fie jeden Verdacht dieſer Art 
bei den Verhandlungen über die Oftbahn glänzend widerlegt und das 
Beifpiel einer Einigkeit, einer Kraft und Selbftverleugnung der Gefln- 
nung gegeben, welche auf fie die größten Hoffnungen für die po⸗ 
fitifche Zukunft Preußens bauen läßt und den alten Ruf dieſer Provinz 
in Bezug auf politifhe Karaktertüchtigkeit volftändig rechtfertigt. 


Preiundzwanzigftes Kapitel. 


Verhandlungen über die Abfchaffung der Mahl- und Schlachtfteuer 
und die Einführung einer Einfommenfteuer. 





Die Regierung hatte dem Landtage einen Geſetzentwurf vorgelegt, 
wonach fowohl die Mahl» und Schlachtftener, ald auch die bisherige 
Klaffenfteuer aufgehoben und an deren Stelle, mit Befeitigung jedes 
Unterfchiedes zwifchen den bisher der Mahl: und Schlachtfteuer oder 
der Klafjenfteuer unterworfenen Ortfchaften,, für das ganze Land eine 
einzige, nur zweifach abgeftufte, Direfte Steuer treten follte, nämlich: 
1) eine Einfommenfteuer für die Einwohner, deren gefammtes 
jährlihes Einfommen die Summe von 400 Thlr. erreicht oder 
überfteigt 5 

2) eine neue, nad) den Sägen der 6 unterften Stufen der bisherigen 
Klaffenfteuer zu erhebende Klaffenfteuer für diejenigen Ein- 
wohner, deren jährliches Einfommen den Betrag von 400 Thlr. 
nicht erreicht. 

Die Klaffenfteuer follte in zwei Haupiflaffen , jede mit 3 Ab: 
ftufungen, erhoben werden. 

- Die erfte Klafje follte den geringern Bürger- und Bauernftand, 
die Beamten, Aerzte, Notarien u. f. w., infoweit deren Einfommen 
nicht 400 Thlr. beträgt, endlich die in fremdem Brode ftehenden Per: 
fonen umfaffen, welche nicht zu den Tagelöhnern oder zu dem eigent- 
lichen Gefinde gehören. 

In die zweite Klaſſe follten die gewöhnlichen Lohnbedienten, das 
gemeine Gefinde und die Tagelöhner, fo wie die ganz geringen Grund» 
befiger und Gewerbtreibenden, die ſich hauptfächlich vom Tagelohn 
nähren, fallen, 
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Die Grhebung follte nad) Haushaltungen gehdhefen. Cikeuer 
pflichtige, weiche weder einer beftewerten Hanshaltng angehören, noch 
ſelbſt eine folche führen‘, foliten den halben Satz der Klaſſe ihrer Per⸗ 
ſonenſteuer zahlen. In der allerunterſten Stufe follte überhaupt Die 
Steuer perſo nenweiſe erhoben werben, Doch fo, daß nie mehr als 
3 Perfonen aus einer Hauahaltung dieſelbe entrichteten , auch Die Per⸗ 
fonen über 60 Jahre nicht mitgezählt wurden. | 

Außerdem waren verſchiedene Befrelungen von diefer Stener aus⸗ 
gefprochen ( &eifttiche und Lehrer, Fremde, Ed. h. Ausländer, welche 
ſich nicht ein volles Jahr an demfelben Orte aufhalten] Kinder unter 
36 Jahren, Militärs, Inhaber des etfernen Kreuzes, wenn fie ber 2. 
Kaffe angehören, Almofenempfänger und öffentlich Verpflegte). 

Die Steuer follte betragen monatlih: 


in Klaſſe I.: 
inder 1, Stufe... ...20 Ser. 
ER. Fre ...... 108, 
> ...... 10, 
für die Heuspaltung; 3 
imn Klaſſe H.: 
in der 4. Stufe .....7 7* Sgr. 
den J 
für die Haushaltung; 
endlich in der ß. ..... 1A Sgr. 
fuͤr die Perſon. 


Die Einſchätzung in Klaſſen und Stufen ſollte von Gemeinde⸗ 
behorden, unter Aufſicht der Landraͤthe, geſchehen. 

Groͤßern Städten, mit und über 30,000 E., ſollte nachgelaſſen 
werden, ihre Kommunalbebürfniffe, ftatt durch einen Zufchlag zu Diefer 
Direften Steuer, auf andere Weife, namentlich Durch Verbrauchsſteuern, 
aufzubringen. 

Der Einkommenſtenerſ olften unterfiegen alle Inlander, auch 
die im Auslande ſich aufhaltenden, deren geſammtes jährliches Ein⸗ 
kommen 400 Thlr. oder Mehr beträgt, desgleichen Ausländer wegen 
des Einkommens aus ihrem im Inlande befegenen Grundvermoͤgen. 

Befreit-folkten nur fein die Familien der ehemals veichsftändifchen 
Häufer und ein Theil der katholiſchen Geiſtlichkeit (Beides Traft frühes 
ter Verträge), endlich Fremde, die Fein Grundeigenthum im Staate 
befipen und ſich nicht bereits 1 Jahr Dafelbft aufgehalten Jaben.. 
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Die Eintommenfteuer follte nach 2 Sägen erhoben werben : 

1) mit 3 p&t. für ale Jahresrenten aus unbeweglichen und beweg⸗ 
lichen Vermögen (alſo für alles fun dirte Einfommen) ; 

2) mit 2 p&t. für Einfommen ans dem Erirage eines Gewerbes 
oder irgend einer gewinnbringenden Beichäftigung, aus Beſol⸗ 
dungen und Emolumenten, Bartegelvern, Penſionen, Leibrenten‘ 
ıc., überhaupt alfo für alles nichtfundirte Einfommen. 

Der Gefammtertrag diefer Steuer ward auf 3Y. Mill. feſtgeſetzt 
und nöthigenfalls eine verhältnißgmäßige Erhöhung der erwähnen 
Stenerfäbe vorbehalten. 

Als Grundlage für die Erhebung diefer Steuer ſollten zunächft 
die eigenen Angaben der Steuerpflichtigen dienen. Hinfishtlich der 
bei Abfchägung der verfchiedenen Arten von Einfommen zu beobachten⸗ 
den Grundfäge enihielt der Entwurf befondere Borfchriften. Es follte 
nachgelaſſen fein, ſolche fpezielle Angaben, deren Geheimhaltung dem 
Deflaranten wünfchenswerth ift, verfiegelt einzureichen und blog die 
allgemeinen Refultate in der öffentlichen Deflarazion nachzuweifen. 

EGEs ſollten verſchiedene Kommiffionen — Gemeindes,. 
Kreis: und Bezirfsfommiflionen — gebildet werden — die Bes 
zirfsfommiffionen (für jeden Regierungsbezirk, aus je 5 Mitglies 
dernibeftehend) durch Wahlen der Provinzialftände (wobei die Klaffen 
der-Örundeigenthümer, Kapitaliften und Gewerbtreibenden jede mindes 
ſtens durch 1 Mitglied vertreten fein follten), unter dem Vorſitze eines von 
der Regierung ernannten Chefs; die Kreisfommiffionen, 3—5 
Mitglieder, aufden Vorſchlag der Kreisftände von der Regierung ernannt, - 
unter dem Vorſitz des Landraths; die Gemeindefommiffionen, 
auf den Vorfchlag der Gemeindeverorpneten von dem Chef der Bezirke: 
fommiffion ernannt, welcher auch deren Vorftgenden zu beftimmen hat. 

Die VBorfigenden der Kreis: und Gemeindefommiffionen haben vie 
eingereichten Deflarazionen forgfältig, refp. unter Zuziehung mit den 
Verhältniffen genau vertrauter Berfonen, zu prüfen, dabei jedoch, wenn 
nicht der Verdacht einer unrichtigen Angabe obwaltet, ein fpezielles 
Eindringen in die VBermögensverhältniffe zu vermeiden. Wenn die Er: 
‘ Öffnung einer verfiegelt eingereichten Deflarazion für nöthig erachtet 
wird, fo ift Darliber jedesmal das Gutachten der Mitglieder der Kreis⸗ 
oder Gemeindefonmiffion zu erfordern, nach welchem fich der Vor- 
figende, vorbehaltlich des Refurfes an die Bezirfsfommifften, zu richten 
hat. Gegen die Entfcheidung der Bezirkskommiſſion findet ein weiterer 

Rekurs nicht ftatt. Darüber, ob nähere Ermittlungen zur Bewahr⸗ 
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heitung einer Angabe angeftellt werben ſollen, kat ebenfalls die Bes 
zirkskommiſſion, auf den Antrag der Gemeinde⸗ oder Kreiskommiſſionen 
oder ihrer Vorfigenden, zu entfcheiden. An fie fommen überhaupt die 
fämmtlichen Deflarazionen, nebft den Gutachten der untern Kommiſ⸗ 
fionen, zur weitern Prüfung; ſie haben zu beftimmen , ob eine eidliche 
Beftärfung derſelben, eine eidliche Vernehmung von Zeugen oder fonft 
eine fpezielle Ermittlung des Einfommens eines Deklaranten zu vers 
“anlafien fei. Im legten Kalle muß der Deflarant alle bezüglichen 
Urkunden u. dgl, zur Einficht vorlegen und kann dazu nöthigenfalls 
durch erefutorifche Maßregeln angehalten werden. Wenn die ftändifchen 
Mitglieder der Bezirkskommiſſion Anträgen hierauf von Seiten ihres 
Chefs nicht beiftimmen, fo fteht diefem die Berufung an das Finanz» 
minifterium zu, welches die fchließlihe Entſcheidung zu treffen hat. 
Bor Beginn der fpeziellen Ermittlung ift jedoch dem Steuerpflichtigen 
(wenn nicht der Verdacht abfichtliher Verheimlichung gegen ihn ob- 
waltet) die angemefjene Erhöhung feiner Einfommenangaben freizuftellen. 
Auf Grund diefer Angaben und refp. Ermittlungen ſetzt nun die 
Bezirfsfommiffion den Betrag der Steuer für jeden Steuerpflichtigen 
feſt. Eine Berufung dagegen fteht dem Stenerpflichtigen, aber auch 
dem Chef der Kommiffion, an das Finanzminifterium offen. 
Wegen Berfchweigung eines Theil des Einkommens hat die 
Bezirkskommiſſion eine Strafe bis zur Höhe des dreifachen Betrages 
der von dem verheimlichten Einfommen zu entrichtenden Jahresfteuer, 
oder, bei unabfihtlichen falfchen Angaben, eine Ordnungsſtrafe von 
5 bis 50 Thlr. zu erfennen. Ein Rekurs dagegen findet ebenfalls an 
Finanzminifterium — nicht an die Gerichte — ftatt. 
Das Finanzminiſterium Tann jedoch nur eine Beftätigung over 
Ermäßigung ver von den Bezirföfommiffionen feftgefegten Einfoms 
miensbeträge, refp. Strafen, ausfprechen. Hält es Dagegen eine Vers 
f&härfung derfelben für nothwendig, fo hat es die bezüglichen Anträge 
an eine befondere Kommiffion zur Entſcheidung zu bringen, weldye ei» 
gens zu diefem Behufe, unter dem Vorfige eines Mitgliedes des höch⸗ 
ften Gerichtshofes, aus Mitgliedern der ftändifchen Deputazion für das 
Staatsfchuldenwefen gebildet werden foll. 
Die dem Gefegentmurfe beigefügte, Denkfchrift führte die Nach- 
theile der Schlacht: und Mahlfteuer und die Vorzüge der Einfommen- 
fteuer,, jedoch in einer Weile aus, welche nicht fowohl eine bes 
ftimmte, feftbegründete Ueberzeugung von der Nothwendigfeit und dem 
Nutzen einer Vertaufchung jener Steuer mit diefer, als vielmehr nur 
0 22* 
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den Wunſch verrieth, der öffentlichen Stimme nachzugeben und Die 
Angriffe gegen das hevorſtehende Stenerigftem zum Schweigen au 
bringen, Ä 
Als Uehelſtände, melde man der Mahl+ und Schlachtſeuer zur 
Laſt lege, gab die Dankichrift an: | Ä . 

A) daß durch die Verſchiedenheit der Defteyerung zwiſchen Den mahl⸗ 
unmp ſchlachtſteuerpflichtigen und den klaſſenſteuerpflichtigen Ort⸗ 
ſchaften eine ungleichmaͤßige Belaftung herbeigeführt werde (und 

zwar zum Nachtheil jener erſteren); 
2) daß diele Steuer, durch Belaftung der erſten Lebenshehürfnifie, 
ben aͤrmeren Theil ber ſtaͤdtiſchen Bevoͤllerung vorzugsweiſe 


mweffe; | 

3) daß fie den Arbeitslohn vertheure und dadurch den Aufſſchwung 

her Städte hemme; Ä u 

4) daß fie unverhältnigmäßig hohe Auffichtg - und Erhebungsloſten 
verurſache; . 

5) daß fie nie Verkehrefreiheit im Innern duch Stenerlinien hemme; 

OHO)daß Re duch den Anreiz zu Hintergiehungen hemaralifiren® 
wife: J 

7) daß fig Doppelbelaſtungen der in der Umgebung der mahl« und 

ſchlachtſteuerpflichtigen Städte wohnenden Bevölkerung veran- 

laſſe. | 

Die Denkſchrift fuchte nun zwar ſelbſt manche dieſer Urbelflände 

als minder exheblich oder doch durch anderweite Vorzüge der fragli⸗ 

chen Beſteuerungsart aufgewogen darzuſtellen, kam indeß zuletzt au 

dem Schluſſe: möge man jene Uebelſtaände mehr oder mindex 

hoch anſchlagen, fie durch die praftifchen Vorzüge dieſer Steyer auf: 

gewogen finden oder nicht, fo könne Doch eine Steuer unter Umſtaͤnden 


nicht mehr für zweckmäßig erachtet werben, fabald Diefelbe überall Dr 


Ungunk des Publikums begegne, fobald in verfelben von wohlmeinenben 
Männgen aler Klaflen eine Ungerechtigkeit oder Unbilligkeit exblidt 
werde. Ob dieſes Loos wirflih die Shladt- und Mahl: 
feuer betroffen Bade, darüber follten die auß allen Pro—⸗ 
vinzen zum Ber. Landtgge verfammelten Stände fi 
aysiprehen, nachdem fie zugleich Die Vortheile oder Nachtheile der 
an vie Stelle jener Steuer zu fegenden geprüft haben würden, (ine 
finanzielle Nothwendigkeit zur Vertauſchung der einen Steuer mit der 
andern‘, erklärte die Denkſchrift, das Bedürfniß, dadurd) im Ganzen 
die Steyerkraft mehr anzufpannen, fei durchaus nicht vorhanden. 
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Die Steuer nun, welche an die Stelle der Mahl⸗ und Schlacht⸗ 
fteuer würde treten müſſen, koͤnnte nut bie Einfommtenfleuer fein. 
Eine allgemeine Einführung ber Klaſſenſteuer in ihrer gegenwaͤrtigen 
Geftalt wurbe den Ausfall nicht decken, weil ihte Saͤtze In den 
oberſten Stufen nicht hoch genug Wären und überhaupt die Ein⸗ 
ſchaͤzung nach Klafſen, namentlich bei der wohlhabendern Bevblkerung 
ber großen Städte, ſich nur unzureichend durchflihren laffen wuͤrde. 
Ebenſo wenig aber koͤnnte die jesige Klaſſenſteuer Ba, wo ſie ſchon bes 
fände, nach Einführung der Einkommenſteuer in den jetzt mahl⸗ und 
ſchlachtſteuerpflichtigen Orten fottbeftehen, da Dies abermals Ungleich⸗ 
beiten und noch den befondern Nachtheil, daß die Wohlhabendern fich 
dutch Vertauſchung Ihres Wohnortes det Höhern Einkommenſteuer ent⸗ 
ziehen koͤnnten, mit ſich führen dͤrfte. 

Die Venkſchrift hob ſodann zunächft wieder die Schattenſeiten ver 


Einkommenfteuer hewor — bie Unverhäftnißmäßigfeit, welche darin 


liege, daß z. B. zwei Familien bei gleichem Einkommen, aber fehr 
ungleichen Ausgaben (wegen verſchiedener Kindetzahl, Ungluͤcksfaͤllen 
tt. ſ. w.), gleich belaſtet wuͤrden, das Gehaͤfſige des Eindringens in 
Die Vermoͤgens⸗- und Erwerbsverhaͤltniſſe, endlich den Umſtand, vaß 
in Preußen neben der Einkommenſteuer noch audere Steuern, bie 
gleichfalls das Einkommen träfen, 3. B. Grund⸗ und Gewerbſteuer, 
fortbeſtehen würden — ohne dieſe Einwürfe vom wiſſenſchaftlichen, ptin⸗ 
zipiellen Standpunkte au zu widerlegen; vielmeht beſchränkte ſich Das, 
was fie fiir dieſe Maßregel anfuͤhrte, auf die folgende Betrachtung: 
„Das Gelingen des Vetſuchs,“ ſagte die Denkſchrift, „die mit einer 
Einkommenſteuer verbundenen praktiſchen Schwierigkeiten zu überwinden, 
iſt weſentlich davon abhärgig, ob in der That ver Wunſch nach Aufhebung 
der Mahl: und Schlachtftener fo groß und fe verbreitet if}, daß man zur 
Erreichung dieſes Zwecks fich im Allgemeinen der Mühe und den Unbe—⸗ 
uemlichkeiten einer Einfommenermittelung gern unterziehen und gewiſſen⸗ 
def bie erforderlichen Angaben über das Einfommen machen werde. So 
ehr die Staatsregierung ohne dieſe Vorausfetzung Bebenken tragen 
müßte, in die Aufhebung ciner fett langen Jahren beſtehenden und aller 
Mängel ungeachtet in vielfacher Beziehnig als zweckmäßig bewährten 
Steuer zu willigen, fo wenig wird fie unter dieſer Vorausſetzung 
Anſtand nehmen dürfen, zur Einführung einer Steuer die Hand zu bieten, 
niit deren Voranlegung, welche Meinung man auch über ihre fonftigen 
Vorzüge und Nachtheile hegen möge, unzweifelhaft das keineswegs gering 
anzuſchlagenve Reſultat zu erreichen iſt, daß die wohlhabenden Cinvoh⸗ 
nerklaſſen unmittelbar erheblich Mehr als ſeither zur Beſtreitung Der 
Staats beduͤrfniſſe beitragen und daß den weniger Wohlhabenden dad Bes 
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fireben, fie in ihren Beiträgen thunlichft zu entlaften, in unzweideutiger 
und augenfälliger Weife kundgegeben wird.’ 

Wenn ed auch richtig If, daß bei Befleuerungsmaßregeln ſehr 
Viel darauf anfommt, ob folche von den dadurch Betroffenen leichter 
oder ſchwerer empfunden, mit mehr oder minder günftigem Auge anges 
jehen werben, fo erfcheint es doc; immer auffallend, wenn eine Regies 
rung in dem Augenblide, wo fie den Ständen einen ‘Plan zu einer 
durchgreifenden Reform der Befteuerung vorlegt, diefen Plan nicht aus 
höhern Gründen wiffenfchaftlicher Richtigkeit oder praktiſcher Nothwen⸗ 
digfeit motiviert, fondern ihn als einen bloßen Verſuch hinſtellt und 
fein Gelingen von ber größern oder geringern Unzufriebenheit ver Des 
fteuerten mit dem beftehenden Steuermodus abhängig macht. Die 
Nachgiebigkeit gegen die öffentliche Meinung, die darin zu liegen fcheint, 
ift gerade hier und in dieſer Yorm weniger am rechten Orte, als in 
vielen andern Fällen, wo man fi wohl hütet, eine folche zu zeigen. 
Hier, wo Privat» und Sonderinterefien einen fo wejentlichen Antheil 
an ber Bildung des öffentlichen Urtheild haben, hier erfcheint es als 
dringende Pflicht der Gefeggebung, dieſes öffentliche Urtheil zwar zu 
beachten, aber e8 auch forgfältig zu fichten und erft von jenen fremd⸗ 
artigen Beftandtheilen zu reinigen, bevor man ihm eine wirklich ent⸗ 
ſcheidende Stimme zugefteht; bier gilt e8, nach den höheren Grund» 
fägen der Wifjenfchaft, ver allgemeinen Gerechtigkeit, nach den Fingers 
zeigen der Erfahrung” das Gegründete von dem Ungegründeten oder 
Vebertriebenen in den Vorwürfen gegen die beftehende Steuer einerfeits, 
gegen die neu einzuführende andrerfeits zu ſcheiden und danach fich ein 
feftes Urtheil von der Nothwendigkeit und Gemeinnügigfeit einer ſolchen 
Umwandlung zu bilden. Wir wollen hiermit feineswegs fagen, daß 
die Regierung ohne Beachtung der Öffentlichen Meinung handeln, oder 
aber, daß fie ihren Entſchluß ſchon vor der Befragung der Stände 
unabänderlich hätte faffen follen — was wir behaupten, ift nur 
Dies, daß fie mit einer felbftftändigen und entfchiedenen Anficht für 
oder gegen die Beibehaltung des Alten, für oder gegen die Ein« 
führung des Neuen vor die Stände bintreten und erwarten mußte, ob 
aus den Berathungen Diefer neue und überwiegende Gründe hervor« 
gehen möchten, welche eine Aenderung jener Anficht gerechtfertigt ers 
ſcheinen ließen. Es heißt, nach unferer Meinung, die Stellung der 
Regierung zu den Ständen und die Mitwirkung diefer Letztern bei der 
Geſetzgebung ebenfo falfch auffaffen, wenn man, ohne eigne fefte Ans 
fiht, die ganze Laſt und Verantwortlichfeit neuer Geſetzgebungsmaß⸗ 
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regeln den Ständen allein zufchteben will, als wenn man ein anderes 
Mal Diefelden Berathungen pflegen und Befchlüffe faffen läßt, welche 
nicht zu beachten man im Voraus entfchloffen if. 

Was die Art der Veranlegung der neuen Steuer betrifft, fo ging 
bie Regierung, nach der Denkfchrift, von der Anficht aus, daß durch 
die Einfommenfteuer nur der Durch Aufhebung der Mahl: und Schlacht: 
fteuer fih ergebende Ausfall (etwa 3%, Min. Thle.) vermöge derſelben 
von den wohlhabenden Einwohnern übertragen werden follte. Eine gänzs 
liche Befteiung der unterften Bermögensklaffen von diefer Steuer, wie in 
England, hielt man für unthunlich, weil gerade die beiven unterften Klaſſen 
dei der Klaſſenſteuer den bebeutenpften Theil diefer Steuer aufbringen. Es 
ſollte alfo in Bezug auf diefe beiden unterften Klaſſen das alte Verhält: 
niß im Wefentlichen beibehalten und deshalb auch die bisherige Mo» 
dalität der Steuererhebung (die Klaffenfteuer) nicht geändert werden, 
da diefe gerade hier manche Vorzüge vor der Einfommenftener hätte, 
theil8 wegen der außerordentlichen Mühemwaltungen und Koften,, mit 
denen eine fpezielle Einfommensermittelung in dieſen Klaſſen (welche 
etwa %, der gefammten Steuerpflidhtigen umfaffen) verbunden fein 
würde, theild wegen der Entbehrlichfeit einer folchen, da bier viel 
leichter und fichrer, als bei den höhern Vermögensflufen, eine Eins 
ſchätzung in Klaffen nach äußern Merkmalen möglich ſei. 

Sp weit der allgemeine Theil der Denkfchrift! In die Ausführuns 
gen derfelben Hinfichtlih der Spezialitäten des Entwurfs einzugehen, 
dürfte un fo weniger nothwendig fein, ald auch bei ven Berhandlungen 
felbft auf dieſe faft gar nicht eingegangen, vielmehr der ganze Streit 
nır um das Prinzip des Entwurfs geführt wurde. 

Die Abtheilung der vereinigten Kurien, welcher diefer Entwurf 
zur Begutachtung übergeben war, hatte fih gegen benfelben erklärt. 

Zwar hatte die Majorität ver Abtheilung die Nachtheile der 
Mahl: und Schlachtfteuer anerkannt und deren Abfchaffung für Höchk 
wünfchenswerth erflärt, und nur eine Minorität (namentlich einige 
Abgeordnete der Städte) war dagegen geweſen, indem fie die Nach⸗ 
theile theils überhaupt nicht für fo groß, als fie gefchildert würden, 
theils wenigftens für minder erheblich hielt, als die mit einer direkten 
Steuererhebung in den großen Städten unvermeidlich verfnüpften 
Uebelſtaͤnde. 


Auch war die Abtheilung einſtimmig der Anſicht: 
daß es das Beſtreben ſein muͤſſe, mehr und mehr dahin zu gelangen, daß 
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eitrage. 

Aber faft eben fo einftimmig machte ſich Die Anficht gelten, daß 
eine auf die Angaben der Steuerpflichtigen über ihr Einfommen zu 
grünbende Einfommenfteuer fehr große Nachteile mit fih führe, 
namentlich ein läftiges, gehäffiges und dem Kredit ber Gewerb⸗ 
treibenden oftmals ſchaͤdliches Eindringen in Die Privatverhält« 
niffe, ferner einen nicht geringern Reiz zur Hinterziehung, als bie 
Mahl- und Schlachtſteuer, und folglich eine ebenfo große Gefahr der 
Demoralifazion. Diefe Nachtheile wären nur unter gewiffen Voraus⸗ 
fegungen leicht zu ertragen, wenn 3. B. die Einführung der Einfoms 
menfteuer eine Abjchaffung aller andern Steuern und eine Befeitigung 
der durch dieſe herbeigeführten Ungleichmäßigfeiten und Härten be- 
zwede, wenn fie zur Erhaltung der innern oder Außern Sicherheit des 
Vaterlandes nothwendig ſei, oder endlich, wenn durch eine größere 
Betheiligung an der Verwendung der Steuern in dem Einzelnen das 
Bewußtfein und die Geneigtheit erzeugt werde, in der möglicherweife 
au hohen Steuer dem Ganzen ein freimilliges Opfer zu bringen. Wo 
aber, wie im vorliegenden Falle, feine diefer Borausfegungen eintrete, 
da erfcheine der Abtheilung faft einftimmig die Einführung einer folchen 
Steuer nicht rathjam, um fo weniger, als von nianchen großen 
Städten die Abfchaffung der Mahl: und Schlachtfteuer nicht einmal 
gewünfcht werde, bei den mittlern und Heinern aber die allmälige Ver⸗ 
Wandlung derfelben in eine Klafjenfteuer ſchon mit Erfolg angebahnt ſei. 

Die Frage: 

„Sol die Aufhebung ver Mahl: und Schlachifleuer unter der Vorauss. 
fegung bevorwortet werden, Daß an deren Stelle eine Cinfommen= 
ſteuer trete, bei welcher zu Ermittelung, Prüfung und Peftftellung des 


dörfelben unterivorfenen Einfommend zunächft die Angaben der Steuerpflich⸗ 
tigen dienen? * 


ward mit 15 Stimmen gegen 4 verneint. 


In der Verſammlung ſelbſt bewegte fich die Debatte natürlich vor⸗ 
zugsweiſe um zwei Hauptpunfte: die Vortheile oder Nachtheile der 
Schlaͤcht⸗ und Maͤhlſteuer, und die Vortheile oder Nachtheile der an 
ihre Stelle zu ſetzenden Einkommenſteuer. 

Für die Beibehaltung det Schlacht- und Mahlſteuer trat eine 
ziemliche Reihe von Rednern auf: die Abgg. Tfhode, Milde, 
Möwes, Sperling, Stöpel, Beder, v. Patow, Graf 
Belldorf, v. Waldbott. Die meiften davon thaten Dies un. 
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verfennbar aus Abneigung gegen die in Ansficht geftelfte neue Steuer. 
Sie wollten theild überhaupt Feine Direkte Steuer, theild ſpezlell 
nicht die Einfommenfleuer — darum vertheidigten fie aus allen 
Kräften Die indirefte Steuer und ſuchten Die derſelben vorgeworfenen 
Vebelflände entweder ganz wegzuleugnen oder Doch als unbedeutend 
und mit den Nachteilen der direlten Beſteuerung nicht in Vergleich 
kommend darzuftellen. Sie verfuchten zu beweifen, daß Die Erhebungs⸗ 
koſten bei der Schlacht⸗ und Mahlſteuer aͤußerſt gering, Die Kontra⸗ 
venzionen verhaͤltnißmaͤßig ſeiten ſeien, wenigſtens nicht häufiger, ala 
fie bei der Einkommenſteuer auch fein würden, daß in letzterer ein noch 
größerer Reiz zur Demoraliſazion liege, als in erſterer. Sie behaup⸗ 
teten, die Schlacht: und Mablfteuer führe durchaus Feine fühlbaue 
Belaftung für den Armen herbei, denn der Aufſchlag auf die erſten 
Lebensbedürfniſſe, den fe erzeuge, ſei fo gering, daß er gar. nicht in 
Betracht komme; bei mittleren Preifen .betrage .er z. B. auf 1 Pfd. 
Brod 1 Pfennig, bei höheren Preifen noch viel Weniger... Ferner ges 
nieße der Arme eine Erleichterung durch die nachgelaffene fleuerfreie. 

Einführung Heiner Ouantitäten Mehl, Brod und Fleiſch. Auch trage 
der Arbeiter die Steuer nicht ſelbſt, fondern erhalte fie wiedererſtatiet 
in dem verhältnigmäßig höhern Arbeitslohn. Daß Dem ſo ſei, ſehe 
man fihon daraus, daß die Arbeiter fich immer mehr in die großen, 
jenen Steuern unterworfenen Städte wendeten. Es ward auch wohl 
geäußert (vom Abg. Mömwes): jene Steuer treffe den Armen wenig 
oder gat nicht, da Derfelbe meift nur Kartoffeln, Fein Fleiſch verzehre. 
Ein anderer Redner (Stöpel) meinte: der Arme fei Doch auch Dabei 
inteteffirt, daß der Wohlhabende durch Die Beiteuerung nicht zu fehr 
belaftet werde, denn von ihm Babe er ja Unterhalt und Beiftand zu 
erwarten. Ueberhaupt, warb gefagt, werde eine indirekte Steuer nie 
fo hart empfunden, wie eine direkte; eine ſolche treffe Immer auch den 
Armen und fet für Ihn noch viel empfindlicher. Die lange Gewohnheit 
habe jene Steuer erträglich gemacht, eine neue werde dagegen ſchon 
als foldye auf großen Widetwillen ftoßen. Berner fei zu erwägen, daß 
met die Bevdlferung der mahl: und fdylachtfteuerpflichtigen Städte 
allein Diefe- Steuer zahle; es trügen dazu auch Andere bei, namentlicy 
die Fremden und felbft Die Durchteiſenden. Die Belaflung der An⸗ 
wohner folder Städte und des platten Landes überhaupt dutch Die 
Mitleidenheit bei jener Stewer werde aber wieber aufgewogen dutch Die 
Vottheile, welche die Nachbarfchaft großer Städte gewährte, fo wie 
durch Diejenigen, welche das Rand, anf Koften jener, aus der Einfüh- 
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rung der Gewerbefreiheit, ver Aufhebung der Bannrechte u. f. w. ger 
zogen habe. 

Bei manchen der Redner, welche den Vertretern großer Städte 
angehörten (3. B. Moͤwes aus Berlin, Sperling aus Königsberg, 
Tſchocke aus Breslau, Stöpel aus Potsdam) kamen noch die bes 
fondern Berhältnifie ihrer Städte in Betracht, namentlich die bedeu⸗ 
tenden Stommumalbebürfniffe, welche gegenwärtig durch einen Zufchlag 
zur Schlacht: und Mahlſteuer erhoben werden, nach deren Wegfall 
aber ebenfalls im Wege der direkten Beftenerung erhoben werben 
müßten. Eine Aufbringung diefer, fowie der Staatslaften,, erffärten 
fie, auf vem Wege direfter Beftenerung, fei für ihre Städte eine Uns 
möglichkeit, weil fie zu einer übermäßigen Belaftung der wohlhabenden 
Einwohner führen würde. 

Kurz, ed war, ald gäbe ed auf einmal Fein Heil außer der Mahls 
und Schlachtſteuer, als wären alle Klagen, die feit Jahren wider Diefe 
Steuer gerichtet worden, nur, wie Graf Helldorf ſich ausprüdte, 
von Spealiften erhoben, oder, wie der Abg. Stöpel meinte, ein 
„affektirtes, nicht mit Raatörirthfehaftlichen Kenntniſſen unterflüßtes 
Beftreben der Tagespreſſe.“ 

Slüdlicherweife gab e8 in der Berfammlung Männer von prafti- 
ſchem Berftande und flaatswirthfchaftlihen Kenntniffen, Männer, 
denen man, wie der Abg. Diergardt von ſich fagte, nicht vorwerfen 
fonnte, daß ſie ſich auf dem Felde der Ideale und Theorien bewegten, 
und die gleichwohl durch jene Panegyriker der Schlacht⸗ und Mahl⸗ 
fteuer ſich nicht irre machen ließen, die Unzweckmäßigkeit und Unge- 
rechtigkeit derfelben beharrlich zu befämpfen. 

Camphauſen machte darauf aufmerffam, daß, wenn au. 
der Betrag der Mahl» und Schlachtfteuer fich durch den höhern Arbeits» 
lohn in den Städten ausgleichen follte, Dies doch nur für die Zeit in 
Betracht komme, wo der Arbeiter wirklich arbeite und verdiene, So⸗ 
bald aber Arbeitölofigfeit oder Kranfheit eintrete, werde der Arbeiter in 
der Stadt, wegen der Durch die Steuer vertheuerten Lebensweife, mit 
feinen Erfparniffen ſchneller fertig, als der Arbeiter auf dem. Lande. 


Dittrich) wies darauf hin, daß zwar der Arme feine Bedürf- 
niffe im Einzelnen fteuerfrei einbringen könne, aber daß ihm Das wieder 
Zeit, fein einziges Kapital, koſte. Daß die Bertheuerung der Lebens⸗ 
mittel durch die Steuer nicht fo unbeträchtlich fei, als man es darftelle, 
gehe aus den vielen Hinterziehungen hervor, die außerdem nicht vor- 
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fommen würden. ebenfalls werde der Arme, der eine ftarfe Familie 
habe, dadurch fehr hart betroffen. 

Daum berechnete, wie groß der Unterfchied in der Belaftung der 
mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen und der der Klafjenfteuer unterwor« 
fenen Städte fei, indem dort 51 Sgr., bier nur 16%, Sgr. auf den 
Kopf kaͤmen. Für Düffeldorf 5. B. betrage Dies jährlich ein Mehr 
von 32,000 Thir. 

Binde widerlegte die Behauptung, als ob der höhere Arbeits⸗ 
lohn die Steuer übertrage: der Arbeitslohn richte fich nach den allger 
meinen Verhältniffen des Angebots und der Nachfrage, und die Preife 
der Lebensmittel wären dabei keineswegs allein entfcheivend. Ebenſo⸗ 
wenig werde durch die Konkurrenz der Schlächter und Bäder die Stemer 
ausgeglichen, denn die Konkurrenz gehe nicht fo weit, daß fie die 
Seldftkoften in Wegfall bringen Eönne. 

Auerswald entwarf ein lebendiges Bild von den moralifchen 
und materiellen Nachtheilen, welche die Mahl» und Schlachifteuer 
für die ärmeren Klaffen mit ſich führe. Wenn jährlich von 300 Per⸗ 
fonen durchfchnittlich eine, ja an manchen Orten von 200 Berfonen 
eine wegen Hinterziehung diefer Steuer zur Unterfuchung gezogen 
werde (und wie viele Hinterziehungen möchten unentdedt bleiben !),, fo 
fei Dies doch fehr traurig, zumal wenn man bevenfe, daß meift ganze 
Familien dabei betheiligt wären, alfo ‚ganze fünftige Generazionen zur 
Gefeswidrigfeit angehalten würden. Daß die Vertheuerung der erften 
Lebensbedürfniffe durch die Steuer nicht unbedeutend fet, gehe daraus 
hervor, daß, als in Danzig die Erlaubniß zur Einbringung fteuers 
freier Quantitäten auf ein geringeres Maß befchränft worden fei, die 
Steuer plögli um 24,000 Thlr. zugenommen babe und aud) auf 
diefer Höhe geblieben fei. Daraus endlih, daß der Betrag der 
Schlacht: und Mahlfteuer für den einzelnen Kopf fortwährend geftiegen 
fei, während die Klaffenfteuer fich vermindert habe, erhelle deutlich Die 
unverhältnigmäßige Belaftung der mahls und fchlachtfteuerpflichtigen 
Orte und insbefondere der dort lebenden ärmeren Bevölkerung. | 

Mit ähnlichen Gründen fchloffenfich die Abgg. Kufchfe, Winzs 
ler, Dorenberg, Öier, Lindner, Heydt, Offermann diefen 
Angriffen auf die Mahl» nnd Schlachtfleuer an. 

Richt Alle indeß, welche die Abſchaffung diefer Steuer für wün⸗ 
fchenswerth erklärten, waren mit der Ummandlung derſelben in eine 
Einfommenfteuer einverftanden.. Vielmehr zeigten fich gegen eine ſolche, 
von den meiften Seiten her die allerftärkften Abneigungen und Bedenken. 
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Das Reue nnd Ungewohnte dieſer Steuer, die Offenlegung von 
Privatverhältniffen und die davon befürdytete Gefaͤhrbung des Kredite, 
die im Hintergeunde drohenden inquifitoriſchen Maßregeln, endlich bie 
Anſicht, daß diefe Steuer auch wieder mannigfache Ungleichheiten und 
Ungerechtigfeiten zur Zolge haben würbe, indem itan zwar das Ein⸗ 
kommen des Einzelnen, nicht aber feine eigenttiche Gteuerfählgkeit (die 
eben fo fehr durch feine fonftigen Verhältniffe, Die Stärke feiner Familie, 
Krankheitsfälle u. f. w. bevingt ſei) abfhägen und beſteuern könne — 
Das waren die hauptſaͤchlichſten Gründe, welche von den Gegnetn der 
Einkommenſteuer geltend gemacht wurden. Man bertof fich auf ges 
ſchichtliche Beiſpiele — auf Holland, wo drei Miniſterien au dem Ver⸗ 
fische der Einführung einer Einkommenſteuer geſcheitert ſeien, auf Nord⸗ 
amerika, wo man jederzeit dem Prinzip einer folchen Befteuerutig wider⸗ 
fitebt habe, felbft auf England, wo Peel mur unter ganz beſondern 
Berhältniffen zu dieſer Maßregel gefchritten und dennoch auf den heftig⸗ 
ſten Widerſtand im Lande, in der Beeffe, bei den Männern der Wiſſen⸗ 
haft geftoßen ſei; man zitirte Die Autorität Mac Cullochs, und es 
wurden ganze Stellen aus der Abhamdlung deffelben verlefen, in wel⸗ 
her er gegen die Einlommenſteuer polemiſirt. Huch in Preußen, warb 
gefagt, habe man in den Unglüdsiahren 1809, 1811 u. ff. an bie 
Einführung einer Einfommenfteuer gedacht; allein felbft damals, troß 
der außerordentlichen Verbättniffe und der vorhandenen, zu ungewöhne 
lichen Opfern bereiten Begetfterung im Volke, ſei es bedenklich erfchte: 
sten, diefen Weg zu beitreten. 

"Rande yon den Widerfahern der Einfomntenfteuer ließen sients 
lich deutlich merken, daß der eigentliche Grund ihrer Abnvigung das 
gegen in der beffirchteten Höherbefteuerung ihres Stabes oder Ihrer 
Bermögensflaffe liege. Von der Bertretern der großen Städte haben 
wie Dies ſchon oden erwähnt. Aber au die Otundbefiger regten fülh. 
Graf Gneifenau fprach geradegu and, daß bie Grundbeſtitzer am 
Schlimmften daran fein würden, weil iht Einkommen offen und leicht 
erkennbar vorläge, während die Ktapitaliften fich ver Abfchägung eher 
entziehen könnten. Graf Merveldt yroteflirte energifh gegen 
jede Höherbefteuerung : felbft dem Armen koͤnne damit nicht gedient 
‚fein, wenn die Wohlhabenden, die ihnen jegt Arbeit gäben, durch 
hoͤhern Steuerdeud die Mittel und die Luft dazu verlören. Büning 
fand im Entwurfe das fanditte Vermögen zu ſtark angezogen im Vet⸗ 
halums zu dem unfundirten. 

Selbſt Vincke, obſchen er im Prinzip ſich fü Die Einkommenſteuer 
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qusſprach, je ſegar den Grundſaßz ſteigen der Arogentfäse vs 
theidigte, bedauerte doch, gegen den Entwurf ſtimmen zu müſſen, ſo 
lange die Steusrnicht die einzige direkte fei, ſo lange neben 
ihr noch din Grundſteuer und die Gewerbſteuer ſortbeſtehen ſollten, 
welche wieder Ungleichheit und Unbilligkeit in Die Beſteuerung braͤchten. 

Graf Renard fchien im Verfolg einer fehr verworrenen Rebe 

ebenfalls das Prinzip ver Cinkommenſteuer anzuempfehlen,, ſprach ſehr 
falbungsuoll non der Entlaſtung bee untern Klaſſen und her Herbei⸗ 
ziehung der Begüterten gu größern Opfer für den Staat, appellitte auch 
an den Patriotismus der Fortfchrittöpartei, „daß fie, die fortwaͤhrend 
in poetifchen Bildern und begeiftertem Ausdruck ſich ausgeſprochen, 
wenn fie ein leuchtendes Vorbild war auf der Bahn des rafchen Fort⸗ 
ſchritts in Catwicklung der polttifchen Freiheit und Wohlfahrt des 
Volks, mit derfelben glühenden Begeiflerung die materiellen, wirklichen 
Interefien des Volks vertreten und fich einftimmig dem Prinzip ber 
Einfommenfteuer anſchließen werde” — allein zulegt Fam doch auch 
bei ihm der Fuchsſchwanz unter dem Talar zum Vorſchein, indem er zwei 
Amendements ftellte, das eine auf Geflattung von Anerfionalguos 
ten (ein Borfchlag, der offenbar vorzugsweiſe im Intereſſe der reichern 
Klaffen gemacht ward), das andere auf gänzliche Befreiung 
aller. Stagtsbeamtenvonder Einfommenfteuer, 

Unbedingt für den Entwurf der Regierung erklärten fid) nur we⸗ 
ige Redner. Es waren Dies Camphauſen, Hanfemann, Au 
erswald, v. d. Heydt, Diergardt, 9. Rath, Offerniann. 
Andere, wie Brünned, Hirfch, Bederath, Siebig, waren zwar 
mit dem Prinzip der Einfommenfteuer im Allgemeinen , nicht aber mit 
den im Entwurf aufgeſtellten Grundfägen der Abſchätzung einver- 
flanden. 

Am Tiefften, Klarften und Veberzeugendften ward die Frage von 
Camphauſen behandelt, der, wie Binde fich fehr richtig aus— 
drückte, mit fcharfem Verſtande und warmem Herzen’’ barüber ſprach 
umd deſſen, Rede dem Beften auswählen ift, mad im weißen Saale ges 
fprochen worden’. 

Gamphaufen führte aus, wie nicht allein die Mahl: und 
Schlachtſteuer, fondern auch die Klaffenfteuer ungeeignet fei, Die Er 
farderniſſe einer richtigen und gerechten Beſteuerung zu erfüllen, Auch 
fie Tafte zu ſchwer auf den untern Klaffen, während ein Theil des Ein: 

kommens der Reichen dabei frei ausgehe. Dagegen verfolge der Geſetz⸗ 
entwurf den Zwed einer gerechten und gleichmäßigen Vertheilung der 
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&teuern, einer Entlaftung der Unbemiitelten, und zivar auf eine Welſe, 
daß dieſes Beftreben ebenfowohl von Denen, zu deren Laften, als von 
Denen, zu deren Gunſten e8 wirfe, anerkannt werde, 

Der Redner kam hier auf den fozialen Gefichtspunft der Frage 
und Außerte mit Bezug darauf: 


„Wie dunkel und verwirrt auch Die Begriffe feien, welche ſich an die 
Schlagworte unferer Zeit anknüpfen, an die Worte: Pauperismus, Pro= 
fetariat, Kommunismus, Sozialismus, Organifazion der Arbeit, — Das 
wird Niemand leugnen, daß auf dem tiefften Grunde diefer wogenden Ober- 
fläche eine Wahrheit Tiege, die Wahrheit nämlich, daß der Menſch, der 
lebt, auch das Recht habe, zu leben, und daß dieſes Recht 
von der Geſellſchaft in einem erweiterten Umfange anzu 
ertennen fei. 

Diefelbe Idee, die einft die Sklaverei als ein Unrecht verurtheilt bat, 
dieſelbe Idee, die fpäter die Leibeigenichaft als ein Unrecht verurtbeilt hat, 
diefelbe Idee dringt weiter, und wir fehen- fie thätig in den meiften Geſetz⸗ 
gebungdgewalten @uropad und in dem Geifte des Volkes, Mir ift der 
Geſetzentwurf der Regierung willfommen als ein Ausfluß diefer Idee, als 
ein fozialer Fortſchritt. Er erzielt die größere Verbreitung ver Ans 
erfenntniß, daß die Beſitzenden die Pflicht haben, für die Befltlofen Vieles 
zu thun; er ergiebt die größere Anerkennung ver Befitlofen, daß die Bes 
jigenden bereit feien, Opfer für fie zu bringen. 

Es ift der Beruf der Geſetzgebung unferer Zeit, die 
Härten des Lebens anzuerkennen und zu mildern.” 


Die eignen Angaben der Steuerpflichtigen hielt Camphau— 
fen zur Erreichung diefes Zweds für unerläßlih. Er fand aber auch 
ein wichtiges politifches Moment in diefem der Einfommenfteuer zu 
Grunde liegenden Prinzip der Selbftbefteuerung. 


„Den Wohle des Staates“, fagte er, „entfpricht ed, daß fich die An⸗ 
erfennung immer mehr verbreite, daß das Intereffe der Regierung und das 
des Volkes identisch fei, und dieſe Anerkennung wird befördert, wenn ber 
Steuerpflichtige nicht befteuert wird, fonvdern fich felbft befteuert, 
Dadurch ift ein Weg erfchloffen, vermöge deſſen das Gefühl des Zuſammen⸗ 
hanges mit dem Staate, gewifjermaßen der Ipentität mit dem Staate, in 
den Einzelnen tiefer eindringt. Der Steuerpflichtige bat bei ver Einfoms 
menfteuer nicht, wie bei der. indirekten Steuer, feinen Beitrag zu den 
Staatdlaften zu entrichten, ohne daß er ed weiß, beinahe ohne daß er es 
fühlt. Ex wird darauf hingewiefen , ſich feine Pflichten im Staate Flar zu 
machen; er wird darauf hingewieſen, inden er fich gendthigt fieht, ſelbſt 
zu handeln; er wird dazu genoͤthigt, indem er ſich felbft, und zwar in jedem 
Gabe klar machen muß, warum, wie viel und weshalb er Steuern zu ent⸗ 
richten hat, nicht in fremder, ſondern in eigner Sache. Durch das Ein⸗ 
dringen dieſes Bewußtſeins ind Volk wird die politiſche Entwicklung deſſel— 
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Gen in hohem Grade befordert, und ich muß die Cinwendung zurückweiſen, 
daß wir für eine folche Entwicklung noch nicht reif, daß wir nicht zu vers 
gleichen feien mit England , wo die politifchen Inftituzionen ſeit Jahrhun⸗ 
derten eine größere Reife des Volkes herbeigeführt haben. Ich erblicke in 
dem Muthe, die Selbftbefteuerung einzuführen, nicht nur die Folge der 
politifchen Bildung, fondern auch dad Mittel, die politifche Bildung zu 

vermehren. Ich mache Sie aufmerffam darauf, ob nicht ein Reichen, ein 
Großer, der in dieler Verſammlung fit, mir einer größern Aufmerkſam⸗ 
feit den Staatshaushalt betrachten und prüfen wird, wenn ex weiß, daß. er 
in direktem Wege einen großen, durch feine eigne Deklarazion feſtgeſtellten 
Beitrag zu liefern bat, als wenn er nur auf inbireftem Wege von ihm ers 
hoben wird. Das Gefühl ner Pflicht flärft dad Gefühl des Nechtd; 
fo wie überall eine Pflicht dem Rechte gegenüberſteht, fo ift auch bie 
—* Auffaſſung des Rechts eine Folge der ſchärferen Auffaſſung ber. 

i t.“ 


In auͤhnlichem Sinne ſprach Hanf emann. Auch er mahnte 
daran, wie nicht blos die Gerechtigkeit gegen ihre Mitmenfchen bie 
Stände verpflichte, auf eine gleichmäßigere Steuerveriheilung Ber 
dacht zu nehmen, ſondern auch die höchften politifchen Rüdfichten, 
welche Gefahr in der Vernachlaͤſſigung der Intereflen der untern Volks⸗ 
klaſſen liege, welches widytige Mittel dagegen zur Beförderung des 
Naztonalwohlftandes in deren Aufhülfe, in ihrer Erhebung zu einem 
wohlhabenderen Zuftande, wie dazu aber vor Allem bie Annahme eines 
Steuerſyſtems nothwendig fei, durch welches die untern Klaſſen wes 
niger, als bisher, gevrüdt würden. 


Diergardt, der zugleich, auf Grund eingezogener ſpeziellet 
Erkundigungen, die Thatſache mittheilte, daß in England nur wenig 
Reklamazionen wegen Erhebung der Einkommenſteuer vorgekommen, 
ſchloß ſich ebenfalls aus jenem allgemeinen Grunde den Vertheidigern 
des Entwurfs an. 


„Meine Herren!“ ſagte er, „wir legen mit Recht großen Werth auf 
die Gleichheit vor dem Geſetz; ebenſo nöthig iſt es aber auch, daß eine 
Gleichheit in den Staatslaſten beſteht, daß ein Jeder nach ſeinem 
Einkommen zu dieſer Laſt beiträgt. Die Gerechtigkeit fordert, daß die un- 
bemittelten Klaſſen möglichſt berückſichtigt werden, die feine Vertreter hier: 
her haben ſenden können, um ihre Rechte zu vertreten; die Loyalität for: 
dert, daß der höher Rebende Theil des Landes ſich in loyaler Weife der 
Unbemittelten annimmt, aber endlich auch die Klugheit, denn, wenn feine ' 
Rückſicht auf diefe Klaffen genommen wird, Zönnen Zuftände entitehen, 
welche die traurigften Bolgen für unfer Vaterland haben würden.’ 


Ein anderer Vertreter dieſer Anfichten, v Rath, rief aus: 


„Die Einkammenſteuer wird Tommen, fte wich ein Muß · werden, 7) 
ich wunſche, Daß wir fie freiwillig ergreifen, ehe wir fie zu ergreifen 
gezwungen werden, damit fie ihren moraliſchen Werth nicht verliert,” 


Dffermann endlich appellirte an dag Gefühl der Verſammlung 
ſelbſt, indem er ſagte: 

„Die hohe Verſammlung bier beſteht nur aus ſolchen Mitgliebern, 
denen es leicht wird, ſich den Lebensunterhalt zu beſchaffen und ihre Ab⸗ 
gaben — ſeien fie auch noch fo hoch — zu besahlens fie kann fi alſo 
auch nicht fo recht in Die Lage der Armeren Klafſen verfepen. Diefe Ärmere 
Bevölkerung, die wir befonders mit zu vertreten haben, ficht mit Vertrauen 
bei dieſer Veranlaffung auf ihre Vertreter und hofft, daß Diefe für ich und 
ihre in gleich günftigen Berbäftniffen lebenden Kommittenten bereit ſind, 
zu ihren Gunſten Opfer zu bringen.“ 

Schon vorher hatte Vincke es für ein nobile officium der Vers 
fammlung, und ganz beſonders des Ritterfiandes, erklärt, „‚Diefenigen 
zu vertreten, welche In diefem Saale keine Vertretung genießen‘‘. Er 
hatte Dabei Die Hoffnung ausgeſprochen, daß die Mitglieber der Herren⸗ 
furte dieſes nobile officium gern weit der Ritterfchaft werden theilen 
wollen, hatte Diefelben ausdrücklich aufgefordert, über Die vorfiegende 
Frage das Wort zu ergreifen, und dieſe Aufforderung namentlich gerich« 
tet an „das hochverehrte Mitglied, welches früher im Rathe Er. Mas 
jeftät gefefien‘’, un» an „das tapfere und geniale Mitglied , welches: 
bald auf ven Sefieln dee Herrenkurie, bald auf den Baͤnken der ſchle⸗ 
ſiſchen Ritterfchaft ſich befinde. ‘’ 

Mein weber Fürft Lichnomwsty, obſchon er bei einer andern 
Gelegenheit gefagt: 

„Wir vertreten nicht allein uns, ſondern auch jene Infaffen und aus 
men Lente, welche auf unfern Gütern wohnen,“ — 
noch Fürft Lynar, welcher ebendamals ausrief: 

„Dieſe erſte Kurie wird nie zurückſtehen, wo es gilt, ſich aufzuopfern 
zum Wohle des Ganzen” — 
noch irgend ein anderes Mitglied der hohen aurie fand es für ange⸗ 
meſſen, bier feine Stimme im gleichen Sinne zu erheben und dag Ges - 
wicht feiner Beredſamkeit oder Autorität zu Gunften des Prinzips glei 
er Befteuerung in Die Wagfchaale zu werfen. Graf Arnim erflärte, 
nur dann fprechen zu wollen, wenn gegen das Abtheilungsgutachten 
Bedenken erhoben würden (als ob Dies nicht bereits von vielen Seiten 
her geichehen wäre). Er habe fih zwar ums Wort gemeldet, aber erft 
nad allen andern Rednernz es werde fich zeigen, ob die Vers 
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fammlung dann noch für nöthig finde, auf weitere Erörterungen ein⸗ 
zugehen (bei der befannten Vorliebe der Berfammlung für baldigen 
Schluß der Debatte war er freilich fiher, unter Diefen Umftänden nicht zum 
Sprechen zu kommen). Auch ergriff er das Wort nur ganz kurz vor 
der Abflimmung, um darauf hinzuweiſen, daß, wenn der Entwurf abs 
gelehnt würde, man ſich vielleicht über einen andern Vorſchlag vers 
einigen könnte. Das hieß, den etwa noch Bedenklichen ihre Abftimmung 
gegen den Entwurf erleichtern. 

Nicht viel weniger eigenthümlich, als die Haltung der Herrens 
kurie bei diefer Verhandlung, erfchien die Der Regierungsorgane. Zwar 
eniwidelten der Sinanzminifter und der Oeneralfteuerdirefs 
tor Kühne die fchon in der Denkfchrift niedergelegten Anfichten 
und Thatfachen zu Gunſten des Entwurfs auch in mündlicher Rede, 
und zwar der Erſtere hier fcheinbar mit etwas mehr Entfchiedenheit, 
als dort. Auch gab Kühne, auf eine Interpelagion Bindes, als 
Grund der Meinungsänderung der Regierung zu Gunften einer Steuer- 
teform noch ein paar andre Momente an, als. die in der Dentfährift 
aufgeführten, nämlich einmal das Beifpiel Englands und zweitens 
die Zufammenberufung allgemeiner Stände, ohne deren Unterftügung 
man gar nicht gewagt haben würde, an eine fo Tchwierige Maßregel, 
wie die Einführung der Einfommenfteuer fei, zu denfen. 

Allein im Ganzen war doch die Vertheidigung des Entwurfs von 
der Minifterbant aus eine ziemlich matte, und, wenn man fi) des 
Eifers und der Beharrlichfeit erinnerte, womit andre Geſetzentwürfe 
von den Miniftern und ihren Anhängern, namentlic) aus der höhern 
Beamtenfchaft, gegen Angriffe in Schug genommen worden waren, fo 
mußte die Lauheit, die ſich in Bezug auf diefen Entwurf fundgab , als 
lerdings überrafchen und konnte leicht Die Meinung erweden, als ob die 
Regierung felbft die von ihr vorgefchlagene Maßregel nicht mit ganzer 
Seele umfafle. Auffallend war befonders auch Dies, Daß der Fin an z⸗ 
minifter in feinem Schlußwort (welches man doch fonft immer fo 
wohl zu benugen verfteht) auf feinen der Einwürfe gegen die Einkoms . 
menfteuer, auf feinen der für Beibehaltung der beftchenden Steuers 
gefepgebung angeführten Gründe zurüdfam, vielmehr nur darauf bes 
ftand, daß nicht blos über das Prinzip der Einfommenfteuer im Allges 
men (wie Auerswald, um das Durchfallen des Entwurfs zu ver 
meiden, vorfchlug), fondern zugleich über die Modalität der Selbft« 
abſchätzung abgeftimmt werden müfle, eine Erklärung, welche nur dazu 
bienen konnte, die Ablehnung des Entwurfs vollends zu entſcheiden. 
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I) 
Es war Dieb um fo auffallender, als gleich darauf der Landtages 
tommiffar, ebenfalls noch vor der Abſtimmung, erllärte: es liege im 
Intereſſe des Gouvernements, daß, wenn diefe erſte Stage verneint 
würde, auch jene allgemeine Frage noch zur Abftimmung fomme, „nicht, 
damit auf deren Orundlage fofort ein Geſetz erlaffen werben koͤnne, 
fondern damit das Gouvernement erfahre, ob die Intenzion des Geſetz⸗ 
entwurfs , wie fie darin allgemein ausgebrüdt fei, bei dem Ber. Land» 
tage überwiegenden Anflang finde.’’ Ä 
Jedenfalls lag hierin wieder eine Inkonfequenz oder eine Diver: 
genz der Anfichten zwifchen den beiden Organen der Regierung. Denn, 
wenn die Regierung wirklich die fetbegründete Anficht hatte, daß eine 
Einfommenfteuer nur auf der Grundlage der Selbſtdeklarazion zu 
Stande zu bringen fei, was konnte es ihr helfen, wenn der Landtag 
fich für eine ſolche nach andern Abfchägungsprinzipien entſchied? Hielt 
fie e8 aber für möglich, im legtern Falle auf die Anfichten des Landtags 
einzugehen , warum beftand fie dann darauf, daß zuerft nicht über das 
allgemeine Prinzip (was doch naturgemäßer und logifcher war), fons 
dern über die befondere Modalität abgeftimmt werden müſſe? 
Die Abftimmung lonnte nach Alledem nicht zweifelhaft ſein. Es 
ſtimmten von 
521 Anweſenden 
141 für den Entwurf, 
380 gegen denfelben. 
Eine Statifif diefer Abftimmung dürfte von Interefie fein. Bon 
- den 7 anwefenden Prinzen flimmten 5 gegen ‚die Borlage der Regie 
tung, nur 2 (der Prinz von Preußen und Prinz Wilhelm) da⸗ 
für. Bon den übrigen Mitgliedern der Herrenkurie erklärten fi nur 7 
beiftimmend — nämlid : Prinz Biron, Fürſt Lyn ar, FÜRB. Rad 
ziwill, Herr v. Quaſt, Graf Itzenplitz, Herr v. Senfft: 
Pilſach und der Marſchall Fürſt Solms:Lich. Aus der fo zahl» 
reichen Beamtenſchaft, (von der fonft der größere Theil in allen Fragen 
. für die Vorlagen der Regierung zu ftimmten pflegte) waren hier nur 
: 42 Stimmen dem Entwurfe beigetreten; ſelbſt hochgeftellte Beamte, 
wie die beiden Oberpräfidenten v. Bonin und v. Meding, der 
Geh.⸗Rath v. Maſſow, der Geh. Reg.-Rath v. Wer deck u. ſ. w., 
ſtimmten gegen die Regierung oder wenigftens gegen ihren Entwurf. 
Es kommt zwar auch in England vor, daß Fragen von nicht un- 
mittelbar prinzipieller Natur als fogenannte ‚‚offue Fragen“ behandelt 
‚werben und daß daher auch Regierungsbeamte in Bezug darauf fi 
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yon dem Mintftertum trennen; and iſt es nur lobenswerth, 
wenn die Regierung die Üeberzeugungen ihrer Beamten moͤglichſt 
frei giebt — allein bei einem Geſetzentwurf von fo durchgreifender 
und fo prinztpiefler Wichtigkeit iſt eine folche Meinungsverſchiedenheit 
zwiſchen der Regierung und ihren nächſtſtehenden, vertrauteften Bes 
amten allermindeftens in hohem Grade auffallend. — Auch die Partet 
des englifhen Haufes und Tiberhaupt Der ganze fonft ſtreng royaliſtiſche 
und gouvernementale Theil des Adeld half diesmal eine Fönigl, Bros 
poflzion verwerfen. . 

Bon der Oppofizion ſtimmten Hanfemann, Camphaufen, - 
Meviffen, Auerswald, Aldenhoven, Allnoch, Beemel; 
manns, Riebold, Kraufe, Bruft, Slemming, v.d.Heybt, 
Sauden»-Tarputichen für den Entwurfs dagegen Bederath, 
Milde, Binde, Bardeleben, Tfhode, Lenfing, Stedi 
mann, Schwerin, Puttkaͤmmer Mächteru. A. 

Den Ständen nad) gehörten von den Bejahenden 9 dem J., 
28 dem Il., 40 dem IIl., 64 dem IV. Stande an, alfo von der Ger 
fammtftimmenzahl des I. Standes nicht. ganz % , des II. etwas über 
Yıo, des IH. etwa Yu, des IV. über die Hälfte — ein Beweis, 
- daß in diefem Falle mehr die Befonderheit der Intereffen, ald die Ges 
. finnung und die politifche Intelligenz die bewegende Kraft bei der Abs 

ſtimmung war. 
Es ward nun über den Auerswaldfchen Vorfehlag abgeſtimmt, 
. nämlich über die Vertauſchung der Mahl⸗ und Schlachtſteuer mit einer 
Einfommenfteuer, ohne die Modalität diefer legten zu beſtimmen. 
Das Reſultat dieſer Abſtimmung war: 
.. für den Antrag ſtimmten 204, 
gegen denfelben 311. 


Diesmal waren 4 Tönigl. Prinzen unter. ven Bejahenden,, außerdem 
41 andere Mitglieder der Herrenkurie (Prinz Biron, Graf Kenfer- 
ling, Fürft Lichnowsky, Fürft Lynar, Für B. Radziwill, 
v. Duaft, Graf Igenplig, v. Kielmansegge, Graf Eb. 
Stolberg, Für Wied und der Marfhall). Im Uebrigen 
gehörte der Zuwachs der Minorität theild der Oppofizion an (non der 
diesmal Bederath, Lenfing, Bardeleben, Sauden-%., 
und m. A. fi ebenfalls unter den Bejahenden befanden), theils der 
unbeftimmten Mitte, und zwar größtentheils. aus dem 3. und 4. Stande. 

Bon der eigentlichen Regierungspartei, aus der Beamtenſchaft, ſo wie 
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von der ariſtokratiſchen Eonfervativen Rechten, waren kaum ein paar 
Mitgliever zur Minorität übergegangen. 

Schon vor der Abftimmung über den Gefegentwurf, im Verlaufe 

der Verhandlung, war eine wahre Blut von Amendemente eingebracht 
worden. Faſt alle bezwedten, auf eine oder die andere Weiſe, eine 
Erleichterung der untern Klafien in der Befteuerung, durch Hoͤherbe⸗ 
laſtung der obern, überhaupt eine gleihmäßigere und gerechtere Ver⸗ 
theilung der Stenerlaft. Die Abgg. Dittrich, Winzer, v. Su: 
denau, v. Binde, Krüger, v. Byla, Dorenberg, Krauſe, 
Milde, v. Brünned hatten in dieſem Sinne theild förmlihe An- 
träge geftellt, theils Wünfche ausgefprochen. Auch Graf Arnim 
brachte einen ſolchen Antrag, feiner gewohnten Taftif gemäß, kurz 
bor der erfien Adftimmung ein. Dagegen hatte fogleich beim Beginn 
der Debatte Hanfemann, als Korreferent der Abtheilung, Das 
Schickſal des Entwurfs vorausſehend, eventuell beantragt: 
„Die Verſammlung möge bei vem Könige darauf antragen: daß dem Der. 
Landtage ein vie Aufhebung der Mahl: und Schlachtſteuer jo mie die 
theifweife Brleichterung dee zu den untern Stufen der Klaffenfteuer gehö— 
rigen Steuerpflichtigen bezweckender Gefegentwurf vorgelegt werden möge, 
durch welchen die Klaffenfteuer dem Prinzip der Einfommenfteuer , jedoch 
ohne nothwendiges fiskaliſches Eindringen in die Familien» und Gewerbö- 
verhältniffe, genähert werde.“ 

Diefer Antrag Fam jegt zunächft zur Abftimmung, erlangte aber 
ebenfalls nicht die Majorität. Die Verfammlung wollte nicht einmal 
eine Annäherung an das Prinzip der Einfommenfteuer. 

“ Graf Arnim hatte zuerft blos eine Erleichterung der unterften 
Klaffen bei der Klaffenfteuer und eine verhältnigmäßige Erhöhung 
der obern vorgefchlagen. Diefer Antrag erfuhr jedoch mannigfache 
Einwürfe, namentli von Seiten Hanſemanns, welder darauf 
aufmerffam machte, daß beim unveränderten Kortbeftehen der Mahls 
und Schlachtſteuer die reichen Leute aus den Haffenfteuerpflichtigen 
Orten hinweg in die großen Städte ziehen möchten; daß ferner Die 
Ungleichheit. noch viel empfindlicher fein würde, wenn die unterften 
Stufen der Klaffenfteuerpflichtigen, die jetzt 7Y%—5 Sgr. zahlten, 
erleichtert würden, während die allerärmften Menfchen in den mahls 
und fchlachtfteuerpflichtigen Orten nach wievor mindeftens 10 Ser. 
auf den Kopf zahlen müßten. In Bolge diefer Einwürfe hatte Graf 
Arnim fein Amendement abgeändert, und ed lautete nunmehr fo: 

„Indem der Ver. Landtag Bedenken trägt, ſchon jet feine Zuſtim⸗ 
mung zu einem Geſetze zu geben, welches durch die Einführung einer Eins 
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Tommenfleuer nur vie Abſchaffung der Mahl: und Schlachtſteuer erreichen 
würde, erkennt derſelbe an, daß tm Wege der Gefepgebung — zur Ders 
wirklichung des Örundfages einer der Steuerfähigkeit verhältnifmäßig ent» 
fprechenden Befleuerung der verfchienenen Klafien der Einwohner — auf 
eine Erleichterung der Abgaben der ärmſten Klaffen nit alleinin pen 
mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen, fondern in gleicher 
Weife in den Elaffenfteuerpfliätigen Orten binzumirken 
fein wird und daß die wohlhabenden Klafien den hierdurch entſtehenden 
Ausfall, jo weit es nöthig, zu decken im Stande fein dürften.“ 


Dieſem Amendement trat die Verſammlung mit 248 gegen 232 
Stimmen bei. Sie bewies durch dieſe und die vorhergegangenen Ab- 
flimmungen, daß fie zwar gern den guten Willen zeigen wollte, 
für die Erleichterung der untern Klafien Etwas zu thun, daß es ihr 
aber mit der That Fein rechter Ernſt war; fonft hätte fie nicht dieſes 
fo ganz unbeftimmte und im Grunde nichtsfagende Amendement anneh⸗ 
men fönnen ; vielmehr mußte fie, wenn nicht dem Auerswald fchen, 
doch dem Hanfemannfchen Antrage beitreten, der wenigftens bes 
ſtimmt die Richtung auf eine Annäherung an das Prinzip der Ein- 
fommenfteuer ausſprach. Denn ohne eine foldye wird der Zweck einer 
erheblichen Erleichterung der Armen Klaſſen und einer möglichften 
Gleichheit der Befteuerung fchwerlich zu erreichen fein. Die erfte Be⸗ 
dingung hierzu iſt Die Verwandlung der Mahl: und Schlachtfleuer, als 
einer indirekten Steuer, in eine direkte, weil die Indirefte Steuer 
allemal den Armen unverhältnigmäßig hart trifft. Aber fchon Das 
War Etwas, was ein großer Theil der Verſammlung um feinen Preis 
wollte. Was ferner die Klaffenfteuer betrifft, fo ift diefe zur Erreichung 
des obenerwähnten Zwecks nicht geeignet, theils weilihre höchften Säge 
viel zu niedrig find, theild weil die Eintheilung in Klaffen und Stufen 
zu große Sprünge in der Wbichägung herbeiführt. Diefen Mängeln 
wollten zwar mehrere Antragfteller, fo Graf Arnim bei feinem urs 
fprünglichen Vorfchlage, durch Vermehrung der Zwiſchenſtufen und 
Erhöhung der oberfien Saͤtze oder auch wohl gänzliche Aufhebung 
aller Marimalfäge abhelfen. Allein entweder ift eine ſolche Modifika⸗ 
zion der Klaffenftener nur eine halbe und unzureichende Maßregel (wie 
der Arnimfche Vorfchlag auf Verdoppelung der oberften Säge, wos 
durch noch lange nicht ein ausreichendes Aequivalent für eine merfliche 
Erleichterung der ſaͤmmtlich en Armern Steuerpflichtigen erzielt wird), 
oder fie verwandelt die Klaffenfteuer in eine wirkliche Einfommenfteuer, 
wie Dies ſchon Kühne gegen einige dieſer Anträge bemerkte. 

Hier giebt es alfo nur eins Entweder — Oder. Hat man 
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wirklich Die ernſtliche, redliche Abſicht, bie untern Klaſſen durchmeg 
und anf eine Ihnen fuͤhlbare und mubenbringende Weiſe in der Des 
ſteuerung zu erleichtern, fo muß man die obern bedeutend flärfer, 
als bisher, anziehen, und Das kann nur durch eine allgemeine, 
bisefte, dem Prinzip der Einfommenfteuer nachgebildete oder 
wenigſtens angenäherte Steuer gefchehen. Aber eben dieſe ernſtlich e 
Acht, dieſer Aufrichtige und entſchiedene Wille ur That, 
nicht blos. zum Schein der. That, fehlte leider bei der Mehrheit der 
Verſammlung und — wir fürchten fee — auch bei der Regierung. 


Wierundzwanzigstes Kapitel. 


Berhandlungen über die Verordnung, bie Verhältniſſe ber Juden 
betreffend. 


(EEE 


Der Entwurf einer Verordnung tiber die Verhältniffe der Juden 
war die legte der Eöniglichen Propofizionen, mit Deren Berathung der 
Ber. Landtag fich zu befchäftigen hatte. Als Zweck dieſes Geſetzes 
ward in der Fönigl. Botichaft ausgeſprochen: die Herftelung einer 
allgemeinen und gleihmäßigen Geſetzgebung über die Berhälts 
niffe der Juden, ſowohl in Betreff ihrer Kultus: und Unterrichts- 
angelegenheiten, als auch ihres bürgerlichen und Rechts» 
zuftandes, mit Ausnahme jedoch der jüdifchen Bevölkerung ber 
Provinz Pofen, deren eigentliche Verhaͤliniſſe, wie geſagt ward, eine 
gänzliche Aufhebung der dort beſtehenden Berfaffung des Judenweſen⸗ 
und völlige Gleichſtellung derſelben mit der des übrigen Landes zur 
Zeit noch nicht geftatteten. 

An die Spike des Geſetzes war der Grundfag geftellt: 

($. 1.) Die Juden in allen Lanvestheilen, mit Ausnahme Pofens, 
folfen, fo weit nicht Dies Geſetz etwas Anderes beflimmt, 
neben gleichen Pflicgten au gleiche bürgerlihe Rechte mit 
den chriftlichden Umterthanen haben. 

Die nähern Beflimmungen waren fodann folgende: 


($ 2.) Die Juden follen nah Maßgabe der Orta⸗- und Bevöoͤlke⸗ 
rungsverhältnifie in Judenſchaften vereinigt werben. 

($. 3.) Die Bildung der Judenſchaften erfolgt durch Die Regierung, 
nach Anhörung der Betheiligten. 

($. 4.) Diefe Judenſchaften erhalten in Bezug auf ihre Vermoͤgens⸗ 
verhältniffe die Rechte juriftifcher Perfonen. Der Verband derſelben be⸗ 
zieht fich lediglich auf die ihnen durch dieſe Verordnung ausdrücklich übers 
wiefenen Angelegenheiten. 
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($. 7.) Jede Judenſchaft erhält einen Vorfland und eine angemefiene 
Anzahl von Repräfentanten. 

($. 8 — 14.) In Bezug auf die Wahlen diefer beiden Körper und 
deren Verbältniß zu einander, zur Iudenfchaft, ſowie zur Megierung, 
gelten ähnliche Beſtimmungen, wie bie der revidirten Städteorbnung von 
18341 über die Magiftrate und Stadtverordneten. 

($. 15.) Wenn in einer Stadt, in welcher eine der beiden Städtes 
ordnungen gilt, fich fo viele wahlberechtigte Bürger jüdiſchen Glaubens 
befinden, daß fie mindeftens diejenige Zahl der ftäbtifchen wahlberechtigten 
Bürgerfchaft erreichen, welche eine Theilung der Gefammtzahl der legtern 
durch die Zahl der Stadtverordneten ergiebt, fo fann, auf Grund einer 
zwifchen den ftäbtifchen Behörden und dem Vorftande der Judenſchaft, 
unter Zuftinnmung der Repräfentanten, flattfindenden Einigung, den jü⸗ 
diſchen wahlberechtigten Bürgern geftattet werben, einen ober, nach bem 
angegebenen Berhältniffe, mehrere Stabtverorbnete nebſt Stellvertretern 
aus ihrer Mitte zu wählen, welche in ber Stabtverorbnetenverfammlung 
in aflen nicht das chriftliche Kirchen» und Schulwelen betreffenden Ange⸗ 
[egenheiten Sit und Stimme haben. Dagegen fcheiven alsdann die Juden 
bei den Wahlen ver übrigen Stadtverordneten, deren Zahl fih nach Maß⸗ 
gabe der eintretenden jüdiſchen Verordneten vermindert, ald Wähler und 
Wahlkandidaten aus. 

($: 16.) Die auf ven Kultus bezüglichen innern Einrichtungen blei⸗ 
ben der Vereinbarung jeder einzelnen Judenſchaft überlaffen. Die Regie 
zung bat von diefen Einrichtungen nur infoweit Kenntniß zu nehmen und 
Entſcheidung zu treffen, als die Öffentliche Ordnung ihr Ginfchreiten 
erfordert. 

($. 17.) Dem Statute einer jeden Jubenfchaft bleibt die Beflimmung 
darüber vorbehalten, ob Kultusbeamte angeftellt und mie diefelben ges 
wählt werden follen. Die Regierung bat das Beflitigungsrecht, jedoch 
nur mit Rüdficht auf die Sörmlichkeiten der Wahl und den unbeicholtenen 
Ruf der Gemählten, 

($. 18.) Entflehen innerhalb einer Judenſchaft Streitigkeiten über 
die innern Kultuseinrichtungen, welche auf Bildung einer neuen Synagoge 
abzielen,, fo find die Miniſter ver geiftl. Angelegenheiten und des Innern 
ermächtigt, auf den Antrag der Intereffenten eine Begutachtung der ob⸗ 
waltenden Differenzen durch eine zu dieſem Zwecke einzufegende Kommiffion 
eintreten zu laſſen. Kann durch deren Ausfpruch der Konflikt nicht ausges 
glichen werden, jo haben die Minifter unter Benugung des Kommiſſions⸗ 
gutachtend Anordnung zu treffen, 06 und in welcher Maße die Einrichtung 
eined abgefonderten Gottesdienſtes oder die Bildung einer neuen Synagoge 
zu geftatten iſt; zugleich haben Diefelben, mit Ausfchluß des Rechtswegs, 
zu kennen, welcher THeil im Beſitz der vorhandenen Kultuseinrichtungen 
verbleibt. 

($. 19 — 22.) Diefe Kommiſſion fol unter Aufſicht eines Regie 
rungsabgeorbneten zufammentreten und aus 9 Kultusbeamten oder andern 
Männern jüdiſchen Glaubens befteben. Die Mitglieder werben von den 
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genachten Diniftern, auf ven Vorſchlag der Oberprüfldenten, bie dabei die 
Anträge der Jubenfchaften zu berüdfichtigen haben, auf 6 Fahre ernannt. 

($ 23.) Die Koften für ven Kultus und bie fonftigen Bedürfniffe ver 
Judenſchaften werden nad den durch das Statut einer jeden Iudenfchaft 
zu beflimmenden Grunpfägen vertheilt und, nach Beftätigung der Regie 
rung, im Verwaltungswege eingezogen. 

($. 24.) Ueber die der befondern Armen» und „Krankenpflege jüdifcher 
Glaubensgenofſen gewidmeten Fonds und Anſtalten fleht dem Vorſtande der 
Tubentäjaft die Aufficht zu, vorbehaltlich des Oberaufſichtsrechts der Re⸗ 
gierung 

($. 25.) In Bezug auf den Öffentlichen Unterricht gehören die ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder der jüdiſchen Ölaubendgenoffen den ordentlichen Elemen⸗ 
tarfchulen ihres Wohnorts zu und find überhaupt den allgemeinen geleßs 
lichen Beftimmungen wegen des Schulbefuchs unterworfen. 

($. 28.) Zur Theilnahme an dem chriftlichen Religionsunterricht find 
diefelben nicht verpflichtet; eine jede Judenſchaft ift aber verbunden, folche 
Einrichtungen zu treffen, daß es Teinem jüdiſchen Kinde während des ſchul⸗ 
pflichtigen Alters an dem erforderlichen Religtonsunterrichte fehlt. Als beſon⸗ 
dere Religionslehrer Fünnen nur ſolche Berfonen zugelafien werden, welche 
zur Ausübung eines Lehramtes vom Staate die Erlaubniß erhalten haben, 

(8. 29.) Zur Unterhaltung der Ortsfchulen haben die jüdiſchen Ein⸗ 
wohner in gleichem Maße wie die chriſtlichen beizutragen. 

($. 30 — 32.) If in einem Schulbezirke eine hinreichende Zahl jüdi⸗ 
ſcher Einwohner vorhanden, fo kann, mit Genehmigung der Regierung, 
pie Abfonderung derfelben in einen beſondern Schulverband erfolgen. 

($. 33.) Ste haben in einem folchen Falle, wo die Unterhaltung der 
Ortsſchule eine Laft der bürgerlichen Gemeinde if, von dieſer einen vers 
hältnifmäßigen Beitrag aus Kommunalmitteln zu fordern, welcher in 
Ermangelung einer gütlichen Vereinbarung von der Regierung feftgefeht 
wird. Auch werden fie dann fowohl von der Entrichtung des Schulgeldes, 
als von allen unmittelbaren perfänlichen Leiftungen zur Unterhaltung 
der ordentlichen Ortsſchule frei. 

Der Beſuch der Öffentlichen jüdiſchen Schulen bleibt auf die jüpifchen 
Kinder befchränft. 

(9. 34.) Nach vollendeter Schulbildung der jüdiſchen Knaben haben 
die Vorſteher der Iudenfchaft, unter eigner Verantwortlichfeit, dafür zu 
forgen, daß jeder Knabe ein nüßliches Gewerbe erlerne oder fich auf mil: 
fenichaftlichen Kehranftalten einem hoͤhern Berufe widme und daß feiner 
derfelben zum Handel oder Gewerbebetriebe im Umherziehen gebraucht 
werde. Nöthigenfalls haben ſie Die Beihülfe der Obrigkeit anzurufen. 

($. 35.) Zu unmittelbaren Staatsämtern follen die Juden inſoweit 
zugelaffen werden, als fie fih durch ven Dienft im ſtehenden Heere verfaſ⸗ 
fungsmäßig Zivilverlorgungsanfprüche erworben haben und mit den ihnen 
zu übertragenden Zivil: und Militärdienften nicht die Ausübung einer 
obrigkeitlichen Autorität verbunden ift. 

Inwiefern die Juden mittelbar Staats- und Kommunalämter befleis 
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zen koͤnnen, if nach ben darüber ergangenen befondern gefehfidden Bor- 
föhriften zu beurtheilen. Es findet jedoch ber Eintritt auch in foldhe 
Aemter nur dann flatt, wenn mit benfelben bie Ausuübung einer oßrigfeit- 
lichen Autorität nicht verbunden if. 

Die Juden koͤnnen zu Schiebsmännern für ihre Glaubensge⸗ 
noffen gewählt werben. 

Sie können an denjenigen liniverfitäten, wo nicht befonvere Statuten 
entgegenſtehen, als Privatdozenten una außerorsentliche Profefſoren ber 
mathematiſchen, naturwiſſenſchaftlichen und mediziniſchen Lehrfächer zu⸗ 
gelaſſen werden. 

Außerdem bleibt die Anftellung ber Juden als Lehrer auf jüdiſche 
Unterrichtsanftalten beichränft. 

($. 36.) Ständiſche Rechte können die Juden nicht ausüben. So 
weit folche daher mit dem Grundbeflg (zu deſſen Erwerbung die Juden 
überall berechtigt find) verbunden find, ruhen dieſelben. Gleichermaßen 
wire in folchem alte dad Patronat, die Aufficht über Kommunal: ober 
Kicchenvermögen im Namen des jüdiſchen Gutsherrn von den Staats: und 
Kirchenbebörden ausgeübt. Zur Tragung der damit verbundenen Laſten 
bleibt aber derſelbe verpflichtet. Wo das Patronat einer Gemeinde zuflebt, 
haben die jübifchen Mitglieder an deſſen Ausübung feinen Theil, müffen 
jedoch ebenfalls alle Laflen dafür, fo wie die auf dem Grunpbefig baften- 
den Firchlichen Abgaben und Beiträge entrichten. 

($ 87.) Die für den Gewerbebetrieb im Umherziehen in Wetreff der 
inländifchen Juden beftehenven Beſchränkungen werden aufgehoben, Auch per 
.. Betrieb der in ven 6. 51, 52, 54, 55 der Gewerbeordnung v. 17. Ian. 
41845 genannten Gewerbe (Markicheiver,, Schaffner, Meſſer, Apotheker, 
Schenkwirthe) wird den Juden fortan. freigegeben. 

(F. 38,) Die Juden find verpflichtet, ſich beflimmter, erblicher Fami⸗ 
limnamen zu bedienen und bei Führung ihrer Handelsbücher fo wie bei 
alten schriftlichen Verhandlungen nur die deutſche oder. die fonflige unter 
der Bevölferung ihres Wohnorts übliche Sprache und beutfche ober latei⸗ 
nijche Schriftzüge zu gebrauchen. 

($. 39.) Jeder Unterſchied zwifchen Chriſten und Juden hinſichtlich 
der Zeugeneide wird aufgehoben. 

($. 40.) Der jüdiſche Trauungsritus wird bis auf Weiteres 

anerkannt. 

($. 41.) Ausländifche Jüdinnen erlangen dur bie Berheirathung 
mit inländischen Juden die Rechte verfelben. Solche Heirathen bürfen je 
doch nur dann flattfinnen, wenn nachgemwielen iſt, daß in dem betreffenden 
fremden Staate die Berheirathung dieſſeitiger Juͤdinnen mit dortigen Juden 
gleichfalls gefeglich geftattet iſt. 

($. 42.) Zur NRiederlaffung auslänbifcher Juden, fo wie zu deren Au⸗ 
fiellung als Rabbiner u. vergl. oder Annahme als Lehrling, Gefellu. ſ. w. 
ift Die Genehmigung der Regierung erforberlih. Der Eintritt ins Land 
zur Durchreife und zum Betrieb erlaubter Gandelögefchäfte ift fremden 
Iuben gefbattet. 
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($. AB.) Ueber die Abloſung una Nufhehung ber noch befichenden 
perfönlichen Abgaben und Leitungen der Juden an Kämmereien, Grund⸗ 
herren, Inflitate u. ſ. w., bei denen «8 zur Zeit bewendet, wirb weitere 
Beſtimmung vorbehalten. 


Der zweite Abfchnitt des Geſetzes handelt von den beſondern Ver⸗ 
hältnifien der Juden in der Provinz Poſen und beftimmt in Bezug auf 
dieſe Folgendes: | 


(% 44.) Die Vorfchriften des 1. Abfihnitts 6. 2 — 14 finden auf die 
Provinz Pofen (mo bereits Judenfchaften mit Korporazionsrechten beftehen) 
. Anwendung, nur mit einigen Modifikazionen wegen der Vorſtände diefer 
Zubdenichaften und wegen eines größern Ausſsdehnung des Oherauffichteu 
rechts der Regierung auf die Anordnung ihrer Gemeindeangelegenheiten. 

($. 45.) Ebenſo gelten daſelbſt die 99. 16— 34 . 

($. 46.) Die bisherige Scheidung der in Bofen lebenden Juden in 
naturalifirte und nit naturalifirte, fo wie der Unterſchied 
der Rechte dieſer beiden Klaffen bleibt beleben. 

($. 47.) Allgemeine Erforderniſſe der Naturalifazion : 

1) ein fefter Wohnfit innerhalb der Provinz Pofen; 

2) völlige Unbeſcholtenheit des Lebenswandels; 

3) die Faͤhigkeit und Verpflichtung, ſich in allen öffentlichen Verhand⸗ 
lungen, Rechnungen n.|.w. ausſchließlich der deutſchen Sprache 
zu bedienen. (Bon vieſem Erforderniß kann die Regierung diöpenfiren.): 

4) Die Annahme eined beftimmten Kamiliennamene, 

($. 48.) Unter dieſen Vorausfegungen follen Solche aufgenommen 
werben, welche vom Ertrage einer Wiſſenſchaft oder Kunſt oder eines laͤnd⸗ 
lichen Grundſtücks fich naͤhren, oder in einer Stadt ein nahrhaftes ftehen- 
des Gewerbe mit einiger Auszeichnung betreiben, oder in einer Stadt ein 
ſchuldenfreies Grunpflüd von wenigftens 2000 Thlr. Werth oder ein Kapi⸗ 
talvermögen von 5000 Thlr. Befigen, oder ihrer Heereöpflicht genügt une 
gute Zeugnifje erhalten, oder fih ein befondered Verdienſt um den Staat 
erworben haben, oder endlich Solche, melde aus andern Theilen der 
Monarchie ihren Wohnflg in die Provinz Pofen verlegen. | 

(8. 51.) Die mit der Naturalifazton verbundenen Rechte geben ver 
Ioren: mit dem Verluſte der Nazionalkokarde, durch Plenarbeſchluß ber 
Regierung (mit Rekurs an den Minifter), wenn die Naturalifazion in 
Folge wiffentlih unrichtiger Angaben erlangt war, oder endlich in ben 
Fällen, wo das Bürgerrecht verloren geht. 

($. 54.) Die nicht naturalifirten Juden find folgenden Be⸗ 
ſchraͤnkungen unterworfen: 

4) dürfen fie vor dem 24. Jahre nicht heirathen, beſondern Dispens 
ausgenommen; 

2) müſſen fie in der Regel in Städten wohnen, find aber zur Grlans 
gung des Bürgerrechts nicht fähig 3 

3) nur dann duͤrfen fie ihren Wohnfig auf dem Lande nehmen, wenn 

fie einen Bauernhof erwerben oder pachten und felbft bewirthſchaften, 
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oder fich bei laͤndlichen Grunpbeilgern, als: Dienflboten oder als 

Brauer, Brenner u. f. w. vermietben; 

4) das Schanfgewerbe darf ihnen nur auf beſondere Empfehlung ber 
Ortspolizeibehörbe, und niemals auf dem Lande, geftattet werben; 
der Einfauf und Verkauf im Umherziehen ift ihnen unbedingt un⸗ 
terfugt 

5) Darlehnögefäjäfte dürfen fie nur gegen gerichtlich aufgenommene 
Schuldurfunden abichließen ; 

- 6) Schuldanfprücdje derjelben für berauſchende Getraͤnke haben keine 
rechtliche Gültigkeit. 

($. 56.) Die Beſtimmungen der $$. 35 und 37 finden nur auf bie 
naturalifirten, die ver $$. 36, 38, 39, 40, Al, 42 auf alle Juden 
der Provinz Pofen Anwendung. 

(% 57.) Die naturalifirten Juden Eönnen frei in andere Provinzen 
überfiedeln: die andern bedürfen dazu auch Fünftig einer befondern Geneh⸗ 
igung des Miniſters des Innern. 

$. 60.) Alle von den vorftehenden Beflimmungen (in Abfchn. I. 
und II. ) abweichenden allgemeinen oder befondern Gefege werben außer 
Wirkfamfeit geſetzt. 


Die dem Gefegentwurfe beigegebene Denkſchrift fahrte zuerſt ge⸗ 
ſchichtlich aus: wie das Edikt v. 1812 die bürgerlichen Verhäͤltniſſe 
der Juden in der ganzen Monarchie geordnet, die Regelung ihrer Kul⸗ 
tus⸗ und Unterrichtsverhältniſſe dagegen vorbehalten; wie dann durch 
den Hinzutritt neuer Provinzen die größte Verfchiedenartigfeit ver Ge⸗ 
feßgebung über die Juden in den einzelnen Xandestheilen und daraus mans 
nigfache Uebelftände für die Juden felbft entftanden ; wie man deshalb 
fhon 1824 an Herftellung einer gemeinfamern Gefebgebung gedacht, 
wie aber die eingeforderten Gutachten der Provinziallandtage eine 
ſchwer zu vereinigende Mannigfaltigkeit der Anfichten — im Allgemeis 
nen überwiegend zulingunftender Juden — enthalten, wie man ſich 
daher habe begnügen müſſen, durch einzelne Beftimmungen die Berbeffes 
rung der fittlihenund bürgerlichen Zuftände der Juden anzubahnen ; wie 
aberdas Beduͤrfniß einer gleichmäßigen Geſetzgebung hierüber immer drin⸗ 
gender geworden , zugleich auch in mehrfachen Anträgen der neueften 
Provinziallandtage eine der frühern ganz entgegenfeßte Anficht, zu 
Bunften der Juden, ſich fundgegeben habe. 

Sodann, auf die allgemeinen Brinzipien uud Tendenzen des Ent⸗ 
wurfs eingehend, erklärte die Denkfchrift: es habe dabei, neben der 
Anerfenntniß, welche der entfchiedenen Ehrenhaftigkeit vieler jüdiſchen 
Glaubensgenofien nicht verfagt werden Fönne, doch auch die Stufe fitts 
licher und religiöfer Bildung Beachtung finden müffen, auf welcher zur 
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Zeit ch noch immer ein erheblicher Theil der jübifchen Bevoͤllerung 
befinde. Wenn ferner die Juden Dagegen, daß man fie als eine 
befondere Nazion betrachte, entfchieden Berwahrung einlegten und 
fein anderes Vaterland zu haben behaupteten, als das, worin fie ges 
boren wären oder wohnten, fo fei zwar einer ſolchen Verfiherung ins 
fofern ftattzugeben, als der Begriff eines ‚, Volkes ’’ oder einer ,, Na 
zion“ im vollen Sinne des Wortes auf die Juden nicht paſſe; allein 
dennoch bleibe ihnen eine in gewiffen Maßſtabe bewahrte Razionalität 
eigen, welche für ihre Stellung im Staate von Bedeutung fei. E86 
beftehe zunächft eine Glaubensverfhiedenheit, welchenicht blos 
in befonden Glaubens normen, fondern auch in mancherlei Aus 
Bern, in die bürgerliche Gemeinſchaft eingreifenden Geboten ausge 
prägt ei, fodanneine Stammesverſchieden heit, welde, in Vers 
bindung mit jener, dem Juden die Eigenthümlichkeit erhalten Habe, 
Durch welche er überall erkennbar fei. Eine Bermifchung Derfelben mit 
den fie umgebenden Bölferfchaften fei durch ihre religiöfen Anfichten 
erfchwert, welche Ehen zwifchen Chriſten und Juden zwar nicht verbös 
‚ten, aber ihnen blos eine bürgerliche Gültigkeit zufprächen. Auch habe 
ſich erfahrungsmäßig, 3. B. in Frankreich, trog einer nun mehr ale 
50jährigen bürgerlichen ©leichftellung der Juden mit den Chriften, die 
frühere Trennung nicht verwiſcht. 

Bon diefen Wahrnehmungen ausgehend, fei nun, fagte die Denk. 
fchrift, der Gefebentwurf darauf gerichtet: 
die Juden in allen Landestheilen, mit geringer Ausnahme, durch gemein⸗ 
fame Normen zu verbinden, ihnen die zum Beftehen und zur Verbeſſerung 
ihred Kultus nothmendigen Außern Grundlagen zu gewähren, die Dazu Bes 
fähigten zu höheren Xehrämtern zu berufen, denjenigen von ihnen, welche 
im Heere gedient haben, gewiffe Vorzüge zu fihern, durch die Aufhebung 
der zum großen Theil noch beftehenden Befchränfung in der Glaubwürdig⸗ 
‚ Teit eidlicher Zeugniffe die Beranlaffung zu einem hieraus hervorgehenden 
Miöstrauen gegen ihre Moralität im Allgemeinen zu bejeitigen, die für ihre 
Freizügigkeit und Gemwerbthätigfeit noch beftehenden Schranken aufzuhe⸗ 
ben und an Stelle der auf den Schuß der chriftlihen Unterthanen wie 
auf Verbeſſerung der Juden gerichteten Ausnahmegelege eine thätige Ein- 
wirfung der Juden felbft zur Hebung ihrer Glaubensgenoſſen treten zu 
Iaffen. In dem Verbande von Juvenfchaften follen, neben der Befriedigung 
ihrer religidfen Bedürfniffe, ohne foziale Trennung von der übrigen Bevöls 
kerung, die beflen Kräfte gefammelt und zur fortjchreitenden Entwidelung 
wirkſam gemacht werden. j 


Die Abtheilung der Dreiſtändekurie ging bei Begutachtung 
des Geſetzentwurfs davon aus: - 
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daß durch denſelben nicht allein den Juden keine Rechte, in beren Genuffe 
fie ſich bereitd befinden, entzogen werben dürfen (ſchon nach Art. XVI der 
Bundesalte), daß aljo namentlich das Edikt v. 1842 ber Prüfung be$ 
Entwurfs zu Grunde zu legen fei, 

fondern daß auch, nach dem in Preußen geltenden Prinzipe des Fort⸗ 
Tchritts, über jene früheren ven Juden günftigen Beftimmungen hinaus⸗ 
gegangen werden müfle. 

„Der Borwurf ver Abfon derung“, fagte die Abtheilung, „welcher 
den Juden gewöhnlich gemacht wird, trifft auch die Chriſten; er trifft vor⸗ 

ugöweife bie Geſetgebung, welche durch ihre ungleiche Behandlung die 
—* niederdrückt, in den Chriſten das Gefühl der Superiorität hervor⸗ 
bringt. 

Die Religion der Juden dürfte Nichts enthalten, was dem Staate 
und der unter ſeinem Schutze ſtehenden chriſtlichen Kirche nachtheilig wer⸗ 
den koͤnnte, da mehrere auswärtige Staaten Denſelben lange ſchon alle 
Mechte ihrer chriftlichen Unterthanen eingeräumt und zu deren Wieberr 
einfchränfung Feine Veranlaflung gefunden haben. 

Bon einem Bedenken, welches in den Religiondgebräuden 
feinen Grund haben könnte, darf noch weniger die Rede fein, weil unfere 
eigne Staatöregierung demielben nicht mehr Raum giebt und die Juden 
zum Militärdienfte und zu Aemtern fähig erachtet. Ä 

Was aber den allgemeinen fittlihen Zuftand Derfelben anbetrifft, 
fo ift ſolcher jevenfalld von der Art, daß ihnen eine würbigere Stellung 
im Staatöverbande angewiefen werden muß. Letzteres fordert laut 
die öffentliche Stimme. ES fprechen dafür die Anträge von fünf 
Randtagen im 3. 1845 und die eingegangenen Betizionen.“ 


Es waren nämlich folgende Petizionen in diefer Sache einges 
gangen: 

vom Abg.v. Gottberg, um vollftändige Ausführung des 
Edikts v. 11. März 1812; 

vom Abg. Ritter, um Emanzipazion der Juden; ferner 
von den Abg. Möwes, Schauß, Knoblaud, Waͤchter, Schu 
mann, Werner, um völlige Sleichftellung der Juden in 
Betreff ihrer bürgerlihen und politifhen Rechte mit 
den Chriſten. | 

Auf eine allgemeine Erörterung der in diefen Petizionen aufge 
geftellten Grundfäge war die Abtheilung nicht eingegangen; vielmehr 
behielt fie fich vor, durch Amendirung einzelner Gefeßesparagrafen Das 
Geſetz mit jenen Orundfägen, foweit möglich, in Einklang zu bringen. 

Die Kurie felbft ſchlug jedoch dieſen Weg, den die Abtheilung aud) 
ihr empfahl, nicht ein; vielmehr entipann ſich eine fange und gründ⸗ 
fihe allgemeine Debatte über die Prinzipien des Entwurfs und über 
die große Tagesfrage der Emanzipazion. 
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Der Kampf war übrigens, nad) der Zahl der Rämpfenden wie 
nach der Stärke ihrer Waffen, im hoͤchſten Stade ungleich. Auf ver 
der einen Seite — auf Seiten der Emanzipagion — ftanden mehr als 
SH Redner, darunter die beften Kräfte, die erleuchtetften Köpfe der 
Berfammlung; auf der andern fchaarte ſich nur ein kleines Häufkein 
won 6 oder 7 Rednern um die. Herren von der Minifterbant, welche den 
Entwurf der Regierung vertheidigten. Die Dreiftändekurie bewies bier 
abermals glänzend, daß der Geiſt freierer Anſchauung, der Beift der 
Zoleranz, Gerechtigkeit und Vorurtheilsloſigkeit in religiöfen wie in 
politifchen Dingen in ihr wohnte und, wenn auch nicht immer nach 
der Zahl Ber Stimmen, fo dody nad) dem geiftigen Gewicht der Stim- 
menden, bedeutend überwog. 

Was aber namentlic, diefe Debatte vor ähnlichen in ‚andern deut⸗ 
ſchen Staͤndeverſammlungen hoͤchſt vortheilhaſt auszeichnete, war der 
Umſtand, daß dieſelbe, mit wenigen Ausnahmen, ſich faſt ganz frei er⸗ 
hielt von jenem Heinlichen Gewerbe: und Handelsneide, welcher den 
Juden ängftlich jeden winzigen Vortheil nachrechnet, den eine größere 
Freigebung des Verfehrs und der bürgerlichen Betriebfamfeit ihnen ge- 
währen möchte, eine Geſinnung, die durch Diefes gemeine Beilfchen und 
Filzen ſich gerade auf die Stufe ſtellt, welche nach ihrer Behauptung 
die Mafie der Juden einnimmt. Diefer nievere Standpunkt iſt in Preu⸗ 
Ben zum Theil Durch die frühere Judengefeggebung, zum Theil durch 
die allgemeine Gewerbefteiheit größtentheils glüdlich überwunden und 
taucht nur noch bisweilen in Schwachen und vereingelten Spuren auf. 
Die Debatte in der Iudenfrage bewegte fich daher im Ganzen nur um 
die höhere Seite der Frage, um die Gleichſtellung der Juden in ſozialer 
und politifher Hinfiht, um ihre völlige Verfehmelzung mit der chriſt⸗ 
lichen Bevölferung und die Aufhebung jedes, auch des legten trennen. 
den Gegenſatzes zwiſchen Beiden. 

Für Diefe völlige Emanzipazion der Juden kämpften — wir 
dürfen auch bier feinen einzigen Namen der richtenden Geſchichte vor« 
enthalten — die Abg. v. Byla, Plagemann, Schumann (au 
Bofen), v. Gottberg, Graf Renard, Milde, Werner, Mö« 
wes, Fuͤrſt Reuß-Köfrig, Siebig, Stedtmann, Dittric, 
Naumann, Winzler,v. Rath, v. Raven, Bederath, Camp: 
haufen, Lenfing, Meviffen, v. Binde, Freih.v. Metternich, 
Hanjfemann, Diergarbt, Wächter, Steirowig, Gier, 
Mohr, v. Sauden»-Tarputfhen, Aldenhoven und der Re 
fernt Sperling. Auch v. Gaffron muß mehr zu diefer, ale m 
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Der entgegengefehten Richtung gezählt werden, indem er ebenfalls für 
Gleichſtellung der Juden mit den Ehriften in allen Punften, den ein- 
zigen der ſäändiſchen Rechte ausgenommen, fich erklärte. 

v. Byla, Korreferent der Abtheilung, war zwar für eine allmäs 
lige Emanzipazion der Juden, weil eine fofortige gänzliche zu ſehr mit 
den Anfichten des großen Bubliftums in Konflitt gerathen möchte, wollte 
aber darum doch den Juden Feines der Rechte, die ihnen mit Fug fchon 
jet eingeräumt werden fönnten, vorenthalten wiflen. 

PBlagemann und Schumann gaben den Juden wegen ihres 
flitlichen und intellektuellen Zuftandes ein günftiges Zeugniß ; Letzterer, 
früher ein Gegner Derfelben, erklärte fich durch reifere Erfahrung für bes 
lehrt, nahm aber auch für die pofener Juden die Gleichſtellung mit 
allen übrigen in Anfpruh. In den erften chriftlichen Zeiten, führte 
Schumann an, hätten die Juden den Chriften ganz gleichgeftanden ; 
man hätte alfo damals feinen Rachtheil darin gefunden ; erfi nachdem eine 
Kirche, als herrfchende Macht, fich ausgebildet, hätte die Unterbrüdung 
der Juden begonnen. 

Slänzend und von tiefem Eindrud war die Rede des Abg. 
v. Gottberg. Er erinnerte an das Edikt v. 1812. Hätte man glau⸗ 
ben Eönnen, rief er aus, daß, nachdem 35 Jahre feit dem Erlaß jene 
Edikts verfloffen wären, ein Geſetz erfcheinen würde, welches die Ju⸗ 
den wieder zur Abfonderung von den Chriften verdammen wollte? 
Man fage: die Juden feien zu einer völligen Gleichftellung und Ber: 
fhmelzung mit den Ehriften, ihrem geiftigen und fittlichen Zuſtande 
nad) nicht, geeignet; aber man folledoch nicht nach dem ſchlecht eſten 
Theile der Juden über das Ganze urtheilen! Die Juden befäßen fehr 
lobenswerthe Eigenfchaften, fie wären mäßig, nicht ausfchweifend, 
bielten die Familienbande fehr heilig. Der einzige Wehler, den man 
ihnen fchuld gebe, ein gewifler Eigennup im Handel, fei eine Folge 
ihrer Abſperrung, die fie faft ausjchließlich auf den Handel hinweife. 

Man hebe alfo diefe Abfperrung auf; man eröffne den Juden an« 
dere, höhere Laufbahnen, und man werde fehen, welche Geiftesgaben ſte 
befäßen, die unferm Staatsweſen, unferm öffentlichen Leben gar feht 
zum Vortheil gereihen würden. Fürchte man etwa ihre Konkurrenz 
in Staatsämtern und andern geiftigen Berufsarten? Wie? 16 Mill. 
Chriſten follten fi vor 200,000 Juden fürchten? Man fage: fie würs 
den ſich dann maflenweife von Pofen aus über das ganze Land ver- 
breiten. Sei es aber gerecht, daß man eine Provinz allein dieſe Laft, 
wenn es eine fei, tragen laſſe? Man fprecye vom „chriſtlichen Staat’“, 
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allein er könne in dem Begriff des Staats die Chriftfichfeit ala ein 
nothwendiges Merkmal nicht finden. Wefentlic für den Staat fei nur, 
was die Ordnung fihre, alfo, in Bezug auf religiöfe Meinungen, 
der Glaube an einen Gott und die Monögamie. Darin aber 
fänden die Juden den Ehriften gleich. Allerdings beftehe ein tiefges 
wurzeltes Vorurtheil im Volke gegen die Juden; aber Aufgabe ter 
Geſetzgebung, Aufgabe des Ver. Landtags, „dieſes Vorkaͤmpfers des 
Landes auf dem Gebiete des Rechts und des Fortfchritts‘’, fei es, Dies 
fem Borurtheil entgegenzutreten, e8 zu befämpfen. 


Graf Renard, der fonft nicht eben mit der Oppoflzion zu gehen 
pflegte, erflärte fich doch auch nachdrüdlich gegen das dem Entwurfe 
zu Grunde liegende Prinzip der Abfperrung. Wolle man denn, 
fragte er, jüdifche Enklaven im hriftlichen Gemeinweſen fchaffen? So 
verfiehe er das Ehriftenthum nicht, fo löfe der Staat, der fich den chriſt⸗ 
lichen nenne, feine Aufgabe nicht, Das könne nur Haß erzeugen und 
nähren. Wären die Juden unfre Feinde — wie fie es aber in der 
That nicht wären —, fo gäbe e8 nur eine Wahl: man müßte fie ver: 
nichten oder — fie zu Freunden umſchaffen. An das Erftere werde 
wohl Niemand Im Ernfte denken; folglidy) geböte die Klugheit, daB man 
das Zweite verfuchte, aber nicht mit halben Maßregeln, fondern im 
Wege einer volftändigen Emanzipazion. 


Aber freilich, fuhr der Redner fort, müſſe das Verhältniß hierbei 
ein gegenfeitiges fein; die Juden müßten aufhören, das Chriften: 
thum für ein ihnen feindliches Element, chriftliche Gebräuche für un⸗ 
eine zu halten. Ein Jude, der am Sabbat fein Geld annehme, Fönne 
nicht verlangen, zu einem Zolleinnehmer gemacht zu werden. Wenn 
die Juden diefe Forderung der Gegenfeitigfeit zurückwieſen, fo hätten 
fie fein Recht auf Emanzipazion ; der Jude fünne nicht verlangen, Daß 
der Ehrift ihm den Staat einräume, damit er ſich darin eine Zelle aus⸗ 
baue nach eigenem Belieben. Er könne nicht „eine Drohne im chriſt⸗ 
lichen Bienenftode‘’ fein. Was den Juden vom Ehriften ſcheide, ſei 
nicht der Glaube, fondern nur ein Aberglaube, denn Das koönne fein 
wahrer Glaube fein, der den Menfchen vom Menfchen fcheide. 


„Die Misftände der Emanzipazion“, ſchloß Graf Renard, „müſſen 
mit der fortfchreitenden Bildung immer mehr ſchwinden; ſie müfjen gänz⸗ 
lich verſchwinden, wenn der großartige Akt der Verfchmelzung vollendet 
Dafteht, wenn wir nicht mehr Juden und Chriften, fondern nur Menichen, 
Bürger und Brüder find.’ 
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Als Dritter fchloß ſich diefen beiden Rebnern würdig an der Abg. 
Fürft Neuß. Er fprach die ſichre Hoffnung aus, daß die Eman⸗ 
zipazion kommen werde und kommen müfle, wie Alles, was in der 
Idee der Freiheit wurzle; aber er wünfche, daß fie ſchon jetzt, daß fie 
auf einmal fomme, denn dann erft fei fie wahrhaft erfprießlich, nicht 
aber, wenn fie nur ftüdweife geboten werde. Uebrigens fei fie gewiß 
auch das befte Mittel, die Juden dem Chriftentbume zuzuwenden, wel⸗ 
hem der bisherige Drud fie nur immer mehr entfremdet habe. 

Milde, einen Ausdruck Renards aufnehmend, meinte: man 
müffe allerdings fuchen, die Juden zu vernichten — als Juden, indem 
man fie zu Preußen made. Er fowohl, ald Möwes, Neumann, 
Siebig, Werner u. 9. erinnerten daran, wie fhon die Städte 

‚ordnung v. 1808 und das Edikt von 1812 den Juden größere Rechte 
eingeräumt, als diefer Gefegentwurf ihnen laffen wolle, wie die Ehri- 
ften- und Menfchenliebe, ja die Gerechtigkeit felbft gebiete, daß man 
den Juden zu den gleichen Pflichten, die fie hätten, auch die gleichen 
Rechte einräume. 

Naumann mahnte: man folle nicht das Chriſtenthum, das 
über dem Staate ſtehe, mit dem Staate vermiſchen. 

Dittrich machte darauf aufmerkſam, daß in den Gutachten der 
Provinzialſtaͤnde aus den Provinzen, wo die wenig ſten Juden leb⸗ 
ten, die ungünftigften, aus denen dagegen, wo die meiften leb» 
ten, die günftigften Urtheile eingegangen wären. Darin liege ein 
ftarfer Beweis zu Gunften der Juden. Man berufe fich auf die Volks» 
ftimme ; allein die Denkfchrift felbft Habe in dem Punkte der Zeugeneide 
erklärt: man müſſe diefe ändern, um das Vorurtheil des Volks wegen 
geringerer Glaubwürbigfeit jüdifcher Zeugen zu entfräften. Was aber 
für den Theil, Das gelte auch) fürs Ganze. Der Bericht des Ju ſtiz⸗ 
minifters Mühler befhuldige die Juden, daß unter ihnen eine vers 
hältnigmäßig größere Zahl von Verbrechen vorkomme, als unter den 
Ehriften. Aber habe man fhon geprüft, ob Dies nicht ſolche Verbres 
on Ieien, zu denen ihr gezwungener Beruf vorzugsweife Veranlaffung 
gebe? 

v. Raven glaubte ebenfalls, daß das ſtarre Fefthalten der Juden 
an ihrem Glauben, der Mangel an religiöfer Fortentwicklung bei ihnen 
großentheils eine Folge des auf ihnen laftenden Drudes fei. Ebenſo 
werde Durch Diefen Drud die Intelligenz der Juden in einer Weife ges 
härft und auf einen Punkt konzentrirt, welche fie in diefem Punkte zu 
gefährlichen Konkurrenten für Die Chriften mache. Die höher Begabten 
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unter den Juden, denen jede ihren Anlagen entfprechende Karriere ver- 
ſchloſſen fei, würfen ſich nothgedrungen in die Preſſe und trügen in dies 
felbe jenen Geift der ereiztheit, der foftematifchen Oppoftzion gegen alle 
beftehenden Zuftände hinein, welden man Diefer fo oft zum Vorwurf 
made, | 

Bederath fand in dem Gefegentwurfe den „engen mittelalter: 
lihen Geift”’ der Abfperrung und Unterbrüdung ausgefprohen. Er 
erinnerte an ein Urtheil Humboldts, der fi ſchon 1842, als ein 
ähnlicher Entwurf im Werke gewefen, fehr entfchieden und freimüthig 
tadelnd darüber geäußert habe. Er gedachte der patriotifchen Begeiftes 
rung der Juden im Befreiungsftiege und ihrer getäufchten Hoffnungen 
auf die Früchte diefer Befreiung. Durch Vorleſung mehrer Stellen 
aus einem jüdifchen Katechismus bewies er die Unrichtigfeit der Be⸗ 
hauptung, als ob dem Juden feine Religion die Baterlandsliebe nicht 
geböte, wohl gar verböte. Zuletzt verwies er ebenfalls auf die Rechte, 
Die den Juden bereit aus der frühern Gefeßgebung fo wie aus der 
Bundesafte zuftänden, und mahnte an die endliche Sühnung der Jahr⸗ 
hunderte alten Schuld gegen ein fo hart bebrängtes Volk. 


Siebzehn Redner waren bereits aufgetreten, und noch fein ein« 
iger hatte für ven Gefegentwurf gefprochen. Da erhob ſich der Ka⸗ 
binetsminifterv. Thile, um diefen zu vertheidigen. 


Alle Redner, fagte er, wären von einem, an fich fchönen, treffe 
lichen Humanitätsprinzipe audgegangen; die Geſetzgebung aber hätte von 
diefem bloßen Öumanitätöprinzipe nicht ausgehen dürfen ! „Ste Eonnte nur 
davon audgehen, daß die Humanität in feinem Punkte des Geſetzes verlegt 
würde; fie hatte aber daneben eine andere hohe Verpflichtung, nämlich die: 
die Rechte deschriſtlichen Staats zumahren” Das Chriften« 
thum müfje den Staat regieren. Damit aber fei e8 unverträglich, daß Ju: 
den obrigfeitliche Rechte erhielten, denn fie würden dann berufen fein, eine 
vom Kriftlichen Geift durchwehte Geſetzgebung entweder fürdern oder ver⸗ 
walten zu helfen, und Beides müffe gegen ihr Gewiſſen fein, infofern fie 
von diefem chriftlichen Geifte Nichts wiſſen, fondern auf ihrem altteflament- 
lichen Standpunkte fliehen bleiben wollen. 

Es würde Das ebenfo fein, als wenn einem Chriften in der Türkei 
obrigfeitliche Aemter anvertraut würden, der Dann auch Alles thun würde, 
um das türfifche Unweſen in chriftliches Wefen zu verwandeln. | 

Beiden Juden fet,. wie bei feinemandern Volke, die Religion mit ver Na⸗ 
zionalitätverwachen. Daher würden fie ſtets abgeſondert bleiben und bleiben 
. wollen, würben die Bedingung, die Graf Renard ihnen ftelle, niemals anneh⸗ 
men. Der Jude habe fein Vaterland außer dem, aufwelches fein Glaube ihn 
hinweife. Zion feidas Vaterland der Juden. Der gläubige Jude 
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Zönne zwar ein gehorfamer Unterthan fein, er Eönne auch den Zufländen, 
unter denen er lebe, aus eigenem Intereffe oder aus dem Gefühl ver Men: 
fchenliebe große Opfer bringen, er werde aber nie ein Deutfcher, 
ein Preuße werden, weil er ein Jude bleiben müffe. Das zeige 
fich bei den vielen Juden, die fich in der Prefie geltend machten; fie alle 
predigten entweder dad Judenthum oder den Kosmopolitismus, weil ihnen 
ein Vaterland fehle. 


So war denn alfo die Frage wieder auf das Gebiet verfegt, auf 
dem fie ſchon früher einmal, bei der Petizion wegen Trennung ber flän- 
difchen Rechte vom Glaubensbekenntniß, fich bewegt hatte. Der Ges 
danfe des ,, hriftlichen Staats ’’ war ald das Panier aufgepflanzt,, zu 
dem die Schaar der Getreuen fich fammeln ſollte, mit dem man die 
Freunde der Emanzipazion zu fchlagen hoffte. 

Indeß war der Suffurs, den der Minifter erhielt, nicht gerade 
fehr groß. Zwar führte der Negierungsfommiffar Brügge: 
mann in einer mehr breiten, als tiefen Rede jenen Gedanfen des hrift« 
lihen Staats weiter aus; zwar verficherte der Abg. v. Manteuf: 
fel .: der Begriff des chriftlichen Staats ſei ihm vollkommen Kar, 
und der Abg. v. Landsberg - Steinfurt: die Anfichten des Mi- 
nifter8 hätten bei ihm und bei vielen Mitgliedern den vollften Anflang 
gefunden; Herr v. Bismark: Schönhaufen endlid wollte aus 
dem Titel: „von Gottes Gnaden’’, den die Fürften führten , die Vers 
pflichtung Derfelben herleiten, die Idee des hriftlihen Staats zu vers 
wirklichen, ja er glaubte fogar, daß ein Staat, welcher nicht auf einer 
folchen religiöfen Grundlage beruhte, fondern nur auf den vagen und 
wandelbaren Begriffen von Humanität, nothwendig dem Kommunis⸗ 
mus verfallen müßte. | | 

Allein neben diefen ſchwachen Vertheidigern erftanden dem Mi- 
nifter auch ftarfe und furchtbare Gegner. 

Camphaufen war der Erfte,. der den Kampf auf diefem Ges 
biete annahm. 

„Nach meinem Dafürhalten“, fagte er, „iſt der Begriff des chriftlis 
hen Staatd weniger im Kreile praftifcher Staatdmänner, veranlaßt durch 
wirkliche Erfahrungen und Bedürfniſſe, entftanden, als ich darin eine, viel- 
leicht mit äußeren Urfachen zufammenhängende Entdeckung unferer neuen 
Staatöfilofofie erfenne. Ein großer Dichter hat gefagt, daß es viele Dinge 
zwiſchen Simmel und Erde gebe, von denen fich unfere Filofofie Nichts träumen 
laſſe; ich möchte hinzufügen, daß auch unfere Filofofte fich viele Dinge träumen 
läßt, Die mancher Wachende nicht wahrzunehmen vermag, Manche Dinge habe 
ich Hingegen allerdingd wahrgenommen. Ich habe wahrgenommen, daß Jahr: 
hunderte lang in Europa ein furchtbarer Kampf gefämpft wurde, um bad 
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Rechtögebiet des Staats von dem der Kirche zu trennen. Ich nehme wahr, 
daß zwar in Rußland, in der Türkei und in China, aber nicht in einem 
germanifchen Staate die firchliche und weltliche Gewalt fih in einer 
Band vereinigt findet. Ich nehme wahr, daß Großbritannien niemals 
ein anglifantfch = chriftlicher Staat genannt wurde; ich habe nicht wahrges 
nommen, baß bie Niederlande und Frankreich, welche die Emanzipazion 
ber Juden vollzogen haben, fich durch dieſen Umſtand fo von und unters 
ſchieden, daß fie aufgehört Haben follten, chriſtliche Staaten zu fein, wäh: 
send wir ein chriftlicher Staat geblieben wären.” 

Weit derber noch ging Herr v. Binde mit der ganzen vernichten: 

den Schärfe feines farkaftifhen Humors dem Begriffe des chriftlichen 
Staates zu Leibe, 
Er glaube das Chriſtenthum fehr Hoch zu ftellen, fagte er, allein 
der Begriff der Religion koͤnne doch nur auf der inneren, individuellen 
Meberzeugung beruhen. Der Staat aber, als ein Komplex von Inpivi- 
duen, Eönne Feine allgemeine Ueberzeugung , aljo auch Feine beftimmte 
Religion haben. Der Staat könne auch nicht die Beftimmung haben follen, 
die Glaubendfäge einer beftimmten Konfelfton zu realifiren, gewiffermaßen 
der Exekutor der Kirche zu fein. Oder fei es fo gemeint, daß ber 
Staat in der Geſetzgebung die Srundfäte der chriftlichen Moral durchfüh- 
ren folle? Allein dann müffe er die Benennung eines chriftlichen 
Staates für den preußifchen Staat beftreiten. Schon die zehn Gebote 
fagten: Du foltft nicht toten, während doch ver Herr Schagminifter, den 
auch die Armee in ihren Reihen zu zählen das Glück habe, gewiß nicht 
beabfichtigen werde, in frenger Anwendung jenes Grundſatzes den Krieg 
zu verbammen. Es ftehe ferner im Neuen Teftamente: Du ſollſt nicht 
ſchwören! und doch habe man fih noch in einer ver lebten Sigungen 
mit einer Ullechöchften Propofizion (wegen der Einkommenſteuer) befchäf- 
tigt, welche fogar neue Eide einführen wollte. Es jei ferner ein Gebot 
des Chriſtenthums: Biebet eure Feinde! — und: Wenn Dir Jemand einen 
Backenſtreich giebt, fo Halte ihm die andere Bade auch hin! Wie wolle 
man damit die Geſetzgebung über die Injurien und Die Verträge gegen fremde 
Mächte in der auswärtigen Politik in Einklang bringen? Endlich ſei das 
ganze Schagminifterium ein Verftoß gegen dad Chriſtenthum, denn dieſes 
gebiete und , irdiſche Güter gering zu achten. 

Der Minifter fuchte zwar diefe Anführungen des Redners da⸗ 
durch zu entkräften, daß er fagte: das Neue Teftament fchreibe dem 
Einzelnen feine Pflichten vor; der Staat habe aber Die ganz andere 
Pflicht, dafür zu forgen, daß mit diefen Vorfchriften Fein Misbrauch 
getrieben werde. 

Allein diefe Erflärung war noch um ein gut Theil unklarer, als 
der Gedanke vom hriftlihen Staate felbft. 

Auch Hanfemann trat gegen das vom Minifter aufgeftellte 
Prinzip in die Schranken, 
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‚, Das Chriſtenthum“ fagte er, „iR die erſte Religion gewefen, die 
nicht auf den Staat begründet wars mein Reich iſt nicht von diefer Welt, 
fagte der Stifter, und dieſen Grundſatz müflen wir bei der Frage der 
Gleichſtellung der Juden mit den Chriften fefthalten, Wie bie Rechtsan⸗ 
ſprüche ver Chriſten verlegt werben fönnten, wenn wir ben Juden gleiche 
Rechte einräumen, kann ich nicht einfehen. Wir thun ja nichts als Ger 
rechtigkeit üben, erfüllen alfo eines der erſten Gebote unferer Religion. 


Noch mehrere Redner äußerten ſich in gleicher Weiſe. Selbft einer 
der Gegner der Emanzipazion, der Abg. v. Mylius, meinte: man 
müfle die Religion bei politifchen Bragen ganz aus dem Spiele laffen ; 
nur die nazionale Ausfchließlichfeit der Juden erfcheine ihm als ein 
Hinderniß ihrer Verſchmelzung mit den Ehriften. 

Die Debatte verbreitete fih nun auch wieder über andere Punkte. 
Hanfemann befämpfte die Tendenz des Geſetzentwurfs, die Juden 
als eine befondere Kafte abzugrenzen, während ſchon das Edikt von 
1812 fie für preußifche Staatsbürger erflärt habe. Es hänge Das: - 
zufammen mit einer allgemeinen Richtung der neueren Gefebgebung, 
die nur von einzelnen Ständen, von einem. gemeinfamen Staatsbür⸗ 
gerthume dagegen Nichts wiſſen wolle. 

Selbſt Manteuffel J., obgleich er das Geſetz vertheidigte, 
ſprach ſich Doch ebenfalls gegen die Idee der korporativen Abſonderung 
der Juden aus. 

Zum Beweis, daß e8 nidht immer an den Juden liege, wenn eine 
Abfonderung fortbeftehe, führte v. Sauden=T. die Thatfache an, 
daß in Königsberg die Juden den Sabbat auf den Sonntag zu ver- 
legen gewünſcht, die Polizei aber Dies nicht geftatte habe. | 

v. Binde erflärte: | 


Er hege durchaus feine perfönlichen Sympatfien für die Juden, im Gegen⸗ 
theil fühle er ſich durch viele Eigenſchaften derſelben, ihre Habſucht, ihre 
Kriecherei und, trotz der rühmlichen Ausnahmen im Befreiungskriege, ihre 
Feigheit, abgeſtoßen. Aber Dies koͤnne ihn nicht hindern ‚ ihnen die 
Rechte zu wünfchen, die ihnen zufänten. Auch hätten fie jene Fehler nicht 
ſtets gehabt. Als felbitftändiges Volk wären fie tapfer gewefen, hätten 
auch nicht blos Handel getrieben, fondern Aderbau. Daß die Juden fein 
Daterland hätten, aufer Zion, koͤnne er nicht glauben ; wäre Dem aber 
auch fo, wie könnte man ed ihnen verargen, wenn fie ein Vaterland nicht 
liebten, dad fie ausftieße? Dean finde bevenklih, den Juden. obrigkeitliche 
Aemter einzuräumen, weil fie dann über das Unterrichtöwefen mit zu 
fprechen hätten, allein nach feiner Anficht fiche ver Religiondunterricht der 
Kirche zu, bei den übrigen Unterrichtsfächern aber werbe gerade die In⸗ 
telligeng ber Juden ein ſehr brauchbares Element ſein. Wenn ein Jude 
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durch feine Religionsgebräudhe fich gehindert fühe, ein Amt anzunehmen 
oder zu verwalten, fo wäre das feine Sache. 

v. Binde ſchloß feine Rede mit dem Wunfche, den Ausſpruch 
realifirt zu fehen, zu dem fich der größte Monarch bekannt habe, ber 
vor 1840 auf dem preuß. Throne gefeflen, nämlich Friedrich der 
Große, den Ausfprud : 

„In meinen Staaten foll Jeder nach feiner Bacon fellg werben 
koönnen. “ 

In ſonderbarem Kontraſt zu Vincke, der, obſchon kein Freund 
der Juden, Dieſen doch die Emanzipazion wünfchte, erklärte Graf 
Finkenſtein, daß er gerade ein Freund der Juden zu fein glaube, 
indem er gegen bie Emanzipazion flimme, denn er wünſche, daß fie 
wahre Chriften werden möchten. 

Auch jener gemeine Judenhaß und jenes blinde Vorurtheil, wels 
ches ſich felber damit brüftet, befferer Einficht unzugänglich zu fein, 
tauchte in einigen, zum Glück doch nur fehr vereingelten Spuren auf, 
zuerft in vornehm chevaleresfer Weife bei Herrn v. Bismark, fpäter 
in der ganzen Trivialität befchränften Pfahlbürgertbums und mangel- 
hafter Bildung bei ven Abgg. reger und Müller aus Wegeleben. 


Wir fommen nun zur fpeziellen Debatte. $. 1. ward ausgefeßt, 
weil er das eigentliche Prinzip des Geſetzes enthielt, über welches man 
erft nad) Durchgehung der Einzelheiten abftimmen wollte. Aber fchon 
$. 2, ftieß auf Widerſpruch. Die Abtheilung wollte die Bildung jüdi⸗ 
ſcher Korporazionen blos auf kirchliche Zwede eingefchränft wiffen und 
ſchlug daher vor, ftatt: „Judenſchaften“ zu fegen: „Synagogenge⸗ 
meinden’’. Die Abgg. v. d. Heydt, Schwerin, Hanfemann, 
Dederath, Graf Helldorf waren ebenfalld gegen den $., indem 
fie die Beftimmung als eine ungehörige Einmifchung des Staats in bie 
firchlichen Angelegenheiten der Juden anfahen. Der Landtags: 
fommiffar erflärte jedoch, daß mehrere Judengemeinden ſelbſt eine 
folhe Beftimmung gewünſcht hätten, um die Ordnung in ihren kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten befjer aufrechterhalten zu können, was auch 
von verfchiedenen Seiten beftätigt ward. Bei der Abflimmung wurde 
der Antrag Heydts auf Streichung des $.2, ebenfo der Alden⸗ 
hovens: 2 

den Juden die Bildung von Gemeinden freigugeben, 


verworfen, der Antrag der Abtheilung Dagegen angenommen. 
Der zweite Streitpunft war .die befondere Vertretung ber Juden⸗ 
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Thaften in den Stadiverorbnetenverfammiungen ($. 15.). Obſchon 
diefelbe nur fakultativ fein ſollte, fo fürchtete man Doch eine Einwir- 
ung der Unterbehörden auf Die Sudenfchaften in Diefem Sinne. Auers- 
wald erflärte die Beflimmung für ein Gefchenf der Danaer; Andre 
fanden darin fogar eine Verlegung der Städteordnung, die eine Ber 
tretung einzelner Körperfchaften nicht fenne. Der 8. warb faft ein« 
ftimmig abgelehnt. 

Bei $. 18. fand man es bevenflih, daß die Regierung darüber 
zu enticheiden haben folle, ob eine neue juͤdiſche Sekte fid) bilden dürfe. 
Dies greife, warb gefagt, in Die innern kirchlichen Angelegenheiten 
und die Gewiffensfteiheit ein. Nur die äußeren Formen und Bedin⸗ 
gungen einer ſolchen neuen Firchlichen Geftaltung Fönnten der Oberauf- 
ficht der Regierung unterliegen. Der Regierungsfommiffar felbft 
gab Dies zu, und der $. ward danach geändert. 

Der Antrag Schwerins zu $. 19 und 20, nicht permanente 
Kommiffionen, fondern folde für den einzelnen Fall zu bilden, fand 
feine Annahme. 

Die Regierung Hatte ſich in $. 27 vorbehalten, da, wo mehrere 
Hriftliche Elementarfchulen an einem Orte wären, über Die Zutheilung 
der jübifhen Kinder an diefelben zu verfügen. Diefe Beltimmung 
ward, als ein Eingriff in die Familienrechte, verworfen. 

Ferner beſchloß die Kurie auf den Antrag der Abtheilung, daß jede 
Synagogengemeinde verbunden fein folle, einen Religionslehrer anzu= 
ftellen ; daß befondere Anftalten zur Bildung jüdifcher Religionglehrer 
zu errichten wären, jedoch nicht auf Koften des Staats; ferner, daß 
eine Prüfung der jübifchen Religionsfehrer nah dem Maßftabe der 
allgemeinen wiſſenſchaftlichen Kenntniffe, wie ſolche für Kriftliche Ele⸗ 
mentarlehrer erfordert würden, ftattfinden, und endlich, daß den 
jüdischen Lehramtsfandivaten die Aufnahme in die riftlichen Semi⸗ 
narien geftattet werben folle. 

Die Errichtung befonderer öffentlicher Sudenfchulen lehnte die 
Kurie ab, weil man datin nur ein neues Förderungsmittel der beſtehen⸗ 
den Abſonderung erblickte, ebenſo die in $. 34 enthaltene Bevormuns 
dung, da eine ſolche in Bezug auf die Ehriften nicht ftattfinde. 

Einen längern Kampf veranlaßte $.35. In Bezug auf den erſten 
Theil defielben hatten fich in der Abtheilung dreierlei Anfichten geltend 
gemacht; Die eine ftimmte den Befchränfungen des $. bei, die andere 
wollte den Juden öffentliche Staatsämter einräumen, mit Ausnahme 
derer, welche ſich auf Kultus: und Unterrichtögegenftände bezögen, fo 
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wie der Richter« und Dirigentenftellen; die dritte endlich wollte mur 
die erfte dieſer Ausnahınen gelten laffen. 

Für dieſe lebte, alfo die freiefte Anficht erklärten ſich in der Rurie 
Schwerin, Dittrih, Knoblauch, Lucanus, Puttkam— 
mera. St. und Werner; für die zweite Graf H ellborf, Gaff⸗ 
ron, Wodiczka und Byla, während Borries und Wedell 
gegen jede Zulaſſung der Juden zu obrigkeitlichen Aemtern waren, in⸗ 
dem fie geltend machten, daß, bei den noch im Volke herrſchenden 
Borurtheilen, die Ausübung der obrigkeitlichen Befugniffe durch Juden 
ſehr erfchwert fein dürfte. Bon der andern Seite wies man darauf 
hin, daß durch folche Befchränfungen der Zweck, den Juden Gelegen- 
heit und Anreiz zur Entfaltung ihrer höhern Fähigkeiten und eines edlern 
Ehrgeizes zu geben , wieder verloren gehe. Die Frage: 

„Sollen vie Juden zu allen Staatsämtern Zutritt Haben, mit wel- 
hen nicht eine Aufficht oder Leitung der chriftlichen Unterrichtös ober 
Kultusangelegenheiten verbunden if?” 
ward mit Schwacher Majorität 220 — 215 Stimmen) bejaht. 

Die, Zulaffung der Juden zu allen Gemeindeämtern, wie ſchon 
das Edikt von 1812 fie ausfprach, wurde von der Kurie mit 254 gegen 
. 212 Stimmen angenommen. 

Die Beichränfung, daß die Juden nur zu Schiedsmännern für 
Juden follten beftelt werden dürfen, fand feinen Anklang; ed wurden 
Beifpiele angeführt von jüdifchen Schiedgmännern, die ihr Amt mit 
beftem Erfolg und beim vollſten Vertrauen ihrer .chriftlichen Mitbürger 
verwalteten. 

Die Ausichließung der Juden von den ordentlichen PBrofeffuren 
fuchte die Denkfchrift der Regierung damit zu rechtfertigen, daß Die 
Juden doch nicht Proreftoren, Dekane, überhaupt Fakultäts- und 
Senatsmitglieder fein fönnten, da mit dieſen Stellen theils eine Art 
obrigfeitliher Gewalt, theils (bei Promozionen) die Funkzion einer 
Eidesabnahme verbunden ſei. Ebenſo wenig fönne man fie zu juriflis 
Then, gefhichtlichen und filofofifchen Lehrämtern im engern Sinne zu: 
laſſen, weil bei allen diefen Fächern der chriftliche Geift ein nothwen⸗ 
diges Erforderniß fei, indem diefelben einen wefentlichen Einfluß auf 
die Vorbildung Fünftiger Staatsbeamten, Lehrer und Geiftlichen, 
überhaupt aber auf die gefammte Erziehung der Jugend des hriftlichen 
Staates übten. 

Die Abtheilung verwarf diefe Gründe, ſchon um deswillen, weil 
bereitö das Edikt von 1812 (welches freilich 1822 in diefem Punkte 





wieber aufgehoben worden), die Zulaſſung der Inden zu akademiſchen 
Stellen ohne Befchränfung ausgeſprochen habe. 12 Stimmen 
gegen 2.hatten fich daher für die unbefchränfte Zulaffung der Juden zu 
allen alademifchen Lehrämtern erflärt, 6 auch dafür, daß die Juden 
Protektoren und Dekane werden könnten. Der Reg. Komm. Brüg« 
gemann vertheivigte hartnädig die Bekimmungen des Entwurfs. _ 
Zuerft ſei ſchon auf fünf Univerfitäten — Halle, Koͤnigsberg, Greifs⸗ 
wald, Breslau und Bonn — durch beſondere Statuten und Privilegien 
die Anftelung von Lehrern auf Perfonen chriftlicher Religion befchräntt. 
Ferner müßten auch, der Natur der Sache nach, gewiſſe Fächer den Juden 


vorenthalten bleiben; zum juriftifchen Lehramte 3. B. könnten Juden ſchon 
deshalb nicht zugelaffen werden, weil dazu bie Hürde eines Doftors beider: 


Rechte erforderlich fei, bei Erlangung diefer aber der Kandidat fhmdren . 


müffe, die. chriftlichsEirchliche Rechtsverfaſſung aufrecht zu erhalten. 
Was die Filofofie betreffe, fo folle der freien wilfenfchaftlichen Forſchung 
feine Schranfe gefeßt werben, aber darum handle es fih, ob Demjenigen, 
ber nach feiner religiöfen Anfhauung dem Chriſtenthum feindlich gegen⸗ 
überftehe, durch die Autorität des Staats das filofofifche Lehramt über: 
‚tragen werden folle, während Deinjenigen, der im Ehriftenthbum geboren 
‚und. unter den Segnungen befjelben aufgemachlen fei, der feine Lebens: 
anſchauungen unter der Einwirkung riftlicher Verhäftniffe und Lehren 
“gebildet habe, in ven Vertrauen, daß er dem Chriſtenthum nicht feinds 
lich entgegentreten werde, weil die wahre Filofofie dieſem nicht wider: 
ſprechen könne, daß der in ihm wohnende chriftliche Geift bei feinen 
Forſchungen ein ftiller, Iautlofer Führer und Warner fein werde, vertraus . 
ungsvoll ein filofofliches Lehramt übertragen werden fünne. Die Gefchichte 
ferner folle nachweifen, wie Gott die Ericheinung des Chriſtenthums vor: 
bereitet und durch vafjelbe alle Verhältniſſe des Lebens ihrer Umgeftaltung 
und weiteren Entwidelung entgegengeführt babe. In diefem Sinne die 
Geſchichte zu behandeln, fei einem Juden unmöglih. Wie möchte man. 
als Lehrer der Gefchichte einen foldyen berufen, der, vermöge feiner reliz 

giöſen Ueberzeugung, Den, welchen das. Chriftenthum göttlich verebre, 
als einen falichen Profeten varftellen Eönne? Auch die Filologie, wenn fie 
nicht blos Grammatik ſein, fonvern in den Geift des Alterthums einfüh« 
ren ſolle, müſſe dieſes mit dem Maßpftabe des. Chriſtenthums auffaſſen. 


Die Abtheilung hatte nämlich die Frage aufgeſtellt: warum den 
Suden nicht wenigftens die Fächer der Linguiftif und Geografie 
überlaffen werden follten? In der Geografie ſchien alfo felbft der fehr 
chriſtliche Geiſt des Reg.-Kommiffars fein Ipezififchschriftliches Element 
entdecken zu können. . 

Nach dieſen Dedukzionen mußte freilich wohl der Begriff des 
„chriſtlichen Staats““, wie man ihn von Seiten der Regierung ver⸗ 
fteht und zu verwirklichen fucht, Jedermann „vollkommen klar“ fein. 


‚379 


Aber auch diesmal folgte dem Vertreter ber Regierung der ewig 
wache Feind und ‚unerbittlihe 4 Kritiker Dicht auf der Ferſe. Herr 
v. Binde erklärte: Ä 


Er könne nicht einſehen, wo die chriftliche Anſchauung in den Pandek⸗ 
ten fitze, dieſer Hauptquelle unſerer ganzen Rechtswiſſenſchaft. Was den 
juriſtiſchen Doktoreid betreffe, ſo ſei Das eine mittelalterliche Form, die 
am Beſten ganz abgeſchafft würde. Die Filoſofie ſolle, wie der Kommiſſar 
ſelbſt zugebe, von keinen beſtimmten Vorausſetzungen, von keiner poſitiven 
Offenbarung ausgehen, ſondern blos von den allgemeinen Geſetzen des 
Denkens. Zwei große Filoſofen, Spinoza und Mendelsſohn, wären 
Juden geweſen, und er glaube, daß, wenn Dieſe heute an der Berliner 
Univerfität ſich Habilitiven wollten, Diejelbe ſich dazu nur gratuliren 
koͤnnte. Auch die Gefchichte müffe rein objektiv aufgefaßt werden. Sollte 
ein jüdiſcher Dozent an eine objektiv richtige Darftellung eine unrichtige 
Bolgerung fnüpfen,. fo mürde wohl jeder Chriſt, der einer ſolchen Bor 
Tefung beiwohne, ſo viel Feſtigkeit der Religionsanſichten mitbringen, um 
dadurch nicht irre geleitet zu werden. Ihm thue jede innere Ueberzeugung 
des Menſchen leid, wenn ſie erſt durch den Staat gewährleiſtet werden 
ſolle. Den Geiſt Les klaſſiſchen Alterthums werde gerade der Jude unbes 
fangener auffafſen, als Der, welcher mit chriſtlich⸗ theologiſchem Geiſt 
daran gehe. Wer das Alterthum benutzen wolle, um kirchliche Theorien 
daraus zu entwickeln, Der werde den wahren klaſſiſchen Geiſt nicht treffen. 
Bon den höheren Bildungsanſtalten Preußens, die ſich als Sitze der Hu: 
manität fletd auögezeichnet hätten, folle man doch ja die engen konfeſſto— 
nellen Rüdfichten fernhalten. Diefen freieren Standpunft nehme das Sta- 


tut der Berliner Univerfität von 1809 ein, und nach diefem, nach dem . 


- Standpunkte des 19. Jahrhunderts folle man die andern Statuten, bie 
aus dem 16. Jahrhundert ſtammten, beurtheilen.und mopifiziren. - 


Auch Meviffen proteftirte gegen die Auffaffung des Kommiflars 
im Namen der freien Wiffenfhaft, welche fich nicht zwingen: 
laffe, „nur diejenigen Offenbarungen des hriftlichen Geiſtes, welche 
dem chriftlichen Staate genehm feien, für wahr zu halten, dagegen 
andere DOffenbarungen defjelben Geiſtes, die das weite Feld der Ge⸗ 
ſchichte berge, zu verwerfen.“ | 


J „Wenn zugegeben werden konnte⸗ ſagte der Redner, „daß ein be⸗ 
ſtimmter Geift als chriſtlicher Geiſt vom Staate deklarirt würde, im Gegen⸗ 
ſatz zu dem wahrhaft freien chriſtlichen Geiſte, der, in keinem Jahr⸗ 
hundert in ſeiner Form, ſtets aber in ſeinem Weſen derſelbe, in jedem 
Momente ſich ſelbſt beſtimmt und im Laufe der Zeiten ſich noch unendlich 


I weiter beſtimmen wird — dann wäre es mit der freien Wiſſenſchaft zu Ende.“ 


Dieſe Anfichten erlangten in der Verſammlung das Uebergewicht, 
indem mit 222 gegen 181 Stimmen die Zulaſſung der Juden zu 
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allen alademifhen Aemtern, einfchließlih des Defa«- 
nats und Broreftorats, befchloflen ward. 

Auch fprach fich die VBerfammlung für Errichtung eines befondern 
Lehrftuhls zur Bildung jünifcher Theologen aus. 

Die Mehrheit der Abtheilung wollte. die Juden auch zu andern 
Lehrämtern zugelaflen wiffen, und zwar ein Theil zu allen, die nicht 
nothwendig ein hriftliches Bekenntniß erfordern, ein anderer Theil mit 
Ausſchluß der Vorfteherftellen und der Stellen an chriftlichen Elemen- 
tarfchulen. 

Diefe Anficht ftieß jedoch in der Berfammlung auf ſtarken Wider⸗ 
ſpruch. Graf Merveldt widerſetzte ſich derſelben im Namen der ka⸗ 
tholiſchen Kirche, deren Grundſätze verlangten, daß alle Lehrer an ka⸗ 
tholifchen Schulen (die rein technifchen Fächer ausgenommen) den ka⸗ 
tholifchen Standpunft fefthielten. Zugleich erinnerte er an bie 
Worte der Thronrede, wo der König gefagt: „Ich und mein Haus 
wir wollen dem Herrn dienen.” Damit vertrage es fich fchlecht, 
wenn die Jugend des Landes von Nichtehriften unterrichtet und ers 
zogen werde. 

Oudenau un Manteuffel II. erklärten es für einen Despo⸗ 
tismus gegen die ärmern Klaſſen, wenn man dieſe zwingen wollte, 
ihre Kinder in Elementarſchulen zu ſchicken, an denen jüudiſche Lehrer 
Iehrten, da doch Die Wohlhabenderen, die ihren Kindern Brivatunters 
richt ertheilen ließen, fchwerlich dazu jüdifche Lehrer wählen würden. 

Auch Auerswald hielt die Ausfchließung der Elementarfchulen 
für nothwendig, weil an dieſen der Lehrer allemal zugleich den Reli- 
gionsunterricht habe, und der Reg.» Kommiffar ſetzte hinzu: was 
von diefen, Das gelte auch von Progymnafien und Gymnaſien, denn 
auch da fei die Wirkſamkeit der Lehrer eine erziehende. 

Die Kurie entſchied fi) mit 236 gegen 180 Stimmen für Beibe- 
haltung des Entwurfs, alfo für Ausfchließung der JZudenvon 
allen Lehrämtern an hriflihen Schulen. 

Man kam nun zu der wichtigen Frage wegen der ſtändiſchen 
. Rechte. 

10 Stimmen gegen 3 hatten fich in der Abtheilung dafür erffärt, 
daß den Juden alle ftänpifche Rechte eingeräumt werden möchten. 
Als Grund dafür ward angeführt, daß Die Juden fchon ald Stadivers 
ordnete an der Regelung des chriftlichen Gemeinwefens Theil nähmen. 
Auch läge es ja immer in der Hand der chriftlichen Wähler, ob fie 
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einem Juden ihr Vertrauen ſchenken wollten; gefchehe Dies, fo könne 
man ficher fein, daß der Gewählte ein tüchtiger Mann fei. 
| In der Berfammlung trat biergegen zuerft v. Gaffron auf, der 
bis auf diefen einen Punft für die völlige Emanzipazion der Juden war, 
Dan jolle keinen Sprung machen, fagte er, fondern die Juden erft 
durch Entfeflelung in den übrigen Beziehungen zu dieſer höchften Stufe ver 
Gleichberechtigung mit den Chriften Heranbilden. Auch fei zu fürchten, 
bag die Juden, bei ihren großen materiellen Mitteln und ihrem feflen Zus 
fammenhalten, durch Ankauf von Grundeigenthum oder Durch Beſtechung 
ihre Leute in die ftändifchen Berfammlungen bringen würden, und bevenf- 
lich jei e8 doch, bei ver Geſetzgebung, welde den ganzen fittlichen 
und fozialen Zuftand des Staat bedinge, den Juden einen folchen Ein- 
fluß einzuräumen. 


Ihm warb von Schwerin entgegnet: 


Wenn die Juden durch Wahlumtriebe in die Stände kämen, fo würde 
Dies die Schuld der hriftlichen Wähler fein, vie fich beftechen Tiefen. 
Uebrigens ſei ſchwerlich zu befürchten, daß die Juven, die im Verhältniß 
zu den Chriſten fo gering an Zahl wären, auf den Landtagen ein Ueber⸗ 
gewicht erhalten möchten. 


Dem ſchloß Hanfemann fi an, indem er zu bevenfen gab: 
wie man gerade wünfchen müffe, daß die Juden Eigenthum fauften, daß 
fie einem edlen Ehrgeiz nach ſtändiſcher Wirkſamkeit fich hingäben, denn 
Das würde jie am Erſten vom bloßen Handel abziehen. | 

Dederath endlich wies auf Kurheſſen bin, wo die Juden 
alle Redte, das Patronat ausgenommen, befäßen. Da warb 
von minifteriellee Seite abermals mit dem Feldgeſchrei: ,, chriftlicher 
Staat! ’’ ein neuer Sturm verfuht. Man fepte Alles daran, um 
wenigſtens diefen wichtigen Punft zu behaupten, nachdem man aus fo 
vielen andern fchon verdrängt war, 

Manteuffel II. erflärte, daß er in einem chriftlichen Staate 
fih auch nur einen chriſtlichen König denken könne (als ob man 
einen Juden auf den Thron feßen wollte!), der ſich nur auf feine 
chriſtlichen Stände flübe. Da indeflen, feste er hinzu, er zu 
feinem Bedauern wahrnehmen müffe, daß nicht in allen Mitgliedern 
diefer Begriff des chriftlihen Staats feftftehe, fo wolle er auf bie 
Würde der Standfhaft aufmerkfam machen. So lange die Juden 
noch nicht moralifch gleich hoch ftänden, fo lange fie fich nicht auf 
demfelben Niveau religidfer Bildung befänden (als ob dies Beides 
Daſſelbe wäre!), fo lange müfle man wünfchen, daß das wichtigfte pos 
litiſche Recht, die Stanpichaft, ausſchließlich den Chriften verbleibe. 
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Der Landtagskommiſſar erflärte ſehr beſtimmt: 

Es ſei der „entſchiedene Wille“ der Regierung, den Karakter des 
chriſtlichen Staats aufrecht zu erhalten, und darum auch ihr „dringender 
Wunſch,“ daß dieſe Verſammlung ſtets nur vom chriſtlichen Geiſte „durch⸗ 
weht“ ſei. 

Mit Bezugnahme auf Vindes Ausfall gegen den Schahminiſter 
fuhr er ſodann fort: 

Er gebe zu, daß in der beſtehenden Gefeggebung Elemente jeien, die 
nicht als vollkommen Hriftliche bezeichnet werben Eünnten; aber das Be 
ftreben der Regierung gehe dahin, Die Geſetzgebung dem Chriſtenthum im⸗ 
mer mehr anzuſchließen, dem chriſtlichen Prinzip immer mehr Geltung dar⸗ 
in zu verſchaffen. 

Hiernach wird man alſo wohl naͤchſtens das Heer entlaſen, den 
Staatsſchatz unter die Armen vertheilen, ale Eide fo wie alle Injurien⸗ 
gefege abſchaffen und fich aller Sorge um die materiellen Interefien des 
Landes, um Handel und Gewerbe entfchlagen, da diefe ängftliche Sorge 
um das Irdiſche, die dem Spruche: Mein Keich ift nicht von dieſer 
Welt, direkt zumiderläuft, einer vom wahrhaft. chriſtlichen Geiſte 
„durchwehten“ Regierung nicht wohl anſteht. 

Es war übrigens ganz klug von den beiden Wortführern des 
hriftlichen Staats , daß fie fich nicht lediglich auf Die Innere Kraft Dies 
ſes Gedankens verließen, fondern noch einen andern Talisman zu Hülfe 
nahmen, welcher ihnen fchon oft den Sieg verfchafft hatte: die Beru- 
fung auf den ‚, entfchiedenen Willen ’ der Regierung und die Herbei⸗ 
ziehung des koͤniglichen Namens. Durch dieſe glüͤckliche Mifchung welt- - 
licher und geiftlicher Mittel gelang es dem Miniſterium, feine heilige 
Schaar fo zu fanatifiren, daß fie, als Binde die Tribüne beftieg (blos 
um eine perfönliche Bemerkung zu machen), durch Schreien und Trom⸗ 
meln mit den Süßen ihn nicht zum Worte Eommen laffen wollte, bis Die⸗ 
fer erflärte: er erwarte eine Widerlegung mit Gründen, nicht mit den 
Füßen. — Die Frage: | 

„Sollen den Juden alle ftä ndiſ chen Rechte, glei den Chriſten, 
beigelegt werben ?“ 
ward mit der Mehrheit von einer Stimme (220 gegen 219) vers 
neint. 

.. Die Oppoſizion verfuchte in. der folgenden Sitzung, wenigſtens 

einen Theil der ſtaͤndiſchen Rechte für die Juden zu erfämpfen. Han⸗ 
femann ftellte den Antrag, fie zu den Kreistagen zuzulaffen, wo - 
. Ja nur über ganz materielle Intereffen, Chauffeebauten u. dgl., vers 
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handelt würde, oder doch dad aktive Wahlrecht Ihnen einzuräumen. 
Auch fand diefer Antrag von Seiten der Abgg. Naumann, Bede 
rath, Stänmler, Dittrih, Milde, Winzler und dem Res 
ferenten lebhafte Unterftügung. Schon als Stadtverordnete, ward 
gefagt, hätten die Juden das Recht, die. Landtagsabgeordneten in den 
Städten mitzuwählen ; diefes werde ihnen alfo durch. den Entwurf ent⸗ 
zogen. Auch fei es eine Beeinträchtigung für Die, welche einen Juden 
zum Stabtverordneten gewählt hätten, wenn ihr Vertreter nicht mit 
wählen dürfe. Tſchocke erwähnte, daß in Breslau die jüdifchen 
Stadtverorpneten ohne Widerfprudy an den Landtagswahlen Theil ger 
nommen hätten. An andern Orten dagegen waren fie davon ausge⸗ 
fchloffen worden. 


Allein auch gegen dieſen Vorfchlag erhob ſich mit aller Macht die 
Gegenpartei: es ſei bereits darüber abgeſtimmt, daß die Juden keine 
ſtaͤndiſchen Rechte haben ſollten; Das ſei wenigſtens der Sinn der Ab⸗ 
ſtimmung in der legten Sitzung geweſen; man koͤnne jetzt nicht wieder 
darauf zurüdfommen, nicht jenen Beſchluß umſtoßen oder doch umgehen 
wollen. 


Selbſt von den Freunden der Emanzipazion ſchloß Graf Ren ard 

ſich dieſem Bedenken an, und, obſchon Binde, Auerswald, Milde 
u. 9. entfchleden widerfprachen,, fo trug doch wahrfcheinlich dieſer fors 
melle Grund wefentlich dazu bei, daß der Antrag mit 249 gegen 191 
Stimmen durdifiel. 


Das Bedenken, das man erhob, fand übrigens in den vorgeſchtie⸗ 
benen Formen der Geſchäftsordnung, wie auch der Marſchall fak—⸗ 
tiſch anerkannte, Feine Begründung, denn man konnte ganz wohl, nad)s 
dem der frühere Beſchluß die Ertheilung aller ftändifchen Rechte an 
Die Juden verneint hatte, auf die Trage zurüdfommen: ob ihnen nicht 
wenigftend einige folche Rechte einzuräumen, namentlich das Minis 
mum derfelben, das bloße aktive Wahlreht. Wenn Etwas gegen den 
Antrag Hanfemannns eingewendet werden konnte, fo war es höch- 
ftens Dies, daß nad) der bisherigen Praxis Vorfehläge diefer Art, die 
ſich auf eine befchränfende oder erweiternde Abänderung eines Haupt 
antrags bezogen, vor der Abftimmung über diefen felbft vorgebracht zu 
werben pflegten., Allein eine Nothwendigfeit hierzu war, nach den Vor⸗ 
fchriften der Gefhäftsordnung, durchaus nicht vorhanden; der Antrag 
kam vielmehr ganz rechtzeitig, da über Die Annahme des 8. 36 reioh 
noch nicht abgeſtimmt war. 
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Einftiimmig erflärte ſich die Abtheilung bafür, daß den jüdifchen 
PBatrimonialgerichtsinhabern geftattet fein möge, ihre Gerichtshalter 
und Bollzeiverwalter felbft zu beftelen, unter Vorbehalt der Beftätts 
gung der Behörde. Einige Mitglieder wollten ihnen auch die perfön« 
liche Verwaltung der Gerichtsbarkeit und Polizei, ganz wie den chrifte 
lichen Gerichtsherren, zugeftehen. 

Die Kurie nahm das Erfte an, lehnte aber das Zweite ab. 

Ferner befchloß man, die Aufficht über eine Kommunalverwaltung 
dem jüdiſchen Gerichtsherren zuzufprechen — nicht fo aber über das 
Bermögen einer chriftlichen Kirche. 

Daß ein Jude das Patronat nicht ausüben fünne, damit war 
die Abtheilung einverftanden; nur beantragte fie — mit 11 gegen 2 
Stimmen —, daß deffen Ausübung in folchen Fällen nicht der Regie: 
rung, fondern der Gemeinde zufallen möge. Die Kurie ſchloß ſich 
dieſem Antrage an. 

Für $. 37 befchloß die Kurie folgende Faſſung vorzufchlagen: 

„In Betreff des Gewerbebetriebs unterliegen die Juden feinen andern 
Befchränkungen, ald die Chriſten.“ 

Man müfle, ward gefagt, Alles ausfchließen, was die Abficht, 
den Juden den Gewerbebetrieb völlig freizugeben, auch nur im Leifeften 
wieder verdächtigen Fönnte. 

Bon allen übrigen 88. des 1. Abfchnittes war es nur noch einer, 
der zu einer längern Verhandlung Anlaß gab. Bei $. 40 nämlich 
hatte die Abtheilung die Einführung der Zivilehe unter den Juden 
beantragt, analog Dem, was das neue Religiondgefeg in diefer Hin⸗ 
ficht für die hriftlichen Diffidenten verordne. 

Diefer Antrag erlangte in der Kurie eine große Majorität. Zus 
gleich Hatte die Abtheilung davon Gelegenheit genommen, die Frage 
anzuregen : 

oo pn auch die Ehe zwifchen Juden und Chriften freizuges 
en fei? 

Dad Landrecht, ward gefagt, verbiete den Chriften Heirathen nur 
mit folchen Perſonen, 

„welche nah den Grundſätzen ihrer Religion ſich den chriftlichen 
Ehegefegen zu unterwerfen verhindert find”. 

Daß dergleichen religidfe Hinverniffe auf Seiten der Juden nicht 
befländen, gehe unter Anderm aus dem in der Denkichrift zitirten Gute 
achten des Pariſer Sanhedrin hervor, wonach das mofaifche Geſetz den Ju⸗ 
den Ehen nur mit abgöttiſchen Völkerfchaften verböte. Zu viefen aber 
rechne der Talmud die EhHriften nicht, weil fie den wahren Gott anbeten, 
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Alſo lediglich vom kirch lichen Standpunkte ſtellten fidh einer fols 
chen Miſchehe Hinderniſſe entgegen, da allerdings chriſtliche Geiſtliche An⸗ 
ſtoß nehmen möchten, eine Ehe mit einem Juden einzuſegnen, wie umge⸗ 
tehrt von ven Rabbinern eine Ehe mit einem Chriften nicht anerkannt 
würde, Allein, wie der Staat über die Bedenken hinweggehe, welche in 
der hriftlichen Kirche felbft gegen Ehen von Perfonen verfchiedener 
Konfeſſion beftänden, ebenſo fönne er es bei Ehen zwifchen Chriften 
und Juden thun, wenn er ji, unbefümmert um Eirchliche Hinderniffe, 
barauf befchränfte, die Form der Ehe und deren Wirkungen zivilrecht— 
Lich zu beflimmen. 


Die Abtheilung empfahldaher der Kurie mit 12 Stimmen gegen 3: 

„bei St. Majeftät dem Könige die Zulaffung der Zivilehe zwi- 
chen Chriften und Juden zu befürworten”, 

Sn der Kurie nahmen fich dieſes Antrags die Abgg. Graf Re 
nard, Tfhode, v. Sauden, v.Byla, v. Bardeleben, Alden 
boven und Hanfemann aufs Wärmfte an. 

Graf Renard erkannte in der Ehe zwifchen Juden und Chriften 

das befte Sühnemittel nazionalen Haſſes. Tihode und v. Byla 
glaubten ebenfalls, daß durch Nichts fo leicht, als durch die Gemein⸗ 
fhaft des Familienlebens , die noch beftehende Abfonderung und die 
Berfchievenheit der Zebensgebräuche befeitigt werden möchte. Sauden 
fand es nicht gerechtfertigt, wenn das Heiligfte im Menfchen, die 
Liebe, unterbrüdt werde oder der eine Theil gezwungen fei, feinen 
Glauben abzufhwören. Bardeleben fragte: ob man denn apoſto⸗ 
lifcher fein wolle, als die Apoſtel felbft, welche Ehen zwifchen Juden 
und Chriſten geftattet hätten? Auch berief er fich auf das Beifpiel 
anderer Länder, Frankreichs, Englands, Weimars, Kurhefiens, Bel: 
giens, wo Mifchehen erlaubt wären. Wenn num eine foldye Ehe durt 
eingegangen würde und die Eheleute kämen dann nach Preußen zurüd, 
fo folle bier die Ehe gerichtlich getrennt werden, wie Dies neuerdings 
in Königsberg vorgefommen *)? 

Gegen den Antrag machte Manteuffel geltend: wenn aud) die 
Eheleute felbft durch ihre Liebe über den Gegenfag ihrer Glaubensmei⸗ 
nungen hinweggehoben würden, wie aber würden die Kinder, „die mit 
dem Eintritt ins Leben nody nicht zum Bewußtfein diefer Liebe gelangt 
find’’, dieſe Religionsverfchienenheit befeitigen ? 

(Glaubt denn der geehrte Abgeordnete, daß die Kinder früher 


*) In dem bekannten Falle des Dr. Falkſon. 
25 
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zum Bewußtjein der Religionsverſchiedenheit ihrer Aeltern, ald zu dem 
. der gemeinfamen Liebe, welche fie mit Diefen und Diefe unter einander 
verbindet, gelangen werden ?) 

Steinbed entwidelte tiefmyftifche Begriffe von der Ehe, „die 
durch ihre Firchliche Bedeutung den Chriſten mit dem Exlöfer verbinde‘, 
während der Nichtchrift diefelbe nur als ein rechtliches Verhältniß, det 
Jude fie fogar als einen Kauf betrachte. 

Zwei katholifche Mitglieder, HSarthaufenund v. Landsberg: 
Steinfurt, widerfegten fich dem Antrag im Namen ihrer Kirche, wel⸗ 
che Ehen zwifchen Katholifen und Juden für ungültig erfläre. Ihnen 
erwiderte aber ein andrer Fatholifcher Abgeordneter, Aldenhoven: 

Die Kirche erkenne Manches nicht an, was der Staat doch zulaffe 
oder ſelbſt vollziehe, 3. B. Eheſcheidungen. Das ſei dann Gewiſſensſache 
jedes Einzelnen. 

Von manchen Seiten ward auch behauptet: die ganze Frage ge⸗ 
hoͤre nicht hierher. Schwerin ſagte: hier habe man nur die rechtliche 
Form der Ehe zu beſtimmen; das Kirchliche müſſe ganz aus dem Spiel 
bleiben, gemäß dem Grundſatz: das Gebiet der Kirche von dem des 
Staats zu trennen. Andre wieder meinten: es bebürfe eines ſolchen 
Antrags gar nicht, da ein gefehliches Verbot von Mifchehen nicht 
eriftite, oder man müfle fi) wenigftens erft darüber genauer unterrich 
- ten. Allein Dem hielten Hanfemann und der Referent den K% 
nigsberger Fallentgegen, und, obfchon ver Regierungsfommiffar 
eine Interpelazgion Auerswalds darüber nicht beantwortete, fo 
konnte Doch, nady den angeführten Thatſachen, fein Zweifel fein, daß 
wenigftend die Regierung die Gefege fo auslege, als ob fie wirklich 
Eben zwifchen Juden und Chriften unterfagten. 

Die Kurie befchloß daher, trog des erhobenen Widerſpruchs, auf 
den Gegenſtand einzugehen, und nahm ſodann den Antrag ſelbſt mit 

281 bejahenden 

gegen 142 verneinen de Stimmen 
an. 
Den zweiten Abſchnitt des Entwurfs, welcher AUsnahm e⸗ 
beſtimmungen für die poſener Juden aufſtellte, hatte die Abthei⸗ 
lung einſtimmig verworfen ſie wollte, daß der erſte Abſchnitt für Die 
ganze Monarchie Seltung haben ſolte. Ihre Gründe dafür waren 
folgende: 


Die Regierung ertenn⸗ ſelbſt in der Denlſchrift an, daß die Verordn. 
v. 1. Juni 1833, welche bie Verpältniffe der Juden in Poſen georbnet, 


“ 
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auf den fittlichen Zuftand derſelben wohlthätig eingemirkt und daß derſelbe 
fich feitvem merklich gehoben habe. Allein fie fchreibe viefe Wirkungen 
nicht den befreienden, fondern den beſchränkenden Beflimmungen 
jener Verordnung zu und halte deshalb die Verlängerung diefer legtern für 
gerechtfertigt. Die Abtheilung fei der entgegengefegten Anficht. Sie flüge 
fih dabei theils auf die amtlichen Berichte der Regierungen zu Bromberg 
und Pofen, zufolge deren gerade vie Vereinigung der Juden in Pofen zu 
bürgerlichen Eorporativen Berbänden nachthetlig auf fie gewirkt habe, theils 
auf den allgemeinen Erfahrungsſatz, daß die Juden überall da auf einer 
böhern Bilvungsftufe ftehen, wo fie fich einer humanen Geſetzgebung er» 
freuen. Möchten übrigens auch die pofenfchen Juden an Bildung hinter 
denen der andern Provinzen zurüd fein, fo fanden fie Doch gewiß auf feiner 
niederern Stufe, als auf welcher die Juden der alten Provinzen zur Zeit 
der Erlaflung des Edikts v. Jahre 1812 fi befunden, Es fei ferner um 
fo weniger gerechtfertigt, die Juden Poſens noch länger unter einer Aus⸗ 
nahmegefeggebung zu halten, als ein großer Theil ihrer früher gleichfalld 
zum Herzogthum Warfchau gehörigen Stammesgenofien, der zu den 
Regierungsbezirken Sranffurt und Marienwerder gefchlagen worden, fehon 

laͤngſt der Geſetzgebung der Altern Provinzen fich erfreue, ohne daß daraus 
ein Nachtheil für den Staat hervorgegangen. | 


Der Kampf , der ſich hierüber in der Kurie entfpann, ward auf 
der einen Seite von Solchen geführt, denen vor einer Ueberſchwem⸗ 
mung ihrer Landestheile mit pofenfchen Juden bangte, auf der andern 
Seite von Abgeordneten der Provinz Poſen, die freilich ebenfofehr ein 
Intereſſe daran hatten, ihre Provinz von der dort zufammengedräng- 
ten jüdifchen Bevölferung zu entlaften. Den Letztern fand jedoch zu⸗ 
gleich das.höhere Interefe der Gerechtigkeit und Humanität zur Seite ; 
auch konnten fie mit Necht für fich geltend machen, daß, wenn fie die 
Laft, die jegt ihre Provinz drüde, dieſer erleichtert zu fehen wünſchten, 
ihre Abficht dabei keineswegs die fei, Diefe Laft den andern Provinzen 
aufzubürden, daß fie vielmehr überzeugt wären, die Bolge einer Frei: 
gebung der pofenfchen Juden werde eine Erhebung derfelben zu einem 
- weit befferen fittlihen und geiftigen Zuftande fein, einem Zuftande, der 
fle. dann für feinen Landestheil mehr als ein gefährliches Element ers 
feinen laſſe. Sehr treffend fprach Dies namentlich der Abg. v: Ja⸗ 
raczewski in dem folgenden Gleichniß aus: 


„Wir Randwirthe, wern wir Waffer Haben, das duch Aufflauung 
fumpfig und gefährlich werden koͤnnte, fuchen dieſes abzuleiten, um vafjelbe 
der gefunden Luft, den fegnenden Sonnenftrahlen auszuſetzen. Das Wal 
fer verliert dann feine ſchädlichen Eigenfchaften, eignet fi die guten an. 
Thun wir i in der moraliſchen Welt Daſſelbe mit den Juden! Entziehen wir 
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"Diefelben der ſegnenden Einwirkung der Ziviliſazion nicht! Im Gegen: 
tbeil, laſſen wir fie fich frei unter uns bewegen !’ 


Auch Abgeordnete anderer Provinzen traten auf dieſe Seite, und 

fo ward der Vorfchlag der Abtheilung mit 
242 gegen 161 Stimmen 
angenommen. | 

Schon im Laufe der allgemeinen Debatte über den Gefeßentwurf 
waren mehrere Amendements geftellt worden, welche auf Ablehnung 
des ganzen Gefehes gingen. An deſſen Stelle follte dann entweder, 
wie Bederath und Winzler vorfchlugen, ein einziger Paragraf tres 
ten, der die völlige Gleichberedhtigung der Juden mit den. Chriften in 
allen und jeden Beziehungen ausfpräche (die den Kultus fpeziell betref⸗ 
fenden natürlich ausgenommen), oder, nad) Mildes Antrag, das 
Geſetz v. 1812, in feinem urfprünglichen , ächt freifinnigen Geifte und 
nad) dem gegenwärtigen Bedürfniſſe ergänzt und verallgemeinert. 

Auf diefe Anträge ging man jest zurüd, wie Dies gleich damals 
vom Marſchall ausdrücklich vorbehalten worden war. Zuerft fam der 
Beckerath-Winzlerſche Antrag zur Abftimmung. Bederath er: 
Härte defien Annahme für eine Korderung der Gerecdhtigfeit. Das 
gegen warb von den Gegnern der Emanzipazion, insbefondere ven 
Herren v. Bis mark und Lilien, nochmals an den hriftlichen 
Sinn der Berfammlung appellirt, und Graf Finfenftein ging fo 
weit, zu behaupten: durdy die Emanzipazion der Juden werde man 
eine Ungerechtigkeit gegen die Ehriften begehen. 

Der Antrag ward mit 

220 gegen 186 Stimmen 
verworfen. 

Milde zog hierauf den feinen zurüd. 

Der Marſchall ftellte nun die Frage: 


ob die Verſammlung den König bitten wolle, den Gefegentwurf mit 
den befchloffenen Abänderungen zu erlaffen? 


Diefe Brage ward mit fehr ſtarker Majorität bejaht. 


Bei der Berathung in der Herrenfurie kamen faft alle die Streite 
fragen, weldye die andere Kurie bewegt hatten, und größtentheild auch 
biefelben Beweisführungen, dieſelben allgemeinen Gegenfäge, ja fogar 
diefelben befondern Schattirungen der Anfichten wieder zum Vorfchein. 
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Nur das numerifche Verhältniß der Partein zu einander war hier ein 
ganz anderes. 

Für völlige Emanzipazion der Juden fämpfte in der Her 
renkurie diefelbe freifinnige Dreiheit, die bei allen Fragen diefer Art feft 
zufammenzuhalten pflegte — Graf York, Graf Dyrhn und Fürft zu 
Lynar. Sie fämpften dafür mit einem Eifer, einer Konſequenz und 
Ausdauer, die um fo bemundernswerther war, als fie natürlich von 
vornherein auf einen Sieg ihrer Ideen verzichten mußten. Sie griffen 
nicht allein in der allgemeinen Debatte das Prinzip des Geſetzentwurfs 
aufs Entfchiedenfte an, fondern Famen auch bei der Berathung der ein« 
zelnen Paragrafen mit unerfchütterlicher Beftigfeit immer wieder auf 
ihre Orundfäge zurüd und machten den, durch ihre Zahl übermächtigen 
Gegnern jeden Fußbreit Boden ftreitig. 

Fürft Lynar erflärte fi namentlich gegen die Abfperrung der Ju⸗ 
den in befondere Korporazionen, die er fehr bezeichnend ‚, moralifche 
Ghettos ’’ nannte. Eine folche Scheidung zwifchen den Bürgern def» 
felben Staats fei ein mittelalterliche Inſtitut; unſre Zeit fordre viel 
mehr die möglichfte Verfehmelzung der Juden mit den Ehriften, damit 
Diefelben lernten, dem Staate, den fie bewohnten, ganz anzugehören. 
So geböte ed auch das Ehriftenthum, deſſen wahrer eift ein Geift der 
Liebe und Berföhnung fei. Er beantragte daher die gänzliche 
- Ablehnung des Geſetzentwurfs und eine Bitte an den König 
um Borlegung eines andern, der Die völlige Emanzipazion ber . 
Juden entweder fofort verwirkliche, oder doch vorbereite. 

Der Antrag fand, wie Dies nicht anders zu erwarten ſtand, in 
der Kurie wenig Anklang. Nicht einmal die erforderlichen fe ch 8 Mit- 
glieder erhoben fich zu feiner Unterftügung. 

Graf York ftügte feinen Widerfpruch gegen das Geſetz auf dag 
Prinzip der Trennung von Kirche und Staat, auf die Gewiffensfreiheit, 
welches in Preußen von jeher ſchon, im Allg. Landrecht, anerfannt fei, 
auf die Gerechtigkeit gegen die Juden, welche zum Theil, namentlid) in 
den ehemals franzöfifchen Landestheilen, ſchon im Befig größerer Rechte 
gewefen, als der Entwurf ihnen zuertheilen wolle, endlich auch auf die 
Erfahrung, daß da, wo die Juden emanzipirt wären, die meiften 
Vebertritte zum Chriſtenthum vorfämen. Graf York nahm die Juden 
gegen den Vorwurf größerer Unfittlichfeit in Schug, welchen die vom 
Suftizminifterium veröffentlichte vergleichende Statiftit der Verbrechen 
von Juden und Ehriften auf fie gewälzt habe. Diefe Statiftif ſei uns 
richtig, infofern fie 3. B. die fänmtlichen Holz und Forſtfrevel — 
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zufammen wohl 190,000 — außer Berechnung laſſe und bie jüblfche 
Bevölkerung nur zu den 77,000 andern Verbrechen flatt zu etwa 
260,000, in Berhältniß ftele. (Schon die Abtheilung hatte die Bemer⸗ 
fung gemacht, daß man die jüdifche Bevölkerung hierbei nicht mit der 
Gefammtbevölferung, fondern nur mit der ſtaͤdtiſchen — weil auch Die 
Juden faft nur in Stäpten lebten — vergleichen dürfe.) 

Graf Dyrkn befämpfte Die Anficht, ale ob die Juden noch nicht 
reif zur Emanzipazion wären. So fage man zu Jedem, dem man Eis 
was verweigern wolle. Wenn man nun auch 1808 die preußifchen 
Bauern für nicht reif zur Emanzipazion erflärt hätte, wo wäre da Die 
fo glorreiche und fegensreiche Landeskulturgefeggebung geblieben ?. 

Auch Graf Zieten fihlen bei der allgemeinen Debatte fid) den 
Pertheidigern der Emanzipazion anzufchließen,, verleugnete jedoch Diefe 
Anficht ſpäter mehrfach bei den einzelnen Punkten. 

Das entgegengefepte Extrem ward am Entfchiedenften vom Für: 
fin W. Rapdziwill, einem Mitgliede der Abtheilung, vertreten. 
Mie Graf Finfenftein in der Ständefurie, fo erklärte Fürft Ra d⸗ 
ziwill: die Juden möchten Chriften werden, dann wären fie jogleich 
emanzipirt! Die 1800jährige Zerftreuung dieſes Volks über Die ganze 
Erde fei ein Gottesgericht, weldyes fie felbit verfchuldet hätten. 

Nicht ganz fo fchroff, aber doc) in den meiften Punkten gegen eine 
größere Gleichftelung der Juden mit den Ehriften ſprach fih Graf 
Dohna-Laud aus. Sein Standpunkt war der des chriftlichen Staas 
tes, auf welchen ihm bei der ſpeziellen Debatte noch verfchiedene andere 
Mitglieder folgten, 

Endlich fanden auch die vermittelnden Anfichten, die in der andern 
Kurie fich geltend gemacht hatten, hier ihr Gegenbild : die eine, welche 
die Juden nur allmälig zur Sreiheit heranziehen wollte, dort durch 
den Herrn v. Byla, hier durch den Grafen Solms-Baruth ver 
treten; Die andere, drüben vom Grafen Renard aufgeftellt, bier vom 
Herrn v. Sierftorpff verfochten, wonach den Juden zwar völlige 
Emanzipazion gewährt werden follte, aber unter der Bedingung, daß 
fie ihren Separatismus, ihre Intoleranz gegen hriftlihe Sitten und 
Gebräuche aufgäben, vor Allem den Sabbat auf den Sonntag ver- 
legten. 

Bon der Minifterbanf aus ward der Entwurf bier durch den Mi- 
nifter Eichhorn vertheidigt. Die Idee des chriftlichen Staats, welche 
in der andern Kurie der Minifter v. Thile fo ſcharf in den Vorder; 
grund geftellt hatte, warb von Eichhorn mehr nur beiläufig ange 
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führt — vielleicht weil er deren Anerkennung in dieſer Kurie mehr, als 
in der andern, voraudfegen zu dürfen glaubte. Dagegen fpielte in 
Eichhorns Vortrag eine andere Lieblingsidee des herrfchenden Sy⸗ 
ſtems eine große Rolle: das Prinzip Forporativer Bereinigung 
oder, wie der Minifter es nannte, ‚,‚organifcher Bildung““. Der Minis 
fer beflagte, daß unfre Zeit eine Scheu habe vor jeder foldhen ‚‚orga« 
nifhen Bildung in den gefelfchaftlichen Zuſtaͤnden““, daß fie, aus 
Furcht der Wiederkehr früherer Zuftände, überall widerftrebe, wo ein - 
. neues forporatives Leben fich bilden wolle. Gleichwohl zeige fich Doch 
auch ein Beduͤrfniß organifcher Oeftaltungen — Das beweife der Trieb 
der Affoziazion. Wenn nun irgendwo Etwas von felbft auftaudhe, 
ohne Zuthun des Staats, was ein organifches Leben gewinnen wolle, 
da fei die Gelegenheit nicht zu verfäumen, „den leeren Raum mit neuen 
Lebensformen anzufüllen.“ Diefe Idee habe man fchon bei der neuen 
Gewerbeordnung verfolgt; von diefer fei man auch hier ausgegangen. 
Es folten feine neuen Korporazionen gefchaffen werden, fondern das 
Geſetz nehme die fich vorfindenden Zuftände auf, denn an vielen Orten 
exiftirten ſchon Judenſchaften; es mache ſich ganz von feldft, daß Diefe, 
neben den religiöfen Angelegenheiten, auch noch andere gemeinfame 
Angelegenheiten ihrer Glaubensgenoffen in den Kreis ihres Wirkens 
zögen; diefem Sichvonſelbſtmachen fomme man nur zur Hülfe, indem 
man jenen DBereinigungen Korporazionsrechte beilege u. |. w. Die 
befondere Vertretung der Judenfchaften in den Stadtverordnetenfollegien 
fei nur deshalb vorgefehen, damit da, wo etwa das Vertrauen der 
riftlichen Wähler fich nicht den Juden zuwende, Diefen ein andret 
Meg in die ſtädtiſche Vertretung eröffnet fei. Die Repräfentanten der 
Judenſchaften follten übrigens keineswegs das gefonderte Interefie 
ihrer Korporazion, fondern ebenfogut das der ganzen Bürgerfchaft 
vertreten, wie die Abgeordneten der befondern Stände auf den Land» 
tagen das ganze Land. Auch fei ja Alles dem freien Entfchluß der Zus 
denfchaften und der freien Bereinigung. mit den ftädtifchen Korporazio⸗ 
nen überlaffen. Sei es alfo nicht vielmehr eine Befchränfung der Frei— 
heit, ein unftatthafter Zwang zur Bermifhung, wenn man Dem 
widerſtrebe? 

Trotz dieſer eindringlichen Empfehlung der „organiſchen Bilduns 
gen“, erklärte ſich dennoch die Herrenkurie, wie die Staͤndekurie, auf 
den Antrag ihrer Abtheilung für Ausſcheidung alles Deſſen aus den zu 
bildenden Vereinigungen der Juden, was über den Zweck einer korpo⸗ 
rativen Regelung ihrer Firchlichen Angelegenheiten hinausgreife und 
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diefelben zu abgefonverten politifhen Korporazionen machen möchte. 
Demgemäß ward in $.2 der Ausdruck Judenfhaften mit dem: 
Synagsgengemeinden, vertaufchtz ed ward die befondere Ver⸗ 
tretung diefer Vereine in den Stadtverorpnetenfollegien abgelehnt, ja 
fogar deren Befugniß zur Verwaltung von Armenfonds und Stiftungen 
auf die ſchon beftehenden und auf folche neu hinzufommende bejchränkt, 
deren Stifter Dies ausdrücklich wünfchen würden. 

8. 18 befchloß man, unter Zuftimmung des Minifters, fo zu 
fafien, daß die Regierung Trennungen in jüdifchen Gemeinden 
nicht zu hindern, wohl aber darüber zu entſcheiden habe, ob eine neue 
Gemeinde fih bilden dürfe — wie ja auch feine neue chriftliche Reli- 
gionsgeſellſchaft ohne Genehmigung des Staats ind Leben treten 
fönne. 

Bei $. 20 ward beantragt, daß 2, der in die Kommiſſion zu er- 
nennenden Mitglieder aus den von den Synagogengemeinden Borges 
ſchlagenen genommen werden möchten. 

$. 27 ward, wie aud) von der andern Kurie gefehehen, geftrichen, 
weil man die allgemeinen Beftimmungen, wie fie für die Chriften gel- 
ten, für ausreichend hielt und nicht wollte, daß etwas Beſonderes für 
die Juden feſtgeſetzt würde, 

Dagegen trennte fich die Hertenkurie von der Ständekurie, indem 
fie die Bildung abgeſonderter jüdiſcher Schulen guthieß. 

Bei 8. 34 erklärte fih die Minorität der Abtheilung — Graf 
Dort und Fü Radziwill — gegen das darin liegende Prinzip 
der Bevormundung. Auch ward ihnen in der Kurie von Dyrhn und 
Lynar beigeftimmt. Allein die Majorität der Abtheilung berief ſich 
darauf, daß die Beftimmung in Poſen ſchon fehr günitig gewirkt habe, 
und fo nahm die Kurie den $. an. 

Bei den nun folgenden wichtigen Gefehesbeftimmungen trat die 
Heine freifinnige Frakzion der Kurie mit aller Energie und Cinmüthig- 
feit für ihr Prinzip in die Schranken. Sie wollte zunädft alle 
Staatsämter den Juden freigeben, mit alleiniger Ausnahme derer, 
welche chriftliche Kultus- und Unterrichtsangelegenheiten berührten. 
Lynar fragte: welches Bedenken man haben würde, einem Nathan 
dem Weifen felbft das wichtigfte Staatsamt anzuvertrauen? York 
erinnerte daran, daß ſchon das Edikt von 1812 den Juden Hoffriungen 
auf Staatsämter gemacht habe. Dyrhn erklärte: er halte e8 für ein 
Zeichen der Siegesgewißheit, des Vertrauens auf die fliegende Kraft 
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der Wahrheit des Chriftenthums, wenn man fich nicht fürchte, den 
Juden auch die größten Rechte im Staate einzuräumen. 

Aber diefe wenigen freifinnigen Stimmen verhallten unter dem 
Widerſpruch einer weit größern Zahl von Gegnern. Die Majorität 
der Abtheilung erklärte fich für den Entwurf, theil8 aus dem allge= 
meinen Gefihtspunfte des chriftlichen Staats, theils wegen der un- 
vermeidlichen vielfachen Berührungen der meiften Staatsämter mit 
kirchlichen und Schulangelegenheiten, theils endlich aus Furcht, die 
Juden möchten ihre Macht, wenn fie in den Befig von Staatsftellen 
fämen, zum Nachtheil des chriftlichen Elements misbrauchen. 


Diefe Anfichten fanden in der Kurie überwiegenden Anklang. 
Kielmansegge erklärte es für unangemeflen, wenn ber chriftliche 
Staat von Juden regiert werben follte; Burghaus berief fich auf die 
Stimme des Volls; Solms:-Baruth hielt mit feiner Idee der „all⸗ 
mäligen Emanzipazion“ einen folchen raſchen Schritt für unverträgli, 
und Graf Zieten äußerte fehr naiv: fo lange man noch unter den 
16 Millionen Ehriften tüchtige Leute hätte, warum folte man denn 
nad) Juden greifen? 

Der Minifter Eichhorn leugnete, daß in dem Edikte v. 1812 
etwas Beftimmtes „verheißen“ fei. Es heiße dort in $. 9: 

„Inwiefern die Juden zu andern Öffentlichen Bedienungen und 


Staatsämtern zugelafien werden, fönnen, behalten wir und vor zu be⸗ 
ſtimmen.“ 


Es ging alſo hier mit dem „inwiefern“ ebenſo, wie mit dem 
„wie“ in dem Geſ. v. 1823. Wie man ſich dort an das Woͤrtchen: 
Wie anklammerte, um die Achtmännerdeputazion alles Ernſtes für eine 
Erfüllung der Verheißung allgemeiner Stände auszugeben, fo 
verkroch man fich hier hinter das: Inwiefern, um die Verheifungen 
des Edikts von 1812 ins Unbeftimmte zu ftellen. 

Mit derfelben feinen Auslegungsfunft wußten die Minifter auch 
die Berufungen auf Art. XVI. der Bunbesafte zu entfräften, demzu⸗ 
folge, wie mehre Redner in diefer und der andern Kurie behaupteten, 
den Juden in den ehemals franzöfifchen Landestheilen Die Rechte, die 
fie vor der Befigergreifung befaßen, alfo auch die politifchen, unges 
ſchmälert verbleiben müßten. Art. XVI., ward erwidert, garantire 
den Juden nicht die in den einzelnen Bandesftaaten, fondern nur die 
von den einzelnen Bundesftaaten ihnen eingeräumten Rechte, und 
diefe Faſſung fei ausdrücklich, ftatt der früher vorgefchlagenen: in, 
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gewählt worben, um bie Rechte, die von ber Fremdherrſchaft her da⸗ 
titten, auszufdhließen. 

D du „biederes, treues deutſches Volk“! Als du in jenen 
fehweren Tagen der Gefahr für deine Fürften dich hinausftürzteft zum 
blutigen Kampfe, Alles freudig opfernd, Gut und Leben, da dachteſt 
du nicht daran, daß, zum Danf für deine Treue, für dein biederes 
Vertrauen, für deine aufopfernde Hingebung , die großen Verheißun⸗ 
gen, die damals deine Fürften jo rüdhaltlos dir entgegenbradhten, 
fpäter, nad) beendetem Kampfe, von Kleinen diplomatifchen Seelen in 
den Schraubftod ihrer jämmerlichen Pfiffigfeit gefpannt und mit Mäfeln 
und Deuteln zur Fratze verzerrt werben würden ! 

Der Minifter berief fi) aud) darauf: eine Ertheilung politis 
{her Rechte an die Juden fei noch nicht „in Uebereinftimmung mit 
dem Geift des ganzen Volks“, wenn aud) mit vem „einzelner vortreff⸗ 
licher Männer, die fih auf diefem Gebiete eine befonbere Anficht 
gebifdet hätten, 

Alfo man giebt lieber den Vorurtheilen der großen Maſſe, ale 
den gefunden und aufgeflärten Anfichten nah, die in dem wahrhaft 
gebildeten Theile des Volks — nicht blos in „einzelnen vortreff: 
fihen Männern“ — bereitd Wurzel gefchlagen haben und täglich 
mehr fchlagen ! 

Der Antrag Norks ward natürlich verworfen, der $. angenommen. 

Rückſichtlich de Gemeindeämter beantragte Die Maforität die 
Zulaflung der Juden zu allen folhen, mit denen nicht eine polizeiliche, 
sichterliche oder erefutive Gewalt verbunden fei, die Minorität das 
gegen: zu allen, ohne diefe Befchränfung. 

Die Kurie trat der Majorität bei. 

Dagegen erklärte fie fi dafür, daß die Juden zu Schieds- 
männern nicht blos für ihre Glaubensgenofien wählbar fein follten, 
und wünſchte fogar deren Zulaffung zu den Stellen der Juftizfommifs 
farien und Anwälte, foweit nicht damit das Notariat verbunden fei. 

Bei dem Bunfte wegen der afademifchen Aemter beantragte 
Die Abtheilung gegen 1 Stimme (Radziwill) die Zulaffung der 
Juden auch zu den ordentlichen: Profeſſuren in der medizini— 
hen und filofofifhen Fakultät (ohne Beſchränkung auf einzelne 
Disziplinen). Zur juriftifchen Fakultät hielt fie Diefelben nicht für 
zuläflig, theild des Doftoreides wegen, theild weil diefe Fakultäten oft 
in den Ball fämen, Rechtsgutachten zu ertheilen, alfo richterliche Funk⸗ 
zionen zu üben. 
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Diefer Auſicht fchloffen ſich, außer der gewöhnlichen Trias, auch 
noch Graf Dohna⸗Lauck und GrafRedern an. Letzterer wünfchte, 
daß den preußifchen Univerfitäten,, die der Mintfter mit Recht für 
„Kleinodien des Staats’ erklärt habe, alle hellleuchtende Edel⸗ 
fteine angereiht werden möchten, wo man foldhe auch finde. Er erins 
nerte an die vielen ausgezeichneten Männer in Kunft und Wiftenfchaft 
aus der Zahl der Juden, deren Gewinnung nur eine Zierde für den 
Staat fein könnte. 

In gleichem Sinne verfuhten Dyrhn und y ork aus dem Be⸗ 
griffe der universitas litterarum, der ſich nur bei den deutſchen Univer- 
fitäten rein erhalten habe, die Rothwendigkeit berzuleiten, bier die 
größte Freiheit walten zu laffen und kirchliche Rüdfichten, wie fie 3. B. 
auf den engliſchen Hochſchulen laſteten, gänzlich fernzuhalten. Diefe 
Richtung habe man früher in Preußen verfolgt, als man die auswärte 
als Irrlehrer Vertriebenen aufgenommen und angeftellt, und dadurch 
feien Preußens Univerfitäten. groß und berühmt, wahre universitates 
litterarum geworden. | 

Diefem Begriff der Univerfitäten, als Anftalten der freien Wiffen- 
fhaft, ftellten die Grafen B. Stolberg und Solms-Baruth 
fowie der Minifter den Begriff hriftlidher Anitalten oder (wie 
Eichhorn ſich ausprüdte) ‚‚organifcher Gliederungen“ nicht blos 
zum Unterricht, fondern auch) zur Erziehung, entgegen, und Fürft 
Radziwill nahm noch ganz befonders für die Fatholifchen Uni- 
verfitäten die Ausjchließlichfeit ihres Befenutniffes in Anſpruch. 

Dennod ward der Antrag auf Zulaffung der Juden zu allen 
Lehrftühlen der filofofifchen und medizinifchen Fafultät nur mit 31 gegen 
28 Stimmen abgelehnt, und deren Zulaffung zuden ordentlichen 
Profeffuren in den freigegebenen Fächern erlangte fogar die Majori— 
tät. Desgleichen befhloß die Kurie, auf Yorks Antrag, mit 31 
gegen 23 Stimmen , zu jenen Fächern noch die linguiftifchen hin» 
zuzufügen. 

Die Errichtung eines Lehrftuhls für jüdifche Theologie, welche 
2 Mitglieder ver Abtheilung wünfchten, ward nicht angenommen. 

Die Anftelung der Juden bei andern Lehranftalten, mit 
Ausnahme der Vorfteherftellen und allen Stellen an Elementarfchulen, 
hatte die Abtheilung befürwortet. Allein gegen diefen Vorfchlag erhob 
fich eine noch weit ftärfere Oppoſizion, als bei den afademifchen Aem⸗ 
tern. Namentlich erklärten mehrere Fatholifche Mitglieder die Anftellung 
von Juden an fatholifhen Gymnaſten geradezu für unzuläffig. Der 
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Miniſter wies auf die gefchichtliche Entftehung der Gymnaften und 
ihre Aufgabe als Erziehungsanftalten hin. Selbft der Prinz von 
Preußen trat gegen die Abtheilung auf und meinte: man fei ſchon 
weit genug in der Toleranz gegangen, um ohne Vorwurf diefen Vor⸗ 
ſchlag ablehnen zu können. 

Obgleich daher die Abtheilung ihren Antrag, auf des Herzogs von 
Ratibor Rath, dahin mopdifizirte, daß auch hier nur die Bächer der 
Mathematit, Naturwiffenfchaft und der neuen Sprachen den Juden 
geöffnet fein follten, fo gewann er doch auch in Diefer Beſchränkung 
nicht mehr als 


für fi. 
* Der unermüdliche York feßte es aber durch, daß wenigftend an 
Gewerbſchulen Juden als Lehrer zugelaffen werden follten. 

Es blieb nun noch der wichtigfte Punkt in 8. 36 übrig, die Frage 
der ſtändiſchen Rechte, Die Abtheilung hatte ſich in ihrer Majo- 
rität gegen deren Ertheilung an Juden erflärt; nur das Recht der 
Präfentazion des Gerichts- und Polizeiverwalterd wollte fie den 
jüdifchen Rittergutsbefigern zugeftehen. Die Minorität, beftehend aus 
dem Prinzen Biron und dem Grafen Dorf, bielt e8 für unbedenf- 
li) , den Juden diefe Rechte einzuräumen. Biron erklärte es für eine 
Inkonfequenz und eine Unbilligfeit, den Juden, welche Rittergüter 
erwerben dürften, die mit dem Befige folcher verbundenen Rechte vor: 
zuenthalten, Ihr Erfcheinen auf den Kreistagen fei ganz unbedenklich; 
würde aber auch ein Jude zum Landtagsabgeordneten durd) das Vers 
trauen feiner chriftlichen Standesgenoffen gewählt, fo wäre Dies ein 
fiheres Zeichen feiner Würbigfeit und Befähigung. 

Aehnlich äußerte ſich Graf Dorf. 

Am heftigften ward dieſer Anficht vom Fürften Lichnowsky 
widerſprochen, der überhaupt bei allen religiöſen Fragen ſelbſt jenen 
Schein der Freifinnigfeit, in den er bei rein politifchen fich meiftens 
hüllte, von ſich warf und als ftrenger Katholif auftrat, Er konnte 
nicht begreifen , wen denn eigentlich ein Jude, wenn er zum Landtage 
gewählt würde, dort vertreten follte. Doch nicht die Chriften ? 

Eine naive Frage, in der That! Nach dem weftfälifchen Frieden 
gab es auf dem deutſchen Reichstage ein Corpus Evangelicorum und 
ein Corpus Catholicorum , in jenem wurben die Intereffen der evanges 
liſchen, in dieſem die der Fatholifchen Stände des Reichs abgefondert 
vertreten. Es würde ganz in der Konfequenz jener Frage liegen, wenn 


9 Stimmen 
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der edle Fürft auf eine Scheidung des Ber. Landtags in eine evangeli⸗ 
ſche und eine Fatholifche Kurie antrüge; denn wie fann der Evangelifche 
den Katholifen, der Katholif ven Evangelifchen mit vertreten? Stoßen 
ihre beiderfeitigen Intereffen nicht oft weit härter auf einander, weil 
fie einander an Macht und Anfprüchen weit mehr gleichftehen, als die 
SInterefien von 200,000 Juden und die von 16 Millionen Chriften? 

Der Abtheilungsantrag warb angenommen, den Juden alfo bie 
Standſchaft abgejprochen. 

Wie die jenfeitige Abtheilung, fo beantragte auch die der Herren⸗ 
furie die Einführung der Zivilehe für die Juden nach Analogie 
des Gef. v. 30. März 1847. 

Die Kurie ftimmte diefem Antrage bei. 


Desgleihen hielt die Abtheilung ebenfalls eine Beftimmung in 
diefem Gefege über die Gültigkeit von Ehen zwifchen Juden und 
Ehriften für nothwendig. Darüber, ob darin deren Gültigkeit oder 
Ungültigfeit auszufprechen, waren die Anfichten in der Abtheilung — 
3 gegen 3 — getheilt. Für den Fall aber, daß diefelben als gültig 
anerkannt würden, beantragte die Abtheilung einftimmig: 

daß ſolche Ehen nur unter der Bedingung zu geftatten feien, 
daß ſämmtliche Kinder daraus in ver chriſtlichen Konfelllon erzogen 
würden. 

Man fah alfo die Mifchehen als ein Mittel an, um die Juden 
zum Chriſtenthum herüberzuziehen. Selbft Die, weldye ſich für Die 
Gültigfeit folher Ehen entſchieden, bekannten ganz offen, daß fie nur 
unter diefer Bedingung und in diefer Hoffnung Heirathen zwifchen 
Ehriften und Juden wünfchen Fönnten. 

Auch fie alfo waren von Profelytenmacherei nicht ganz frei, auch 
fie vermochten das rein Menſchliche von dem fpezifiih Chriftlichen und 
Jüdiſchen nicht ganz zu trennen. Stellte man fich aber nicht hierdurch 
in Schatten gegen das Judenthum, dem ein Redner in der Stände 
furie mit Recht das Zeugniß gab, daß es von Proſelytenmacherei ſich 
gänzlich fern halte? 

Aber felbft diefe Ausiicht auf einen für das Chriftenthum zu 
machenden Gewinn fonnte die Gegner der Juden mit einer fo engen 
Berbindung zroifchen diefen und den Ehriften nicht ausföhnen. Man 
fand es unvereinbar mit dem chriftlichen Begriff der Ehe fo wie mit 
der Innigfeit des Familienlebens, Daß der eine Ehegatte einer andern 
Religion angehören follte, als der andere; ja Einzelne fürchteten fogar 
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eine, Erſchuͤtterung des Chriſtenthums“ ein Hinüiberziehen des chriſt⸗ 
lichen Ehegatten zu dem Glauben des jüdiſchen. 

Die Kurie befchloß gegen 19 Stimmen, feine geſehliche Be⸗ 
ſtimmung über die Ehen zwiſchen Juden und Chriſten zu erbitten. Die 
Frage der Zufäffigfeit gelangte fomit gar nicht zur Abftimmung. 

Schon im Eingange ihres Gutachtens hatte die Abtheilung die 
Zweckmaͤßigkeit von Ausnahmebeftimmungen für Die Juden der Provinz 
Pofen anerkannt. Eine Ablehnung des ganzen 2. Abſchnitts, wie 
ſolche von der Ständefurie befdyloffen worden, kam hier nicht zur Frage. 
Nur zwei Modifikazionen von weſentlicher Bedeutung beſchloß die Kurie 
zu beantragen: 

einmal: die Gleihftellung der naturalifirten Juden 

Pofens mit denen der übrigen Provinzen in allen und jeden 

Beziehungen; 

zweitens: eine Erleichterung der Naturalifazion durch Aufs 

nahme der Beſtimmung, daß audy beim Nichtvorhandenfein der 

in $. 48 genannten Bedingungen die Naturalifazion auf einen 
von der Drisbehörde geftellten, vom Landrathe befürworteten An⸗ 
trag durch Genehmigung der Regierung erfolgen koͤnne. 

Dagegen beichloß man einen Zuſatz zu $. 94, wonach aus⸗ 
drücklich den nichtnaturalifiten Juden Poſens die Ueberfievelung in 
andern Provinzen unterfagt fein follte. 


Vergleichen wir die Refultate der Verhandlungen über die Judens 
frage in beiden Kurien unter fih und mit dem Entwurfe der Regie 
tung, fo find es hauptfächlich folgende Punkte, welche fich einer fol- 
chen vergleichenden Betrachtung darbieten : 

Zuerft die Tendenz des Geſetzes, die Juden von den übrigen 
preußifchen Staatsbürgern abzuſondern, fie wieder zu einer befonbern 
Klaſſe oder Körperfchaft zu machen. 

Diefe Tendenz; — der eigentliche Augpunft des Geſetzes — warb 
von beiden Kurien entfhieden verworfen. Beide Kurien ent⸗ 
fernten forgfältig alle die Beftimmungen aus dem Entwurfe, welche 
die Abſicht anzudeuten fchienen, den Judenfchaften die Stellung poli⸗ 
tifcher Korporazionen zu geben, und befchränften diefelben ausdruͤcklich 
auf die Firchlichen Zwede. In einem Punfte — wegen der Verwal⸗ 
tung von Stiftungen — ging darin fogar die Herrenfurie noch weiter, 
als die Ständekurie. 

Dagegen hielt die letztere firenger an dem Grundfag feſt, Alles 
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fernzuhalten, was auf eine Scheidung der Juben von den Ehriften 


hindeute oder hinführe, und ftrid) deshalb den Punkt wegen der geſon⸗ 


derten Judenſchulen, desgleichen wegen ber Einwirkung der Judenvor: 
fände auf Die Erziehung der Judenfnaben. 


Die Autonomie der Judengemeinden in Bezug auf ihre - - 


innern Kultusangelegenheiten fuchten beide Kurien feftzu: 
halten. Die Herrenfurie befundete dieſes Beſtreben, indem ſte für Die 
Kommilfton zu Entfcheidung kirchlicher Differenzen eine gewifle Anzahl 


von Mitgliedern aus den von den Gemeinden Vorgefchlagenen zu 


nehmen empfahl, beide Kurien durch Befeitigung der Beftimmung, 
wonach es ſchien, als folle die Trennung einer neuen Sekte von einer 
Gemeinde nur mit Genehmigung der Regierung flattfinden koͤnnen. 
Dod war die Faſſung, welche die Ständefurie hiernach dem $. gab, 
prägifer und misbräuchlichen Auslegungen weniger ausgeſetzt, als die 
der Herrenkurie. 


Wenn in den vorgenannten Punkten beide Kurien ſo ziemlich den 


gleichen Weg gingen — von dem der Regierung vielfach entſchieden ab⸗ 
weichend —, ſo trennten ſich dagegen ihre Bahnen merklich bei denjeni⸗ 
gen Theilen des Geſetzentwurfs, welche die politiſchen Rechte der 
Juden betrafen. Hier blieb die Herrenkurie bedeutend an Freiſinnigkeit 
hinter der Ständekurie zurück und ſchloß ſich den Abſichten der Regie— 
rung enger an. 

Die Ständekurie wolle den Juden den Zutritt zu allen 
Staatsämtern, mit Ausnahme der die Kultus- und Unterrichtsange: 
fegenheiten der Ehriften berührenden, desgleichen zu allen Gemeinde- 
ämtern einrdumen, — die Herrenfurie ließ es in der erſten Bes 
ziehung bei der Beftimmung des Entwurfs und in legter ſchloß fie Die 
mit tichterlichen,, polizeilichen und exefutiven Verrichtungen verbun⸗ 
denen Aemter aus. 

Hinſichtlich der Schiedsmänner waren beide Kurien einig. 


Die Ständekurie beſchloß ferner, daß die Juden zu allen 
akademiſchen Lehrämtern nnd Würden zugelaffen werden ſollten, die 
Herrenfurie befchränfte deren Anftelungsfähigfeit auf die im Ent⸗ 
wurfe vorgefchriebenen fpezielen Faͤcher und Die Linguiftif, dehnte fie 
jedoch (über den Entwurf hinaus) auch auf die ordentlichen Pro- 
feffuren, nicht aber auf das Dekanat u. |. w., aus. 

Die Anftelung der Juden an andern Gehen Lehranſtalten 
ward in beiden Kurien verworfen. 
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Ebenfo die Extheilung ſtaͤndiſcher Rechte an Diefelben, mit 
Ausnahme der indireften Ausübung der Gerichtsbarkeit und Polizei. 

Für Einführung der Zivilehe bei den Juden erklärten fich beide 
Kurien. 

Die Ständekurie beantragte außerdem die gefegliche Beftat- 
tung der Zivilehe zwifchen Chriften und Juden — bie 
Herrenfurie wies diefen Antrag, als nicht hierher gehörig, von 
der Hand. 

Endlich hielt die Herrenkurie die Scheidung zwifchen den 
Juden der Provinz Pofen und denen der übrigen Mon» 
archie, fowie die Ausnahmebeftimmungen für jene Erftern feft, wäh: 
rend die Ständefurie den 1. Abfchnitt Des. Geſetzes gleihmäßig auf 
alle Juden im preußifchen Staate angewendet wiffen wollte. 


FSünfundzwanzigftes Kapitel. 


Verhandlungen der Herrenkurie über die Anträge auf Abanderungen 
ber Verordnungen vom 3. Febr. 


Wir nähern uns dem legten Stadium des Landtags. 

Wie Derfelbe mit Verhandlungen über die Verfaſſungsfrage bes 
gann, fo ſchloß er auch mit ſolchen. Die Anträge auf Abänderungen 
ber Gefebgebung v. 3. Febr., über deren Schidfal in der Ständefurie 
wir im 21. Kapitel berichtet haben, waren von dieſer an bie Herren» 
furie gelangt und fanden nunmehr bier zur Berathung. 

Die vorberathende Abtheilung der Herrenfurie hatte mit diploma⸗ 
tifcher Feinheit ein näheres Eingehen auf die Gründe, aus denen 
die andere Kurie den einzelnen Anträgen beigetreten war, ver⸗ 
mieden und fich überall nur an den Gegenftand der Bitte felbft ges 
halten. 

Daher führte fie bei dem erften jener Anträge, dem auf Periodizis 
tät des Bereinigien Landtags, zwar die jenfeitö geltend gemachten 
Gründe des Rechts, der Nüplichfeit und Nothwendigkeit in allgemeis 
nen Andeutungen an, ftellte e8 aber der Weisheit des Königs anheim, 
welchen diefer Gründe er für gewichtig genug erachten werbe, um ſich 
dadurch zur Gewährung der Wohlthaten periodifcher Wiederkehr bes 
ſtimmen zu lafien. 

In der Sache felbft trat fie der Bitte der Staͤndekurie um Perio⸗ 
dizitaͤt im Allgemeinen mit 10 gegen 2 Stimmen bei, nicht fo aber der 
Bitte um Einberufung des Landtags in zweijährigen Zwiſchen⸗ 
räumen; vielmehr empfahl fie der Kurie ( mit 11 gegen 2 Stim- 
men): 

die Beſtimmung ver Friſt Sr. Majeftät zu überlaflen. 

| j 26 
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Der Standpunkt der Herrenkurie zu den Verfaffungsfragen war das 
durch von vornhinein zu einem ſchwierigen und befangenen gemacht, daß 
man von gewiffen Seiten her dieſe Fragen unter einem rein perfönlichen 
Geſichtspunkte, in unmittelbarfter Beziehung zu den Stimmungen und 
Gefühlen des Königs auffaßte und dieſe Auffaffung der ganzen Kurie 
mitzutheilen fuchte. 

Der König war durch den ganzen Verlauf des Landtags, durch 
die wiederholten Niederlagen des Kabinets, durch die Blößen, welche 
feine Minifter fich gegeben, und Dusch Die rüdfichtälofe Schärfe, womit 
die Oppofizion diefe Blößen fo wie überhaupt die Schwächen des beſte⸗ 
henden Syſtems aufgedeckt und angegriffen hatte, je länger je mehr 
verftimmt und verbittert worden. Waren Das die Früchte feiner fo 
eindringlichen Ermahnungen in der Thronrede? War Das der Dant 
für das Patentund für die Erfchaffung eines preußifchen Reichstags, — 
daß dieſer Reichstag frevelnd gegen feinen Schöpfer ſich erhob und 
die Quelle feines eignen Dafeins, Die freie Gnade der Majeftät, über- 
müthig zu verleugnen ſich vermaß? 

Mit Mühe gelang es den Minifteen, den bochgefehwollenen Um 
muth des Königs von einem offnen Ausbruch zurüdzuhalten. Doch 
fonnten fie nicht verhindern, daß, nach dem abfälligen Beſchluß der ver 

einigten Kurien wegen der Oſtbahnanleihe, der König, ferner Verſtim⸗ 
mung nachgebend, den Befehl erließ, fofort alle Arbeiten an den Weich— 
 felübergängen einzuftellen, gleichfam um die Provinz für das oppofl- 
dionelle Botum ihrer Vertreter büßen zu laſſen. Zuletzt ſuchte er fl 

des Misbehagens, welches der Landtag ihm verurfachte, durch gaänz⸗ 
liches Ignoriren feiner Verhandlungen zu entſchlagen. Die Landtags⸗ 
berichte der Allg. Preuß. Zeitung blieben ungeleſen auf dem Tiſche 
des Königs liegen, waͤhrend Se. Majeftät mit abſichtsvollem Eifer ſich 
in das Studium der Tropenländer vertiefte. . 

Die Umgebungen des Königs und die royalififchen Ultras, deren 
politifcher Meinungsbarometer fich lediglich nad) den gnädigen oder 
ungnädigen Mienen der Majeftät regelt, waren nicht weniger au⸗ 
Ber ſich und empört über die Wendung , welche Die Verhandlungen bed 
Landtags genommen hatten, befonders aber über die frevelhafte Kühn⸗ 
heit der Oppofizion, die Gefeggebung v. 3. Febr. in ihren weſentlich⸗ 
fien Punkten in Frage zu ftellen und den Föniglichen Geſetzgeber, wotz 
: feiner fo entſchiedenen Willensfundgebungen in der Thronrede und in 
der Antwort, fchon jegt zu Abänderungen derfelben zu drängen. 

Ihre legte Hoffnung fand jegt auf dee Herrenkurie. Diefe, mein- 
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tem fie, snüfle unbedingt jenem geſetzwidrigen und unehrerbietigen Bas 
ginnen her Oppoſizion ganz entſchieden entgegentreten; Das erheifche 
von ihr die Ehrfurcht und die Dankbarkeit gegen den koͤniglichen Gober 
der Verfaſſung, der fie zu einer fo chrenvolen Stellung berufen habe. 
Unmoͤglich koͤnne Die Herrenkurie anf die Anträge der anbern Kurie ein⸗ 
geben, Deren gemeinfame Tendenz auf Erſchütterung der fämmtlichen 
Grundlagen der neuen Verfaſſung uud auf Herbeiführung eines ganz 
andern politifchen Zuftaudes der Monarchie gerichtet fei. Dieſer 
Tendenz dürfe die Herrenkurie in Feiner Weife Vorſchub Leiften, und fie 
müſſe daher alle jene Anträge, auch die an ſich vielleicht unbedenfliche 
sen, verwerfen, um der Krone völlig freie Hand zu laſſen und felbR Dem 
Schein eines Drängens derfelben, einer unehrerbietigen Zudringlichfeit 
zu vermeiden. 

Solche Anfichten wurden von jener Seite ber ſchon lange vor die⸗ 
fen Verhandlungen der Herrenkurie gepredigt. Sie waren es, anf die 
ſich Die Minorität der Abtheilung ſtuͤtzte, indem fie Die Verwerfung des 
Antrags’ der andern Kurie anempfahl. In der Berfammlung felbft fan« 
den diefelben ihren Ausprud in einem gleich bein Beginn der Sigung 
geftellten Amendement des Grafen v. Landsberg: Gehmen, wos 
nad) die Herrenfurie zwar Die Anficht ausfprechen follte: 
fie halte e8 für zweckmäßiger, wenn flatt der periodiſchen Wiederkehr der 


Ausſchüfſe vielmehr die periodifche Einberufung des Ver. Landtags in ei⸗ 
ner vom Koͤnig zu beflimmenden Frift angeorbnet werden möchte; 


allein zugleich mit dem Zufage: — 
ſie glaube die Erledigung dieſer wichtigen Angelegenheit mit Vertrauen 
dem Koͤnig anheimſtellen zu dürfen. 


Dieſem Amendement ſchloß ſich ſogleich der Theil der aurie an, 

ber ſich zu den oben bezeichneten Anſichten bekannte. Graf B.v. Stol⸗ 
berg mahnte an die, Konſequenzen“, die in ven Verhandlungen ber 
andern Kurie an die Erfüllung jener Bitte gehängt worden ſeien. Es 
fei nichts Anderes, als ein Drängen, ein Kompelle, was dadurch 
bedenkt werden. follte. — Graf Eb. v. Stolberg berief fich auf die 
Antwort des Königs, worin den Ständen gefagt fei: Erfült die Ges 
feße, wie Ich fie gegeben habe, und hernach fagt Mir, wo Abänderun- 
gen zu treffen wünfchenswerth fei! Um diefem Befehle des Königs 
nachzufommen, müffe man erft die Ausfchüfle ind Leben treten laſſen, 
ehe man Anträge auf Abſchaffung derſelben und periodiſche Einberufung 
des Landtags ſtelle. — Graf Solms mahnte an das Vertrauen 
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zum König, der ſchon ſelbſt die richtige Zeit und Weiſe der Erfüllung 
des Wunfches nach Periodizitaͤt wählen werde. — v. Quaft fand den 
Antrag bedenklich, weil er fih, wenn auch nur entfernt, anden Rech t s⸗ 
boden anlehne, den er nicht anerkennen fönne. 

Aber nicht ſolche Gründe allein waren es, welchen den fo lebhaf⸗ 
ten Widerftand diefer Frakzion gegen die Berfaffungsanträge hervor⸗ 
riefen, fondern noch etwas Anderes, was ihren Seelen, wenn audh 
zum Theil nur als dunkle Ahnung, vorfchwebte: die Furcht vor einem 
Zuftand der Dinge, wo der fouveräne Wille des Könige und die unge: 
ſchwaͤchte Macht der Krone nicht mehr Alles fein, wo ein Zweites ſich 
neben fie ftellen möchte, der Wille des Volks, ausgeiprochen in gefeh« 
Hichen Formen, mit einem Worte alfo, wie e8 Graf B. v. Stolberg 
deutlich ausſprach, die Furcht vor einer Theilung der Gewalten, 
die man al& eine Konfequenz Diefer Verfaffungsreformen in der Ferne 
erblickte. Yür fie, von ihrem Standpunfte aus, mußte diefer Gedanke 
natürlich der Schreden fehredlichfter fein; darum nannte Herr v. Duaft 
das Durchgehen der Verfaffungsanträge eine Niederlage des Rechts 
und fprach düſtre Profegeiungen aus für die Zufunft Preußens, und 
Herr v. Maffenbad, indem er ein Gleichniß eines Redners von der 
Gegenfeite aufnahm, welcher die Beriodizität eine „Brücke zwifchen der 
alten und neuen Gefchichte Preußens’ genannt hatte, rief aus: 

„Ich kenne die alte Gefchichte Preußens nnd weiß, wodurch Preußen 
groß und mächtig gemorden iſt. Wohin es und führen wird, wenn wir auf 
dieſe Brücke treten und zur neuen Gefhhichte übergehen werben, weiß 
ich nicht.” 

Glücklicherweiſe war die Anficht, die nur in der ftarren Unwandel⸗ 
barkeit der beitehenden ftaatsrechtlichen Zuftände das Heil des Staats 
erblidte, in der Berfammlung nicht die allein herrfchende, ja, nach der 
Zahl und dem Gewicht der Redner zu urtheilen, nicht einmal bie vor⸗ 
herrſchende. Eine andere Frakzion, die Stellung und Aufgabe der Her: 
tenfurie, die wahre Bedeutung des ariftofratifchen und Fonfervativen 
Prinzips beffer würdigend, ftellte fich den von jener Seite her geltend 
gemachten Grundfägen entgegen. Sie erfannte die Nothmwendigfeit ei: 
nes Ausbaus der Verfaffung, vor Allem nach der Seite der Periopizität 
hin; fie begriff, daß der wahre Monarhismus — im Gegenfag zu 
jenem falfchen Hyperroyalismus — die Stärke der Krone nicht in 
der Iſolirung, fondern in der innigen Verbindung derfelben mit dem 
Bolfe und deffen Repräfentanten fuchen müffe; fie fah ein, daß die Auf⸗ 
gabe der Ariftofratie nicht Die fei, fi den gerechten Wünfchen des 
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Volks entgegenzuftemmen , fonbern biefelben mit dem Gewicht ihrer 
Stimme, in aller Ehrerbietung vor dem König, aber auch in aller Offen» 
heit der Wahrheit und des Achten Patriotisums, am Throne zu befür⸗ 
worten. Zu diefer Frakzion gehörten nicht nur die, ihrer ganzen Rich» 
tung nad) freifinnigen Mitglieder der Kurie, wie Graf ort, Dyrhn, 
Fürft Lynar, v.Keltfch u. ſ. w., fondern es fchlugen fich zu ihr auch 
Biele, die fonft nicht eben auf diefer Seite zu ftehen pflegten. Graf 
Zteten verglich die Verfaffung mit einem Gebäude , dem ohne Perio⸗ 
bisität das fchirmende Dach fehle. Nein ! rief Fürft Wied, nicht das 
Dad, fehlt der Berfaffung, fondern der Grund ftein, fo lange 
ihr die Periodizität mangelt. Sodann erinnerte Fürſt Wied daran, 
dag 500 Männer, von allen Theilen des ganzen Landes berufen, mit 
ungeheurer Maforität jenen Beichluß gefaßt hätten. 

„Ich frage, meine Herren, ” fagte er, „mit welchem Nechte wollen 
wir dieſer impofanten Maforität entgegentreten und fagen: Ihr Habt Un- 
recht? Ich glaube, man würde ein trauriges Beiſpiel einer 
Ariftofratieinungerbliden, welche pie geheiligten Inter 
eſſen des Baterlandes nicht fennt und nicht achtet, Die den 
Thron niht ffüßt, fondern untergräbt, weil fie nicht im 
Volke wurzelt.“ 


Endlich mahnte er auch an den Hinblick auf die deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten, die mit ängſtlicher Spannung auf die Entwicklung der ſtaats⸗ 
rechtlichen Zuſtaͤnde Preußens geharrt, die darin ihr eignes Schickſal 
vor Augen geſehen hätten, die aber unmöglich ein Vertrauen auf die 
Solidität diefer ftaatsrechtlichen Zuftände feßen könnten, wenn fie ſä— 
hen, daß die Hauptelemente der ftändifchen Gewalt unter ſich über bie 
Grundprinzipien ihres Beftehens uneinig wären. Sie würden ſich von 
Preußen trennen und ihren eigenen Weg gehen, und Niemand in der 
Derfammlung werde fein, ver Das nicht für ein großes Unglüd halte. 

Auch Graf Sterftorpff, derfirenge Ariftofrat, fprach für die Pe» 
tizion. Es fei bedenklich, dieſelbe zuruͤckzuweiſen, denn die liberale 
Bartei ftehe damit auf dem Boden der fonfervativen, auf dem hifteri- 
fhen Boden des Geſetzes v. 1820. Ueberdies fei eine regelmäßige 
MWiederfehr des Landtags für die Stärke der Krone weit erfprießlicher, 
als eine Zufammenberufung defielben in unregelmäßigen Friſten, denn 
bei einer folchen würden jedesmal Gerüchte laut werben von Geld: 
verlegenheiten u, f. w., wie Dies fchon jetzt der Ball geweſen ſei. Die 
Rechte der Krone ftänden nirgends ſicherer, als da, wo u. die Rechte 
des Volls gefichert wären. 


- Sf Idenpliß entgegnete auf die Appellazion des Grafen 
&olms an dad ‚‚Berirauen‘’’ ver Kurie zum Könige: es zeuge von 
weit mehr Vertrauen, wem man St. Majeſtäͤt einen Wunſch, der alle 
gemein vorhanden fei, in der direlten Form det Bitte vottrage, als 
wenn man fich gleichfam fcheue, Dies zu thun. 

Bu ähnlichen Anfichten befannten fich die Grafen Königemark, 
Burghaus und Schaffgotſch, Prinz Hohenlohe und Jürſt W. 
. Radziwill, j 

Graf Dyrhn erklärte, daß er eigentlich noch etwas Auderes bes 
amtragen möchte, als die Abtheiung (wahrſcheinlich jährliche Ver⸗ 
ſammlungen); inveß wolle er, der Einmüthigfeit halber, mit ihr ſtim⸗ 
men. Ex erinnerte die Berfammlung daran, daß an Diefem Tage — 
es war der 18. Juni — vor 32 Jahren eine große Entfcheiduug für 
Preußen gefallen. Der heutige Tag fei die Erfüllung jener Entfchets 
dung, darum möge an diefem Tage des „‚Ichönen Bundes’‘ die Kurie 
einen Bund um ſich und ihre Mitbrüder in der andern Kurie und. um 
dad ganze Volk ſchlingen. 

Graf York fand im Abtheilungsgutachten die Rechtsgruͤnde nicht 
genug hervorgehoben; der König ſelbſt habe in der Thronrede geſagt: 
das Geſ. v. 1820 enthalte in ſeinem unausgeführten Theile Rechte 
und Pflichten; er habe ferner ausprüdlich den Ständen die Verpflich⸗ 
tung auferlegt, Wahrer der ftänpifchen Rechte zu fein. 

Der Referent, v. Keltfch, führte zu Gunften des Rechtspunf: 
tes zwei Örundfäge ver hi ftorifhen Schule an, welcher das mehr: 
fach zitirte Mitglied des Rathes der Krone als leuchtender Stern vor» 
geftanden habe. Der eine diefer Orundfäge laute: ein jedes Recht bilde 
fih allmälig; der andere: ein jedes Recht habe nur dann wahres 
inneres Xeben, wenn ed mit ber Heberzeugung der Befammtheit zuſam⸗ 
mentreffe.. Beides nun treffe zu bei Dem, was hier in Frage ftehe. 


„Die Gefeggebung von 1815, 1820, 1823 bat die Rechtsidee ei- 
ner zentralftändifchen Körperichaft gepflanzt; dieſe Idee hat damals Wur⸗ 
zel geſchlagen, ſie hat ſeitdem überall dieſe Wurzeln feſter getrieben. Nicht 
will ich darauf eingehen, daß man ſagt, jene früheren Geſetze felen weiter 
Nichts, als Verheißungen. Mir ſcheinen fie mehr gu fein, denn fle 
tragen den Stempel Allerhöchfter Geſetze, einen heiligen Stempel, der, mei⸗ 
nes Dafürhaltens, doch noch etwas Mehr enthält, als blos eine Verhei⸗ 
ßung, ein Verſprechen.“ 


Fürft Lynar entwickelte in einer laͤngeren Rede die geſchichtlichen 
Momente, welche in Preußen den Uebergang aus dem mechaniſchon 


Syfteme rein abfolutiftiſch⸗ bürenufratifcher Beherrſchung des Bolten 
zu dem organiſchen der Selbſtbewegumg und freien Entfaltung def 
felben herbeigeführt und nothwendig gemacht hätten. Diefes vrguniſche 
Syſtem habe feine Vollendung erlangt in der zentrabſtändiſchen 
Berfaffung; allein dieſer fehle noch bie nothwendige Lebensbedingung 
eined jeden Organismus, die geficherte Erhaltung und Foktbil⸗ 
dung. Der Ber. Landtag fei eine glaͤnzenbe Erfcheinung am politi⸗ 
fen Horizonte, aber vor der Hand eine blos fomettnartinge, deren 
regelmäßige Wiederkehr nicht zu berechnen ſei. Wieaberfolle den Stäns 
ben, bie Freudigkeit des Wirkens, der perfönlichen Aufopferung, das 
Bewußtſein ihrer dauernden Rüglichteit lebendig werben, wenn fle 
fürchten müßten, ihre Thätigkeit durch den todtenartigen Schlaf einiger 
Dezennien unterbrochen zu fehen, wenn fie Das, was fie gepflanzt, nicht 
ſelbſt fortbilden, die gemachten Erfahrungen nicht ſelbſt benugen duͤrf⸗ 
ten, ſondern aus dieſen Räumen mit dem Gedanken ſcheiden müßten, 
daß auf dem folgenden Landtage vielleicht eine andere Öenerazion 
ihre Stellen einnehmen were? 

Auch noch einen andern Grund berührte der Redner. Die Idee 
der Beriopizität, fagte er, ſei bereitd ind Rechtbewußtfein des Volkes 
tief eingedrungen ; fehe ſich das Volk nun darin getäufcht, fo werde es 
das Vertrauen, die Liebe zu der ganzen ftändifchen Inftituzion verlies 
ren und fich mit feinen Wünfchen einem andern Syftem, dem Syftem 
ver Bolfsrepräfentazion, zuwenden. Alfo felbft aus fonfervatis 
vem Gefichtspunfte fei die Gewährung der Periopizität beingenb zu 
tathen. 

Fürſt Lichn ow s ky fuchte Die Meinung zu widerlegen, als ob die 
Anführung des Rechtspunftes (den er felbft übrigens bei Seite ließ ) 
ein unehrerbietiged Pochen fei. Der König felbft habe feine Gefeggebung 
v.3. Febr. angereiht an die großen gefeggebenden Momente des verftorbes 
nen Königs, er habefelbft gefagt : „Im Hinblick hierauf haben wir, fort 
bauend”.— Der König habe ferner in der Antwort die neue Verfafr 
fung zwar für „unantaſtbar““, aber aud) für „bildungsfaͤhig“ erklärt. 
Es fei aber feine Antaftung, fondern eine wirffiche Fortbildung des 
Patents, wenn man vaffelbe in Einklang mit dem Ftüheren zu bringen 
fuche, und, wenn Marche gefunden hätten, daß diefer Einflang nicht 
beftehe, und Dies ehrlich ausgefprochen hätten, fo Eönne er darin nur 
einen ganz Ioyalen Aft und feinen Mangel ari Ehrfurcht erbliden. 

Im weitern Verlauf feiner Rede machte Fürft Lichn owéky auf 
He Stellung der Herrenkurie aufmerkſam. Der königliche Geſetzgeber, 


ver dieſelbe aus freien Stüäden ins Leben gerufen-babe, habe fie ohne 
Zweifel als ein vereinigendes, verftändigendes Band 
zwifchen der Krone und der andern Kammer bingeftelli. 
Diefe Aufgabe müſſe ihr gerade bei diefer Gelegenheit recht beutlich 
vorſchweben, damit man nicht von ihr, wie von jenem hohen franzöfts 
ſchen Abel in den Jahren 1815—1830,, der fi) die Aufgabe geftellt, 
der Krone gegenüber die Wünfche und die Lage des Landes wegzuleug⸗ 
wen, einft fagen koͤnne: 


fie Habe Nichts gelernt und Nichts vergeffen. 


Man durfte mit Recht gefpannt fein, welche Stellung immitten 
diefer beiden fich gegemüberftehenden Richtungen Graf Arnim, das 
bedeutendfte Talent und in den meiften Fällen der Leitftern der Kurie, 
einnehmen würde. Graf Arnim hatte bei allen früheren Verhandlun⸗ 
gen der Sache der Regierung große und wichtige Dienfte geleiftet; er 
war es, der die Verfuche der Oppofizion, fogleich beim Anfange des 
Landtags eine Entfcheidung der Rechts frage in der Verfaſſungsſache 
herbeizuführen, mit außerordentlicher Gewandtheit vereitelte und das 
durch der Regierung und der Krone Konflifte der ernfteften Art er: 
fparte. 

Graf Arnim war entfchloffen, die Regierung um jeden Preis zu 
unterflügen,, fo weit er glaubte, daß die Aufrechthaltung der Autorität 
und der freien Machtvollfommenheit der Krone Dies erforderte, alſo 
der Oppofizion überall da entgegenzutreten, wo fle durch ein Bochen 
auf Rechte nach feiner Anficht diefe Freiheit und Autorität bedrohte. 
Allein Graf Arnim war zu ug, um nicht einzufehen, daß, um dieſen 
Kampf glüdlich durchzuführen, von der andern Seite gewiſſe Zugeftänds 
niſſe gemacht, gewiſſe Rechte dem Landtage eingeräumt werden müß⸗ 
ten, daß man auf dem PBunfte, auf dem man jet ftehe, nicht ftehen 
bleiben könne, fondern vorwärts gehen müfle, und daß es nur darauf 
anfomme, über das Maß und die Zeit dieſes Vorwärtsgehens immer 
Herr zu bleiben, ſich nie drängen zu laffen, ebendarum aber auch nicht 
fo lange zu warten, bis ein Drängen unausbleiblich erfolgen müßte. 


Es war daher nur ganz Fonfequent, wenn er, der ſich einer Vor⸗ 
bringung fpezieller Anliegen in der Adreſſe, unter der Form von Rechts⸗ 
forderungen oder Rechtsverwahrungen, entfchieden widerfegt hatte, 
jest ebenfo entfchieden fi dafür ausſprach, daß dieſe Anliegen in der 
Form von Bitten dem Könige vorgetragen würden, 


Ob nebenbei zu dieſer mehr oppoflzionellen Haltung des Grafen 
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Arnim in den Berfaffungsfragen noch irgend welche perföntiche Motive 
mitgewirkt haben, vielleicht verlegtes Ehrgefühl wegen Nichtbeachtung 
feiner Rathfchläge, oder die Abſicht, Die liberale Partei, deren Vertrauen 
er durch fein bisheriges Verhalten verfcherzt hatte, wieder mit fich zu 
befteunden und fich dadurch für einen fünftigen Landtag eine Partei zu 
ſchaffen — Das bleibe ununterfudht. 

Genug, Graf Arnim fah ein, daß auf dem Wege, den die Hof 
partei in der Berfaffungsfrage einfjlagen wollte, auf dem Wege einer 
fhroffen und hartnädigen Abweifung jedes Reformverlangens, nicht 
vorwärts zu kommen fei, und er bot feinen Scharffinn und feine Be- 
redſamkeit jest ebenfo auf, um die Hofpartei nachgiebiger gegen die 
Wünfche der andern Kurie und des Volfs zu flimmen, als er in andern 
Fallen e8 gethan hatte, um die Oppoflzion zurüdzufchlagen, fo oft er 
Die Regierung von diefer bedrängt und angegriffen fah. 

Graf Arnim ging auch diesmal mit der größten Feinheit zu 

Werfe. Nur wie im Borübergehen berührte er die Frage wegen der 
Berufung auf frühere Gefege, ohne dieſelbe, wie er ſagte, entfcheiden 
zu wollen. Er führte zwar an, wie fchon die bisherige periodifche 
Wiederkehr der Provinziallandttage einen Erfag in der ‘Beriodizität des 
Berein. Landtags finden müfje, nachdem an Diefen die wefentlichften 
Rechte Jener übergegangen — ja er ging fo weit, gegen Heren von 
Duaft, weil Diefer den Rechtsboden zu perhorresziren fchien, fich auf, 
des Könige Worte in der Thronrede zu berufen: daß ‚‚das Recht 
der Ader der Könige ſei.“ Aber nach jeder folchen Fühnen Wendung 
Ienfte er allemal fogleich wieder in gefchmeidigere Bahnen ein. Er 
verwahrte die Kurie dagegen, als ob die ftarfe Majorität in der andern 
Kurie für fie ein Motiv jein fönne, fich auch für die Anträge zu ent: 
ſcheiden. 
„Die Herrenkurie,“ fagte er, „hat ihrer Stellung nach feine Rück⸗ 
fight, weder auf andere Verhandlungen, noch auf Kommittenten, zu neh⸗ 
men, fondern einzig und allein ihrem unabhängigen, ehrlichen Gewiſſen 
u folgen und nur die Rüdjicht zu beobachten, daß fie Die angeflammte, 
eingerwurzelte Ehrfurcht gegen den König nicht verletze.“ 

Dabei ließ er aber doch, wie beiläufig, einfließen, daß die. Herren- 
furie auch vorzugsweife die Pflicht habe: 

„das, was das Land wünſcht, i in der Weife außzufprechen, wie jeder 
Einzelne e8 aufgefaßt hat.’ 

Nachdem Grof Arnim fo nad) allen Seiten hin fi den Boden 
geebnet und die Hofpartei von der Loyalität feiner Abfichten überzeugt 
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hatte, indem er ihr gleichſam in Der Ferne geigde, buß er recht wohl. 
viel weiter gehen loͤnnte, ging er direkt auf den Mittelpuukt ihrer An⸗ 
ſichten 198. | — 


„Wonn Jeuniand,“ fagte er, „ganz unbefangen Ind unnorbes 
veitet Mn Diele Verſammlung träte und. man legte ihm die Frage vor! 
Iſt Dies wohl eine ehrerbietige Bitte? wenn Jemand Fame und fühe, daß 
darüber noch eine große Spaltung zwilchen Mitgliedern der Verſamm⸗ 
fung beſteht, wie wir —8— vernommen haben, daß Einige eine Art Un- 
edtetbietigkeit in dieſer Bitte ſehen — ich glaube faſt, es wäre ihm un: 
begreiflich.“ . 

„»Mak Bat dabon geſptochen,“ fuhr Arniin fort, „es Eönnte darin 
eine Art Kompelle gefunnen werben; es liege namentlich nach ben Er⸗ 
fahrungen,, die wir auf diefem Landtage gemacht hätten, ein Kompelle in 
dDiefer Bitte. Uber gerade, wenn man auf die Erfahrungen diejed Land⸗ 
- tagd hinwied, möchte darin eine Unterftügung dafür liegen, daß wir diefe 

Bitte offen ausſprechen. Es ift im Interefje der Regierung, Mi eind 
‚Bitte in vieſer Beziehung an fie gelange, weil Se. Majeftät geſagt Haben, 
das ſtaͤndiſche Inſtitut fei bildungsfähig, weil Se. Majeſtät und auf ver 
Weg der Petizion verwieien haben, weil wir gefehen haben, daß von vers 
ſchiedenen Seiten man vom erſten Tage an die Anficht gehabt hat, es 
handle ſich hier nicht von Petizionen, fonvern von Verwahrungeni, 
von Jnanſpruchnehmen der Rechte, und weil die Bemühungen Deret, 
die, wenn ich fo Sagen ſoll, gemäßigtere Anfichten hegen, dahin gerichtet 
gervefen find, vie Wünfcge und Anfichten, vie fich in jmer Form geltenb 
machen wollten, in ven Weg der Petizion zu lenken, 
Babe doch der Fün. Kommifjar in der andern Kurie felbft eine Bitte 
für loyal erklärt, welche dahin gerichtet wäre, daß jene Rechte nicht gege- 

ben, jondern anerfannt werben möchten. | 

„Ich frage alſo,“ rief Graf Arnim aus, „ob nach dieſem Vorgange 
in der andern Kutle dad Verfahren in ber Herrenknrie für ein illegales 
aehalten werben Fönnte, welches dieſe Bitte reduzirt auf die ehrerbietigſte, 
Sr. Mai. Ermeffen am Wenigften vorgreifende Form, ” | 

Auch ungeitgemäß fei die Bitte nicht, denn man habe durch vielen 
. erften Landtag genug Erfahrungen gemacht, ja Ichon vor demfelben ſei in 
allen Mitgliedern ver Wunf nad) Periopizität rege gewelen. Auch der 
König werde, ſowohl um die Bitte zu gewähren, ald um fie abzufchlagen, 
nicht erft der Erfahrungen eine zweiten Landtags bebürfen. 

Die Siherheit der ſtändiſchen Inftituzionen, die Feſtſtellung 
verſelben, fo daß nicht fortwährend daran gerüttelt wetde, fei ein Ziel, das 
je eber je lieber erreicht werden hlüßte. Se. Majeſtät Babe eine Fortbil⸗ 
dung in Auöficht geftelt, habe von ferneren Rechten gelprochen, bie 
dem Landtage im verfaffungsmäßigen Wege gegeben werden fönnten, und 
es fei daher im Interefje ver Krone, wenn die Stände ihre Bitten in diefer 
Beziehung in einer offenen, weutlichen, beftimmter Erklaͤrung ausfprächen, 
wo nun Se, Mojeflät entſcheiden könnte, was Sie thun und entſcheiben 
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mögen. Denn, taäuſche er ſich nicht, ſo werde, wenn auch dad Batent es 
nicht klar ausſpreche, doch keine weſentliche Aenderung ſeitens der Krone 
in der ſiändiſchen Geſetzgebung vorgenommen werben, ohne ven Beirat 
Der Stände einzuholen. Nehme man Dad an, fei rd va wohl vorteilhafter 
für vie raſche Beendigung des unfichern Zuflandes, daß die Krone ant 
nächſten Landtage mit Vorfihlägen und am üBernäcdften mit ihret Ent: 
ſcheivung hetvortrete, oder vaß gleich jeßt beſtimmte Anträge formulirt 

würden? ' 


Graf Arnim flimmte daher entfchieven gegen das Amendement 
und für die Abtheilung. 


Dieſer eben fo feinen und gewandten als fchatffinnigen Rede hatie 
die Hofpartei richte Schlagendes entgegenzufegen. Da kam ihr der . 
Prinz von Brennen zu Hülfe mit feiner Autorität und dem Gewicht 
feiner perfönligen Meinungskundgebung, in welcher man natürlich die 
Stimmungen und Intenzionen des Königs wiederzufinden glaubte und 
welche daher auf einen großen Theil der Kurie ihren Eindsud felten 
verfehlte. _ Ä 


Ihm komme Alles. darauf an, fagte ver Prinz, daß die Art und 
Weiſe, wie die Anträge zu ven Stufen des Throne gelangten, eine folche 
fet, die Se. Majeftät ven König, als höchften Geſetzgeber, nicht in die Noth⸗ 

wendigkeit verfeße, in Widerſpruch mit einer eben nur erlaflenen Gelege 
gesund zu treten. Die Summe ber Petizionen, ver Ständefurie laſſe aber 
ichts von den Sauptinftituzionen der Geſetzgebung v. 3. Febr. übrig. 
Die Annahine derfelben in diefer Kurie würde gerade zu dem zu vermei- 
denden Widerſpruch des Gefepgeberd mit feiner früheren Geſetzgebimg 
führen. Daß die Periopizität ländifcher Zenttalverfammlungen eine Noths 
wendigkeit ſei, ſei durch das Geſetz v. 3. Behr, felbft anerkannt. Ste jel 
dem Ber. Ausfchufle zugemwiefen. Die Nothwendigkeitsfrage ſei 
fomiterledigt. Es frage fi alfo nur: ſei es beffer, daß vie Aus: 
ſchüſſe eine folche Periodizität erleben, oder der Ver. Landtag? Man habe 
nur aber erfi-die.Erfahrung eines Landtags für fih. Die Ausichüffe 
feien noch gar nicht zuſammen geweſen; alfo fehle deren Erfahrung ganz. 
Es jiheine ihm voreilig, über die Unzweckmäßigkeit ver Ausſchüſſe for 
fort abzuſprechen. Der König habe bie Wiederberufung ded Ber. Yands 
tags nach 4 Jahren verheißen, gerade um Grfahrungen zu fammeln, 
Diefe Verbeißung verlange fo unterthänige ald dankbare Anerfen 
nung. Wie könne man diefe fchöner beweilen, als menn man befchließe, 
mit dem Könige den Weg der Erfahrung zu betreten. Die Herrenkurie 
möge daher zwar ihre Wünfche über Periopifirung ded Der. Landtags 
vor den Stufen-ded Throns ausfprechen, aber die Erledigung dieſer Frage 
der Erfahrung und Weisheit Sr. Majeftät völlig anbeimftellen und fo 
dem ‚Könige mit Vertrauen lohnen, durch deſſen Vertrauen allein fie - 
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Der Brinz erhob fich fogar zu ungewohnten rhetorifchem Schwun- 
ge, Indem er, eine Anfpielung Dyrchns aufnehmend, austief: 

„Bezeichnen wir den heutigen Tag eines ewig glorreihen Sieges durch 
einen zweiten Sieg, einen Sieg über und ſelbſt, indem wir ben 
Drang nad raſchem Handeln in uns befampfen und dem Gefühl Raum 
geben, daß wir Se. Majeftät bei einer jo jungen ©efeßgebung nicht drän⸗ 
gen dürfen, die er ja felbft als bildungsfähig bezeichnet hat.“ 

Der Brinz erklärte fi für das Amendement. 

Die Zuverfichtlichfeit, womit der Prinz feine Meinung über Die 
Unſtatthaftigkeit einer Petizion ausſprach, vieleicht audy der diktatori⸗ 
ſche Ton, worin Dies gefchah, mußten wohl etwas fehr Auffallendes 
und Berlegendes haben, denn Graf Arnim, der feine Hofmann, 
fand fich veranlaßt, wenn fchon unter den zarteften Kormen , Doch ziem⸗ 
lich beftimmt gu erflären, daß er, da es fi um das Wohl der Krone 
und des Landes handle, „jene Unabhängigkeit, die er früherhin nach 
einer andern Seite hin in Anſpruch genommen habe, hier gegen Jeder: 
mann feftzuhalten genöthigt ſei.“ 

Er entwidelte hierauf, wie das Amenbement nicht minder, als der 
Abtheilungsantrag, die Nüglichfeit einer ‘Periodizität des Ver. Land» 
tags und deren Vorzüglichkeit vor der des Ver. Ausfchufjes ausfpreche, 
aljo ebenfalls, wenn man einmal Dies fo anfehe, der Erfahrung vors- 
greife; wie e8 aber dabei noch den Nachtheil habe, daß, wenn der 
König auf einen bloßen Wunfch der Stände eine Veränderung in ver 
Berfafjung vornehmen wollte, man fagen würde, er hätte diefelbe erft 
mit dem naͤchſten Landtage berathen müſſen. Bei einer beftimmten 
Bitte falle dagegen jeder derartige Zweifel an der Rechtsbeftän- 
digfeit einer folchen Föniglichen Entſcheidung weg. 

Auf diefe lebte Bemerkfung Arnims gab der Prinz die folgende, 
in feinem Munde fehr beveutfame Erwiderung: 

„Warum Se. Majeſtät eine Aenderung folcher Gefege nicht vorneh⸗ 
“men follen, weiß ich nicht. Dad Gefek fagt ausdrücklich, daß AUllerhöchft- 
diefelben fi vorbehalten, den Rath der Ber. Stände über die Aen⸗ 
derung fländifcher Gefege zu hoͤren; aber das „Muß ifi nicht aus 
geſprochen. Sollten alfo Se. Majeftät geruben, auf unfere Bitte, 
auf unfern Wunfch eine Veränderung der Geſetze eintreten zu Taflen, fo 
wird Allerhöchſtderſelbe befehlen, ob der Rath ver Berfamm: 
Tungzuhbörenift, oder nicht.“ 

Da der Brinz von Preußen das Amendement namentlich) we⸗ 
. gen des darin enthaltenen Auspruds des Bertrauens, der Anheim⸗ 
gebung der Sache an die Erwägung des Königs, vorgezogen hatte, fo 
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glaubte Graf Redern eine Vermittelung der Anflchten herbeizuführen, 
indem er zu dem Antrag der Abtheilung den Zufag vorſchlug: 


„Die Kurie glaubt, die Erledigung diefer wichtigen Angelegenheit 
mit Vertrauen Sr. Majeftät anheimftellen zu dürfen.“ 


Andrerfeits verfuchte Graf Landsberg, unter Beiftand feiner 
politifchen Freunde und vom Marfchall felbft unterftügt, fein Amen» 
dement umzugeftalten und den Ausdruck der Bitte, den man darin 
vermißte, hineinzubringen. Gegen dieſes Formuliren eines Amendes 
ments ‚im Wege der Unterhaltung ‘’ erklärte ſich fehr beftimmt Graf 
Arnim und empfahl nochmal den Antrag der Abtheilung, worauf 
ihm aber fehr kategoriſh vom Prinzen von Preußen entgegnet 
‚wurde: 

„Ich muß Dem widerfprechen, daß der Vorfchlag der Abtheilung der 
befte ift. Ich Habe vorhin fchon ausgefprochen, daß das Amendement bed 
Grafen Landöberg das befte ift, und ich wiederhole es hiermit.” 

Nach diefem entfcheidenden : Roma locuta est! aus fo einflußreichem 
Munde war es wirklich ein erfreufiched Zeichen von der unabhängigen 
Gefinnung der Mehrheit der Kurie, daß die Abflimmung dennoch) 
nicht fo ausfiel, wie der Prinz wünfchte und gewiß auch erwartete, 
Zwar erhielt der Antrag der Abtheilung nur eine einfache Majorität,. 
nämlich) 

41 gegen 26 Stimmen. 
Allein das Amendement Lands bergs ging ebenfalls nicht durch, wo⸗ 
gegen das Redernfche mit 

49 gegen 18 Stimmen 
angenommen wurde. Die Berneinenden waren: 7 Prinzen des 
fönigl. Haufes, 3 Stolberge, Fürſt Salm: Salm, Fürft 
Salm-Horftmar, Gr. Solms⸗Braunfels, v. Quaft,v. Mafs 
ſenbach, v. Krofigf, Herzog v. Eroy und der Marſchall. 

Sp löſte ſich denn die Dynaftie fammt ihrer Kamarilla von dem 
Volke los. Auf der einen Seite die 18, auf. der andern das ganze 
Bolt, welches einen gefiherten und feftgeregelten Berfaffungszuftand 
mit allen feinen Wünfchen erftrebte, indem es darin allein die Bes 
friedigung langgenährter Hoffnungen und die Bürgfchaft einer glüd- 
lien Zufunft für Breußen erblidte. 

Am Abend nad) diefer denkwuͤrdigen Sigung der Herrenkurie n war 
Geſellſchaft beimn Prinzen von Preußen. Was dort geſchehen, 
wiſſen wir nicht; aber fo Biel iſt gewiß, daß man feine Zeit gut bes 
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umbt haben muß, denn am folgenden Tage war bie Foſtagnomie der 
hohen Kurie eine bedeutend audere. 

Die Abtheilung Hatte unit 10 gegen 3 Stimmen den Antrag der 
Ständefurie in der Frage des Ber, Ausſchuſſes zur unveränderten 
Annahme empfohlen. Dagegen trat Fürft W. Radziwill mit einew 
Amendement auf, wonach der Ausfchuß bleiben und nur in feine 
Wirkſamkeit befchränft werben follte, Ex follte nämlich in daſſelbe Ver: 
hältniß zu dem Ber. Landtage treten, in welchem die Audfchüffe der 
Provinziallandtage nach dem Gef. v. 1842, insbefondere $. 2 und 4, 
zu diefen ftehen, alfo theild Gefege, die an den Ber: Landtag zu 
bringen wären, vorberathen, theils feinen Beirath zu ſolchen Ge⸗ 
fegen geben, welche in ver Pegel gar nicht. an die Stände gelangten 
(3. B. Prozeßgeſetze). Dei Landtagsfommiffar nahm fic diefes 
Antrags fehr eifrig an. Bon der Öegenfeite wurden zwar einige Ein- 
wendungen erhoben, allein ohne befondern Nachdruck, und fo warb, 
nachdem der Abtheilungsvorfchlag nur 34 gegen 32 Stimmen erlangt. 
Hatte, das Amendement mit 49 Stimmen angenommen. 

Dem Beſchluſſe der Ständefurie wegen Einholung des Beiraths 


des Ver. Landtags zu allen allgemeinen Geſetzen war die Abtheifung 


ebenfalls beigetreten. Graf Arnim vertheinigte das Gutachten, in- 
dem er Darauf hinwies, wie der Reffort des Ver. Landtags ein völlig 
zweifelhafter fein würbe, wenn ein Geſetz bald vor den Ausfchuß und 
bald vor die Provinzialftände gebracht. werden Fönnte. 

Allein der Prinz von Preußen, v. Keltfch und der Sand: 
tag sfommi far widerfegten fih Dem aus Gründen einer angeb: 
lichen praftifchen Zwecmaßigteit. Der Antrag fiel mit 40 gegen 
26 Stimmen. 

Hinſichtlich der Staatsſchuld endeputazion hatte die Ab- 


| thellung zwar dem erſten Theile des Antage der Stundelurle bei⸗ 


geſtimmt: 


„den Koͤnig zu bitten, anerkennen zu wollen, daß nur mit Zuſtim⸗ 
mung des Ver. Landtags Landesſchulden techtskraftig kontrahirt werden 
konnten,“ 


dagegen ſtatt des zweiten Theils den Antrag wieder aufgenommen, den 
ſchon die jenſeitige Abtheilung geftelt, die Ständefurie aber ver- 
worfen hatte: 


„auszuſprechen, daß Se. Majeftät dad unbeftreitbare Necht ver Krone hes 
halten möge ‚ in allen Fällen, in welchen die Einberufung des Der. Land⸗ 
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rags unausfüßrbar fi, ahne Buziehung ſtaͤndiſcher Organe Askeigrrt ke 


kontrahiren.“ 

Dem Antrage wegen Ber Zuſtimmung des Verein, Landtags zu 
alten Schulden, nicht blos ſolchen, für meiche das geſammte Staoie⸗ 
eigenthum hafte, war die Abtheilung einfach beigetreten. 

Auch bier fſtellte Furſt Radziwill, abermals im Einverftaͤndniß 


mit dem kön. Kommiſſar, ein Amendement, welches, ‚wie er 
ſagte, die Sache beftimmter ausdruͤcken und bie Vorlegung einer bes 


fondern Propofizion unnöthig machen ſoute. Er ſchlug folgende 
Boflung vor: 


„Seine Majeftät den König zu bitten, 

1) daß alle für Srievendzwede zu kontrahirenden Stactbauleihen, für 
welche nad Steatseigenthum oder die Staatsrevenüen zur Sicherheit 
beftellt werden follen, nicht anders, als mit Zuflimmung ded Ver: 
einigten Landtags aufgenommen werben follen; 

2) daß daffelbe auch von Darlehnen für Kriegszwecke gelten möge, fo 
oft nach dem. Ermeſſen Sr. Majeftät die Einberufung des Verein. 
Landtags ohne Gefährdung des Staats erfolgen kann; 

3) daß aber in den Fällen, wo bei einem zu exwartenden ober bereit 
auögebrochenen Kriege zur Beſchaffung des nöthigen außerorbentr 
lichen Geldbedarfs die vorhandenen Fonds nicht ausreichen, deshalb 
Darlehne aufgenommen werden müfjen und nad) dem Ermefjen Sr. 
Majeflät die Einberufung ded Vereinigten Landtags ohne Gefähr: 
dung höherer Stagtäintereffen nicht erfolgen fann, Sr. Majeflät. 
das Recht vorbehalten bleiben möge,. vergleichen Anlchen ohne Zur 
ziehung ſtändiſcher Organe dergeftalt zu kontrahiren, daß venfelben 
die nämliche Sicherheit, wie den mit Zuftimmung des Ver, Landtags 
fontrahirten Darlehnen, zuftebe; 

4) der $. 7 der Verordnung vom 3. Februar bleibt in Kraft.” 


Diefer Antrag ließ alfo der Regierung in Bezug auf Die Unter⸗ 
feheidung zwifchen eigentlichen Staatefchulden und andern Arten von 
Staatöverpflihtungen (3. B. Garantien oder Verwaltungsſchulden) 
ziemlich freie Hand; Dagegen ging er in dem andern Punkte nicht fo 
weit, wie der Abtheilungsvorſchlag, welcher die Fälle, wo auch wirk—⸗ 
liche Schulden ohne Zuftimmung der Stände follten aufgenommen 
werden fönnen, nicht einmal auf die Kriegsichulden beſchraͤnkte. 

Aus dieſem letztern Grunde erklärte fi Graf Arnim für. das 
Amendement, jedoch mit Bertaufchung der Worte: ‚‚ohne Gefährdung - 
u. |. w.“ mit dem Worte: unausführbar, und mit Weglaffung 
des Woͤrtchens: Des vor Staatdeigenthbum, damit man nicht etwa 
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blos ſolche Schulden darunter verftehe, für weiche das ganze Staats⸗ 
eigenthum verpfändet were. 

| Das Amendement ward mit diefen Mobdifllagionen angenommen. 
Der fünften und ſechſten Bitte der Stänbefurie: um eine Deklara⸗ 
zion in Bezug auf die Berhältniffe der Domänen und Regalien, des⸗ 
gleichen in Bezug auf den ftändifchen Beirath zu allen Steuern, trat 
man ohne Debatte bei. 

Bei Bunft VII. hatte eine Mehrheit von 7 Stimmen in der Ab⸗ 
theilung den Antrag der andern Kurie: 

„Den König zu bitten, die Verfaſſungsgeſetze nicht ohne Zuſtim⸗ 
mung der Stände ändern zu wollen,’ 
angenommen; die Minorität von 5 Stimmen wollte theils nur den 
Beirath der Stände erbeten wiffen, um der Krone mehr Freiheit 
in der Wahl der Modalitäten zu laffen, theils hielt fie jede 
folhe Bitte für unziemlich, weil die Gefehgebung v. 3. Febr. aus 
der freien Machtvollkommen heit ver Krone hervorgegangen jet. 

Zu dieſer legten Anficht befannten ſich Kürft B. Radziwill und 
Graf B. Stolberg; für den bloßen Beirath flimmten Graf 
Solms⸗Baruth und Graf Itzzenplitz. Dagegen erflärte der Her: 
zog von Ratibor: 


Er fehe nicht ein, warum man nicht an Se. Majeflät die Bitte rich⸗ 
ten ſolle, an den Verfaffungsgefegen ohne Zuflimmung der Stände 
Nichts Andern zu wollen. „Se. Majeſtät,“ fagte er, „moͤge uns gar 
nicht fragen, wenn Er die Verfaſſungsgeſetze ändern will — ich würde es 
für viel befier halten, al8 wenn die Berfammlung zufammenberufen und 
befragt, ihr Rath aber nicht berückſichtigt wird, fie nicht das Recht der 
Zuſtimmung bei Veränderung der wichtigften Geſetze haben fol. Wenn 
man eine ſolche Verfammlung, bie dad ganze Land vertritt, um Rath 
fragt und ihn bei einer fo wichtigen Frage nicht berücjichtigt, fo, glaube 
ih, giebt man der Öffentlichen Meinung eine Waffe in pie Sand, die viel 
gefährlicher ift, als wenn man fie gar nicht fragt und ihr überhaupt nicht 
dad Recht giebt, über Verfaffungsgefepe zu herathen.“ 


Da erhob fich, fichtlich gereizt durch diefe Wendung der Debatte 


und durch den Abtheilungsvorfchlag, der Bring von Pr eußen und 
ſprach mit ſchwerverhaltenem Unmuthe: 


„Es handelt ſich Hier um eine neue Schmälerung ber Rechte 
der Krone; ich fage: neue Schmälerung Wenn Se Majeftät 
es für gut befinden, in Ihrer Weisheit ein Recht der Krone fi 
ſelbſt zu fchmälern, jo darf Fein Unterthan, Ich alfo am Wenigften, dar⸗ 
über Bemerkungen machen. Wenn e8 aber darauf anfommt, daß die Vers 
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fammlung beantragen will, Rechte der Krone zu fehmälern, wozu Ich 
ihr übrigens Das Recht abfprehen müßte, Ich mich dieſem 
Antrage entfchieven widerſetzen müßte.“ 


Der Prinz erflärte fich nicht blos gegen die Juſtimmung, fons 
dern auch gegen den Beirath, und, “indem er den $. 12 der Ber. 
v. 3. Febr. vorlas*) ſetzte er Hinzu: 


„In diefem weifen Vorbehalt fcheint mir alle Gewähr geleiftet zu 
fein, die der Landtag von feinem Monarchen verlangen Tann, und, wenn 
ed je einen König von Preußen geben Fönnte, ver diefen Paſſus fo aus: 
legte: mit der größten Willkür und ohne die augenfcheinlichfte Nothwendig⸗ 
feit die ſtändiſchen Gefege ändern zu wollen, fo glaube ich mit Stolz fagen 
zu Eönnen, daß ein foldyer König nicht feiner Ahnen mürdig daftehen 
würde. Daß ich diefe Gefinnungen meinem Sohne einprägen und fie auf 
ihn vererben werde, diefe Verfiherung glaube ich geben zu koͤnnen, und, 
fo Gott will, wird e8 fo weiter gehen. Deshalb flimme ich dafür, daß 
der $. 12 unverändert ſtehen bleibt.’ 


Graf Arnim hatte die Kühnheit, darauf aufmerkfam zu machen: 
wie, nachdem fchon im Gel. v. 1823 den Ständen verfprochen worden fet, 
es folle in der ftändifchen Verfaffung Nichts geändert werben, ohne zuvor 
ihren Rath zu hören, man natürlich jenen 9.12. der Verordn. v. 3. Febr. 
nicht anders Habe verftehen können, als fo, wie ihn, zur allgemeinen 
Breude, Se, Eün. Hoheit fo eben ausgelegt habe. Indeflen würde e8 Doch, 
zur Befeitigung irriger Unfichten außerhalb der Verſammlung, gut fein, 
wenn ein für allemal den Zweifeln ein Ende gemacht und Das, waß die 
Anſicht Sr. Majeftät fei, auch als gefeßliche Anſicht ausgeiprocdhen würde. 
Es bevürfe alfo eigentlich nur einer Deflarazion des $., und dieſer Bitte 
werde fich wohl auch das durchlauchtigfte Mitglied anichließen. 

Der Prinz erklärte jedoch, Dies nicht zu können, weil die Bitte 
gegen das Votum laufe, das er abgegeben. 

Eine eigenthümliche Logik entwidelte er fodann, indem er hins 
zufügte: . 

„Wie foll e8 werden, wenn eine Petizion um Veränderung der Ver: 
faflung an ven König gelangte? Er muß fie dann, da fie bereitö die Zus 
flinnmung des Der. Landtags hat, als König und Gefeßgeber annehmen.” 

Bon dem Abtheilungsvorfchlage Eonnte natürlih nun gar nicht 
mehr die Rede fein; der Referent felbft provozirte ein Amendement 
im Sinne der Minorität, und Graf Itzenplitz ſtellte ein ſolches auf 
Einholung des ftändifchen Beiraths beiallen Berfaffungsänderungen, 


”) worin gefagt ift: der König werde, „wenn er fich bewogen finden ſollte,“ Rändis 
ſchen Beirath zu Berfaffungsänderungen einzuholen, diefen nur vom Ber. Landtage 
erfordern. _ 

27 
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wicht ohne auch deshalb zuvor ſich gleichſam entſchuldigt und es ale 
einen Akt großer ‚‚Selbfiverleugnung‘’ angeptiefen zu haben, daß er 
Etwas beantrage, was engherziger erfcheinen möchte, als vie hochher⸗ 
zigen Gefinnungen eines durchlauchtigen Redners. 

Diefe Fürbitte.befänftigte’jedoch den Zorn des Thronfolgers nicht. 
Mit ſcharfem Tone enigegnete er: 

Er glaube in diefer Verfammlung eine Stimme zu haben; wie jedes 
andre Mitglied, und wolle Niemandes Anficht Eaptiviren. Dad aber 
fege er hinzu, daß, wenn von Vertrauen gefproden 
werde, man auch feinen Worten vertrauen und durch 
Thaten bemeifen folle, wie man bem jepigen König und 
dem fünftigen vertraue 


Das war freilich Fein Kaptiviren der Anfichten, fonvern 
geradezu eine fürmliche Einſchuͤchtekung der Kurie. Die Majorität . 
der Abtheilung fehlen nun felbft beftürzt über die Kühnheit ihres Ans 
trags und wollte denfelben gar nicht zur Abftimmung kommen lafien. 
Nur Prinz Biron beftand darauf, daß zuerft eine Frage auf die „Zu 
ffimmung’’ geftellt werden müffe. Allein man wollte davon Nichts 
hören; felbft Graf Dyrhn widerſprach, und fo ward es gemacht, Daß 
ohne förmliche Abftimmung das Abtheilungsgutachten beſeitigt und 
nur die Bitte wegen des „Beiraths“ zur Frage geftellt ward; zu vers 
wundern war, daß nach ſolchen Vorgängen noch 36 Stimmen für 
dieſen Antrag (gegen. 30 verneinende) fi) ergaben, allerbinge feine 
ausreichende Majorität. 

Der legte Antrag, auf Ausfegung der Wahlen, ward mit der von 
Arnim vorgefchlagenen Befihränfung angenommen, daß geſetzt 
werden jollte: ' 

bis zur Entſcheidung des Könige über die frühern 
Anträge. 

Sp endeten dieſe Verhandlungen, die benftwärbigften, die wäh: 
rend des ganzen Landtags in der Herrenkurie ftattfanden. Sie gewäh: 
ren einen tiefen, aber nicht tröftlichen Einblid in die Stellung der 
Herrenkurie, wie ſolche von dem größern Theile diefer felbft, vom 
Hof und von der Kamarilla aufgefaßt ward. Das diktatorifche Beneh- 
men des Prinzen einerfeits, der in der Kurie nicht wie ein Stand zu 
feinen Mitftänden, fondern .wie ein fommandirender General zu feiner 
Mannſchaft fprach, andrerfeits die devote Unterwürfigfeit und die ängft- 
liche Rüdficht auf das hoͤchſte Wohlgefallen oder Misfallen , welche bei 
einem großen Theile der Mitglieder fih auf fo Hägliche.Weife Fund: 
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gab — Das waren keine guten Zeichen fuͤr die unabhaͤngige und 
wütdige Stellung einer Verſammlung, die man für berufen hielt — 
nit, um als geſchmeidige Hofſchranzen und allezeit fertige Jaherren 
jedes Wort des Gebieters zu befräftigen, jedem Winke Deffelben zu 
laufhen —, fondern um das Land zu vertreten und die Krone zu bes 
tathen mit jener Selbftfländigfeit, jenem Freimuth , jener Intelligenz 
und jener aͤcht ariftofratifchen und Fonfervativen Geſinnung, welche, 
wie man anzunehmen pflegt, mit hoher Geburt, unabhängigem Ber: 
mögen und einer auszeichnenden Stellung im Staat und in der Geſell⸗ 
ſchaft fi verbindet. Mit Bedauern fah man, daß vom Hofe und 
von der allernächften Umgebung des Könige dieſe Stellung ber 
Herrenfurie gänzlich verfannt und ihr Dagegen jene andere zugemuthet 
ward, die, wenn die Kurie felbft darauf einging, dieſe ganze Inftitus 
zion zu einem für das Intereffe der Freiheit Höchft gefährlichen und beim 
Bolte verhaßten Werkzeug in der Hand der Regierung machen mußte. 
Und mit noch größerm Bedauern nahm man wahr, daß die Herten« 
furie in ihrer überwiegenden Mehrheit nicht das Selbſtgefühl oder nicht 
den Muth befaß, um diefe Anmuthungen mit der ganzen Würde und 
Unabhängigkeit ihrer hohen Stellung in die gebührenden Schranken 
zurüdzuweifen, denn felbft die Zahl, welche Widerfpruch Dagegen vers 
fuchte, that Dies doch nur halb kleinlaut und verftummte endlich auch. 
Immerhin jedoch verdienen diefe Männer, welche, im Bewußtfein ihrer 
Pflicht und ihres hohen Berufs, das Wohl des Landes und Der Krone 
zu wahren, die-Ungnade der Mächtigen nicht fcheuten und ihrem Zorne 
Stand hielten, die ehrende Anerkennung der Gefchichte. Namentlich) 


- Hat Straf Arnim, der am Längften und Beharrlichften diefen Muth 


des Widerfpruchs bewies, dadurch Manches in feinem frühern parlas 
mentarifchen Benehmen auf dem Landtage wieder gut gemacht und we⸗ 
nigſtens gezeigt; daß er nicht zu jener gewöhnlichen karakter- und ge: 
danfenlofen Klaffe ferviten Hofadels gehöre, deſſen ganzes Sein und 
Thun nur an dem Winke des Monarchen hängt. 

Der König vermerkte ſelbſt dieſe ſo rückſichtsvolle Oppoſizion in 
der Herrenkurie ſehr übel. Seine ganze Ungnade traf Die, welche als 
Redner für die Verfaſſungsanträge aufgetreten waren. Unmittelbar 
nach jenen Verhandlungen, am 20. Juli, gab der König den konſer⸗ 
vativen Mitgliedern des Landtags in Potsdam ein Feſt. Schon ſeit 
längerer Zeit wurden faſt nur ſolche nach Hofe eingeladen. Bon der 
Herrenfurie hatten dazu fämmtliche Mitglieder Einladungen erhalten — 
nur Arnim, Keltfh, Lichnowsky, Biron, Dyrhn, Dorf, 
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Dohna-Laud und Keyferling waren Üübergangen worben. Ras 
türlich erregte Dies fofort das größte Auffehen. Der Herzog von 
Braunfchweig, der damals in Berlin anmwefend war, fol fich fehr 
energifch darüber ausgefprochen und erflärt haben: er werde es für eine 
perfönliche Beleidigung anfehen, wenn man feinen Bevollmächtigten, 
v. Keltſch, nicht einlade, der in allen Fragen ganz in feinem Sinne 
und nach feinen Inftrufzionen geftimmt habe. Die Minifter begaben 
fih zum Könige, um ihm Vorſtellungen wegen eines fo auffallenden 
Schrittes zu machen. Eine förmliche Sigung des Staatsminiſteriums 
fand in Potsdam noch am Morgen des Feftes, früh um 8 Uhr, ftatt, 
und in Folge diefer, nach Debatten zwifchen dem Beftgeber und feinen 
Käthen nicht der erfreulichften Art für die Oppoftzion, felbft für die mil⸗ 
defte und gelindefte, wurden noch um 10 Uhr jene acht Herren durch 
einen Hoffourier mündlich nad) Potsdam eingeladen. Aber weder der 
König noch die Königin würdigten während des ganzen Tags die fo 
fpät Eingeladenen eines Blids oder Wortes, fondern gaben auffällig 
ihre Unzufriedenheit mit ihnen zu erfennen. 
So ehrte man parlamentarifchen Sreimuth ! 





Sechsundzwanzigſtes Kapitel. 


Andberweite Berathungen ber Verfaſſungsanträge in der Drei- 
ſtaͤndekurie. 





Mit Schmerz und Beſtürzung ſah der liberale Theil der Stände: 
kurie die Berfaffungsanträge in der Geftalt wieder, wie fie aus der Herren⸗ 
kurie zurüdgefommen. Was hatte man in jenem Saale Daraus gemadht ! 
Statt des Antrags auf beftimmte Periobizität einen auf unbeflimmte; 
ftatt der Bitte um Wegfall der Ausfchüffe eine Bitte um modifizirtes 
Hortbeftehen derſelben; ftatt der jo entfchiebnen Bota über das Staats» 
ſchuldenweſen Nichts als zweideutige, die Rechte der Stände nad) allen 
Seiten preisgebende Beſchlüſſe; flatt der Bitte endlich um gänzliche Aus⸗ 
fegung der Wahlen eine bloße Verſchiebung derfelben bis zu der Ente 
fheidung des Königs über die andern Anträge, alfo damit zugleich 
eine Anerfennung der Verpflichtung zum Wählen, fobald jene Entfcheis 
dung erfolgt fein würde. Andre Bunkte, Der wegen des Beiraths zu allen 
Geſetzen und der fo hochwichtige wegen des Zuftimmungsredhts der 
Stände bei allen Verfaffungsändrungen, waren von der Herrenfurie 
gänzlich verworfen, während fie nur in zwei Punkten, wo es ſich um 
bloße Deflarazionen handelte — hinſichtlich der Domänen und der 
Steuern — der Ständefurie beigetreten war. 

Was die gänzlich abgelehnten Anträge betraf, fo war man in Be- 
teeff ihrer wenigftens aller Skrupel überhoben — fie ruhten bis zum 
nächſten Landtage, um vielleicht dann, bei günftigeren Sternen, wieder 
aufzuerftehen und ihren mühevollen Weg noch einmal zu durchlaufen. 

Dagegen mußte man wegen derer, Denen die Herrenfurie nur mit Ab- 
änderungen beigepflichtet hatte, fich entfcheiden, ob man dieſe Abänderuns 
gen annehmen oder Lieber die Anträge ebenfalls auf ſich beruhen laſſen 
wollte. Denn ein Drittes gab es nach den beftehenden Gefegen nicht. 
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Diefe wichtige und für das ganze Berfaiungewer entfcheidende 
Frage ward von den Stimmführern der Oppofizion in einer Vorbera⸗ 
tbung, welche in der Wohnung Camphauſens flattfand, lange und 
lebhaft disfutirt. Auf der einen Seite vergegenwärtigte man fi alle 
die Gefahren und bedenklichen Folgen, welche eine zu weit getriebene 
Nachgiebigkeit gegen die Herrenkurie Haben möchte, das Aufgeben von 
Rechtsanſprüchen der wichtigften Art, flatt deren man jetzt überall das 
Ermeffen der Krone eintreten laffen follte, die gefährliche Konfequenz, 
die in einem folchen Zurückgehen von früheren, mit großer Majorität ges 
faßten Befchlüffen liege, das Mistrauen, welches man dadurd) leicht 
im Volke gegen die Entfchiedenheit der Ständefurie in Wahrung feiner 
echte erweden könnte. Auf der andern Seite fagte man fi, daß bei 
ſtrengem Fefthalten an den urfprünglichen Anträgen der Kurie gar Feine 
Bitte an den Thron gelangen werde, daß dann mit allen Verhandlungen 
und allen Bemühungen gar Nichts erreicht fei, als höchftens der mora⸗ 
liſche Eindrud im Volfe, daß man dann beim nächften Randtag gerade 
wieder da anfangen müfje, wo man jet angefangen habe, während, 
wenn man der Hertenfurie nachgebe, wenigftens in einigen Haupt- 
punkten durch den gemeinfamen Befchluß beider Kurien und durch 
die, dann mit Sicherheit zu erwartende, beifällige Entfcheidung der 
Krone eine Fortbildung und Befeftigung der Berfaffung angebahnt, alfo 
ein Boden gewonnen werde, auf dem man bei der nächften Zufammen«- 
funft weiter fortbauen fönne. 

Diefe legtere Anftcht, welcher nicht blos die vermittelnden Karaktere, 
wie Anerswald, ſondern auch Männer der entſchiedenſten Gefin 
nung, wie Hanfemann und Binde, desgleihen Bamphaufen, 
fich zuneigten, gewann in der vorberathenden Berfammlung die Ma⸗ 
jorität. Bederath wiverftand lange; endlich gab auch er nad. 
Meviffen dagegen und einige andre jüngere Mitglieder blieben feft 
Dabei ftehen, alle abändernden Beichlüffe der andren Kurie verwerfen zu 
wollen. 

Ueber einen Punkt — die Ablehnung des jenfeitigen Antrages 
wegen der Kriegsanleihen — waren Alle einig, und ebenfo vereinigte 
man fi dahin, daß der Punkt wegen der Ausfchüfle nur unter der Be: 
dingung angenommen werden follte, daß durch Einfügung einer mo⸗ 
tioirenden Erklärung ausprüdlich vorgefehen fei, daß den Ausfchüffen 
wirklich feine andre, als eine vorberathende und vorbereitende 
Stellung, nad $. 2 und 4 des Gef. v. 1842, angewieſen werde. 

Als daher in der Kurie zuerft Die Periopizitätöfrage zur Verhand⸗ 
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fung geftellt ward und Auerswald zur Eintracht, zum Anfchluß an 
die Herrenkurie ermahnte, da fa doch in der Hauptfache dieſe dem An⸗ 
trag der Ständefurie beigetreten fei, audy deren Gründe nicht geradezu 
abgewiefen, fondern nur dem Könige die Benrtheilung derfelben anheim- 
geftellt Habe, da erhob fich gegen dieſe Anficht Niemand, ausgenommen 
Meviffen.und Stedtmann, welche Beide ihr abweichendes Votum 
durch folgende Worte motioirten: : 


Stedtmann; „Ih babe von meinen Kommittenten nicht die Voll: 
macht empfangen, irgend ein Recht des Landes aufzugeben. Wir haben cin 
Recht auf ſtändiſche Verfaflung, und die nähere Beflimmung dieſes Rechts 
ift nur in einer einzigen Zeile eines Gefeged ausdrücklich hervorgehoben, 
im $. 13 des Geſetzes vom 17. Januar 1820. Kein Urgument von dem 
Miniftertiich Hat mich überzeugt, daß es nicht, wenn wir ehrlich fein wollen, 
gemeint fei, eine allgemeine große Landesrepräfentazion alle Jahre zu 
berufen. Dieſes Recht kann ich nicht aufgeben. Will die Krone fich mit den 
Ständen vertragen, Niemand wird mit mehr Vertrauen, mit mehr Liebe 
ihr entgegentommen, als ich, aber es freiwillig aufgeben — nimmer: 
mehr!“ 

Meviffen: . 2... „Ich Tann, nach Prüfung aller einfchlägigen 
Derhältnifie, nur feft bei der Ueberzeugung beharren, daß alle die Rechte, 


- die wir in unferen früheren Berathungen feftgeftellt haben, ung zu Theil 


werden müffen, wenn das Verfaſſungswert bei und für längere Zeit begrün-⸗ 
det werden ſoll.“ i 
Bei der namentlichen Abſtimmung erklaͤrten ſich nur 31 gegen den 
Beitritt zur andern Kurie). 
Bei dem Punkt wegen Der Ausſchůfſe ſprach Schwerin für die 
Bereinigung mit der Herrenkurie. Offermann und Tſchocke wider⸗ 
ſetzten ſich dem Antrage. Tſchocke erklärte: 


Da die Verhältniſſe nicht mehr dieſelben ſeien, wie 1842, ſe ſeien auch 


Ausſchuffe wie die damaligen nicht nöthig. Daher werde er ſich unter 


keinen Umftänden zu einer ſolchen Wahl entichließen. 
Und Offermann fagte: 


"Er Habe die Beforgniß, daß, wenn der Ausſchuß einmal genäht ſei, 
ihm Mehr aufgetragen werde, als die Verſammlung beabſichtigt habe. 


Binde äußerte: 
Hinfichtlich des Rechtspunktes habe er kein Bedenken, dem Antrag 


Die Verneinenden waren: Anwandter, Baum, Bieſing, Bracht, 
Bremer, Bruſt, Dahmen, Denzin, Flemming, Funk, Graach, Kass 
pers, Kirberg, v. Kraszewski, Lang, v. d. Loe, Meviſſen, Meyer, 
Milde, Mohr, Offermann, Raffauf, Reichardt, Röchling, Roͤhricht, 
Schäfer, Schult, Seltmann, Steptmann, Tſchocke, Zunderer. 
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beizutreten, da ed nur darauf ankomme, den Ausichäffen jede Wirkſamkeit 
zu nehmen, durch welche fie das Recht des Ver. Landtags ſchmälern wür⸗ 
den. Dies geſchehe durch die Faſſung der Herrenkurie, vorausgeſetzt, daß 
zu derſelben die motivirende Erklärung, welche die Abtheilung (in dem von 
der Oppofizion vereinbarten Sinne) vorgefchlagen hätte, beigefügt werde. 
Gegen die Rärhlichkeit folcher Ausichuffe, feldft nur mit vorberathender 
Wirkſamkeit, habe er zwar manche Bedenken, allein bier, wo es ſich um bie 
Entſcheidung einer fo wichtigen Frage handle, fei ed nothiwendig und wüns 
ſchenswerth, bis an die äußerfie Grenze per Nachgiebigkeit zu 
gehen, jo weit zu gehen, als man ed mit dem Gewiffen und den Prinzi- 
pien des Rechts irgendwie vereinigen koͤnne. Es fei dies wünſchenswerth 
nicht blos im Intereffe ver Konfolidirung der fländifchen Verfaſſung, ſon⸗ 
bern auch in Bezug auf das gute Einvernehmen der Kurien zu einander, 
welches, wenn ed jetzt ſchon fo feft begründet werde, für den nächften Lande 
tag fogleich eine gedeihliche Wirkſamkeit verfpreche. 

Hanfemann fohloß fi) Dem an, und fo ward dieſer zweite 
Punkt faft einftimmig angenommen. 

Dagegen erregte der Punkt wegen des Echuldenwefens abermals 
einen fehr lebhaften Streit. Die Bedenken gegen die „Verwaltungs⸗ 
ſchulden“ tauchten in ihrer ganzen Stärke wieder auf; dazu Fam aber 
das neue Bedenken, daß man durch die Fafſung der Herrenkurie aud) 
andre Arten von Schulden, wenn es nurnicht foͤrmliche Anleihen wären, 
nicht ausgeiäplofien fand. Der Fön. Kommiffar gabzwar wiederholt 
beruhigende Berficherungen und fhlug vor: man möge doch auch hier 
eine motivirende Erflärung beifügen. Allein Binde entgegnete: Das 
gehe hier nichts die Faflung der Herrenkurie gebe dazu feinen Anhalt. 

Rüdfihtli der Kriegsſchulden ſtand nun vollends die Oppoflzion 
wie einMann für ihre frühere Anficht, daß dieſe den Ständen in feinem 
Ball entzogen werben dürften. Binde, Knoblaud, Siebig, Gr. 
Helldorf, Buttfammer a. St, Milde und Hanfemann traten 
als Redner dafürauf. Helldorf mahnte an die unveräußerlihen 
Rechte des Volks, die man zu wahren habe, und Hanſemann 
äußerte: 

Der Landtag beſitze nicht fo viele Nechte, um eines davon ohne Noth 
aufzugeben. | 

Binde machte noch auf eine wichtige Folge dieſes Rechts aufmerf: 
fam, indem dadurch leichtfinnige, dem Lande nachtheilige Angrifföftiege 
vermieden würden. 

Schwerin, der ſich ſchon bei den erften Verhandlungen über bie 
Berfafjungsfragen, wie wir fahen, fchwanfend benahm,, fiel hier völlig 
von der Oppofizion ab. Er, der früher felbft um ‚‚Anerfennung der 





425 


fländifchen Rechte‘’ petirt, er, der eine Adreſſe beantragt hatte, in welcher 
die Bedenken wegen derRichterfüllung früherer Geſetze niedergelegt wer⸗ 
den follten — er erflärte jebt, Feine Verlegung bes Rechtsbodens da⸗ 
rin zu finden, wenn bie Stände ihr Recht aus dem Gef. v. 1820 
aufgäben, denn unwiderruflich ſeikein Geſetz; nur einſeitig folle 
es nicht geändert werden dürfen; wenn Krone und Stände über bie 
Aenderung fich vereinigten, fo fei Alles in Ordnung. 

Alfo, die Stände follten ihr gutes, Flares Recht felbft ver- 
nichten, morden helfen! Schwerin, obfchon die fortdauernde 
Rechtsgültigkeit Des Gef. v. 1820 anerfennend, konnte den Ständenra- 
then, dieſes Gefeh aus freien Stüden preiszugeben, mit der Regie: 
rung gemeinfchaftlich eine Aufhebung deffelben in feinem wichtigften 
Punkte zu befchließen, d. h. alfo: wiffentlich und durch Die That, 
nicht durch ein bloßes Unterlaffen, dem Volfe ein Recht entreißen zu 
helfen, welches Helldorffehr wahr ein ‚‚unveräußerliches’’ nannte. 
Miet Eine ſolche Gewiffenlofigfeit, ein folches Handeln wider beffres 
Wiſſen konnte Schwerin feinen bisherigen politifchen Freunden, der 
Oppoſizion, zumuthen, konnte er von ihnen erwarten? 

Schwerin fand die Stelle wegen der $riedensfhulden nad 
der Fafjung der Herrenfurie Uunbedenklich. 


Der kön. Kommiffar habe die Erklärung gegeben, daß die Regie: 
rung nur die Verwaltungsfchulden von der Zuftimmung der Stände aus—⸗ 
genommen wiſſen wolle. Diefe Erklärung halte er fo weit für authen- 
tif, daß wenigfiens die Exiſtenz des gefammten Minifte 
riumödamitzufammenbänge 


Hinfichtlih der Kriegsfchulden war er derfelben Anficht. 


Hier folle die freie Verfügung der Krone auf die Fälle eingefchränft 
bleiben, wo e8 wirflih unmdglich fei, die Stände zu berufen. Er fet 
auch bier nicht in Zweifel, „daß er Vertrauen walten laſſen könne.“ ‚Daß 
- Das redlich gehalten wird, was verfprochen ift, dies Vertrauen muß ich 
haben, dies Tann man von mir verlangen.’’ Leichtfinnige Angriffskriege be: 
fürchte er nicht; Die Zeiten wären. vorüber, wo dies möglich war; Preußen 
fei von jebt an ein VBerfaffungsftaat, und in folchen fei jo Etwas 
nicht moͤglich. „Wenn die Stände regelmäßig zuſammenkommen, menn das 
Gouvernement die Verpflichtung bat, die aufgenommenen Schulden nach⸗ 
träglich zu vertreten, — fo bin ich überzeugt, daß das Gouvernement lieber 
fein Amt nieverlegen, als der Krone Darlehne anrathen werde, von denen 
es vorausfegen muß, daß die Stände dringende Monita dagegen machen 
werden.’ 

Man möge daher dem Befchluß der Herrenkurie auch in dieſem Punkte 
beitreten, weil Dies ein Mittel ſei, das die Stände bald aufeinen 
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gefiherien Rechtsboden führe, der für folgende Landtage Ihnen 
die Möglichkeit gebe, ſich nicht wieder fo mit Prinzipienfragn zu befthäfr 
tigen, wie es diesmal nöthig gewefen. 

Gegen diefen Rath erhob fich aber fofort Milde und erklärte: 

. - Er würde dem Redner allenfalls Recht geben koͤnnen, wenn die Vor⸗ 
ausfegungen, die er feiner Anſicht zu Grunde lege, wirklich ſchon beſtänden, 
nämlih: eine authentiſche Geflärung der Krone wegen der Garans 
tien und — ein verantwortliches Minijterium. Beides ſei aber 
zur Zeit noch nicht vorhanden, und fo halte er e8 für unmöglich, daß die 
Stände Preußens ihre Magna charta , das Beleg v. 1820, freiwillis auf⸗ 
geben ſollten. 

Hanſemann wies darauf hin, daß man an der Unwiderruflich⸗ 
keit jenes Geſetzes nicht allein im Intereſſe des Volks, ſondern auch der 
Staatsgläubiger, zu deren Sicherung daſſelbe gegeben ſei, feſtzu⸗ 
halten die Verpflichtung habe. 

Selbſt Puttkammer aus St., ſonſt immer der treue Meinungs⸗ 
genoſſe Schwerins, trennte ſich diesmal von ihm aus dem gleichen 
Grunde und hielt feſt an der Oppoſtzion. 

Gleichzeitig mußte Schwerin die Erfahrung machen, wie auch 
fein unbedingtes Vertrauen auf die Worte des Gouvernements nicht . 
allzu wohlbegründet fei, denn, ald.er den Landtagskommiſſar zu einer 
beftimmten Erklärung über die Abfichten des Gouvernements wegen 
der Garantien provozirte, da entfchlüpfte Diefer ihm mit einer jener 
Schlangenwindungen, in denen er ſich während des Landtags fo häu⸗ 
fig bewegt bat. Brüher hatte gr wörtlich erflätt: 

Weder verzinsliche noch unverzinsliche eigentliche Staatsſchulden ſoll⸗ 
ten von der Zuſtimmung der Stände ausgenommen fein. Die einzige Ber 
ſchränkung, welche die Regierung hiervon machen wolle, fei bei ven Ver⸗ 
waltungsſchulden auf kurze Zeit. 

Jetzt dagegen ſagte er: 

Daß jede Garantie der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung unterworfen werden 
ſolle, koͤnne er nicht zuſichern. 

Offenbar verſteckte er ſich hinter dem Doppelſinn der Worte: eigent- 
liche Staatsfchulden, den erfchon früher in ähnlicher MWeife ausges 
beutet hatte, Troß diefer eigenthümlichen Art, mitwelcher fomit Schw es 
ring Berufung auf die Redlichkeit der: Regierung entfprochen ward, 
bfieb Diefer doch bei feinem Vertrauen und flimmte mit ver Regierungss 
partei für Annahme der Modifikazion der Herrenfurie, die jedoch von 
der Kurie mit der großen Majorität von 

300 gegen 146 Stimmen 
berworfen ward. | 
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Der Antrag wegen Ausſetzung der Wahlen warb in der von Des 
andern Kurie ihm gegebnen beichränfenden Faffung ohne Debatte an« 
genommen. Man wollte auch in diefem Punkte wenigſtens zu einem 
gemeinfamen Befshluffe fommen. 


Ob die Kurie, ob indbefondre die Oppoflzion wohlgethan, ſich 
den Beichlüffen der Herrenfurie anzufchliegen — Das ift eine Frage, 
deren triftige Beantwortung nur bei einer unbefangenen Erwägung aller 
vorliegenden Umftände möglich iſt. Zweierlei muß man dabei vor Allem 
unterfcheiden: einmal den Inhalt der Anträge felbft und zweitens. . 
ihre Begründung. 

Es ift der Oppofizion von manchen Seiten der Vorwurf gemacht 
worden, ſie habe durch Annahme der Faſſung der Herrenkurie den 
Rehtspuntt, die Bezugnahme auf die frühere Gefepgebung aufges 
geben. Allein Das hatte fie eigentlich ſchon durch ihre früheren Bes 
ſchlüſſe gethan, und es war nur noch ein Schwacher Nachhall einer 
Rechtsbegründung, der in den Anträgen, wie fie an die Herrenkurie 
kamen, anflang. Es war bereits in den frühern Debatten von der Par: 
tei, welche feine Rechtsforderung wollte, ausdrüdlich bemerkt wor: 
den, daß die Bezugnahme auf frühere Geſetze nicht die Bedeutung’ einer 
wirklichen Rechtsbegründung der Bitten, fondern nur die Bedeutung 
fubjeftiver Beweggründe der Bittenden haben ſollte, und diefe Anficht 
hatte ihre faktifche Anerkennung darin gefunden, daß alle auf die ent- 
gegengeſetzte Anficht baſirten Vorſchlaͤge, 3. B. der Bindefche und 
Schwerinſche, abgelehnt worden waren. Dazu fam, wenn man auf 
das Einzelne einging, daß (wie Binde fehr richtig bemerkte) gerade 
der Antrag der Stänvdefurie auf zw ei jährige Reichstage in den frühern 
Geſetzen Feine Begründung fand, indem das Gef. v. 1820 ausdrücklich 
nur von alljährlihen Reichstagsverfammlungen |pricht. 

Ob aljo die einzelnen Anträge etwas mehr oder weniger katego⸗ 
rich, etwas mehr oder weniger allgemein gehalten, etwas mehr ober 
weniger mit Vertrauen, diefem unvermeidlichen Ingredienz aller 
Verhandlungen des Ber. Landtags, verfegt waren — Das machte, nach⸗ 
dem man einmal überhaupt zur Form der Bitte von der Form der 
Rehtsforderung oder Rechtsverwahrung herabgeſtiegen war, 
keinen ſo weſentlichen Unterſchied mehr. 

Freilich wäre es beſſer und eines preußiſchen Reichstags wuͤrdiger 
geweſen, wenn er ſelbſt bei ſeinen Bitten, mit aller ſchuldigen Ehrfurcht 
vor der Krone, doch eine entſchiedenere und freiere Sprache am Throne 
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geführt hätte. Bei den eigenthümlichen Verhaͤltniſſen der Herrenkurie, 
die wir im vor. Kap. fennen gelernt haben, war Dies indeſſen nicht zu 
erwarten, und es war ſchon alles Mögliche, daß eine Bitte in dieſer ges 
mäßigten Form dort durchging. Bringt nun das Zweikammerſyſtem es 
allemal mit ſich, daß eine Kurie fi) nach der andern bequemen muß, 
vorzugsweife aber die Volkskammer, als Repräfentantin des Fortſchritts, 
nach der Adelskammer, ald dem Fonfervativen Dämpfer diefer Fort: 
ſchrittsbewegung, fo war im vorliegenden Falle, wo e8 ſich darum han⸗ 
delte, von dem abfoluten Koͤnigthume die allererften Lebensbedingungen 
einer ftändifchen Berfaffung zu erlangen, ein Zufammenwirfen und vers 
eintes Bitten beider Kurien allerdings doppelt wichtig. Und ebenfo wahr 
als ſchoͤn gefagt ift daher, was zur Rechtfertigung des Verfahrens der 
Oppoſizion in diefer Sahe Beckerath in der Rede ausſprach, die er 
bei dem Feſteſſen in Elberfeld hielt. 

„Wir erwogen,” fagte er, „daß bie Bereinigung der beiden Kurien zu 
einer einmüthigen Bitte diefer Legtern das Gepräge eines tief in ver Nazion 
wurzelnden Verlangens um fo unverfennbarer aufprüden werde, je hem⸗ 
mender die Schranken waren, die ed auf feinem Weg zum Thron flegreich 
zu durchbrechen hatte; wir lebten der Hoffnung, daß das bewußte und doch 
ehrfurchtsvoll gemaͤßigte Verfahren der Stände zu einem erfreulichen Schluß 
des Landtags führen, daß das letzte Wort im weißen Saale dem Lande eine 
Freudenbotſchaft bringen werde.“ 

Daß dieſe Hoffnung fehlſchlug, daß die Krone ſelbſt auf dieſe ſo 
gemäßigten und einmüthigen Bitten beider Kurien wenigſtens zunächſt 
nicht einging, Das hat freilich wohl bei Manchen den Gedanken ent⸗ 
ſtehen laſſen: wäre doch die Ständefurie feft bei ihren erften Befchlüffen 
geblieben! Hätte fie, ſtatt einer fruchtlofen Nachgiebigkeit, wenigftens 
eine imponirende Konfequenz gezeigt! Aber e8 wäre unrecht, bier blos 
nach dem Erfolg zu urtheilen, der mit Sicherheit doch nicht voraus 
zu ermeflen war, und es wäre Furzfichtig, verfennen zu wollen, daß fene 
gewünfchte Konfequenz in dem Stadium, um welches es hier fich hans 
delt, ſchon nichtmehr ungefchwächt vorhanden, Daß der firenge Rech t8» 
boden, auf dem die Oppoftzion den Kampf begonnen hatte, ihr das 
mals ſchon unter den Füßen hinweggefhlüpft war. 

Wenn übrigens Die, welche vom Anfang an fiteng an diefem 
Rechtsboden feftgehalten, welche alfo z. B. in der Periodizitaͤtsfrage nur 
für das Bindefche, aber gegen alle folgenden Amendements geftimmt 
hatten, wenn Diefe auch jegt gegen die Anträge der Herrenkurie 
ſtimmten, fo verführen fie nur Eonfequent, und es iſt dawider Nichts 
zu fagen. 
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Was die Modifikazionen des Inhalts der einzelnen Anträge bes 
trifft, fo war, wie fchon gefagt, wenn man einmal von der in der früs 
heren Geſetzgebung begründeten Korderung alljährlich er Reichstage 
abfah, kein ausreichender Grund zur Aufftellung einer beflimmten Frift 
vorhanden, und diefe blieb dann zuletzt allemalin das Ermeſſen der Krone 
geftellt. Der erſte Behler war alfo der, daß die Majorität nicht auf das 
Berlangen nach alljährlichen Parlamenten eingegangen war. 

Die Beibehaltung der Ausschüffe mit befchränkter Wirkfamfeit 
hatte freilich, wie Binde fehr fcharfiinnig ausführte, mancherlei prafs 
tifche Bedenken gegen fi), befonders dieſes, daß die Ausfchüffe ent- 
weder felbft bedeutungslos werden, oder, im andern Falle, die Ber 
deutfamfeit und Selbftftändigfeit des Ver. Landtags gefährden mußten. 
Allein ein eigentlich verfaffungsrehtlidhes Bedenken lag gegen 
diefe Inftituzion, wenn fie nad) der Klaufel der Ständefurie umgeltal- 
tet wurde, nicht mehr vor. 

Der legte Antrag, wegen Ausfegung der Wahlen, hatte eigentlich, 
nad) Aunahme des zweiten, Feinen rechten Zwed mehr. Auf Wegfall 
der Staatsfchuldendeputazion hatte ohnehin die Kurie niemals antras 
gen wollen, jondern nur auf Beichränfung ihrer Kompetenz ; jest hatte 
fie auch) ihren Antrag wegen der Ausfchüffe dahin modifizirt, daß Diefe 
furtbeftehen follten — alfo war fein Grund, die Wahlen auszufegen. 

Man Eonnte zwar den Antrag fo verftehen: man wolle die Wahs 


len bis nad) der Entfcheidung des Königs ausgeſetzt wiffen, um, fiele 


dieſe abfällig aus, d. h. follte der Ver. Landtag nicht periodifch ver⸗ 
fammelt, der Ver. Ausfchuß nicht in feiner Wirkfamfeit befchränft wers 
den — um dann die Wahlen nicht zu vollziehen. Aber fchwerlich war 
Das der Sinn, den die Herrenfurie in den Antrag gelegt hatte, und 
unmöglicdy konnte man auch einen ſolchen Gedanken in eine Bitte les 
gen wollen, die man an den König richtete. Wollte man Das, fo 
mußte man kategoriſch erflären: man werde nicht wählen, bevor 
man ficher fei, daß der König die Bitte wegen der Periodizität und der 
Ausſchüſſe gewähre. Allein den König bitten, er möge fich felbft die 
Hände binden und der Oppoſizion gewonnenes Spiel machen, ja wohl 
gar hoffen, der König werde. Dies thun — dazu gehörte eine ftarke 
Doſis deutfcher Gemüthlichfeit. 

Hierin lag der erfte Keim jener Inkonſequenz und Unficherheit in 
Bezug auf den wichtigften Aft des Landtags, die Wahlen, durch 
welche bald fo viel Unheil und Verwirrung in den Reihen der Oppofi⸗ 
zion angerichtet werden ſollte. 


| Siebenundzwanzigſtes Kapitel. | 


Die Entfeidungen des Königs in den Verfaſſungsfragen. 


Die Entſcheidungen des Koͤnigs in der Berfaffungsangelegenheit 
ließen nicht lange auf fi) warten. Schon am 24. Juni gelangten zwei 
koͤnigliche Botfchaften an die Kurien, wovon die erfte jo lautete: 


„Wir Haben durch unfern Landtagskommiſſarius von den Zweifeln 
Kenntniß erhalten, welche bei ver Beratung ver Anträge Unferer getreuen. 
Stände auf Abänderung des Patents und der Berorbnungen v. 3. Febr. 
d. 3. über die Auslegung der 6. 4 und 6 der Verordn. wegen Bildung 
des Ver. Landtags erhoben worben find. Zur Befeitigung vieler Zweifel 
wollen Wir, in Uebereinftimmung mit den von Unferm Landtagsfommil- 
farius vorläufig abgegebenen Erklärungen, Unferen getreuen Ständen hier: 
durch eröffnen, was folgt: \ 

41) Wenn im $. 4 der Verordn. üb. dv. Bildung ded Ver. Landtags dies 
jenigen Darlehne, die fortan nicht anders, als mit Zugiehung und 
unter Mitgarantie des Ver. Landtags aufgenommen werden follen, 
als folche bezeichnet find, für welche das gefammte Vermögen und 
Eigenthum des Staats zur Sicherheit beftellt wird, jo iſt es Unſere 
Abſicht nicht geweien, durch dieſe, wörtlich auß dem Art, I. ver 
Verordn. v. 17. Ian. 1820 entnommene Bezeichnung ſolche Staats⸗ 

.anlehen, für welche nur ein Theil des Staatseigenthums ober der 
Staatörevenüen als Sicherheit beftellt werden möchte, von dem Ers 
forderniß der Zuftimmung des Ver. Landtags auszuſchließen. Viel⸗ 
mehr ift e8 Unfer Wille, daß die Aufnahme von Staatdanleihen in 

-Briedendzeiten und die Ausfertigung von Schuldpofumenten über 

ſolche Anleihen, fo wie eine Vermehrung der in den umlaufenden 
Kafienanweifungen beſtehenden unverzindlichen Staatsſchuld nicht 
anders, als unter Zuflimmung des Ber. Landtags erfolgen fol. 
Dies findet jedoch Feine Anwendung auf die laufenden Verwaltungs⸗ 
Ichulden, indem biefelben Tebiglich in Antizipazionen der Staats⸗ 
revenüen auf Fürzere Zeit beftehen und durch fie dad Land mit neuen 
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Laften nit befchwert wird. Bu ſolchen Verwaltungoſchulden bes 
barf es, wie bisher, fo au in Zukunft, ber fländiichen Zußimmung 
nicht. 

2) Da für die im $: 6 der Verorbn. über vie Bildung ded Ver. Lands 
tags vorgefehenen Bälle, in ‚denen die Einberufung beffelben durch 
politifche Verbältniffe bebinvert werden möchte, bei Aufnahme von 
Darlehnen ausprüdlih nur die Zuziehung der fländifchen 

-, Deputazion für das Staatsſchuldenweſen vorgeichrieben tft, fo folgt 
fhon hieraus, daß Unfere Abficht nicht dahin gegangen fein Tann, 
der gedachten Deputazion ein Recht ver Zuſtimmung zu Staats⸗ 

anleihen beizulegen. Um jedoch jeden Zweifel über dieje Unjere Ab⸗ 
ficht zu Idfen,, nehmen wir feinen Anftand, hierdurch Unſeren ges 
treuen Ständen ausdrücklich zu erklären, daß die fländifche Deputa- 
zion für das Staatöfchuldenweien nicht dazu beflimmt ift , den Ver. 
Landtag in feinen gefeglichen Befugniffen binfichtlicy der Konſen⸗ 
tirung von Staatsanleihen zu erießen ober zu vertreten.“ 


Hierdurch waren allerdings die Zweifel gelöft,, aber durchaus auf 
feine befriedigende, die verfafiungsmäßigen Rechte der Stände ficher- 
ftellende Weife. Nicht allein waren die Berwaltungsfchulden 
ausdrücklich der ſtaͤndiſchen Zuftimmung entnommen , fondern es war. 
auch nicht einmal den Ständen wegen der Garantien des Staats Be« 
ruhigung gegeben, und, nad) den Erflärungen des Landtagskommiſſars, 
. mußte man daher annehmen , daß die Regierung fi) nach wie vor zur 
Vebernahme folcher für befugt und zur Einholung der ftändifchen Ger . 
nehmigung dazu nicht unbedingt für verpflichtet halten würde. Die Er⸗ 
Härung wegen der Schuldendeputazion mußte nah Dem, was hierüber 
der Landtagsfommifjar mehrmals geäußert, fo gedeutet werden: die 
Deputazion fol zwar bei Kriegsanleihen zugezogen, refp. um, ihren 
Rath wegen der Größe und der Aufbringung derfelben befragt werden, 
allein fie hat nicht das Recht, dazu Nein! zu fagen, die Krone macht 
die Anleihen ganz auf ihre eigene Hand. E8 ift nun zwar unentſchie⸗ 
den gelaffen, ob für foldye,Anleihen-die Stände unbedingt die Garan⸗ 
tie übernehmen, alfo fie hinterher gutheißen müffen, oder ob- Dies 
nur dann zu gefchehen braucht, wenn ver vorgefhriebene nachträgliche 
Nachweis fie von der Nothwendigkeit derfelben überzeugt. 
Allein aus mehrfachen Andeutungen des Miniſters geht ebenfalls her» 
vor, daß die Regierung die Anficht hat: ſolche mit Zuziehung der 
Deputazion Fontrahirte Schulden hätten durchaus diefelbe Rechts⸗ 
gültigfeit, wie Die mit Zuftimmung des Landtags felbft gemachten. 
Auch ift es faktifch gar nicht anders. möglich; denn der Nachweis über 
Die Nothwendigkeit und die nügliche Verwendung diefer Anleihen wird 


432 


den Ständen im Namen des Königs gegeben; der König iſts, der 
die Anleihe befiehlt; verantwortliche Minifter giebt es nicht; alfo müfs 
fen die Stände hinterher, fie mögen wollen oder nicht, Die Garantie 
übernehmen. 

So war alfo hier, ohne einen direkten Antrag der Stände, über 
zwei Bunfte der Verfaſſung entfchieden, aber gerade in dem ganz ent⸗ 
gegengefegten Sinne von Dem, was die Ständefurie hatte erbitten 
wollen. 

Die zweite Botfchaft bezog fih auf die fünf von beiden Kurien 
gemeinſchaftlich an den Thron gebrachten Anträge und lautete fo: 


„Wir haben aus der Uns unterm 23. dief. Mts. vorgelegten Petizion 
Unferer getreuen Stände auf Abänderung und Deklarazion des Patents und 
der Verorpnungen v. 3. Febr. d. I. die Zmeifel erfehen, zu welchen die 
Faſſung des $. 9 der Veroron. üb, d. Bildung des Ver. Landtags Unferen 
getreuen Ständen Veranlafjung gegeben hat. Um dieſe Zweifelzu löfen, exrflä- 
ren Wir hierdurch, daß in dem durch dad Geſetz v. 5. Juni 1823 beflimm- 
ten Umfange des Rechts der Stände, mit ihrem Beirath gehört zu werben, 
burch die Verordnungen v. 3. Behr. d. 3. feine Schmälerung eingetreten 
ift, daß vielmehr dieſes Recht in Betreff allgemeiner Geſetze, nach Inhalt 
des $. 12 der Verord. üb. d. Bildung des Ver. Landtags und des $. 3 der 
Beroron. üb. d. period. Ginberufung des Ver. Ausfchufles, auch, wenn 
dergleichen Gefeße Veränderungen in den Steuern zum Gegenſtande ha⸗ 
den, ungelchmälert auf den Ber. Landtag und den Ver, fländifchen Aus⸗ 
ſchuß üsergegangen ift, fo weit nicht Die zuletzt erwähnte Befegeöftelle ven 
Provinziallandtagen jenen Beirath für einzelne Ausnahmefälle vorbehalten 
bat. Der $. 9 der Verord. üb. dv. Bildung des Ver. Landtags enthält 
demnach in feiner Weile eine Schmälerung, vielmehr nur eine mefentliche 
Erweiterung der fländifchen Rechte, 

Wenn Unfere getreuen Stande ferner die Beforgniß Hegen, daß in 
der Beftimmung des erwähnten $. 9, wonach dad dem Ber. Landtage von 
Un verliehene Steuerbewilligungsreht auf die Domainen und Rega⸗ 
lien nicht bezogen werden foll, eine Befchränfung der fländifchen Gerecht⸗ 
fame gefunden werden Eünnte, fo wollen Wir dieſe Beforgniß hiermit durch 
die Erflärung befeitigen, daß es bei Erlaß der Fedachten Beflimmung nicht 
in Unferer Abficht gelegen Hat, in den verfaffungsmäßigen rechtlichen Ver⸗ 
hältniffen der Domainen und Regalien irgend eine Veränderung berbeizus 
führen, daß mithin dieſe rechtlichen Verhältniffe durch Die Verordnungen 
v. 3. Febr. d. 3. in feiner Weile alterirt find.” - 


In diefen beiden Punkten war alfo den ftändifchen Anträgen ges 
nügt, ausgenommen, daß der ftändifche Beirath zu allen Steuergefeßen 
nicht dem Ber. Landtage allein, fondern daneben dem Ber. Ausfchufle 
und den Provinzialftänden zugeiprochen ward — was freilich nicht ans 
ders zu erwarten war, fo lange überhaupt die Theilung dieſes Bei: 
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raths, wie. fie Die Berfaflung v. 3. Febr. eingeführt hatte, fortbeftand. 
Der Antrag auf ausfchließliche Zutheilung diefer Funkzion an den Ber. 
Landtag war, wie erinnerlich fein wird, von ber Herrenlurie nicht an⸗ 
genommen worden. Weiter hieß es: 


„Was die in der Petizion v. 23. d. Mts. beantragten Abaͤnderungen 
Unſeres Patents und der Verordn. v. 3. Febr. d. J. betrifft, ſo iſt Unſeren 
getreuen Ständen aus der Anrede, mit welcher Wir fie bet Eröffnung des 
- Landtages begrüßt haben, fo wie aus Unferer Erwiderung auf ihre Adreſſe, 
Unfer Entſchluß befannt, an die weitere Ausbildung des von Uns ſelbſt für 
bildungsfähig erklärten neuen Verfaſſungswerkes nicht anders, als auf ver 
Grundlage reiflicher Erfahrung zu gehen. Getreu dieſem Entjchluffe, aber 
auch eingedenf Unferer Erklärung, daß Wir den Ber. Landtag gern öfter 
um Uns verfammeln wollen, werden Wir die auf die periodifche Einberu⸗ 
fung deſſelben und auf Befchranfung des Wirkungskreiſes des Der. fländi- 
Then Ausfchuffes gerichteten Anträge Unferer getreuen Stände in forgfame 
Erwägung ziehen und behalten Uns Unfere Entfchließung darüber fo lange 
vor, bi8 die Verordn. v. 3. Febr. d. J. ihrem weſentlichen 
Inhaltenad zur Ausführung gefommen fein werden. 

Wenn Unfere getreuen Stande am Schluffe der Petizion an Uns die 
Bitte richten, bis zur Entfcheidung über die vorerwähnten Anträge auf Ab⸗ 
änderung ber Verordn. v. 3. Febr. die Wahlen der ſtändiſchen Ausfchüffe 
und der ftändifchen Deputazion für dad Staatöfchuldenwefen ausfehen zu 
lafien, fo behebt fich dieſe Bitte, fomeit fich dieſelbe auf die ſtändiſche De- 
putazion bezieht, dadurch, daß ein Antrag Linferer getreuen Stände auf 
Abänderung der gefeglichen Beftimmungen über die Bildung und den Wir- 
kungskreis der gedachten Deputazion nicht an Uns gelangt if, Was aber 
die von Unferen getreuen Ständen gewünfchte Ausfegung der Wahl 
der fländifchen Ausfchüffe betrifft, fo können Wir viefer Bitte ſchon 
deßhalb nicht flatt geben, weil Wir beabfichtigen, den Entwurf des neuen 
Strafgeſetzbuchs, deſſen endliche Feſtſtellung und Publikazion der Beſchleu⸗ 
nigung bedarf, mit Rückſicht auf die weſentliche Verſchiedenheit der darüber 
eingegangenen provinzialſtändiſchen Erklärungen, dem Ver. ſtändiſchen 
Ausſchuſſe zur Begutachtung vorzulegen und denſelben zu dieſem Zwecke 
möglichſt bald zuſammenzuberufen. Wir fordern daher Unſere getreuen 
Stände hierdurch auf, die Wahlen der ſtändiſchen Ausſchüſſe 
und der ſftändiſchen Deputazion nunmehr zu vollziehn, wo— 
zu die Provinziallandtagsmarſchälle un verzüglich die nöthigen Anord⸗ 
nungen zu treffen haben.“ 
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Achtundzwanzigstes Kapitel. 


Die Wahlen zu. den Ausſchüſſen und der Staatsfhuldendeputazion. 


— — 


Der König hatte alſo die Wahlen befohlen. Neue Beſtürzung un 
ter der Oppoſizion! Man Hatte fo feft darauf vertraut, der König 
werde die einmüthigen Bitten beider Kurien berüdfichtigen,, die jo mäs 
Bigen Forderungen gewähren. Und jetzt, ftatt aller Antwort darauf 
— die der König fich vorbehielt —, nur der Fategorifche Befehl, zu wäh. 
len, die beftimmte und unweigerliche Erklärung des Königs: Erſt müffe 
die Berfaffung v. 3. Febr. in allen ihren Theilen erfüllt fein, ehe an 
eine Aenderung derfelben gedacht werden könne. | 
| Man ließ der Oppofizion wenig Zeit zum Ueberlegen. Am 24. 

Juni fam jener Befehl, und ſchon am 25. follten die Wahlen vor ſich 
gehen. Und, um felbft eine Befprechung unter der Oppofizion moͤglichſt 
zu verhindern, vielleicht auch dieſelbe zu fpalten, ward ein Zeft, welches 
am 25. Juni in Potsdam flattfinden follte und wozu auch der Theil 
der Oppofizion eingeladen war, der nicht (wie die 139) einfürallemal 
von ſolchen Feften ausgefchloffen war, auf den 24. verlegt, Indem man 
die ſchon gedrudten, auf den 25. lautenden Einladungsfarten auf den 
24. umfchreiben ließ. 

Ob bet diefem Feſte felbft auf die dabei anwefenden Mitglieder 
eingewirkt worden und inwieweit diefe Einwirkung zu dem Ausgange 
der Wahlen beigetragen, bleibe dahingeftellt. Nur eine Thatfache, welche 
öffentliche Blätter in Diefer Hinficht verbreitet haben, glauben wir, auf 
Grund beftlimmter und zuverläffiger Mittheilungen, zur Steuer der 
Wahrheit berichtigen zu müffen. Es ift gefagt worden : Die nach Pots- 
dam Eingeladenen (von der liberalen Partei) hätten bei ihrer Zurück⸗ 
kunft von da fi in die Verfammlung der Oppofizion im rufftfchen 
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Hof begeben und bortin einer von der Einwirkung hoher Berfonen zeu⸗ 
genden Weile an den Berathungen Theil genommen. Es nahmen aber 
(nach unferer Quelle). nur Zwei von jenen Eingeladenen an den Bera- 
thungen im rufſiſchen Hofe Theil, nämlid die Herren Camphau⸗ 
fen und v. Bederath, die fogleich nach der Präfentagion, ohne bei 
diefer vom Könige beachtet und angerkdet worden zu fein, vom Felle 
fortgegangen und nad) Berlin zurüdgeeilt waren. 

Wie Dem indeß auch fei, Das ift unleugbar, daß vom Hofeund von 
der Eonjervativen Partei aus ſchon während des ganzen Landtags, in 
verftärftem Maaße aber in diefen legten Tagen auf die Deputirten ein⸗ 
gewirkt worden war, um fie zur unweigerlichen Erfüllung des koͤnigli⸗ 
hen Befehls, zur Vornahme der Wahlen geneigt zu machen. Auf der 
einen Seite fpiegelte man ihnen die fhönften Hoffnungen vor ; der Koͤ⸗ 
nig, bieß es, habe den beften Willen und werde gewiß alle billige 
Wünfche erfüllen; nur müfle man ihm die Möglichkeit laffen, Dies zu 
thun, ohne mit fich in Widerſpruch zu gerathen, ohne ſich Etwas zu 
vergeben. Dazu gehöre, daß man vor Allem erft die Verfaſſung vom 
3. Febr, vollftändig zur Ausführung fommen-laffe, daß man alfo aud) 
die Wahlen vollziehe. Der König habe nun einmal die Anficht gefaßt, 
er fompromittire fich vor der Welt, wenn er jetzt ſchon, nad) wenigen 
Monaten, eine Berfaffung Andere, welche die Frucht fiebenjähriger 
Ueberlegungen fe. Man könne aber ficher fein, daß, wenn man wähle, 
der König von den Gewählten Nichts verlangen werde, was den aus» 
gefprochenen Wünfchen und Vorausſetzungen der Stände widerfpreche. 
Man appellitte an das Vertrauen, an die Loyalität, an den Patriotiss 
mus der Deputirten, man fehilderte ihnen mit den helfften Farben das 
fhöne Verhältniß eines einträchtigen Zufanmenwirkens von Krone und 
Ständen zum Wohl des Landes, man pried das feltene Glück Preu- 
ßens, welches durch den hohen Sinn feines Königs, durch den reblichen 
Willen feiner Regierung und den gefunden, gefeglichen Sinn des Vol⸗ 
fes im Stande fei, Das auf dem Wege friedlicher und einträdhtiger 
Entwidlung zu erreihen, was andere Länder unter Sturm und Vers 
wirrung aller Art hätten erfämpfen müſſen. 

Auf der anderen Seite. machte man den Deputirten bange: ber 
König, Über den ganzen Verlauf des Landtags ſchon hoͤchlichſt aufges 
bracht, werde die Verweigerung ber Wahlen als einen Aft der Wider: 
feglichkeit anfehen und fei feft entfchloffen , in diefem Falle aller weitern 
Entwidlung der ftändifchen Einrichtungen für Die ganze Dauer feiner 
Regierung ein Ziel zu feen. 

28” 
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Zu den Furchtſameren und Leichtgläubigern fagte man audy wohl 

geradezu: Wählt! fonft nimmt der König Die ganze Verfaſſung zurüd. 
j Selbft wohlmeinende Männer, wie Alex, v. Humboldt, halfen 
dieſe Meinung verbreiten, unter dem Hinzufegen : die Ultrapartei wün- 
fche Nichts mehr, als Dies, weil fie dann beftimmte Hoffnung habe, 
den König ganz für ihre Anfichten umzuftimmen und die ihr fo verhaß- 
ten neuen Inſtituzionen wieder zu befeitigen. 

Diefe Befürchtungen mochten übrigens nicht unbegründet fein. 
Man hatte von jener Seite her Nichts verſäumt, den König gegen bie 
Stände und die ftändifchen Inftituzionen aufzubringen, um ihn, wo 
möglich , zu einem Außerfien Schritte zu treiben. — Man ſprach auch 
wohlvon auswärtigen Einflüffen, namentlich Rußlands, die in demſelben 
Maaße wieder in den Vordergrund treten würden, in welchem der Kös 
nig Durch eine zu fehroffe Oppofizion mit Mistrauen gegen feine eigene 
Schöpfung erfüllt und für Die Warnungen des autofratifchen Schwas 
gers, die er früher nicht genug beachtet, empfänglicher gemacht werben 
möchte. oo 

Die liberalen Mitglieder der Herrenkurie, wie Graf York, Graf 
Dyrhn, Prinz Biron u. A. , waren ebenfalls von diefer Furcht ans 
geftedt, vielleiche aud) durch Die Beweife von Ungnade, weldye fie per- 
ſönlich betroffen hatten, erfchüttert — genug, auch fie fprachen von den 
Wahlen als von etwas Unvermeidlichem und fuchten die oppofizionellen 
Deputirten in diefem Sinne umzuftimmen. 

Wie weit man in der Bearbeitung der Deputirten gegangen, um 
fie zur Bornahme der Wahlen zu bewegen, weldye Mittel der Ueber: 
redung und Einfhüchterung man angewandt, läßt fid) aus den Aeuße⸗ 
zungen entnehmen, die man von einzelnen Deputirten , namentlich aus 
dem Stande der Landgemeinden, vernahm: ‚Wir können nicht an« 
ders“, fagten Diefe, „als wählen, denn der König hat es befohlen, 
und, wenn wir nicht gehorchen, fo kommen wir in Kriminalunter 
ſuchung.“ 

Daß man auch perfönliche Verhaͤltniſſe und Intereſſen der einzel⸗ 
nen Deputirten, wo nur ſolche einen Anhalt boten, zur Beeinfluffung 
Derfelben nicht unbenutzt ließ, ift nad) dem Vorhergehenden unfchwer 
zu errathen. 

Ein großer Theil der vorftehend angeführten Gründe kam aud) 
in der Borberathung zur Sprache, welche die Mitglieder der Oppofizion 
am Abend vor der Wahl im ruffifchen Hofe hielten. Won den bisheri« 
gen Borfämpfern der Oppofizion waren e8 insbefondere Auerswald, 
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Bederath und Bamphaufen, weldhe in diefem Sinne für Vor⸗ 
nahme der Wahlen, jedoch mit Vorbehalt, fich erflärten. Auch Graf 
Schwerin war gegenwärtig und mahnte zum Vertrauen, zur Eins 
tracht mit der Krone, zur Ergebung in den unabänderlichen Willen des 
beften Königs. Dafjelbe thaten Graf York und Prinz Biron, welche 
ebenfalls in der Berfammlung erfchienen. 


Man könne, ward geäußert, es vor dem Lande nicht verantwors 
ten, wenn man Durch eine zu weit gehende Oppofizion die gedeihliche 
Ausbildung des Verfaſſungswerkes hemme, wohl gar rüdgängig made. 
Das Volk werde einen fo entfchiedenen Schritt, einen ſolchen offenen 
Bruch mit der Krone nicht gutheißen. 


Auch Gründe der Politik wurden für die Vornahme der Wahs 
len geltend gemacht. Wenn nun die liberale Partei ſich der Wahl ents 
zöge, ward gefagt, und diefe dennoch zu Stande fämen, wie Das gar 
nicht zu bezweifeln fet, was würde dann gefchehen? Es würden Maͤn⸗ 
ner von gouvernementaler oder von gar keiner entfchiedenen Gefinnung 
in die Ausfchüffe und die Deputazion fommen, mit welchen dann die 
Regierung, wenn fle e8 darauf anlegte, machen könnte, was fie wollte. 
Wähle man dagegen mit Vorbehalt, fo könne die liberale Partei in den 
Wahlen die Majorität erlangen und ihre Leute in den Ausſchuß und die 
Deputazion bringen. Dann fei man ficher, daß dieſe Körperfchaften Nichts 
thun würden, was gegen das Recht und Interefle des Ver, Landtags 
fei, zumal da fie natürlich ebenfalls nur unter dem gleichen Borbehalt 
die Wahlen annehmen fönnten. Auf dieſe Weife handle man in den 
Formen der Gefeplichkeit und erreiche Doch im Grunde denfelben Zwed, 
denn die Krone könne mit einem Ausfchuffe und einer Deputazion,, Die 
nur unter Vorbehalt aller Rechte des Ver. Landtags gewählt wären 
und die Wahlen angenommen hätten, Wenig anfangen. Immer aber 
fei e8 doch gut, die Form der Geſetzlichkeit fo lange, als man es nur 
irgend mit feinem Gewiſſen vereinigen fönne, zu bewahren. Sollte 
die Regierung von den Gewählten Etwas verlangen, was Diefe gegen 
ihre Pflicht und ihr Gewiſſen hielten, nun, dann fei Zeit, einem fol 
hen Berlangen fich zu widerfegen, und dann werde es ficherlih auch 
gefchehen. | 

Endlih ward noch gefagt: es fei fogar inkonfequent, nicht zu 
wählen, nachdem man, im Anfchluß an die Herrenfurie, niht um 
Wegfall, fondem um Modifikazion der Ausfchüffe gebes 
ten habe. Alles, was hiernach die Konfequenz und Gewiſſenhaftigkeit 
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- gebiete, fei, daß man erkläre: Ausfhüfle nur mit den Befugs 
niffen einer vorberatbenden Körperfchaft zu wählen. 

Die preußifch en Deputirten hielten dabei noch insbeſondere den 
fie zur Berweigerung der Wahlen drängenden Rheinländern entgegen, 
daß gerade fie, die Rheinländer, vor dem Beginn des Landtags dar: 
auf gedrungen hätten: man folle nicht den Kampfplatz verlaffen, ſon⸗ 
dern das Feld behaupten und den Kampf durchkämpfen. Damals hät- 
ten fie, die Preußen, nachgegeben ; jett möchten ebenfo die Rheinlän- 
der ihnen folgen und wählen, damit man nicht durch Spaltung bie 
Kraft der Oppofizton ſchwäche. 

Auf alle diefe Vorftelungen erwiderten Die, welche gegen bie 
Bornahme der Wahlen waren, durdy die Berufung auf ihr Gewiflen 
und ihre Pflicht gegen das Land, welche ihnen das Wählen verbiete, . 
weil darin ein Anerfenntniß der mit den früheren Gefegen und Rechten 
des Volks unvereinbaren Verfaffungsbeftimmungen, ein Preisgeben 
des Anfpruchs auf Alleinberechtigung der allgemeinen reichöftänbifchen 
Berfammlung und ein Zugeftändniß der Mitberechtigung anderer flän» 
diſchen Klörperfchaften neben jener liege. Wozu habe man denn drei 
Monate lang um Behauptung des Rechtsbodens gefämpft, wozu habe 
man die Landrentenbanfen und die Oftbahnanfeihe verworfen und fich 
fo entfchieden geweigert, irgend eine reichsftändifche Funkzion vorzu« 
nehmen, fo lange nicht die Fundamentalrechte der Reichsverſammlung 
feitftänden, wenn man nun doch zulegt wieder Alles aufgeben und die⸗ 
felben Berfaffungsbeftimmungen, von denen man in der Adreffe, in der 
Deklarazion und noch bei den neueften Verhandlungen ausdrüdlich 
anerkannt habe, daß fie nicht zu Recht beftänden , jegt Durch feine eigne 
Mitwirkung ind Leben einführen, alfo befräftigen und fanfzioniren wolle? 
Wie möge man doch immer und immer wieder von Vertrauen fprechen 
und an die guten Abfichten des Königs appelliren in einem Augenblide, 
wo man fo eben durch die neueften Befcheide des Königs, welche auch 
die fo mäßigen Bitten beider Kurien unerfüllt ließen und das wich 
tigfte Recht der Stände, ihr Zuftimmungsrecht bei den Finanzen, mehr 
als je ſchwankend machten, vollftändig Darüber aufgeklärt fei, was man 
von dem guten Willen der Krone zu erwarten habe. Hier dürfe Feine 
Rüdficht auf mögliche Vortheile oder Nachtheile, hier müffe ganz allein 
der Gedanke an das Recht des Landes und an bie Pflicht der Stände, 
als Vertreter des Landes, ihre Hanblungsweife beftimmen. Jetzt ſei 
der Moment gekommen, wo man zeigen müſſe, daß man wirklich am 
Rechtsboden fefthalte, wo man durch die That proteftiren könne und 
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wo man im Stande fei, diefem Proteft eine thatfächliche Wirkung zu 
verfchaffen, wenn man nur zufammenhalte und dadurch gültige Wah- 
len unmöglich mache. 

Mit folden Gründen und Anfichten ſtritt man herüber und hin⸗ 
über bis Nachts 2 Uhr. Die Rheinländer waren anfangs faft ein- 
hellig fürs Nichtwählen — endlich aber brachten es Camphauſen 
und Bederath, vorzugsweife jedoch Der Legtere, durch ihre Bered⸗ 
famfeit und ihr perfönliches Anfehen dahin, daß eine Spaltung ent- 
fand und ein Theil fich zu ihren Anfichten hinüberneigte, während der 
größere Theil, namentlich aus dem 4. Stande faft Alle, bei Hanfe: 
mann, Meviffen, Stedtmann und Aldenhoven, die fürs 
Nichtwählen fprachen, aushielten. Die Breußen waren von vorn: 
herein durh Auerswald fürs Wählen mit Vorbehalt gewonnen; 
die Pofener, welde auch hier, wie bei früheren Zählen, fi den 
Preußen und Rheinländern angefchloffen, und erflärt hatten: wenn 
auch nur eine Provinz, außer ihnen, ſich fürs Nichtwählen entjcheide, 
dann wie ein Mann mit ihr gehen zu wollen, durften jegt, bet 
ihren eigenthümlichen Verhältniffen, am Wenigften allein einen foldhen 
trogigen Schritt wagen, der ihre heiligften Interefien gefährden Fonnte, 
ohne der allgemeinen Sache viel zu nügen. Aus den andern Provin- 
zen aber waren ed immer nur Einzelne, welche in ſolchen PBrinzipfragen 
feft zufammenhjielten, 

Vielleicht hätte dennoch Die entfchiedene Anficht geflegt, wenn das 
Wahlgefhäft in der vollen Verſammlung des Ber. Landtags vor fi 
gegangen und wenn e8 möglich gewefen wäre, bier die Prinzipfrage 
zuvor nochmals öffentlic, zur Debatte zu bringen. Allein in acht ver- 
ſchiedene Räume vertheilt, ohne den Rüdhalt einer kompakten gleich: 
gefinnten Frakzion, getrennt von den Führern, auf deren Stimme fie zu 
hören pflegten, war die große Zahl Derer, welche ihren Entfchluß ges 
wöhnlich erft im Augenblide der Entfcheidung zu fafjen pflegten, ihrer 
eignen Verzagtheit oder den Einflüffen von anderer Seite her überant- 
wortet. Eine Disfuffion über die Prinzipfrage warb zwar in mehreren 
Provinzen verfucht, aber meift fogleich durch Die Marfchälle abgefchnit: 
ten, zum Theil mit der Erflärung : der König habe befohlen, u und man 
habe daher zu gehorfamen, 


Das Refultat der Wahlhandlung war folgendes: 


l. Garnicht wählten: 
aus der Provinz Preußen: Keiner. 
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aus der Provinz Brandenburg: 3 aus dem 3. Stande: Dffermann, 

Anwandter, Kübler *). 

— — Pommern: laus dem 2. St., v. Hagenow“). 

⸗⸗ -Schleſien: 6 — 2 aus dem 2. St.: v. Raven ***) und 
v. Merkel’); A aus dem 3. St.: Milde, Tſchokke, 
Siebig, Heyn +). 

» = = Bofen: 2 aud dem 2. St.: v. Kraszewski +) und 
Niegolewski +7). 

: = -Sachſen9 — 5 aus dem 3. Stde.: Schneider, Coqui, 
Michaelis, Schulze, Uthemann H+F) 4 aus dem 


*) Mit der Erklärung: „weil ihr Gewifien ihnen Soldyes nicht geftatte und fie 
ihr Gewiffen höher ftellen müßten, als jede andere Rüdficht, fie fich auch nicht für 
befugt erachteten, durch Betheiligung an den Wahlen die Rechte aufzugeben, welche 
ihre Kommittenten aus dem Geſetz v. 1820 erworben hätten.” 

**) Nachdem der Vorbehalt, unter welchem Derfelbe wählen zu wollen erflärte, 
vom Marfchall nicht angenommen worden war. . 

“) Mit der Erklärung: „Ich erkläre, daß mein Gewiffen mir nicht erlaubt, 
mein Wahlrecht hier auszuüben. Eine Wahl ift nicht allein eine Pflicht, fondern vor⸗ 
zugsweife ein Recht. Die Ausübung eines Vorrechts kann aber immer nur das Er⸗ 
gebniß einer freien Handlung fein, * ' 

”**) Auch Diefer wollte wählen, jedoch mit der rflärung : „daß er dem Aus⸗ 
ſchuß und der Deputazion die Ermächtigung nicht ertheilen koͤnne ‚ den Ber. Landtag 
in der Demfelben durch die Gefege von 1820 und 1823 beigelegten Befugniffe zu er= 
ſetzen.“ Diefe Erflärung ward aber von dem Marfchall und der Mehrheit der Ber- 
fammlung für unzuläffig befunden, 0 

+) Diefe erklärten, daß fowohl die Wahl ber Staatsfchuldendeputazion auf 
Grund des Gef. vom 3. Febr. (weil nach diefem die reichsſtaͤndiſche Mitwirkung bei 
Staatsanleihen im Falle eines ausgebrochnen oder zu erwartenden Krieges durch bie 
Auziehung jener Deputazion erfegt werden uud den fo kontrahirten Darlehen diefelbe 
Sicherheit, wie den vom Ber. Landtage genehmigten, zuſtehen folle), als auch die 
Subflituzion der Ausfchüffe für die Rechnungsabnahme der Staatsſchuldentilgungs⸗ 
deputazion, dem Ver. Landtage gegenüber, in Widerſpruch ſtehe mit dem Geſ. von 
1820, welches, als ein unwiderrufliches, nach ihrer Anſicht von der Krone niemals ab- 
geändert werden fünne. 

) Weil, abgefehen von den formellen Bedenken (der nach der Verordnung v. 
22. Juni 1842 nothwendigen, bier aber nicht befolgten 14 tägigen Vorherankündigung 
ber Wahlen), er auch die Ausfchüffe und die Deputazion nach der frühern Geſetzgebung 
nicht für gerechtfertigt und diefe rechtlichen Bedenken durch die koͤn. Botfchaft v. 24, d. 
nicht für befeitigt Halte, | 

Tr) Weil er, vor d. 3. Febr, zum Landtagsdeputirten gewählt, zu diefen Wahlen 
nicht von feinen Wählern autorifirt ſei. 

Trr7) Mit der Erklaͤrung: wie fie es mit ihrer Pflicht und ihrem Gewiſſen nicht 
vereinen zu fünnen glaubten, an den Wahlen Theil zu nehmen, Michaelis nahm jedoch 
an den Wahlen für die Deputazion Theil. 
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4. Stande: Zachau, Seltmann, Dorenderg, Harts 
mann”). " 

aus der Provinz Weftfalen 9 — 3 auß d. 2. Stde: Vinde*), Bodums 
Dolffs, Vely-Jungken; 3 aus dem 3. Stde.: Epping, 
: Schmöle, Barrez 3 aus dem 4. Stande: Bracht, 
Berger, Zurmühlen. 

= = MRheinprovinz 28 — 12 aus dem 3, Stande: Hanſe⸗ 
mann, Meviffen, Mohr, Flemming, Baum, Reicharbt, 
Diefing, Bruft, Kirberg, Funk, Kaspers, Dahmen; 
16 aus dem A, Stande: Aldenhoven, Jungbluth, 
Raffauf, Lenfing, Stentmann, Minvderjahn, König, 
Zunderer, Schult, Grühn, Graach, v. d. Loe, Reins 
hard, Rombei, Lang, Rech **). (Ein Abg. des 3. 
Standes, v. d. Heydt, welcher Trank war, erklärte 
ſchriftlich, weder wäͤhlen, noch die Wahl annehmen zu 
wollen.) 


) Erklaͤrend: daß es nicht mit ihrem Gewiſſen übereinftimme, eine fo Hochs 
wichtige Sache, wie die des zu wählenden Ausfchuffes, fo wenigen Abgg. der Provinz 
anzuvertrauen. Der Der. Landtag habe ihnen bewiefen P wie fegensreich Diefer für 
ihren Stand fei, wogegen auf allen bisherigen Provinziallandtagen für fie Wenig ober 
Nichts Habe bezweckt werden können. Dorenberg und Hartmann verflanden 
fich jedoch zur Wahl der Deputazion. 

) Binde erklärte, an ver Wahl nicht Theil nehmen zu können, auch gegen bes 
ren Rechtsgültigfeit protefliven zu müffen, und zwar I).aus formellen Bebenten, 
weil weber die nach $. 38 der fländifchen Geſetze v. 1824 für alle Befchlüffe, mithin 
auch für Wahlen, nothwendige Zahl von 54 der Abgg. des 2. 3. und 4. Standes 
vorhanden, noch auch die vorgefchriebene 14 tägige Friſt beobachtet worden fei, jo daß 
mehrere bereits abgereifte Mitglieder außer Stande gewvefen wären, zurüdzufehren 
und an den Wahlen Theil zu nehmen, 2) aus materiellen Gründen, weil, im 
Widerſpruch zu den noch rechtsbeftändigen Gef. v. 1815, 1820 und 1823, auch noch 
nach der Fünigl. Botfchaft von 24. d. Darlehen durch die bloße Zuziehung der De⸗ 
putazion rechtsgültig werden und die Ausfchüfe durch ihren Beirath den des Ver. Land: 
tags in Betreff allgemeiner Geſetze über Perfonen = und Eigenthumsrechte und Steuern. 
erſetzen follten. — Diefer Erklärung fchloffen ſich der Obengenannten an, während 
Herr v. Vely ganz furz erflärte: er fühle fich in feinem Gewiſſen verhindert ,‚ an der 
Wahl Theil zu nehmen. 

»9 Mit folgender Erflärung : „Da die dem Ber. Ausfchufie und der Deputazlon 
durch die Verordn. v. 3. Febr. beigelegten Befugniffe im Widerſpruch mit mehreren Bes 
fimmungen ber nicht verfaffungsmäßig aufgehobenen Gef. v. 1815, 1820 u. 1823 ſte⸗ 
ben, fo halten wir es mit: unferer Pflicht für unvereinbar, an den Wahlen der Aus: 
fchüffe THeil zu nehmen. Wir verwahren zugleich feierlich alle der Allgem, Ständes 
verfammlung aus den vorflehend angeführten Gefeßen erworbenen Nechte, die durch 
bas Beftehen der Ber, Ausfchüffe und der Deputazion verlegt werden Tünnten. “ 
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U. Unter Borbedalt wählten: 


aus der Provinz Preußen 55: Auerswald, Donalitius, Jebens, Schulz 
aus Schilla, Greger, Wenghöffer aus Gumbinnen, 
Hagemann, Pultde, Forſtreuter, Bramer, Grunau, 
Frentzel-Beyme, Franzius, Meyhöfer aus Labiau, du 
Bois, Dembowski, Timm, Dahlſtroͤm, Gadegaft, 
Hein, Urra, Schönlein, Born, Minklei, Morgen, 
Sperling, Kraufe, Schlenther, Heinrich, Harder, Rie- 
bold, v. Barbeleben, v. Sauden:Tarputichen, Jach⸗ 
mann, Käfewurm, Henſche, v. Platen, v. Sauden- 
Julienfelde, v. Kannewurff, v. Beringe, Staptmiller, 
v. Schön, v. Kall, Weife, v. Kleift, v. Donimiersfi, 
Blindow, Saafenwinfel, Hoff, Reimer, Schmidt, v. 
Kalkftein, Siegfried, v. Gordon und Menhöfer aus 
Schakummen *). Ä 


Brandenburg: Keiner. 

= = = Pommern: Seiner. 

Schleſien 28 — die ſtädt. Abgg.: Döring, Dittrich, 
Krüger, Werner, Sommerbrodt, Karfer; Ungerer, Leh⸗ 
mann, Sattig, Bornemann, Richter aus Jauer, Ger 
meröhaufen **); und die ländlichen: Kraufe, Coch⸗ 
lovius, Freytag, Bleyer, Berndt, Allnoch, Walliczek, 
Goellner, Thomas, Protze, Scupin, Meyer, Winkler, 
Röhricht, Schaefer, Heyn ***). 


ee: . Poſen 32. (Die Namen find nicht angegeben, indem 
biefer Vorbehalt nicht von den Einzelnen, fondern 


v 
v 
u“ 


“ 
“ 
1 


*) Ihr Vorbehalt lautet: Sie Hätten die Fön. Botfchaft v. 24. dſs. dahin ver 
fanden, daß die zu mwählenden Ausfchüffe nur zur Berathung ſolcher Gegenftände, 
welche dadurch nicht dem in den früheren Gefeken begründeten Beirat des Ber. Land⸗ 
tags entzogen würben, einberufen werden follten, wie 3. B. das bereits von den Pro⸗ 
vinzialftänden verfaffungsmäßig berathene neue Strafgefeßbuch und zu dieſem Zwecke 
vollzögen fie die angeorbnete Wahl. Und in Bezug auf die Deputazion: „Mach der 
uns durch die kön. Botſchaft v. 24. d. eriheilten Deklarazion erfcheint e8 außer Zwei⸗ 
fel, daß die ftänd. Deputazion nur den Zwed habe, der Hauptverwaltung der Staats: 
fehulden zur Seite zu ftehen ; in diefer Meberzeugung und zu Diefem Zwecke vollziehen 
wir die Wahlen, * 

), ‚Bir erflären, daß wir, Sr. Maj. Befehlen gehorfam, unter der beflimmten 
Borausfegung die heutigen Wahlen vollziehen, daß durch diefelben den Rechten des 
Der. Landtags Fein Eintrag gefchehe. “ 

“) „Auf Befehl Sr. Maj. wählen wir, unter der Vorausſetzung, daß den Rech⸗ 
ten des Ver. Landtags Fein Eintrag gefchehe, zu welchen Erwartungen uns die Allerh. 
Botfchaften berechtigen. ” 
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durch Miajoritätsbeichluß von der Verfammlung abge 
geben warb. *) 


aus der Provinz Sach ſen 22. Douglas, Lucanus, Käferftein, Schier, 
Schmidt, Ramsthal, Vatterroth, Kerften, Eule, Müls 
ler, Diethold, Zeifing, Schmidt, Meves, Raſch, Vers 
tram, Gier, Beder, Giefe,. Gießler, Tl, Lindner **), 
Weftfalen Keiner ***). 


Rheinprovinz 20: Herbert, Camphauſen, Gr. Kom: 
peſch, v. Bederath, v. Wüllenmeber, Müller, v. Rath, 
Hüffer, v. Rynſch, Merkens, v. Mylius, Hanfel, v. 
Neſſelrode, Kyllmann, v. Coels, Rochling, Schöller, 
Soerriffen, v. Eynern, Häger +). 


U. Alle liebrigen wählten unbedingt FF). 


u 
u 
%“ 


% 
“ 
X 


*) Die Erklärung lautet dahin, daß die Stände, um der Allerhöchſten Erwar⸗ 
"tung Sr. Majeflät des Königs zu entſprechen, bereit feien, die Wahlen vorzunehmen, 
daß fie Dies aber in der vertrauensvollen Borausfegung thun, Se. Majeflät werde 
dem Ber. Ausfchuffe und der fländ. Deputazion feine Wirkſamkeit zulegen, durch welche 
der Ber. Landtag, in feiner Sigenfchaft als reichsftändifches Organ, in feiner Wirk⸗ 
famfeit beeinträchtigt werden Fönnte, und die Mitglieder des zu wählenden Ausfchufs 
fes und der Deputazion nicht in die Lage verfegen, entweder ihre Mitwirkung verfas 
gen zu müfjen, oder in Widerfpruch mit der Anftcht des Ver. Landtags zu gerathen, 
welcher den Ausfchuß und die Deputazion nicht für fompetent hält, irgend welche reiches 
fländifche Funfzion zu üben, * 

**) „Um dem ausgefprochenen Befehle Sr. Majeflät zu gehorfamen, und in ber 
Meberzeugung, daß Allerhöchftverfelbe die bezüglichen Anträge der Kurie der drei 
Stände aus freier Bewegung noch gewähren werde, wollen wir zur Wahl ſchreiten.“ 

""*) Zwar erklärten 6 Abgg. : die Wahl in ber feften Hoffnung und in dem Ver⸗ 
trauen vorzunehmen, daß Se. Majeftät die vom Landtage eingereichten Petizionen in 
Betreff der Ausfchüffe und der Deputazion berüdfichtigen werde; allein fie wollten 
Dies ausdrücklich nur ale einen Wunſch, nicht als einen Borbehalt angefehen 
wiflen. 

+) Sie erflärten: „Da der Ber. Landtag die reichsſtaͤndiſche Perfammlung ift, 
die nach den verfaffungsmäßig beftehenden Geſetzen das Recht ver Begutachtung aller 
allgemeinen, das Perſonen⸗ und Eigenthumsrecht und die Steuern betreffenden Ge⸗ 
feße und das Recht der Einwilligung zu allen Staatsanleihen hat, fo nehmen die Un⸗ 
terzeichneten an der Wahl der Der. Ausſchüſſe und der Deputazion unter der Verwah⸗ 
zung Theil, daß allgemeine, das Berfonen= und Eigenthumsrecht und die Steuern 
betreffende Gefepe ohne die Begutachtung des Der. Landtags nicht erlaffen und 
Staatsanleihen ohne die Einwilligung des Der. Landtags nicht abgefrhloffen werben 
fünnen. 

++) Auch von Diefen motivirten Mehrere ihre Wahl. So z. B. erklärte ein gros 
fer Theil der brandenburg. Abgeordneten: daß die Befebgebung von 1820 u. 1823 
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Das Geſammtreſultat ſtellt ſich alſo folgendermaßen: 


Es waren im Ganzen anweſend. 49099 


Davon wählten: 
gar nicht. bedingt. unbedingt; 


Provinz Preußen: 0 55 21 
= Brandenburg 3 0 68 
= Bommern 1 0 38 
⸗ESchleſten 6 28 45 
⸗Poſen 2 32 9 
Sachſen 9 22 37 
Weſtfalen 9 0 45 
s Mbeinlande 28 20 21 
58 157 284 499 


Das Refultat der Wahlen felbft war folgendes: 


I. In ven Ausſchuß wurden gewählt *): 

In der Provinz Preußen: Er. Dohna=Laud, Auerswald, Bardeleben, 
*Donimieröfi, Platen, *v. Sauden:T., "Abegg, * Heinz 
rich, "Sperling, Urra, *Bremer, *Siegfrieb. 

= = Brandenburg: Graf Arnim, v. Arnim, v. Katte, v. 
Patow, v. d. Schulenburg, v. Witte, Grabow, Knob⸗ 
lauch, Neumann, Stöpel, Dansmann, Dol;. 

= = = Pommern: Fürft Puttbus, Bauck, Graf. Bismark- 
Bohlen, v. der Marwig, v. Schdning, Graf Schwerin, 
v. Weyber, Fabricius, Kuſchke J., Ritter, Stägemann, 
Müller, Vahl. 

=: -Poſen: Fürſt W. Radziwill, Brodowski, Kurczewski, 
Miscewski, Poninski, Potworowski, Brown, Haus⸗ 

leutner, Naumann, Paternowski, Jordan, Przykoſki. 

⸗22⸗ -Schleſien: Fürſt Hohenlohe⸗Schillingsfürſt, v. Gaff— 
ron, Fürſt Hohenlohe⸗Ingelfingen, v. Kefſel, Graf v. 
Renard, v. Uechtritz, *Dittrich, Krüger, *Sattig, Wo- 

diczka, Allnoch, Krauſe. 

⸗⸗ ⸗ Sachſen: v. Kroſigk, v. Byla, v. Frieſen, Graf Gnei⸗ 
ſenau, v. Münchhauſen, Graf Zech, Lucanus, *Kerften, 
"Rai, 'Schier, Becker, »Gießler. 


zwar die vollſtaͤndige Begründung des Wahlrechts in Zweifel ſtelle, daß fie fich aber 
für die Vornahme der Wahl entfcheiden zu müffen glaubten, nit aus eigner 
Meberzeugung undinvollerMebereinftimmung mitihbrem Gewiſ— 
fen, fondern lediglih aus Gehorfam gegen den ausdrücklichen Befehl 
Sr M, und in vollftem Vertrauen auf die ertheilte Allerhöchfte Zuſicherung der Fort⸗ 
bildung der ftändifchen Verfafſung. 

*) Die mit einem * Bezeichneten wählten unter Vorbehalt. 
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In der Provinz Weftfalen: Herzog zu Aremberg, Graf v. Balen, Graf 
Landsberg: Gehmen, v. Lilien-Echthauſen, v. Wolff: 
Metternich, Braffert, v. Olfers, Plange, v. Pogwell, 
Derendahl, Linnenbrint, Meyer (aus Lünhämmern) 
Schulze-Delbig. 
= ': «=  Rheinprovinz: Fürſt Solms-Lich, Graf Fürftenberg, 
v. Gudenau, 'Graf Hompeſch, *v. Mylius, *v. Becke⸗ 
rath, "Camphaufen, *Hüffer, *Kylimann *), 
IL. In die Deputazion. 


ber Provinz Preußen: Sperling. 

⸗ s Brandenburg: Graf Arnim. 
Pommern: Graf Schwerin. 
Poſen: v. Brodowski. 
Schleſien: Fürſt Hohenlohe⸗Ingelfingen. 
Sachſen: Graf Zech. 
Weſtfalen: v. Olfers. 
Rheinprovinz: Diergardt. 

Ein Schrei der Ueberraſchung ging durch ganz Preußen und durch das 
Ausland, als man vernahm: der Landtag habe gewählt und die Oppo⸗ 
figion habe, ihrer Majorität nah, an den Wahlen Theil genommen. 
Das alfo war das Ende fo vieler heißer Kämpfe, Das war die Frucht 
jener entfchiedenen Meberzeugung von’ dem unveräußerlichen Recht der 
Stände und des Volks, welche eine fo große Zahl von Abgeordneten 
während des ganzen Landtags zu befeelen ſchien! Wo waren jegt jene 
81, die gegen Auerswalds Adreſſe ftimmten, weil fie unabwendbar 
fefthielten an den ‚‚erworbenen Rechten“ und davon nicht eines 
auch nurin Frage geftellt fehen wolten? Wo waren jene 139 oder 142, 
welche die Deflarazion der Rechte unterzeichneten und darin Die einzel: 
nen Punkte, in denen die Verfaſſung v. 3. Ibr. mit den früheren Ges 
fegen unvereinbar, darum nicht rechtöbeftändig fet, fo fcharf Hinftellten? 
Wo waren endlich jene 260, die für Bindes Antrag flimmten: eine 
bloße Anerfennung der reihsftändifhen Rechte, für den 
Landtag, als ſchon beftehender, vom König zu erbitten? Hatten fie 
ihre Uebergeugung von der rechtlichen Unftatthaftigfeit der Ausfchüffe 
und der Deputazion, von der Nothwendigfeit einer einzigen und alleis 
nigen reichsftändifchen Verſammlung plöglich geändert, daß fie jegt 


L2 
3 
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*) Die Wahlen für die Landgemeinden (wo nur 3 Abgg. wählten) blieben ganz 
ohne Refultat, da die Gewählten die Wahl ablehnten. — Mebrigens erklärten Die, 
welche nur unter Vorbehalt gewählt, daß fle auch eine auf fie fallende Wahl nur unfer 
dem gleichen Vorbehalt annehmen würden. 





446 


ſelbſt die Hand dazu boten, dieſe Nebenlandtage ins Leben zu rufen 
und dadurch die Alleinberechtigung der Hauptverſammlung faktiſch zu 
verleugnen und zu vernichten? 

Vergebens berief man ſich auf die Vorbehalte; vergebens ſuchte 
man zu beweiſen, wie die letzten Abſtimmungen der Herrenkurie noth⸗ 
wendig zu bedingten Wahlen hätten führen müflen — der einfache Sinn 
des Volks, der von logiſchen Bolgerungen und juriftifhen Klaufeln 
Nichts verfteht, aber deſto fichrer das Wahre und praftifch Richtige 
herauszufinden weiß, war damit nicht zufriedenzuftellen. Habe man 
in den Berhandlungen immer Mehr von dem Rechtsboden, auf den man 
fich geftellt, aufgeben müflen, fo ſei Das eben nur eine äußere Noth⸗ 
wendigfeit gewefen, eine ungermeidliche Folge der numerischen Schwäche 
der entfchievenen Oppofizion und ver ihr ungünftigen Beftimmungen 
der ftändifchen Gefege. Bei ven Wahlen dagegen fei man feiner Thaten 
Herr geweſen, infofern hier jeder Einzelne auf feine Hand, nicht nach 
Mehrheitsbeihluß, handeln durfte; Hier fei daher ver Moment geweſen, 
wo man mit voller Entfchiedenheit, einmüthig, auftreten und den ver- 
lorenen Rechtsboden durch eine einzige kühne That hätte wiedererobern 
müfjen. Wenn dann, ftatt 58, wie jet, 200 oder 250 einmüthig 
die Wahlen verweigert, wenn in den Provinzen, wo die Oppoflzion in 
der entfchiennen Mehrheit fei, in Preußen, Rheinland, Poſen, went 
dort und vielleicht in noch andern Provinzen ganze Stände nicht gewählt 
hätten und alfo am Ende nirgends ordentliche Majoritätswahlen zu 
Stande gefommen wären — dann hätte die Regierung doch wohl 
einfehen müflen, daß es der Oppoſizion Ernft fei mit ihrem Opponi⸗ 
ren, und daß diefem Opponiren eine tiefe moralifche Nothwendigfeit 
zu Grunde liege, der. man nicht Hohn fprechen dürfe. Statt Deffen 
aber habe fie gefehen, wie die Oppofizion aus einer Stellung nad) 
der andern gewichen fei und wie fie zulegt zum größern Theil entweder 
fi) ihr auf Gnade und Ungnade ergeben oder hinter der papiernen 
Schanze der Borbehalte und Berwahrungen ihr Heilgefucht habe. Das 
fei die Art nicht, wie man die Rechte des Volks wahre, einer Regierung 
gegenüber, die jo hartnädig an ihrem Syfteme fefthalte, fo wenig guten 
Willen und Einficht zeige, von felbft, wenn e8 Zeit ſei, Reformen an- 
zubahnen, fondern die nur in der äußerften Noth, wenn fie nicht mehr 
anders koͤnne, dem Andringen der öffentlichen Meinung nachgebe. — 
Man habe den Schein des Ungehorfams, der Ungefeplichkeit vermeiden 
wollen — aber ſei e8 im Grunde nicht auch eine Widerfeplichkeit, eine 
Auflehnung gegen den Föniglichen Willen, wenn man Demfelben Bes 
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Dingungen vorfchreibe und ihm erfläre: nur unter dieſen Bedingun⸗ 
gen gehorchen zu wollen? Habe man fich in feinem Gewiſſen einmal 
verhindert gefühlt, ohne Bedingung zu gehorchen, fo fei es moralifeh 
ebenfo gerechtfertigt gewefen, gar nicht zu gehorchen, denn es fei nur 
eine Selbfttäufchung, eine falfche Beichwichtigung des eignen Gewiſſens, 
wenn man, um Etwa zu thun, was man eigentlidy mit gutem Ges 
wiſſen nicht thun zu dürfen glaube, ſich Hinter einen Vorbehalt verftede, 
von dem man im Voraus wiffen müfle, daß der andre Theil ihn nicht 
reſpektiren werde. Wenn num aber Diefer Fall eintrete, wenn nun ber 
König — wie Das gar nicht anders zu erwarten — jene Borbehalte 
als gar nicht vorhanden betrachte, wenn er nun die Ausfchüffe und Die 
Deputazion zufammenberufe und ihnen eine Wirkfamfeit zumutbe, die 
mit den geftellten Bedingungen unvereinbar fei — wie Dann? Dann 
nrüßten fie entweder doch noch ungehorfam werden oder — fie müßten 
dann abermals transigiren, abermals einen Schritt nachgeben, fich aber- 
mals verwahren und verflaufuliten, bis über allen Vorbehalten und 
Stlaufeln zulegt von dem guten Rechte des Volks, das fie felbft jo oft 
angerufen, ald deffen geſchworne Beichüger ſie fich felbft fo oft darge⸗ 
ftelt hätten, auch nicht ein Deut mehr übrig ſei. Oder hielten fie es 
etwa für leichter, ſich als Ausfchuß oder als Deputazion für infomper 
tent zu erflären und die Anmuthungen der Krone mit Entfchiedenheit 
zurüdzuweifen, als, jet fogleich diefen zuvorzulommen durch Verwei⸗ 
gerung der Wahlen? Trauten fie den von ihnen Gemwählten, ja trauten 
fie fich felbft ven Muth zu, unter viel fchmierigeren Verhältniffen eine 
Energie des Widerftandes zu entwideln, zu der fie fich jegt nicht zu ers 
heben vermocht? Hätten fie wohl überlegt, was e8 heißen wolle, wenn 
eine Kleinere Berfammlung von 100 oder gar eine winzige von 8 Per: 
fonen, alleinftehend,, von lauter fremdartigen Einflüffen umgeben, von 
feiner für fie begeifterten öffentlichen Meinung getragen und ange: 
feuert, eine Oppoſizion machen folle, deren Durchführung felbit der 
großen Reihstagsverfammlung nicht möglich geweſen fei? Werde nicht 
felbft diefer Vorgang den Furchtſamen oder Unentſchiednen in der Depu⸗ 
tazion und dem Ausfchuffe zum Vorwand dienen, um ihre Schwädhe 
dahinter zu verbergen? würden fte nicht argumentiren: da der Ber, Land⸗ 
tag einmal den Ausfhuß und die Deputazton gewählt habe, fo habe er 
fih faktiſch auch Schon im Voraus darein gefügt, daß feine Bedin⸗ 
gungen und Anträge in Bezug aufBeides verworfen würden, und, habe 
man damals ſich nicht für befugt geachtet, einen Bruch mit der Krone 
herbeizuführen und dadurch die friedliche Entwidlung ber Zuftände zu 
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gefährden, fo gelte daſſelbe Bedenken in eben dem Grade, ja in noch 
färferem, für fie. Kurz, e8 werde gehen, wie e8 in dem befannten 
Spruͤchwort heiße: man babe den Finger hingereiht und werde bald 
die ganze Hand hingeben. Auch der rund ftand den Wählenden nicht 
zur Seite, der beim Beginn und während des Landtags wohl mehrfach 
gegen einen zu rafchen Schritt der Oppoflzion angeführt worden war: 
daß man ſich nicht die Gelegenheit entziehen dürfe, durch das faktifche 
Einleben des Landtags in das Bewußtfein des Volfs und durch Die 
öffentlichen Verhandlungen deſſelben die politifche Bildung und Die 
Veberzeugung des Volks für das PVerfaffungsleben zu weden und zu 
fräftigen — denn der Landtag war vorüber und jener Zweck fomit er⸗ 
reicht ; Dagegen galt e8 jest, eine andere Rüdficht nicht aus den Augen 
zu verlieren, nicht durch ein ſchwankendes, unfichres Handeln das 
Rehtsbewußtjeinim Volfezuverdunfeln und zuverwirs 
ten oder auch dem Landtage und im Befondren der Oppofizion da 8 
Pertrauen des Landes zu entziehen. Und diefe Rüdficht auf 
Erhaltung des innigen Zufammenhanges der Stände mit dem Bewußt- 
fein des Volks, die mindeftens ebenfo wichtig war, ale die auf Erkal- 
tung eines guten Einvernehmens mit der Krone, diefe hätten die Wäh« 
Ienden nicht genug beachtet. 

So urtheilte die öffentliche Meinung , infoweit diefelbe überhaupt 
den Standpunft theilte, auf den die Oppofizion beim Anfange des Land⸗ 
tags fich geftellt, den fie als ihre Operazionsbaſis bezeichnet hatte. Aller 
dings konnte man faum anders, al8 in der Vornahme der Wahlen, auch 
der bedingten, einen Abfall von dieſem Standpunkte erblicken, und, ſchien 
ed auch unmöglich, in die Verbächtigungen der rafcher Urtheilenden 
einzuftimmen und Männer wie Bederath, Camphauſen, Auers— 
wald, Schwerin u. A. eines Verraths an der guten Sache aus 
perfönlichen Beweggründen zu befchuldigen, ja fiel es fchon ſchwer, 
ſolche Männer einer Karakterſchwäche, eines Mangels an politifchem 
Muth und entfchloffner Thatkraft zu zeihen, fo blieb doch, wenn man 
auch Alles zum Beften deutete, immer der Vorwurf ſchwer zu befeitigen, 
daß fie ihre Aufgabe und den Stand der Verhältniffe nicht richtig er- 
fannt, daß fie im wichtigften Augenblide einen politifchen Fehler bes 
gangen und dadurch eine fchwere Verantwortlichfeit für Alles, was 
daraus folgen möchte, auf fich geladen hätten. 

Das Volk felbft ſchien ähnlich zu fühlen, fo weit fich Died aus den 
öffentlichen Kundgebungen von Sympathien entnehmen ließ. Wie fich 
dieſe im Allgemeinen faft ausfchließlich den Mitgliedern der Oppo: 
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ſizion zuwandten, fo unter Diefen wieder in höherem Maße ven Nichts 
wählern. Hanfemann, Meviffen u. A. wurden aufihrer Durch⸗ 
reife (namentlich der Erftere in Köln) und bei ihrer Ankunft zu Haufe 
mit dem ungeheuerften Jubel empfangen. Aehnliches gefchah in Schles 
fien mit Milde, Tfhode, Siebig, Allnoch u. A. — Binde 
ward ohnehin ſchon längft gleichfam als der Typus einer entfchiedenen 
und rüdfichtslofen Oppoſizion angeſehen und lebte als folcher, in Vers 
fen und Profa, im Munde des Volks. Sein Kreis bereitete ihm ein 
Feſt, welches Binde aber ablehnte: jetzt fei noch Feine Zeit zu Feſten, 
fagte er, da man noch fo Wenig erfämpft und noch fo Viel zu er⸗ 
Tämpfen habe. 

Zwar wurden au Bederath, die Kölnifchen Deputirten, 
ingleihen Schwerin u. A. m. gefeiert. Und Niemand mochte diefen 
Männern eine Huldigung misgönnen, deren fie durch manche und große 
Berdienfte um die liberale Sache fo würdig waren. Aber, je mehr die 
allgemeine Stimme Dies anerkannte, defto lebhafter ſprach ſich auch 
das Bedauern aus, daß der fo glanzvollen parlamentarijchen Laufbahn 
diefer Männer der rechte, entfprechende Abfchluß fehle. 

Am Sichtbarften war die Verfliimmung über den legten Aft des 
Landtags in der Provinz Preußen. Dort hatte man das Meifte von 
feinen Deputirten erwartet und fah fi) daher am Unangenehmften ent: 
täufcht. Ein Feſt für die Deputirten in Königsberg kam fpät und fpär- 
li zu Stande, und der Toaft „auf die 58,“ der auch hier nicht fehlte, 
war eine eigenthümliche Zugabe zu dem Bewillkommungsgruß an Die, 
welche e8 mit verfchuldeten,, daß man diefen 58 allein die Ehre wie die 
Gefahr ihres Fühnen Schrittes überlaffen hatte. 


*) Bol. hierüber den Art. „Die polit. Parteien in Königsberg und der Ber, Lands 
tag,“ im 8. Bde, der Schrift: „Unſere Gegenwart und Zufunft‘’ (Leipzig, b. Mayer). 
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| Ueunnundzwanzigſtes Kapitel. 


Der Landtagsſchluß. Abfichten und Maßregeln der Regierung in Be 
ziehung auf die Richtwaͤbler. Demonſtrazionen gegen die Oppoſizion von 
oben und unten. 





Die Haltung des Landtags bei den Wahlen — wie wenig fie auch 
die Erwartungen des Landes befriedigte — war doch noch weit weni- 
ger nach dem Sinne des Königs und feiner Umgebungen. - 
| Die Verſtimmung des Königs gegen ven Landtag erreichte Dadurch 
ihren höchften Grad. Gfüdlicherweife entzog die nothwendige. Reife 
nad) Breslau zur Enthüllung der Statue Friedrichs d. Gr. Denfelben 
dem-Schluffe des Landtags, und die Fönigliche Ungnade ſprach ſich da⸗ 
ber nur reflektirt in der:Rede aus, womit im Namen St. Majeftät der 
Landtagskommiſſar die Stände entlie. . Diefe in haltſchwere Rede lau⸗ 
tete ſo: 

„Es iſt die Stunde gekommen, in welcher, auf Befehl Sr. Maj. des 
Konigs, unſers Allergnädigſten Herrn, die erſte Verſammlung des Ver. 
Landtags geſchloſſen werden ſoll. Sie iſt dadurch getrübt, daß eine 
kleine Anzahl ſeiner Mitglieder ihre Betheiligung bei dem 
legten Yet ihrer Wirkſamkeit verfagt und fi dadurch 
einer Pflidtentzogen hat, deren Erfüllung mitder Auß- 
übungibrer ſtaͤndiſchen Rechte in weſentlichem Zuſammen⸗ 
hange ſteht. 

Die Regierung wird das Anſehen der Geſetze zů ſchüten 

wiſſen. - 

Bfiden wir im uebrigen zurůck auf den eilfwöͤchentlichen Zeitraum des 
ftänd. Wirkens dieſer Hohen Verſammlung, ſo werden Gefühle der man⸗ 
nigfaltigſten Art in unſrer Bruſt ſich regen. Wer vermöchte fie zu über: 
ſehen, wer ihnen Ausdruck und Worte zu geben? Ein Gefühl aber dürfte 

Allen nicht fremd ſein, das Gefühl, das die Ergebniſſe des Ver. 
Landtags weniger fruchtbringend für das Land gewesen 
find, als tie es hätten fein fünnen 
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Doch, vertrauen wir der allwaltennen göttlichen Vorfehung, 
welche unſerm theuren Vaterlande in entſcheidenden Augenblicken ftets 
ſchützend zur Seite ſtand, daß der Samen des Guten und Edlen, welcher 
bier audgeftreut ifl, auf einen empfänglichen- und fruchtbaren Boden ge- 
fallen fet, auf daß er zu einem Baume mit edlen Früchten heranwachſe, 
unter deſſen Schatten kein Unkraut wuchert! 

Aber auch ein Gefühl der Freude und des Stolzes durchbebt gewiß 
Aller Bruſt, das Gefühl, ja das Bewußtſein, daß alle hier verſammelten 
Stände und Provinzen auf das Innigſte verbunden find durch glühende 
Liebe für das Vaterland, für den und von Gott gegebenen edlen König 
und fein erhabened Haus; denn Alle Haben fih dazu laut und freudig 
Bekannt. Wie verfchieden auch die Wege fein, wie Iabyrinthifch fie fich 
durchkreuzen mögen, die hier empfohlen, bie hier eingefchlagen find, ver- 
trauen wir, daß Aue, die mit jener Geſinnung wandeln, Einem Ziele 
zugeführt werdenl! 

Zur Kräftigung der Ehre und Unabhängigkeit der materiellen 
und geiftigen Blüthe des Vaterlandes, zum Ruhme des preußiichen Volkes, 
unter einer durch die Stände gehobenen und geflärften, .unangetafteten 
Krone auf den Häuptern feiner Könige aud dem edeln Saufe der. Hohens 
zollern!! 

Mit dem Ausdrucke dieſer Hoffnung, der Sie auf dem Wege in die 
Heimath geleiten möge, auf daß Sie auch dort fortwirken und ſtreben nach 
jenem erhabenen Ziele, 

erkläre ih — auf Befehl Sr. Majeſtät des Könige — den Erſten 

Ver. Landtag für geſchloſſen.“ 

Mit großer Spannung ſah man Dem entgegen, was die Regie: 
rung thun werde, um „das Anfehen der Gefege zu ſchützen.“ Der 
gandtagsfommif far hatte zu einzelnen der Nichtwähler, die fich 
bei ihm verabfchiedeten,, privatim !geäußert: fie würden bie Folgen 
ihrer Handlung zu tragen haben. Das Nächſte, woran man dachte, 
war: eine Vernichtung des Mandate der Nichtwähler und eine Erflä- 
rung ihrer Richtwählbarfeit zum nächſten Landtage. Darauf fchienen 
die Worte in der Schlußrede hinzudeuten , welche von dem Zufammen- 
bange der ſtändiſchen Rechte mit ber Pflicht ſprachen, ver fi 
die Nichtwähler entzogen hätten. | 

Es verlautete auch wohl von der Abficht förmlicher Unterfuchungen, 
gegen alle oder mindeftend gegen biejenigen der Richtwähler, welche 
fönigliche Beamte wären. 

Diefe Befürchtungen waren nicht ohne Grund. Der König fol, 
in der. erften Verſtimmung, allerdings den Gedanken gefaßt haben, 
mit eremplarifcher Strenge gegen die MWiderfeglichen zu verfahren. 
Man fagt fogar: der Minifter Thile habe im Auftrag des Könige 
den Entwurf eines Dekrets im Staatsminifterium vorgelegt, wonach 
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gegen die fämmtlichen Nichtwähler mit Kriminalunterfuhung 
wegen Majeftätsbeleidigung verfahren werben follte. Dagegen 
hätten fich aber doch die fämmtlichen übrigen Minifler einhellig und fo 
entfchieden ausgefprodhen, daß der Entwurf zurüdgenommen worden 
wäre. 

Bis jegt ift etwas Ernftliches gegen die Nichimähler nicht unter 
nommen worden. Man hat ſich feitens der Regierung auf einige Kleine 
polizeiliche Nedereien beſchraͤnkt, um wenigftens feinen Aerger auszu⸗ 
Iaffen und feine Macht fühlbar zu machen. So ward z. B. in Aachen 
ein Feſt für Hanfemann, fodann ein größeres, welches den ſämmt⸗ 
lichen rheinifchen Abgeorpneten in Düffeldorf gegeben werden follte, 
von den dortigen Behörden unterfagt, indem man den Begriff der 
„Volksfeſte““ im weitfchichtigen Sinne des Bundesbefchluffes v. 1832 
Darauf anwandte. 

Nebenbei lad man der Oppoſizion tüchtig den Tert in der Allg. 
Breuß. Zeitung. Man nannte fie eine „Frakzion“, deren ‚‚verfehrte 
Gedanken’ an dem ,‚, gefunden, ehrenhaften Sinne’’ der Mehrheit 
gefcheitert wären; man fprach von ‚, juriftifchen Spipfindigfeiten und 
Liberalen Fantaſien“; man ftellte dem Landtage in feiner Majorität das 
Leumundszeugniß aus, daß „der ehrenwerthe gute Geift, der die Ver- 
fammlung befeelt, die von den Vätern ererbte, mit der Mutter- 
mild eingefogene Gefinnung der weit überwiegenden Mehr- 
zahl und die verftändige Mäßigung Derer, die fi des poli- 
tifhen Aberglaubens nicht zu erwehren vermocht hatten ’‘, die 
Berhandlungen „in den Schranken legaler Ordnung erhalten habe“; 
weil man aber doch nicht verhehlen fonnte, daß, troß diefes „ehren⸗ 
werthen Geiſtes“ der Majorität, die meiften und wichtigften Vorlagen 
der Regierung abgelehnt worden waren — fo machte man plöglic) 
wieder für dieſe Befchlüffe die Oppofizion verantwortlich, die man 
bier auf einmal als die bewegende Kraft der Gefammtheit Hinftellte, 
nachdem man fie vorher al8 eine Fleine, unbedeutende Frakzion gefchil- 
dert hatte; endlich nahm man den Theil diefer Oppoſizion, der, wenn 
auch unter Vorbehalt, gewählt hatte, zu Gnaden an, um defto uns 
nachfichtlicher Die zu verdammen, welche duch ,, fortgefegte Widerfep: 
lichfeit gegen das beftehende Gefep‘’ den ‚‚Uebergang aus der ftaat- 
lichen Ordnung in die Wüfte der Anarchie“ frewentlich verfucht hätten 
— furz; man zeigte deutlich, wie herzlich froh man war, daß Alles 
noch ſo leinlich abgegangen und daß man nun wieder allein zu fprechen 
habe, allein in der A. Pr. 3. nach Herzensluft Gefchichte machen 
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fönne, ohne ein befchämenves Dementi oder unangenehme Erplika⸗ 
zionen im weißen Saale befürchten zu müſſen. Ob, man hatte jet 
wieber fehr viel Muth — den Muth jener Leute, die dann erft recht zu 
fhelten und zu braviren anfangen, wenn fie aus dem Bereiche des. 
Gegners heraus und in Sicherheit zu fein glauben! 

Sehr willkommen waren, bei diefer Stimmung in den obern 
Regionen, die einzelnen öffentlichen Kundgebungen des „beſſern“ 
Beiftes im Lande, die ebenfalls mit loyaler Entrüftung auf jene ges 
häffige „Frakzion“ Losfchlugen. Schon während des Landtags waren 
dergleichen Demonftrazionen gegen die Oppoſizion vorgefommen — jo 
eine Loyalitätsadreffe von 40 fchlefifchen Bauern, glei nad den 
Adreßverhandlungen,, fo etwas jpäter eine Art Abfagebrief aus dem 
löbauer und ftrasburger Kreife (in Weftpreußen) an bie ritterfhaftlichen 
Abgg. diefer Kreife wegen ihrer Theilnahme an der „Deklarazion.“ 
Diefer letzteren Demonftrazion (an deren Spibe der fön. Landrath 
des löbauer Kreifes ftand) verfehlte man nicht durch die A. Pr. 3. 
(Nr. 158) fofort die möglichfte Deffentlichkeit zu geben, konnte aber 
freilich fih dann auch der Aufnahme einer „Entgegnung“ (Nr. 162). 
nicht entziehen, in welcher die beiden angegriffenen Abgg. ihren Ans 
greifern bewiefen, daß Sene, als die Minorität der Wählerfchaft, ia 
zum Theil als garnicht zu derſelben gehörig, das Recht nicht 
hätten, ein Urtheil über fie wegen Verwaltung ihres Mandats im 
Kamen diefer Wählerfchaft auszufprechen. 

Adreſſen und Zufchriften im entgegengefegten Sinne famen freilich 
auch ein, und wohl viel zahlreicher; aber fie fanden den Weg in die Def: 
fentlichfeit nicht fo geebnet, wie jene. Auch die bei den fländifchen 
Verhandlungen fo fehr verfannten theologifch > hriftlichen Intenzionen 
des Minifters fanden fih durch ähnliche anerfennende Kundgebungen 
Bleichgefiunter im Lande getröftet und ermuntert. Bon den Kreisfyn- 
oden zu Unna und Duisburg gingen Adreſſen ein, worin, na⸗ 
mentlich in Beziehung auf den Bederathfchen Antrag wegen gänz 
licher Trennung des Glaubensbefenntniffes von den politifchen Rechten, 
die Regierung dringend gebeten ward, folchen gottlofen Beftrebungen 
entgegenzutreten und auf der bisherigen Bahn firengehriftlihen Regi⸗ 
ments zu verharren. 

Neuerdings hat nun auch die brandenburgifche Ritterfehaft — die 
fhon auf dem Landtage der Regierung mit der Kraft ihrer Füße und 
Hände wader fefundirte — eine Ergebenheitsadrefie an den König ges 
richtet, worin fie ihre Entrüftung über das Treiben der Oppoflzion auf 
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dem Landtage ausſpricht. Der Konig hat ihr ſowohl, als den beiden 
Synoden, In den gnädigfien Ausdrücken erwidert: er fei überzeugt, 
daß bie Yon ihnen geäußerten Geſinnungen von der Mehrheit feines 
Bolfes getheilt würden und daß e8 nur eine Fleine Frakzion fei, welche 
Im entgegengefegten Sinne handle. 

So fucht man den König, das Land, die öffentliche Meinung, 
ja am Ende fi ſelbſt fort und fort über die wahren Befinnungen des 
Volkes, über die wahren Anliegen des Landes, über die dringenden 
Forderungen der Zeit zu täufchen, ift froh, der unbequemen Mahner 
Im weißen Saale ledig zu fein, und glaubt: weil man die mahnenden 
Stimmen nicht mehr täglich höre, fo babe es mit der Beachtung ber 
Mahnungen gute Zeit. 





Dreiſ⸗ sigstes Kapitel. 


De Landtagsabſchied. Eine neue Fafe in der Frage der Wahlen mit 
Vorbehalt. 


- Sschneller, ald man erwartet, ſchon am 24. Juli, erfchien ber 
Landtagsabſchied. Er ift mit einer faft abſichtsvollen Trodenheit 
und. Kürze abgefäßt, enthält fi, abweichend hierin von früheren Do⸗ 
kumenten ähnlicher Art, aller fubjeftiven Betrachtungen und Gefühle: 
äußerungen, ftellt dagegen die Föniglichen Entfchließungen feft und bes 
ftimmt als abgefhloffene und unverrüdbare Thatſachen Hin und bes. 
antwortet Diejenigen Punkte, auf die.man ſich wahrſcheinlich nicht ein⸗ 
laſſen will, durch ein beredtes Schweigen. 

Die beiden einzigen Geſetzentwuͤrfe, auf welche ſich der Landtag 
unter Modifikazionen beiſtimmend erklärt hatte, das Judengeſetz 
und das Geſetz wegen der Ausſchließung von ſtändiſchen 
Verhandlungen, waren ſchon einige Zeit vorher publizirt worden. 
Der Landtagsabſchied erflärt, daß bei ihrer definitiven Abfaſſung bie 
von beiden Kurien gemachten Bemerkungen möglichfte Berüdfichtigung 
gefunden hätten. In der That hatten die von beiden Kurien ges 
machten Bemerkungen Berüdfichtigung gefunden, einfeitige Anträge 
dagegen und Einwendungen nur infoweit, als folde von der 
Herrenturie ausgegangen waren. Die, zum Theil mit großer 
Majoritaͤt gefaßten Befchlüffe der Ständekurie, 3. B. gegen die Ehren⸗ 
gerichte, gegen die Abfperrung. der pofenfchen Juden u. |. w., waren 
 unberüdfichtigt geblieben. Der Grundfag der nur berathen> 
den Mitwirfung der Stände war auch hier im feiner ganzen Strenge 
aufrechterhalten. Der von der Ständefurie zum Judengeſetz geſtellte 
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Antrag auf gefehliche Freigebung der Ehen zwiſchen Juden und Ehriften 
ward, al& nicht hierher gehörig, zurückgewieſen. 

Was die Brovinzialhülfstaffen betrifft, fo wurde die wei 
tere Ausführung diefer, von den Ständen beiftimmend begutachteten 
Maßregel für die nächften Provinziallandtage in Ausficht geftellt. 

Der Gefegentwurf wegen Abſchätzung bäuerlicher Orund- 
ſtücke war, wie man ſich erinnert, ſchon während des Landtags zu⸗ 
ruüdgenommen worben. 

In Betreff der ftändifchen Befchlüffe wegen der Oftbahn, der 
Einfommenfteuer und der Landrentenbanlen äußerte fi der 
Landtagsabfchied wörtlich jo: 


‚Nachdem Unfere getreuen Stände ed abgelehnt haben, zu einer aus 
dem Eifenbahnfonds zu verzinfenden und zu tilgenden Staatsanleihe zum 
Zwecke der baldigen Herftellung der großen preußifchen Oſtbahn und der 
damit in Verbindung ſtehenden Brüdenbauten und fonftigen Anlagen Ihre 
Zuſtimmung zu ertheilen, fo ift feine Veranlaffung abzufehen, weshalb nach 
dem an jene Erklärung gefnüpften Antrage U. g. St. dem nächften Ber. Land⸗ 
tage eine anderweitige Propofizion wegen Ausführung der gedachten Bahn 
vorzulegen märe. Wir können daher eine ſolche Propoftzion nicht in Aus⸗ 
fiht flellen, behalten Uns vielmehr vor, wegen Fortſetzung des Baues 
dieſer Bahn mit den durch die ftändifche Erklärung und die dringenden 
Anſprüche an die Mittel des Staats zur Unterflügung anderer, beſonders 
wichtiger Eifenbahnen gebotenen Rüdfichten auf möglichfte Beſchränkung 
der Koften nach Zeit und Umſtänden pad Weitere anzuorbnen. 

Wenn U. g. St. die Befehentwürfe wegen Aufhebung der Mahl: 
und Schlachtfleuer, Beſchränkung der Klaffenfteuer und Einführung einer 
Ginfommenfteuer abgelehnt, zugleich aber ven allgemeinen Antrag ges 
ftellt Haben: 

„auf Erleichterung der Abgaben der ärmften Klaffe nicht allein in 
den mahl= und fchlachtfleuer:, ſondern auch in den Flafjenpflichtigen 
Orten hinzuwirken und den dadurch entſtehenden Ausfall durch die 
wohlhabenden Klafjen übertragen zu laſſen,“ 
fo erfennen Bir in diefem Antrage die völlige Mebereinflimmung der 
Wünſche U, 9. St. mit denjenigen Abfichten, durch welche Wir, in landes: 
väterlicder Betüdfichtigung der Lage der weniger bemittelten Volksklaſſen, 
Und bewogen gefunden haben, die gedachten Gefegentwürfe zu proponiren. 
Zur Erreichung des bezeichneten Zweckes hielten Wir eine Einkommenſteuer 
für geeignet, indem Taum ein anderes Mittel aufzufinpen fein dürfte, die 
Wohlhabenden und Reichen in einem ihrem Vermögen entfprechenven Ber: 
haͤltniß zu den Staatslaften heranzuziehen und dadurch für die weniger 
DBemittelten eine Erleichterung herbeizuführen. Da indeſſen U, g. St. 
hierauf nicht eingegangen find, fo werden wir in forgfältige Erwägung 
"nehmen, ob biefer Zweck auf einem andern, als dem bezeichneten Wege 
zu erreichen fei. Bis dahin müflen die Mahl: und Schlachtfleuer und bie 
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Klafienfteuer unverändert fortbeftehen, wobei e8 Uns zur Beruhigung ger 
reicht, aus den Verhandlungen U. g. St. entnommen zu haben, daß nach 
dem Urtheile vieler ſtädtiſchen Ubgeorpneten eine größere Zufriedenheit mit 
der Mahl: und Schlachtfleuer im Lande vorwaltet, als Dies nach den 
von mehreren Provinziallandtagen und einzelnen Städten eingereichten 
Anträgen anzunehmen war. 

Dali. g. St. ſich nicht Dafür audgefprochen haben, daß der Staat 
die Garantie für die zur Abldfung der Reallaften von bäuerlichen Grund» 
ftüden zu errichtenden Rentenbanfen übernehme, fo werben Wir bei den 
fünftig etwa zu erlaffenden provinziellen Gefegen über dieſen Gegenſtand 
feine Staatsgewähr für die Nentenbriefe zufichern, well eine folche Ges 
währ, wenngleich, aller Vorauöficht nach, materiell geringfügig, doch 
durch den Umfang von zu großer nomineller Beveutung if, als daß Wir 
Uns dazu nicht der Zuftimmung U. g. St. verfihern zu müffen glaubten. 
Vebrigend werden Wir denjenigen Provinzen, welche Die Errichtung folcher 
Mentenbanken erbeten haben, Darauf bezügliche Propofizionen bei der näch- 
fien Berfanmlung ihrer Stände vorlegen laffen, und wollen erwarten, ob 
die übrigen Provinzen ven gleichen Wunfch ausſprechen werben.” 


Die fHändifchen Anträge wegen Erlaffung einer Militär: 
kirchenordnung, Aufhebung der ®ebühren für Aufent» 
baltsfarten, Ausdehnung des mündlichen und öffent» 
lihen Kriminalverfahrens auf alle Theile der Monarchie und 
Deffentlihfeit der Stadtverordnetenfigungen wurden 
gewährt; die Ausdehnung dieſes legten Antrags auf die Bürger: 
meiftereiverfammluugen in der Rheinprovinz dagegen ward, als zur 
Provinzialgefebgebung gehörig, dorthin verwiefen. 

Den Anträgen in Betreff des Nothftandes war ſchon früher 
durch die entiprechenden Berwaltungsmaßregeln nachgekommen worden. 

Die von den Ständen zur Geſchäftsordnung geftellten An⸗ 
träge follen einer nähern Prüfung unterworfen und bei der vor Eröffe 
nung des naͤchſten Ber. Landtags zu veranlaffenden neuen Redakzion 
derfelben möglichft berüdfichtigt werden. 

Die wichtigfte Entfcheidung endlich war die wegen der Wahlen 
der Mitglieder des ffändifhen Ausfchuffes. Diefelbe 
lautete fo: | 

„Die von U. g. St. vorgenommenen Wahlen der Mitglieder ver 
fländ. Ausichüffe und ihrer Stellvertreter beflätigen Wir hierdurch, wobei 
Wir, mit Rüdficht auf die von einigen Abgg. in die Wahlprotofolle nieder⸗ 
gelegten Srklärungen, hinzufügen: 

daß, fo fange Wir und niht bewogen finden, die 

Verordnungen v. 3. Febr. d. I. abzuändern, bem Per. 

Ausfhuß und der fand. Dep, diejenigen Befugniffe 
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gefährden, fo gelte daſſelbe Bedenfen in eben dem Grabe, ja in noch 
ftärferem, für fie. Kurz, ed werde gehen, wie e8 in dem befannten 
Sprüchmort heiße: man babe den Finger bingereicht und werde bald 
die ganze Hand hingeben. Auch der Grund ftand den Wählenden nicht 
zur Seite, der beim Beginn und während des Landtags wohl mehrfady 
gegen einen zu rafchen Schritt der Oppofizion angeführt worden war: 
daß man fich nicht die Gelegenheit entziehen dürfe, durch das faktifche 
Einleben des Landtags in das Bewußtfein des Volks und durch die 
Öffentlichen Verhandlungen deſſelben die politifche Bildung und bie 
Ueberzeugung des Volks für das BVerfaffungsleben zu wecken und zu 
fräftigen — denn der Landtag war vorüber und jener Zweck fomit er⸗ 
reicht; Dagegen galt e8 jet, eine andere Rüdficht nicht aus den Augen 
zu verlieren, nicht durch ein fchwanfendes, unfichres Handeln das 
Rechtsbewußtſein im Volke zu verdunkeln und zu verwir—⸗ 
ten oder auch dem Landtage und im Beſondren der Oppofizion das 
Vertrauen des Landes zu entziehen. Und diefe Rüdficht auf 
Erhaltung des innigen Zufammenhanges der Stände mit dem Bewußt- 
fein des Volks, die mindeftens ebenjo wichtig war, als die auf Erbals 
tung eines guten Einvernehmens mit der Krone, diefe hätten die Waͤh⸗ 
lenden nicht genug beachtet. 

So urtheilte die öffentliche Meinung , inſoweit diefelbe überhaupt 
den Standpunkt theilte, auf den Die Oppoftzion beim Anfange des Land⸗ 
tags fich geftellt, den fie al8 ihre Operazionsbafis bezeichnet hatte. Aller: 
dings konnte man faum anders, als in derBornahme der Wahlen, aud) 
der bedingten, einen Abfall von dieſem Standpunfte erbliden, und, ſchien 
ed auch unmöglich, in die Verbächtigungen der rafcher Urtheilenden 
einzuflimmen und Männer wie Bederath, Camphaufen, Auers- 
wald, Schwerin u. A. eines Verraths an der guten Sache aus 
perfönlichen Beweggründen zu befchuldigen, ja fiel es ſchon ſchwer, 
folche Männer einer Slarafterfhwäce, eines Mangels an politifchem 
Muth und entfchlofiner Thatkraft zu zeihen, fo blieb Doch), wenn man 
aud Alles zum Beften deutete, immer ber Borwurf ſchwer zu befeitigen, 
daß fie ihre Aufgabe und den Stand der Verhältniffe nicht richtig er- 
fannt, Daß fie im wicdhtigften Augenblide einen politifchen Fehler bes 
gangen und dadurch eine ſchwere Verantwortlichfeit für Alles, was 
daraus folgen möchte, auf fich geladen hätten. 

Das Volk felbft ſchien ähnlich zu fühlen, fo weit fid) Dies aus den 
öffentlichen Kundgebungen von Sympathien entnehmen ließ. Wie fi 
Diefe im Allgemeinen faft ausschließlich den Mitgliedern der Oppo⸗ 
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ſizion zuwandten, fo unter Diefen wieder in höherem Maße den Richts 
wählern. Hanfemann, Meviffen u. A. wurden aufihter Durch» 
reife (namentlich der Erſtere in Köln) und bei ihrer Ankunft zu Haufe 
mit dem ungeheuerften Jubel empfangen. Aehnliches geſchah in Schles 
fien mit Milde, Tfhode, Siebig, Allnoch u. A. — Binde 
ward ohnehin ſchon längft gleichfam als der Typus einer entfchledenen 
und rüdfichtslofen Oppoflzion angefehen und lebte als ſolcher, in Ber: 
fen und Proſa, im Munde des Volks. Sein Kreis bereitete ihm ein 
Feſt, welches Binde aber ablehnte: jetzt fei noch Feine Zeit zu Feſten, 
fagte er, da man noch fo Wenig erfämpft und noch fo Biel zu er⸗ 
fämpfen habe. 

Zwar wurden au Bederath, die Kölnifchen Deputirten, 
ingleihen Schwerin u. A. m. gefeiert. Und Niemand mochte diefen 
Männern eine Huldigung misgönnen, deren fie durch manche und große 
Derdienfte um die liberale Sache fo würdig waren. Aber, je mehr die 
allgemeine Stimme Dies anerkannte, deſto lebhafter ſprach ſich auch 
das Bedauern aus, daß der fo glanzuollen parlamentarifchen Laufbahn 
diefer Männer der rechte, entfprechende Abfchluß fehle. 

Am Sichtbarſten war die Verſtimmung über den legten Aft des 
Landtags in der Provinz Preußen. Dort hatte man das Meifte von 
feinen Deputirten erwartet und fah fi) daher am Unangenehmften ent: 
täufcht. Ein Feſt für die Deputirten in Königsberg kam fpät und fpär- 
li zu Stande, und der Toaſt „auf die 58,’ der auch hier nicht fehlte, 
war eine eigenthümliche Zugabe zu dem Bewillkommungsgruß an Die, 
welche e8 mit verfchuldeten,, daß man diefen 58 allein die Ehre wie die 
Gefahr ihres Fühnen Schrittes überlaflen hatte. 


*) Vgl. hierüber denArt. „Die polit. Parteien in Königsberg und der Der. Lands 
tag,“ im 8. Bde, der Schrift: „Unſere Gegenwart und Zufunft‘’ (Leipzig, b. Mayer). 
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u Uennundzwanzigſtes | Kapitel. 


Der Landtagsſchluß. Abfichten und Maßregeln der Regierung in Be- 
siehung auf die Nichtwaͤbler. Demonſtrazionen gegen die Dppoſizion von 
oben und unten. 





Die Haltung des Landtags bei den Wahlen — wie wenig fie auch 
die Erwartungen des Landes befriedigte — war doch noch weit weni⸗ 
ger nach dem Sinne des Königs und feiner Umgebungen. - 

Die Berftimmung des Königs gegen den Landtag erreichte dadurch 
ihren höchften Grad. Glücklicherweiſe entzog die nothwendige Reife 
nach Breslau zur Enthüllung der Statue Friedrichs d. Gr. Denfelden 
dem-Schluffe des Landtags, und die Eönigliche Ungnade ſprach fi) da» 
. ber nur reflektirt in der.Rede aus, womit im Namen St. Majeftät der 

Landtagsfommiffar Die Stände entlie, . Diefe inhaltſchwere Rede lau⸗ 
tete ſo: 

„Es iſt die Stunde gekommen, in welcher, auf Befehl Sr. Maj. des 
Konigs, unſers Allergnädigſten Herrn, die erſte Verſammlung des Ver. 
Landtags geſchloſſen werden ſoll. Sie iſt dadurch getrübt, daß eine 
kleine Anzahl ſeiner Mitglieder ihre Betheiligung beidem 
legten Akt ihrer Wirkſamkeit verſagt und fi vadurch 
. einerPflihdtentzogen hat, deren Erfüllung mitder Aus 

übungibrer ſtändiſchen Rechte in weſentlichem Zuſam men⸗ 
hange ſteht. 

Die Regierung wird das Anſehen der Geſetze au fügen 

wiffen: °- 
j Bliden wir im uebrigen zurück auf den eilfwoͤchentlichen Zeitraum des 
ſtaͤnd. Wirkens dieſer Hohen Verſammlung, ſo werden Gefühle der man⸗ 
nigfaltigſten Art in unſrer Bruſt ſich regen. Wer vermöchte ſie zu über⸗ 
ſehen, wer ihnen Ausdruck und Worte zu geben? Ein Gefühl aber dürfte 
‚ Allen nicht fremd fein, das Gefühl, das die Ergebniffe des Ber. 
Landtag weniger fruchtbringend für das Land geweſen 
find, als tie es hätten fein tönnen. 
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Doch, vertrauen mir der allwaltenden göttlichen Vorſehung, 
welche nnferm theuren Baterlande in entſcheidenden Augenbliden ſtets 
ſchützend zur Seite ſtand, daß der Samen des Guten und Edlen, welcher 
bier ausgeftreut iſt, auf einen empfänglichen- und fruchtbaren Boden ge 
falten fei, auf daß er zu einem Baume mit edlen Früchten heranwachſe, 
unter deſſen Schatten kein Unkraut wuchert! 

Aber auch ein Gefühl der Freude und des Stolzes durchbebt gewiß 
Aller Bruſt, das Gefühl, ja das Bewußtſein, daß alle hier verſammelten 
Stände und Provinzen auf das Innigſte verbunden ſind durch glühende 
Liebe für das Vaterland, für den uns von Gott gegebenen edlen König 
und ſein erhabenes Haus; denn Alle haben ſich dazu laut und freudig 
bekannt. Wie verſchieden auch die Wege fein, wie labyrinthiſch fie ſich 
durchkreuzen mögen, bie hier empfohlen , die hier eingefählagen find, ver- 
trauen wir, daß Alle, die mit jener Gefinnung wandeln, Einem Ziele 
. zugeführt werben!! . 

Zur Kräftigung der Ehre und Unabhängigkeit der materiellen 
und geiftigen Blüthe ded Vaterlandes, zum Ruhme des preußiichen Volkes, 
unter einer durch die Stände gehobenen und geftärkten, unangetaſteten 
Krone auf den Haͤuptern feiner Könige aus dem edeln Hauſe der Hohen: 
zollern !! 

Mit dem Ausprude diefer Hoffnung, der Sie auf dem Wege in die 
Heimath geleiten möge, auf daß Sie auch dort fortwirken und ſtreben nach 
jenem erhabenen Biele, 

erklaͤre ih — auf Befehl Str. Majeſtät des Konigs — den Erſten 

Ber. Landtag für geſchloſſen.“ 

Mit großer Spannung fah man Dem entgegen, was die Regie 
rung thun werde, um „das Anfehen der Gefege zu ſchüten.“ Der 
Landtagsfommiffar hatte zu einzelnen der Nichtwähler, pie fidh 
bei ihm verabfchiedeten, privatim !geäußert: fie würden die Folgen 
ihrer Handlung zu tragen haben. Das Nächfte, woran man dachte, 
war: eine Vernichtung des Mandate der Richtwähler und eine Erflä- 
rung ihrer Nichtwählbarfeit zum naͤchſten Landtage. Darauf ſchienen 


die Worte in der Schlußrede hinzudeuten , weldhe von dem Zufammen» _ 


bange der ſtändiſchen Rechte mit ver Pflicht fprachen,, der fich 

die Nichtwaͤhler entzogen hätten. 

Es verlautete auch wohl von der Abficht förmlicher Unterfuchungen, 

gegen alle oder mindeftend gegen diejenigen der Nichtwaͤhler, welche 
königliche Beamte wären. 

ö Diefe Befürchtungen waren nicht ohne Grund. Der König fol, 
in. der. erfien Verſtimmung, allerdings den Gedanken gefaßt haben, 

mit eremplarifcher Strenge gegen die Widerfeglichen zu verfahren. 

Man jagt fogar: der Minifter Thile habe im Auftrag des Könige 

den Entwurf eines Defrets im Staatsminifterium vorgelegt, wonad) 
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gegen die fämmtlichen Richtwähler mit Kriminalunterfuhung 
wegen Majeftätsbeleidigung verfahren werben follte. Dagegen 
hätten fich aber doch die fänmtlichen übrigen Minifter einhellig und fo 
entfchieden ausgefprochen, daß der Entwurf zurüdgenommen worden 
wäre. 

Bis jegt if etwas Ernſtliches gegen die Nichtwaͤhler nicht unter- 
nommen worden. Man hat fich feitens der Regierung auf einige Heine 
polizeiliche Nedereien befchränft, um wenigftens feinen Aerger auszu⸗ 
Iaffen und feine Macht fühlbar zu machen. So ward 3. B. in Aachen 
ein Feft für Hanfemann, fodann ein größeres, welches den fämmt- 
lichen rheinifchen Abgeorpneten in Düffeldorf gegeben werben follte, 
von den dortigen Behörden unterfagt, indem man den Begriff der 
‚‚Boltsfefte‘’ im weitfhichtigen Sinne des Bundesbefchluffes v. 1832 
Darauf anwandte. 

Nebenbei lad man der Oppoflzion tüdhtig den Tert in der Allg. 
Preuß. Zeitung. Man nannte fie eine ‚, Frakzion“, deren ‚‚verfehrte 
Gedanken an dem ,‚, gefunden, ehrenhaften Sinne“ der Mehrheit 
gefcheitert wären; man ſprach von ,, juriftifchen Spigfindigfeiten und 
liberalen Santaften’’; man ftellte dem Landtage in feiner Majorität dag 
Leumundszeugniß aus, daß „der ehrenwerthe gute Geift, der die Ver- 
fammlung befeelt,, die von den Vätern ererbte, mit ver Mutter: 
milch eingefogene Gefinnung der weit überwiegenden Mehr: 
zahl und die verftändige Mäßigung Derer, die fih des poli- 
tifhen Aberglaubens nicht zu erwehren vermocdht hatten’, die 
Berhandlungen „in den Schranken legaler Ordnung erhalten habe’’; 
weil man aber doch nicht verhehlen konnte, daß, troß diefes „ehren⸗ 
werthen Geiftes‘’ der Majorität, die meiften und wichtigften Vorlagen 
der Regierung abgelehnt worden waren — fo machte man ploͤtzlich 
wieder für dieſe Beichlüffe die Oppoftzion verantwortlich, die man 
bier auf einmal als die bewegende Kraft der Gefammtheit hinftellte, 
nachdem man fe vorher al8 eine Fleine, unbedeutende Frakzion gefchil: 
dert hatte; endlich nahm man den Theil diefer Oppoſizion, der, wenn 
auch unter Vorbehalt, gewählt Hatte, zu Gnaden an, um defto uns 
nachſichtlicher Die zu verdammen, welche durch ,, fortgefegte Widerfep: 
lichfeit gegen das beftehende Gefep‘’ den ‚‚Uebergang aus der flaat- 
lichen Ordnung in die Wüfte der Anarchie‘ freventlich verfucht hätten 
— furz; man zeigte deutlich, wie herzlich froh man war, daß Alles 
noch fo leinlich abgegangen und daß man nun wieder allein zu fprechen 
habe, allein in der A. Pr. 3. nach Herzensluft Gefchichte machen 
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konne, ohne ein beſchaͤmendes Dementi oder unangenehme Explika⸗ 
zionen im weißen Saale befürchten zu müſſen. Oh, man hatte jetzt 
wieder ſehr viel Muth — den Muth jener Leute, die dann erſt recht zu 
ſchelten und zu braviren anfangen, wenn ſie aus dem Bereiche des 
Gegners heraus und in Sicherheit zu ſein glauben! 

Sehr willkommen waren, bei dieſer Stimmung in den obern 
Regionen, die einzelnen oͤffentlichen Kundgebungen des „beſſern“ 
Geiſtes im Lande, die ebenfalls mit loyaler Entrüſtung auf jene ge⸗ 
haͤffige „Frakzion“ losfchlugen. Schon während des Landtags waren 
dergleichen Demonftragionen gegen die Oppoftzion vorgefommen — jo 
eine Loyalitätsadreſſe von 40 fchlefifchen Bauern, gleich nach den 
Adreßverhandlungen, fo etwas fpäter eine Art Abfagebrief aus dem 
loͤbauer und ftrasburger Kreife (in Weftpreußen) an die ritterfchaftlichen 
Abgg. dieſer Kreife wegen ihrer Theilnahme an der „Deklarazion.“ 
Diefer letzteren Demonſtrazion (an deren Spiße der fön. Landrath 
des löbauer Kreifes ftand) verfehlte man nicht durch die A. Pr. 3. 
(Nr. 158) fofort die möglichfte Deffentlichfeit zu geben, konnte aber 
freilich fih dann aud) der Aufnahme einer ‚ Entgegnung’’ (Nr. 162). 
nicht entziehen, in welcher die beiden angegriffenen Abgg. ihren Ans 
greifern bewiefen, daß Jene, als die Minorität der Wählerfchaft, ja 
zum Theil ald garnicht zu derfelben gehörig, das Recht nicht 
hätten, ein Urtheil über fle wegen Verwaltung ihres Mandats im 
Kamen vieler Wäbhlerfchaft auszufprechen. 

Adrefien und Zufchriften im entgegengefegten Sinne kamen freilich 
aud ein, und wohl viel zahlreicher ; aber fie fanden den Weg in die Oef⸗ 
fentlichfeit nicht fo geebnet, wie jene. Auch die bei den ftändifchen 
Verhandlungen fo fehr verfannten theologifch > hriftlichen Intenzionen 
des Minifters fanden fi durch ähnliche anerfennende Kundgebungen 
Bleichgefinnter im Lande getröftet und ermuntert. Von den Kreisfyn- 
oden zu Unna und Duisburg gingen Aorefien ein, worin, na= 
mentlich in Beziehung auf den Bederathfehen Antrag wegen gänz- 
licher Trennung des Glaubensbefenntnifies von den politifchen Rechten, 
die Regierung dringend gebeten ward, ſolchen gottlofen Beſtrebungen 
entgegenzutreten und auf der bisherigen Bahn firengehriftlichen Regi⸗ 
ments zu verharren. 

Neuerdings hat num auch die brandenburgifche Ritterfchaft — die 
ſchon auf dem Landtage der Regierung mit der Kraft ihrer Füge und 
Hände wader fefundirte — eine Ergebenheitdadrefie an den König ges 
richtet, worin fie ihre Entrüftung über das Treiben der Oppofizion auf 
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dem Landtage ausſpricht. Der König bat ihr ſowohl, als den beiden 
Synoden, in den gnädigfien Ausbrüden erwidert: er fei überzeugt, _ 
daß bie von ihnen geäußerten Geſinnungen von der Mehrheit feines 
Volkes getheilt würden und daß es nur eine Feine Frakzion fei, welche 
im entgegengefeßten Sinne handle. 

So fucht man den König, das Land, die öffentliche Meinung, 
ja am Ende ſich ſelbſt fort und fort über die wahren Befinnungen des 
Volkes, über die wahren Anliegen des Landes, über die dringenden 
Sorderungen der Zeit zu täufchen,, ift froh, der unbequemen Mabner 
Im weißen Saale ledig zu fein, und glaubt: weil man die mahnenden 
Stimmen nicht mehr täglich höre, fo Habe es mit der Beachtung der 
Mahnungen gute Zeit. 


— wi mr .. 
’ 
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Dreiſ⸗ sigstes Kapitel. 


De Landtagsabſchied. Eine neue Fafe in der Frage der Wahlen mit 


| Borbehalt. 


Schneller, als man erwartet, fhon am 24. Juli, erfhien ber 


Landtagsabſchied. Er ift mit einer faft abſichtsvollen Trodenheit 


und. Kürze abgefaßt, enthält ſich, abweichend hierin von früheren Do: 
fumenten ähnlicher Art, aller fubjektiven Betrachtungen und Gefühls- 
adußerungen, ſtellt dagegen die föniglichen Entfchließungen feft und bes 
ftimmt als abgeſchloſſene und unverrüdbare Thatfachen Hin und bes. 
antwortet diejenigen Punkte, auf die.man fi wahrſcheinlich nicht ein⸗ 
laſſen will, durch ein beredtes Schweigen. 

Die beiden einzigen Gefegentwürfe, auf welche fih der Landtag 
unter Modifikazionen beiſtimmend erflärt hatte, -da8 Judengeſetz 
und das Geſetz wegen der Ausſchließung von ſtaͤndiſchen 
Verhandlungen, waren ſchon einige Zeit vorher publizirt worden. 


Der Landtagsabſchied erklärt, daß bei ihrer definitiven Abfaſſung bie 


von beiden Kurien gemachten Bemerkungen möglichfte Berüdfichtigung 
gefunden hätten. Inder That hatten die von beiden Kuren ges 
machten Bemerkungen Berückſichtigung gefunden, einfeitige Anträge 
dagegen und Einwendungen nur inföweit, als ſolche von der 
Herrenturie ausgegangen waren. Die, zum Theil mit großer. 
Mafsrität gefaßten Befchlüffe der Ständekurie, 3. B. gegen die Ehren⸗ 
gerichte, gegen die Abfperrung. der pofenfchen Juden u. |. w., waren 


‚ unberüdfichtigt geblieben. Der Orundfag der nur berathen- 


den Mitwirkung der Stände war auch hier in feiner ganzen Strenge 
aufrechterhalten. Der von der Ständefurie zum Judengeſetz geſtellte 
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Antrag auf gefehliche Freigebung der Ehen zwifchen Juden und Ehriften 
ward, als nicht hierher gehörig, zurückgewieſen. 

Was die Brovinzialhülfstaffen betrifft, fo wurde die wei 
tere Ausführung diefer, von den Ständen beiftimmend begutachteten 
Maßregel für die naͤchſten Provinziallandtage in Ausficht geftellt. 

Der Gefepentwurf wegen Abſchätzung bäuerliher Grund⸗ 
ftüde war, wie man ſich erinnert, fchon während des Landtags zu⸗ 
rüdgenonmen worden. 

In Betreff der ftändifchen Befchlüffe wegen der Oftbahn, ber 
Eintommenfteuer und der Landrentenbanlen äußerte ſich der 
Landtagsabſchied wörtlich fo: 


„Nachdem Unfere getreuen Stände e8 abgelehnt Haben, zu einer aus 
dem Eifenbahnfonds zu verzinfenden und zu tilgenden Staatdanleihe zum 
Zwecke der baldigen Herftellung ver großen preußiichen Oftbahn und ber 
damit in Verbindung flehenden Brüdenbauten und fonftigen Anlagen Ihre 
Zuftimmung zu ertheilen, fo ift feine Veranlaffung abzufehen, weshalb nad 
dem an jene Erklärung gefnüpften Antrage U. g. St. dem nächften Ber. Land: 
tage eine anderweitige Propofizion wegen Ausführung der gedachten Bahn 
vorzulegen wäre. Wir können daher eine folche Propoſtzion nicht in Aus 
fiht flellen, behalten Uns vielmehr vor, wegen Fortſetzung des Baues 
diefer Bahn mit den durch die fländifche Erklärung und die dringenden 
Anſprüche an die Mittel des Staats zur Unterflügung anderer, befonders 
wichtiger Eifenbahnen gebotenen Nüdfichten auf möglichfte Beſchränkung 
der Koften nach Zeit und Umfländen das Weitere anzuorbnen. | 

Wenn U. g. St, die Gefeßentwürfe wegen Aufhebung der Mahl 
und Schlachtfteuer, Beſchränkung ver Klaffenfteuer und Einführung einer 
Einkommenſteuer abgelehnt, zugleich aber ven allgemeinen Antrag ges 
ftellt Haben: Ä 

„auf Erleichterung der Abgaben der ärmften Klaffe nicht allein in 
den mahl= und ſchlachtſteuer-, fondern auch in den Elafjenpflichtigen 
Orten binzuwirfen und den dadurch entſtehenden Ausfall durch vie 
wohlhabenden Klafjen übertragen zu laſſen,“ 
fo erkennen Bir in dieſem Antrage die völlige Mebereinflimmung der 
Wünfche U. g. St. mit denjenigen Abfichten, durch welche Wir, in landes⸗ 
väterlicher Betückſichtigung der Lage der weniger bemittelten Volföklaffen, 
Und bewogen gefunden haben, die gedachten Gefegentwürfe zu proponiren. 
Zur Erreichung des bezeichneten Zweckes hielten Wir eine Einfommenfleuer 
für geeignet, indem Taum ein anderes Mittel aufzufinden fein dürfte, bie 
Wohlhabenden und Reichen in einem ihrem Vermögen entfprechenden Vers 
haltniß zu den Staatslaften heranzuziehen und dadurch für Die weniger 
Bemittelten eine Erleichterung herbeizuführen. Da indeffen U. g. St. 
hierauf nicht eingegangen find‘, jo werden wir in forgfältige Erwägung 
“ nehmen, ob diefer Zweck auf einem andern, ald dem bezeichneten Wege 
zu erreichen fei, Bis dahin müffen die Mahl- und Schlachtfleuer und bie 
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Klaffenfteuer unverändert fortbeftehen,, wobei e8 Uns zur Beruhigung ges 
reicht, aus den Verhandlungen U. g. St. entnommen zu haben, daß nach 
dem Urtheile vieler ſtädtiſchen Abgeordneten eine größere Zufriepenheit mit 
der Mahl: und Schlachtfteuer im Lande vorwaltet, als Died nach ven 
von mehreren Provinziallandtagen und einzelnen Städten eingereichten 
Anträgen anzunehmen war. 

Da U. g. St. fidh nicht dafür ausgelprochen haben, daß der Staat 
die Garantie für die zur Abldfung der Reallaften von bäuerlichen Grund» 
ftüden zu errichtenden Mentenbanfen übernehme, fo werden Wir bei den 
fünftig etwa zu erlaſſenden provinziellen Gefegen über viefen Gegenftand 
feine Staatögewähr für die Nentenbriefe zufichern, weil eine folche Ges 
währ, wenngleih, aller Vorausſicht nach, materiell geringfügig, doch 
durch den Umfang von zu großer nomineller Bedeutung iſt, als daß Wir 
Uns dazu nicht der Zuftinnmung U. g. St. verfihern zu müffen glaubten. 
Uebrigens werden Wir denjenigen Provinzen, welche die Errichtung folcher 
Rentenbanken erbeten haben, darauf bezügliche Proyofizionen bei der näch- 
flen Verfammlung ihrer Stände vorlegen laffen, und wollen erwarten, ob 
die übrigen Provinzen ven gleichen Wunfch ausfprechen werben.“ 


Die ftändifchen Anträge wegen Erlaffung einer Militär: 
firhenordnung, Aufhebung der Gebühren für Aufent» 
haltsfarten, Ausdehnung des mündlidhen und öffent— 
lihen Kriminalverſahrens auf alle Theile der Monarchie und 
Deffentlichfeit der Stadtverordnetenfigungen wurden 
gewährt; die Ausdehnung diefes legten Antrags auf die Bürger: 
meiftereiverfammluugen in der Rheinprovinz dagegen ward, als zur 
Provinzialgefeggebung gehörig, dorthin verwieſen. 

Den Anträgen in Betreff des Nothftandes war fchon früher 
durch Die entfprechenden Verwaltungsmaßregeln nachgekommen worden. 

Die von den Ständen zur Geſchäftsordnung geftellten Ans 
träge follen einer nähern Prüfung unterworfen und bei der vor Eroͤff⸗ 
nung des nächften Ber. Landtags zu veranlafienden neuen Redakzion 
derfelben möglichft berüdfichtigt werden. 

Die wichtigfte Entfcheidung endlich war die wegen der Wahlen 
der Mitglieder des fändifhen Ausfchuffes. “Diefelbe 
lautete fo: 

„Die von U. g. St. vorgenommenen Wahlen der Mitglieder der 
fländ. Ausfchüffe und ihrer Stellvertreter beflätigen Wir hierdurch, wobei 
Wir, mitRüdficht auf die von einigen Abgg. in die Wahlprotofolle nieverz 
gelegten Erklärungen, hinzufügen: 

daß, fo lange Wir uns nit bewogen finden, die 

Verordnungen v. 3. Febr. d. I. abzuändern, dem Ber. 

Yusfhuß und der ffänd. Dep. diejenigen Befugniffe 
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verbleiben, welde ihnen nal der gedachten Ber. 
. . und Unferen darauf bezüglichen Deklarazionen vom 

24. Juni d. J. zuſte hen. 

Da die von den Landgemeinden der Rheinprovinz zu dem ſtänd. Aus- 
fehuffe gewählten Abgg. die auf fie gefallenen Wahlen nicht angenommen, 
und die wählenden Mitglieder des Landtags, in Folge piefer Ablehnung, 
neue Wahlen vorzunehmen fich gemeigert haben, fo werben in Folge dieſes 
Verfahrens die Landgemeinden der Rheinprovinz bis zum nächſten Provin⸗ 
ziallandtage der Vertreter im fländ, Ausſchuſſe entbehren.‘ 
‚Ueber folgende, von beiden Kurien an den Thron gebrachte 
Anträge: . 
wegen. Erweiterung des Petizionsrechto; 

wegen Abänderung der Beſtimmung im Geſ. v. 1823, 

weldhe die Ausübung der Rändifhen Rechte an die 

Gemeinfhaft mit einer der chriſtlichen Kirchen 

knüpft; 

wegen Ausdehnung der ® ählbarkeit zu den Kreis— 

tagen im Stand der Landgemeinden; 

wegen Öenehmigung der Prüfung des Finanzetats 
durch eine Abtheilung und Beri 4 terftattung darüber in der 

Berfammlung, 
beobachtete der Landtagsabfchied ein gä nzlich es Suilſchweigen. 

Das war eine neue Form der Gebahrung mit ſtaͤndiſchen Antraͤgen. 
Bisher gab es nur zwei ſolche Formen: man lehnte fie ab, oder man 
verfprach, fie zu berüdfichtigen, wenigfteng fiein Erwägung zu 
nehmen, Sept ift eine dritte hinzugefommen: man ignorirt fie. .Was 
man mit den Anträgen einzelner Provinziallandtage nie gethan, Das 
thut man jegt mit den Anträgen des Ver. Landtags, der allge» 
meinen Nazionalrepräfentazion, mit Anträgen, welde von 
beiden Kurien diefer großen Berfammlung in jeder mit ar Stim⸗ 
menmehrheit, angenommen find! 

Konnte man wohl flärker, ſchneidender die ſouveräne Mibachtung 
der ſtändiſchen Gewalt in ihrem Verhaͤltniß zu der Macht der Krone 
ausdrücken? ? 

Durch den Landtagsabſchied iſt übrigens auch die Frage wegen 
der Wahlen mit Vorbehalt in eine ganz neue Faſe eingetreten. Wie 
vorauszuſehen, hat der König auf die Vorbehalte feine Rüdficht ger 
nommen, hat vielmehr eıklärt, daß der fländiiche Ausſchuß und die 
Deputazion die Rechte auszuüben und die Pflichten zu erfüllen hätten, 
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nie nach den Verordn. v. 3. Gebr. ihnen zukaͤmen, fo lange Er nicht 
etwas Anderes verorunen würde, 

Hlermit ift für Die, welche mit Borbehalt gewählt und die Wahl 
angenommen hatten, der Augendlid gekommen, wo fie entweder 
thr Mandat, oder ihren Borbehalt aufgeben müſſen. 

Bisher hat nur Einer von jenen Gewählten einen foldhen ent 
fcheidenden Schritt gethan, Herr v. Bardeleben. Er hat fein 
Mandat zurüdgegeben und in einem „Sendſchreiben an die 
Landtagsabgeordneten der Provinz Preußen, welche die Wahlen ver 
Ausfhußmitglieder vollzogen haben*),’’ klar und bündig die Gründe 
entwidelt, warum er Dies thue. Diefe Gründe find fo ſchlagend, Daß 
wir glauben, alle mit Vorbehalt Gewählten müſſen ein Gleiches thum, 
wenn fie mit ihrem eignen früheren Berfahren und mit den Anflchten, 
In Folge deren fie mit Vorbehalt zu wählen erflärt, nicht in den aller 
greüften Widerſpruch gerathen wollen. Herr v. Bardeleben fpricht 
fich über diefen Punkt in dem gedachten Sendfchreiben jo aus: 


„Die Kämpfe, welche an dem Tage vor der Wahl in den Borvers 
fammlungen flattfanden, find Ihnen befannt, Nur allein der lebhafte 
Wunſch, der die Bruft jedes Preußen erfüllt, vie Einigkeit der Stände 
mit der Regierung fo lange wie möglich zu erhalten, bewog uns, noch 
einen legten Verſuch zu machen und die Wahlen mit dem Vorbehalte außs 
zuüben, daß ven Vereinigten Ausichüffen und der Deputazion die Befug: 
nifje des Patents vom 3. Februar d. 3. nicht zuftehen follten. 

In diefem Sinne allein babe ich den gemachten Vorbehalt vere 
ſtehen koͤnnen. 

In dieſem Sinne allein haben Sie mir, wie ich überzeugt 
Bin, das Mandat übertragen. Daher mußte ih, um die gegen Sie ein⸗ 
gegangenen Verbindlichkeiten zu erfüllen, es für eine gebieterifche Pflicht 
halten, das Mandat niederzulegen, fobald durch den Allerhöchften Lands 
tagsabſchied offenbar wurde, daß nach dem Königlichen Willen den Aus: 
ſchüſſen alle Befugniffe aus der Geleggebung vom 3. Febr. d. J. verbleiben. 

Wollte man dagegen einwenden: nur die Ausübung ver Befugniffe 
fei zu vermeiden, es käme nur darauf an, falld den Außsfchüffen Gegen: 
flände vorgelegt würden, die nach den früheren Geſetzen allein vor ven 
Pereinigten Landtag gehören, der Mitwirkung fih zu enthalten, jo muß 
ich hierauf bemerken, daß nach meiner Ueberzeugung eine ſolche Auslegung. 
der in dem Wahlprotofolle nievergelegten Erklärung ſchon darum unftatt: 
haft ift, meil das bloße Verbleiben in einer Verfammlung, über deren 
Befugniffe fein Zweifel mehr obwalten darf, die faktifche Anerkennung ders 
felben enthält. ' i 


*) Diefes „Sendſchreiben“ if gedruckt erfhienen: Leipzig, im Verlage ber 
Biedermannſchen Berlagsbuchhandlung. 
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Ausichäffe mit dieſen Befugniſſen hat der Landtag, haben Sie, meine 
Herren, namentlih die Sie mir Ihre Stimmen bei.der Wahl gegeben 
haben, für eine den aus den Geſetzen von 1815 und 1820 hergeleiteten 
echten entgegenftehende Einrichtung erachtet. 

Indem man Mitglied einer ſolchen Verfammlung bleibt, vernichtet 
man demnach faktifch Die dem Lande früher zugeficherten Rechte und macht 
dadurch die Hauptbeftrebungen des Landtags auf Feftflellung diefer Rechte 
esfolglo8. 

Diele große Verantwortung mag ich nicht auf mich laden. 

Sol die in dem Wahlprotofoll nievergelegte Erklärung eine wirf- 
fihe Bedeutung haben, foll dieſelbe Mehr enthalten, als leere Worte, 
will man aufrichtig gegen die Krone und aufrichtig gegen das Land fein, 
fo kann man nach meiner Leberzeugung einen Auftrag nicht behal⸗ 
ten, deflen Grundbedingung durch- die Allerhöchfte Willenserklärung im 
Landtagsabſchiede aufgehoben worden ift. 

Meine Herren! Mit der Anſicht, die ih von der Sade 
babe, würde ich mich der Verlegung ver heiligſten Pflichten gegen bie 
Krone und gegen das Land fchuldig machen, wenn ich nach Erlaffung des 
Landtagsabſchiedes mein Mandat ald Mitglied des Vereinigten Ausfchufles 
niederzulegen einen Augenblid gezögert hätte.‘ 


Einunddreißigftes Kapitel. 
Rüdblide und Schlußbetrachtungen. 


Am Schluffe unfrer Darftellung der einzelnen Verhandlungen an» 
gelangt, wenden wir den Blick noch einmal zurüd auf das Ganze und 
fragen: was hat denn num eigentlich dieſer erfte preußifche Reichstag 
geleiftet? wie hat er feine Aufgabe gelöft? wie hat er den Erwartungen, 
die man an feinen Zufammentritt nüpfte, wie hat er dem Vertrauen, 
mit welchem das Volk auf ihn blidte, entfprochen? 

Wir gingen bei unfrer Betrachtung des Landtags überall von der 
Anficht aus, daß Derfelbe die Aufgabe gehabt habe, nicht blos einen 
ihm vorgezeichneten Wirkungskreis auszufüllen, ein gewifles, ihm ges 
gebenes Maaß von Rechten auszuüben, fondern allererft dahin zu fires 
ben, daß jener Wirfungsfreid erweitert, dieſes Rechtögebiet feſt ums» 
grenzt und gefichert würde, Beides in dem Maße, wie Soldyes der 
lebendige Drang und die politifche Reife des Volks, der Geift der Zeit, 
das Intereſſe der innern Wohlfahrt wie der äußern Größe des Landes 
zu erfordern fehienen. 

Dit einem Worte alfo: wir ftellten uns auf den Standpunft der 
Oppoftzion, wir erkannten in der Oppofizion die Trägerin und Vertre⸗ 
terin der eigentlichen gefchichtlichen Miffion des Landtags. 

Eine ſolche Anficht wird natürlich von einer andern Seite her ganz 
entfchieden beftritten, als unberechtigt dargeftellt. Ein Artikel in Nro. 
209 der Allg. Preuß. Ztg., (ebenfalls: „Rückblick auf den Ver. Land- 
tag“ betitelt), deſſen Verfaflerfihaft, wenn wir uns nicht täufchen, feht 
hoch hinaufreicht, erflärt: 

„Der Ver. Landtag ſei durchaus nicht in dem Falle geweſen, als 
eine konſtituirende Verſammlung ſich ven Umfang feiner Wirkſamkeit ſelbft 
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- vorzuzeichnen, einen neuen Vertrag mit der Krone zu flipuliren, oder eine 
neue Konftituzion zu machen.‘ 

Um die Befugniß des Landtags zu einer Fonftituirenden 
Wirkfamfeit, zur Geltendmachung von Redytsanfprüchen zu widerlegen, 
pflegt marı darauf hinzumeifen, daß der König aus freier Macht⸗ 
vollfommenheit die Verfaſſung v. 3. Febr. gegeben „ daß er durch 
diefelbe die noch unerfüllten Verheißungen der früheren Gefege nach 
beftem Wiffen erfüllt habe, ja in mehreren Punkten darüber hinaus 
gegangen fei, daß es für die Stände Feine andere Rechte gebe, als die 
aus dem Gef. v. 1823 für Die Provinzialflände und die aus dem Pa- 
tente v. 3. Febr. für die allgemeinen Stände, da doch unmöglich Kör« 
perfchaften, die erft feit 1823, beziehendlich feit 18%7 exiſtirten, Rechte 
beanfprucdyen fönnten auf Grund von Geſetzen, die lange zuvor, ehe 
fie ins Leben traten, gegeben wurden, Man erinnert daran, daß im 
rein monarchiſchen Staate, was dod Preußen bis ijept gemefen und 
noch fei, die legte Enticheidung allemal dem Regenten zuſtehe, Daß da» 
her ein Bochen auf Rechte oder ein Vorfchreiben von Bedingungen fei- 
tens der Ständeebenfo unberechtigt als fruchtlog, daß vielmehr ber ein- 
zige Weg, den der Landtag mit Erfolg habe einfhlagen können, der Weg der 
Bitte an den Monarchen um Fortbildung der Verfaſſung v. 3. Febr. “ 
geweſen fei. Denn, abgefehen von allem Anderen, hätte Die Regierung 
fi$ in Feinerlei Bedraͤngniß befunden, wodurd fie zur Unterwerfung 
unter den Willen einer Partei und zur Bewilligung ihr vorgefchriebener 
Forderungen hätte beftimmt werden fönnen. - 

Um zwifchen diefen beiden Standpunften zu entfcheiden, fcheint 
es nöthig., daß wir in furzen Zügen ung die politifche Entwidlungs- 
gefchichte Preußens und den Stand der Verhältniffe, wie er beim Zur 
fammentritt des erften Reichstags war, vergegenwärtigen. 

Preußen war feit dem großen Kurfürften ein abfoluter Staat, in 
welchem der Wille eines Einzigen unumfchränkt herrfchte. Zwar um⸗ 
gaben fpätere Bürften, insbefondere Friedrich der Große, in weifer Er⸗ 
kenntniß der Gefahren eines folchen Zuftandes , ihre eigne Machtvoll⸗ 
fommenheit mit felbftgezogenen Schranken. Aber diefe fhüsten doch 
meift nur Privatrechte; öffentliche Rechte des Volks gab es nicht. Da 
fam die Kataftrofe von 1806. Man fah ein, daß man hinter dem 
Fortſchritt der Gefchichte zurüdgeblieben, ihrem Geiſte entfremdet war; 
man eilte, ſich diefem Geifte wieder zu befreunden, man öffnete ihm 
weite Bahnen. in alle Gebiete des Staatslebens, und fiegreich 308 er 
«in, Alles verjüngend, Fräftigend, neubelebend. 
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Aber die erleuchteten Männer, denen damals die Gefchide 


_ Preußens anvertraut waren, blieben dabei nicht fiehen. Ste begriffen 


gar wohl, daß Daſſelbe, was jeht Preußen an den Rand bed Ab⸗ 
grunds geführt — die Erftarrung und Berfumpfung aller feiner innen 


= Zuftände — über furz oder lang wieder eintreten fönne, ja eintreten 


müffe, wenn man nicht dieſer Gefahr dadurch für immer vorbeuge, 


daß man den Keim der Selbftverfüngung, der Fortbildung aus und 


durch fich ſelbſt in das innerſte Mark des Staates pflanze. Und fie 
erfannten Dies.nicht blos , fondern. fie handelten auch nach diefer Er⸗ 


kenntniß, indem fie die Theilnahme des Volks an ſeinen öf— 


fentlihen Angelegenheiten, .defin Selbfibewegung und 
Selbftregierung auf allen Gebieten des Staatslebens in beſtimm⸗ 
ten, gefeglihen Bormen anbahnten. 

Das ift der Urfprung, Das ift der Zweck jener Geſetze von 1808, 


1810, 1815, 1820, — glorreicher Monumente einer wahrhaft er- 
leuchteten Regierungsweiöheit ! — jener Gefege im Befondern , welche 


die Begründung einer Nazionalrepräfentazion, mit beßimmten 
Befugniffen der Mitwirfung bei allen wichtigen Staatsangelegenhei- 
ten, in.regelmäßigen,, kurzen Friſten fi um den Thron verfammelnd, 
als die nothmendige Spige des neuen Staatsgebäudes hinftellten. 
Hiermit hatte eigentlich der abſolute Herrfcher fich feiner abfoluten 
Herrfchergewalt begeben, hatte die bisher unumfchränfte Monarchie in 
eine befchränfte verwandelt. 
Allein diefer Akt großartiger Selbſtentſ agung blieb unvollftändig, weil 


- die Rechte, Deren der Monarch ſich freiwillig entäußern wollte, au Mau: - 
gel eines Rechtsſubjelts, auf das fie hätten übergehen können, gleichfam 
in der Luft fchwebten und daher gar leicht wieder zurüdgenommen wer- 


den mochten, wie Dies fpäter denn auch ‚wirklich gefhah. Hätte da- 
mals Friedrich Wilhelm III., ftatt eine Konftitugion und Nagionalrepräs 
fentagion zu verfprechen, dieſe Letztere kurzweg ins Leben gerufen, ohne 
auf die Ausarbeitung jener zu warten, ſo brauchte man jetzt nicht darum 
zu ſtreiten, wie jenes Verſprechen wohl eigentlich gemeint ſei und was 
für eine Art von Repraͤſentazian der König feinem Volke habe geben 


wollen. 


Dies geſchah nicht; vielmehr ſchien die Kraft jenes ächt koͤniglichen 
Entfchluffes im Fortgang der Zeit immer ſchwächer zu werden, die Luft -- 
am Alleinherrſchen und die Furcht vor dem neuen, unbefannten Zus 


‚ande, den man durch die Ausführung der Gef. v. 1815. und 1820 ins 
Leben rufen wollte, ward übermächtig — und fo blieb das abfolute 
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Königthum in Preußen als eine Thatſache beftehen und warb im 
Gegentheil wieder Eörperhafter,, denn zuvor, während die Verfafſungs⸗ 
boffnungen nur wie ein Schatten hinter ihm herliefen, der, fe länger, 
defto dünner und wefenlofer wurde. So verging abermals beinahe 
ein volles Menfchenalter, und jened Element organifcher Selbftverjün- 
gung des Staats, defien dringende Nothwendigkeit fchon im I. 1808 
die größten Staatsmänner Preußens anerkannt hatten, war noch immer 
nicht ind Leben getreten. Denn die ‚lebendige Zeit““, welche der jegige 
König bei feinem NRegierungdantritt dem ftändifchen Weſen verhieß, 
war nur ein ſchwacher auffladernder Schimmer eines wirklich freieren 
öffentlichen Lebens und ließ Die Schlagfchatten der beſtehenden Zuftände 
in nur noch grellerem Lichte hervortreten. 

| War nun aud) eine Außere KRataftrofe, wie Damals, bei dem allge: 
meinen Frieden, der in Europa herrfchte, für den Augenblid nicht zu 
befürchten (obfchon dem Weiterblickenden nicht entgehen konnte, wie 
fehr durch ein längeres Beharren bei diefem Syftem Preußens äußere 
politifche Lage, feine Stellung in Deutfchland und in Europa gefährdet 
fei), fo traten um deſto fühlbarer und beforgnißerregender Die. trau« 
tigen Folgen diefes Zuftandes nad) innen hervor — eine ungeheure 
Misftimmung durch alle Klaffen des Volks, unaufhörliche Konflikte der 
Regierung mit ftändifchen und ſtaͤdtiſchen Körperfchaften, oder auch mit 
Einzelnen, wobei felbft die konigliche Perſon auf eine bedenkliche Weiſe 
in den Streit gezogen ward, eine bedenkliche Gereiztheit des öffentlichen 
Geiſtes, welche das -Anfehen der Gefege und der Regierung bald mit 
tiefem Ingrimm, bald mit frivolem Spotte angriff und untergrub, end» 
{ich fogar mannigfache Anzeichen von im Dunklen fchleichenden revolu⸗ 
sionären Ideen. 

Alles Dies, wir geben ed zu, war noch nicht von der Art, umeinen 
wirflihen Zwang auf den fouveränen Willen zu üben und die Bes 
ftiedigung der hochgefpannten Berfaffungshoffnungen als eine Außer: 
lich gebotene Rothwendigfeit erfcheinen zu laſſen. Aber jedenfalls war 
die Lage der Dinge bedenklich, genug, um zu der ernfthaften Erwägung 
aufzufordern: ob ed nicht beffer fei, diefem fortwährenden Drängen und 
Mahnen, diefen ewig wiederfehrenden Berufungen auf verbriefte Rechte 
und unerfüllte Berheißungen, dieſem ganzen unbehaglichen und bedroh⸗ 
lichen Zuftande mit einem Male ein Ende zu machen und fih, um den 
Preis einiger Konzeffionen, einen feften, unantaftbaren Boden zu fchaffen 
für die nach eignem Mufter aufzuführende, ,ſtän diſch-germaniſche“ 
Monarchie, d. 5. das abjolute Königthum mit blos berathenven 
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Ständen, ohne verantwortliche Minifter, ohne eigentliche Theilung 
der Gewalt. 

So entftand endlich, nach langem Zaudern, Annehmen, Berwerfen 
und Wiedervornehmen, die Gefeßgebung v. 3. Fbr. 1847. 

Einer fpäteren Gefchichte wird es vielleicht vorbehalten fein, Die 
einzelnen Fäden aufzufinden und bloszulegen, aus deren wunderbarer 
Verſchlingung das Geſpinnſt diefer Geſetze v. 3. Fbr. hervorgegangen 
ift — nachzuweiſen, wie Viel davon den unmittelbaren perjönlichen 
Entfchließungen des Königs, wie Biel den Rathfchlägen der Minifter 
oder fonftiger Beiräthe feine Entftehung verdankt. So Viel ift gewiß: 
von der großartigen Einfachheit und Aufrichtigfeit der Verſaſſungskon⸗ 
zefftonen aus der Stein-Hardenbergfchen Periode iſt darin 
feine Spur zu finden. Vielmehr ift hier Alles zweideutig, voller Klaus 
feln und Hinterthüren , durch welche das abfolute Belieben von allen 
Seiten wieder hereinfchlüpft. | 

Man hat, namentlich der ftändifchen Oppofizion gegenüber, die freie 
willige Entäußerung gewifler Prärogativen der Krone in der Berfaffung 
v. 3. Fbr. als einen außerordentlihen und nichtgenug anzuerfennenden 
Beweis von Größe und Erhabenheit der Gefinnung gepriefen. Wir 
wollen die Selbftverleugnung, die in diefer Beichränfung der eignen 
Machtvollkommenheit liegt, keineswegs ableugnen oder verkleinern ; allein 
ihren wahren Werth erhält eine foldye Gabe erft dann, wenn der 
Geber fie mit vollem Vertrauen und ohne Rüdhalt giebt, wenn er fich 
zwar der Größe und Wichtigkeit feiner Gabe, aber auch der Nothwen⸗ 
Digfeit und Erfprießlichfeit ihrer Nebertragung auf den Empfänger volls 
ftändig bewußt ift. 

Alles Diefes aber fehlte hier. Nicht blos der Inhalt der Verfaſ⸗ 
fung felbft, fondern insbefondere Die Art und Weife, wie den Ständen, 
befonders in der Thronrede, der Gebrauch, den fie Davon zu machen 
hätten, vorgezeichnet und eingefchärft ward , zeigte deutlich, wie wenig 
man auf Seiten der Regierung mit fi im Klaren darüber fei, was 
man eigentlich mit einer ſolchen Verfaſſung, mit einer zentralftändifchen 
Inſtituzion dem Volke gebe, daß man die höhere fittliche, politifche und 
gefhichtlihe Nothwendigfeit diefer Gabe nicht entfernt begreife, daß 
man dieſes ganz neue Verhältnig immer wieder nur aus dem engbe: 
grenzten Gefichtöfreife des bisherigen abfolutiftifch-bureaufratifchen 
Staat betrachte. Man wollte eine neue Ordnung der Dinge einführen 
und doc felbft die Alten bleiben, feine Ideen, feine ganze politifche 
Denk und Handlungsweife unverändert in diefe neue Ordnung der 
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Dlüge mit hinübernehmen! Der König wollte abſoluter König, die 
Minifter wollten allgebietende, mit der unantaftbaren Macht der Krorie 
fi deckende Lenker des Staatsfchiffes bleiben. 

Und die Stände? Nun, unter Diefen dachte man fich wahrſcheinlich 
eine ehrbare, friedfertige Berfammlung, die, vol Freude über das ihr gnä- 
Digft verliehene Dafeln und in Dankbarkeit gegen den großmäthigen 
Geber erfterbend, die Bropofizionen der Regierung ruhig berathen, ihte 
Wuͤnſche bienftfertig erfüllen, audy wohl allerhand Bitten an den Stufen 
bes Throns niederlegen würde, aber Alles in der befcheidenften, gemüth⸗ 
lichſten Form. Daß es diefer Berfammlung beitommen könnte, fih auf 
die eignen Füße zu ftellen und wirklich Etwas zu fein, nicht blös 
Etwas vorzuftellen, daran muß man gar nicht gedacht oder Das 
inuß man für unmöglich gehalten haben. 

Srüher war es ums immer ein pfychologifched Räthfel, wie die 
Minifter hätten zugeben können, daß der Gedanke, eine Berfammlüung 
don 600 Landesrepräfentanten zufamtitenzuberufen, tin Geifte des Koͤ⸗ 
nigs Wurzel ſchlug und endlich gar zur That wurde. Daß der König 
kinen folchen Gedanken faßte und ausführte, Das läßt ſich aus defieit 
Karaftereigenthümlichkeit wohl erflären. Allein die Minifter, die als 
Staatsmaͤnner nicht nach poetifchen Stimmungen, fondern nad) nüd): 
ternen Berechnimgen handeln, die wenigftens fo viel Infinft haben 
mußten, um die ihrer bureaufratifchen Herrlichkeit von dorther drohende 
Gefahr im Voraus zu ahnen, wie fonnien fle zu einer folchen Maßregel 
ihre Zuftimmung geben? Seitdem wir freilich das Auftreten der Mi⸗ 
nifter auf dem Landtage beobachtet Haben, iſt ung auch Jenes nicht mehr 
unbegreiflich, denn Minifter, die fidy, den Ständen gegenüber, fo wenig 
ſtaatsmänniſch, fa fo wenig Flug im allergemöhntichften Sinne des 
Worts benahmen, konnten wohl auch furzfichtig genug fein, um fi 
über die einfachflen Folgen der neuen Inftitugion, die ſie ing Leben ein- 
führen Halfen, fo gänzlich zu täufchen. 

Das alfo waren die Berhältniffe, unter denen der Ver. Landtag 
zufammentrat. Als Bafts feiner Eriftenz und feiner Wirkſamkeit eine 
Berfaffung, die fo, wie fiewar, auf keinen Fall ins Leben treten und 
Dauer gewinnen konnte, ohne die Unficherheit aller Zuftände und die 
Gefahren der politifchen Lage des Landes auf die allerbedrohlichſte Weife 
zu vergrößern — zugleich aber, im Hintergrunde biefer Berfaflung, eine 
ältere Gefeßgebung,, die bereit, in großartiger Erfaffung und aufrich⸗ 
tiger Beachtung der wahren Behürfniffe det Nazion, den Grund zu eink 
wahrhaft Tebensfähigen und zeitgemüßen Verfaſſung gelegt hatte; ſich 
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gegenüber eine Regierung , welche das Wenige, was fle gab, nur mit 
halber Seele zu geben und mistrautfchen Blickes darüber zu wachen 
ſchien, daß die Grenze ängftlich abgemeffener Konzeſſtonen nicht über: 
fehritten werde — welche in den Rechten, die fie den Ständen und dem 
Rande verlieh, nicht mit freudigem Stolze eine Vermehrung der Volle: 
fraft und folglich ihrer eignen, fondern nur einen ihr entgehenden Vor⸗ 
theil erblickte — zu der man ſich alfo eines aufrichtigen guten Willens 
zur Entwidelung des Berfafiungswerfes aus freien Stüden nicht ver 
ſehen durfte; hinter ſich ein tüchtiges, dem gefeglichen Bortfchritt 
aufrichtig ergebenes Boll, welches von der Energie dieſes erften Reichs» 
tags und feinen Verhandlungen mit der Regierung die Befeftigung ſei⸗ 
ner öffentlichen Zuſtaͤnde und die Befriedigung feiner Bedürfniffe er- 
wartete, Die e8 In den neuen Berfaffungsgefeben felbft leider nicht fand; 
dazu endlich die auf ihn gefegten Hoffnungen aller deutſchen Bruber- 
flämme, die auf ihn gerichteten erwartungsvollen Blide der ganzen 
ziviliſtrten Welt — Eonnte e8 da noch zweifelhaft fein, welches feine 
Aufgabe, welches das Ziel feines Handelns fein müßte? Es war das 
erfte Mal in der Gefchichte Preußens, daß das preußifche Volk als ein 
einziges und untheilbares Volk durch ein gefeglich berechtigtes und bes 
rufened Organ feine Wünfche und Anliegen am Throne ausfprechen 
konnte, — wie hätte der Landtag fich der Pflicht entziehen mögen, ber 
Dollmetfcher diefer Wünfche und Anliegen zu fein? In ihm fonzentrirte 
fich gleihfam das Selbſtbewußtſein seiner ganzen großen, edlen Na⸗ 
zion von 16 Millionen, einer Nazion, deren Drang nad, politifcher 
Freiheit und nach einem geficherten Verfaffungszuftande um fo lebhafter 
und unwiberftehlicher war, als fie nicht nur die Berechtigung dazu 
vermöge Ihrer vorgerüdten politifchen Bildung in ſich trug, fondern als 
auch der Hinblid auf die ftammverwandten Verfaffungsftaaten rings 
- umher fie ihr Zurüdftehen doppelt hart empfinden ließ, als endlich die 
Erinnerung an die großen und heiligen Rechte, deren fie ſchon vor 
mehr als 30 Jahren für würdig und fähig gehalten worden war, un⸗ 
auslöfchlich in Aller Bruft lebte. 

Die Stände hatten alfo eine heilige Pflicht, diefe jo dringenden 
und fo gerechten Wünfche des Volks nad) einer wahren, zeitgemä— 
gen Berfaffung mit allen Ihnen zu Gebote ſtehenden Mitteln am Throne 
geltend zu machen. Sie erfüllten aber aud), indem fie Dies thaten, eine 
heilige Verpflichtung gegen die Krone felbft, die fie als Ihre Rathgeber 
berufen hatte. 
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‚Reue Verfaffungen,’’ hat ein geiftreicher Geſchichtsſchreiber *) 
gefagt, „ſind in der Regel entweder das Ende oder der Anfang von 
Revoluzionen.“ Preußens gutes Geſchick fchien ihm beſchieden zu ha⸗ 
ben, von biefer Regel eine glüdlihe Ausnahme zu machen. Noch zu 
rechter Zeit hatte feine Regierung die Nothwendigfeit einer Verfafſungs⸗ 
Anderung begriffen und gab von freien Stüden, was anderwärtd meift 
Folge einer vorangegangenen gewaltfamen Erfhütterung war. Man 
durfte hoffen, daß Preußen zum zweiten Male das in der Gefchichte 
feltene Beifpiel einer „friedlichen Revoluzion,“ wie fchon einmal im J. 
1807 ff., gebenwerbe. Allein, wie damals das glorreich begonnene Unter- 
nehmen unvollendet blieb, fo drohte ed auch diesmal an der Unent- 
ſchloſſenheit nnd Aengftlichkeit feiner Leiter oder an übermächtigen frem- 
den Einflüffen zu fcheitern. Geſchah Dies aber, dann war allerdings 
die Gefahr dringend, daß die neue Verfaffung die fhon vorhandene 
Gährung im Bolfe, ftatt fie zu beſchwichtigen, nur noch fteigern, viel- 
leicht gar zu einem gewaltſamen Ausbruche treiben möchte. Dies konnte 
nur verhindert werben, wenn die ftändifche Oppoftzion die Regierung 
am Stilleftehen oder gar Rüdwärtsgehen auf der einmal betretenen 
Bahn verhinderte, und fie durfte Daher, um den glüdlichen Fortgang der 
begonnenen „friedlichen Revoluzion’’ zu fichern, felbft den Schein des 
Ungehorfamg, der Unehrerbietigfeit oder der Undankbarkeit nicht ſcheuen, 
denn es galt hier die ganze Zufunft Preußens, ja Deutſchlands. 

Wenn die Regierung auf die fo dringenden und fo wohlbegrüns 
deten Borftellungen der Oppofizion nicht hörte, wenn fie an ihrem Sys 
ftem ſtarr fefthielt und jede weitere Konzeſſion hartnädig verweigerte — 
aun, fo fällt die Verantwortlichkeit dafür und für die möglichen Folgen 
dieſer fchroffen Unbeugfamfeit, ven Volkswuͤnſchen gegenüber, auf fie 
allein zurüd, und die unparteiifche Gefchichte wird einft Darüber richten, 
wer von Beiden, ob die Regierung oder die Stände und insbefondere 
die Oppofizion, im 3. 1847 Iebhafter von dem wahren patriott: 
hen, monarchiſchen und fonfervativen Geifte befeelt ges 
wejen fei. ‘ 

Aber, jagt man weiter, warum die Sache fo übereilen? Der Kö: 
nig erklärt ja: die Verfaffung v. 3. Febr. folle nicht fein Ieptes Werk 
ſein; er erflärt Diefelbe für „bildungsfähig““ — warum alfo nicht ab: 
warten, bis Er in Seiner Weisheit die Fortbildung der Berfaffung be- 
- Ichließen würde? 


) Gervinus in feiner Schrift über das Patent v. 3. Febr. 
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Denen, die fo fprechen, rufen wir zuerſt entgegen: Vestigia ter- 
rent! Auch im J. 1823 ward eine ftändifche Berfaffung gegeben und 
beren Fortbildung zu einer zentralftändifchen in Ausficht geſtellt, und 
erſt 24 Jahre fpätergefchah der erfte wirkliche Schritt zu dieſer Ausbildung 
in der Berf.v. 3. Febr. 1847. Würde man nun aud) vielleicht fo lange 
diesmal mit der verheißenen „Fortbildung“ nicht gewartet haben, fo 
find doch heutzutage ſchon A Jahre nuplos verfäumten Fortſchritts viel 
zu viel, denn das Rad der Zeit rollt jebt fehneller, als fonft, und ein 
Staat, der hinter dem Gefammtfortfchritte zurüdbleibt, wird gar ſchnell 
überflügelt und überrannt. 

Dazu kommt, daß eine Berfaffung, die fo viel innere Widerfprüche, 
eine fo große Unficherheit und Zweideutigkeit aller Rechtszuftände in 
fich birgt, wie die v. 3. Febr., auch nicht ein Jahr unverändert fortbe- 
ſtehen Tann, ohne die bevenklichften Gefahren für den Frieden des Lan- 
des, für das fittliche und rechtliche Bewußtfein des Volkes, für den 
Staatskredit, endlich für Preußens Stellung zu Deutfchland und zu 
Europa zu entwideln. 

Und wann wurde denn die „„Bildungsfähigfeit‘’ der Berfaffung 
ausgefprochen und die Wieverberufung des Ber. Landtags binnen 
4 Jahren verheißen? Erſt nachdem die Oppofizion in den Aoreßver- 
handlungen den entfchiedenen Willen gezeigt hatte, das gute Recht des 
Landes aufrechtzuerhalten. 

Endlich aber mußte der Ver. Landtag auch darum fogleich bei fei- 
ner erften Zufammenkunft feine Oppoflzion gegen die Verfaſſung vom 
3. Febr. beginnen, weil, wenn er fi) das erfte Mal ruhig in die Stel« 
lung fügte, welche diefe Verfaffung ihm anwies, er fich nicht allein die 
Möglichkeit entzog, fpäter einen andern Rechtsboven für fich zu fuchen, 
fondern auch das Vertrauen des Volkes verfcherzt hätte, welches dann 
in ihm nicht mehr den Wahrer ſeiner Rechte, fondern nur ein gefügis 
ges Werkzeug der Krone erblickt Haben würde, — und dann lebte die 
Gefahr, von der wir oben gefprochen,, die Gefahr eines gewaltfamen 
Ausbruchs gegen die mit fo misgünftigen Augen vom Bolfe betrachtete 
Berfaffung in ihrer ganzen Stärke wieder auf. 

Sp Viel über die gefchichtliche Berechtigung der Oppofizion gegen 
die Verfaſſung des 3. Februar! 

Was das Berfahren der Oppofizion betrifft, fo iſt Derſelben 
das Ängftliche Fefthalten am Buchftaben der früheren Gefebe oder am 
fogenannten Rechtsboden von zwei Seiten her zum Vorwurf ger 
macht worden. Die Regierung und ihre Anhänger wollten einen 
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Nechtsanſpruch von Alterem Datum, als vom 3. Febr. 1847, nicht gel- 
ten laflen und proteftirten überhaupt Dagegen, daß die Stände ſich 
felbft Rechte zufprächen,, indem fie Dadurch der Krone ſich als eben- 
bürtige Macht gegenüberftellen,, ſich dieRolle des Geſetzgebers, Die 
doch nur dem Könige zuſtehe, aumaßten. 

Bon einer andern Seite her hat man der Oppoflzion gerade Das 
zum Vorwurf gemacht, daß fie nicht noch viel entſchiedener aufgetreten 
fei und, flatt Rechte zu verwahren vder gar um die Anerkennung 
folder zu bitten, ohne Weiteres ſich Nechte beigelegt und Dex 
Krone die Anerkennung diefer Rechte diktirt Habe. Namentlich fran- 
zöftfehe Sournaliften (denen natürlich Nichts näher lag, als, bei dieſem 
erften preußifchen Landtage an die franzöfifche Nazionalverfammlung 
von 1789 zu denken) haben diefen Vorwurf erhoben, haben Die deut- 
ſche Gemüthlichkeit und den juriſtiſchen Pedantismus der Deutſchen 
geicholten, der fich in Rechtsdedukzionen und Geſetzesauslegungen her- 
umgetrieben, ftatt ganz einfach vom Standpunkte des Vernunftrechts 
aus beftimmte Rechte für das preußifche Volk zu fordern. Mit einem 
Worte, man verlangte: die Stände hätten Die Souveränetät des 
Volks proflamiren und im Namen diefes fouveränen Volks dem Kö- 
nigthume die Grenzen feiner Macht und feiner Gewalt vorfchreiben 
follen. 

Man kann e8 wohl nur billigen, wenn die Oppofizion fich auf 
einen Streit um die Theorie von Bolfdfouveränetät oder Königthum 
von Gottes Gnaden nicht einließ , jondern ganz einfach das Praktiſche 
der Frage Ins Auge faßte. Das Praftifhe aber war Das, daß man 
die Rechte zu erringen fuchte, welche dem Volfe die möglichfte Bürg- 
fhaft geben, in feinem wahren Intereffe und im Geifte ber 
vernünftigen Mehrheit, nicht nach Willkür oder einfeitigen An- 
fichten regiert zu werden. 

Zu diefen Rechten gehörte vor Allem die regelmäßige Wie- 
derkehr der zentraltändifchen Berfammlungen, damit der vernünftige 
Bolkswille ein Organ habe, durch welches er fich unmittelbar am - 
Throne vernehmbar machen fönne; ferner die Einfiht und Ein- 
wirkung diefer Landesrepräfentanten auf den Staatshaushalt 
und die Binanzverwaltung, vor Mlem auf das Schuldenwe- 
fen und die Befteuerung. Wennman diefe Rechte, ſodann noch das 
Recht wenigftens des Beiraths zu allen Geſetzen und der Zuſtim⸗ 
mung zu Berfaflungsänderungen,, endlich eine gewiſſe, von den früher 
erwähnten Rechten fa ungertrennlihe Verantwortlichkeit der 
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Minifter für DieHandlungen der Krone erlangte, fo war in der Haupt: 
ſache jener angegebene Zwed erreicht, und es fonnte dabei gleichgültig 
fein, ob man diefe Rechte aus dem Prinzip der Volloſouverainetat oder 
ſonſtwoher ableitete. 

Vor Allem war zu bedenken, daß man nicht einen voͤllig neuen 
Zuſtand der Dinge auf einer tabula rasa, wie nach einer Revoluzion, 
aufzubauen hatte, daß es auch nicht Die Abficht der ftändifchen Oppoſi⸗ 
zion fein fonnte, eine ſolche Revoluzion herbeizuführen, um tabula 
rasa zu machen, fondern daß ihr Zwed vielmehr der war, einem ge: 
waltfamen Umfturz der Dinge durd) eine „, friedliche Revoluzion“ oder 
Reform vorzubeugen, und daß fie, um Dies zu erreichen, gar wohl die 
mildeften Hebergangsformen wählen mochte, um die ihrem Vorhaben 
in den Berhältniffen und Perfonen entgegenftehenden Hinderniffe zu 
überwinden. 

Hier bot fih nun als ein fehr günftiges Hülfsmittel die Beru— 
fung auf ältere Gefege dar. Nicht, ald ob die Rechte, Die man aus 
denfelben ableitete, erft dadurd) einen Werth und eine Geltung erlangt 
hätten. SKeineswegs! Allein darin, daß diefe Rechte, welche das Be- 
bürfniß der Gegenwart dringend heifchte, zugleich eine hiftorifche Be: 
rechtigung hatten, lag ein doppelt wichtige Moment für deren Geltendz 
machung. Einmal nämlich diente die Thatfache, daß dieſe Rechte ſchon 
in der frühern Gefeßgebung dem Volke verheißen waren, . zur Bekräfti- 
gung ihrer Nüglichfeit und Nothwendigfeit fo wie der politifchen Reife 
des Volks; ſodann aber lag ein ftarfed moraliiches Gewicht, gegen: 
- über dem jeigen Geſetzgeber, in diefer Berufung auf die Willenskund⸗ 
gebungen feines Vorgängers. Endlich aber fam bei den meiften dieſer 
Rechte noch der befondere Umftand hinzu, daß die Verheißung derfelr 
ben von Dem früheren Gefebgeber aufs Engfte mit dem Intereſſe des 
Staatsfredits verfnüpft worden war, und man wohl erwarten 
durfte, Die Regierung werde, um dieſes Intereffe zu fhonen, gerade 
darin am Erſten etwas nachgeben. 

Nach Allevem durfte Die Oppoflzion wohl Hoffen, durch eine ſolche 
Berufung auf beftehende Gefege, verbunden mit dem moralifchen Ge: 
wicht von Bernunftgründen,, die Regierung zum Nachgeben zu vermö—⸗ 
gen und fomit ihren Zweck zu erreichen, ohne daß fie möthig hätte, ſich 
vom legalen Wege zu entfernen und zu einem ähnlichen revoluzionären 
Akte zu fchreiten, wie der war, durch welchen die franzöftfche Razionals 
verfammlung fich ſelbſt für die Vertreterin Des fouveränen Volks er⸗ 
Härte und als ſolche über das Königthum ſtellte. 
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Freilich bewegte fich, wie fich bald zeigte, die Oppoſizion hierbei in 
einem eignen Dilemma. Sie wollte fi auf einen Rechtsboden ftellen, 
den fie auf der Bafts der frühern Gefehe zu errichten hoffte, und wollte 
von diefem felbftftändigen Rechtsboden aus mit der Krone unter 
handeln. Diefes Berfahren ſchien ein durchaus legales zu fein, denn 
man ftüste ſich ja auf beſtehende Geſetze. Das Ueble war nur, 
daß eben im abfoluten Staate fein Gefeh Etwas gilt, gegenüber dem 
abfoluten Willen. Im Berfaffungsftaate kann der Monarch fein Geſetz 
einfeitig, ohne Die Stände, aufheben, abändern oder au) nur auslegen; 
im abfoluten Staate fann er ed. Die Oppofizion befand ſich daher in 
der fchlimmen Lage, daß der Punkt, von dem aus fie das abjolute 
Staatsprinzip aus feinen Angeln heben wollte, felbft im Bereiche Dies 
fes abfoluten Staatsprinzips lag und daher, fo oft fie ihren Hebel an⸗ 
febte, ihr unter den Füßen hinwegglitt. Wie fonnte man der Regierung 
mit Berufungen auf Geſetze beifommen , von denen dag eine ſchon früs 
her vom König als für ihn unverbindlich erflärt, das andere durch die 
Berf. v. 3. Fbr. in den wichtigften Punkten abgeändert, wieder ein 
anderes endlich den Abfichten der Regierung durch eine ziemlich willfürs 
liche Auslegung angepaßt worden war. Was half es, daß die Oppofi⸗ 
sion behauptete: ein in gefeglicher Form ausgefprochner Willensaft des 
früheren Geſetzgebers müſſe ebenfo gut gelten, als ein folcher des gegen» 
wärtigen? Was half es, daß fie gegen jene willfürliche Abändrung und 
gegen diefe ebenfo willfürliche Auslegung beftehender Geſetze proteftirte? 
Nicht die kunſtreichen Dedufzionen des Landtagsfommiffars und des 

„Rechtsgelehrten von europäifchem Rufe“ waren es, welche die Oppo⸗ 
zion fchlugen, fondern Die ganz einfache, leider nicht zu beftreitende That⸗ 
fache, welche fo naiv der Minifter Uhden ausfprach ; indem er fagte: 
der Rechtspunkt fei entfchieden, fobald der König erkläre: fo foll es 
fein, oder: fo ſoll es verflanden werden. 

Diefe eigenthümliche Lage, in der fich die Oppoſizion mit ihrer 
Berufung auf frühere Geſetze befand, erklärt die meiften ihrer Rieder: 
lagen fo wie der Widerfprüche in ihrem Verfahren. 

Es gab nur einen einzigen Moment auf dem ganzen Landtage, wo 
die Oppofizion ganz fonfequent verfuhr. — Das war beiden Adreffever- 
handlungen. Hier verfuchte fie, fich ganz entſchieden und ſelbſtſtaͤndig 
auf den Rechtsftandpunft zu ftellen. Sie wollte, der Landtag ſollte aus 
ben Geſſ. von 1820 und 1823 feine Berechtigung herleiten, ſich über 
das Gef. v. 3. Fbr. zu ſtellen, und follte daher alles Das in Letzterem, 
was er jenen Gefegen nicht entfprechend fände, kraft dieſer feiner 
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Berechtigung zurüdweifen, gleichfam annulliren. Wäre der 
Landtag auf dieſe Anficht eingegangen, fo hätte er die Krone in die 
Alternative verſetzt: entweder ihn fofort aufzulöfen, oder feine Berechti⸗ 
gung anzuerfennen und mit ihm über die Gültigkeit oder Ungültigfeit 
der Berfaffungv. 3. Fbr. zu unterhandeln, alfo, um mit einem Aus» 
drude des modernen Staatsrechts zu reden, diefe Verfaffung aus einer 
oftroyirten in eine paftirte zu verwandeln. 

DieMajorität ging darauf nicht ein; fie ſprach zwar in der Adreſſe 
von ‚‚erworbenen Rechten“, legte auch eine allgemeine Verwahrung 
dieſer Rechte nieder; allein zugleich behielt ſie fich vor, dieAnerfennung 
dieſer Rechte auf dem Wege der Bitte bei Str. Majeftät nachzuſuchen. 

Der Oppofigion oder Rechtspartei blieb nun, wenn fie fireng kon⸗ 
fequent handeln wollte, Nichts übrig, als — ven Landtag zu verlaffen und 
gegen die Rechtsbeftändigfeit aller feiner Verhandlungen Proteſt einzu⸗ 
legen. Denn nur fo konnte fie jest noch die Rechte wahren, die in 
dem von ihr verfodhtenen Bederathfchen Adreßentwurf dem Landtag, 
„als der reihsftändifchen Berfammlung nach dem Gef. v. 1820,’ bei« 
gelegt worden waren. Der König hatte ihm diefe Rechte abgefpros 
hen und erklärt: die Berfammlung fei nicht die Reichöverfammlung 
nach dem Gef. v. 1820, fondern eben nur der Ver. Landtag nach dem 
Gef. v. 3. Fbr. Nahm daher die Oppoflzion an den ferneren Verhand⸗ 
lungen des Landtags Theil, fo erfannte fie faktifch die Rechtmäßigkeit 
jener königlichen Entſcheidung, fomit aber die Nichtigkeit ihrer frühern 
Verwahrung an. 

Ob e8 beſſer geweſen wäre, wenn die überftimmte Minorität das 
mals diefen Schritt gethan hätte? Konfequenter wäre e8 gewefen, Das 
ift gewiß; aber Konfequenz allein ift in der Bolitifnicht immer ein aus⸗ 
reichender Kompaß. Wenn die Minorität damals fortging, fo war der 
offene Bruch mit der Regierung erflärt und der Streit auf ein Gebiet 
verfeht, wo nicht mehr parlamentarifche Majoritäten, fondern leicht ein 
unmittelbarer Zufammenftoß der Regierungsgewalt mit der Volksgewalt 
den Ausfchlag geben mochte. Denn jener Schritt der Minvrität wäre 
eine indirefte Berufung an das Volk gewefen, daß Diefes die Rechte ver: 
theidigen möge, welche fie, die Oppoflzion, auf dem geordneten Rechts: 
wege nicht zu behaupten vermöchte. Die öffentliche Meinung hätte dann 
für fle in die Schanze treten, das Volf hätte durch Demonftrazionen die 
Regierung zum Nachgeben zu bringen verfuchen müflen — oder der 
ganze Schritt wäre nuß- und fpurlos vorübergegangen. 

Die Minorität fcheint dieſes doppelte Riſiko nicht haben auf ſich 
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nehmen zu wollen. Gewiß war es weniger die Beſorgniß: ob wohl ein 
ſolcher entſchiedner Schritt, wenn fie ihn thäte, Anklang und Unter⸗ 
flügung im Volke finden würde, was fie davon gurüdhielt, als vielmehr 
die Scheu, welche ihr gefeblicher Sinn vor dem Gedanken empfand, 
möglicherweife einen ernften Konflikt zwifchen Regierung und Volk ber- 
beizuführen. Sie glaubte deshalb, jenen äußerten Schritt vermeiden, 
fie glaubte, auf dem parlamentariſchen Kampfplage ausharren ynd alle 
Mittel friedlicher Oppoſtzion, alle Gründe der Ueberzeugung erfchöpfen 
zu müffen, um zu verfuchen, ob e8 ihr nicht gelingen möchte, quf dieſem 
Wege die Regierung zur Bewilligung ihrer fo gerechten und jo mäßigen 
Forderungen zu vermögen. 

Die Minvrität blieb alfo und unterwarf ſich dadurch Freilich der 
Nothwendigkeit, die Folgen jener Abftimmung über die Adreſſe nun auch 
auf fich zu nehmen, d. 5. mit ihren Rechts anſprüchen den Weg 
ber Bitte zu betreten. Zwar verfuchte ein Theil der Oppofizion,, den 
Rechtsboden von einer andern Seite her wieder zu gewinnen — in Det 
„Deklarazion der Rechte;“ allein Diefer Verſuch ermangelte, wie wir 
an der betreffenden. Stelle ausführlicher auseinandergefegt, aler Bedin- 
gungen des Gelingens, fogar der Konfequenz, und mußte Daher eben: 
falls fruchtlos fein. 

So kam es dahin, daß die Oppoſtzion, ftatt Rechte zu wahren oder 
zu fordern, am Nechte bitten mußte. Wie fie fi) anftrengte, um 
felbft jegt noch diefen Bitten die Bedeutung von Forderungen zu geben, 
wie fie aber auch in diefem Beftreben fheiterte, ift ebenfalls bei der 
Darftellung jener Verhandlungen im Einzelnen nachgewiefen worden. 
Nicht einmal den Schein einer Rechtäforderung konnte die Oppofizion 
retten; nicht einmal für eine Bitte um Anerkennung eines entfernten 
Rechtsanſpruchs, geſchweige um Anerfennung eines wirklich vorhan⸗ 
denen Rechts, ließ ſich eine ausreichende Majorität gewinnen; die Kurie 
bat um Verleihung von Rechten; ſie erkannte alſo vollſtändig an, 
daß der Landtag und das Volk fein Recht hätten, eine andre Verfaf- 
fung, als die gegebne, zu verlangen, fondern daß es lediglich von ber 
Weisheit und dem guten Willen des Königs abhänge, ob er aus Grün⸗ 
den der Zweckmäßigkeit und innern Rothwendigfeit diefe Verfaffung 
meiter ausbilden wolle. 

Es ift bei diefer Oelegenheit gegen die Rechtspartei geltend ges 
macht worden, daß ed doch weit richtiger fei, Die Bitten um Verleihung 
größerer fändifcher Nechte durch Gründe der Nüglichfeit und innern 
Nothwendigkeit zu unterftügen, ald durch die Berufung anffrühere Ber 
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beißungen, die ja doch nur Dann Werth hätten, wenn fie etwas wire . 
lich Nuͤtzliches und auch jetzt Zeitgemäßes darböten. 

Die Rechtspartei Hat dies Lepte nie geleugnet ; fie hat nie behaup⸗ 
tet, daß gewiffe Rechte einzig und allein darum beanſprucht werben 
müßten, weil fie früher verheißen worden, unangefehen, .ob ihre Ges 
währung jebt dem Lande nüglich oder fchäplich fein würde, Was fie 
behauptete, war nur Dies: daß jene Rechte, eben als verbriefte und 
gewifiermaßen in das Eigenthum des Volks übergegangene, nicht eins 
feitig von der Krone aufgehoben oder abgeändert werden dürften, fon« 
dern daß dazu eine vorherige Verftändigung zwifchen der Krone und 
den Ständen, als den Beauftragten des Volks und den Wahrern feiner 
Rechte, nothwendig fei. Daher der Zuſatz, den Binde zu feinem An- 
trag in der ‘Periodizitätsfrage machte: der König möge das Recht der 
Stände auf jährliche Landtage anerkennen, — ſollte jedoch Dem 
ein Bedenken entgegenſtehen, fo möge er dem Landtage 
eine Propofizion zur Regelung diefer Sache vorlegen. 
Man wollte aljo keineswegs halsftarrig nur das Recht, weil es Recht 
_ war, fondern man erſtrebte nur das dem wahren Wohle des Landes und 
der Krone Heilfamfte, aber in Der Form des Rechts, weil Diefe 
Form allein eine fichre Gewähr dafür bot, daß eben das wirklich 
Heilfamite ergriffen würde: man wollte es nicht in Das einfeitige 
Ermefjen und Belieben der Regierung ftellen, ob fie jährliche, oder zwei⸗ 
oder vierjährliche Landtage, oder folche in Zwifchenräumen von vielleicht 
10 und WO Jahren für dienlicher halten möchte, ob fie den Ständen eine 
Mitwirkung bei allen Schulden, oder nur bei gewiffen, einräumen 
wolle, u. dgl. M. Kurz, man verlangte, daß die neue Berfaffung, ale 
eine Abänderung ſchon beftehender Berfaflungsrechte, nur mit Zw 
ſtimmung der Betheiligten, alfo der Stände im Namen des 
Volks, feftgeftellt werden follte. 

Die Ständelurie, wie ſchon gejagt, entſchied fich nicht für dieſe 
Anſicht; die Herrenkurie überließ Alles noch viel mehr dem Ermeflen 
der Krone und fo war alfo jede, auch Die lebte Spur des fo vielverfodh- 
tenen Rechtsbodens aufgegeben und die Feftftellung des Verfaſſungs⸗ 
zuftandes völlig in das Belieben, in die Gnade der Krone geitellt. 
Die Oppofizion war in dieſem Punkte gänzlich gefchlagen; ja, nod) 
mehr, fie hatte zuletzt (bei der zweiten Berathung der Verfafſungsan⸗ 
träge, wo fie fich in ihrer Mehrheit der Herrenkurie anſchloß) ihre Stels 
lung, als eine unhaltbar gewordene, freiwillig aufgegeben. 

Noch ein Moment blieb ihr übrig, um Diefe Stellung wieder zu 
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° gewinnen — die Wahlen. Die Oppoftjion hatte vergebens die wohl⸗ 
erworbenen Rechte des Landes in der Adreſſe, in der Deflarazion, 
in den Berfaffungsanträgen zu wahren und zur Anerkennung zu bringen 
verfuchtz die Majorität des Landtags hatte ſich nicht für fie erklärt, die 
Regierung hatte ebenfowenig von freien Stüden nachgegeben. Die 
Oppoſizion hatte fih zu den größten Konzeffionen iu Bezug auf die 
Form der Geltendmachung ihrer Rechtsanfprüche verftanden; fie hatte, 
die ſtrenge Konſequenz einer felbftverleugnenden Mäßigung opfernd, 
nicht durch ein Fortgehen vom Landtage die Sache aufs Aeußerfte 
treiben wollen, fondern war geblieben , hatte gehofft und geharrt, daß 
die Regierung, den Gründen der Vernunft, der Stimme des Landes, 
dem einmüthigen Botum beider Kurien nachgebend, doch noch endlich 
wenigftens Etwas gewähren, wenigftends den guten Willen zeigen 
werde, den Wünfchen und Bitten der Stände zu genügen. Es war 
nicht geſchehen; ftarr und unbeugſam hatte die Regierung auf ihrem 
Willen, auf ihrer Anficht beharrt — jegt trat für Die Oppoflzion die 
Pflicht der Konfequenz, des Beharrens auf ihrem Prinzipe in ihrem 
vollen Rechte wieder ein; jetzt fonnte und jetzt mußte fie durch eine 
Derweigerung der Wahlen faktifh die Nichtanerkennung 
der Berfaffungv. 3. Febr. und die fortpauernde Rechtsbe— 
ffändigfeitder Borfhriften des Gef. v. 1820 ausſprechen. 

Es ift wahr, dieſer Schritt ift, mit dem Maßftabe des abfoluten 
Staatd gemefien, von dem Schein eines gewiffen Ungehorfams, ja 
ſelbſt einer gewiffen Ungefeglichfeit nicht ganz frei. Der abjolute Herr⸗ 
[her hat befohlen — aljo muß der Unterthan gehorchen! Cine Beru- 
fung auf frühere Geſetze kann nicht Dagegen eingewanbt werden, benn 
der abfolute Herrſcher ift auch der alleinige Geſetzgeber, und alle Geſetze 
eriftiren für ihn nur, infoweit er felbft fie anerkennt und beftätigt. So⸗ 
gar die vom Geſetzgeber felbft für unwiderruflich erflärten Gefebe 
bilden Feine feſte Schranke gegen das felbftbeliebige Schalten und 
Walten des abfoluten Willens, und zwar aus dem Grunde, weil fie 
immer nur den Karafter einfeitiger Willenserflärungen oder Vers 
fprehungen, nicht die zwingende Kraft zweifeitiger Verträge 
haben. 

Wenn in früherer Zeit ein Fürft fich beifallen ließ, die Rechte und 
Privilegien feiner Stände anzutaften, fo vertheidigten Diefe ihr gutes 
vertragsmäßiges Recht nöthigenfalls mit offener Gewalt. Das 
abfolute Staatsfyftem bat in Preußen diefe vertragsmäßigen 
Rechte vernichtet und noch Feine neuen an ihre Stelle gefchaffen. Denn 
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alle fcheinbare Rechte diefer Art, wies. B. jene Geſetze von 1815 und + 
1820, ja felbft die Berfaflung v. 3. Febr., find immer noch fein wirt: 
liches vertragsmäßiges Recht, fondern nur ein Gefchent, das 
jeverzeit zurückgenommen werben Tann, eine Konzeffion auf Wis 
Derruf. Wenn es morgen dem König beliebt, die Verfaffung vom 
3. Febr. in ihren wefentlichften Thellen abzuändern, 3. B. den ganzen 
Paragrafen wegen der ftändifchen Zuftimmung zu neuen Steuern und 
Anleihen zu ftreichen, fo haben die Stände und das Bolf ein eigent« 
liches Rechtsmittel, ein Mittel des gefegliches Widerſtandes dagegen 
nicht, und, wollte etwa der Ber. Landtag bei feiner nächften Zufammen- 
funft auf Herftelung jenes Baragrafen dringen und auf fo lange, bis 
Dies gefchehen fein würde, fich für infompetent zu Vornahme flän« 
diſcher Gefchäfte erklären, fo würde Darin ebenfo gut eine Ungefeglich- 
Feit zu finden fein, wie man eine folche jeßt in der Verweigerung der 
Wahlen auf Grund der Altern ftändifchen Geſetze findet. Aber eben in 
dieſer furchtbaren Konjequenz der Theorie von der abfoluten Herr- 
ſchergewalt und dem abfoluten Gehorfam des Volks, in der gänz« 
lichen Rechtlofigkeit aller Zuftände, die daraus nothwendig reſultiren 
müßte, liegt die Unmöglichkeit einer ftrengen Durchführung derſelben, 
liegt für eine weife und befonnene Regierung das ftärkfte Motiv, von 
jenem Rechte abfoluter Eigenherrfchaft einen fo fchroffen Gebrauch 
nicht zu machen. Die Theorie vom abjoluten Herrfherwillen und der 
abfoluten Rechts- und Wipderftandslofigfeit des Volks ift ein zweis 
fchneidiges Schwert, welches ſich gar leicht gegen Den fehrt, der es 
handhabt. Wo ein Volf gar Fein Recht in Verfaffungsfachen hat, da 
fommt es leicht darauf, ſich alle Rechte anzumaßen. Die Schranfen, 
die den Thron im Verfaffungsftaate umgeben, fehügen nicht blos dag 
Volk gegen Uebergriffe ver Krone, fondern auch Die Krone gegen Leber: 
griffe des Volks. 

Wenn nun Männer von ädht patriotifcher und monarchi— 
fcher. Gefinnung mit allen ihren Kräften dahin arbeiten, gewifje fefte 
Schranfen — zum Schug für den Thron wie für das Volk —, einen 
feften, vertragsmäßig geftcherten Zuftand aufzurichten, wenn fie dazu 
den legalften, den befonnenften, den gemäßigtfien Weg einfchlagen, 
nämlich den der Anknüpfung an die eigenen früheren Berfprechungen 
der Krone, wenn diefe Männer, nachdem fie in dreimonatlichen Unter: 
Kandlungen mit der Regierung alle Gründe der Ueberzeugung, alle 
Kraft der Beredfamkeit, ale Mittel und Wege eines friedlichen 
Einverftändniffes verfucht haben, nun enblih im Drange ihres 
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Gewiſſens, im Bewußtſein redlichſter Pflichterfullung gegen ihr Vater⸗ 
land und die Monarchie, in jenem Gefühl unerſchütterlicher Ueberzeu⸗ 
gung, welche einſt den Reformator ſprechen ließ: Hier ſtehe ich, ich 
kann nicht anders! — wenn dieſe Maͤnner erklaͤren: Nein! wir koͤnnen 
nicht wählen, denn wit würden ſonſt anerkennen, daß jedes verfafe 
fungsmäßige Recht in unferm Staate, auch das verbrieftefte, eine 
Seifenblafe iſt, die der Hauch des allmächtigen Gebieters, wie er fie 
gefchaffen, auch wieder zerſtoͤren kann; hein! wir Fönnen nicht wäh 
len, denn wir würden fonft einen Zufland der Dinge durch unfere 
Handlungsmweife fankzioniren uud verewigen helfen, deſſen Fortbeſtehen 
über ein Kleines Land und Thron in unüberfehbares Elend ftürzen 
muͤßte; nein! wir koͤnnen nicht wählen, weil nur ein entfchloffener 
Schritt in diefem legten entfcheidenden Momente vielleicht noch Die Re- 
gierung zur Befinnung bringen, fie vieleicht noch vermögen fann, den 
MWiderfiand gegen die lauten und gerechten Wünfche des Landes aufs 
Aeußerſte zu treiben, damit zugleich aber auch die Verflimmung, bie 
Erbitterung, die Gährung im Volfe — und wenn biefe Männer, 
um einem ſolchen Aeußerften vorzubeugen, um das Königthum und 
das Land vor einer Kataftrofe zu retten, felbft das, für fie gewiß nicht 
leichte Opfer einer feheinbaren Ungefeglichfeit auf fich nehmen — dann 
wird jeder Unbefangene wenigftens fo Biel zugeben müffen, daß Hier, 
wenn auch etiwa der Form nad) ungefeglich, doch dem innerften Weſen 
und dem Sinne der Handelnden nad) tief gefeglich gehandelt worden 
it, und daß, folge daraus was wolle, die Verantwortung für Diefen 
Schritt, wenn auch nicht vor den Tribunalen des Landes, doc) vor 
dem höhern Richterftuhle der Gefchichte einzig und allein auf Die zurück⸗ 
faͤllt, welche der größten Mäßtgung die größte Hartnädigfeit, den 
Harften Bernunftgründen kategoriſche Machtfprüche entgegenfegten und 
fo diefes Unvermeidliche herbeiführten. 


Wir haben bisher von der Oppofizion immer wie von einem un: 
theilbaren Ganzen, wie von einer ganz beſtimmten, fompaften Partei 
geſprochen. Das war fle aber in der Thateigentlich nicht. Es Tag theils 
in der Natur biefer erſten, aus acht verſchiedenen Landtagen gebildeten 
allgemeinen Ständeverfammlung, daß die gleichartigen Elemente in ihr 
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fich erſt nach und nach zuſämmenfanden und kryſtalliſitten, theils brachte 
die eigenthümliche Stellung der Rechtspartei und der Durch die Verhaͤlt⸗ 
nifle ihr aufgeziwungene häufige Wechjel ihrer Operazionspläne es mit 
fi, daß nicht in allen den Fällen, wo der Rechtspunkt zur Frage 
ſtand, Immer dieſelben Parteigänger auf viefelbe Weife fich bethei- 
listen. So 3. B. fann man, ftreng genommen, bei Den Adreßver⸗ 
handlungen nut die 80 und Einige zur eigentlichen Oppoftzion technen, 
welche nicht blos gegen das Arnimſche, ſondern auch gegen das Auerd- 
waldſche Amendement ftimmten. 

Zum Theil wieder eine andere Frakzion war es, welche Die „De— 
klarazion der Rechte“ unterzeichnete; ein Theil der Rheinländer, die 
dort mit in der Oppoſizion geweſen, ſchloß ſich hier aus, weil er dieſe 
Form der Rechtswahrung für unpraktiſch hielt; Dagegen trat die liberale 
Frakzion der preußifchen Abgeordneten hinzu, obſchon fie wiederum bei 
der Adreſſe den eigentlichen Rechtsboden preisgegeben hatte. 

Wieder anderd gruppirte ſich die Rechtspartei bei der Verband: 
Jung der Verfafjungsanträge. Die überrafchende Majorität von 260 
Stimmen, bis zu welcher fie bei der Abftimmung über dag Binde 
ſche Amendement in der Periodizitätsfrage ſich erhob, zeigte, wie viele 
Anhänger der Rechtspunkt in der Kurie zählte, die nur durch die ent: 
ſchiedene Form, unter welcher derſelbe bisher geltend gemacht worden 
war, ſich von einem offenen Beitritt dazu hatten abhalten laſſen. 


Bei derſelben Verhandlung trennte ſich aber auch wieder die Op⸗ 
poſizion, indem ein Theil für das Abtheilungsgutachten (welches die 
Nützlichkeitsgründe fiber die Rechtsgründe ftelite) , ein anderer entfchies 

den dagegen flimmte. 

Aehnlich ging es bei den folgenden Abftimmungen. Als 8 ſodann 
zur anderweiten Verhandlung über die von der Herrenkurie modifizirten 
Berfaffungsanträge Fam und der größte Theil der Rechtspartei aus 
Rüdfichten der Politik und derMäßigung ſich der Herrenfurie anſchloß, 
beharrte eine Heine Schaar von 31 allein in der Oppoflzton. 

Endlich trat noch einmal eine Spaltung ein bei ven Wahlen, in« 
bein ein Theil der bisherigen Oppoflzion gar nicht wählte, ein anderer 
mit Vorbehalt, Manche fogar unbedingt wählten. Die Statiftif der 
Wahlen, die wir im 28. Kap. gegeben, meift das Nähere darüber 
nad. Man erfieht daraus, daß fogar einige von den Unterzeichnern 
der „Deklarazion“ die Wahlen unbedingt vollzogen, z. B. Schauß 
und Moͤwes, daß ferner auch von den 31 Mehrere an den Wahlen 
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Theil nahmen, Zwei davon fogar ohne Vorbehalt (Denzin und 
Meyer). 


Alle dieſe Schattirungen, von denen wir bisher gefprochen, bilden 
zufammen die Oppofizion im engeren Sinne oder die jogenannte 
Rechtspartei, d. h. die Bartei, welche zur Baſis ihres Opponirens 
ausfchlieglih ven Rechts boden nehmen wollte. Im weiteren Sinne 
fann man aber zur Oppoflzion auch Die rechnen, welche aus Rechts⸗ 
gründen und Gründen der Nüglichfeit und innern Nothwen— 
digkeit oder auch nur aus diefen legtern für Abänderung der Ber: 
faffung ſtimmten. Ihr gegenüber ftehen dann blos Die, welche entwe- 
der die Verfaffung vom 3. Febr. durchaus unverändert erhalten, oder 
welche eine Abänderung derfelben völlig dem freien Entfchlufle des Koͤ⸗ 
nigs überlafjen wiffen wollten und felbft eine Bitte darum für unftatts 
haft und ungeitgemäß erklärten. Wir haben fowohl diefe legte, an 
Zahl und Kräften fehr unbedeutende Frakzion, als aud) jene beiden ans 
dern, dem Inhalt ihrer Wünfche nah, wenn aud nicht in ber 
Form ihrer Begründung, der Oppoftzion fich anfchließenden Richtun⸗ 
gen der Ständekurie im 21. Kapitel näher Farakterifirt. In der Her: 
renkurie gehörte dieſen Richtungen die Frakzion an, welche für Annahme 
der Berfaffungsanträge der Ständefurie ftimmte und hierbei, wie wir 
geſehen haben, bei den meiften Abftimmungen die einfache, bei einzel- 
nen fogar die - Mehrheit hatte, 

Alſo eine ſehr ftarke, bisweilen an Einhelligfeit grenzende Mas 
jorität in der Ständefurie und eine zum Theil über % betragende Mehr: 
heit in der Herrenfurie war mit der Berfaffung v. 3. Febr. in ihrem 
gegenmwärtigem Beftande unzufrieden, wuͤnſchte eine Veränderung. - 
Gewiß ein Höchft beveutungsvolles Refultat ! 


Aber wir dürfen auch nicht bloß bei den eigentlichen Verfaffungs- 
fragen ftehen bleiben, um den Umfang und die Kraft des oppofizionel: 
len Elements auf diefem erften Ber. Landtage zu bemefien. Noch an: 
dere Berhandlungen geben ung dafür einen kaum weniger zuverläffigen 
Maßſtab an die Hand. Zunächſt müffen wir hier zweier Verhandlun⸗ 
gen gedenken, bei denen die eflatante Niederlage, welche die Regierung 
erlitt, eine Folge der Bedenken war, welche die Unzulänglichfeit der 
verfaffungsmäßigen Garantien in der Mehrheit ver Verfammlung erregte. 
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Die ungeheuren Majoritaͤten, mit welchen die Propoſizionen der Regie⸗ 
zung in Betreff ver Rentenbanken und der Oſtb ahn zurückgewie⸗ 
fen wurden, fallen alfo zum allergrößten Theile gleichfalls in die Wag- 
Schale der Oppoſizion. 

Wenn bei diefen bisher erwähnten Verhandlungen der Kern des 
beftehenden Syſtems, das. Prinzip abfolutiftifch » büreaufratifcher Herr: 
fchaft, in Frage geftellt war, fo waren e8 bei andern die YAeußerun: 
gen diefes Syſtems, welche der Oppofizion reichen Anlaß zu Angriffen 
darboten. Und bei diefen Angriffen erhielt Diefelbe abermals zahlreiche 
Verſtärkungen aus den Reihen der übrigen Mitglieder, welche in dem 
einen oder dem andern diefer Punfte ebenfalls mit den Tendenzen der 
Regierung unzufrieden waren. Es war bemerfenswerth und für den 
Geiſt der Regierung wie für den der Ständemehrheit bezeichnend, Daß 
alle Regierungsvorlagen, ohne eine einzige Ausnahme, von 
der Dreiftändefurie — der eigentlichen Volkskammer — theils ganz 
verworfen, theild in ihren wefentlichften Punkten umgeftaltet wurden. 
Dies bewies, wie fehr die Regierung außerhalb der Nazion ſtehe, 
und diente zugleich zur Befräftigung der Nothwendigfeit eines regel» 
mäßig wiederkehrenden ſtändiſchen Einfluffes auf die Geſetzgebung, 
um diefe in ſtetem Zufammenhange mit dem Volksbewußtſein zu ers 
halten. 

Zugleich befand fich die Oppoſizion bei dieſem Anfämpfen gegen 
die einfeitigen Tendenzen des gegenwärtigen Syſtems in erfreulichem 
Einflange mit den großen Brinzipien der glorreichen Zeit der Wiederge⸗ 
burt Preußens, jener unvergeßlihen Steine Hardenbergfchen Pe: 
tiode, während das Syftem diefe Prinzipien in den meiften und wich⸗ 
tigften Beziehungen gänzlich verleugnete. So vertrat die Ständefurie 
in den Verhandlungen über Die Ehrengerichte den Grundfag der 
allgemeinen, gleihen Bolfschre und der Einheit der Ar— 
mee mit dem Volke gegen die Beftrebungen,, den Militärftand zu 
einem erzepzionellen Stande über dem Volfe zu machen und doch 
feinen erflufiven Standesbegriffen von Ehre alle Klaſſen des Volks zu 
unterwerfen; fo befämpfte fie eben dort, wie fpäter beim Sudenges 
feße, die Ipee einer Spaltung des Volkes in ſcharfgeſon— 
derte Stände, Klaffen und Korporazionen im Namen des 
von der frühern Gefeßgebung proflamirten Gedankens eines allge 
meinen Staatsbürgertbums. So verwarf fie die befchränkten 
Anfihten vom „chriſtlichen Staate“ und ſuchte dagegen ber 
Glaubens« und Gewtffensfreiheit, verallgemeinen To» 
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leranz und dem Beinzip möglicher Trennung der Kirche vo - 
Staanse die weiten Bahnen zu oͤffnen bei der Berathung des Jarr 
dengeſetzes und der Petizion über Anderung des 5.9, 2 ber 
ftänd. Gefebe v. 1824. So endlich erklärte fie einſtimmig, daß Die 
Kräftigung des Bauernkandes nicht auf dem Wege der Bevor⸗ 
mundung und der JZwangsgeſetzze, fonbern nur durch konſequente 
Berfolgung des Wege der Befreiung, den die Landeskulturgeſetzgebung 
ver Salze 1807 ff. angebahnt hatte, zu erreichen fei, und verwarf des⸗ 
halb das Geſetz über die Abſchätzung der Bauerngäter. 

(Die Berwerfung des Geſetzes über die Einfommenfleuer rechnen 
wir nicht hierher; bei diefem war es nicht eine politifhe Oppofizion, 
fondern eine Koalizion von Sonderinterefien, deren Widerſtand das 
Geſetz unterlag.) 

Ebenſo enthielt das einmüthige Botum der Ständefuxie für Preß⸗ 
freiheit und gegen Die Zenfux eine efatante Verurtheilung des ber 
fichenden Syſtems, feines Berfahrend gegen die Prefie und feiner ruch⸗ 
bar gewordenen Abficht, eine verfchärfte Ueberwachung und Bedrüdung 
derfelben mitteld eines, nur ſcheinbar der Zenfur entfagenden, aber durch 
andıe Maßregeln der gleichen Axt fie noch weit überbietenden Bundes⸗ 
preßgeſetzes herbeizuführen. | 
| Alles Dies zufammengenommen , darf man wohl jagen, daß auf 
dieſem erſten preußtfchen Reihstage das beftehende Regierungsſyſtem 
sine vollftändige Niederlage erlitten hat, fowohl feinem Prinzip nach 
als in feinen einzelnen Aeußerungen, tn feinen gefebgeberifchen wie in 
feinen Berwaltuugstendenzen. Diefe Niederlage erfcheint noch voll 
ſtündiger, wenn man erwägt, wie die blos berathende und bittende 
Stellung der Stäude, die für Anträge vorgefhriebene 5-Mehrheit, 
endlich Dad hemmende Gejchäftsreglement und Die dadurd den Maxr⸗ 
ſchallen und der Regierung in die Hand gelegte Macht einen nicht wenig 
lühmenden Einfluß auf die Entwidlung und Bethätigung eines felbft- 
ſtaͤndigen Geiftes in der Verſammlung üben mußte. Und endlich darf 
man moch eines wichtigen Umftandes nicht vergeffen — daß nämlich das 
Minifterium bei jeder Gelegenheit, wo es in Bedraͤngniß gerieth, ſich 
mit dem Schild des Töniglichen Namens deckte. Griff man eine Ein- 
eihtung an (wie z.B. das Iuftitut der Ehrengerichte) — die Minifter 
beriefen ſich Darauf, daß der König fle angeordnet habe; wollte man die 
Bültigfeit einer Berwaltungssnaßregel anfechten (3. B. die Ausfchließung 
sum Landtag Bewählter) — der Lönig Hatte ſelbſt entfchieden, und 
dagegen galt Feine Berufung. Bergebens ſuchten mehrere Redner der 
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Oppoſizion die Minifter zur freiwilligen Uebernahme einer Berantwortz 
Hehkeit für die Allerhoͤchſten Entfchließungen zu vermögen — die Mi: 
niſter Tehnten eine ſolche wohlweislich ab. So waren die Stände in der 
tiblen Rage, fortwährend der königlichen Perfon unmittelbar gegemüber- 
zuftehen, bei ihren Angriffen überall fogleich auf einen Punkt zu ftoßen, 
der doch für fie unnahbar, unantaftbar fein follte. Diefer Umftand 
fähmte nicht felten au die entfchiedenfte Oppoftzion, fchüchterte die Be⸗ 
denklichen und Unfelbftifländigen vollends ein und gab der minifterielen 
und royaliftifchen Partei eine ſtets bereite Waffe in Die Haͤnde. | 

Uebrigens Fönnen wir bei diefer Gelegenheit nicht verhehlen, daß 
uns bei den Verhandlungen diefes preußischen Reichstags eine gewiſſe 
Ueberſchwenglichkeit in den Verfiherungen des Vertrauens, der 
Hingebung, der Unterwürfigfeit unter den Allerhöchften Willen ſelbſt 
im Munde der freifinnigften und unabhängigften Männer, oftmals un» 
angenehm aufgefallen ift — um fo mehr, als diefen Gefühlen, die man 
fo emfatiſch ausſprach, augenscheinlich oft weder eine tiefere Neberzeugung 
zu Grunde lag noch auch die äußere That enſprach. Denn, während 
man die Weisheit und Vortrefflichkeit des Monarchen in den Himmel 
hob, tadelte man in demfelben Athem aufs Härtefte Maßregeln, von . 
denen doc) die Minifter verficherten, daß fie nur den Willen Sr. Ma: 
jeftät ausfprächen. Solche Heuchelei ift die nothwendige Folge der un» 
natürlichen Stellung, in der ſich Stände befinden, zwifchen denen und 
dem Monarchen fein verantwortliches Minifterium fteht. 


Bei Alledem haben doch auch Die Minifter noch ein gut Theil ebenfo 
fharfen als begründeten Tadels in den Kauf nehmen müflen, und diefe 
öffentliche Demüthigung der fonft fo übermüthigen Bureaukratie, diefe 
ihr abgepreßten Geftändniffe ihrer Unzulänglichkeit, der Befchränftheit 
ihrer Anfichten, der Mangeldaftigfeit ihres ganzen Syftems, diefe mo⸗ 
raliſchen Niederlagen, die fie unter den fcharfen Streichen der Oppofl- 
zion erlitt, die Verlegenheiten,, bie Widerfprüche, in die fle fih unaufs - 
hörlich verftridte, — alles Died war ein zweiter, nicht minder wichtiger 
Erfolg der geifttgen Ueberlegenheit und des unermüdlichen Kampfes 
eifers der Oppoftzion. Auf dieſem Felde Arnteten Hanſemann und 
Binde ihre reichften Lorbeeren. 

Ebenda war es aber auch, wo die Unhaltbarkett, Die innere Faͤul⸗ 
niß, fa, fagenwir e8 geradezu! die Immoralität dieſes ganzen abfo- 
lutiſtiſch bureaukratiſchen Syſtems am Offenften zu Tage Tam, wo 
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man am Deutlichften fah, wie jämmerlich es mit einem Verwaltungs 
organismus beftellt ift, der, ohne Einheit in ſich, ohne die nöthige Selbſt⸗ 
fländigkeit nach oben, dem abfoluten Willen und feinen perfönlichen 
Umgebungen gegenüber, ohne Zufammenbang und Wechſelwirkung mit 
dem Volkögeifte und ohne, ein durch dieſe Wechfelwirfung ihm vorges 
zeichnetes feftes Syftem, überdies noch der ftarfen und geiftig begabten 
leitenden PBerfönlichkeiten entbehrt, welche allenfalls den einen und an⸗ 
dern jener Mängel ausgleichen könnten. Hier ein Minifter, der, um fich 
aus einer Berlegenheit zu retten oder einen Sturm abzuwenden, einen 
Kollegen preisgiebt; dort einer, der fehr naiv verfihert, nicht dafür 
ftehen zu fönnen, daß nicht in feinem Departement den feinigen entgegen 
gefegte Grundfäge geltend gemacht würden; wieder ein andres Malzwei, 
drei Minifter zugleich zu dem bejchämenden Befenntniß genöthigt, nicht 
zu wiſſen, wie ein Gefeb gemeint fei, oder ein folches in einem Sinne 
interpretirend, der Tags darauf durch eine Allerh. Kabin.Ordre ein feier⸗ 
liches Dementi erfuhr — dazu die Heinliche Sofifterei in der Auslegung 
älterer Geſetze und Verheißungen, worin fi der gepriefene Scharffinn 
von Männern wie Savigny erfhöpft — das fehr undiplomatifche 
Benehmen des Chefs der Diplomatie, der engbegrenzte, von myftifch- 
theologifchen Nebeln tief umhangene Horizont des Kultus: und Unter: 
rihtsminifters, die Unznlänglichkeiten und Ungefchidtheiten des Finanz- 
minifterd (3.3. bei der Frage der Banknoten) — iſt e8 da wohl möglich, 
an ein erfprießliches Zufammenwirfen eines ſolchen Miniſteriums zum 
Wohle des Landes zu glauben? 

Die Einſicht Hiervon ſcheint ſich denn doch, in Folge dieſes Land⸗ 
tags, auch in den höchſten Regionen geltend zu machen, und man hört 
ſeitdem fort und fort von beabſichtigten Veränderungen in den oberſten 
Perwaltungsftellen. Insbefondre fpriht man von einem Plane, die 
Gefammtthätigfeit des Minifteriums mehr in einer Hand zu konzen⸗ 
triren, an die Spige des Ganzen einen Premierminifter zu flellen, 
und als Solchen bezeichnet man zunächfi Herrn v. Bodelſchwingh, der 
in der That bei den Verhandlungen dieſes Landtags ſich verhältniß- 
mäßig unter allen Miniftern am Gewwandteften benommen und bald durch 
eine gewiffe Kühnheit des Auftretens, bald wieder durch einen Anftrich 
von Libralität und Bonhomie die Kämpfe mit der Oppoflzion in feinem 
und gewöhnlich auch in feiner minder gewandten Kollegen Namen noch 
ganz leidlich beftanden hat. Höhere, wahrhaft ftaatsmännifche Kapa⸗ 
zität fehlt freilich auch Herin v.Bodelfhwingh, und ein Harden⸗ 
berg dürfte er ſchwerlich werben. 
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Ueberhaupt aber ift e8 mit der Einfegung eines Premierminifters 
oder Staatöfanzlers allein nicht gethan. So lange man hödhften Orts 


"nicht gewifle perfönliche Lieblingsanfichten aufgiebt oder wenigftens 


eine Beeinfluffjung der Leitung von Staat und Kirche durch Diefelben 
fich ſelbſt fireng verfagt, fo lange man nicht für die Unabhängig» 
feit des Minifteriums nach oben und für defien Gleichartigkeit- 
im Innern fefte Garantien erfchafft, wird eine gründliche Abhülfe nicht 
möglich fein. Jenes Ziel würde aber fogleich erreicht fein, fobald man 
bie Verantwortlichkeit des Minifteriums, den Ständen gegen- 
über, auszufprechen und damit, direkt oder Indireft, die Zufammenfez: 
sung und den Beftand der Minifterien von den Majoritäten auf dem 
Landtage abhängig zu machen fich entfchlöffe. So lange man Dies 
nicht thut, koͤnnen wir ung nicht überzeugen, daß es mit der Abficht 
einer Befferung jener Verhältuiffe rechter Ernft ſei. 


Wenden wir und jest zu einer andern Seite unferer Betrachtuns 
gen Über ven Landtag! Abgefehen von Dem, was er in direft politis 
ſcher Richtung zur Verbefferung der Berfafjungszuftände des Staats 
gewirkt oder Doch erftrebt hat, hat er auch noch viele andere wichtige 
Refultate hervorgebracht. 

Er hat die politifche Bildung des Volkes mächtig gefoͤr⸗ 
dert, die Theilnahme am öffentlichen Leben gefteigert und ihr zugleich 
durch die gründliche Beleuchtung der wichtigften Fragen des Staats⸗ 
rechts und der Geſetzgebung in öffentlichen Verhandlungen eine folive 
Unterlage für das politifche Räfonnement gegeben. 

Er hat eine Fülle politifcher und parlamentarifcher Talente ans 
Licht der Deffentlichfeit gebracht und ihnen zu ihrer Entfaltung einen 
weiten Kampfplag eröffnet. 

Zu den fegensreichften Folgen dieſes Landtags rechnen wir ferner 
die durch ihn angebahnte, zum Theil auch ſchon ins Werk geſetzte 
Vereinigung und Ausgleichung ſowohl der verſchiedenen 
Stände des Volks, als auch der verſchiedenen Theile der 
Monarchie, der verſchiedenen Provinzen. 

Eines der Hauptargumente gegen eine preußiſche Reichsverfaſſung 
tft immer von der ‚, Eigenthümlichfeit ’ der verfchiedenen Landestheile 
und der angeblichen Unvereinbarkeit ihrer Intereffen hergenommen wor⸗ 
den. Der erfte Ber. Landtag hat diefes Bedenken glänzend widerlegt. 

Der provinzielle Sondergeift hat fich bei diefem Landtage nut 
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ſelten zu zeigen gewagt, und, wo Dies geſchah, da ward überall ſo⸗ 
gleich im Namen des gemeinfamen Baterlandes, unter dem Beifall 
einer überwiegenden Mehrheit der Verſammlung, gegen. denfelben prote⸗ 
flirt. Wir erinnern nur an die Berhandlungen wegen der Provinzialhülfs⸗ 
kaffen. Die ,, Sonderung in Theile“ für eine Provinz warb nur ein« 
mal (vom Herrn v. Binde) beantragt, fand aber feinen Anklang und 
unterblieb. Die provinziele Eiferfucht, welche fich bei der Frage der 
Dfbahn von einer Seite her gegen eine vermeintliche Degünftigung bex 
Provinz Preußen geltend machte, erfuhr die algemeinfte und entjchiedenfte 
Misbilligung. Sogar die Intereffen der polnifchen Sprache und Nas 
zionalität in der Provinz Poſen fanden auf dem Landtag die zartefle 
Berüdfichtigung und unter den Abgeordneten der andern Provinzen warme 
Vertheidiger gegen ſcheinbar ungerechte Beeinträchtigungen. Und keine 
von allen Provinzen wetteiferte ſtärker in dieſem Aufgeben provinziefler 
Eigenthümlichkeit an den Gedanken des gemeinfamen, einigen Bater- 
landes, ald die am Meiften eines ſolchen Separatismus, einer Ahwen⸗ 
dung vom Hauptlande, wohl gat einer Hinneiguns zu Frankreich ver⸗ 

daͤchtigte Rheinprovinz. 

Und, was das Allererfreulichſte war, dieſes Nazionalgefühl 
hatte feibfi die Schranken durchbrochen, welche ſonſt — zuweilen ſogar 
ziemlich ſchroff — den Preußen von feinen deutſchen Brüdern zu tren⸗ 
sen ſchienen; ed war fein blos preußifcher, e8 war ein deutſcher 
Gemeingeift, der fich in diefem preußifchen Razionalparlamente fo 
glänzend manifeftirte. Ueberall und immer fprach man von der Noth⸗ 
wendigfeit einer epgern Annäherung Preußens an die übrigen deut⸗ 
ſchen, namentlich die Fonftitugionelen Staaten, von dem Berufe Preu⸗ 
Sens, ächt deutſch zu fein und dem ganzen Deutfland, wie im Kriege 
ala Hort und Führer, fo im Frieden als Mufter politifcher Entwiclung 
voranzugehen. 

Was den Unterſchied der Stände und der ſtändiſchen Inter 
eſſen betsifft, fo tauchten Diefe zwar wohl hier und da einmal auf, 
(am Meiften bet den Verhandlungen über die Einfommenfteuer) — 
wie Dies Bei einer nach dem Syſteme der Vertretung Bändifcher 
Intereffen gewählten Verfammlung auch nicht wohl anders fein 
Tonmte. Allein im Ganzen trat. doch auch Diefer Unterfchten in den Hin- 
tergeund vor dem übermächtigen Geiſte der Einheit, Gleichheit, des 
Patriotiomus, der alle Stände hefeelie. Die Zuvorfommenheit, mit 
welchen namentlich den vierte Stand von dem zweiten. Etande behandelt 
ward und melde gar fehr gegen die vornehme Verachtung adftach, 
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womit vor noch nicht zu langer Zeit, wenigſtens in mawdjen Provin⸗ 
zen, der Adel auf die Bauern herabblickte, Denen er es fah als An⸗ 
maßung ansechnete, went ſie in der Ständeverfanmlung au) eimd 
mal ſchuͤchtern das Wort ergreifen wollten; Die lebhafte Unterflügung, 
welche man bei den Rentenbanken, bei der Petizion wegen der Kreis: 
tagswahlen aus dem 4. Stande, den Intereffen diefes Standes ange 
deihen zu lafien, von allen Seiten fich bemühte; die entſchiedene Zur 
rückweiſung jeder Partikulargefetzgebung füreinen einzelnen Stand, bek 
dem Geſetz über die bäuerlichen Berhältniffez der allgemeine Beifall, 
den Saudend Rede ärntete, womit er bei ven Berathungen Aber das 
Befcholtenheitsgefeß die beabfichtigte Einführung von Standesgerichten 
befämpfte, und ber nicht minder große, der Beckerath zu Thelb ward, 
als er, gegemüber Bindes ftolger Berufung auf feine Ahnen, Die 
Jahrhunderte lang den Adler des Rechts gepflügt, vol edlen Selbftge⸗ 
fühle ausrief: 

„Ich kann mich auf Feine lange Reihe von Ahnen berufen, meind 
Wiege fand am Webſtuhl meined Vaters; aber ich ſtehe Keinem nad an 
Vaterlandsliebe.“ — | 

dies Alles waren erfreuliche Zeichen davon, daß die Idee ver 
Aufhebung aller Ständeunterfchiede in dem Begriff des eirten, gemein⸗ 
famen Stuatsbürgertfums — auch eine der großen Errungenſchaften 
der Zeit von 1807—15, — in dem Geifte ver Verſammlung lebendig ges 
worden fei. 

Auch für den fo zahlreichen, bier nicht vertretenen Theil des Vols 
fes, die fog. arbeitenden Klaffen, zeigte fih in der Berfammlung 
viel Mitgefühl und ein lebhafter Drang, ihr 2008 zu verbeffern. Leider 
gingen nur gerade in diefem Punkte nicht überall die fehönen Worte 
mit den Thaten Hand in Hand, wie wir indbefondere bei den Bera- 
tbungen über die Einfommenftener und theilweiſe ſchon bei Denen über 
den Nothſtand wahrzunehmen Gelegenheit hatten. 


Es wird uns nicht als ein Verftoß gegen das von ung felbft eben 
erft gepriefene Prinzip der Vermiſchung aller Provinzen und Stände 
auf dem Ver. Landtage ausgelegt werden koͤnnen, went wir Bei der 
Gruppirung der Abgeordneten nad) ihren politifchen Kichtungen , die 
wir Shlüglich noch in kurzen Zügen geben wollen, die Unterfchiede 
der Brovinzen und der Stände, als durch die Zufammenfehung des 
Landtags und das Wahlſyſtem einmal gegeben, zu Gtunde legen, 
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Gerade, indem wir zeigen, wie auch hier die Gegenſaͤtze, welche bie 
Berfaffung und das Wahlſyſtem feftzuhalten fich bemühen, in der hoͤ⸗ 
been Einheit gemeinfamer Gefinnungen ſich aufhoben, wie politiiche 
Anfichten, zu denen der eine ober der andere Stand, bie eine oder Die 
andere Provinz durch ihre Eigenthümlichkeiten oder ihre Stellung zum 
Ganzen und zu defien Mittelpunfte gewiffermaßen prädeftinirt ſchienen, 
dennoch der flärfern Macht der allgemeinen Bildung oder den Ein- 
flüffen der Vereinigung mit andern Elementen weichen mußten — 
gerade dadurch wird der politifche Fortfchritt, den Preußen fchon bis 
zu diefem Landtage und theilmeife auch Durch dieſen Landtag gemacht, 
recht anfchaulich werden. 

Im Allgemeinen war: das liberale Element am Stärkften in den 
Provinzen Preußen, Bofen und Rheinlande, am Schwächen 
in Brandenburg, Pommern und Sadfen vertreten; Schle⸗ 
fien nnd Weftfalen hielten die Mitte. Wenn wir die Abftimmung 
über das Vinckeſche Amendement in der Periodizitätsfrage, als den 
Ausdruck der entjchiedenen Rechtöpartei, zu Grunde legen, fo ftellte 
fih das Stimmenverhältniß der acht Provinzen, in abſteigender Linie 
von der am Meiſten liberalen zu der am Meiften Fonfervativen geord⸗ 
net, folgendermaßen *): 

Nach Prozentfägen der anmwefenden Mitglieder berechnet, ſtimm⸗ 
ten für das Amendement: 


in Poſen 883%, 
s Rheinkand 79 
s Preußen 76% 
s MWeftfalen 425 
s Schleften 42 
⸗ Sachſen 3324 


e Brandenburg. 26.6 
in Bommern nicht ganz 13. 
Nach den Ständen rangiren die einzelnen Provinzen fo: 


) Ber eine überficgtliche Anfchauung ber Abftimmungen der einzelnen Ab⸗ 
geordneten und ber daraus hervorgehenden politifchen Richtung eines Jeden zu haben 
wümnſcht, Dem empfehlen wir bie ‚, Beiträge zur Karakteriſtik des erfien Ber. Lande 
tag6’' (Leipzig, Teubner), worin anhangsweife bie 15 verfchievenen namen tli hen 
Abfimmungen tabellarifch aufgeführt und die Stimmen für und wider die Regierung 
mit verfchiebenen Farben bezeichnet find. Im Uebrigen hat diefe, ver Oppoſizion fehr 
feindfelige Schrift wenig Werth, 
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Bon fämmtlichen Anweienden flimmten für das Amendement : 


im 2. Stand: im 3. Stand: im 4. Stand: 
in Bofen 84°), in Rheinland 96%, in Rheinland 100% 
» Preußen 72 = Boten 871: = Bofen 100°, 


s Rheinland. 37%, = Preußen 77%, = Schlefien 871% 
⸗Sachſen 19 ⸗Schlefien 60 + Preußen 82 
s Weflfalen 17° = Sadjien 521%, = Brandenburg 66% 
s Pommern 8 ⸗Weſtfalen 45 > Weflfalen 64% 
s Brandenburg 3%, = Brandenburg 36 = Sachien 31 
s Schlefien 3 s Bommen 18%, + Pommern 14%; 

In allen Brovinzen zufammen endlich ſtimmten für das Amende⸗ 

ment nach Prozentfägen der Anwefenden : 
vom 2. Stand: vom 3. Stand: vom 4. Stand: 
30%, % | 58% 73% 

Wie fih das Verhältnis nach Provinzen und Ständen da flellte, 
wo es auf eine That anfam, nämlich bei den Wahlen, ift in 
dem betreffenden Kapitel angegeben und mag dort nachgefehen werben. 

Verſuchen wir endlich noch, in Furzen Zügen ein Bild der geiftis 
gen Betheiligung der einzelnen Provinzen an der Sache der Oppofi- 
zion, mit Rüdfiht auf die Eigenthümlichkeiten einer jeden derfelben, zu 
entwerfen. Wir find dazu um fo mehr berechtigt, als in der That ans 
fang8 die liberalen Elemente, wie die entgegengefeßten, ſich nur provin- 
zenweife zufammengruppirten und erft nad) und nad) die gleichartigen 
mehr auseinanderrüdten und zu Parteien verſchmolzen. 

Die rheinifche Oppoflzion war vielleicht die, welche die fertigfte 
und am Meiften felbfibewußte Anfchauung von Dem mitbrachte, was 
zu erfireben und wie e8 zu erftreben fei. Ihr Ziel war im Bolitifchen 
die Fonftituzgionelle Monarchie — ohne romantifhe Schnörfel —, das 
allgemeine freie Staatsbürgerthum ohne trennende Standesunterfchiede, 
die Auflöfung des Provinziellen in der nazionalen Einheit, eine aus⸗ 
gedehnte Theilnahme aller Klafien des Volks am Gemeinwefen durch 
wahrhaft lebensfräftige, mit allen nothwendigen Rechten ausgeftattete 
Stände; im Religiöfen die gänzlidhe Trennung der Kirche vom Staat 
und eine, dadurch allein mögliche, thatfächliche Gewiſſensfreiheit und 
allgemeine Toleranz. Alles Dies aber war für fie nicht blos ein theos 
retifches Ideal, fondern das Refultat praftifcher Anfchauung, gefchöpft 
theild aus dem eignen Gemeinwefen ihrer Provinz, wo einzelne jener 
Ideen längft zur Wirklichkeit geworden waren, theild aus den viel 
fachen Berührungen mit den freieren politifchen Zuftänden der weftlie 


490 


hen Nachbarlaͤnder. Dieſe Sicherheit und Klarheit des poliliſchen 
Gedankens war es, was der rheiniſchen Oppoſizion einen fo feſten 
innem Halt, eine fo große Kraft im Auftreten und dadurch fo ſchnelt 
ein Uebergewicht unter der liberalen Partei verlieh. Sie war es audy, 
welche in gheichem Maße die Vorträge aller ihrer großen Reiner larak⸗ 
terifiste, wie verſchieden Diefelben auch im Uebrigen fein mochten, welche 
den Reden eined Hanfemann, Bederatb, Camphaufen, 
v. d. Heydt, auch den, obfchon etwas Breiten und bofteinäten eines 
Meviifen, ja feibft denen der Redner zweiten Ranges, wie Wiven- 
beven, Flemming, Lenfing, Stedtmannn u. A., den gleb- 
hen Stempel politifcher Durchbildung aufprüdte, 

Wenn die rheinifhe Oppoſizion bei einzelnen Gelegenheiten , wie 
bei der „Deklarazion““ und den Wahlen, fi) fpaltete, fo war daran 
gewiß nicht eine Meinungsverfchiedenheit hinfichtlich des Zteles ihrer 
Beſtrebungen ſchuld, fondern nur binfihtlich des beften Weges zu 
biefem Ziel, indem die Einen entſchiedener, die Anvern vorſichtiger zu 
Werke gehen wollten, Beide, weil fie fo das gemeinfame Ziel am 
Sicherften zu erreichen glaubten. 

Ganz anderer Art und andern Urfprungs war der Liberalismus 
der Preußen. Hier waren es die Nachklaͤnge aus dem Befreiungs⸗ 
friege und der großen Zeit nad) 1807 (die ſich dort, vermöge der ifolirten ” 
Lage der Provinz, faft flärfer und unvermifchter, als irgendwo fonf, ers 
halten hatten), dazu die liberalen Schwingungen des modernen Geiftes, 
die in Königsberg — mit feiner ‚großen: filofoftichen und literariſchen 
Vergangenheit — jederzeit einen ftarfen Wiederhall fanden , endlich 
jelbit Die vorgefhobene Stellung, welche die Provinz gegen Rußland, 
gleihfam als der legte Borpoften und Schuß der Freiheit und Zivilifa« 
zion, einnahm — furz, mehr ideale Motive, welche einen gewiffen Shwung 
und Freiheitsdrang erzeugt hatten, eine ungeftüme Heftigfeit des Opponi⸗ 
rend gegen Alles, was man ber tradizionellen Miffton Preußens, der 
Aufklärung, dem Fortfchritt, dem filofofifchen Zeitbewußtſein für zu» 
widerlaufend erachtete. Zu einem raſchen Entfchluß waren: fle daber 
ſchnell bereit ; fie hätten die feindlichen Schanzen im erften Anlauf neh⸗ 
men oder auch fich mit dem Feinde in die Luft fprengen mögen; daher 
zögerten fie feinen Augenblid , als ed galt, einen Akt großartiger Ente 
fagung zu vollbringen, und wiefen den ihnen dargebotenen ,, eifernen. 
Arm“ im Drange ihrer politifchen Ueberzeugungen ohne Befinnen- 
zurück. Allein Schritt vor Schritt Dem Gegner den Boden: abzufämpfen, 
an den verfchiedenften Punkten den Angriff zu verfuchen,, bier zurüds 
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gefchlagen, von einer andern Seite her wieder vorzugehen, immer 
das Ziel feſt im Auge — dazu waren fie zu ungebuldig oder zu leicht 
durch das Mislingen des erſten Verſuchs verzagt und unmuthig 
gemacht. Es fehlte ihnen die praktiſche Erfahrung, die Kenntniß det 
Art und Weife, wie im wirklichen Leben die politifchen Verhaͤltniſſe fich 
geflalten oder wie vielmehr der Menfch fie geftalten muß. Sie ver 
trauten viel zu fehr der Macht der Ideen, der Gefinnungen, daß fie 
fih Bahn brechen follten, auch wohl dem guten Willen der Menfchen, 
daß diefer Dad ewige Recht der Ideen anerfennen, ſich ihm unterord⸗ 
nen würde. Sie taugten daher trefflih, Falanx zu bilden, wo es 
galt, durch feftes Zufammenhalten mit der Wucht der Maſſe den Kampf 
zu eniſcheiden, aber fie eigneten fich weit weniger zum Einzelkampfe, 
wo jeder Mann für fich felbft fteht und fich feinen Poften ausſucht; fie 
bedurften eines Führers, dent fie fi ganz anvertrauen fonnten, und 
ein jolcher bot fich ihnen dar in Heren v. Auerswald. Die politifche 
Role, die Herr v. Auerswald auf dem Ver. Landtage gefpielt hat, 
iſt fehr verfchieden gedeutet worden. Die Einen haben ihm Schwäche, 
Liebedienerei gegen die Krone, wohl gar Haſchen nach einem Porte⸗ 
feuille ſchuldgegeben, von anderer Seite her hat man fein Verfahren 
jo darzuftellen gefucht, ale fei es völlig im Intereffe der liberalen Sache 
und gerade durch die Außerfte Mäßigung, die er beobachtet habe, ver 
Begenpartei am Gefährlichjien gewefen. 2 

Ung fcheint, daß Auerswald infofern den Karafter feiner Landes 
leute theilt, als auch ev ein zu großes Vertrauen auf die felbftwirfende 
Macht zeitgemäßer Ideen fegt, daß er glaubt, man dürfe diefe Wirkung 
nicht Durch Weberelung ftören, ınan müfle fie vielmehr durch Mäßigung, 
durch Offenhalten möglichft vieler Wege zu gegenfeitiger Annäherung 
und Verſtändigung unterſtützen. Ob dabei auch eine gewiſſe ‘Pietät 
gegen das Königshaus und die Perfon des Königs (deffen Jugendge⸗ 
fpiele Herr v. Auerswald gewefen) mitwirfend fei, bleibe dahinge⸗ 
ſtellt. So erflären wir und Auerswalds Benehmen auf diefem Land: 
tage, fein freifinniges Auftreten in dem einen, feine vermiltelnde und 
nachgtebige Haltung in einem andern Balle, fo namentlich fein Amen» 
dement bei der Adreſſe, bei welchem er allerdings zugleich den Zwed 
haben mochte, den Triumf der Gegenpartei, die ſchon mit Siegesge: 
wißheit über das Durchgehen des Arnimfchen Antrages jubelte, zu ver 
eiteln. Seine Preußen aber folgten ihm damals theild wohl aus Kon- 
fequenz des Zufammenhaltens theils vielleicht, weil ihnen die Lage 
ber Sache im Augenblide nicht Flar genug war. Daß Auerswald 
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ſich der Deklarazion anfchloß, mochte er hauptfächlich thun, um feinen 
Einfluß nicht einzubüßen; auch fah er wohl diefen Schritt als einen 
folyen an, der ohne weitere Folgen bleiben und den Fortgang Der 
Unterhandlungen mit der Regierung nicht hindern werde*). Sein Be- 
nehmen endlich bei den Wahlen erklärt fi) ebenfalls aus dem Obenge- 
fagten. Unerklärlich dagegen iſt es, wie auch diesmal die fo entfchie- 
denen Preußen ihm folgen konnten, wo die Sache doch fo offen dalag, 
wo ed nur einer entichloffenen That bedurfte und wo ein großer Theil 
der Oppoflzion ihnen das Beifpiel ſolcher Entfchlofienheit gab. Es 
wird immer ein Räthfel bleiben, wie diefelben Männer, welche vor 
dem Beginn des Landtags mit einem Simonfchen: Ablehnen! wieder 
fortgehen wollten, am Schluß deſſelben ganz ruhig die Wahlen voll- 
ziehen konnten. | 

Die dritte Oppofizionsfalane war die pofenfche. Obgleich fie 
fih aus leicht begreiflichen Gründen nur wenig bei den Debatten be= 
theiligte, fo flimmte fie doch in allen Prinzipfragen beharrlich mit der 
theinifchen und preußifchen Oppofizion. Diefe Entfchiedenheit war um 
fo rühmlicher, als man von gewiffer Seite her nicht verfehlt hatte, Den 
Polen vorzuftellen, wie ein oppoflzionelles Verhalten ihrerfeits das 
Schickſal ihrer gefangenen Landsleute verfchlimmern könnte. Sie hatten 
aber ein beſſeres Zutrauen zu der Gerechtigkeit ver Regierung und ließen 
fich nicht einfhüchtern. Wenn fie den Wunfch der übrigen Provinzen 
nach einer Fräftigen Entwidelung der reicheftändifchen Berfafjung theil- 
ten, fo leitete fie dabei wohl der, gewiß ganz richtige Gedanke, daß 
felbft die Befonverheiten einer fremden Nazionalität unter dem Schuge 
freier Inftituzionen beſſer gewahrt find, als in den Händen einer ſelbſt⸗ 
herrlich waltenden Bureaufratie. | 

Die übrigen Provinzen hatten fo zahlreiche, feftgefchloffene und 
organiftrte Parteiungen nicht aufzuweifen. 

In Schleſien bildeten die drei Abgeordneten Breslaus, Milde, 
Tſchocke und Siebig, nebft dem Abg. von Waldenburg, Hayn, 
eine Außerfte Linke; ein anderer Theil der fländifchen Abgg. gruppirte 
ſich um die etwas mehr gemäßtgt liberalen Hirſch und Dittrich, und 


) Wir müffen übrigens hier nachträglich berichtigend anführen, daß uicht erft 
Auerswalds Vorgang die Preußen zum Unterzeichnen der Deflarazion veranlaßte, 
daß vielmehr der erfte Anlaß dazu von Bardeleben ausging, der darüber mit 
Binde (welcher allerdings ſchon früher diefe Idee gehabt und geäußert hatte) und 


. einigen rheinifchen und preußischen Abgeordneten ſprach. 


% 
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in ähnlicher Richtung faſt der ganze 4. Stand um Allnoch, Berndt 
und Krauſe. 

In Sachſen zahlte die Oppofizion im 3. und 4. Stande mehrere 
tüchtige Anhänger, aber keine Redner von Bedeutung. Auch unter 
dem Adel Hier und in Schlefien gab e8 Einzelne, die immer oder doch 
in manchen ragen zu ihr hielten; fo Graf Helldorf, v. Raven, 
v. Merdel. 

Auh Brandenburg lieferte einige gute Kräfte, fo die drei Abgg. 
Berlins, Shauß, Möwes und Knoblauch (der Lebte nament« 
lih von Gewicht in Finanzfachen), dann Grabow, Offermann, 
Anwandter, Hübler, Xohfe, Dr. Zimmermann. Die Stelle 
eines Leiters fiel hier gewöhnlih Grabow zu”). 

Aus Pommern find zu nennen: zuvördeft v. Gottberg und 
v. Hagenow, wadre Redner und entichiedene Karaktere. So⸗ 
dann Graf Schwerin und v. Puttkammer a. St. Mt Schwe⸗ 
rin ift es faft eben fo ergangen, wie mit Auerswald — man ift an ihm 
irre geworden. Schwerin hatte allerdings. im ganzen Laufe des 
Landtags zwar eine aufgeflärte, für Recht, Wahrheit und Freiheit bes 
geifterte, aber doch gemäßigte und von jedem Aeußeren ſich fern hal⸗ 
tende Gefinnung gezeigt; indeß rechnete man ihn doch zur Oppofision, 
under felbft ſtellte fich unter ihre Fahnen, indem er 3. B. bei den Ver- 
handlungen über die Rentenbanfen die fortdauernde Rechtsgültigfeit 
des Gef. v. 1820 und das daraus fließende Zuflimmungredht des Ver. 
Landtags zu allen Staatsgarantien verfocht, indem er ferner in feiner 
Berfaffungspetizion ausdrüdlid von Rechten der Stände ſprach, Die 
der König anerkennen fole. Daher fiel es ſchon auf, als Derfelbe in 
der Berhandlung über die Verfaffungsfragen plöglich fi von der Op» 
pofizion trennte und gegen das Bindefche Amendement flimmte, wel- 
ches doch eigentlich gar nichts Anderes war, als feine eigene, wieder 
aufgenommene Petizion. Roc unbegreiflicher aber erfchien fein Ber 
nehmen, al8 er in der legten Sigung fogar der Kurie empfahl, das 
Recht der Zuftimmung zu allen Anleihen aufzugeben und das Gef. 





*) Wir müffen bier einen Borgang erwähnen, der uns für wahr von einem glaub- 
würdigen Manne erzählt worben if. Bei den Wahlen wäre Grabow fchon im 
Begriff gewefen, ven Saal zu verlafien,, alfo nicht zu wählen, und Mehrere hätten fich 
angefchickt, jeinem Beifpiel zu folgen. Da wären aber fogleich die mitanweſenden ho⸗ 
hen Beamten auf ihn losgeflürzt und hätten Ihn durch Bitten und Zureben vermocht, 
zu bleiben, - 
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v. 1820 in dieſem Sinne felbfi zu andern. Soger fein fletö getreuer 
Anhänger Buttfammer trennte fich hier von ihm. Schwerins Hals 
tung vor und bei ben Wahlen Tonnie nad) jenen Borgängen nit mehr 
überrafshen. Wenn wir recht urtheilen, fo hat Schwerin fi durch eine 
gewifie Weichheit des Gefühle, durch Die Scheu vor ernften Konfliften, 
endlich ebenfalls durch ein zu großes Vertrauen auf den guten Willen 
der Regierenden zu diefer Nachgiebigkeit beftimmen laſſen. Auch er 
glaubte, daß Durch einen Konflikt mit der Stone die glüdfiche Entwicke⸗ 
lung des öffentlichen Lebens gefährbet ſei, auch er hoffte, bei weiſem 
Maßhalten von Seiten ber Oppoflzion, ein freiwilliges Entgegenkom⸗ 
men von der andern Seite. Wir wollten und freuen, wenn feine Hoff- 
nung einträfe, aber wir fürchten, er Hat umfonft gehofit, er hat zu 
fehr vertraut. ‚Vertrauen erwedt wieder Vertrauen!’ Das ifi al« 
lerdings, wie der König in der Thronrede fagte, ein fchönes, ein kö⸗ 
nigfiches Wort, allein Der, welcher diefed Wort zuerſt ausfprach *), 
bewies feinem Volle wirkliches Bertrauen durch Verleihung einer wah⸗ 
ren Tonftitugionellen Berfaffung ; darum durfte er Vertrauen forvern, 
und es warn ihm auch zu Theil. Kann aber bie fogenannte Berfaffung 
vom 3. Febr. Vertrauen erweden? Vielleicht wird Schwerin, ent 
täufht, beim nächſten Landtage zur Oppofizion zurüdfehren und, mit 
ihr, wieder feine Sache nicht auf Vertrauen, fondern auf das gute 
Recht fielen. | 
Weftfalen hat etwa ein Biertelbundert freifinniger Männer zur 
Dppofizion geftellt, darunter aber nur fehr wenige Sprecher und nur 
einen wirklich hervorragenden. Aber diefer Eine war auch ein Löwe. 
Daß Herr v. Binde ber glänzendſte, gewaltigfte und von den Geg⸗ 
nern der Oppofizion am Meiften gefürchtete Rebner des ganzen Land⸗ 
tags war, darüber ift wohl fein Zweifel ; ebenfowenig darüber, daß er 
als folcher ver Sache der Oppofizion, der Sache des Fortfchritts, we⸗ 
fentliche Dienfte geleiftet. Ex hat mit den Bligen feines Wibes und dem 
Donner feines Zornes die verdumpfte Athmofphäre des büreaufrati- 
[hen Staates etwas gereinigt; er hat, wie fein Anderer (Hanfe- 
mann etwa ausgenommen) den Miniftern den Mantel ihrer Untrüg- 
lichfeit und Beamtenhoheit von der Schulter geriffen und fle der Welt 
in ihrer Blöße gezeigt; er hat mit nüchterner Hand al den romanti⸗ 
ſchen Aufpug zerftärt, womit man die Lücken und Schäden des morfchen 
Staatsgebäudes überdeckt; er endlich war ed, der Immer und überall 


) Der jetzige König von Sachſen, damaliger Prinz Mitregent, im J. 1831. 
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den Rechtspunkt in Den Vordergrund ſtellte, als dad umverrügtbare Ziel, 
auf welches hin may feuern mäfle. Vincke war gleichſom der Mauer 
brecher, ber wie faindlichen Verſchanzungen niederwarf und den nach⸗ 
dringenden Bundesgenoſſen Bahn brach. So lange es noch niederzu⸗ 
reißen, zn erobern geben wird, jo lange wird Binde auch der Buudas- 
gemofle der Oppofizion, und ein unfchägbarer, ſein. Ob er ſich auch 
Dann noch wit ihr nerftehen wird, wenn man von dem allgemeine 
Zielpunkt bes jegigen Kampfes, ner Erringung eines vertragsmaͤßigen 
Rechtézuſtandes überhaupt, zu dem ſpeziellen Fragen über Die Art die 
ſes Rechiszuftandes übergehen wird — Das wirb ſich erft zeigen müſ⸗ 
fen. Wir fürchten allerbings, daß baum Die Wege Bindes und der 
meiften übrigen Barteigänger der Oppoſtzion ziemlich weit auseinander⸗ 
gehen werden, Binde hat flarke Idioſynkraſten gegen das konſtitu⸗ 
zionelle Syſtem; er hat dieſe öfter aufgefprochen und bat es gar 
nicht Hehl gehabt, daß die Hinneigung der Rheinländer zu dem engli⸗ 
fhen und franzöfifchen Konftituzionalismus ihm zuwider ſei. Binde 
Hat ferner mitunter eine fonderbare Vorliebe für provinzielle Abfondes 
zung und ein flarfes ariftofratifches Selbftgefühl verrathen. Alles Dies 
Könnte ihn früher oder fpäter leicht mt den Anfichten feiner febigen po⸗ 
Hitifchen Freunde in ernftliche Konflikte bringen, und dann Dürften Diefe 
einen eben fo gefährlichen Gegner an ihm finden, als fie jegt einen ges 
wichtigen Bundesgenoflen an ihm gehabt haben. Doch — bis dahin 
iſts jegt noch weit, und, fo lange ed nur noch die erften Grundlagen 
eines Berfafungszuftandes zu legen gilt, wid Binde hoffen 
immer in den Reiben der Oppoftzion fampfen. 


— 





Die Stellung der Herrenfurie zu den oppoſizionellen Beftres 
bungen in der Ständefurie haben wir im 25. Kapitel ausführlich ger 
ſchildert. Wir Haben dort die Fleine Zahl ehrenwerther Männer Tennen 
gelernt, welche, Die wahre, zugleich aͤcht monardhifche und volksthüm⸗ 
liche Stellung eines preußifchen Oberhaufes richtig erfennend, auf die 
Herftellung eines geficherten Berfaffungszuftandes mit allen Kräften 
hinfttebten, aber auch die Davon fehr verfchiedenen Anfichten eines ans 
dern Theils der Kurie, der es vorzog, der Schweif des Hofes und ber 
aunterthänige Diener ver Machthaber zu fein. Wenn mandye freifinnige 
Debatten und Abftimmungen der Herrenkurie am Anfang des Landtags 
die Hoffnung erwedten, daß diefe hohe Verſammlung in ihrer gro⸗ 
sen Majorität das Lebendige Bewußtſein ihrer edlen und fchönen Auf- 
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gabe habe, in Acht Eonfervativem Sinne ein Organ des vernünftigen 
Geiſtes des Volkes und des öffentlihen Meinung zu fein, fo mußte 
ſchon bei den fpätern Verhandlungen derſelben — über das Petizions⸗ 
echt, das Befcholtenheitsgefeb , die Rentenbanken, die Oftbahn, das 
- Sudengefeg — diefe Hoffnung mehr und mehr ſchwinden. Zwar zeigte 
fich bei den Berfaffungsfragen wieder hier und da eine überrafchende 
und jedenfalls der Regierung felbft eben fo unerwartete als uner⸗ 
wünfchte freifinnige Majorität; allein das diftatorifche Auftreten Der 
Hofpartei, die almälige Herabfliimmung der Oppofizion und ihr end⸗ 
liches Sichbeugen vor dem Zauber des fouveränen Willens — dies 
Alles bewies, daß man hier noch weit entfernt ſei von jenem fo oft an» 
gerufenen Mufter des Landes voll angeftammter Erbweisheit, wo einft 
die folgen Barone des Oberhaufes die Erften waren, weldhe dem 
Lande verfafiungsmäßige Rechte und Freiheiten von der Krone er: 
fämpften. 


Was wird nun werden? Wann wird auf dieſen erften preußischen 
Keichstag ein zweiter folgen? Und in welches Stadium wird dann die 
Berfafiungsfrage getreten fein? Das find die Fragen, die gewiß Jeden 
befchäftigen, der mit Interefie der Gefchichte des erften Ber. Landtages 
gefolgt ift. 

Die Regierung — fo belehrt und ein anderweiter Art. der Allg. 
Preuß. Ztg. (in Nr. 240) — gebt damit um, einen Ausweg zu finden, 
‚welcher, ohne die Berufung ded Ber. Landtags an den Kalender zu 
binden, diefe Berufung aus innern Gründen des Bedürfniſſes und der 
Zwedmäßigfeit fo oft herbeiführen werde, ald e8 das wahre Intereffe 
der Krone und der Nazion erheiſche“. 

Ferner werde ſie erwägen: „wie den billigen Wünfchen der Stände, 
daß der Thätigfeit des Ver. Landtags ein Ziel angewiefen werde, wels 
yes mit derjenigen der Ausfchüffe und der Provinziallandtage weniger 
kollidire, als jegt, entfprochen werden könne, ohne Die VBerhältniffe 
der Krone zu den Ständen wefentlich zuverändern‘. 

Regelmäßige, d. h. in vorausbeftimmten Friften wieder: 
fehrende allgemeine Zandtage (wird weiter dort gejagt), wohl gar all- 
jährliche, würden zwecklos fein, denn was follten fie thun, womit foll- 
ten fie fich befchäftigen? Da, wo jährliche Parlamente wären, wie in 
England, hätten Diefe die Budgetbewilligung. Eine folche den preus 
Bifchen Ständen einzuräumen, fei aberunmöglich ; damit würde „Alles, 
was bisher Preußens Stärke ausgemacht hat, Heerverfaffung, Steuer: 
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»erfaffung u. f. w., umgervorfen werben”. Man vürfe ‚die Eigen: 
thümlichkeit der Berhältniffe Preußens“ nicht vergefien, nicht verfuchen, 
‚weder Bergangenes wiederherzuftellen, nodı Fremdes nachzuahmen, 
noch nad) unausführbaren Idealen zu trachten“. on 

Wenn Dies das Programm der Regierung iſt hinſichtlich Defien, 
was fie auf die Bitten der Stände thun will — und ber unverkennbar 
offizielle Urfprumg des Art. laͤßt Solches vermuthen —, fo fieht es frei- 
lich mit den Hoffnungen auf eine exfprießliche Fortbildung des Verfaſ⸗ 
fungswerfes fehr traurig aus. Wan wird alfo abermals etwas Halbes 
geben, Etwas, was ebenſowenig lebensfähig und von Danerfein kann, 
als die Berfaffung v. 3. Febr. in ihrer gegenwärtigen Geftalt; man 
wird den Zuftand der peinlichen Ungewißheit, der Ungeduld, der Auf: 
vegung der Gemüther abermals verlängern; man wird Konflikte mit 
den Ausfchüffen, mit ven Provinziallandtagen zu beftehen haben, wird 
vielleicht dann abermals einen Ber. Landtag berufen, der wieder ebenda 
anfangen muß, wo der jegige geendet; man wird fich, die Stände, das 
Land in unnügen, aufreibenden Kämpfen und Erperimenten erfchöpfen, 
wird herrliche Kräfte und koſtbare Zeit, die dem Lande wuchern könnten, 
nutzlos vergeuden, und wird doch am Ende zu der Einficht gelangen, 
daß alles Sichfträuben und Jaudern vergeblich ſei, daß man thun müſſe, 
was die Vernunft der Dinge, was das Har vorliegende Berürfniß ge 


‚bieterifch heiſcht. Wann wird man dod endlich aufhören, dem Volle 


einreden zu wollen: die ,, Eigenthämtichheit ’’ ‘Preußens vertrage Ein- 
richtungen nicht, welche anderwärts ſich wohlthätig erwiefen haben und 
welche in den allgemeinen Geſetzen der menfchlihen Ratur und des ges 
ſellſchaftlichen Zuſammenlebens ihre tiefe Begründung finden? Als im 
Jahre 1807 die großen Staatsmänner Preußens Hand anlegten, um 
die gefammten beftehenden Berhäftnifie bis auf ihre tiefften Grundlagen 
umzugeftalten, da hätte wohl auch ein Aengſtlichẽr ihnen zurufen mds 
gen: die Eigenthümlichfeit des Staats vertrage Das nicht! Aber jene 
kühnen und weifen Reformatoren gingen von dem ganz richtigen Grund« 
faße aus, daß Das, was mit den allgemeinen Gefegen der menfchlichen 
Natur und des Staatslebens im Einklang fei, für jeden Staat paſſen 
müſſe, nd daß eine Eigenthüämtichkeit, welche Solches nicht vertrage, 
feine natürliche, gejunde, fondern nur eine #nftliche und „angekraͤn⸗ 
felte’‘ fei, die man eben fo bald als möglich umgeftalten müffe, um den 
innerften Fern des Staates vor Berderbniß zu konſerviren. Möchte 
doch dieſe a4chtkonſervative Gefinnung bei den jegigen Lenfern 
Preußens Nachahmung finden! Der Landtag hat ihnen eine große 
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Lehre hinterlaffen; er hat ihnen gezeigt, daß der Kern des preußiſchen 
Volkes durch und durch konſervativ injenem Sinne ſei; daß er 
einen Umfturz, ein Ueberflürzen nicht wolle, wohl aber einen entfchie- 
denen Fortfchritt zur rechten Zeit und auf die rechte Weife. 
Einem ſolchen Bolte kann man unbedenklich den vollen Genuß freier 
Staatdeinrichtungen gewähren ; gefährlich aber würbe es fein, Dafielbe 
mit halben und verftümmelten Zugefländniffen oder wohl gar mit Täu- 
ſchungen binhalten zu wollen. ‘Der entſcheidende Schritt aus dem a b⸗ 
foluten in den Berfaffungsftaat muß geihan werden — dar- 
über fann nad den Verhandlungen dieſes erfien Reichstags Fein Zwei⸗ 
fel mehr fein, und es iſt eine ebenfo traurige, als gefährliche Selbft- 
täufchung , wenn man noch immer ſich einbildet, man Fönne fi mit 
dem Schaufpiel freifinniger Inftitugionen umgeben und doch dabei den 
Kern des abfolutifiichen Regiments unangetaftet erhalten, man Fönne 
Die Vortheile dieſer Inftitugionen genießen, ohne fich in Die Befchränfungen 
zu fügen, die fie dem perfönlichen Belieben auferlegen. Je fpäter man 
fi zu dieſem Schritte entſchließt, vefto fehwieriger wird er; je länger 
. man die Gabe verfchiebt, defto mehr wird fie den Werth einer freiwil- 

ligen verlieren, wird ald eine abgebrungene erfcheinen. Man rühmt 
ſich hoͤhnend, der Oppoſizion gegenüber: Die Regierung fei nidyt in 
Bedraͤngniß und brauche fich daher nicht Bedingungen vorfchreiben zu 
laſſen. Wir wollen dahingeftellt fein Lafjen, ob der Moment einer fols 
chen Berrängniß, zunächſt im Punkte der Finanzen , nicht vielleicht naͤ⸗ 
ber fei, als man das Bolt und die Welt glauben machen will; aber, 

wäre Dem auch nicht fo — it es wohl weife von einer Regierung ge- 

handelt, Die Befriedigung der gerechteften Wünfche bes Volkes fo Lange 

hartnaͤckig zu verfagen, bis fie in Bedrängniß iſt? Sole Grund- 

füge find wahrhaftig nicht konſervativ, fondern vielmehr deſtruktiv, 

revolugionär, ja! revoluzionär, denn fie fäüen den Samen von Revolu: 

sionen, fie provoziren faft gewaltfam das Volt, fi) Das zu erzwingen, 

was man feinen gemäßigtften und inftändigften Bitten hoͤhnend ver: 

weigert. Durch ſolche Grundfäge ift fchon manches Land und manche 
Regierung in Verwirrung und Unglüdigeftürzt worden. Möge Preu: 

ßens guter Genius es vor einem ähnlichen Schiefale befchügen ! 


Berihtigungen. 
S. 227 in ber Rote muß e6 heißen, flatt: im 8. Bande — im 7. Bande, 
Dei der — bee von beiden Kurien angenommenen Petizionen iſt irriger⸗ 
weiſe die wegen Erlaſſung einer Militäͤrkirchenordnung übergangen worden. 


se 
Drud von Breitkopf und Haͤrtel in Leipzig. 


